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Die Hauptwerkſtatt für Poſtkraftwagen in Berlin⸗Borſigwalde. 
Vom Geheimen Poſtrat (Reichspoſtminiſterium) Ihle in Berlin. 


Früher war es bei der Reichspoſtverwaltung üblich, die auf Überlandlinien 
und in Städten laufenden Kraftwagen durch die Lieferer auf Grund lang— 
friſtiger Verträge inſtandhalten zu laſſen, die einer weitgeſteckten Lebensdauer der 
„Fahrzeuge angepaßt waren. Im Frieden, wo die Unternehmer im allgemeinen mit 
gleichmäßigen Löhnen und Preiſen der Fahrzeugerſatzteile rechnen konnten, wickelte 
ſich das Verfahren glatt ab, unter dem Einfluſſe des Krieges aber traten mit der 
zunehmenden Teuerung auf allen Gebieten immer läſtigere Weiterungen ein, die 
ſchließlich dazu führten, daß die Reichspoſtverwaltung in den Jahren 1917 und 
1918 die einzelnen Verträge löſte und die Inſtandhaltung der Fahrzeuge ſelbſt 
übernahm. Mitbeſtimmend dafür war allerdings auch die nach Kriegsende in 
Ausſicht genommene ſtarke Erweiterung des reichseigenen Kraftwagenparks auf 
Überlandlinien und vornehmlich in Städten. Wollte die oberſte Poſtbehörde mit 
dem Ausbau der Kraftwagennetze raſch vorankommen, ſo mußte ſie ſich völlige 
Bewegungsfreiheit nach allen Richtungen verſchaffen und Feſſeln, wie ſie ver— 
n Vereinbarungen nun einmal mit ſich bringen, unbedingt abſtreifen. 
Dazu ließen die Verhältniſſe in anderen ſtaatlichen Kraftwagenbetrieben erkennen, 
daß die Selbſtunterhaltung bei umfangreichem Verkehr auch aus rein wirtſchaft— 
lichen Rückſichten vorzuziehen iſt. Über die Grundzüge der neu zu ſchaffenden 
Ordnung konnte kein Zweifel herrſchen, es waren vorzuſehen: eine Haupt— 
werfftatt, in der alle Fahrzeuge des Reichspoſtgebiets in regelmäßigen Zwiſchen— 
räumen nach Verrichtung einer gewiſſen kilometriſchen Leiſtung (ähnlich wie bei 
Eiſenbahnwagen) in allen ihren Teilen durchzuprüfen und ſorgfältig wieder zu— 
ſammenzuſetzen ſind, und kleinere Nebenwerkſtätten in den einzelnen Stadt— 
betrieben und an den Stützpunkten der Überlandlinien für die laufenden unbedeuten- 
deren Ausbeſſerungen. Für beſonders umfangreiche ſtädtiſche Anlagen und für eine 
Reihe zweckmäßig zu vereinigender Überlandbetriebe ſollen daneben zur Entlaſtung 
der Hauptwerkſtatt und zur Vermeidung zeitraubender Eiſenbahnbeförderungen 
gewiſſe günftig gelegene Nebenwerkſtätten für die Vornahme größerer Jnitand- 
ſetzungen ausgebaut, d. h. in ihrem Arbeitsfeld erweitert werden. 

Bei der Auswahl des Ortes für die Hauptwerkſtatt mußte Berlin ſelbſt mit 
1 teueren Preiſen für Grund und Boden von vornherein ausſcheiden, auf 
er anderen Seite durfte man ſich aber von der Reichshauptſtadt nicht weit 
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entfernen, weil keine Stadt ſo viel Poſtkraftwagen aufweiſen würde, wie gerade 
Berlin, und weil ſich bei der Wahl einer anderen der in Betracht kommenden 
Großſtädte die Beförderungsverhältniſſe auch für einen Teil der übrigen Städte 
mit ſtärkerem Kraftwagenverkehr ungünſtig verſchoben hätten. So wurde denn 
im März 1918 ein der Grundrenten. Geſellſchaft i in Berlin gehöriges, rund 23000 qm 
großes, recht günſtig gelegenes Grundſtück in Hakenfelde bei Spandau von der 
Reichspoſtverwaltung erworben. Von den nach den Bauplänen zu machenden 
Geſamtaufwendungen in Höhe von 3375000 Mark waren 235000 Mark auf 
den Grunderwerb zu rechnen. Der Bau ſelbſt mußte zurückgeſtellt werden, weil 
ſich nach der inzwiſchen eingetretenen Anderung der Kriegslage zunächſt eine Prüfung 
dahin empfahl, ob nicht etwa nach Stillegung der Rüſtungsbetriebe ein bisher 
vom Reiche zu Heeres und Rüſtungszwecken benutztes, für die Einrichtung der 
Hauptwerkſtatt ſich eignendes Gebäude zur Verfügung geſtellt werden konnte. 
Zur Erwerbung einer ſolchen Anlage bot ſich ſehr ſchnell inſofern eine günſtige 
Gelegenheit, als ein der Heeresverwaltung gehöriges Fabrikgrundſtück: die Heeres⸗ 
werkſtatt für Zugmaſchinen, im Norden von Groß-Berlin, und zwar in Borſig⸗ 
walde, mit ſämtlichen Baulichkeiten, Maſchinen, Werkzeugen und Vorräten infolge 
Auflöſung des Betriebs frei wurde. In wenigen Tagen kam eine Einigung mit 
der Generaldirektion der Heereswerkſtätten dahin zuſtande, daß das im Vergleich 
mit Hakenfelde um 8 km dem Mittelpunkte Berlins näher gelegene, 25 532 qm 
große Grundſtück einſchließlich aller Baulichkeiten zum Preiſe von 1 190 000 Mark 
in den Beſitz der Reichspoſtverwaltung überging. Die Geſamtkoſten für den 
Erwerb und die notwendige Erweiterung der Fabrikanlage (650 000 Mark) blieben 
mit 1 840 000 Mark bedeutend hinter den Koſten zurück, die für die Schaffung 
einer ſolchen Werkſtatt in Hakenfelde aufzuwenden geweſen wären, zumal da ſich die 
nur überſchläglich mit 3 375000 Mark errechneten Koſten unter den fortgeſetzt 
ſteigenden Löhnen und Preiſen in Wirklichkeit entſchieden noch höher geſtellt hätten. 
Die geſamte Anlage iſt auf Verlangen der Heeresverwaltung bereits Anfang 
März 1919 von der Reichspoſtverwaltung übernommen und der Betrieb mit rund 
150 Arbeitern ohne Unterbrechung weitergeführt worden. 

Das Grundſtück liegt in unmittelbarer Nähe des Bahnhofs Eichhornſtraße an 
der Strecke Berlin Velten in der mit allen üblichen Zu- und Ableitungen ver— 
ſehenen Breitenbachſtraße. Ein Gleisanſchluß verbindet es mit dem Güterbahnhof 
Tegel. Der nebenſtehende Lageplan zeigt auf der weſtlichen Seite des Grundſtücks 
eine Kopf⸗ und eine Seitenrampe (18 und 19), einen Kran von 2X 11 t Trag- 
kraft (20) ſowie eine Gleiswage (17). Unmittelbar am Straßeneingang liegt das 
Verwaltungsgebände (1). Die Räume zu ebener Erde ſollen in einen nur Werk 
angehörigen zugänglichen Erfriſchungs⸗ und Speiſeraum umgewandelt werden; im 
2. Geſchoß iſt die Verwaltung mit Kaſſe, Regiſtratur, Schreibſtube untergebracht, 
während das 3. und J. Geſchoß 5 Dienſtwohnungen enthalten: für einen mittleren 
Poſtbeamten, den Werkmeiſter, den Schmiedevorarbeiter, den Hauswart und einen 
Pförtner. Man kann das Werk ſowohl vom Verwaltungsgebäude als auch un— 
mittelbar von der Straße betreten, muß aber ſtets durch die Pförtnerſperre gehen, 
wo ſich außer einer Brückenwage (16) die Kontrolltafeln der Arbeiter und die 
größeren Feuerlöſchgeräte befinden. Im Arbeiterwohlfahrtsgebäude (3) liegen im 
Erdgeſchoſſe der Speiſeraum für die Belegſchaft, im Obergeſchoſſe die Wafch- und 
Ankleideräume. Die Halle 2 mit rund 2 100 qm Fläche iſt für den Wagenkaſtenbau 
beſtimmt und ſoll die Tiſchlerei, die Stellmacherei, die Holzbearbeitungsmaſchinen, 
die Lackiererei, die Sattlerei und ſpäter auch die jetzt in der Hanpthalle 4 (i) 
untergebrachte Klempnerei aufnehmen. Der Halle 2 vorgelagert iſt die Heizanlage (5), 
die mit Niederdruckdampf arbeitet, die Baulichkeiten 2, 3, 4 heizt und auch für 
Kochzwecke ſowie zur Warmwaſſerbereitung ausgenutzt wird. 

Die Halle 4, der wichtigſte Teil der Anlage, weiſt einen Flächeninhalt von insge⸗ 
ſamt 3 500 qm auf und beſteht aus einem NEN! von rund 2250 qm ſowie den 
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niedrigeren, ſich in ganzer Ausdehnung den beiden Längsſeiten anſchließenden Vor⸗ 
bauten. Durch zwei Säulenreihen, die Dach und Kranbahn tragen, iſt das Mittel 
ſchiff wieder in 3 Schiffe geteilt. Im mittleren Teile bewegt ſich der Verkehr; in 


Die Hauptwerkſtatt für Poſtkraftwagen, 
Berlin⸗Borſigwalde, Breitenbachſtraße 24 —28. 
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den Seitenteilen find 33 Arbeitsſtände — davon 5 mit Gruben — für die Fahr- 

91 angeordnet. Auf einer längeren Arbeitsgrube im Mittelteil der Halle werden 

ie Wagen für die Probefahrt vorbereitet und, falls ſich noch Fehler herausgeſtellt 

haben, nachgearbeitet. Legt man bei glatt laufendem Betrieb und bei aufgefülltem 

Lager an Erſatzteilen für eine gründliche Inſtandſetzung eines Wagens 6 bis Wochen 
1* 
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Der Arbeitsgang tit folgender. Soweit die Worvrirtn der einneleferten Fahr- 
zeuge nicht ſchen beider Reinigung in der Halle: heruntergebeben int werden me in der 
Halle J unter dem trane von den netten gogenemmen, dann nach der Halle 2 befördert 
und dort don Stellma ern, Tiſchtern. wre. Lackterern Klemenern und Sattlern be⸗ 
arbeitet. Die F braeſtee ſeleſt werden von Hand auf freie Stande geſchoben und bier 
in die a zertsat. In der mh an der ot: en Innenwand binter den Standen 
entlang nehenden Tellſcbid derei werden Getrieb ok pten, Hinter- und Vorderachſen 
ſewie Steuerungsteile nattgeſeben, wabrend die Motoren in der besonderen Motor- 
ſhlöſſerei * auseinandergenemmen werden. Nach Reintgung der Einzelteile von 
Schmutz und Olrückſtanden in der Nofoweret 21 lärt ſcch erſt erkennen, welche 
Stücke als abgenutzt auszuſcheiden haben und welcde aus zubeſſern Ind. Die 
Motoren kommen nach dem Ziſammenbiu in den Prufraum , werden dort 
unter Velaſtung erèerobt und auf jrarjamſten Verbrauch eingeſtellt. Die Dreberei (s] 
enthält die erforderlichen Werkzeuamaſchenen mit Prupvenantrieb durch 4 Motoren. 
Nur die ſchweren Drehbanke und Bohrwerke, Stanzen und Vrefſen liegen in der 
Haubthalle. Fur die Sbmiede (a) und 2 Tower, Glubofen, Härtefeuer, 
Schweitzerei, Kupfer'chmiedeberd, Feder teuer, 2 Transmiſſtionsbämmer und J Luft— 
bammer vargeſeben. Iſt der Rahmen in der Schmiede gerichtet, nachgentetet oder 
verſtarkt, ſo werden der Motor und die ubrigen Haupttetle in ihn wieder ein: 
gebaut. Kübler, Kotflügel, Rohre ww. ſind in der Klemunerei inſtandgeſetzt. 
Danach wird der Wagen einer Fahrerobe unterworfen und dann erſt mit dem 
n verſehen 

Das Büro des Betriebsingenieurs befindet ſich im Teil à der Haupthalle; 

die Raume /. F. h dienen der Bearbeitung, Lagerung und Ausgabe der Werkzeuge. 

An der Nordarenze des Grundſtäcks entlang ziehen ſich die maſſiven Gebäude 6 
und 7. Erſteres mit 2 Stockwerken und Boden weiſt eine Grundfläche von 369 qm 
auf und dient als Lagerhaus; letzteres iſt nur einſtöckig und ſoll ebenfalls für 
Lagerzwecke benutzt, daneben aber noch als Unterſtelraum fur den Betriebswagen 
det Werkſtatt hergerichtet werden. Fertige oder angelieferte, aber noch nicht ſo— 
gleich zur Bearbeitung kommende Wagen finden im Schuppen 8 Platz, wo ſich 
auch die Lager fur Stabeiſen und Solz befinden. Zur Unterbringung von Neben: 
gerät aller Art dienen die Schuppen 9 und 10. Zu erwähnen iſt noch das von 
früher herrührende elektriſch . Horizontalgatter, eine Anlage, die zwar 
unter den veränderten Jerhaältniſſen nicht betrieben wird, aber nicht beſeitigt werden 
ſoll, da fie ſich hin und wieder nützlich erwieſen bat. 

Wieviel an Arbeitskräften vorhanden I und wie Ne ſich auf die Verwaltung 
und auf den Betrieb verteilen, gebt aus der nachſtehenden Überſicht hervor. 


Arbeitskräfte im Verwaltungsdienſte. 


| hoherer Beamter (Regierungsbaumeiſter), 

4 mittlere Veamte (Stellenvorſteher, Kaſſenführer, . des Lohn- 
büros, Lagerverwalter), 

Juntere Bente (Pförtner, Kraftwagenführer, Hauswart, Schaffner im 
Betriebsbüro), 

I maunliche Beamtenaushelfer, 

S weibliche Veamtenaushelferinnen, 

2 männliche Aushelfer im unteren Veamtendienſt. 
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Techniſche Arbeitskräfte. 
1 Betrieĩbsingenieur, b 
1 Techniker, 
1 Meiſter. 
| Gelernte Arbeiter. 
36 Schloſſer, 
7 Dreher, 
16 Schmiede, 
I Klempner, 
| Elektromonteur, 
> Tiſchler, 
1 Zimmermann, 
2 Sattler, 
1 Lehrling. 


Angelernte Arbeiter. 
Bohrer, 
Hobler (Fräſer), 
Zuſchläger, 
Schleifer, . 
Anſtreicher. 
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Ungelernte Arbeiter. 
27 Arbeiter, Ä 
I Pförtner (ſpäter Poſtbote), 
2 Schenerfrauen. 


Als eine endgültige, dem tatſächlichen Bedarf genau angepaßte en darf 
ſie nicht eee werden, es ſind vielmehr noch mancherlei Verſchiebungen nötig, 
die ſich nach Lage der Verhältniſſe nur allmählich vornehmen laſſen. Dem Tech⸗ 
niker bietet die Anlage, wie ſie kurz beſchrieben iſt, erklärlicherweiſe nichts Neues, 
er wird ſich ſogar in mancher Beziehung an der Anordnung der einzelnen Be— 
triebszweige ſtoßen. Zu berückſichtigen iſt aber, daß es ſich um die Nutzbar— 
machung vorhandener Räume und beſtehender Einrichtungen für einen anders 
gearteten, wenn auch verwandten Betrieb handelt, und daß Umbauten zur Ein— 
ſchränkung der Koſten ſoweit als möglich vermieden werden mußten. Zurzeit 
werden in der Hauptwerkſtatt rund 130 Fahrgeſtelle (Zweitonner) aus den Feld— 
beſtänden inſtandgeſetzt, die nach Fertigſtellung den Stadtbetrieben überwieſen 
werden ſdllen. Daneben verfügt die Reichs⸗Moſt⸗ und Telegrapheuverwaltung 
über insgeſamt 321 Kraftfahrzeuge, und zwar über 

98 vierrädrige ee 

168 dreirädrige » 

55 vierrädrige Benzinwagen. 
Dazu treten außer den vorgenannten 130 Benzinwagen für den Stadtbetrieb 
im Laufe der nächſten Monate mindeſtens 100 Perſonenomnibuſſe als Anfang 
der Wiedereinrichtung und Neuanlegung von Aberlandlinien ſowie eine noch nicht 
genau feſtſtehende Zahl des im ganzen auf 200 bemeſſenen Bedarfs an Drei. 
tonnern für Telegraphen⸗ und Fernſprechbauzwecke. Vorläufig iſt die Haupt— 
werkſtatt noch der Ober⸗Poſtdirektion Berlin ſelbſt angegliedert, es wird aber er⸗ 
wogen, fie ähnlich wie das Poſtfuhramt in Berlin zu einem beſonderen Verkehrs» 
amt auszugeſtalten. Die kleinen Werkſtätten außerhalb Berlins ſind mit den 
Poſtämtern im Orte verbunden, unterſtehen mithin den Poſtamtsvorſtehern und 
gelten wirtſchaftlich als »Hilfsbetriebe«. Zur Erzielung der erforderlichen Einheit⸗ 
lichkeit läßt das Reichspoſtminiſterium einen alle Einzelheiten umfaſſenden Normal- 
plan über die Anlage und innere Einrichtung ſolcher Nebenwerkſtätten anfertigen, 
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zugrunde, ſo können an jedem Stand im Jahr 8 Wagen fertiggeſtellt werden, 
an 33 Ständen danach rund 260. Vorausſichtlich genügt es, wenn die Fahr— 
zeuge alle 2½ Jahre zwecks gründlicher Inſtandſetzung in die Hauptwerkſtatt ge— 
bracht werden; ſie reicht mithin für 650 Fahrzeuge aus. Wird dieſe Zahl über— 
ſchritten, ſo läßt ſich die veiſtungsfähigkeit obne weiteres durch Anbau an die 
Halle nach Norden in dem durch punktierte Linien gekennzeichneten Umfang um 
50 v. H. ſteigern (rund 1000 Fahrzeuge). 

Der Arbeitsgang iſt leder Soweit die Wagenkaſten der eingelieferten Fahr— 
zeuge nicht ſchon bei der Reinigung in der Halle? heruntergehoben find, werden fie in der 
Halle 4 unter dem Krane von den Geſtellen abgenommen, dann nach der Halle 2 befördert 
und dort von Stellmachern, Tiſchlern, Glaſern, Lackierern, Klempner und Sattlern be— 
arbeitet. Die Fahrgeſtelle ſelbſt werden von Hand auf freie Stände geſchoben und hier 
in die Hauptteile zerlegt. In der ſich an der öſtlichen Innenwand hinter den Ständen 
entlang ziehenden Teilſchloſſerei werden Getriebekaſten, Hinter- und Vorderachſen 
ſowie Steuerungsteile nachgeſehen, während die Motoren in der beſonderen Motor: 
ſchloſſerei (A) auseinandergenommen werden. Nach Reinigung der Einzelteile von 
Schmutz und Olrückſtänden in der Abkocherei (21) läßt ſich erſt . welche 
Stücke als abgenutzt auszuſcheiden haben und 99 7 auszubeſſern ſind. Die 
Motoren kommen nach An Zuſammenbau in den Prüfraum (“), werden dort 
unter Belaſtung erprobt und auf ſparſamſten Verbrauch eingeſtellt. Die Dreherei (d) 
enthält die erforderlichen Werkzeugmaſchinen mit A durch 4 Motoren. 
Nur die ſchweren Drehbänke und Bohrwerke, Stanzen und Preſſen liegen in der 
Haupthalle. Für die Schmiede (4) find 2 Doppelfeuer, Glühofen, Härtefeuer, 
Schweißerei, Kupferſchmiedeherd, Federfeuer, 2 Transmiſſionshämmer und 1 Luft— 
hammer vorgeſehen. Iſt der Rahmen in der Schmiede gerichtet, nachgenietet oder 
verſtärkt, ſo werden der Motor und die übrigen Hauptteile in ihn wieder ein 
gebaut. Kühler, Kotflügel, Rohre uſw. ſind in der Klempnerei inſtandgeſetzt. 
Danach wird der Wagen einer Fahrprobe unterworfen und dann erſt mit dem 
Wagenkaſten verſehen. 

Das Büro des Betriebsingenieurs e ſich im Teil a der Haupthalle; 
die Räume /. g. h dienen der Bearbeitung, Lagerung und Ausgabe der Werkzeuge. 

An der Nord dgrenze des Grundſtücks entlang ziehen ſich die maſſiven Gebäude 6 
und 7. Erſteres mit 2 Stockwerken und Boden weiſt eine Grundfläche von 309 qm 
auf und dient als Lagerhaus; letzteres iſt nur einſtöckig und ſoll ebenfalls für 
Lagerzwecke benutzt, daneben aber noch als Unterſtellraum für den Betriebswagen 
der Werkſtatt hergerichtet werden. Fertige oder angelicferte, aber noch nicht ſo— 
gleich zur Bearbeitung kommende Wagen finden im Schuppen 8 Platz, wo ſich 
auch die Lager für Stabeiſen und Holz befinden. Zur Unterbringung von Neben— 
gert aller Art dienen die Schuppen 9 und 10. Zu erwähnen iſt noch das von 
früher herrührende elektriſch angetriebene Horizontalgatter, eine Anlage, die zwar 
unter den veränderten Verhältniſſen nicht betrieben wird, aber nicht beſeitigt werden 
ſoll, da ſie ſich hin und wieder nützlich erwieſen hat. 

Wieviel an Arbeitskräften vorhanden iſt, und wie ſie ſich auf die Verwaltung 
und auf den Betrieb verteilen, geht aus der nachſtehenden Überſicht hervor. 


Arbeitskräfte im Verwaltungsdienſte. 

höherer Beamter (Regierungsbaumeiſter), 

mittlere Beamte (Stellenvorſteher, Kaſſenführer, Auujleher des Lohn- 
büros, Lagerverwalter), 

untere Beamte (Pförtner, Kraftwagenführer, Hauswart, Schafe im 
Betriebsbüro), 

männliche Beamtenaushelfer, 

weibliche Beamtenaushelferinnen, 

männliche Aushelfer im unteren Beamtendienſt. 
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Techniſche Arbeitskräfte. 
I Betriebsingenieur, 5 
1 Techniker, 
| Meiſter. 


Gelernte Arbeiter. 

36 Schloſſer, 
Dreher, 
16 Schmiede, 
1 Klempner, 
Elektromonteur, 
5 Tiſchler, 
1 Zimmermann, 
2 Sattler, 
1 Lehrling. 

Angelernte Arbeiter. 
Bohrer, 
Hobler (Fräſer), 
Zuſchläger, 
Schleifer, 
Anſtreicher. 


“0... 
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Ungelernte Arbeiter. 
7 Arbeiter, Ä 
I Pförtner (ſpäter Poſtbote), 
2 Scheuerfrauen. 

Als eine endgültige, dem tatſächlichen Bedarf genau angepaßte Feſlegung darf 
ſie nicht angeſehen werden, es ſind vielmehr noch mancherlei Verſchiebungen nötig, 
die ſich nach Lage der Verhältniſſe nur allmählich vornehmen laſſen. Dem Tech⸗ 
niker bietet die Anlage, wie ſie kur; beſchrieben iſt, erklärlicherweiſe nichts Neues, 
er wird ſich ſogar in mancher Beziehung an der Anordnung der einzelnen Be— 
triebszweige ſtoßen. Zu. berückſichtigen iſt aber, daß es ſich um die Nutzbar— 
machung vorhandener Räume und beſtehender Einrichtungen für einen anders 
gearteten, wenn auch verwandten Betrieb handelt, und daß Umbauten zur Ein— 
ſchränkung der Koſten ſoweit als möglich vermieden werden mußten. Zurzeit 
werden in der Hauptwerkſtatt rund 130 Fahrgeſtelle (Zweitonner) aus den Feld— 
beſtänden inſtandgeſetzt, die nach Fertigſtellung den Stadtbetrieben überwieſen 
werden jdllen. Daneben verfügt die Reichs-Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
über insgeſamt 321 Kraftfahrzeuge, und zwar über 

98 vierrädrige e 

168 dreirädrige 0 

55 vierrädrige Benzinwagen. 
Dazu treten außer den vorgenannten 130 Benzinwagen für den Stadtbetrieb 
im Laufe der nächſten Monate mindeſtens 100 Perſonenomnibuſſe als Anfang 
der Wiedereinrichtung und Neuanlegung von Aberlandlinien ſowie eine noch nicht 
genau feſtſtehende Zahl des im ganzen auf 200 m Bedarfs an Drei- 
tonnern für Telegraphen⸗ und Fernſprechbauzwecke. Vorläufig iſt die Haupt⸗ 
werkſtatt noch der Ober⸗Poſtdirektion Berlin ſelbſt angegliedert, es wird aber er⸗ 
wogen, fie ähnlich wie das Poſtfuhramt in Berlin zu einem beſonderen Verkehrs 
amt auszugeſtalten. Die kleinen Werkſtätten außerhalb Berlins ſind mit den 
Poſtämtern im Orte verbunden, unterſtehen mithin den Poſtamtsvorſtehern und 
gelten wirtſchaftlich als »Hilfsbetriebe«. Zur Erzielung der erforderlichen Einheit— 
lichkeit läßt das Reichspoſtminiſterium einen alle Einzelheiten umfaſſenden Normal- 
plan über die Anlage und innere Einrichtung ſolcher Nebenwerkſtätten anfertigen, 
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der gleichzeitig die Beſtimmungen über die in Verbindung mit den Werkftätten 
herzuſtellenden Kraftwagenhallen enthält. Beſonderes Handwerkerperſonal iſt — 
ſoweit es ſich um kleine Betriebe handelt — für dieſe Nebenwerkſtätten im all- 
Hana nicht in Ausſicht genommen, die Inſtandſetzungsarbeiten ſollen vielmehr 
ie Führer ſelbſt erledigen. Sie haben ſämtlich eine gründliche allgemeine prak- 
tiſche Ausbildung möglichſt in der Kraftwagenfabrik durchzumachen, die den Wagen 
geliefert hat. 

Soweit irgend durchführbar, werden die Einrichtungen ſo getroffen, daß der 
Führer immer denſelben Wagen hat. So ſoll die Anteilnahme an der pfleglichen. 
Behandlung der Fahrzeuge wachgehalten und den beliebten Verſuchen, die Schuld 
an Vernachläſſigungen auf andere zu ſchieben, vorgebeugt werden. Ob die Reichs— 
poſtverwaltung zur weiteren Eindämmung der Koſten für Inſtandſetzungsarbeiten 
dazu übergehen wird, Belohnungen für beſonders erprobte Führer in gewiſſen Zeit— 
abſchnitten zu bewilligen, wie das mit Erfolg in anderen Betrieben geſchieht, muß 
der Entſcheidung vorbehalten bleiben. Es würde darin, das darf nicht überſehen 
werden, eine nicht ganz unbedenkliche Abweichung von den allgemeinen Grund— 
ſätzen der Behörde liegen, nach denen es als ſelbſtverſtändlich gilt, daß der Beamte 
dauernd mit allen Kräften beſtrebt iſt, den Vorteil der Reichskaſſe zu wahren, 
auch ohne daß ihm für gewiſſe Fälle eine Anerkennung in beſonderer Form in 
Ausſicht geſtellt wird. 


Die Beziehungen des Hauſes Thurn und Taxis zu Napoleon 
im Jahre 1804. 


Vom f. Archivrat Dr. Rudolf Freytag in Regensburg. 


Vorbemerkung. Der Abhandlung liegen Akten des f. Thurn und Tazisſchen 
Zentralarchivs in Regensburg zugrunde. 

Die franzöſiſche Revolution mit den ihr folgenden kriegeriſchen Zeiten zog 
auch das fürſtliche Haus Thurn und Tapis ſtark in Mitleidenſchaft. Die ſiegreich 
in den öſterreichiſchen Niederlanden vordringenden republikaniſchen Heere befchlag- 
nahmten ſeine belgiſchen Beſitzungen, darunter Braine le Chateau, auf dem das 
ſpaniſche Fürſtentum des Hauſes beruhte (ſeit 1681); auch die niederländiſchen 
Poſten fielen ihnen zum Opfer, nachdem ſie 300 Jahre lang unter der Leitung 
des Hauſes Taxis geſtanden und zuletzt um den Betrag von 135000 Gulden 
flandriſcher Währung in Pacht genommen waren. Die linksrheiniſchen Reichs- 
poſten kamen ebenfalls ſogleich in franzöſiſche Verwaltung, und 1796 wurden 
auch noch die reichsunmittelbaren ſchwäbiſchen Stammbeſitzungen des Hauſes von 
den zuchtloſen Kriegsſcharen Moreaus heimgeſucht, und der Fürſt, der ſich damals 
mit feiner Familie auf feinen Schloſſe Trugenhofen bei Dillingen!) aufhielt, wurde 
zur Flucht in das neutrale Preußen und nach Oſterreich veranlaßt. 

Der Friede von Campo Formio (17. Oktober 1797) brachte dem Hauſe keine 
Entſchädigung für ſeine Verluſte, und auch der Raſtatter Friedenskongreß (1798) 
löſte ſich auf, ohne daß die Hoffnungen der deutſchen Reichsſtände erfüllt worden 
wären. Am 9. Februar 180! kam dann der Friede von Lunsville zuſtande und 
ſetzte den Rhein als Grenze zwiſchen Deutſchland und Frankreich feſt. Ein Gebiet 
mit faſt 4 Millionen Einwohnern war für Deutſchland verloren, und 
uralte Stätten deutſcher Kultur, wie Mainz, Cöln, Aachen und Trier, kamen 


1) Seit 1819 Schloß Taxis genannt. 
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unter galliſche Fremdherrſchaft. Für das Haus Thurn und Tazis war damit der 
. Verluft aller linksrheiniſchen Poſten beſiegelt. 

Noch im nämlichen Jahre trat in Regensburg, am Sitze des Reichstags, zur 
Vornahme der Enkſchädigungen und zur Regelung der deutſchen Beſitzverhältniſſe 
die außerordentliche Reichsdeputation zuſammen. Das Ergebnis der langwierigen, 
unter Vermittlung Frankreichs und Rußlands gepflogenen Verhandlungen war 
der ſogenannte Reichsdeputationshauptſchluß vom 25. Februar 1803. 

Nach $ 13 dieſes Rezeſſes wurden dem Haufe Thurn und Taxis zur Schadlos— 
haltung für die Einkünfte der Reichspoſten in den an Frankreich abgetretenen 
Gebieten das gefürſtete Damenſtift Buchau nebſt der Stadt, die Abteien Marchthal 
und Neresheim, das Amt Oſtrach und einige kleinere Herrſchaften zugewieſen und 
die Poſten, »ſo wie ſie konſtituiert waren«, gewährleiſtet, d. h. ſie ſollten in dem 
Zuſtand erhalten werden, in dem fie fi ihrer Ausdehnung und ihrer Aus- 
übung nach zur Zeit des Lunéviller Friedens befanden; fie wurden deshalb dem 
beſonderen Schutze des Kaiſers und des kurfürſtlichen Kollegiums übergeben. 

Dieſe Beſtimmung wurde die Quelle von vielen Mißhelligkeiten und 
Streitigkeiten zwiſchen dem Reichspoſtgeneralat des Hauſes Taxis, das auf die 
Forterhaltung der Reichspoſt in den nun ſäkulariſierten und mediatiſierten Gebieten 
drang, und den Reichsſtänden, die, Preußen voran, in den Taxisſchen Beſtrebungen 
einen Eingriff in ihre neuerworbenen Souveränitätsrechte erblickten und die 
Reichspoſt aus ihren Gebieten zu verdrängen ſuchten. Der Schutz der Reichs 
poſten durch Kaiſer, Reich und Kurfürſten hatte ſchon früher meiſt nur auf dem 
Papier geſtanden und war damals ganz bedeutungslos geworden, namentlich ſo 
mächtigen Reichsſtänden wie Preußen gegenüber, das ſchon am 23. Mai 1802 
zu Paris mit Frankreich einen Vertrag geſchloſſen hatte, wonach ihm für ſeine 
abgetretenen linksrheiniſchen Lande die Hochſtifte Hildesheim, Münſter (zum Teil) 
und Paderborn, das kurmainziſche Erfurt und eine Reihe von Reichsſtädten und 
Reichsabteien zugewieſen wurden. In all dieſen Gebieten beſtanden bis dahin 
Reichspoſten; nun aber erſchien zugleich mit den preußiſchen Truppen der Königl. 
Generalpoſtmeiſter von Schulenburg-Kehnert, ſchlug den Sitz feiner Verwaltung 
in Hildesheim auf und machte der Reichspoſt ein Ende. Die daraus ent⸗ 
ſtehenden Streitigkeiten zogen ſich bis über den Reichsdeputationshauptſchluß 
hinaus und führten ſchließlich zum Vertrage vom 1. November 1803; der Freiherr 
von Vrints⸗Berberich hatte dabei als Tapisſcher Bevollmächtigter die Verhand— 
lungen geführt. Das Haus erlitt mit dem Verzicht auf die genannten früheren 
Reichspoſten einen neuen empfindlichen Verluſt, es erhielt für gewiſſe Strecken 
nur einen unentgeltlichen Durchgangsverkehr zugeſichert, und der König von Preußen 
ließ ſich zu der Erklärung herbei, daß ähnliche Folgerungen — wie er ſie gezogen — 
von anderen Reichsſtänden keinesfalls gezogen werden könnten, und daß er ſeine 
mächtige Aſſiſtenz und Fürſprache dem Reichspoſtweſen in Fällen, wo ſolches von 
anderen Reichsſtänden verdrängt und beeinträchtigt werden ſollte, werktätig ange- 
deihen laſſen werde. 

Gleichwohl wirkte naturgemäß das Beiſpiel Preußens viel nachhaltiger und 
anreizender auf die anderen Reichsſtände als die ſchönen Worte in dieſem Vertrage, 
und die verſprochene mächtige Aſſiſtenz und Fürſprache machten auf Württemberg, 
Bayern und andere Reichsſtände nicht allzuviel Eindruck. 

Dagegen beſaß der weſtliche Nachbar einen großen Einfluß auf die inneren 
deutſchen Verhältniſſe, und es ergab ſich das eigenartige, für den Verfall des 
Reichs ſo bezeichnende Schauſpiel, daß ſich der Inhaber des Reichspoſtgeneralats 
an Frankreich und deſſen erſten Konſul gegen die eigenen Reichsſtände um Unter⸗ 
ſtützung ſeiner Anſprüche wandte. Auf dieſem Wege ſcheint der Fürſt wenigſtens 


anfangs Vorteile erzielt zu haben. Er ſchloß am =>. Juni 1803 eine ihm günſtige 
Übereinkunft mit Frankreich, nach der der geſamte franzöſiſche und ſpaniſche 
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Briefwechſel dem Tarisſchen Oberpoſtamt in Frankfurt (Main) zugeführt werden 
ſollte; wiewohl alſo Preußen am Rhein nächſter Nachbar Frankreichs war, 
konnte es feine Briefſchaften erſt von Erfurt aus durch die Tanisſche Poſt ent— 
gegennehmen. | 

Inzwiſchen kam Bonaparte dem Ziele feines Ehrgeizes immer näher. Seit 
1802 bereits Konſul auf Lebenszeit, ließ er ſich am 18. Mai 1804 zum Kaiſer 
der Franzoſen ausrufen. Unſchwer hatte er die Anerkennung der beiden mächtigſten 
deutſchen Reichsfürſten erlangt. Friedrich Wilhelm III. ſchrieb unterm 23. April 
an ſeinen Geſandten in Paris, Luccheſini, »er ſolle kein Bedenken tragen, eine 
Gelegenheit zu ergreifen, um Talleprand zu bezeugen, daß er es mit Vergnügen 
ſehe, wenn dem erſten Konſul die oberſte Gewalt auf Lebenszeit übertragen werde, 
und wie er mit noch größerer Teilnahme ſehen würde, daß die durch ſeine 
Weisheit und ſeine großen Taten hergeſtellte Ordnung der Dinge in ſeiner 
Familie befeſtigt werde. Dieſer unzweideutige Beweis feiner anten Geſinnung 
ſei viel mehr wert als jeder förmliche Vertrag, und er wünſche, daß Freundſchaft 
und Vertrauen beſtändig zwiſchen beiden Regierungen obwalteten«. 

Von ſeiten Wiens war kein MW Viderſtand zu befürchten; als Gegenleiſtung 
wurde die Anerkennung der Kaiſerkrone für das Haupt des Hauſes Oſterreich 
verlangt. So kann es nicht wundernehmen, wenn ſich die übrigen Reichsfürſten 
ebenfalls beeilten, dem neuen Kaiſer ihre Unterwürfigkeit und Ergebenheit zu be 
zeugen. Als er im Herbſt 1804 von Boulogne aus die neugewonnenen belgiſchen 
und rheiniſchen Lande bereiſte, wurde er auch von der Bevölkerung glänzend 
empfangen, und in Mainz konnte er im Kreiſe von deutſchen Fürſten und ihren 
Abgeſandten einen Hoftag feiern, deſſen Pracht mit der Wiens wetteiferte. 
Dabei war man, wie Thiers ſagt, allgemein von der Schnelligkeit überraſcht, 
mit welcher der gekrönte Soldat die Haltung eines Souveräns angenommen 
hatte. 

In dieſe Frühzeit des napoleoniſchen Kaiſerkums führt uns ein bemerkens— 
werter Schriftenverkehr zwiſchen dem Fürſten von Thurn und Taxis, ſeiner Re— 
gierung, ſeinen Geſandten und Agenten einerſeits und dem neuen Kaiſer und 
ſeinen Staatsmännern anderſeits. Da er geeignet erſcheint, einige Schlaglichter 
auf jene für Deutſchland ſo tief traurige und ſchmachvolle Zeit zu werfen, mögen 
weitere Kreiſe damit bekanntgemacht werden. Die Briefe ſelbſt liegen teils in 
Urſchrift, teils im Entwurf im Zentralarchiv in Regensburg. 

Regierender Fürſt von Thurn und Taris war damals Karl Anſelm (regierte 
1773 1805). Die Würde des Kaiſerlichen Prinzipalkommiſſars, d. h. des Ver— 
treters des deutſchen Kaiſers beim allgemeinen deutſchen Reichstag in Regensburg, 
hatte er infolge ſeines hohen Alters ſchon am 9. März 1797 niedergelegt, und an 
ſeiner Stelle war fein Sohn Erbprinz Karl Alexander (regierte 1805 1827) zum 
Kaiſerlichen Prinzipalkommiſſar ernannt worden, der ſeit 1789 vermählt war mit 
Thereſe Mathilde, Herzogin von Mecklenburg ⸗Strelitz, einer Schweſter der Königin 
Luiſe von Preußen; Fürſtin Thereſe, eine in der damaligen großen Welt ſehr 
bekannte Frau, griff, wie fo viele fürſtliche Frauen jener Zeit, mit aller Leb— 
haftigkeit und allem Nachdruck in die Rader der Politik ein; die Belange des 

Hauſes Taris fanden in ihr eine kluge und entſchloſſene „ fie verban- 
delte perſönlich mit Napoleon in Paris (Oktober 1807) und erreichte auch die 
Aufhebung der . der belgiſchen Beſttzungen; fie nahm am Erfurter 
Fürſtenkongreſſe (1808) teil, wo fie eine lange Unterredung mit Napoleon 
hatte, und auf dem Wiener Kongreſſe ſpielte ſie eine hervorragende Rolle, nicht bloß 
in den ſchöngeiſtigen Salons und bei den glanzvollen Hoffeſtlichkeiten, ſondern 
auch in den Kreiſen der Staatsmänner, die damals Europa neu ordneten. 

An der Spitze der Geſamtverwaltung des fürſtlichen Hauſes ſtand damals der 
dirigierende Geheime Rat und Oberpoſtamtsdirektor zu Frankfurt, Alexander 
Freiherr von Vrints-Berberich. Zu Regensburg am 24. Mai 1764 als Sohn 


— 
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des Neichshofrat3 und Oberpoſtmeiſters zu Bremen Theobald Maximilian Freiherrn 
von Vrints⸗Treuenfeld geboren, war er, kaum 21 Jahre alt, zur Leitung des 
Oberpoſtamts in Frankfurt berufen worden und bewährte ſich da als umſichtiger, 
verſtändiger und zielbewußter Geſchäftsleiter; ſehr bald erkannte auch der Fürſt 
ſeine diplomatiſchen Fähigkeiten und ſchickte ihn als Bevollmächtigten zum Raſtatter 
Kongreß, 1799 und 1801 verhandelte von Vrints mit großem Geſchick wegen 
der Poſten in Paris, 1503 weilte er als fürſtlich Taxisſcher Geſandter am 
Reichstag in Regensburg und nahm Teil an den Verhandlungen der Reichs- 
deputation. In diplomatiſcher Sendung finden wir ihn dann im Herbſt 1804 
auf dem Hoftag in Mainz. An den Abſchlüſſen der verſchiedenen Poſtlehens⸗ 
verträge mit den deutſchen Fürſten wirkte er vorzugsweiſe mit und verfocht mit 
Gewandtheit und Zähigkeit die ihm anvertrauten Gerechtſame des fürſtlichen 
Hauſes. In Anerkennung ſeiner Verdienſte 1811 zum fürſtlichen Generalpoſt— 
direktor ernannt, erfreute er ſich noch lange nicht bloß der Wertſchätzung ſeines 
Fürſten ſondern auch des Vertrauens feiner zahlreichen Untergebenen. Er ſtarb 
am 7. Dezember 1813. 

Die Oberleitung der Poſten in Frankreich unterſtand noch unter dem Konſulat 
einem Commissaire du gouvernement. Bonaparte hob die Einrichtung auf, 
ſetzte an ihre Stelle eine Direction generale des postes und übertrug das Amt 


an Lavalette, der im Vertrage vom 5 Jul 803 als Marie Chamand La 
Valette. Commissaire Central du gouvernement pres les Postes de la Re- 
publique francaise angeführt wird ). 

Am 27. März 1804 übermittelte ihm, »dem Citoyen Directeur general des 
Postes«, Freiherr von Vrints-Berberich nomine praesidii feine Glückwünſche zu 
der ausgezeichneten Erhebung, »die freilich bloß einen Akt der Gerechtigkeit dar— 
ſtelle bei den hervorragenden Eigenſchaften, die er für die Stelle befike«. Zu⸗ 
gleich bat er ihn um die Fortgewährung ſeines Wohlwollens für die Reichspoſt, 
deſſen ſie ſich bereits bisher zu erfreuen gehabt habe, und erſuchte ihn, das fürſt— 
liche Haus beim erſten Konſul in empfehlende Erinnerung zu bringen. »I. a 
nouvelle dignite«, ſagt er, »que vous occupez, doit vous rapprocher da- 
vantage encore de lauguste Chef du Gouvernement francais: Veuillez 
saisir une (des occasions, qui pourront se presenter pour assurer le Premier 
Consul, combien S. X. mon S"" maitre est penetree pour Lui de respeet 
et de devouement, et combien elle desire la continuation de son puissant 
appui et de sa protection en faveur de sa Maison et de son gencralat des 
Postes d’Empire«. 

Die ſchwierigen Verhältniffe ſchienen damals die ſtändige Anweſenheit eines 
Taxisſchen Geſchäftsträgers in Paris notwendig zu machen, » da nicht allein die 
vorkommenden politiſchen Gegenſtände der deutſchen Reichsfürſten noch immer 
unter großem franzöſiſchen Einfluß im allgemeinen ſtanden, ſondern noch insbe— 
ſondere wegen Ausführung der abgeſchloſſenen Poſt Convention, wegen der 
Quartalsabrechnungen zwiſchen beyden General-PoſtOfficen, wegen Aufhebung des 
franzöſiſchen Sequeſters von den fürſtlichen Herrſchaften in den Niederlanden, 
wegen möglicher Anderungen in Deutſchland ſelbſt, wegen engerer Verbindung 
mit dem franzöſiſchen Meſſagerie-Weſen und wegen anderer laufender Gegenſtände, 
wohin die nachgeſuchte franzöſiſche Verwendung gegen die Königl. Preuß. Ver⸗ 
drängung des K. Reichs-Poſtweſens in den neuen Preuß Provinzen gehörte 2x. 

Mit dieſer Aufgabe wurde nun durch Dekret vom 13. Februar 1804 der da- 
mals in Paris weilende Commissaire Franz Ludwig Treittlinger, eine in diplo— 
matiſchen Angelegenheiten ſehr gewandte und vielfach erprobte Perſönlichkeit, 


) Dal. auch Belloc Alexis. I.es Postes francaises, Paris 1886, S. 385. 
2) Aus einem Berichte der Geh. Kanzlei vom 14. Juli 1803. 
Archiv f. Poſt u. Telegrapbie. 1. 1020. 2 
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betraut, und zwar mit dem Titel eines Hofrats und Charge d'affaires. Seine 
Beglaubigungsſchreiben für die »Citoyens« Talleyrand und Lavalette trugen 
bereits die Tagesangabe vom 11. Februar. 

Ein weiteres Beglaubigungsſchreiben war an die Administration generale 
des Postes aux Lettres abgegangen. Die beiden General-Adminiſtratoren der 
Briefpoſt Forier und Anson beſtätigten am 30 prairial an 12 den Empfang 
und nahmen Kenntnis von der Aufgabe und Vollmacht Treittlingers »pour 
concourir à l’execution du traité existant entre l’oflice general des postes 
francaises et l’office general des postes d' Empires. 

Der eine der Unterzeichneten, Pierre Hubert Anſon, geb. in Paris 1744, geſt. 
20. November 1810, hatte ſich während der Revolution insbeſondere auf dem 
Gebiete der Landwirtſchaft betätigt und wurde zum president du conseil général 
de prefeeture du département de la Seine und zum administrateur des postes 
ernannt. 

Als Thurn und Tarisſcher Agent entfaltete Treittlinger eine ungemein rege 
Tätigkeit; er verſtand es, in den für das Haus Tapis ſo verhängnisvollen Zeiten 
zu retten, was zu retten war; während der ganzen napoleoniſchen Zeit und lange 
darüber hinaus machte er die Mittelsperſon, die für ſein Haus die Wege zu den 
mächtigen Miniſtern und zu dem allmächtigen Imperator zu ebnen hatte; kein 
Wunder, daß es ihm an Anerkeunung nicht mangelte; 1818 wurde er zum Fürſt— 
lichen Geheimen Rat ernannt, und hochbetagt ſtarb er am 31. Dezember 1832 
in Paris. ö 

Die Thronbeſteigung Napoleons und das Beſtreben des fürſtlichen Hauſes, mit 
ſeinen Ergebenheitserklärungen und Glückwünſchen hinter den übrigen deutſchen 
Fürſten nicht zurückzuſtehen, verurſachten den folgenden Schriftwechſel. Die Fürſt— 
liche Geheime Kanzlei in Regensburg ſchrieb an Treittlinger: 


An (Konzept) 


den Herrn Hofrath und Charge | 
d’affaires Treittlinger zu Paris. Regensburg, den 18. Juni 1804. 


Nach dem vorangegangenen Beyſpiel mehrerer Allerhöchſt, höchſt und 
hohen teutſchen Reichsſtände hat ſich unterzeichnete Stelle veranlaßt ge— 
funden, Unſers goͤſten Herrn Hochfürſtl. Durchlaucht gleichfalls den Ent— 
wurf eines Glückwünſchungs⸗Schreibens an Se. Majeſtät den Kayſer der 
Franzoſen Napoleon Bonaparte zur Höchſten Unterſchrift zu überſenden. 

Dieſem Schreiben ward noch ein weiteres an des Herrn Ministers 
des relations exterieures Talleyrand Excellence in der Eigenſchaft 
eines Creditivſchreibens für den Herrn Hofrath und Charge d’aflaires 
Treittlinger zur höchſten Unterzeichnung beigelegt, welche dem Herrn Hof— 
rath von Marchthall aus directe zugehen werden, derſelbe erhält indeßen 
in der Anlage die Copien hiervon. | 

Bey Erhaltung der Originalien wolle fih der Herr Hofrath ſogleich 
zu des K. K. Herrn Staats-Miniſters und außerordentlichen Botſchafters 
Herrn Grafen von Cobenzel Excellenz verfügen, Hochdenſelben von dieſem 
fürſtlichen Vorhaben in Kenntniß ſetzen, und ſich über die Übergabe des 
fürſtlichen Schreibens an Se. Kaiſerl. Majeſtät ſowohl, als über die Art 
der Übergabe hochdeſſen gutächtliche Gedanken geziemendſt erbitten; und 
überhaupt auch nach dem Vorgange anderer bedeutenden Reichsſtände 
umſomehr richten, als unſers gnädigſten Fürſten und H. D. weder der 
erſte noch weniger aber von denen letzteren Reichsſtänden zu ſeyn entſchloßen 
ſind, welche dem neuen Kaiſer als ſolchem ihre Verehrung bezeigen. 

Man ſehet über den Vollzug dieſes höchſten Auftrages des Herrn 
Hofraths baldigem Bericht entgegen. Geh. Kanzley. 
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Der Entwurf des Begleitſchreibens des Freiherrn von Vrints-Berberich an 
den Fürſten, der damals in Marchthal wohnte, lautete: 


ad Ser m Regensburg, den 29. Juni 1804. 


Euer ꝛc. haben mir bey meiner letzten Anweſenheit zu Marchthall den 
gnädigſten Auftrag gegeben, höchſtdenenſelben den Entwurf eines Gra— 
tulations⸗Schreibens an den nunmehrigen franzöſ. Kaiſer Napoleon zur 
höchſten Unterſchrift einzunſenden. Da nun mehrere der angeſehenſten 
Kur- und Fürſten des Reichs dergleichen Schreiben haben abgehen laßen: 
So verfehle ich nicht, dieſen Entwurf gehorſamſt hier vorzulegen, welchem 
auch noch ein weiteres Creditiv⸗Schreiben für Hrn. Hofr. u. Charge 
d'aſſaires Treittlinger an den franzöſ. Miniſter der auswärtigen Ange⸗ 
legenheiten in der nunmehr nothwendig gewordenen Form ghbſt beyliegt. 

Wenn dieſe Schreiben die höchſte Genehmigung und hierauf erfolgte 
Unterſchrift werden erhalten haben, ſo bitte ich ſolche ordentlich verſiegeln 
und nur unter Adreſſe des H. Treittlinger unter Couvert an das Rs.“ 
Poſtamt in Kehl abgehen zu laßen und ich werde ihn von hier aus ſo— 
gleich wegen der Übergabe inſtruieren. 


Ich erſterbe übrigens in tiefſchuldigſter Verehrung 


Euer ꝛc. 
Fhr. v. Vrints⸗ Berberich. 


Das Glückwunſchſchreiben des Fürſten ſelbſt lautete nach dem Entwurfe: 


a Sa Majeste Napoleon 
N des Francais 


a Paris Marchthal le 22 Juin 1804. 
au nom du Prince regnant. 
Sire, 


L’avönement de V. M. à Empire francais était ainsi generale- 
ment desire qu'attendu comme la seule distinction qui fut digne 
de ses victoires et de sa haute sagesse. 

L’heredite que le vu de la France va transformer en loi, en 
fixant le tröne dans l'illustre famille de V. M. I. assurera la 
stabilite d'un vaste et puissant Empire, qui plus que jamais devient 
pour tous les pœuples, l'objet d'une continuelle attention. 

Comme membre de I Empire germanique je me rejouis de 
l’auguste Dignité dont la France vient de revétir V. M. I. et je 
la supplie d’agreer mes plus sinceres felicitations sur ce grand 
evenement. Puisse la Providence, qui la protege avec tant de 
predilection, lui réserver le seul bien qu'Elle puisse recevoir 
encore, celui d'une longue suite de jours prospères! 

V. M. I. sait qu'en ma qualité de general hereditaire des 
Postes de l Empire d' Allemagne, j'ai toujours mis mes soins, meme 
dans les circonstances les plus difficiles, à conserver et à cultiver 
mes liaisons avec la France, et que c'est sous son glorieux consulat 
que le traité 1). qui lie actuellement les interets respectifs des 
Postes des Empires francais et germanique a été conclu; j'eprouve 
donc une double satisfaction de voir renaitre un ordre de succession 

FT Pe au — — 
) Gemeint ift der Vertrag vom ne 1803. 
2* 
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invariable dans le gouvernement dans la Trante et surtout d'en 
voir les renes entierement dans les mains tutelaires de V. M. I. 


Ainsi jose esperer avec une respectueuse confiance, qu' Elle 
daignera conserver aà mes Postes sa puissante protection, et continuer 
a ma maison, I' honneur de sa precieuse Bienveillance. ‚Je ne neglige- 
rai rien pour men rendre (ligne. 

Je m’estime heureux, Sire, d’etre à meme d’e primer a V. M. I. 
les sentiments dont je suis anime pour Elle et de pouvoir y ajouter 
les vœux que je forme, pour que sa félicitè soit désormais aussi 
inalterable que sa gloire. 


Je suis avec un tres profond respect Sir 
De V. M. Te 
Ie tres humble et tres 
obeissant Serviteur. 


Das Beglaubigungsſchreiben für den Agenten Treittlinger, das infolge der 
politiſchen Veränderungen (Kaiſerkrönung Napoleons) in neuer Form erſtellt werden 
mußte, hat folgenden Wortlaut: 


(Konzept) 
a Son Excellence 
Monsieur Talleyrand, Ministre 
des Relations exterieures | 
a Paris Marchthal, le 22 Juin 1804. 


au nom du Prince regnant. 


Monsieur le Ministre, 


Les Rapports multiplies qui subsistent entre le gouvernement 
de "Empire francais et moi tant en ma qualite de général here- 
ditaire des Postes de l' Empire germanique, dont ma maison est 
investie, qu'en consequence de la part, que j'ai eue a l’arrangement. 
gencral des affaires d’Allemagne et de l'intérèt resultant de la 
possession des (differentes terres et propriétès qui m'appartiennent 
sous la Domination francaise 1), nevessitant intervention d'un agent 
spécialement charge de ces différents objets. j'ai nomme à cet effet 
mon Conseiller aulique le sieur Treittlinger. 


Mon choix a été determine par les preuves que j'ai acquises de 
son zèle pour mon service, par la connaissance, que j'ai de ses 
talents, mais particulierement par la consideration du suffrage de 
administration générale des Postes de Trance qu'il a su meriter 


dans les differentes relations oil je Vai place vis-a-vis d'elle. 


C'est a ces titres que je renouvelle a V. E. la priere de lui 
accorder sa confiance dans toutes les affaires et dans toutes les 
eireonstances ou il aura Vhonneur de s’adresser a Elle en mon 
nom et pour mon service. 

La premiere fonetion qu'il aura a remplir pres de V. E., celle 
qui me tient le plus a cwur et dans laquelle je desire le plus qu'il 
reussisse parfaitement, c'est de lui exprimer les sentiments de 
reconnaissance dont je suis penetre pour S. M. Ile Napoléon, de la 
veneration qu'elle m'inspire, et de mon empressement à faire tout 
ce qui pourrait lui étre agreable. Il a lordre d'accompagner ces 


) Die in Belgien unter Sequeſter liegenden Güter BraineleChäteau, Haut⸗Ittre und Imp den. 
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protestations des assurances sinceres de la reconnaissance particuliere 
et vivement sentie, ainsi que la haute consideration avec lesquelles 


... 5 u 
e Monsieur le Ministre 


de V. E. 
le tres humble et tres ob! Serv. 
eteé. 


Die »Hochfürſtlich Hochpreißliche Geheime Kanzley« wurde daraufhin von 
Marchthal aus unterm 22. Juni 1804 in Kenntnis geſetzt, daß »S. D. geruheten, 
dieſen Morgen das eingeſchickte Schreiben an Se. Majeſtät den Kaiſer der Fran⸗ 
zoſen ſowohl, als auch jenes an den Herrn Miniſter Talleyrand wohlgefälligſt 
zu unterſchreiben, worauf dieſe mit heutiger Poſt unter der Adreſſe des Herrn 
Treittlinger und unter weiterem Couvert an Sn. Poſtmeiſter Tridant!) von hier 
abgegangen find«. 

Über die glanzvollen Herbſttage in Mainz liegen uns ausführliche Berichte 
des fürſtl. Dirigierenden Geheimen Rats Freiherrn von Vrints-Berberich vor. 
Den Briefen beigefügt ſind die Einladungskarten für die offiziellen Diners, 
Aſſemblées, Theatervorſtellungen, ferner die gedruckte Fremdenliſte (Liste des 
Etrangers Marquants arrives a Mayence) mit den Namen aller der hohen und 
höchſten Hexrſchaften, die dem neuen Kaiſer ihre Ehrerbietung darbringen wollten 
und für ihre perſönlichen Wünſche und Anliegen bei ihm ein geneigtes Ohr zu 
finden hofften. Wir ſehen da u. a. verzeichnet S. A. S. IElecteur archichancellier. 
den Kurfürſterzkanzler des Reichs, Dalberg, ferner S. A. S. I' Electeur de Baden, 
eine große Zahl deutſcher Fürſten und Grafen und die Abgeſandten der nicht in 
Perſon vertretenen Fürſtlichkeiten, darunter le baron Vrints de Berberich, mi— 
nistre de la Tour- Taxis, directeur general des postes d' Allemagne und 
Mr. Dietz, conseiller anlique du prince de la Tour-Taxis, commissaire 
des postes. 

Der erſte Bericht des Freiherrn von Brints-DBerberid an den Fürſten hat die 
Tagesangabe des 20. September. Er gewährt uns einen Einblick in die ge— 
ſchäftige Diplomatenarbeit der napoleoniſchen Zeit und gewinnt an Reiz durch 
die Hinweiſe auf die große Politik, ſo auf die Spannung zwiſchen Frankreich 
und Rußland, wo feit der Ermordung des Herzogs von Enghien (22. März 1804) 
eine erregte kriegeriſche Stimmung herrſchte und der junge Kaiſer Alexander für 
die Befreiung Europas von der Perſon des korſiſchen Gewaltherrſchers ſchwärmte. 
Im November kam dann das Verteidigun sbündnis zwiſchen Oſterreich und Ruß 
land zuſtande. Der Brief lautet in der Aberſetzug: 


Monſeigneur, 


Euerer Durchlaucht habe ich die Ehre meine Ankunft in Mainz an- 
zuzeigen. Ich fand hier bereits den Kurfürſten von Baden mit ſeinem 
Thronfolger und dem Prinzen Ludwig, mehrere andere regierende Fürſten 
und alle franzöſiſchen Miniſter an den deutſchen Höfen. 

Unmöglich kann man eine glänzendere Zuſammenkunft ſehen, und 
zweifellos“ werden ſich hier Ereigniſſe von hoher Bedeutung abſpielen. 
Es iſt ſicher, daß die Unſtimmigkeit zwiſchen Rußland und Frankreich 
ihren Höhepunkt erreicht hat. Der ruſſiſche Geſchäftsträger d'Ouvril 
hat wirklich ſeine Päſſe für die Rückkehr nach Rußland erhalten, aber 
er wagt die Grenzen nicht eher zu überſchreiten, als bis die franzöſiſche 
Geſandtſchaft in Rußland ſich außerhalb des ruſſiſchen Gebiets befindet; 
er iſt infolgedeſſen hier feſtgehalten, was den Kaiſer Alexander nur um 
ſo mehr erbittern muß. Gleichwohl hofft man noch, einen Bruch in 
aller Form vermeiden oder wenigſtens einen allgemeinen europäiſchen 


) In Kehl. 
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Brand verhindern zu können. Frankreich ſcheint Preußens ſicher zu ſein, 
ſo daß Deutſchland ſich in ſeiner Neutralität wird erhalten können. Ich 
nehme an, daß E. D. dieſen Überblick über die allgemeine politiſche Lage 
des gegenwärtigen Zeitpunkts mit Intereſſe entgegennehmen werden. 
Der Kurfürſt von Baden, dem ich nicht verfehlte meine Aufwartung 
zu machen, hat ſich aufs angelegentlichſte nach E. D. Geſundheit und 
gegenwärtiger Reſidenz!) erkundigt; ich habe auf alle Fragen entſprechend 


geantwortet, und er beauftragte mich, E. D. ſeiner Freundſchaft und 


Zuneigung zu verſichern. 

Mit vieler Freude ſah ich Herrn von Laforeſt?) wieder, wir plauderten 
viel über die Geſchäfte, es wäre überflüſſig, feinen Eifer für die Angelegen— 
heiten E. D. noch anzuſpornen. Er iſt E. D. ganz ergeben und hat 
mich beſonders beauftragt, E. D. den Ausdruck ſeiner tiefſten Verehrung 
zu übermitteln. 

Die Beſprechungen, die ich in gleicher Weiſe mit den übrigen 
franzöſiſchen Miniſtern an den Höfen von München, Karlsruhe, Kaſſel 
und Darmſtadt gehabt habe, hatten den Zweck, in ihnen die Über: 
zeugung von der Notwendigkeit der Unabhängigkeit und Forterhaltung 
des Reichspoſtlehens zu befeſtigen und ſie auch in Zukunft für unſere 
Angelegenheiten zu gewinnen. In dieſem Sinne unterhielt ich mich lange 
mit Herrn Mathieu?) und war höchlichſt befriedigt davon. Den gleichen 
Zweck habe ich im Auge, wenn ich Verbindungen aufnehme mit den 
Miniſtern der deutſchen Höfe, die teils ihre hohen Herrn hierher begleitet 
haben, teils ſie hier vertreten. 

Ich hoffe nach Ankunft des Herrn von Talleyrand und ſeiner Büro— 
chefs, die Aufhebung der Beſchlagnahme der belgiſchen Beſitzungen“) E. D. 
in die Wege leiten zu können und aus dieſer Annäherung Vorteil zu 
ziehen ebenſo wie aus meinen Beziehungen mit allen Perſonen, die Einfluß 
auf den Gang der Geſchäfte haben. 

Ich zweifle nicht, daß E. D. mit dem Berichte zufrieden ſein werden, 
den der Graf Weſterholt und ich über die Schweizer Beſitzungen erſtattet 
haben, und daß Sie uns den Entſchluß über die zu treffenden Maßnahmen 
zukommen laſſen werden. 

Der Erbprinz wird die Güte haben, E. D. den Grund auseinander: 
zuſetzen, der mich veranlaßte, bis nach Zürich zu gehen, und Ihnen ebenſo 
die große Bedeutung des Ergebniſſes der Verhandlungen darlegen, die ich 
wegen der Poſten in Zürich und Schaffhauſens) geführt habe. Ich 
kann hier auf weitere Einzelheiten nicht eingehen, doch ſchmeichle ich mir, 
dem Auftrag E. D., betr. die verſchiedenen derzeitigen Poſtbeſitzungen in 
den Schweizer Kantonen, vollkommen gerecht geworden zu ſein. 

Ich bin mit unbegrenzter Anhänglichkeit und tiefſter Ergebenheit 

E. D. 
ganz getreuer und untertäniger Diener 
Mainz, 20. Sept: 1804. Alexander B. von Vrints- Berberich. 


Nachſchrift. 
Ich ergreife noch die Gelegenheit vor Abgang der Poſt, um E. D. 
mitzuteilen, daß die Ankunft Ihrer Majeſtäten endgültig auf den heutigen 
Tag feſtgeſetzt iſt; die Kaiſerin kommt von Bingen, wo ſie eine Badekur 


) Der Fürſt reſidierte damals in ſeinen ſchwäbiſchen Beſitzungen in der ehemaligen Abtei Marchthal. 
2) Mr. Laforct, ministre de France en Prusse (nach der Fremdenliſte). 

) Mr. Mathieu. charge des aſſaires etrangeres (nach der Fremdenliſte). 

4) Sie erfolgte erſt 1807. 

) Die Verhandlungen betrafen das vom Hauſe Thurn und Taxis geleitete Poſtweſen in den 


Kantonen Zürich und Schaffhauſen. 
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gebraucht hat, und der Kaiſer, der heute morgen in Koblenz abfährt, 
wird leicht im Laufe des Tages eintreffen können. 

Der Kurfürſterzkanzler iſt von Aſchaffenburg aus angekommen, ich 
begab mich ſofort zu ihm, und er beauftragte mich ausdrücklich, E. D. 
ſeine Empfehlungen zu übermitteln. 

Morgen werde ich mich zum Miniſter des Auswärtigen Herrn von 
Talleyrand begeben, der geſtern abend hier angelangt iſt. 


Mainz, 20. Sept. 1804. Alexander B. de Brints-Berberid). | 


Der zweite Bericht ſtammt vom 24. September und follte den Fürſten von 
dem Aufſehen erregenden Erfolge ſeines Vertreters bei der großen Audienz Napoleons 
unterrichten. Er läßt erkennen, daß der dem Freiherrn von Vrints⸗Berberich von 
ſeinen Gegnern vielfach gemachte Vorwurf der Selbſtgefälligkeit und Eitelkeit nicht 
unberechtigt war. Der Brief lautete: 

Monſeigneur, 

Geſtern bin ich Ihren Majeſtäten dem Kaiſer und der Kaiſerin vor- 
geſtellt worden und habe Grund zur vollen Befriedigung. | 

Dank meiner alten Beziehungen bin ich auf die Liſten der Staats— 

miniſter und Bevollmächtigten der kurfürſtlichen Höfe geſetzt worden, 
die Handſchreiben insbeſondere von Bayern und Württemberg über— 
geben haben, und ſo konnte ich geſtern in einer Sonderaudienz das 
Handſchreiben E. D. überreichen, bevor man noch die regierenden Fürſten 
und die Thronfolger empfangen hatte, die hierher gekommen waren, um 

Ihren Majeſtäten ihre Aufwartung zu machen. 

Der Kaiſer erkundigte ſich nach E. D. und nach Ihrer Reſidenz und 
dann, ſogleich ſich meiner und des Vertragsſchluſſes erinnernd, fragte er 
mich, ob ich zufrieden geſtellt ſei, und ob alles gut gehe. Er verließ 
mich, indem er mit erhobener Stimme und ſo, daß es alle Miniſter 
hören konnten, ſagte: »Ich hoffe ſehr, daß man Sie jetzt im Reich nicht 
mehr beläſtigt, und daß die Einzelſtaaten Sie in Ruhe laſſen ).« Ich 
hielt mich nicht zurück und ſagte gleichfalls mit lauter Stimme: »Nein, 
Sire, dank des Schutzes E. Kaiſerlichen Majeität.« 

Im allgemeinen hat er ſich am längſten mit mir e was 
nicht verfehlte, Aufſehen zu erregen. 

Die Kaiſerin erinnerte ſich meiner gleichfalls vollkommen und ſagte, 
ſie bedauere E. D. nicht perſönlich zu kennen, und ſie hat mir ausdrück— 
lich Grüße an E. D. aufgetragen. 

Das unter 1 beifolgende Billet wird E. D. zeigen, daß ich zum 
Diner beim Großmarſchall des Palaſtes?) geladen war, aber die Ein- 
ladung des Miniſters des Auswärtigen Herrn von Talleyrand (Nr. 2), 
die ihr voraufgegangen war, veranlaßte mich für die al zu danken, 
da ich mich zu glücklich fühle, eine Gelegenheit zu haben, dieſen Miniſter 
zu ſehen, als daß ich ſie nicht ergreifen würde. 

Die Einladung unter Nr. 3 wird E. D. die Art kennen lernen laſſen, 
wie man die Audienz der bevollmächtigten Miniſter ankündigt, und das 
Schreiben unter Nr. 4 wird E. D. beweiſen, welche Rückſichten man 
auf denjenigen nimmt, der die Ehre hat, E. D. zu vertreten?). Man 
kann ſicherlich keinem Miniſter des größten Hofes mehr Ehre erweiſen. 


—̃— 
— 
—— 


5 J. espere bien. qu’actuellement on ne vons tourmente plus en Empire et que les Etats 
vous laissent en repos. 
R gi Einladung zu einer Audience Diplomatique beim Kaiſer durch Charles Salmatoris 
ossillion, Maitre des Ceremonies. Tntroducteur des ambassadeurs. 
9) Dem Freiherrn von Vrints-⸗Berberich wurde durch den Premier Chambellan eine Theater- 
oge für die Feſtaufführung angeboten. 
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Ich verhehle jedoch nicht, daß es nur mit vielen Laufereien, Mühen, mit 
Hilfe von Bekanntſchaften und Beziehungen gelingt, ſich den entſprechenden 
Platz zu ſichern, ſich durchzuſetzen und insbeſondere ſeinen Herrn zur 
Geltung zu bringen. 

Ich verliere keine Zeit in dem, 9 die wichtigeren Intereſſen E. D. 
betrifft, und werde nicht ermangeln, E. D. ſeiner Zeit 10 Bericht 
zu erſtatten. 

Die wenigen Worte des Kaiſers ſind von ſo großer Bedeutung, 
daß ſie die politiſchen Beziehungen E. 1 weſentlich beeinfluſſen werden; 
ich weiß, d daß alle Miniſter, der von Württemberg, Herr von Bühler, 
an der Spitze, an ihren Höfen genaue Rechenſchaft ablegen werden, und 
ich hoffe, daß die ſo deutlich ausgeſprochene Außerung einen glücklichen 
Ausgang unſerer Verhandlungen in Stuttgart, Karlsruhe und München 
eröffnet. 

Ich hoffe den Erwartungen E. D. voll entſprochen und mir einiges 
Anrecht auf Ihr Wohlwollen und Vertrauen erworben zu haben. 

Ich bitte E. D. den Ausdruck meiner unbegrenzten Verehrung, An— 
hänglichkeit und Unterwürfigkeit entgegennehmen zu wollen, womit ich bin 


2. 
u ganz ergebener und gehorſamer Diener 
Mainz, 24. Sept. 1801. Alex. B. d. Vrints⸗Berberich. 


Der 3. Bericht des Freiherrn von Vrints-Berberich aus Mainz trägt die 
Tagesangabe des 3. Oktober. Ihm lag ein von Napoleon eigenhändig unter: 
zeichnetes Schreiben bei, die Antwort auf die Ergebenheitsadreſſe, die der Fürſt 
durch ſeinen Geſandten dem Kaiſer hatte überreichen laſſen. 


E. D. 


Ich beendige meinen Auftrag, indem ich eine ſehr angenehme Pflicht 
erfülle, diejenige nämlich, E. D. die Antwort S. M. des Kaiſers der 
Franzoſen auf das Handſchreiben zu übermitteln, das E. D. durch 
mich übergeben ließen. 

Es wurde mir geſtern in einer Sonderaudienz durch den Miniſter 
des Auswärtigen, Herrn von Talleyrand, eingehändigt, der mir ſagte, daß 
©; Kaiſerliche Majeſtät ſehr empfänglich war für die Aufmerkſamkeit 
E. D. ebenſo für die in dem Schreiben ausgeſprochenen Gefühle, und 
daß der Inhalt des Handſchreibens S. M. für E. D. die ſicherſte Bürg⸗ 
ſchaft ſeiner wohlwollenden Abſichten ſei. Der Miniſter fügte hinzu, 
daß er in der Wahrung der Intereſſen E. D. nur den Willen des 
Kaiſers erfüllt habe, und daß S. M. Ihr jederzeit ſeinen Schutz ge— 
währen werde. 

Ich kenne den Wortlaut des kaiſerlichen Schreibens nicht, aber nach 
den Äußerungen des Staatsſekretärs wage ich mir zu ſchmeicheln, daß 
es der Erwartung E. D. entſprechen wird; es iſt verfaßt nach den 
alten Formen des franzöſiſchen Hofes, auf die man „ indem 
man eigens einen Kurier nach Paris ſandte; ich glaube E. D. dieſe 
Aufklärung geben zu müſſen. 

J. M. die Kaiſerin iſt geſtern unmittelbar nach Paris abgereiſt, und der 
Kaiſer hat ſich heute nach Frankental begeben; nach einigen Umwegen 
über Trier und Luremburg wird er in etwa 12 Tagen in Paris ſein. 

Die Aufhebung der Beſchlagnahme (der belgiſchen Beſitzungen) iſt 
in der Weiſe betrieben worden, daß ich mir die alückverbeißendften Er⸗ 
gebniſſe verſpreche; meine Reiſe hat unter andern großen Vorteilen auch 
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den der Regelung dieſer fo wichtigen Angelegenheit zur vollen Aufrieden- 
ſtellung E. D. zur Folge gehabt. 

Durch den Schritt, den E. D. getan haben, habe ich eine Verlegen— 
heit vermieden. Denn der Kurfürſterzkanzler wird ſich wahrſcheinlich 
nach Paris zur Kaiſerkrönung begeben, um dort das Konkordat mit 
dem Papſte zu regeln; es erſcheint unzweifelhaft, daß der Kurfürſt von 
Bayern ſich gleichfalls dort einfinden wird, vielleicht auch der von 
Württemberg und von Heſſen. Die meiſten deutſchen Fürſten werden 
dort in Perſon erſcheinen oder wenigſtens ihre Thronfolger. Eine ſolche 
Reiſe in einer ſolchen Zeit dürfte weder dem Geſchmack, noch vielleicht 
den Wünſchen E. D. und des Erbprinzen entſprechen, ich wage es 
wenigſtens anzunehmen, anderſeits wäre es ſehr unpolitiſch und unklug 
geweſen, gar nichts zu tun, meine Tätigkeit dafür ließ nun das f. Haus 
in Erſcheinung treten und bewahrt E. D. davor, daß Ihre Intereſſen 
in einer Zeit in eine nachteilige Vergeſſenheit gerieten, wo ganz Europa 
es unternimmt, Napoleon eine außerordentliche Ehrenbezeugung zu erweiſen. 

Ich wage mir darum zu ſchmeicheln, daß E. D. mit mir und meinen 
Bemühungen zufrieden fein werden, die ich angewendet in der Voraus- 
ſicht Ihrer Anordnungen. Eine Gewißheit darüber würde mir eine füße 
Beruhigung ſein. 

Mit der ehrfurchtsvollſten Anhänglichkeit und tiefſten Unterwürfigkeit 


bin ich E. D. 
ganz gehorſamer und untertäniger 
Diener | 
Mainz, 3. Okt. 1804. Alex. B. d. Vrints Berberich. 


Das Handſchreiben Napoleons, das Vrints Berberich mit feinenf letzten Bericht 
dem Fürſten überſendet, iſt gezeichnet am 1. Oktober und trägt auf dem Umſchlage 
die Anſchrift: 

mon Cousin le Prince regnant de 8 Tour Taxis. 

Das Siegel trägt die Umſchrift: Napoleon empereur des Francais. 

Das Schreiben ſelbſt, im nichtsſagenden und doch ſo wohl abgemeſſenen und 
überlegten Höflichkeitſtile der alten Zeit gehalten, beſtätigt den Empfang des Be: 
glaubigungsbriefs für den Freiherrn von Vrints-Berberich und erwähnt nur ganz 
kurz und ganz allgemein Napoleons . gegen den Fürſten und ſeine Teil— 
nahme für die Einrichtung der Reichspoſten. Prints: a war mit dem Wort— 
laute des Schreibens anſcheinend ſehr zufrieden und ſah darin nach Talleyrands 
Worten die ſicherſte Bürgſchaft für die wohlwollenden Abſichten des Kaiſers. 
Anderſeits war die Abſicht Vrints⸗Berberichs, den Erfolg ſeiner diplomatischen 
Sendung ſeinem Herrn gegenüber ins hellſte Licht zu ſtellen. Uns erſcheint das 
von ihm Erreichte ja recht wenig und beſcheiden, — keine Tat, keine Abmachung; 
nur eine für das fürſtliche Haus ſchmeichelhafte Außerung des gewaltigen Kaiſers, 
vor dem Könige zitterten, war es, was der Tapisſche Diplomat vom Mainzer 
Hoftage mitfortnehmen konnte. Daß Napoleon auch im ſchriftlichen Verkehr die 
alten Formen der Monarchie ſofort wieder zu Ehren brachte und die deutſchen 
Fürſten als ſeine Couſins betitelte, nimmt uns weiter nicht wunder. Dem über. 
lieferungsloſen Emporkömmling des Umſturzes mußte ja, ſo ſehr er die deutſchen 
Fürſten und ihre kleinliche Politik verachtete, jede Gelegenheit willkommen ſein, bei 
der er ſich als »von Gottes Gnaden« feinen Standesgenoſſen an die Seite ſtellen konnte. 

Das Schreiben lautete: 

Mon Cousin. Pai recu la lettre en date du 9 Septembre. que 
votre ministre et Directeur général des postes en Empire. M le 
Baron de Vrints, m'a remise de votre part. Vous connaissez les 
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sentiments qui m'animent envers vous et l'int“rt que j'aı constam- 
ment pris a V’etablissement des postes en Empire. Je saisirai vo— 
lontiers toutes les occasions de vous en renouveler les témoignages. 
Sur ce, je prie Dieu, Mon Cousin, qu'il vous ait en Sa Sainte et 
digne garde. Kerit a Mayenee, le neuf vendemiaire de Yan treize 
(4 octobre 1804). Napoléon. 

Inzwiſchen hatte die kaiſerliche Kanzlei in Paris ein Dankſchreiben auf den 
Glückwunſch des Fürſten vom 22. Juni anläßlich der Übernahme der kaiſerlichen 
Würde durch Napoleon angefertigt; nach deſſen Rückkehr wurde es ihm in St. Cloud 
zur Unterſchrift vorgelegt und dem Agenten Treittlinger zur Weiterbeförderung 
übergeben. Es lautete: 

Mon Cousin, Tai recu avec sensibilite Tassurance que vous me 
donnez par votre lettre du 22 juin 1504 de la part que vous avez 
prise aux evenements qui ont fixe dans ma Famille le Gouvernement 
hercdiraire de cet Empire. Ma ferme intention est de faire servir 
le pouvoir dont il a plu a la providence que Je fusse revetu, à 
maintenir et a resserrer de plus en plus les liens qui nous unissent. 
En acereditant de nouveau mon Ministre Plenipotentiaire pres de 
la Diete de Empire germanique, Je Hai charge de vous en reiterer 
souvent Tassurance, et Je lui ai preserit de Sattacher a vous con— 
vainere en toute occasion de la sinecrite et de l'inviolabilite de 
mes sentiments. Sur ce, Je prie Dieu. mon Cousin, qu'il vous ait 
en sa sainte et digne garde 

A St Cloud, le 21 Vendemiaire, an 13 (13 Octobre 1804). 
Votre Cousin 
Napoleon mp. 
praesentatum Schloß Trugenhofen, den 20. Nov. 1804. 


Treittlinger übermittelte dieſes Handſchreiben an den Freiherrn von Vrints— 
Berberich; er weiſt dabei auf einen Fehler der kaiſerlichen Kanzlei hin, die auf 
Grund eines veralteten Formelbuchs in dem Fürſten Karl Anſelm noch den Prinzipal— 
kommiſſar ſieht, nachdem dieſe Würde ſchon 1797 auf ſeinen Sohn Karl Alexander 
übergegangen war. 

Die Abſchrift des kaiſerlichen Schreibens, die der bevollmächtigte franzöſiſche 
Miniſter am Regeusburger Reichstage Bacher!) dem Erbprinzen als Prinzipal— 
kommiſſar zu übergeben hatte, findet ſich ebenfalls noch in den Akten; ſie trägt 
deutlich die Kennzeichen des Zeitenumſchwunges an ſich. Der ſchwarze Amts- 
ſtempel darauf ſtammt nämlich noch aus der republikaniſchen Zeit und fuhrt deren 
Abzeichen mit der Umſchrift: République Frangaise — Legation a Ratisbonne. 
Auf einem Schreiben, in dem ſich Napoleon für die ihm zur Kaiſerkrönung dar- 
gebrachten Glückwünſche bedankt, nimmt ſich eine derartige Erinnerung an die wenn 
auch erſt kurz entſchwundene ä ſicherlich merkwürdig aus. 

Das Begleitſchreiben des Miniſters des Auswärtigen Talleyrand als Antwort 
auf das Schreiben des Fürſten vom 22. Juni iſt in Ur- und Abſchrift erhalten. 
Es ſtammt vom 14 brumaire (5. November). 


Prince 
Pai recu avee rec onnaissance la lettre que Votre Altesse m'a 
fait honneur de m’eerire et que M. Treittlinger son Charge d’affaires 
m'a remise. Votre Altesse qui vient recemment encore de recevoir 
la confirmation des dispositions bienveillantes de Sa Majeste, ne 


) Vacher, Theobald, franzöſiſcher Diplomat, geb. 17. Juni 1748 in Thann im Elſaß, geſt. 1813, 
urſprünglich Soldat, dann von 1797 an Charge d'aſfaires in Schweden, Regensburg und Frankfurt. 


* 
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peut pas douter de l'empressement que j'aurai moi mème a accueillir 
M. T. chaque fois qu'il voudra m'entretenir de l'intèrèt de Sa Maison 
et de ceux des Postes Imperiales dont le Reces d' Empire a confirme 
la possession a Votre Altesse. 


Recevez 
. rhommage de ma profonde 


consideration 


Paris, le 14 Brumaire an 13. Ch. Ma. Talleyrand. 


A Son Altesse 
le Prince regnant de la Tour-et-Taxis. 


Daß Fürſt Karl Anſelm mit den Ergebniſſen dieſer Bemühungen, Napoleon 

für das fürſtliche Haus Thurn und Taxis und ſeine Poſtgerechtſame günſtig zu 
ſtimmen, ſich zufrieden zeigte, erhellt aus einem Schreiben, Schloß Trugenhofen 
22. November 1804, in dem der fürſtl. Geheime Rat von Becker den Empfang des 
»ebenfo verbindlichen als äußerſt ſchmeichelhaften Antwortſchreibens Napoleons be— 
ſtätigt, das Sereniſſimus mit einem um ſo mehr lebhaften Vergnügen geleſen, als 
Höchſtſie aus demſelben nicht nur ein unverkennbahres Merkmahl der allergnädigſten 
Geſinnungen gegen Ihre Perſon abſeiten des Franzöſiſchen Hofes wahrnehmen, 
ſondern auch die völlige Beruhigung für die zukünftige Aufrechthaltung Höchſt 
Ih ro durchlauchtigſten Hauſes darinnen zu entnehmen beliebten«. 

Auch das Antwortſchreiben Talleyrands „haben Seine Durchlaucht mit Ver— 
gnügen erhalten und find mit deſſen Inhalt vollkommen zufrieden. Freilich nur 
zu bald ſtellten ſich die Hoffnungen des fürſtlichen Hauſes, mit Hilfe Napoleons 
die Wiederherſtellung ſeines früheren Einfluſſes im Reiche zu erlangen, als vergeblich 
heraus. Wichtigere politiſche Fragen und kriegeriſche Unternehmungen drängten 
die Taxisſchen Angelegenheiten in den Hintergrund, und fo blieb auch der ver— 
ee Schutz da aus, wo andere deutſche Staaten dem Hauſe Taxis »keine 

Ruhe ließen« und in ſeine verbrieften Rechte eingriffen. Kaum hatte Württemberg 
durch den Preßburger Frieden vom 26. Dezember 1805 eine der öſterreichiſchen 
und preußiſchen gleichgeſtellte Souveränität erlangt, als es auch ſchon die fürſt— 
lichen Poſten in ſeinem Gebiet aufhob. Bayern zeigte mehr Schonung und 
Mäßigung, verlieh dem Fürſten und ſeiner männlichen Nachkommenſchaft die 
Würde eines K. Bayr. Erblandpoſtmeiſters als ein Thronlehen und übergab ihm 
vorläufig die Verwaltung ſeines geſamten Poſtweſens unter Aufſicht und Mit— 
wirkung königlicher Kommiſſare. Dagegen beſeitigte der Großherzog von Cleve 
und Berg, Napoleons Schwager Joachim Murat, die fürſtlichen Poſten in ſeinen 
rechtsrheiniſchen Gebieten ohne weiteres (15. Mai 1806), und ebenſo machte es 
1807 Napoleons Bruder Jerome im Königreich Weſtfalen. Im gleichen Jahre 
hob Napoleon mit eigenem Befehl die fürſtlichen Poſten auch im Bayreuthiſchen, 
Fuldaiſchen und Hanauiſchen auf, und 1810 verdrängte er ſie auch aus den Hanſa— 
ſtädten Bremen, Hamburg und Lübeck und aus allen jenen Teilen des nord— 
weſtlichen Deutſchlands, die er unter dem Namen des Lippe-Departements und 
des Hanſeatiſchen Departements mit Frankreich vereinigt hatte!). 

So wurde in jener Zeit das Haus Taxis vielfach ungerecht bedrückt, und nur 
mit außerordentlichen Anſtrengungen konnte es ſich aufrechthalten. Die Nieder- 
werfung Napoleons und die Aufrichtung des Deutſchen Bundes führten zwar noch 
zu einer anſehnlichen Nachblüte des Taxisſchen Poſtweſens, doch war ihm die Ein⸗ 
heit geraubt, und das Haus übte nicht mehr im Namen des Reiches ſeine Gerecht— 
ſame aus, ſondern als Beauftragter oder Unternehmer‘ einzelner Bundesſtaaten. 
Die Taxisſche Poſt hatte aufgehört, ein Sinnbild deutſcher Macht und Größe zu 
ſein, ihre kulturgeſchichtliche Aufgabe war bereits damals erfüllt. 

1) Vgl. Stephan, H. Geſchichte der preußiſchen Poſt von ihren Anfängen bis auf die Gegen- 
wart, Berlin 1859, S. 339. 
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Das Kabinettspoſtamt in Berlin. 


Von Vize-Poſtdirektor Franck in Berlin. ‚ 


Den Stürmen der neuen Zeit iſt mit ſo manchem andern auch eine altehr— 
würdige Poſteinrichtung zum Opfer gefallen, die noch aus den Anfängen der 
. Poſt in die Gegenwart herüberragte. Kurz und bündig 
verkündete das -Amtsblatt des Reichspoſtminiſteriums« am 28. Juni, daß das 
Kabinettspoſtamt in Berlin zum 1. Juli 1919 aufgehoben werde. Damit hat 
die Wirkſamkeit einer Poſtanſtalt ihr Ende erreicht, die unter den vielen Tauſenden 
ihrer Schweſtern eine einzigartige Stellung einnahm, und der nach ihrem Urſprung, 
ihrer Entwicklung und der Art ihrer Tätigkeit ſicherlich eine beſondere Bedeutung 
zuerkannt werden mußte. Jetzt werden die Akten darüber geſchloſſen. Werfen 
wir zuvor noch einen flüchtigen Blick in ihre vielfach ſchon vergilbten Blätter. 
Betrachten wir dabei zugleich die mit dem Werden und Wirken des Kabinetts— 
poſtamts eng verknüpften großen Zuſammenhänge wirtſchaftlicher und ſtaatlicher Art. 

Die Kanzlei— Senn! der brandenburgiſchen Kurfürſten it die Urform des 
Kabinettspoſtamts und zugleich die Keimzelle der brandenburgiſch— preußiſchen Staats: 
poſt. Ahnliche Anſtalten, die man auch als »Edle Poſt⸗ Inuungen. bezeichnete, 
beſtanden an allen größeren Fürſtenhöfen. Sie bildeten eine Gruppe jener großen 
Klaſſe von Beförderungsein richtungen, die in Ermanglung einer allgemeinen Ver— 
kehrsanſtalt von Körperſchaften und Ständen zur Befriedigung ihres eigenen 
Verkehrsbedürfniſſes ins Leben gerufen waren. Als eigentliche Poſtanſtalten können 
alle dieſe Anlagen, trotz oft vorzüglicher Einrichtung, nicht gelten, da fie nicht zu 
jedermanns Gebrauch beſtimmt waren und ſomit eines weſentlichen Merkmals des 
Begriffs »Poſt« entbehrten. 

Die brandenburgiſche Botenanſtalt erfuhr eine beſondere Entwicklung unter 
Albrecht Achilles (14701486), der fein Hoflager meiſt in Ansbach hielt. Ein 
beſtändiger Botenzug bewegte ſich zwiſchen Cüſtrin über Berlin, Torgau und Leipzig 
nach Ansbach. Unter ſeinen Nachfolgern wurden weitere regelmäßige Verbin— 
dungen bergeſtellt. Die Voten ſtanden unter dem Befehl eines Votenmeiſters, 
dem nach der vom Kurfürſten Joachim Friedrich im Jahre 1604 erlaſſenen »Ge— 
beimeraths-Orduung« die Führung eines Amtsſchriftenbuchs oblag, das allmonatlich 
den »Geheimbten Räthen zu beſſerer Nachrichtung« vorzulegen war. Das im 
heutigen Dienſte der Verwaltungsbehörden vielfach übliche Verzeichnis der Neit- 
nummern iſt hier zum erſten Male geſchichtlich beglaubigt. Zur Steuerung von 
Mißſtänden erließ Johann Sigismund im Jahre 1614 eine Botenordnung, die 
die Pflichten und Rechte der Boten genau abgrenzte und dieſen eine beamtenmäßige 
Eigenſchaft verlieh. Die Boten erhielten danach neben einer feſten Beſoldung und 
einem jährlich zu liefernden Rock nebſt Bruſtſchild noch ein beſtimmtes Entgelt 
für die einzelnen Leiſtungen. Wichtig iſt die Vorſchrift, daß die Voten lediglich 
»in der Herrſchaft Sachen lauffen ſollen«, und daß Ausnahmen davon nur mit 
Vorwiſſen und Bewilligung des Botenmeiſters Platz greifen durften. Die An— 
ordnung war darauf zurückzuführen, daß die Boten eigenmächtig und in gewinn 
ſüchtiger Abſicht dazu übergegangen waren, Briefe der Bevölkerung gewerbsmäßig 
einzuſammeln und ſo von ſich aus die kurfürſtliche Botenanſtalt in eine allgemeine, 
poſtmäßige Verkehrseinrichtung umzuwandeln. Eine Entwicklung in der Richtung 
bahnte ſich aber doch an, da den Botenmeiſtern die Beförderung von Privat— 
briefen für eigene Rechnung nicht unterſagt war. In Ausnutzung dieſes Vorrechts 
legte der Botenmeiſter in Berlin einen »Ordinari-Boten-Cours« nach Leipzig und 
Hamburg an, der Botenmeiſter in Königsberg einen ſolchen nach Danzig. Boten— 
meiſtereien befanden ſich an den Anfangs- und Endpunkten der öffeutlichen Kurſe, 
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die nach und nach alle bedeutenden Punkte verbanden; die Bearbeitung der Briefe 
an den Unterwegsorten beſorgten die kurfürſtlichen Amter, die notfalls auch Amts⸗ 
boten zur Beförderung zu ſtellen hatten. Einen weſentlichen Fortſchritt im Be⸗ 
triebe der Botenanſtalt bedeutete die umfangreiche Einſtellung reitender Boten 
unter Georg Wilhelm (1619 bis 1640). 

So hatte die Kanzlei-Botenauſtalt einen verhältnismäßig hohen Grad der Ent: 
wicklung erreicht, als Friedrich Wilhelm, den die Geſchichte ſchlechthin den »Großen 
Kurfürſten« nennt, im Jahre 1640 zur Regierung gelangte. Um die Urſachen 
klar zu erkennen, die ihn zur Gründung der Staatspoſt in Brandenburg-Preußen 
unter Benutzung der vorhandenen Einrichtung führten, bedarf es zunächſt einer 
allgemeinen Betrachtung der Zuſtände und Strömungen der Zeit, bedarf es vor 
allem, des Blickes auf feine Perſönlichkeit. Wir ſehen bei feinem Regierungs- 
antritt neben der kurfürſtlichen Boteneinrichtung, die im weſentlichen doch nur 
Hof- und Regierungszwecken diente, »die verſchiedenartigſten Verkehrsanſtalten, 
einheimiſche wie fremde, in wirrem Durcheinander, nur in der Unordnung über— 
einſtimmend, in ſeinem Lande ſich bewegen«, wie Stephan in ſeiner »Geſchichte 
der Preußiſchen Poſt« ausführt. Man darf aus jenen »verſchiedenartigſten Ver— 
kehrsanſtalten« nun keineswegs auf eine Blüte von Handel und Wandel, auf ein 
geſundes, wirtſchaftliches Leben ſchließen. a von dem war vorhanden. Ein 
furchtbarer Wirrwarr herrſchte im Lande. Der große Krieg wütete noch fort, 
der ſeit zweiundzwanzig Jahren die Fluren Deutſchlands, nicht zuletzt die branden. 
burgiſchen Lande, zerſtört und alle Kräfte des Volkes gebrochen hatte. In den 
Marken ſchalteten Kaiſerliche und Schweden, die Cleveſchen Lande waren von den 
Holländern beſetzt, in Preußen konnte der Kurfürſt erſt nach Annahme harter 
Lehnsbedingungen die Regierung antreten. »Unter ſo verzweifelten Umſtänden , 
ſchreibt Friedrich der Große, »Herrſcher, ohne im Beſitze ſeiner Provinzen zu ſein, 
Kurfürſt, ohne die Macht zu beſitzen, Bundesgenoſſe, ohne Freunde zu haben, 
begann Friedrich Wilhelm die Regierunge. »Seine Lage« — ſagt Droyſen — 
"war unermeßlich ſchwierig, fie forderte die äußerſte Behutſamkeit und Verwegen— 
heit. Mit jedem Schritte, den er wagte oder nicht wagte, handelte es ſich für 
ihn um alles. Mit dem erſten Verſuch eines freien Entſchluſſes mußte er fürchten, 
in ſeiner Ohnmacht zuſammenzubrechen, bei dem erſten Erfolg erwarten, daß ſich 
die kämpfenden Mächte zermalmend auf ihn ſtürzten«. Erſt auf dem Hintergrunde 
dieſer Tatſachen vermag man ganz die große Perſönlichkeit des Kurfürſten zu 
würdigen, deſſen ſchöpferiſcher Geiſt, deſſen heller Mut und unermüdliche Tatkraft 
das Volk wieder emporriß und mit neuer Lebenskraft erfüllte. Der Große Kur— 
fürſt wird immer ein leuchtendes Beiſpiel, ſein Wirken ſtets ein bündiger Beweis 
dafür bleiben, daß die Völker der bedeutenden Führer, der ſtarken Einzelnen be— 
dürfen, um zu voller Entfaltung aller Kräfte, aller Lebens- und Bildungskeime 
zu gelangen. Nicht der Zwang wirtſchaftlicher Verhältniſſe, wie die materialiſtiſche 
Geſchichtsauffaſſung will, nicht ſonſtige äußere Umſtände waren es, die Branden— 
burg⸗Preußen in der Folge To machtvoll . ließen, es war allein dieſer 
einzige Mann, ſeine Kraft und ſein Geiſt, der für Land und Volk den Platz an 
der Sonne erſtritt, der die Grundlage ſchuf für alles weitere Wachstum. Die 
Schöpfungen des Großen Kurfürſten tragen das Gepräge ſeines Weſens, tragen 
es vielfach bis auf den heutigen Tag. Das gilt insbeſondere von der durch ihn 
begründeten Staatspoſt und von der dieſer n dienenden Beamtenſchaft 
mit ihrem Staatsgefühl, ihrer Pflichttreue und Beſcheidenbeit. Friedrich Wilhelm 
erkannte klar wie kein anderer die Bedürfniſſe und Aufgaben der Zeit. Die 
völkerverbindende Kraft von Kaiſertum und Papſttum war erlahmt, kein einbeit- 
liches Band umſchlang mehr die Völker; abgewirtſchaftet hatte das Heilige 
Römiſche Reich deutſcher Nation, die »Geſamtchriſtenheit« war nur noch ein leerer 
Begriff, kein großer Gedanke war der Welt mehr gemeinſam. Nur durch den 
gegen außen ſtreng abgegrenzten und im Innern gefeſtigten Einzelſtaat mit straff 
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von einem Mittelpunkte gehaltener Ordnung konnte aus den Nöten und Tran 
ſalen des Jahrhunderts wieder der »Weg ins Freie«, für die Geſamtheit wie für 
den einzelnen Volksangehörigen wieder eine Möglichkeit des Fortſchritts und des 
Glückes gefunden werden. | 5 

Stephan führt a. a. O. die Begründung der Staatspoſt in den branden— 
burgiſch-preußiſchen Landen im weſentlichen zurück auf die der Machtentfaltung des 
Territorialſtaats günſtige Geſtaltung der politiſchen Verhältniſſe im Reiche ſowie 
auf die ſchon in Hinſicht auf die Verwaltung erforderliche feſte Vereinigung der 
BETEN Teile des erweiterten Staatsgebiets und nennt als beſonderen Beweg— 
grund des Großen Kurfürſten fein Streben nach »Beförderung des Gemeinwohls« 
und die Erkenntnis von dem »Nutzen einer Staats Poſtanſtalt für die Wohlfahrt 
des Volkes und für die Handhabung der Staatsverwaltung«. Die Haupturſache 
des Streites mit den Thurn und Taxis, die auf Grund ihres »Reichs-General— 
Poſtmeiſter⸗Amts« ſich auch des Poſtweſens in Kurbrandenburg zu bemächtigen 
ſuchten, ſieht Stephan in dem Umſtand, »daß man ſein Recht (auf eigene 
Poſten), als man den daraus fließenden Vorteil gewahr wurde, nicht freiwillig 
aufgeben wollte«. Wir dürfen im Sinne vorſtehender allgemeiner Ausführungen 
hinzufügen, daß der Kurfürſt unter ſchroffſter Ablehnung der vom aut unter⸗ 
ſtützten Anſprüche des Hauſes Taxis vor allem auf einer eigenen Landespoſt 
beſtand, um nicht im Bereiche ſeiner Herrſchaft einen Fremdkörper dulden zu 
müſſen, der eigene, land fremde Belange verfolgte, der nicht dem Staate um des 
Staates willen diente und der überdies bei ſeinem internationalen Charakter die 
Unabhängigkeit und Abgeſchloſſenheit des Staates gefährdete. Bezeichnend iſt in 
der Hinſicht die Außerung des Kurfürſten gegenüber dem Grafen Taxis, »daß 
er ſich ſolche unerträgliche Servitut unter keinen Umſtänden aufbürden laſſen und 
ſeine landesfürſtliche Hoheit nachdrücklich mainteniren werde«. Denſelben Geiſt 
atmet ein von Stephan wiedergegebenes Schreiben Friedrich Wilhelms an den 
Kaiſer aus dem Jahre 1660. Wenn Stephan ſagt, daß die Errichtung einer 
allgemeinen Verkehrsanſtalt für die durch weiſe Maßregeln des Kurfürſten und 
die Segnungen des Friedens bereits hervorgerufene Belebung des Handels und 
der Gewerbetätigkeit zeitgemäß und wünſchenswert erſchienen ſei, ſo darf dazu 
bemerkt werden, daß in den Jahren 1646 bis 1649, in denen die Landespoſt 
begründet und dann zur Staatsanſtalt umgewandelt wurde, von einem Ergeb— 
niſſe ſolcher Maßregeln und Segnungen wohl kaum ſchon geſprochen werden kann. 
Als im Herbſt 1648 die frohe VBotſchaft durch die Lande flog, »daß nunmehr 
ruhen ſollten die Spieß und Schwerter und ihr Mord«, da blutete das Land 
noch aus tauſend Wunden, da lagen Handel und Gewerbe noch völlig danieder. 
Man konnte erſt wieder anfangen zu bauen und zu ſchaffen. Aber es genügte 
nicht, Leiden zu ſtillen, Mißſtänden zu wehren, Beſchwerden zu heben, indem man 
hier und da fürſorglich fördernd eingriff. Die allgemeine furchtbare Bedrängnis 
forderte ein Größeres. Es galt nun, die ſelbſtſüchtigen Wirtſchaftsordnungen der 
Stände und Städte, der Grundherrſchaften und Zünfte aufzuheben oder zu be— 
ſchränken, ſie umzubilden zu dienenden Gliedern einer »geſchloſſenen Staatswirt— 
ſchaft«, die die Befriedigung tunlichſt aller Bedürfniſſe durch inländiſche Arbeit 
ermöglichte. Ererbte Belange und das Selbſtbeſtimmungsrecht hatten zurückzu— 
treten vor den höheren Zwecken des Staates. Alle Feſſeln, alle Schranken im 
Innern mußten fallen. Neben einer wirtſchaftlichen angel nach Innen war ein 
wirtſchaftlicher Abſchluß nach außen anzuſtreben. Den gleichen Weg mit dem 
Ziele völliger Selbſtändigkeit des Staates auch in wirtſchaftlicher Hinſicht hatten 
bereits die Tudors und die franzöſiſchen Könige, hatten insbeſondere die Oranier 
mit Erfolg betreten. Auf deutſchem Voden war die ſtete und nachdrückliche Ver— 
folgung ſolcher Pläne bei der Ohnmacht des Reichs und der Schwäche und Ab- 
hängigkeit der Einzelgebiete bisher nicht möglich geweſen. Jetzt, nach dem großen 
Kriege, war zwar das Reich als ſolches mehr als zuvor zerſplittert und gelähmt, 
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die Einzelgebiete aber waren um ſo mehr erſtarkt, hatten ſich zu faſt ſelbſtändigen 
Gebilden entfaltet. Mußte es den größeren unter ihnen ſchon aus allgemeinen 
Gründen wünſchenswert erſcheinen, in ihrem Herrſchaftsbereiche zur geſchloſſenen 
Wirtſchaft nach dem Vorbilde der weſtlichen Staaten überzugehen, ſo ließ auch 
die bittere Not, das Erbe des verheerenden Krieges, kaum eine andere Wahl 
Der Große Kurfürſt ging auf der Wahn voran. Er war erfüllt von den die 
Zeit bewegenden merkantiliſtiſchen Gedanken. Über die anzuwendenden Mittel war 
er nicht im Zweifel. Als Schüler der Oranier hatte er früh den Wert des 
Handels für die völkiſche Wirtſchaftsführung erkannt. Nur der Kaufmann ſchien 
imſtande, die wirtſchaftlichen Kräfte überall im Lande zu wecken und zu fördern, 
fie zu verbinden und zu leiten. Der Kaufmann regte Gütererzeugung und in— 
ländiſche Arbeitsteilung an. Die unerläßliche Vorausſetzung des Handels, das 
urſprünglichſte Bedürfnis des Kaufmanns aber war ein völlig ungehemmter Ver— 
kehr, waren planvolle Maßnahmen zu deſſen Durchführung. In den Zuſammen— 
hängen wirtſchaftlicher Art liegt der innerſte Grund, die tiefſte Wurzel für die 
Errichtung der Landespoſt in Brandenburg-Preußen. In der im Jahre 1646 
erlaſſenen Verordnung Friedrich Wilhelms über den erſten großen Hauptpoſtkurs 
von Memel nach Cleve heißt es, daß dieſe Poſten eingerichtet werden ſollen, 
weil »zuvörderſt dem Kauf- und Handelsmanne hoch und viel daran gelegen« ſei. 
Der Kauf- und Handelsmann war der große Abgott des „commercial oder 
mercantile system«, wie Adam Smith ſpäter dieſe Wirtſchaftsrichtung nach 
ihrem weſentlichſten Merkmale taufte. Zugunſten des Kaufmanns als des all— 
gemeinen Glückbringers von Staats wegen in die Wirtſchaft einzugreifen, galt 
als oberſter Grundſatz. Ging es dem Kaufmann gut, blühte das Ganze, kam 
jeder einzelne mit voran; Gedeihen des Kaufmanns und Wohl der Geſamtheit 
waren ein und dasſelbe. Damit ſteht im Einklange, wenn der Kurfürſt im 
Jahre 1654 den Leitern des Poſtweſens zur Pflicht machte, die Poſtanlagen 
»zu des gemeinen Beſtens mehrerem Dienſt« weiter auszudehnen und beſſer ein— 
zurichten. Als der Kurfürſt eine Geſchwindpoſt zwiſchen Leipzig und Hamburg 
über Halle und Magdeburg anlegte, da geſchah es »zu beſſerer Beförderung der 
Commercien« und unter der Befürchtung Sachſens, daß dadurch »alle Handlung« 
nach Halle gezogen werden würde. So war denn die Landespoſt nicht eine 
Folge des etwa zuvor durch Fürſorge der Regierung belebten Handels, ſondern 
eine planvolle ſtaatliche Maßnahme, um für Handel und Wandel zunächſt über— 
haupt einmal freie Bahn zu ſchaffen durch den unabläſſig wirkenden Hebel des 
Verkehrs. Zu der Angabe Stephans, daß die Regierungen erſt nach dem Vor— 
gange Colberts dem Merkantilſyſtem huldigten, iſt gemäß dem Ergebniſſe neuerer 
Forſchungen zu ſagen, daß Colbert das Syſtem unter Betonung des Außen— 
handels (»Colbertismus«) als Leiter der franzöſiſchen Staatsfinanzen ſeit 1663 
zwar zur vollkommenſten Ausbildung brachte, daß aber die Gedanken merkan— 
tiliſtiſcher Wirtſchaftspolitik ſchon ſeit Karl V. alle großen Staatsmänner maß— 
gebend beeinflußt hatten. War doch dieſe wirtſchaftliche Politik, dieſe politiſche 
Wirtſchaft im Gegenſatze zu den ſpäteren individualiſtiſchen und ſozialiſtiſchen 
Syſtemen, die auf wiſſenſchaftlicher Lehre beruhten, im weſentlichen nur das Er— 
gebnis natürlicher Bedürfniſſe, nur der Niederſchlag der mit wachſender Geldwirt— 
ſchaft nach und nach überall ſich durchſetzenden Wirtſchaftsanſchauungen. 

Die Gründung der Landespoſt vollzog ſich in den Jahren 1646 bis 1648 
in enger Anlehnung an die Einrichtungen der Kanzlei-⸗Botenanſtalt. Der bis— 
herige Botenmeiſter in Königsberg wurde unter Ernennung zum Ober-Poſtmeiſter 
mit der Anlegung der Poſten und der Leitung des Betriebs unter Aufſicht der 
Regierung betraut. Ihm wurde ein Teil der Gelder, die bisher für die kurfürſt— 
lichen Botenpoſten verwendet worden waren, überlaſſen. Da die Kurſe ſelbſt für 
alle wichtigeren Strecken bereits vorhanden waren, ſo bedurfte es zunächſt nur 
der Überleitung in die neue Betriebsform, wobei alle früheren Erfahrungen mit 


24 Das Kabinettspoſtamt in Berlin. 


Vorteil zu benutzen waren. Die Bearbeitung der Poſten beſorgten an den Sitzen 
der kurfürſtlichen Amter die Amtsſchreiber, die ſchon bisher die Boten abgefertigt 
hatten. An den Orten, wo ſich keine Amter befanden, wurden Poſtmeiſter ein— 
geſetzt. Im Jahre 1649 verfügte der Kurfürſt, daß Verwaltung und Betrieb 
der Poſten vom Staate ganz zu übernehmen ſeien. Die natürliche Folge war, 
daß die Kanzlei-Votenanſtalt mit ihrer größeren Tochter, der Staatspoſt, jetzt 
völlig zu einem Körper verſchmolz. Jene wurde dabei unter Zuweiſung eines 
beſchränkten Wirkungskreiſes gewiſſermaßen auf das Altenteil geſetzt; nur noch 
ſechs ihrer Angeſtellten dienten im Rahmen der neuen Auſtalt den beſonderen 
Zwecken von Hof und Behörden. Es liegt in der Natur der Sache, daß ſie 
unter den neuen Verhältuiſſen eine Entwicklung nach außen nicht mehr erfahren 
konnte, daß vielmehr ihr Aufgabenkreis von nun an im großen und ganzen 
dauernd der gleiche blieb. Wir überſpringen daher die nächſten zwei Jahr— 
hunderte und wenden uns deu Formen zu, in denen fi die alte Einrichtung zu 
unſerer Zeit darſtellte. 

Um das Jahr 1860 begegnen wir ihr unter der Bezeichnung: »Expedition 
für die Poſtſachen des Königlichen Hauſes«. Sie gehörte zum »Bureau 
der Ober⸗Poſtdirektion« und war auch räumlich auf deren Grundſtück (Königſtraße) 
untergebracht. Ein im Jahre 1864 beſchaffter Stundenſtempel erhielt die Inſchrift 
»Cabinets-Expedition«. Die Benennung war ſchon vorher im Schriftwechſel viel— 
fach angewendet worden und verdrängte nach und nach den älteren Namen voll— 
ſtändig, ohne daß eine beſondere Verfügung darüber ergangen wäre. Lange Zeit 
wurden beide Bezeichnungen ohne Unterſchied nebeneinander gebraucht. So kam es 
vor, daß die von der Ober⸗Poſtdirektion an die Expedition für die Poſtſachen 
des Königlichen Hauſes« gerichteten Vorzeigeverfügungen von dieſer unter der 
Firma »Cabinets-Expedition« erledigt wurden. Nur in der Umſchrift des Dienft- 
ſiegels blieb zunächſt der urſprüngliche Name erhalten. Vom Januar 1876 an 
ſprechen die Akten nur noch vom „Cabinets⸗Poſtamt«. Wir gehen wohl nicht 
fehl in der Annahme, daß die Anderung mit der am 1. Januar 1876 gelegentlich 
der endgültigen Vereinigung von Poſt und Telegraphie allgemein eingeführten 
anderen Bezeichnung der früheren Poſterpeditionen als Poſtämter (III) zuſammen⸗ 
hängt. Demgemäß erhielt auch das im Jahre 1876 gelieferte Dienſtſiegel, das 
im übrigen den preußiſchen Adler mit Krone und Poſthorn zeigte, die Umſchrift 
»Kabinets⸗Poſtamt Berlins. Die Schreibweiſe »Kabinettspoſtamt« bildete ſich 
ſpäter ſtillſchweigend heraus. Der eigenartige Name hat hin und wieder zu Irr— 
tümern und Zweifeln Anlaß gegeben. So fragte im Jahre 1901 das Reichs— 
verſicherungsamt bei der Ober-Poſtdirektion an, ob das Kabinettspoſtamt eine 
Abteilung oder ein Zubehör des Geheimen Zivilkabinetts des Kaiſers und 
Königs bilde. 

Daß das Kabinettspoſtamt »in rechneriſcher Beziehung eine Abteilung des 
Hofpoſtamts« ſei, erwähnt ausdrücklich zuerſt die Geſchäftsanweiſung von 1876. 
Im Jahre 1881 wurde ergänzend verfügt, daß die Beamten einſchließlich der 
unteren Beamten des Kabinettspoſtamts planmäßig beim Hofpoſtamt zu führen 
ſeien, während das Amt im übrigen weiter der Ober-Poſtdirektion unmittelbar 
unterſtehe. Die Beamtenſchaft beſtand im Jahre 1862 aus zwei Ober⸗Poſtſekretären, 
denen ein Poſterpedient beigegeben war, und aus mehreren »Cabinetsboten«, die 
auch »Cabinetsbriefträger« genaunt wurden. Später verſahen vier Beamte 
(Sekretäre und Aſſiſtenten) und ſechs (ſchließlich ſieben) Kabinettsbriefträger den 
Dieuſt. Der älteſte Beamte nahm neben der eee am praktiſchen Dienſt 
die Vorſtehergeſchäfte wahr. Am J. April 1905 wurde dem Kabinettspoſtamt ein 
Ober⸗Poſtſekretär »als Vertreter des Ober-Poſtdirektors in der Leitung des Amtes« 
zugeteilt. Eine Strafbefugnis ſtand dem OberPoſtſekretär gegenüber den Beamten 
und deu Briefträgern nicht zu; über alle Fälle, die ein Einſchreiten im Wege der 
Dienſtzucht erforderlich machten, war dem Ober-VPoſtdirektor Vortrag zu halten 


8 
Das Kabinettspoſtamt in Berlin. n 25 


Solche Fälle ernſterer Art dürften kaum vorgekommen ſein, da für die Beſchäftigung 
beim Kabinettspoſtamt ſelbſtverſtändlich nur die zuverläſſigſten und tüchtigſten 
Beamten ausgewählt wurden. Reichte die Beamtenſchaft bei außergewöhnlichem 
Geſchäftsandrang zur Bewältigung der Arbeit nicht aus, ſo war das Hofpoſtamt 
gehalten, auf Erſuchen ſofort beſondere Kräfte zur Verfügung zu ſtellen. Sur 
weiteren Entlaſtung und zugleich zur Beſchleunigung und größeren Sicherung der, 
ordnungsmäßigen Erledigung der Geſchäfte trat vom Jahre 1892 an für die 
Seit, in der ſich der Hof in Berlin befand, im Königlichen Schloſſe eine Poſt- 
betriebſtelle als Dweigſtelle in Wirkſamkeit. Sie hatte die Poſtſendungen an die 
Bewohner des Schloſſes zu beſtellen, Poſtwertzeichen zu verkaufen und die bei ihr 
eingelieferten Briefſendungen dem Briefpoſtamt zu überweiſen. Außer zwei Poſt— 
beamten waren bei der Zweigſtelle noch zwei Amtsdiener des Ober-Hofmarſchallamts 
tätig, denen insbeſondere die Beſtellung oblag. Der Dienſt bei der Zweigſtelle 
lief von 7 Uhr vormittags bis 10 Uhr nachmittags. Das We pee ſelbſt 
hielt ſeit dem Herbſt 1888 ununterbrochenen Dienſt ab. 


Einen tieferen Einblick in die Aufgaben und den Dienſtbetrieb des 
Kabinettspoſtamts gewährt die im Jahre 1893 in Kraft geſetzte Geſchäftsanweiſung, 
die zwar im Laufe der Zeit mannigfache Anderungen erfahren hat (namentlich bei 
der Neuaufſtellung im Jahre 1905), in ihren Grundzügen aber dauernd in Geltung 
geblieben iſt. Danach lag dem Kabinettspoſtamt »die Bearbeitung der Poſtſachen 
es Königlichen Hauſes und gewiſſer hoher Behörden« ob. Nach einem der 
Geſchäftsanweiſung beigefügten »Verzeichniſſe der Behörden, Beamten und Voll 
machtserteilungen bei dem Kabinetts-Poſtamte zu Berlin C« kamen nicht weniger 
als 31 Behörden uſw. mit zum Teil außerordentlich ſtarkem Poſtverkehr in Betracht. 
Namentlich waren zu bearbeiten die Poſtſachen 

1. der Allerhöchſten und Höchſten Herrſchaften des Kaiſer- und Königshauſes, 
2. der in Berlin vorübergehend ſich aufhaltenden Mitglieder fremder regierender 
Fürſtenhäuſer, 


5 Königlichen und Fürſtlichen Hofſtaaten und der hochgeſtellten Perſonen 
aus der Umgebung der Allerhöchſten und Höchſten Herrſchaften, 


4. der Geheimen Kabinette des Kaiſers und Koͤnigs, 


5. des Staatsminiſteriums und des Kriegsminiſteriums bezüglich der Aller 
höchſten Kabinettsordern, 


6. des Auswärtigen Amts, ferner 


7. die für das Reichsamt des Innern, das Reichsſchatzamt, das Oberfecamt. 
und die einzelnen Abteilungen dieſer Behörden eingehenden Poſtſendungen. 


Zum Zwecke der Abſendung und des Empfanges der von ihm zu bearbeitenden 
Poſtſachen trat das Kabinettspoſtamt im allgemeinen nur in Verbindung mit dem 
Briefpoſtamt (gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen jeder Art) und dem 
Hofpoſtamt (Wert- und Einſchreibpakete, Wertbriefe, Poſtanweiſungen), die ſich 
ebenfalls auf dem großen Poſtgrundſtück an der König- und der Spandauer Straße 
befinden; hinſichtlich der gewöhnlichen Pakete ergab ſich noch ein Verkehr mit dem 
. Dafetpoftamt in der Oranienburger Straße. Mit dieſen Poſtanſtalten unterhielt 
das Kabinettspoſtamt naturgemäß zahlreiche Beziehungen, bei deren Regelung der 

Grundſatz eines leichten, ſchnellen und ſicheren Verfahrens, insbeſondere im Hinblick 
auf den wechſelſeitigen Austauſch der Sendungen, überall zur Durchführung kam. 
Daß für die Behandlung der Poſtſachen die Beſtimmungen der »Allgemeinen 
Dienſtanweiſung« nicht ausreichten, daß vielmehr Sondervorſchriften der verſchiedenſten 
Art zu beachten waren, liegt auf der Hand. Beiſpielsweiſe erfuhren die Ausland— 
ſendungen des Auswärtigen Amts eine andere Behandlung, je nachdem ſie den 
allgemeinen Vorſchriften zu unterwerfen, mittels beſonderer Depeſchenkaſten (als 
Wertſendungen oder Einſchreibbriefe) zu verſenden, in Depeſchenſäcken zu übermitteln 
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oder durch Poſtkuriere bis zur Grenze zu befördern waren. Die Ausführung dieſer 
Kurierreiſen gehörte zu den Aufgaben der Kabinettsbriefträger, die auch die 
Beförderung der Poſtſendungen für den Kaiſer und ſein Gefolge zwiſchen Berlin 
und dem jeweiligen Hoflager regelmäßig zu beſorgen hatten. Solche Kurierreiſen 
fanden u. a. ſtatt 


; 5 für das nach dem 

. Auswärtige Kaiſerl. 

Jahren Amt Hoflager 
D 98 154 
er 99 146 
R 78 121 


Beim Aufenthalt der Allerhöchſten Herrſchaften im Neuen Palais fertigte das 
Kabinettspoſtamt »Hoflagerkartenſchlüſſe« auf Wildpark ab, die auf dem gewöhnlichen 
Poſtwege befördert wurden. Ein Licht auf die Tätigkeit des Kabinettspoſtamts 
wirft auch die Art der bei ihm geführten Bücher. Außer den Kaſſen⸗ und 
Rechnungsbüchern kamen in Betracht 

1. 


2 


B 


3. 


9. 


6. 


das Annahmebuch für Pakete und Sendungen gegen Schein, 
das Annahmebuch für Allerhöchſte und Höchſte Handſchreiben ſowie für 
eingeſchriebene Briefe, 
das Annahmebuch für eingeſchriebene Briefe und für Allerhöchſte Kabinetts- 
ordern 

a) aus den Geheimen Kabinetten des Kaiſers und Königs, 

b) aus den Staatsminiſterien und dem Kriegsminiſterium, 


das vereinigte Ankunfts. und Lagerbuch für gewöhnliche Pakete, Wert— 


und Einſchreibſendungen (ſpäter mehrere nach Empfangſtellen getrennte 
Lagerbücher), 

das Ankunftsbuch für Brieſe an S. M. den Kaiſer und König, 

die Beſtellungsbücher für die Kabinettsbriefträger. 


Sehr verwickelt waren die Vorſchriften bezüglich der Ausgabe und der Be— 


ſtellung 


der Sendungen. Für die Entſcheidung der Frage, ob eine Sendung zur 


Abholung bereit zu halten oder abzutragen ſei, waren nicht nur die Empfang- 
ſtelle, die Sendungsgattung und die Zeit des Einganges maßgebend, auch die ab⸗ 
ſendende Stelle und etwaige beſondere Umſtände ſpielten dabei zum Teil eine Rolle. 
Die Formen der Aushändigung ſowohl im Falle der Abholung durch Leibgendarmen 
oder Geheime Kanzleidiener als auch im Falle der Beſtellung bildeten eine Wiffen- 
ſchaft für ſich. Dem Verſtändnis und dem Taktgefühl aller Angehörigen des 
Kabinettspoſtamts war hier ein weiter Spielraum gewährt. 

Erforderte die Schwierigkeit der Arbeit beim Kabinettspoſtamt, alle Einrich- 
tungen ſo zweckmäßig und einfach wie nur irgendmöglich zu geſtalten, ſo darf es 
doch nicht ene wenn bei der vielfach auf Überlieferung beruhenden 
Handhabung des Dienſtes hier und da ein »Sopfe aus der Väter Zeiten hängen 


blieb. 


So wurden noch im Herbſt 1918 alle für das Auswärtige Amt ein⸗ 


gehenden gewöhnlichen Briefſendungen, einſchließlich der Streifbanddruckſachen, 
einzeln in ein »Poſtbuch- eingetragen. Dies Poſtbuch war offenbar ein un⸗ 
mittelbarer Sprößling des Amtsſchriftenbuchs weiland Joachim Friedrichs aus dem 
Jahre 1604. 

„Den Anlaß zur Aufhebung des Kabinettspoſtamts gab der erhebliche Rück⸗ 
gang in ſeinem Geſchäftsumfang. Ihm lagen zuletzt nur noch ob 


J. 


die Beſtellung der gewöhnlichen und eingeſchriebenen Briefſendungen an 
die im Schloſſe befindlichen Behörden der früheren Hofhaltungen und an 
das Reichsminiſterium des Innern, 
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2. die Bearbeitung aller Poſtſachen des Auswärtigen Amts, des Reichs⸗ 
kolonialamts und des Perſonalamts im Kriegsminiſterium, 
3. die Abfertigung von Kurieren ſowie die Verteilung und Abſendung der 
von Kurieren überbrachten Sendungen. 

Die Dienſtgeſchäfte unter 1. ſind nunmehr dem Briefpoſtamt, die übrigen 
Leiſtungen dem Poſtamt Berlin WS (Franzöſiſche Straße) übertragen worden. 
Die Räume erbte das Hofpoſtamt. 

Die Ober-Poſtdirektion Berlin hat dem Kabinettspoſtamt, entſprechend der 
Wichtigkeit ſeiner Aufgaben, jederzeit eine beſondere Fürſorge und Aufmerkſamkeit 
zuteil werden laſſen. Das ſpricht ſich nicht nur aus in der ſteten lebendigen 
Anteilnahme an der ordnungsmäßigen Abwicklung des Dienſtes und in der häufigen 
und eingehenden Prüfung aller Einrichtungen durch die Bezirksaufſichtsbeamten, 
es kam auch darin zum Ausdruck, daß ſich die Ober-Poſtdirektion die Entſcheidung 
in allen wichtigeren Angelegenheiten vorbehalten und den Vorſteher des Kabinetts— 
poſtamts ein für allemal angewieſen hatte, über wejentlicdye Vorkommniſſe ſtets 
ungefäumt Bericht zu erſtatten, auch im Falle ſelbſtändiger Anordnungen grund— 
ſätzlicher Art die Genehmigung nachträglich einzuholen. 

Beim Durchblättern der Akten des Kabinettspoſtamts feſſeln vor allem einige 
Seiten, die die Erinnerung wachrufen an die ehrwürdige Geſtalt des alten 
Kaiſers. Im April 1872 war ein Dienſtſiegel beſchafft worden, das außer dem 
Reichswappen die Umſchrift »Expedition für die Poſtſachen des Kaiſerlichen Hauſes⸗ 
trug. Dem fcharfen Auge des Herrſchers war dies nicht entgangen. Schon im 
Juni desſelben Jahres lief beim General-Poſtamt ein Schreiben vom Präſidenten 
des Reichskanzleramts (Delbrück) ein, wonach der Kaiſer und König mißfällig 
wahrgenommen habe, daß ſich die Poſt eines Dienſtſiegels bediene, das in der 
Umſchrift die Bezeichnung »des Kaiſerlichen Hauſes« führe. »Dieſe Bezeichnung 
entſpricht nicht den beſtehenden Allerhöchſten Beſtimmungen und iſt deshalb un- 
zuläſſig. Derartige Dienſtſiegel find daher ſofort außer Gebrauch zu ſetzen und 
durch Dienſtſiegel mit der Bezeichnung ‚des Königlichen Hauſes“ zu erſetzen“. Der 
Kaiſer fühlte ſich immer noch in erſter Linie als geborener König von Preußen. 
Er hatte, wie Bismarck in ſeinen »Gedanken und Erinnerungen« mit Bezug auf 
die Auseinanderſetzungen über die Kaiſerfrage im Jahre 1870 ſchildert, das Be— 
dürfnis, gerade das überlegene Anſehen der angeſtammten preußiſchen Krone mehr 
als das des Kaiſertitels zur Anerkennung zu bringen. »Was ſoll mir der 
Charakter⸗Major« hatte er bei den erſten Erörterungen über den Kaiſertitel un— 
wirſch gefragt. Eine zweite Erinnerung knüpft ſich an den neunzigſten Geburts— 
tag des Kaiſers am 22. März 1887. Der Berliner Ober⸗Poſtdirektor überreichte 
dem Staatsſekretär des Reichs-Poſtamts in der gewiß berechtigten »Annahme, daß 
es von Bedeutung ſein möchte«, eine »Nachweiſung der Stückzahl der bei dem 
Kabinettspoſtamt in der Zeit vom 16. bis einſchließlich 23. März dieſes Jahres 
an des Kaiſers und Königs Majeſtät eingegangenen Poſtſendungen«. Man hatte, 
ohne die von Privatperſonen ausgegangenen gewöhnlichen Bittgeſuche, 7481 Brief 
ſendungen gezählt. Es iſt bedauerlich, wenn auch verſtändlich, daß dieſe Statiſtik 
unter dem einſeitigen Geſichtspunkte der vom Kabinettspoſtamt bewältigten Arbeits- 
leiſtung aufgeſtellt worden iſt. es wäre von Wert geweſen, zu erfahren, wie ſich 
die Sendungen auf Inland und Ausland verteilten. Die Auslandſendungen 
machten ſicherlich einen beträchtlichen Teil aus. Wiſſen wir doch, daß ſich damals 
nicht nur alle europäiſchen Völker, ſondern ſämtliche Kulturvölker der Erde in 
Ehrfurcht vor dem großen Menſchen Wilhelm J. neigten und ſich in Grüßen und 
Gaben der Liebe gegenſeitig überboten. Als am Abend des 22. März ganz 
Deutſchland in Lichterglanz erſtrahlte, da war es in Berlin beſonders der Pariſer 
Platz, der einem Lichtmeere glich. »Vornehm präſentierte ſich das Hotel der fran— 
zöſiſchen Botſchaft, deſſen Faſſade ein breiter Lichtgürtel umſchloß«, ſo berichtet die 
Chronik. Welcher Art aber die aus Deutſchland ſelbſt an den Kaiſer gerichteten 
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Sendungen waren, ergibt ſich aus dem allgemeinen Dankerlaß vom 23. März: 
»Von Gemeindeverbänden größeren wie kleineren Umfanges, von Collegien, Cor— 
porationen und Genoſſenſchaften jeder Art, von wiſſenſchaftlichen und Kunſt— 
inſtituten, von Anſtalten und einzelnen Perſonen bin Ich in der herzlichſten Weiſe 
beglückwünſcht worden. Künſtler, bildende wie darſtellende, Studierende der 
deutſchen Univerſitäten, Akademien und techniſchen Hochſchulen, Krieger-, Turn-, 
Bürger- und andere Vereine, Gilden und Innungen haben in der verſchiedenſten 
Weiſe ihre treue Anhänglichkeit an Mich kundgetans. 


Als mit der Aufhebung des Kabinettspoſtamts die fünfhundertjährige Geſchichte 
der Kanzlei⸗Botenanſtalt, der Mutter der brandenburgiſchepreußiſchen Staatspoſt 
und damit auch der Reichspoſt, hinſichtlich ibres urſprünglichen Gründungszweckes 
zum Abſchluß kam, da war in Weimar — faſt am gleichen Tage — die Ver— 
einheitlichung des geſamten deutſchen Poſtweſens durch Übernahme der Poſtver— 
waltungen von Bavern und Württemberg auf das Reich im Grundſatze feſtgelegt 
und ſo auf reichsdeutſchem Boden das letzte Ziel äußerer Entfaltung erreicht 
worden. Das iſt ein eigener Zufall. Oder ſoll man es anders deuten? Wie 
dem auch ſein mag, eine neue Zeit deutſcher Poſtgeſchichte beginnt. Kein größerer 
Ruhm kann ihr zuteil werden, als wenn man dereinſt von ihr ſagen wird: ſie 
war der alten Zeit würdig. ö 


Zur Geſchichte des Briefeſchießens. 
Von Frauz M. Feldhaus in Berlin-Friedenau. 


Mein längſt veritorbener Onkel, der Poſtrat Blumberger, hatte im Archiv für Poſt 
und Telegraphie (1886, S. 616 bis 632) aus der Chronik unſerer Vaterſtadt Neuß 
die Berichte vom Briefeſchießen während der harten Belagerung im Jahre 1475 
mitgeteilt. Aus Heimatsgefühl habe ich auch ſpäter ſtets auf Nachrichten über 
Briefeſchießen geachtet, auch ſchon einmal eine Zuſammenſtellung älterer Angaben 
veröffentlicht (F. M. Feldhaus, Die Technik der Vorzeit, Leipzig 1914, Sp. 136). 
Hier will ich 95 Ai üheren und die inzwiſchen aufgekommenen Nachrichten zuſammen— 
faſſen. 

Schon Herodot, der Vielgereiſte, ſchrieb um 450 v. Chr., daß die Perſer im 
Jahre 480 bei der Belagerung von Potidäa in Griechenland Briefe um Pfeile 
gewickelt und den Verbündeten zugeſchoſſen hätten. Durch einen verirrten Pfeil 
wurde dieſe Liſt entdeckt (Herodotos, Buch 8, Kap. 128). 

Zu den Anekdoten der Weltgeſchichte 9 95 die Nachricht, daß im Jahre 353 
v. Chr. ein Schütze dem König Philipp von Mazedonien das rechte Auge mit 
einem Pfeil ausgeſchoſſen habe, auf den er geſchrieben hatte: »dem König Philipp 
in ſein rechtes Auge«. Der König ſchoß angeblich den Pfeil mit der Aufſchrift 
zurück, er werde den Schützen nach Eroberung der Stadt hängen laſſen (Hertslet, 
Treppenwitz der Weltgeſchichte, 9. Aufl. 1918, S. 82). 

Was bei Herodot ſtand, und was man ſich von Philipp erzählte, muß 
im Altertum allbekannt geweſen ſein. Aber auch das Mittelalter hatte 
vom Briefeſchießen Kenntnis. Jüngſt fand ich den bildlichen Beweis dafür. 
In der berühmten Minneſängerhandſchrift, der Großen Heidelberger Lieder 
handſchrift, die man früher Maneſſe-Handſchrift nannte, ſah ich auf Blatt 256 
eine Malerei, die darſtellte, wie ein Liebhaber ſeiner Dame einen Pfeil zuſchießt, 
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an den ein Brief gebunden iſt. Die Malereien dieſer Bilderhandſchrift ſtammen 
von etwa 1310. 


Aus dem Jahre 1475 haben wir dann die erwähnte Neußer Nachricht, daß 
am 21. April »uvss (-= aus) dem coelſchen heir (>= cölniſchen Heere) troeſtlich 
briewe bynnen Nuyss geſchoſſen« wurden. Dieſe Schießpoſt wurde dann einen 
Monat lang zwiſchen den von Karl dem Kühnen belagerten Einwohnern der 
Stadt Neuß und den zu ihrem Entſatz herangezogenen Truppen aus Köln über 
Karls Lager hinweg fortgeſetzt (Archiv für Poſt und Telegraphie, 1886, S. 616 
bis 632). 

Um 1785 muß den Franzoſen das Briefeſchießen in hohlen Kugeln, die ſie 
»boulets messagers« nannten, bekannt geweſen fein; denn der Berliner Gelehrte 
Krünitz erwähnt dieſe Poſt in feiner großen »Eneyklopädie« (Band 34, S. 390). 
Um jene Zeit machte ein Ungenannter der » Commission temporaire des arts« 
zu Paris den Vorſchlag, eine Verbindung mit den Heeren der Republik durch 
Briefe zuſtande zu bringen, die in hohlen, in ihren Hälften durch Scharniere 
verbundenen Kugeln von Station zu Station aus Geſchützen geſchoſſen werden 
ſollten. Die Nachricht davon findet ſich in einer ſchön gemalten Bilderhandſchrift 
jener Zeit, die verſchiedene Erfindungen behandelt und ſich im Beſitze des Grafen 
von Klinckowſtröm in München befindet. Die Geſchützrohre ſcheinen, wie man 
aus den Malereien erkeunt, ſtarr eingemauert geweſen zu ſein. So ſollten fie 
ihre Poſt ſtets zum gleichen Punkte der nächſten Station ſchießen, wo man die 
Geſchoſſe mit ihrem Briefinhalt in ſandgefüllten Gruben auffangen wollte. 


Um 1810 ſpukte der Gedanke des Briefeſchießens wieder; kein Geringerer 
als der Dichter Heinrich v. Kleiſt beſchäftigte ſich damals öffentlich mit der 
»Bombenpoſt«. Er ſchreibt: 


Nützliche Erfindungen. 
Entwurf einer Bombenpoſt. 


Man hat in dieſen Tagen, zur Beförderung des Verkehrs innerhalb der 
Gränzen der vier Welttheile, einen elektriſchen Telegraphen erfunden; einen 
Telegraphen, der mit der Schnelligkeit des Gedankens, ich will ſagen in kürzerer 
Zeit als irgend ein chronometriſches Inſtrument augeben kann, vermittelſt des 
Elektrophors und des Metalldrahts Nachrichten mittheilt; dergeſtalt, daß, wenn 
jemand, falls nur ſonſt die Vorrichtung dazu getroffen wäre, einen guten Freund, 
den er unter den Antipoden hätte, fragen wollte: wie geht's dir? derſelbe, ehe 
man noch eine Hand umkehrt, ohngefähr ſo, als ob er in einem und demſelben 
Zimmer ſtünde, antworten könnte: recht gut. So gern wir dem Erfinder dieſer 
Poſt, die recht eigentlich auf Flügeln des Blitzes reitet, die Krone des Verdienſtes 
zugeſtehen, ſo hat doch auch dieſe Fernſchreibekunſt noch die Unvollkommenheit, 
daß ſie, dem Vorteile des Kaufmanns wenig erſprießlich, nur zur Verſendung 
ganz kurzer, lakoniſcher Nachrichten, nicht aber zur Übermittlung von Briefen, 
Berichten, Beilagen und Paketen taugt. Demnach ſchlagen wir, um auch dieſe 
Lücke zu füllen, zur Beſchleunigung und Vervielfachung der Handels-Communi— 
kationen, wenigſtens innerhalb der Gränzen der cultivirten Welt, eine Wurf- oder 
Bombenpoſt vor; ein Inſtitut, das ſich, auf zweckmäßig innerhalb des Raumes 
einer Schußweite angelegten Artillerie-Stationen, aus Mörſern oder Haubitzen 
hohle, ſtatt des Pulvers mit Briefen und Paketen angefüllte Kugeln, die man 
ohne alle Schwierigkeit mit den Augen verfolgen und, wo ſie hinfallen, falls es 
ein Moraſtgrund iſt, wieder auffinden kann, zuwürfe; dergeſtalt, daß die Kugel, 
auf jeder Station zuvörderſt eröffnet, die reſpektiven Briefe für jeden Ort heraus— 
genommen, die neuen hineingelegt, das Ganze wieder verſchloſſen, in einen neuen 
Mörſer geladen, und zur nächſten Station weiter ſpediert werden könnte. Den 
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Proſpectus des Ganzen und die Beſchreibung und Auseinanderſetzung der Anlagen 
und Koſten behalten wir einer umſtändlicheren Abhandlung bevor. Da man 
auf dieſe Weiſe, wie eine kurze mathematiſche Berechnung lehrt, binnen Zeit eines 
halben Tages gegen geringe Koſten von Berlin nach Stettin oder Breslau würde 
ſchreiben oder reſpondieren können, und mithin, verglichen mit unſeren reitenden 
Poſten, ein zehnfacher Zeitgewinn entſteht oder es eben ſoviel iſt, als ob ein 
Zauberſtab dieſe Orte der Stadt Berlin zehnmal näher gerückt hätte: ſo glauben 
wir für das bürgerliche ſowohl als handeltreibende Publicum, eine Erfindung 
von dem größeſten und entſcheidendſten Gewicht, geſchickt, den Verkehr auf den 
höchſten Gipfel der Vollkommenheit zu treiben, an den Tag gelegt zu haben. 


Berlin, den 10. October 1810. 
Schreiben eines Berliner Einwohners an den Herausgeber der Abendblätter. 


Mein Herr! n 

Dieſelben haben in dem 2. Stück der Abendblätter unter der Rubrik: Nütz— 
liche Erfindungen den Entwurf einer Bombenpoſt zur Sprache gebracht; einer 
Poſt, die der Mangelhaftigkeit des elektriſchen Telegraphen, nämlich ſich mit nichts 
als kurzen Anzeigen befaſſen zu können, dadurch abhilft, daß ſie dem Publico 
auf zweckmäßig angelegten Artillerie-Stationen Briefe und Pakete mit Bomben 
und Granaten zuwirft. Erlauben Dieſelben mir zu bemerken, daß dieſe Poſt 
nach einer in Ihrem eigenen Aufſatz enthaltenen Außerung vorausſetzt, der 
Stettiner oder Breslauer Freund habe auf die Frage des Berliners an ihn: wie 
geht's dir? zu antworten: recht gut! Wenn derſelbe jedoch, gegen die Annahme, 
zu antworten hätte: ſoſo! oder: mittelmäßig! oder: die Wahrheit zu ſagen, 
ſchlecht; oder: geſtern Nacht, da ich verreiſt war, hat mich meine Frau hinter 
gangen; oder: ich bin in Prozeſſen verwickelt, von denen ich kein Ende abſehe, 
oder: ich habe Bankerott gemacht, Haus und Hof verlaſſen und bin im Begriff, 
in die Welt zu gehen: fo gingen, für einen ſolchen Mann, unſere ordinairen 
Poſten geſchwind genug. Da nun die Zeiten von der Art ſind, daß von je 
hundert Briefen, die zwei Städte einander zuſchicken, neunundneunzig Anzeigen 
von der beſagten Art enthalten, jo dünkt uns, ſowohl die elektriſche Donnerwetter— 
poſt, als auch die Bomben⸗ und Granatenpoſt kann vorläufig noch auf ſich 
beruhen, und wir fragen dagegen an, ob Dieſelben nicht die Organiſation einer 
anderen Poſt zu Wege bringen können, die, gleichviel ob ſie mit Ochſen gezogen 
oder von eines Fußboten Rücken getragen würde, auf die Frage: wie geht's dir? 
von allen Orten mit der Antwort zurückkäme: je nun! oder: nicht eben übel, oder: 
die Pfandbriefe ſtehn wieder al pari, oder: meine beiden Töchter habe ich 
kürzlich verheiratet; oder: morgen werden wir unter dem Donner der Kanonen 
ein Nationalfeſt feiern, und was dergleichen Antworten mehr ſind. Hierdurch 
würden Dieſelben ſich das Publicum auf das lebhafteſte verbinden, und da wir 
von Dero Eifer zum Guten überall, wo es auf Ihrem Wege liegt, mitzuwirken, 
überzeugt find, fo halten wir uns nicht auf, die Freiheit dieſes Briefes zu ent- 
ſchuldigen, und haben die Ehre, mit der vollkommenſten und ungeheucheltſten 
Hochachtung zu ſein uſw. 

Der Anonymus. 


Berlin, den 14. October 1810. 
Antwort an den Einſender des obigen Briefes. 


Dem Einſender obigen witzigen Schreibens geben wir hiermit zur Nachricht, 
daß wir uns mit der Einrichtung ſeiner Ochſenpoſt oder ſeines moraliſchen und 
publiziſtiſchen Eldorados nicht befaſſen können. Perſiflage und Ironie ſollen uns, 


Nachruf. 31 


in dem Beſtreben, das Heil des menſchlichen Geſchlechts, ſoviel als auf unſerem 
Wege liegt, zu befördern, nicht irre machen. Auch in dem, Gott ſei Dank! doch 
noch keineswegs allgemeinen Fall, daß die Briefe mit lauter Seufzern beſchwert 
wären, würde es aus ökonomiſchen und kaufmänniſchen Geſichtspunkten noch 
vorteilhaft ſein, ſich dieſelben mit Bomben zuzuwerfen. Demnach ſoll nicht nur 
der Proſpectus der Bombenpoſt, ſondern auch ein Plan zur Einſammlung der 
Actien in einem unſerer nächſten Blätter erfolgen. 
Die Redaktion. 


Hierzu iſt zu bemerken, daß alle drei Einſendungen von Kleiſt ſelbſt 5 
(Schmidt, Steig und Minde⸗Pout, Werke von H. v. Kleiſt, Leipzig, o. J., Bd. 4 
S. 218 u. 221; Anmerkungen S. 277 u. 278). Der Kleiſtſche Plan war nicht 
ernſt gemeint, ſondern hatte ie Ba (Steig, Heinrich v. Kleiſts Berliner 
Kämpfe, Berlin 1901, S. 68 bis 6 


1831 macht der Ingenieur 3 Gordon in London der engliſchen 
Militärbehörde den Vorſchlag, lange hohle Bomben zur, Beförderung von Depeſchen 
und Briefen auf 3 Meilen Entfernung zu ſchleudern (A. Gordon, Fortbewegung 
durch Tierkraft, Weimar 1833, S. 50). 


Während des Weltkriegs wurden häufig Befehle aus kleinen Minenwerfern 
in benachbarte Stellungen geſchoſſen. Und jüngſt machte die Londoner »Daily 
Mail« den Vorſchlag, die vielen für den Krieg gefertigten, nun nutzloſen 
Geſchoſſe zum Schießen von Poſt zu verwenden (Berliner Zeitung am Mittag 
vom 12. März 1919). 


Nachruf. | 
Direktor im Reichspoſtminiſterium Aſchenborn 7. 


Am 28. November 1919 iſt der Direktor im F Aſchenborn 
im Alter von 59 Jahren an Herzſchwäche verſchieden. 


Aſchenborn war am 7. April 1860 in Arnswalde als Sohn eines Rechtsan— 
walts geboren. Er beſuchte die Gymnaſien zu Frankfurt (Oder) und Wongro- 
witz und legte Oſtern 1879 die Reifeprüfung ab. Nach dem Beſuche der Uni: 
verſitäten Breslau, Leipzig und Greifswald beſtand er 1882 die Referendar⸗ 
b Dann war er bis 1887 beim Amtsgericht in Stettin als Gerichtsreferendar 
tätig. 1887 legte er die große juriſtiſche Staatsprüfung ab, 1890 wurde er unter 
Ernennung zum Regierungsaſſeſſor in die allgemeine Staatsverwaltung über⸗ 
nommen und 1893 bei der Regierung in Minden (Weſtf.) zum Regierungsrat 
ernannt. Daneben wirkte er bei der Ober⸗ 1 daſelbſt als Rechtsbeiſtand. 
1897 trat er zur Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung über, er wurde 
1898 zum Ober⸗Poſtrat und ſtändigen Hilfsarbeiter im Reichs⸗Poſtamt, 1899 zum 
Geheimen Poſtrat und vortragenden Rat und 1903 zum Geheimen Ober. Poſtrat 
ernannt. Seit 1. Oktober 1911 mit der Wahrnehmung der Geſchäfte eines Ab— 
teilungsdirigenten bei der dritten Abteilung des Reichs⸗Poſtamts betraut, trat er 
am 9. Dezember 1911 als Direktor im Reichs⸗Poſtamt an die Spitze der Abteilung 
und übernahm damit das Rechnungs- und Poſtbankweſen, die Angelegenheiten der 
Bauverwaltung ſowie die ſoziale und die Wohnungsfürſorge. 


ie Nachruf. 


Ausgezeichnet durch klaren Verſtand, ſchnelle Auffaſſung, ſicheres Urteil und 
tiefes Wiſſen, womit ſich eine nachdrückliche Willenskraft verband, hat Aſchenborn 
in ſeiner Laufbahn Bedeutendes geleiſtet und vorbildlich gewirkt. Viele ein— 
n Neuerungen und Verbeſſerungen ſind ſeiner Anregung zu verdanken. 
Auf dem Gebiete des Rechnungsweſens hat er eine umgeſtaltende und belebende 
Tätigkeit entfaltet und eine Reihe von Vereinfachungen geſchaffen. Sein Haupt— 
augenmerk richtete er darauf, das Poſtbankweſen den Bedürfniſſen der Handels. und 
Geſchäftswelt anzupaſſen. Schon bald nach der Aufnahme ſeiner Tätigkeit im 
Reichs-Poſtamt erkannte er mit vorausſchauendem Blick die Bedeutung des Poſt— 
ſcheckbverkehrs für unſere Geld. und Volkswirtſchaft und ließ es ſich angelegen 
ſein, das Poſtſcheckweſen in Dentſchland einzufuhren. Als. der Plan unter großen 
Schwierigkeiten und nach langwierigen Verhandlungen verwirklicht worden war, machte 
es ſich Aſchenborn zur Lebensaufgabe, den neuen wem der Reichs-Poſtverwaltung 
auszubauen, neue Verwendungsmöglichkeiten für den Scheck, die Überweiſung und 
die Zahltarte zu ſchaffen und den bargeldloſen Zahlungsausgleich, den er mit allen 
zu Gebote ſtehenden Mitteln förderte, auf eine hohe Stufe der Entwicklung zu 
bringen. Er hat es verſtanden, das Poſtſcheckweſen zum Allgemeingut und zu 
einer Einrichtung zu geſtalten, die im deutſchen Geldverkehr nicht mehr entbehrt 
werden kann, und die Genugtuung und die Freude gehabt, ſein Werk von 
großem Erfolg gekrönt zu ſehen. Die deutſchen Poſtſcheckeinrichtungen ſind für 
die ausländiſchen Poſtverwaltungen, die den Poſtſcheckverkehr eingeführt haben 
oder einzuführen beabſichtigen, vorbildlich geworden. Erwähnung verdient auch 
die Einfuhrung des Poſtproteſtes, für den er die Beſtimmungen mit der ihm 
eigenen Gründlichkeit bis in alle Einzelheiten ausgearbeitet hat, wie überhaupt 
ſich die von ihm erlaſſenen Vorſchriften und ausgehenden Schreiben ſtets durch. 
große Klarheit und leicht faßliche Ausdrucksweiſe ausgezeichnet haben. Schrift- 
ſtelleriſch iſt Aſchenborn durch die Ausgabe ſeiner von tiefem Verſtändnis für das 
Poſtrecht zeugenden Erläuterungen zum Poſtgeſetz hervorgetreten. 

Für die ſoziale und die Wohnungsfürſorge zeigte er volles Verſtändnis und er ließ 
ſich bei allen einſchlägigen Angelegenheiten, Anderungen und Entſcheidungen ſtets 
von der Rückſicht auf das Wohl der Angehörigen der Reichs-Poſt- und Tele— 
grapheuverwaltung leiten. Beſondere Erwähnung verdient die von ihm ge— 
ſchaffene Einrichtung einer Krankenkaſſe für die unteren Beamten. Die Stiftung 
»Töchterhort« für verwaiſte Töchter von Poſt. und Telegraphenbeamten bat in 
ihm einen eifrigen Förderer gehabt. 3 

Wenngleich fein Wirkungskreis, beſonders in den letzten Jahren, durch die Fülle 
der neuen Auͤfgaben immer umfangreicher wurde und die Arbeitslaſt dadurch 
ſtandig zunahm, bewahrte Aſchenborn zu allen, die mit ihm in Berührung kamen, 
ſtets die ihm eigene Liebenswürdigkeit und Freundlichkeit, verbunden mit vor— 
nehmer Geſinnung, und ſtand jedem gern mit Rat aus dem Schatze ſeiner Lebens— 
erfahrungen zur Seite. Die vielen und ſchwierigen Verhandlungen, die die Neue— 
rungen und Anderungen bedingten, wußte er mit großem Geſchick zu führen und 
immer zu einem alle beteiligten Kreiſe befriedigenden Abſchluß zu bringen. Das 
ihm innewohnende Pflichtbewußtſein war derart ſtark ausgeprägt, daß er unter 
Hintanſetzung ſeiner Geſundheit ſo lange im Dienſt blieb, bis ſeine Kräfte 
völlig verſagten. Seine Willenskraft und Selbſtbeherrſchung bewahrte er bis zum 
letzten Augenblicke ſeines Lebens, als er feine Familienangehörigen an ſein Kranken⸗ 
bett rufen ließ, um von ihnen für immer Abſchied zu nehmen. 

Sanft und ſchmerzlos ging der vortreffliche Mann ein zur Ewigkeit. Weit 
über das Grab hinaus erſtrecken ſich die Spuren ſeines Wirkens und ſichern ihm 
ein dauerndes ehrenvolles Gedächtnis. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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Etwas über Zinſeszins⸗Rechnung. 
Vom Geheimen Poſtrat Profeſſor Dr. Breiſig in Berlin. 


Wer die Ankündigung der kürzlich aufgelegten Deutſchen Spar⸗Prämienanleihe 
von 1919 in betreff der darin verſprochenen geldlichen Leiſtungen etwas genauer 
geleſen hat, wird über die Höhe der ins Spiel tretenden Summen erſtaunt ge- 
weſen ſein. Zu den aus dem Plan ohne weiteres erſichtlichen Summen für die 
Gewinne, nämlich jährlich 50 Millionen Mark (abgekürzt Mill.), alſo nach Abzug 
von 10 v H in SO Jahren zuſammen 3 600 Mill., für Tilgung (5 000 Mill.) 
und für Vergütung (5 875 Mill.) treten noch die nicht im ganzen angegebenen 
Summen für die einfache Verzinſung. Im erſten Jahre find für 50 000 Anleihe⸗ 
ſtücke je 50 / Zinſen zu zahlen, im zweiten Jahre für dieſelbe Zahl je 100 &. 
Führt man die Rechnung fort, ſo ergeben ſich innerhalb der erſten 10 Jahre 
an einfachen Zinſen, die mit den getilgten Stücken ausgezahlt werden, im ganzen 
137,5 Mill. Mark. Der Betrag ſteigt ſtark, je ſpäter das Stück ausgeloſt wird. 
Für die 50 000 Stücke, die in den letzten 10 Jahren ausgeloſt werden, find 
1887,50 Mill. Mark an einfachen Sinfen zu zahlen. Insgeſamt entſteht für die 
einfachen Zinſen ein Aufwand von 9 375 Mill. Mark. | 

Wir haben alſo planmäßig an baren Aufwendungen 


für Tilgung 5 000 Mill. Mark, 
» einfache Verzinſung. ..... 9375 „ „ „ 
» VergütungaLa. 5875 „ „ „ 
» Gewinne 3600 » „ „ 

zuſammen . . .. 23 850 Mill. Mark, 


gegen eine Anleiheſumme von »nur« 5 000 Mill. Mark. 

Es kann natürlich kein Zweifel ſein, daß das Reich den Unterſchied dieſer 
Summen nicht aus anderen Quellen als ſolchen, die mit der Verwaltung der 
Anleihe zuſammenhängen, den Zeichnern geben kann; es iſt vielmehr zu ver- 
muten, daß es bei der gewählten Form dieſes Finanzgeſchäfts noch einen merklichen 
Vorteil haben wird. Obwohl jeder auf die Frage, wodurch dieſe Summen auf- 
gebracht, d. h. anderswo erſpart werden können, die Antwort geben wird, daß dies 
auf dem Unterſchied von Sins und Zinſeszins beruhe, wird man erſtaunt fein, daß 
aus dieſem Unterſchied ſolche rieſigen. Beträge erwachſen können. 

Archiv f. Peſt u. Telegr. 2. 1920. N ö 3 


34 Etwas über Zinſeszins-Rechnung. 


Es dürfte, auch abgeſehen von dieſem beſonderen Fall, reizvoll und lehrreich 
fein, ſich über die Zinſeszins⸗Rechnung etwas näher zu unterrichten. Wir wollen 
dabei das Mathematiſche ſoweit wie möglich zurücktreten laſſen. Die Zinſeszins⸗ 
Rechnung ſoll auf eine Reihe von Beiſpielen angewandt werden, die teils als 
Merkwürdigkeit, teils in ihrer Bedeutung für das wirtſchaftliche Leben eine Be. 
trachtung lohnen. 

Die Vorgänge im täglichen Leben, für die Zinsberechnungen in Frage kommen, 
ſind zwar ſehr verſchiedener Art; ſie laſſen ſich aber, auf das im vorliegenden 
Belang Weſentliche zurückgeführt, alle auf die einfache Formel bringen, daß der 
Eigentümer einer Geldſumme (Geldgeber) ſie einem anderen, dem Geldnehmer, zu 
einer von dieſem zu wählenden Benutzungsart für eine beſtimmte oder unbeſtimmte 
Zeit überläßt, gegen eine beſonders feſtzuſetzende Vergütung für das Recht der 
Benutzung, ſolange die Summe nicht zurückgezahlt iſt. 

Die feſte Vergütung nennt man Dins, wenn ſie dadurch beſtimmt iſt, daß ſie 
für je eine gewiſſe Seitfpanne, z. B. ein Jahr, einen beſtimmten Teil, 3 B. ½0, 
der hergegebenen Summe betragen ſoll. Man drückt bekanntlich dieſen Teil in 
ſoundſo viel Hundertſteln der Summe aus; er würde alſo im Beiſpiel 0 oder 
5 vH fein. Die Zahl 5 im vorliegenden Beiſpiel, oder allgemein die Zahl p bei 
dem Teil 5/10 / nennt man den Sinsfuß. 

Ein Fall einfacher Zinszahlung liegt bei den Kriegsanleihen vor. Der Zeichner 
eines Stückes von 1000 „ hat dem Reiche dieſe Summe für die im einzelnen 
nicht näher bezeichneten Kriegsaufwendungen gegeben, und zwar für eine nicht näher 
feſtgeſetzte Zeit; das Reich hat ſich dafür verpflichtet, ſolange die Anleihe beſteht, ſie mit 
5 v H jährlich zu verzinſen und fie gegebenenfalls mit dem vollen Betrage zurück. 
zuzahlen. Sowie der einzelne Zinsſchein fällig und von dem Beſitzer des Stückes 
eingelöſt wird, iſt das Zinsgeſchäft für dieſen Fall erledigt. 

In vielen anderen Fällen des täglichen Lebens werden die Zinſen am Ende 
des Jahres nicht ausgezahlt, ſondern entweder läßt ſie der Empfangsberechtigte 
bei dem Kapital ſtehen, oder der Zahlungspflichtige behält fie zugunſten des 
Berechtigten ein. Der erſte dieſer Fälle liegt in der Regel bei Sparguthaben vor, 
wo die Zinſen alsdann zu dem bis dahin entſtandenen Guthaben zugeſchrieben 
werden, ſo daß der Sparer, der der Sparkaſſe gegenüber in dieſem Falle der 
Geldgeber iſt, mit einem erhöhten Guthaben in das neue Geſchäftsjahr eintritt. 
Der andere Fall liegt bei den Prämienzahlungen für Lebenusverſicherungen vor. 
Bei einer ſolchen übernimmt der Verſicherte vertraglich die Verpflichtung, der 
Geſellſchaft in beſtimmten Friſten Geldbeträge zur Verfügung zu ſtellen, wogegen 
ſich die Geſellſchaft verpflichtet, die Beträge nach einem im Vertrag, wenn auch nicht 
ausdrücklich, feſtgeſetzten Zinsfuß zu verzinſen. Die jährlichen Zinſen ſollen aber 
nicht ausgezahlt, ſondern zum Geſamtkapital geſchlagen werden, und in jedem 
Jahre werden ſie von dem feſtgeſtellten Stand des Kapitals berechnet. Das 
Kapital wird beim Eintritt beſtimmter, vertraglich feſtgeſetzter Ereigniſſe ausgezahlt. 
Geſchäfte dieſer Art führen zur Zinſeszins-Rechnung. 

Für einzelne Fälle dieſer Rechnung gibt es aus der elementaren Mathematik, 
insbeſondere aus der Lehre von den geometriſchen Reihen, fertige Formeln. Sie 
find aber, abgeſehen von ihrem Lehrwert, eigentlich nur zu überſchläglichen Rech— 
nungen gut; im praktiſchen Leben wird jedes einzelne Geſchäft von Zinstag zu 
Zinstag mit einfacher Zinsrechnung durchgeführt; das Zinſeszins⸗Verhältnis ergibt 
ſich ganz von ſelbſt daraus, daß die Dinſen zum Kapital zugerechnet werden. 
Sum (Unterſchied von der theoretiſchen Zinſeszins-Rechnung, die nur auf genau 
vorausbeſtimmte Vorgänge anwendbar iſt, kann dieſe Art Rechnung allen im 
wirklichen Leben vorkommenden Anderungen der Verhältniſſe folgen, z. B. 
wechſelnden Einlagen eines Sparers oder Anderungen der Perſonenzahl einer 
Gemeinſchaft von Sparern. 
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eoretiſche Zinſeszins⸗Rechnung erleichtert es aber, den ungefähren Gang 

ine Hen Geſchäfts, einen ungeſtörten und regelmäßigen Gang vorausgeſetzt, 

I . ohne die Ergebniſſe jedes Jahres einzeln feſtzuſtellen. Sie iſt daher, 

wen ch nicht unentbehrlich, ſo doch ſehr nützlich, um den zeitlichen Verlauf 
nes ſolchen iddgeſchäfts im voraus zu berechnen. 

Um zu ſehe wie ſich ein Zinſeszins⸗Verhältnis aus dem einfachen Dins⸗ 
erhältnis entwider., nehmen wir zunächſt an, daß die Zinsberechnung von Jahr 
u Jahr erfolge, und wollen ſp den Zinsfuß für ein Jahr nennen. 

Zu Beginn des Jahres habe der Geldgeber die Summe von 1 000 & 

a llgemein K,) hergegeben, gegen einen Zinsfuß von pv H = 5v H. Am Ende 
de 8 Jahres iſt der Verpflichtete dem ( geber die Dinsvergütung 


PR. 5 10 — 
100° e 


chuldig, und wenn dieſe Summe, in beiderſeitigem Einverſtändnis, zu dem vor⸗ 
handenen Kapital gefchlagen wird, jo beträgt es am Ende des erſten oder am An- 
ang des zweiten Jahres 


1000 + 50 1000 0 100) * 


In allgemeiner Bezeichnungsweiſe ift aus dem Kapital Ko zum Zinsfuß p im 
Lau fe eines Jahres das erhöhte Kapital K. 0 + 100 geworden. Iſt nun ein 


zweites Jahr verfloſſen, fo hat der Verpflichtete Zinſen von 1050 4 zu zahlen. 
Wir koͤnnen ſeine Verbindlichkeit am Ende des zweiten Jahres auf verſchiedene 
We iſe ausdrücken. Schreiben wir 


1000 + 50 plus 50 + 2,5, 


15 heißt dies, daß wir 50 / Sinfen von dem Anfangskapital und 2,50 & von 
em Zuſatzkapital berechnet haben; wir halten alſo ſozuſagen Kapital und Sinfen 
auseinander. Schreiben wir | 


1050 (1 = 100 


o I eißt dies, daß wir ohne nähere Beziehung auf das vorausgehende Jahr da- 
mit gerechnet haben, daß das Kapital zu Anfang des Rechnungsjahres 1050 war 
und zu 5 vH verzinft wurde. Man kann endlich ſchreiben 


5 5 
1000 0 + 100 0 + 100 
Dieſer Ausdruck ſtimmt mit den beiden vorigen im Wert vollkommen überein. 
Die Verpflichtung des Schuldners am Ende des dritten Jahres ergibt ſich am 


einfachſten, wenn wir das am Anfang des Jahres vor handene Kapital und die 
darauf am Ende des Jahres entfallenden Zinſen jedes für ſich aufführen. Das 


a 5 5 a 5 
Kapital beträgt 1000 0 + 100 0 + 100) bie Sinfen betragen 100 daren, 
5 


alſo 155 1000 0 + 180 (1 + 100 Zieht man die Poſten zuſammen, ſo 

ergibt ſich | 
1000 (1 £ 100 0 1100) 0 ni 100 
100 100 100 /" 

3% 
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Beachten wir, daß ſich das Kapital am Ende des erſten Jahres dadurch er— 
gab, daß man das Anfangskapital einmal mit 0 + 100 vervielfältigte, daß 


dieſe Vervielfältigung für das Ende des zweiten Jahres zweimal, für das Ende 
des dritten Jahres dreimal zu geſchehen hat, ſo erkennen wir, wie wir für eine 
beliebige Zahl von Jahren zu verfahren haben. 

Wenn ein Kapital von 1000 & beiſpielsweiſe 20 Jahre auf 5 vH Sinfeszins 
geſtanden hat, mit der Bedingung, daß ſtets die vollen Zinſeszinſen berechnet 
werden ſollen, ſo iſt es zu dem Betrag angewachſen 


20 
1000 (14 100) | 


welche Angabe in einer den meiſten Leſern bekannten, durch Herkommen feſtge— 
legten Bezeichnungsweiſe bedeutet, daß die Zahl 1000 zwanzigmal mit 1,05 
vervielfältigt werden ſoll. Offenbar kann jeder, der das einfache Rechnen gelernt 
hat, dieſe Aufgabe mit vollkommener Genauigkeit oder beliebig abgekürzt aus— 
führen. Daß man dafür bequemer Logarithmen benutzt, ändert das Ergebnis 
weder ſeinem Wert nach, noch gibt es ihm einen über das gewöhnliche Rechnen 
hinausgehenden mathematiſchen Rang. 


In dem, was wir bisher abgeleitet haben, liegt das ganze Weſen der Zinſes— 
zins⸗Rechnung. Man kann damit alle Aufgaben für beſtimmte Zahlen löſen. 


Die allgemeine Formel 
8 p \" 


bringt nichts weſentlich Neues. K iſt das Kapital am Ende des nten Jahres. 
Demgemäß iſt K das Kapital am Ende des nullten, alſo des dem erſten 
vorausgehenden, mithin am Anfang des erſten Jahres. 


Es bedarf keines Beweiſes, daß ſich, wenn das Anfangskapital nicht 1000 &, 
ſondern eine andere Summe, etwa 2 340 K, betrug, dann nach 20 Jahren ein 


Kapital von 
2340 0 . 
e 1000 
ergibt. 


Das Weſentliche an unſerer Überlegung iſt demnach nicht der Ausgangswert 
des Kapitals, ſondern der durch Rechnung feſtzuſtellende Wert von ( 1+ 1 100) f 


allgemein ( 13 100 Kennen wir für die verſchiedenen Werte des Dinsfußes 


und für die verſchiedenen Jahre des Zinslaufs die Werte dieſer Produkte, ſo können 
wir von jedem Kapital angeben, welchen Stand es nach ſoundſo viel Jahren bei 
einem beſtimmten Zinsfuß einnehmen wird. Wir wollen ſolche Zahlen die Stand— 
ziffern für die in Frage ſtehende Zahl von Jahren bei beſtimmtem Dinsfuß nennen. 
Da, wie ſchon erwähnt, die formelmäßigen Zinſeszins-Rechnungen hauptſächlich den 
Wert einer Vorausſchätzung haben, brauchen ſie nicht ſo genau zu ſein, wie es ſonſt 
bei einer Rechnung in Mark und Pfennigen erfordert wird. Es genügt daher für 
die hier verfolgten Zwecke vollauf, wenn die Werte der Standziffern mit ſo viel 
Stellen angegeben ſind, wie ſie ſich bei Benutzung einer fünfſtelligen Logarithmentafel 
berechnen laſſen. Eine beliebige Standziffer, z. B. (1,05)28, wird grundſätzlich be. 
rechnet, indem man 1,05 im ganzen 28mal mit 1,05 vervielfaltigt. Es kann dies 
ſowohl in der Weiſe geſchehen, daß man die Rechnungen e eine nach 
der anderen ausführt, als auch dadurch, daß man fie erft 20mal, dann Smal, jedes 
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für ſich ausführt und die beiden Zahlen wieder miteinander vervielfältigt. Deshalb 

find nachſtehend für die Zinsfüße 3, 4, 5 vH nur die Standziffern für 1 bis 

10 Jahre, von Jahr zu Jahr und darüber hinaus von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 

angegeben. An: 
Standziffern. 


Zins fuß 
4 vB 


Zinszeiten 


. 1,0300 1,0400 


1,0500 

N 1,0609 1,0816 1,1025 
5 1,0927 | 1,1249 1,1576 
n 1,1255 1,1698 1,2155 
. 1,1593 1,2167 1,2763 
. 1,1944 1,2653 1,3401 
. 1,2299 13159 1,4071 
EEE 1,2668 | 1,3686 1,4775 
RER NE: „3048 1,4233 | 1,5513 

) ee 3 
. 1.3439 1,4802 | 1,6289 
see 1,8061 : 2,1912 2,6533 
. 2,4273 3,2434 4,3188 
see 2621 4,8010 7,0400 
50... 4,3839 7,1065 11,4677 
60 ü: . 5,8916 10,5125 18,6792 
n 7,9176 15,5714 30,4264 
S 10,6410 23,0495 49,5614 
90 ͥ[I Pe 14,3004 34,1192 80,7304 
10022 19,2188 50,5044 '131,5013. 


Es kommt auch vor, daß die Zinſen halbjährlich berechnet werden, und zwar 
für das halbe Jahr mit der Hälfte des Jahreszinſes. Die Berechnung der Stand- 
ziffer iſt für dieſen Fall dieſelbe, da die Zahl im Exponenten, der angibt, wie oft 
die Vervielfältigung geſchehen ſoll, urſprünglich Zinstermine bedeutet. Würden 
gar die Zinſen monatlich berechnet, ſo hätte man bei 4 v H Jahreszins 

1 


20 N 
auf 10 Jahre die Standziffer 0 300 zu berechnen, die 1,4902 ergibt. 


Durch den Vergleich mit dem Werte von (1,04) 10 — 1,4802 ſieht man, daß die 
Verzinſung mit kürzerer Zinszeit bei anteiligem Zinsfuß höher iſt. 

Die Kenntnis der Standziffern hat nur eine geringe unmittelbare Bedeutung, weil 
der Fall, daß jemand ein Kapital einzahlt oder ein anderer es annimmt, damit es ſich 
für lange Jahre lediglich durch Zinſeszins vermehre, praktiſch nicht vorkommen dürfte. 
Aus der Reihe der Standziffern für einen beſtimmten Zinsfuß, z. B. 4 v H, geht hervor, 
daß ſich das Kapital erſt nach etwa 18 Jahren verdoppelt, nach 36 Jahren ver- 
vierfacht, nach etwa 59 Jahren verzehnfacht hat. Bis zur Verzehnfachung gehen alſo 
zwei Geſchlechtsreihen dahin, und wenn ein Dreißigjähriger eine Stiftung für ſeine 
Nachkommen auf Grund reines Zinſeszins-Zuwachſes machen wollte, durch den 
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fie in den Beſitz eines Vermögens von 10) 000 & kom men ſollen, fo müßte er für 
feine Urenkel ſchön etwi 1000) & beiſeitelegen, für deren Urenkel immerhin 
noch 1090 &. Leute, die wohlhabend ſind, halten eine ſolche Anlage des Geldes 
für zwecklos, und andere werden ſie nicht machen, weil ſie in der Regel ſelbſt 
nicht eine ſolche S imme entbehren können. Auch dürfte die Ungewißheit, wie es 
nach ſo langer Zeit in der Welt ausſieht, bisher die Menſchen davon abgehalten 
haben, ihre Erſparniſſe in dieſer Weiſe anzulegen, abgeſehen davon, daß ſich vie le 
Sparkaſſen auf ſolche Aulagen nicht einlaſſen, vielmehr die Verzinſung eines ſolchen 
Kipitals nach einer gewiſſen Zihl von Jahren einſtellen. 

Die Frage, die den praktiſch wichtigen Aufgaben der Zinſeszins Rechnungen 
zugrunde liegt, iſt nicht die,' wie man feinen Nachkommen mühelos ein Vermögen 
verſchaffen kann, »ſondern verſtändigerweiſe eine andere, bei deren Löſung der 
eigene Fleiß, die Zeit und das Zuſammenarbeiten einer Mehrzahl das gleiche Ziel 
Erſtrebender zuſamme nwirken. 

Es handelt ſich dabei entweder darum, eine zurzeit notwendig gewordene 
größere Aufwendung in einem längeren Zeitraum wieder zu tilgen oder für einen 
ſpäteren Zeitpunkt eine Summe bereitzuſtellen, um für eine dann eintreten de 
Aufwendung die Mittel zu haben. | 

Beifpiele bieten uns aus den Fragen der Privatwirtſchaft für den erſten Fall 
die Tilgung einer Hypothek, die beiſpielsweiſe bei der Erwerbung eines eigen en 
Heimes aufgenommen worden iſt, für den zweiten Fall die Zahlung von Prämien 
ie eine Lebens oder Ausſteuerverſicherung. In der öffentlichen Wirtſchaft find 

ie Fragen der Tilgung von Anleihen zu erwähnen; die im Eingang des Auf— 
ſatzes erwähnte Prämienanleihe bietet ein nach der Höhe der Zahlen und nach 
der Verſchiedenheit der Verwendung der Mittel beſonders bemerkenswertes Beif piel. 
i Alle Geſchäfte der genannten Arten beſtehen aus einer Reihe einzelner Ein- 
oder Auszahlungen, die ſich über eine Reihe von Jahren verteilen. Das Schluß— 
ergebnis folgt alſo aus der Summe der einzelnen Geſchäfte. Es iſt e ſchon erwähnt 
worden, daß in der wirklichen Ausführung jede einzelne Zahlung in der gewöhn- 
lichen Weiſe gebucht und verrechnet wird, fo daß ſich die Dinsverhältniſſe nur 
dadurch geltend machen, daß die einfachen Zinſen von dem um den Zins der 
vorhergehenden Zinszeit erhöhten Kapital berechnet werden Um aber für die bei 
einem ſolchen Geſchäft zu ſtellenden Bedingungen einen Anhalt zu haben, ſetzt 
man einen Ablauf von einer beſtimmten Geſetzmäßigkeit voraus; man iſt dann 
imſtande, die Summen für die Zeit des geſetzmäßigen Ablaufs durch einen ge— 
ſchloſſenen Ausdruck zu berechnen, ſtatt ſie von Zinszeit zu Zinszeit aufzubauen. 
Eine häufig vorkommende Aufgabe betrifft die Frage, welche Summe ſich bei der 
allmählichen Anſammlung von kleineren Beiträgen während eines längeren Zeit— 
raums ergibt. Ein Sparer bringe bis zum Ende jedes Jahres eine Summe k 
auf, die er dann bei einer Anſtalt einzahlt, die die Anlage und Verzinfung des 
Geldes unternimmt. Am Ende des erſten Jahres hat er nach geſchehener Ein— 
ahlung ein Guthaben k. Ein Jahr ſpäter, unter den gleichen Umſtänden, iſt es 


auf den Betrag k ＋ k 0 + 100 angewachſen. Hierin ſtellt der erſte Poſten 
die neue Einzahlung, der zweite die infolge der Verzinſung zu pH erhöhte erſte 
Einzahlung dar. Wir ſetzen zur Abkürzung 1 ＋ 100 = q. 
Am Ende des dritten Jahres beträgt das Guthaben 
k ＋ (Kk ＋ kq) g = k AT k ＋ kat. 


Wenn man dies fortſetzt, ſo erkennt man, daß die Summe ſo viele Poſten 
hat, wie Jahre verfloſſen ſind, daß der erſte Poſten ſtets k iſt, und daß die 
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folgenden Poſten die jeweils um eins ſteigenden Potenzen von q als Faktoren 
enthalten. 

In dieſen Summen, wenn wir für fie eine beliebige Zahl n von Jahren 
bilden, kommen alſo die Standziffern für die einzelnen Jahre als Poſten vor. 
Die Summe, die ſich ergibt, wenn n Jahre lang geſpart worden ift, hat den Wert 


SS = k G TT d . ＋ q-). 
Rechnet man die Standziffern q, q%, . . 1 zuſammen und fügt die Einheit 
hinzu, ſo erhält man den Wert des Faktors, der, mit k vervielfältigt, die 


Summe S ergibt. Es iſt erſichtlich, daß die Summe, ebenſo wie die Standziffern 
ſelbſt, mittels der gewöhnlichen Rechnung gebildet werden an Es läßt ſich aber 


mathematiſch beweiſen, daß 1 q q? . . 1 qu 11 — 7 1 in. Man braucht 


alſo nur die Standziffer nach n Jahren zu kennen, ſtatt aller vorausliegenden, 
um die Summe zu berechnen. Aus der angegebenen Überfiht der Stundziffern 
läßt ſich dies für beliebige Werte von n leicht durch Zuſammenzählen feſtſtellen. 

Es folgt alſo, daß man das Ergebnis einer Sparzahlung, bei der am Ende 
jedes Jahres der Betrag k eingezahlt wird, bei einer N p/ nach n Jahren 
berechnen kann, wenn man bildet 


100 


An dieſe Feſtſtellung ſei eine Rechnung angeſchloſſen, die wie ein Scherz erſcheint, 
aber doch für nachdenkliche Leute ihre Bedeutung haben könnte. Starke Raucher 
pflegen ſich über den Gedanken, daß das Vergnügen viel Geld koſte, mit der Be⸗ 
merkung zu tröſten, daß die Nichtraucher auch keine ſichtbare Erſparnis für ihren 
Verzicht auf den Genuß, meiſtens nennt man ein Landhaus, aufzuweiſen hätten. 
Man dürfte ſich kaum darüber klar fein, was für eine Summe ſich durch regel 
mäßiges Anſammeln kleiner Beträge im Lauf einer längeren Zeit ſparen läßt. 


Wir wollen einmal feſtſtellen, was für eine Summe ſich ergibt, wenn wöchent— 
lich 1 & durch Unterlaſſung vermeidbarer kleiner Ausgaben geſpart wird und wenn 
dieſe Beträge regelmäßig zinsbringend angelegt werden. Am Ende des Monats 
hätte man 4 & zuſammen, und jeden dritten Monat noch 1 4 dazu. Jahlt man 
dieſe rechtzeitig, alſo vor dem Monatserſten, bei einer Sparkaſſe ein, ſo bringen 
im Laufe des Jahres die im Jannar erſparten 4 % während 11 Monaten, die 
im Februar erſparten während 10 Monaten Zinſen; ſchließlich treten die im Dezember 
erſparten ohne Zinsberechnung in das Jahresergebnis ein. Es ergibt ſich, daß für 
die bis zum Jahresende eingezahlten 52 & bei 4 v5 Zinfen noch 94 Pf. Sinien 
aufgelaufen ſind. a wir im Dezember noch die 6 Pf. zu, fo iſt alfo die 
jährliche Einzahlung K = 53 &. Die nachfolgende ÜUberſicht zeigt, was ſich im 
Laufe der Jahre bei 4 v vH Verzinſung für eine Geſamtſumme ergibt, bei Ab⸗ 
rundung auf volle Mark. 


Jahre Einzahlungen | Sparſumme 
Ma MH 
11 530 636 
18427; 795 1061 
9 1060 1578 
285 1 325 2207 


W 1590 2 972. 
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Man ſieht hieraus allerdings, daß es im allgemeinen zu einem Landhaus nicht 
ausreichen wird, wenn man gelegentlich eine nicht durchaus notwendige Ausgabe 
vermeidet; es ließen ſich aber auf dieſem Wege recht anſehnliche Beträge zufammen- 
bringen, wenn das Sammeln und Anlegen von mehreren in die Hand genommen 
und planmäßig betrieben würden. 


Wir kehren nach dieſer Abſchweifung zu einigen Aufgaben des täg— 
lichen Lebens zurück. Das einfachſte Beiſpiel dieſer Art, das aber die 
Wirkung des Zinſeszins⸗Verfahrens deutlich erkennen läßt, iſt die Tilgung 
einer Geldſchuld, z. B. einer Hypothek. Da ſich das Verfahren auf lange 
Jahre, in den meiſten Fällen über mehrere Geſchlechtsreihen, erſtreckt, ſo kann 
ſich der Geldgeber in der Regel nur unter der Bedingung darauf einlaſſen, 
daß die Begleichung der Schuld durch eine ſichere Unterlage für alle Fälle ge- 
währleiſtet iſt. 

Die übliche Lage iſt, daß für einen beſtimmten Tag die Höhe der Schuld 
feſtgeſtellt wird, und daß der Schuldner die Verzinſung und Tilgung in der 
Weiſe verſpricht, daß er in regelmäßigen Friſten, z. B. zu Ende jedes halben 
Jahres, für eine beſtimmte Reihe von Jahren eine gleichbleibende Summe einzahlt, 
aus der zunächſt bie. Dinſen beſtritten werden, während der Reſt zugunſten des 
Schuldners zinstragend angelegt wird. Die Höhe der regelmäßigen Zahlungen 
wird mit Hilfe der Zinſeszins⸗Berechnung im voraus fo bemeſſen, daß die Schuld 
bis zum Ablauf der Vertragszeit getilgt iſt, wobei für die Höhe der letzten 
Zahlung die genaue Feſtſetzung vorbehalten wird. 


Es handle fh um eine Schuld von 20000 &, die mit 5 vH 


verzinſt und durch jährliche Zahlung von 50 / getilgt werden ſoll. Der 
Schuldner fol alſo am Ende jedes Jahres 1050 „ zahlen, bis die Schuld 
9009 iſt. Am Ende des erſten Jahres ſchuldet der Schuldner außer den 
20 000 A noch 1000 „/ Zinſen; da er aber 1050 4 gezahlt hat, iſt die 
Schuld tatſächlich auf 19 950 & geſunken. Hiervon hat er im zweiten Jahre 
997,50 „ Zinſen zu zahlen; feine Geſamtſchuld am Ende des zweiten Jahres, die 
19950 + 997,50 = 20 947,50 4 beträgt, wird durch die Zahlung der 1050 M 
auf 19 897,50 * vermindert. Davon find im dritten Jahre 994,88 / Zinſen 
zu zahlen; nach der Zahlung der vertraglichen Summe ergibt ſich der Stand der 
Schuld zu 19 842,38 &. 


Man ſieht, daß ſich bis zum Ende des dritten Jahres die Schuld um 157,62% 
vermindert hat, während die drei Tilgungszahlungen nur 150 & ausmachen. Der 
Unterſchied liegt in der Verzinſung dieſer Tilgungsſummen und dem Min- 
. an Zinſen, die für die allmählich kleiner werdende Schuld erforderlich 
werden. Ä 


Dieſe Buchung ſtellt alſo jedes Jahr das Verhältnis zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner durch einen Abſchluß über die Höhe der Schuld dar. 


Die theoretiſche Zinſeszins-⸗Rechnung fußt in dieſem wie in anderen Fällen 
auf einer anderen Überlegung. Sie betrachtet die Anſprüche des Gläubigers 
und die Leiſtungen des Schuldners während der Vertragszeit völlig getrennt und 
fordert nur, daß ſie ſich am Schluſſe der Vertragszeit ausgleichen. Gläubiger und 
Schuldner leiſten beide Geldzahlungen; jener gibt einmal, zu Beginn des Vertrags, 
die Schuldſumme her, dieſer zahlt regelmäßig Summen ein. Die Rechnung ver- 
läuft ſo, als wenn beide Teile das Geſchäft mit einer Mittelsperſon betrieben, 
die die Zahlungen annimmt, das Geld anlegt und verzinſt und für jeden Teil 
eine getrennte Rechnung führt. 


Der Vertrag laute auf n Jahre, der Zinsfuß ſei p, die Schuldſumme be- 
trage K „ und die regelmäßige Zahlung des Schuldners k M. 
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Nach Ablauf von n Jahren hat der Gläubiger die Summe K (1 +50) 
zu fordern, während dem Schuldner als Summe feiner regelmäßigen Zahlungen, 


141 1000 ie, 
wie früher erörtert, der Betrag k „ zuſteht. 
1 100 
Wenn beide Forderungen gleich find, fo daß fie ſich aufheben, fo ift 


3 
ER p (+ 1000 | 


E iſt der Bruchteil der Schuld, der jährlich zu zahlen iſt. Er ergibt ſich aus 


en Dinsfuß und einem Bruch, der im Zähler die Standziffer für n Jahre bei 
p H, im aus diefelbe . Ziffer, vermindert um 1, enthält. Der Betrag der 
Sd & ‚ it alſo, wie ſelbſtverſtändlich, unter allen Umſtänden größer als der 


Betrag 100 K, der die reinen Zinſen der Schuld darſtellt. Dieſer Unterſchied 
nimmt aber ab, je größer die Standziffer iſt. So lange 0 +7 1000 noch einen 
geringen Wert hat, ſo daß die Verminderung um 1 den Nenner weſentlich ändert, iſt 


der Bruch (i oo / (7100) —1 erheblich größer als 100) Bei großen 
Werten von 0 + 150) naher ſich der Wert von = immer mehr dem Wert 


p 8 i PN 1% 20 Pp . 
100 So iſt er bei * 100 — 20 gleich 79 100 1/0526 100 bei 


| 1+ J 100) — 40 nur noch gleich 1,025 100 Im erſten Falle beträgt alſo der 


eigentliche d 20 betdag nur 5,2 vH des Dinsbetrags, im anderen Falle nur 2,5 vH. 
»Die Werte 20 und 40 erreicht man bei 5 vH nach 62 und 76 Jahren. Die 
baren Einzahlungen betragen im erſten Falle jährlich, eine Schuld von 20 000 & 
vorausgeſetzt, 1052 &, im zweiten Falle 1025 4. Die Summe der in den 
62 Jahren des erſten Falles geleifteten Tilgungsbeträge beträgt nur 3222 &, im zweiten 
Falle ſogar nur 1 900 A, und dieſe Beträge reichen aus, um die Schuld zu decken. 
Die nachſtehende Überficht gibt die außer den Zinſen von 5 vH jährlich zu 
n Summe in Hundertteilen der anfaͤnglichen Schuld an, wenn dieſe in 
er W Zahl von Jahren getilgt ſein ſoll. 


Tilgung 


1100 7,95 
2 3,02 
3 EEE 1,50 
400» 0,83 
8309 0,38 8 
60 0,28. 


Im Beiſpiel iſt KE 5 alſo das Verhältnis von Tilgungsſumme zu 


Schuldſumme gleich 0,25: 100 = / v H; die Tilgungszeit iſt dann 65 5 Jahre. 
Archid f. Poſt u. Telegr. 2 1920. 
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Ein anderes Beiſpiel iſt unmittelbar aus dem Wirtſchaftskreis des Beamten 
gewählt. Es wird für Beamte jeder Art von Bedeutung fein, zu überſchlagen, 
welchen Kapitalswert das Ruhegehalt hat, das ſie mit dem Ablauf des 
65. Lebensjahres erdient haben. Wir wählen dieſen Tag, weil es an ihm den;. 
Beamten freiſteht, ſich auch bei voller Rüſtigkeit zur Ruhe zu ſetzen. Es iſt ohne 
weiteres klar, daß für dieſen Wert nur ein Durchſchnittsbetrag angegeben werden 
kann. Würde er dem einzelnen in bar gezahlt, fo wäre er zu gering für die, 
denen noch ein langer Lebensabend beſchieden iſt, während ſolche, die wenige 
Jahre nach dem Eintritt in den Ruheſtand ſterben, verhältnismäßig zu viel emp⸗ 
fangen hätten. Die Frage iſt alſo eigentlich richtiger ſo zu ſtellen, welche Summe 
der zur Verſorgung Verpflichtete bereitzuſtellen hätte, um daraus einer größeren 
Anzahl 65 jähriger Beamten, die zu gleicher Zeit in den Ruheſtand übertreten, 
das Ruhegehalt zu zahlen, ſolange ſie leben. 

Zum Unterſchied gegen die bisher beſprochenen Fälle, in denen ein durchaus 
beſtimmter Ablauf des Vorganges angenommen werden konnte, treten in dieſem 
Falle durch die Ungewißheit der. einzelnen Lebensſchickſale Schwierigkeiten auf, 
denen man nur durch Annahme einer gewiſſen Wahrſcheinlichkeit für die Art des 
Ablaufs begegnen kann. Dieſelben Schwierigkeiten liegen bei allen Geſchäften 
vor, die von der Dauer des Lebens eines der Beteiligten abhängen, alfo bejon- 
ders bei der Lebens- und Rentenverſicherung, von denen der behandelte Fall ein 
einzelner iſt. 

Es hat ſich nun durch langjährige Beobachtung herausgeſtellt, daß trotz aller 
Unregelmäßigkeiten der einzelnen Lebensdauern bei einer größeren Zahl von 
Menſchen doch eine Geſetzmäßigkeit obwaltet. Man hat ſie in ſogenannten Ab- 
ſterbeordnungen niedergelegt. Die Ordnungen gehen von einer beſtimmten Zahl 
Lebender eines gewiſſen Alters aus und geben an, wie viele davon das Ende des 
nächſten Jahres und der folgenden Jahre erleben. Die Lebensverſicherungs— 
geſellſchaften haben andere Abſterbeordnungen als ſie für die Bevölkerung im 
ganzen gelten, weil natürlich die Geſellſchaften nur ſolche aufnehmen, bei denen 
keinerlei Anzeichen für eine verkürzte Lebensdauer vorliegen. Im Statiſtiſchen 
Jahrbuch für den Preußiſchen Staat 1912, S. 51 ff., finden wir befondere Über- 
ſichten für Männer und Frauen, für den geſamten Staat ſowie für ländliche 
oder ſtädtiſche Bevölkerung. Da unſere Rechnung nur die Bedeutung eines 
Beiſpiels hat, bedienen wir uns dafür ohne nähere Begründung der Abſterbe— 
ordnung für die Männer innerhalb des geſamten Staatsgebiets. Von dieſer gibt die 
nachſtehende Überficht die Zahlen für die Zeit vom 35. Jahre bis zum 100., davon 
im einzelnen die vom 65. bis 75. Jahr an. Die Tafel geht von 1000,00 Lebenden 
im erſten Lebensjahr aus. Davon erleben die Vollendung des 35. Jahres 673,53 
und, worauf es hier ankommt, die Vollendung des 65. Lebensjahres 376,40. 


Abſterbeordnung. 


Alter 


Alter | Überlebende Überlebende Überlebende 


35 Jahre 673,53 65 Jahre 75 Jahre 184,88 
38 „ 659,11 66 „ 78 128,65 
41 » 642,53 67 „ 81 „ 80,58 
44 „ 623,40 84 „ 44,15 
47 » 601,09 87 20,21 
50 „ 575,04 90 „ 7,19 
53 » [[ 544,76 93 1,85 
56 510,03 96 „ 0,34 
59 „ 470,49 99 „ 0,04. 
62 „* 425,78 
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Wir wollen nun annehmen, was angemeſſen fein dürfte, daß die Sterblichkeits- 
verhältniſſe der Beamten denen des Staatsdurchſchnitts gleichkommen. 

Wir betrachten den Verlauf der Lebensdauer einer größeren Zahl von Beamten, 
die ſich gleichzeitig im Alter von 65 Jahren zur Ruhe ſetzen. Da deren Zahl, 
wenn ſie nur nicht zu klein iſt, an ſich gleichgültig iſt, erſcheint es am bequemſten, 
die zum Alter 65 gehörige Zahl Überlebender der Abſterbeordnung als die Aus- 
gong ahl zu wählen. Von den 376,40 Beamten, die mit dem Ablauf des 

5. Lebensjahres in den Ruheſtand treten, werden leider nur 358,91 das Ende 
des 66. Lebensjahres erreichen. Im erſten Jahr iſt daher, da ſich die Sterbefälle 
auf das Jahr ungefähr gleichmäßig verteilen werden, an das Mittel von 376,40 
und 358,91 oder 367,66 Beamte das Ruhegehalt zu zahlen. Wir wollen an- 
nehmen, es betrage im einzelnen R A, und zwar werde es in dieſer Höhe 
am erſten Tage des Jahres gezahlt. Auf den Zinsunterfchied, der durch die 
Zahlung in Vierteljahrsbeträgen hervorgebracht wird, wollen wir nicht näher ein- 
gehen, er kann übrigens leicht berechnet und im Werte von R berückſichtigt 
werden. Für die Zahlungen während des erſten Jahres iſt alſo der Betrag 
367,66 R A am Beginn dieſes Jahres bereitzuſtellen. Während des zweiten 
Jahres ſind, da zu Beginn 358,91 und am Ende 340,88 Ruhegehaltsempfänger 
von den 376,40, mit denen die Rechnung begann, alſo im Mittel 349,90 leben, 
349,90 R an Ruhegehältern zu zablen. Dies kann geſchehen, wenn am Tage 
des ÜUbertritts der Beamten in den Ruheſtand außer den für das erſte Jahr 


349,90 R 


erforderlichen 367,66 R & noch eye für das zweite Jahr bereitgeſtellt werden; 
00 


U 
denn innerhalb des erſten Jahres würden ſich dieſe, die einſtweilen nicht gebraucht 
werden, bei dem Zinsfuß p durch Verzinſung auf den Betrag von 349,90 R & zu Be⸗ 
ginn des zweiten Jahres vermehren. Man wird jetzt ſchon erkennen, wie die 
Rechnung weitergeht. Den Anforderungen des dritten Jahres, in dem im Mittel 
340,88 ＋ 322,35 
2 


— 331,62 Ruhegehälter auszuzahlen find, begegnet man, 


indem man zu Beginn des erſten Jahres für das dritte Jahr die Summe 
2 
r A verfügbar macht, und fo wird die Rechnung für fo viele Jahre 
+ ä 
100 


fortgeſetzt, als von den 376,40 Ruhegehaltsempfäͤngern, mit denen fie begann, 
noch Lebende angenommen werden. Formelmänig können wir dieſen Vorgang 
folgendermaßen ausdrücken. Nennen wir die mittlere Zahl der im nten Rechnungs⸗ 
jahre noch Lebenden La, ſo iſt, um allen Anſprüchen gerecht werden zu können, am 
Anfang des erſten Jahres eine Summe erforderlich vom Betrage 


Lz L2 Las 3 P | 


L 

Dieſe Summe ſtellt alfo den für die 376,40 Beamten, die zu Beginn des erſten 
Jahres vorhanden waren, zu ihrer Ruhegehaltsverſorgung auf Lebenszeit erforder— 
lichen Betrag dar, auf den einzelnen entfällt der ſich bei Teilung durch 376,40 

ergebende Anteil. | | 
Die geſamte Rechnung hier anzuführen, würde unzweckmäßig fein; wir be 
anügen uns mit den Ziffern der erſten 5 Jahre im einzelnen und der Summen 
für je 5 Jahre, und zwar zu den beiden Zinsfüßen 3½ vH und 5 vH. Mit 
3½ vH als höchſtem rechnen die Lebensverſicherungsgeſellſchaften, während 5 vH 
mehr der heutigen Möglichkeit entſpricht, Geld zinstragend anzulegen. Die folgende 
Zuſammenſtellung enthält die erforderlichen Beträge unter Weglaſſung des Faktors 
. Sur Erläuterung ſei daraus entnommen, was fie über den Zeitraum von 
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der Vollendung des 69. bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres ausſagt. Von 
den 376,40 Beamten, mit denen die Rechnung begann, beziehen in dem angezogenen 
Jahr im Mittel noch 293,65 das Ruhegehalt, das für den einzelnen R A 
beträgt. Soll dieſer Anſpruch am Tage 9 Vollendung des 65. Lebensjahres 
durch ein Kapital ſichergeſtellt werden, fo ift dazu bei 3½ 05 eine Summe von 
255,90 R A, bei 505 eine Summe von 241,58 R & erforderlich. 


Bare Deckungskapital 
Lebensjahr zu Beginn des 65. Jahres 
jah Zahlungen 3½ v5 5 v 
M M 
65 bis 66....... 367,66 367,66 367,66 
66 » 67...... 349,90 338,06 333,24 
67 » 68 331,62 316,78 300,79 
68 » 69 312,85 280,88 270,25 
69 5 lei. 293,65 255,90 241,58 
Summe ... 1655,68 1559,28 1513,52 
70 bis 74...... 1172,09 927,72 841,86 
75 3 Wan, 692,57 463,07 391,81 
80 „ 84...:..| 311,82 176,29 138,95 
85 » 89...... 93,38 44,7 32,91 
90 » 94 14,61 5,95 3,09 
95 „ 99 .... 0,97 0,33 0,21 
Insgefamt....| 3941,12 | 3177,35 | .2922,35. 


Das Ergebnis der Rechnung bis zum Ablauf ift, daß am Tage des Übertritts 
der 376,40 Beamten, mit denen die Rechnung beginnt, in den Ruheſtand bei 
3½ v H im ganzen 3177,35 R AM, bei 5 vH im ganzen 2922,35 R & vor 
handen fein müſſen, um alle Anſprüche erfüllen zu können. Auf jeden Beamten 
entfällt der Anteil 8,442 R M bei 3½ vH und 7,764 R M bei 5 vH. 

So iſt alſo für einen Beamten, der mit dem Ablauf des 65. Lebensjahres in 
den Ruheſtand tritt, im Durchſchnitt für je 1000 “/ des jährlichen Ruhegehalts 
eine Summe von 8 442 oder 7 764 &, je nach dem Zinsfuß, bereitzuſtellen. 
Dieſe Summe hat der Beamte während ſeiner Dienſtzeit erdient, und ſie 
ſtellt deshalb ein gutes und, wie man erkennt, ein ſehr wertvolles Recht des 
Beamten dar. Tatſächlich iſt die auf jeden Beamten entfallende Summe noch 
größer, denn in vielen Fällen werden die allmählich durch Tod ausſcheidenden 
Beamten von ihren Ehefrauen überlebt werden, denen bis zu ihrem Tode ein 
Witwengeld zuſteht. Deſſen auf den erſten Tag des Ruheſtandes, wie man ſagt, 
»diskontierter« Wert kommt zu der die Anſprüche der Männer deckenden Summe hinzu. 

Es wäre eine dankenswerte Aufgabe, wenn dieſe Verhältniſſe auf Grund der 
Abſterbeordnung, die ſich tatſächlich für die verſchiedenen Kreiſe der einer 
Verwaltung angehörenden Beamten ergibt, unterſucht würden; die Rechnung könnte 
noch weiter nach en üngeren Lebensjahren hin zurückgeführt werden, wobei alle 
vor dem 65. Jahre eintretenden Fälle der Überführung in den Ruheſtand zu be⸗ 
rückſichtigen wären. Es würde damit eine bisher gar nicht erörterte Seite der 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Beamtenſtandes klargelegt werden. 

Um den rechneriſchen Aufbau der Deutſchen Spar⸗Prämienanleihe von 1919 
ji beurteilen, hat man im weſentlichen fo wie bei dem letzten Beiſpiel zu verfahren, 

h. alle im Laufe der Jahre notwendig werdenden Zahlungen auf den erſten 
Tag des Laufes der Anleihe zurückzuführen, indem man den Betrag errechnet, 
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der die zu einem beſtimmten Deitpunkt gerade erforderliche Summe ergibt, wenn 
er in der Zwiſchenzeit nach dem Zinſeszins⸗Verhältnis verwaltet worden iſt. Der 
Abſterbeordnung, die keinem einfachen mathematiſchen Geſetze folgt und daher 
eine Einzelberechnung von Jahr zu Jahr erforderlich macht, entſpricht bei der 
Prämienanleihe die veränderliche Tilgungsform. Nach den ausgegebenen Merk⸗ 
blättern werden im erſten und den vier letzten Jahrzehnten jährlich 50 000 Stücke 
durch Ausloſung getilgt, im zweiten und vierten 75 000, im dritten 100 000; 
die ſich hierdurch ergebende Verwicklung des Rechnungsganges wird dadurch ver⸗ 
mehrt, daß die Hälfte der ausgeloſten Stücke eine Vergütung (Bonus) erhält, die 
nach einem anderen Maßſtab als die Tilgung veränderlich iſt, indem ſie in den 
drei erſten Jahrzehnten 1000 &, im vierten 2 000 & und in den vier letzten 
Jahrzehnten 4000 & für das Stück beträgt. Ferner wird die jährlich zu 
leiſtende Zahlung durch die einfachen Zinfen veränderlich gemacht, die im erſten 
Jahre für jedes ausgeloſte Stück 50 / ausmachen und, indem fie jedes Jahr 
um 50 & für das ausgeloſte Stück anfteigen, im letzten Jahre 4000 & für 
jedes Stück zu 1000 & erreichen. Endlich werden in jedem Jahre gleich große 
Gewinne gezogen, die im Geſamtbetrag von 45 Mill. Mark jährlich ausgezahlt werden. 

Es geht daher zu weit, die Rechnungen im einzelnen mitzuteilen, wir be 
ſchränken uns auf das Geſamtergebnis für jedes einzelne Jahrzehnt, indem wir 
die darin wirklich zu leiſtenden Ausgaben für Tilgung, Verzinſung, Vergütung, 
Gewinne und ihren auf den 1. Januar 1920 zurückverlegten Wert nebeneinanderſtellen. 


Geſamtzahlung in J Wert 1. Jan. 1920 
Mill. Mark Mill. Mark 


Jahrzehnt 


1920-1920 133750 | 1034,712 
1930-1939 ..... 2156,25 | 1021,021 
1940—1949 ..... 3 225,00 936,389 
1950-1959 3281,25 585,820 
1960 1969 3.087,50 343,944 
19701979 3337,50 224,008 
1980-1989 .....| 3587,50 148,409 
1990—1999 ..... 3 837,50 97,456 


Ansgefamt ....... 4 392,659. 


Wie zu erwarten war, genügte alſo eine um etwa 600 Millionen Mark kleinere 
Summe als die Ausgangsſumme der Prämienanleihe, nämlich 5 Milliarden Mark, 
wenn fie vom 1. Januar 1920 ab zinstragend angelegt würde, um alle Verbindlich- 
keiten der Anleihe während ihrer Laufzeit zu decken. Beſonders ſtark tritt der Unter⸗ 
ſchied der in den letzten Jahrzehnten fälligen Beträge gegen den Anteil an dem 
Deckungskapital hervor. Ein näheres Eingehen auf die volkswirtſchaftliche Bedeutung 
dieſer Zahlen liegt außerhalb des Rahmens der vorliegenden Betrachtung. Hier 
ſollte nur die außerordentliche Wirkung der Zinſeszinſen bei langer Dauer er⸗ 
läutert werden. 

Wir können aus vorſtehenden Darlegungen einen allgemeinen, für unſere 
gegenwartigen Verhältniſſe wichtigen Gedanken entnehmen. Man kann eine große 
Geldverpflichtung durch eine über den gewöhnlichen Zinsaufwand nur um ein 
geringes hinausgehende Leiſtung allmählich abbürden, wenn der Empfänger damit 
einverſtanden iſt, daß die Zahlung, bei voller Geltung feiner Forderungen, auf 
eine lange Reihe von Jahren verteilt wird. Das ſetzt aber im geſchäftlichen 
Leben das Kredit genannte Vertrauen des Gläubigers in die dauernde Leiſtungs⸗ 
1 0 0 des Schuldners voraus, und dieſes folgt nur aus unermüdlicher fleißiger 
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Der Paketverkehr des engliſchen Heeres in Frankreich. 
Vom Geheimen Regierungsrat Wernekke in Zehlendorf (Wannſeebahn). 


Während des Krieges iſt der Austauſch von Zeitſchriften zwiſchen den feind— 
lichen Ländern ſtark eingeſchränkt geweſen, und wir haben infolgedeſſen nur wenig 
von dem erfahren, was hinter der feindlichen Front vorgegangen iſt. Jetzt, wo 
ſich wieder ein Verkehr zwiſchen den Völkern anbahnt, die der Krieg getrennt 
hatte, erhalten wir von manchem Kunde, was uns bisher verborgen geblieben iſt 
und es iſt dabei beſonders reizvoll, feſtzuſtellen, daß viele Einrichtungen, die bei 
uns im Kriege geſchaffen worden ſind, bei unſeren Feinden auch beſtanden haben. 
Dort haben ſich bei dem Umfang, den der Krieg ſchon bald nach ſeinem Aus— 
bruch angenommen hat, die im Frieden getroffenen Vorbereitungen als ungenügend 
erwieſen, und es mußten daher im Laufe des Krieges, teilweiſe ſchon bald nach 
ſeinem Ausbruch, auf vielen Gebieten Neuerungen eingeführt werden. Das trifft 
namentlich auch für den Verkehr zwiſchen der Heimat und den einzelnen Heeres— 
angehörigen im Felde zu, von denen auf Grund engliſcher Quellen nachſtehend ein 
Zweig, der Paketverkehr, geſchildert werden ſoll. 

Eine Feldpoſt beſtand im engliſchen Heere ebenfo wie bei uns. Sie konnte ſich 
aber nicht mit größeren Paketen von mehr als 5 kg Gewicht befaſſen, deren Be 
förderung ſich bald nach Ausbruch des Krieges als Notwendigkeit herausſtellte. 
Schon Anfang September 1914 wurde daher ein beſonderer Paketverkehr für 
Sendungen im Gewicht von 5 bis 25 kg (11 bis 56 engl. Pfund) eingerichtet. 
Die Pakete mußten mit der Eiſenbahn auf Koſten des Abſenders nach South— 
ampton geſchickt werden, wurden dort von dem Verſandoffizier (Military Forwarding 
Officer) übernommen und nach Frankreich weitergeleitet. Dort wurden ſie von 
einem Paketlager an die Empfänger verteilt. Es hatte ſeinen Sitz zunächſt in 
Nantes und beſtand aus einem Offizier und vier Hilfskräften, die aus dem Ver— 
kehrsdienſt engliſcher Eiſenbahngeſellſchaften ſtammten. Ein ähnliches Lager wurde 
in St. Nazaire eingerichtet und von den Schiffen der London, und Südweſtbahn 
bedient, ſolange Havre für den Verkehr geſperrt war. Als dann der deutſche 
Vormarſch zum Stehen kam und der Verkehr in Frankreich wieder in geregelte 
Bahnen geleitet werden konnte, wurden die beiden Lager vereinigt und nach Havre 
verlegt. Dort hatten ſich über 10 000 Pakete angeſammelt, und es mag keine 
geringen Schwierigkeiten bereitet haben, ſie den Empfängern zuzuleiten, zumal da 
ſich das engliſche Heer noch auf dem Marſche befand und es daher nicht immer 
einfach war, den Truppen dabei zu folgen. Im Oktober wurde die inzwiſchen 
eingerichtete militäriſche Verſandabteilung (Military Forwarding Department), die 
dieſen Dienſt unter der Aufſicht des Generalquartiermeiſters regelte, weſentlich ver- 
ſtärkt. Sechs Offiziere und eine Anzahl Verkehrsbeamte wurden auf den hinter 
der Front gelegenen Bahnhöfen eingeſetzt, um die dort eingehenden Sendungen den 
Truppen auszuhändigen, und die übrigen Kräfte bauten den Dienſt im Paketlager aus. 
Es wurden fünf Gruppen eingerichtet, von denen jede ihre beſondere Aufgabe er- 
hielt. Die eine bearbeitete die Sendungen, die wegen mangelhafter Auffchrift 
oder weil der Empfänger aus der Truppe ausgeſchieden war, unanbringlich wurden. 
Die a verteilte die Liebesgaben, die ohne Bezeichnung eines Einzelempfängers 
für die Truppen im allgemeinen eingingen. Eine dritte befaßte ſich mit den Sen⸗ 
dungen, die ihren Empfängern nicht mit den regelmäßig an die Diviſionen ab— 
gefertigten Zügen zugeſtellt werden konnten; dieſe Pakete wurden den franzöſiſchen 
Eiſenbahnen übergeben und von ihnen als gewöhnliche Frachtſendungen weiter— 
behandelt. Eine beſondere Gruppe bearbeitete die aus England eingehenden Un- 
fragen nach dem Verbleib von Sendungen. Die letzte Gruppe verfolgte die Be⸗ 
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wegungen der Truppe, ſtellte deren Verbleib feſt und gewährleiſtete ſo, daß die 
Pakete dorthin geſandt wurden, wo ſich die Truppe des Empfängers zurzeit befand. 

Eine neue Aufgabe trat im November 1914 an den Verſandoffizier heran; 
er erhielt den Auftrag, das Gepäck von Offizieren, die aus der Truppe aus— 
geſchieden waren, nach England zurückzubringen. Zur Aufnahme dieſer Stücke 
und zur Lagerung bis zu ihrer Verſendung wurde ein Lagerhaus eröffnet, dem 
mit dem wachſenden Umfang des Dienſtzweiges bald ein zweites in Boulogne hin— 
zugefügt wurde. Von hier gingen die Gepäckſtücke an den Gepäckoffizier in South- 
ampton oder an den bekannten engliſchen Spedftionsunternehmer Cox in London. 
In Boulogne wurde zugleich eine Zeitungsverteilungsſtelle eingerichtet. Das Kriegs— 
miniſterium hatte nämlich ſehr bald das Bedürfnis der Truppen nach Leſeſtoff, 
namentlich nach den neueſten Nachrichten aus der Heimat, erkannt und ſchickte 
täglich eine große Sammelſendung der bedeutendſten Zeitungen an den Verſand— 
offizier. Er übernahm die Seitungspafete, die mit dem erſten Dampfer von Folke⸗ 
ſtone eingingen, ließ ſie ſondern, neu verpacken und verteilte ſie auf die Front mit 
den Zügen, die den Truppen ihre Verpflegung zuführten. Später wurden die 
Sendungen der Feldpoſt übergeben, die ſie mit ihren Kraftwagen weiterbeförderte. 
Es gelang in vielen Fällen, den Truppen die Zeitungen noch am Tage des Er— 
ſcheinens zugänglich zu machen. 

Im Dezember 1914 ftellte ſich das Bedürfnis heraus, Einzelſendungen des 
Roten Kreuzes, der techniſchen und Nachrichtenkruppen, des Druckerei- und Schreib- 
materialdienſtes u. dgl. an die Front zu befördern. Der Verſandoffizier ſammelte 
die Sendungen, ſtellte aus ihnen Wagenladungen für die einzelnen Stellen zu— 
ſammen und gab ſie den geſchloſſenen Zügen bei, die mit Schießbedarf und ſonſtigen 
Vorräten beladen an die Front liefen. Hierdurch wurde die Ablieferung der ge— 
nannten Einzelſendungen weſentlich beſchleunigt. 

Am 19. Dezember 1914 ging ein eigenartiger Verſand unter Vermittlung des 
Verſandoffiziers von Havre aus, nämlich ein Zug, der für jeden Mann des eng— 
liſchen Feldheeres ein halbes Pfund Plumpudding enthielt. Eine Sammlung 
unter den Leſern einiger großer engliſcher Zeitungen hatte die dazu nötigen 
Mittel aufgebracht. | 

Mit dem Übergang zum Stellungskrieg und der Zuweiſung des nördlichen 
Teiles der franzöſiſchen Front an das engliſche Heer verbreitete ſich die Tätigkeit 
der Verſandabteilung über große Teile von Nordfrankreich. Der Verſandoffizier 
verlegte feinen Sitz 1915 nach Abbeville und richtete Zweigſtellen an verſchiedenen 
Orten ein. Er trat jetzt unter den Befehl der Generalinſpektion der Etappe. Die 
engliſchen Eiſenbahnen lieferten ihm Hilfskräfte in großer Zahl. Sie wurden als 
Pioniere in das Heer eingeſtellt, im Lager von Longmoor, wo die Verbände der 
Eiſenbahntruppen ausgebildet und zuſammengeſtellt wurden, eingekleidet und von 
da auf den Kriegsſchauplatz abgefertigt, wo ſie den inzwiſchen eingeſetzten Verſand— 
offizieren der einzelnen Armeen zugeteilt wurden. 

Die weitere Verſtärkung des engliſchen Heeres in Frankreich, das Eintreffen 
der Kolonialtruppen und die Verſchiebungen von Truppen von einem Teil der 
Front an den anderen, endlich die Ablöſung einer Truppe durch eine andere, machten 
einen weiteren Ausbau des Verſanddienſtes nötig. Die Pakete wurden zwar nach 
wie vor in Wagenladungen an die Diviſionen abgefertigt, beim Eintreffen auf 
dem Weiterleitungsbahnhof mußten die Wagen aber auf Grund von Nachrichten 
über die Truppenverſchiebungen, die der Verſandoffizier lieferte, ſo umgepackt 
werden, daß die Veränderungen in der Truppenverteilung berückſichtigt wurden. 
Ju dem Zwecke wurden vier Weiterleitungslager (Repacking Depots) in Romes⸗ 
tamps bei Abancourt, in Abbeville, in Outreau bei Boulogne und in Fontinettes, 
Calais, eingerichtet. Ihnen waren gewiſſe Teile der Front, die von dem be⸗ 
treffenden Weiterleitungsbahnhof aus verſorgt wurden, zugeteilt; außer nach den 
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Frontſtellen, auf die ſich ihre Zuſtändigkeit erſtreckte, fertigten fie täglich Wagen⸗ 
ladungen nach anderen Weiterleitungslagern ab, in deren Bereich inzwiſchen Truppen 
aus ihrem Dienſtbezirk übergeſiedelt waren. Um dabei das Geheimnis über die 
Truppenbewegungen zu wahren, wurden die Wagen mit Zetteln beklebt, aus 
denen zwar die Empfangſtelle zu erſehen war, die aber den Empfangsort und den 
Inhalt nur durch vereinbarte, für den Unbeteiligten unverſtändliche Zeichen 
erkennen ließen. 

Am 1. Juli 1915 wurde der Paketverſand dem Feldeiſenbahnchef (Director of 
Railway Transport) unterſtellt und dadurch ein engeres Zuſammenarbeiten mit 
den Dienſtſtellen der Eiſenbahn herbeigeführt. Als im Oktober 1915 große Truppen- 
beförderungen nach dem Oſten gingen, wurde ein Weiterleitungslager in Marſeille 
für die Truppen in Mazedonien, Agypten und Meſopotamien eingerichtet. 

Im Jahre 1916 wurde in England ein Liebesgabendienſt zur Verſorgung des 
Heeres im Felde mit Bequemlichkeiten eingerichtet, die dienſtlich nicht beſchafft werden 
konnten, die aber zur Erhaltung der guten Stimmung augenſcheinlich erforderlich 
waren. Die Sendungen, die daraufhin an das Feldheer gerichtet wurden, gingen 
ebenfalls in Havre ein und wurden durch die Verf 1 an die Truppen verteilt, 
nachdem dieſe der Abteilung ihre Wünſche angezeigt hatten. So wurde für eine 
ſachgemäße Verteilung der Liebesgaben und für die Befriedigung der Sonder— 
wünſche der Truppe geſorgt. 

In der entgegengeſetzten Richtung liefen unterdeſſen zahlreiche Sendungen, in 
denen das Eigentum kranker und verwundeter Soldaten in die Heimat zurüd- 
befördert wurde. Die Päckereien wurden in Havre geſammelt und je nach der 
Lage des Falles an die Erſatztruppenteile in England oder an eine Sammelſtelle 
im Großen Hauptquartier geſchickt. Beſondere Aufmerkſamkeit wurde der Rück— 
beförderung des Gepäcks verwundeter und kranker Offiziere gewidmet. Es war 
namentlich dem Diebſtahl und der Beraubung ſtark ausgeſetzt, und dagegen 
mußten beſondere Schutzmaßnahmen getroffen werden. Viele Offiziere wurden 
auch auf der Reiſe zu ihrem Truppenteil oder bei Verſetzungen von ihrem Gepäck 

etrennt, und die Gepäckſtücke wurden dann irgendwo herrenlos aufgefunden. Die 

erſandabteilung nahm ſich auch dieſer Stücke an und richtete eine beſondere 
Dienſtſtelle in Boulogne ein, der einerſeits alle überzähligen Stücke von den zu— 
ſtändigen Verkehrsſtellen angezeigt wurden, an die aber gleichzeitig auch alle An- 
fragen von Offizieren nach ihrem verlorenen Gepäck geleitet wurden. Die Aus— 
gleichſtelle hat vielen Offizieren wieder zu ihrem verlorenen Gepäck verholfen. 
Dadurch wurden auch große Erſparniſſe erzielt, indem die Auszahlung der ſonſt 
den Offizieren für ihr verlorenes Gepäck zuſtehenden Entſchädigungen wegfiel. 

Umfan 19805 Verſande wurden auch für die Kantinen und Erfriſchungsſtellen 
ſowie für die Soldatenheime eingerichtet, die namentlich von den chriſtlichen Jüng— 
lingsvereinen ins Leben gerufen waren. Für dieſe Sendungen wurde in Havre 
ein beſonderer Schuppen eingerichtet, wo ſie geſondert und unter Beigabe der 
nötigen Begleitpapiere weiterbefördert wurden. Auch ſie gingen wie die erwähnten 
Zeitungspakete mit den täglichen Verpflegungszügen an die unmittelbar hinter der 
Front gelegenen Empfangſtellen. g 

Eine beſondere Gruppe der Verſandabteilung bearbeitete die Rückfragen nach 
verlorenen und beſchädigten Gütern. Zum Schutz gegen Beraubungen wurden 
die Wagen, die die Verſandabteilung abfertigte, mit beſonderen Schlöſſern und 
Bleiſiegeln verſehen, doch konnten dadurch verbrecheriſche Eingriffe nicht immer ver: 
hütet werden. Es gelang aber der Gruppe in vielen Fällen, die Täter zu er 
mitteln. In der Gruppe wurden auch die als unbeſtellbar zurückgekommenen 
Sendungen behandelt. War der Empfänger verwundet, fo wurde auf dem Ver 
bandplatz des Truppenteils nach ſeinem Verbleib geforſcht und das Paket ihm 
nachgeſchickt. War er verſetzt worden, ſo konnte meiſt der alte Truppenteil den 
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neuen bezeichnen, und dann war es möglich, das Paket nachzuſchicken. Bei 
Paketen mit beſchädigter, unkenntlich gewordener oder unvollſtändiger Aufſchrift 
wurde der Abſender zu ermitteln verſucht und dann durch Schriftwechſel mit ihm 
der Empfänger feſtgeſtellt. Hatte die Verſandabteilung ſchon an ſich einen umfang- 
reichen Briefverkehr, ſo war er bei dieſer Gruppe beſonders lebhaft. 

Eine Sonderſtellung unter den Verſandoffizieren nahm der in Paris ein, der 
einen Teil der Luftſtreitkräfte zu verſorgen hatte. Nach Abſchluß des Waffenſtill— 
ſtandes und mit dem Beginn der Friedensberatungen in Paris fiel ihm die Ver— 
mittlung für die umfangreichen Sendungen der engliſchen Teilnehmer an den 
Friedensverhandlungen zu. | 

Die Arbeitskräfte der Verſandabteilung waren, wie zum Teil ſchon erwähnt, 
meiſt Angeſtellte der Eiſenbahnen; die Arbeiter waren teils Chinefen und Agypter, 
teils Engländer, die für den Dienſt im Heere nicht geeignet waren, gelegentlich auch 
Kriegsgefangene. Anfang 1919 beſchäftigte die Verſandabteilung etwa 500 Mann. 
Sehr zuſtatten kamen ihr die Vorbildung und Erfahrung, die die aus den Kreiſen 
der Eiſenbahnangeſtellten herrührenden Kräfte im Verkehrsdienſt hatten. Leiter 
der Verſandabteilung war in den drei letzten Kriegsjahren ein Major, dem ein 
zweiter Major als Hilfe zugeteilt war. Beaufſichtigt wurde der Dienſtzweig vom 
Direktor des Eiſenbahnverkehrs. Daß ſich der Geſchäftskreis der Verſandabteilung 
beſtändig vergrößert hat, geht aus den vorſtehenden Schilderungen hervor. Die 
Zahl der beförderten Privatpakete hat allerdings im Laufe des Krieges abgenommen, 
zum Teil deshalb, weil viele, die im Anfang des Krieges Pakete verſchickten, ſpäter 
ſelbſt zum Heeresdienſt eingezogen waren. Der Rückgang wurde aber durch die 
Zunahme des Dienſtverkehrs ausgeglichen, wobei namentlich die Befriedigung der 
Bedürfniſſe der Luftſtreitkraͤfte und der Abwehr gegen Luftangriffe die Tätigkeit 
der Verſandabteilung ſtark in Anſpruch nahm. Das Gewicht ſolcher Sonder- 
ſendungen betrug beiſpielsweiſe im Januar 1915 nur 13 t, im Juli 1917 aber 
6 036 t. In denſelben Monaten wurden 48 303 und 552 838 Pakete befördert. 

Mit der Beſetzung des linken Rheinufers iſt auch die Verſandabteilung vor- 
. Sie hat in einigen deutſchen Städten, namentlich in Cöln, und auch in 

elgien Zweigſtellen eingerichtet. Die Leitung ſelbſt hat ihren Sitz nach Vendroug 
bei Calais verlegt. 


Aus der Geſchichte der ägyptiſchen Poſt. 
Von Dr. P. Koenig, Referent im Auswärtigen Amt (Außen-⸗Handelsſtelle). 


„Vor der Zeit Mohammed Alis, des erſten Khediven von Agypten, gab es im Nil. 
land!) keinen Joſtverkehr. Mohammed Ali Paſcha (1811-1848), der Neuerungen 
ſehr zugänglich war, ließ den erſten Poſtdienſt einrichten, aber nur für die Regierung. 
Die Poſtſachen wurden zunächſt durch Sais ), deren Oberſter ein Araber mit 
Namen Omar Hamad war, befördert. Außer Landes wurden keine Briefe beſorgt; 


— — 


) In dieſem Zuſammenhang ſei auf die beachtenswerte Arbeit »Über Poſteinrichtungen in 
Paläſtina einſt und jetzt« von Dr. Lamec Saad im »Archiv für Wirtſchaftsforſchung im Orient 
Jahrgang I, Heft 3/4, S. 499, aufmerkſam gemacht. 

) Sais find urſprünglich ⸗Vorrenner«, man könnte auch ſagen »Renommierrennere, die dem 
Wagen ihres Herrn vorauszurennen hatten, um der Größe und Bedeutung ihres Herrn Nachdruck zu 
verleihen. Dieſe »Arbeit« war nicht fo einfach, wenn der betreffende Bey oder Paſcha gute Pferde 
hatte. Dazu kommt, daß im Orient die Tiere in der Regel in ſcharfem Gang gehalten werden. 
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als aber der Sudan im Jahre 1821 erobert war, wurden die Briefe durch Sais 
auf Kamelen nach dem Sudan befördert. Von der Regierung wurde den Sais 
nicht erlaubt, Briefe für Privatperſonen zu beſorgen. Mit der Zeit ſtellte ſich 
aber doch das Bedürfnis für eine Beförderung von Privatmitteilungen heraus. 
Der Scheich Haſſan el Badili, ein Einheimiſcher aus Kairo, richtete daher einen 
Privatdienſt durch Sais ein. Für die Beförderung von Privatbriefen war keine 
feſte Gebühr feſtgeſetzt. Die Briefabſender hatten ſich mit dem Scheich über den 
zu zahlenden Preis jedesmal zu verſtändigen. Später übernahm die Regierung 
die Beförderung der Briefe nach Mittel- und Oberägypten (Nubien). Die Koſten 
waren 10 bis 30 Para (2½ bis 7½ Milliemes) für die Drachme (zu je 3,12 g) 
nach Mittelägypten, 1 bis 3 Piaſter (10 bis 30 Millièmes) für Briefe nach Ober 
ägypten und 36 ¼ͤ bis 611/, Milliemes für die nach dem Sudan !). Ein Briefverkehr 
mit dem Ausland war damals noch nicht eingerichtet; die Briefe wurden gelegent— 
lich durch die Schiffsleute beſorgt. Deshalb kam der Italiener Carlo Merati auf 
den Gedanken, in Alexandrien ein Privatpoſtamt für den Privatverkehr mit dem 
Ansland einzurichten und den Auslandpoſtdienſt zu betreiben. Das Amt erhielt 
den Namen »Poste europeenne«. Die abgehenden Briefe wurden durch die Schiffe 
weiterbefördert und die ankommenden nach der Ankunft den Empfängern zu— 
geſtellt. Da das Unternehmen guten Erfolg hatte, richtete Merati im Jahre 1843 
einen Briefverkehr zwiſchen Alexandrien und Kairo ein. Seine Sais legten die 
Entfernung von etwa 200 km in 24 Stunden zurück. Nach dem Tode 
Meratis übernahm deſſen Neffe Chini die Leitung des Poſtweſens. Im Jahre 1847 
trat Giacomo Muzzi, der ſpäter zum Bey ernannt wurde, als Teilhaber in das 
Unternehmen ein. Nach der Vergeſellſchaftung der Poſt wurde Muzzi Bey zum 
erſten Generaldirektor der Poſtverwaltung ernannt. Im Jahre 1854 wurden dann 
im Innern mehrere Poſtämter eingerichtet, nämlich in Kairo, El Atfi und Roſette. 
Nach Eröffnung der Eiſenbahnlinie Alexandrien -Kairo im Jahre 1855 traten 
auch in Damanhur und Kafr El Sayat Poſtämter ins Leben. Im Jahre 1856 
folgten noch die Poſtämter in Tantah, Benha und Birket es Saba. Die Briefe 
wurden nicht mehr durch Sais, ſondern mit der Eiſenbahn befördert. Dafür mußte 
die Poſt an die Eiſenbahnverwaltung eine Entſchädigung von 780 ägyptiſchen € 
zahlen. Vom Jahre 1862 an geſchah die Beförderung der behördlichen Poſt auf 
dem Schienenweg ohne Abgabenzahlung an die Eiſenbahn. Im Jahre 1864 erwarb 
die Regierung die Poſt käuflich, übernahm das Poſtweſen in Staatsverwaltung 
und zahlte Muzzi Bey 950000 Fr. aus. Zur Zeit der Übernahme dieſer 
privaten Poſtverwaltung beſtanden in Agypten im ganzen 19 Poſtämter. Vom 
Jahre 1865 an betrug die Gebühr innerhalb Unterägyptens nur noch 1 Piaſter 
(40 Millièmes) für je 7½ g, nach Oberägypten 2 Piaſter für je 10 g. Vom 
Jahre 1878 an trat die Ermäßigung auf 1 Piaſter und von 1890 an auf 
5 Milliemes für je 15 g ein. Vor dem Kriege koſtete ein Brief im "ganzen 
Nilland nur noch 5 Milliemes für 30 g. Innerhalb eines Ortes wurden 
zunächſt (1890) 5 Milliemes für je 15 g und dann (1913) 3 Millièmes 
für je 30 g erhoben. Die Einſchreibgebühr verringerte ſich von 1 Piaſter 
auf 5 Milliemes. Briefe nach dem Ausland koſteten zunächſt 1½, dann 1 Piaſter 
für je 15 g. Die Gebühr iſt heute 1 Piaſter für je 20 g. Seit 1905 
wurden die Gebühren für Briefe im Verkehr nach Großbritannien und ſeinen 
Kolonien, ſeit 1906 nach Italien und feinen Kolonien und ſeit 1. Juli 1912 
im Verkehr nach Oſterreich auf 5 Millièmes herabgeſetzt. 

Dem Weltpoſtverein gehört Agypten ſeit ſeiner Gründung auf dem erſten 
Poſtkongreß in Bern (1874) an. Die einzelnen Poſtkongreſſe: 1878 (Paris), 
1880 (Paris), 1885 (Liſſabon), 1891 (Wien), 1897 (Waſhington), 1906 (Rom) 


) Egyptian Gazette vom 10. 7. 19. 
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brachten im ägyptiſchen und zwiſchenſtaatlichen Dienſt ähnliche Neuerungen wie 
in anderen Ländern. 

Vor der Verſtaatlichung der ägyptiſchen Poſt unterhielten einige Länder eigene 
Poſtanſtalten, von denen nur die franzöſiſchen Poſtämter in Alexandrien (errichtet 
1836) und in Port Said bei Kriegsausbruch 1914 noch beſtanden. Die franzöſiſchen 
Poſtämter in Kairo und in Suez wurden 1875 und 1888 aufgehoben. Andere 
nicht ägyptiſche Poſtämter waren: die engliſchen Amter in Alexandrien und in Suez 
(gegründet 1831, aufgehoben 1878), ferner die Poſtämter in Alexandrien von 

Oſterreich eröffnet 1838, geſchloſſen 175 
Griechenland » 185, » 1882, 
Italien » 1866, » 1884, 
Rußland » 1867, » 187 5. 


Auf dem Waſſerwege wurde die Poſt befördert: auf dem Suezkanal 
zwiſchen Port Said und Ismaflia vom Jahre 1869 an, auf dem Nil vom 
Jahre 1880 an zwiſchen Aſſiut und Aſſnan, zwiſchen Kafr El Zayat und El Atfi, 
auf dem Bahr Seghir zwiſchen Manſura und Menſaleh und über den Bahr 
Schibin. Dieſe Beförderungswege wurden aufgehoben mit der Betriebseröffnung 
der entſprechenden Eiſenbahnlinien. Die Landpoſtbeſtellung wurde in Agypten am 
1. Mai 1889 eingeführt. 

Die erſten Briefmarken ließ Agypten 1866 in Genua drucken (zu 5, 10, 20 Para 
ſowie zu 1, 2, 5 und 10 Piaſter). Die zweite Ausgabe von Briefmarken fand im 
Jahre 1867 ſtatt. Sie wurden in Alexandrien von der lithographiſchen Anſtalt 
Penaſſon hergeſtellt (Marken zu 5, 10 und 20 Para ſowie zu 1, 2 und 5 Piaſter). 

Die dritte Ausgabe ſtammt vom Jahre 1872, hergeſtellt in der Staatsdruckerei 
zu Bulak⸗Kairo (zu 5, 10 und 20 Para ſowie zu 1, 2, 2½ und N Im 
Jahre 1874 wurden Marken zu 5, 10 und 20 Para ſowie zu 1 Piaſter zur 
Ergänzung gedruckt; im Jahre 1879 erhielten die Marken von 2½ Piaſter einen 
Aberdruck von 5 und 10 Para. 

Die vierte Ausgabe vom Jahre 1879 wurde De la Rue Mi London zum 
Druck in Auftrag gegeben (zu 5, 10 und 20 Para ſowie zu 1, 2 und 5 Piaſter). 
Dieſes Londoner Haus ei ſeitdem den Druck der ägyptiſchen Briefmarken. 
Weitere Ausgaben folgten 1880/81, 1884, 1888, 1889, 1898, die bekannter 
ſein dürften. | 

Der Sudan erhielt zunächſt 1897 ägyptiſche Marken mit dem Überdrud 
»Sudan« und ließ dann ſeit dem Jahre 1898 ſeine eigenen Marken herſtellen. 


Die Entwicklung des ägyptiſchen Poſtweſens iſt aus folgender Überſicht zu 
erſehen.!) Es beſtanden 


im Jahre 


) Nach dem Annuaire Statistique de I’Egypte 1913. 
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Ganz ähnlich verhält es ſich mit der Entwicklung der anderen Abteilungen des 
Poſtweſens. Man ſieht, daß das Pharaonenland einer gedeihlichen Zukunft 
entgegenſteuerte. 


Verjährung der auf Grund des Unfallfürſorgegeſetzes auf das 
Reich übergegangenen Schadenserſatzanſprüche. 


Der Poſtſchaffner L. war am 20. Januar 1912 bei der Briefbeſtellung im 
Hauſe des Beklagten in einen dicht hinter der Haustür befindlichen Waſſerleitungs— 
ſchacht geſtürzt, den der Beklagte hatte offen ſtehen laſſen, und hatte ſich dabei 
einen ſchwierigen Bruch der Knieſcheibe zugezogen. Er konnte ſeinen Dienſt nicht 
fortſetzen und wurde zum 1. Juli 1913 in den Ruheſtand verſetzt. Sein Rube 
gehalt iſt auf 1386 4 jährlich bemeſſen. Erſt ſpäter als drei Jahre nach dem 
Unfall verlangte der Reichspoſtfiskus im Klagewege vom Beklagten den Erſatz 
der an L. gezahlten und noch zu zahlenden Ruhegehaltsbeträge und Heilungs— 
koſten. In erſter Inſtanz wurde der Beklagte u. a. verurteilt, dem Kläger 1386 M 
Ruhegehalt vom 1. Juli 1913 an bis zum Tode des L. oder bis zur Erreichung 
des 65. Lebensjahres zu zahlen, auch wurde feſtgeſtellt, daß der Beklagte zur Er- 
ſtattung des weiteren Schadens verpflichtet ſei, den der Kläger dadurch erleide, 
daß er dem L. noch Heilungskoſten zahlen müſſe. Vom Berufungsgericht wurde. 
der Anſpruch auf Heilungskoſten abgewieſen, im übrigen aber das erſte Urteil be— 
ſtätigt. Das Reichsgericht iſt dem Berufungsgericht beigetreten. Die Entſcheidungs— 
gründe laſſen wir nachſtehend im Auszuge folgen 

Nach BGB. § 852 verjährt der Anſpruch auf Erſatz des durch eine 
unerlaubte Handlung entſtandenen Schadens in drei Jahren von dem 
Zeitpunkt an, in dem der Verletzte von dem Schaden und der Perſon 
des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt. Als Verletzter iſt im gegebenen 
Falle der Poſtſchaffner L. und nicht der Kläger anzuſehen, der den auf 
ihn übergegangenen Anſpruch des L. geltend macht (Entſch. des Reichsg. 
in Zivilſ. Bd. 80 S. 50). Auf dieſem Standpunkt ſteht auch das Be⸗ 
rufungsgericht, führt dann aber aus, L. habe erſt durch die kreisärztliche 
Unterſuchung vom 18. Februar 1913 eine einigermaßen ſichere Kenntnis 
vom Eintritt ſeiner Dienſtunfähigkeit erhalten. Es ſei nicht erwieſen, 
daß ſchon der behandelnde Arzt dem L. anläßlich der Behandlung geſagt 
habe, er werde ſicherlich nicht wieder als Briefträger tätig ſein können. 
Auf Grund der Außerungen des Arztes habe L. mit feiner Verſetzung in 
den Ruheſtand jedenfalls nicht rechnen können, denn der Arzt habe ſelbſt 
nur mit der Unfähigkeit des L. für den Außendienſt als Briefträger ge 
rechnet, und L. habe nichts von dem angeblichen Brauche der Doftbchörde 
gewußt, untere Beamte, die zu ihrer bisherigen Tätigkeit unfähig geworden 
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das Gebiet tatſächlicher Erwägungen, die in 


ſeien, anderweit nicht zu beſchäftigen. Hiergegen macht die Reviſion des 
Beklagten geltend, L. habe bei der Schwere der Verletzung ohne weiteres 
damit rechnen müſſen, daß er nicht Briefträger werde bleiben können, 
und habe auch damit gerechnet. Er gebe die Möglichkeit zu, daß ihm 


der Arzt eine entſprechende Mitteilung gemacht habe, und der Arzt halte 


das für wahrſcheinlich oder ſogar für ſicher. Wenn er dabei nur die 
Unfähigkeit des L. für den Außendienſt gemeint habe, ſo habe er das 
dem L. gegenüber nicht ausgeſprochen. Hätte aber auch L. glauben können, 
nur für den Außendienſt unfähig geworden zu ſein, ſo hätte er doch bei 
der Schwere der Verletzung mit der Möglichkeit ſeiner Penſionierung 
rechnen müſſen. Mit dieſen Ausführungen 1 ſich die Reviſion auf 

ieſer Inſtanz nicht nach⸗ 
geprüft werden können. Wenn fie aber weiter ausführt, das Ergebnis 


des Berufungsgerichts beruhe auf einem Mißverſtändnis der von ihm 


angeführten Entſcheidung des Reichsgerichts — Entſch. in Sivilf. Bd. 85 
S. 428 — und ſei inſoweit von Rechtsirrtum beeinflußt, ſo kann auch 


dem nicht zugeſtimmt werden. In dem erwähnten Urteil handelt es ſich 


. 
— — 


um den Fall, daß ein Schaden nicht ſofort mit der Begehung der un- 
erlaubten Handlung, ſondern erſt nachträglich eintritt, wie dies bei der 
ſpäteren Penſionierung eines durch einen Unfall verletzten Beamten in 
der Regel geſchieht, und es wird ausgeſprochen, daß dann die Verjährung 
nicht erſt mit dem Eintritt des Schadens beginnt, ſondern daß die im 
§ 852 geforderte Kenntnis des Schadens bei dem Verletzten ſchon dann 
vorhanden ſei, wenn er deſſen Unausbleiblichkeit erkannt habe. Anders 
hat aber auch das Berufungsgericht jenes Urteil nicht verſtanden. Es 
führt aus, daß die Verjährung nicht erſt mit dem tatſächlichen Ausſcheiden 
des L. aus dem Dienſte zu laufen begonnen habe, ſondern ſchon mit 
dem Zeitpunkt, in dem er über die bevorſtehende Penſionierung Gewiß⸗ 
heit erlangte, dieſen Zeitpunkt aber verlegt es auf die kreisärztliche Unter⸗ 
ſuchung vom 18. Februar 1913. Nun iſt zwar richtig, daß es gerade 
bei Geſundheitsbeſchädigungen nicht darauf ankommt, ob alle ihre Folgen 
von vornherein im einzelnen zu überſehen find, vielmehr haben die Folge⸗ 
zuftände, die bei Erlangung der Kenntnis von dem Schaden als möglich 
vorauszuſehen waren, als bekannt zu gelten. Hierfür genügen aber nicht 
bloße Befürchtungen und Vermutungen, ſondern es muß eine einigermaßen 
ſichere Kenntnis vorliegen. Daß dieſe bei L. vor der kreisärztlichen Unter- 
ſuchung pörhanden geweſen ſei, wird aber von dem Berufungsgericht 
nicht angenommen. War hierdurch die Sachlage ſo, daß L. vor dieſem 
Zeitpunkt die Penſionierung als Unfallsfolge weder vorausgeſehen hat 
noch als möglich vorauszuſehen brauchte, ſo hat auch die Verjährung 
des Schadenserſatzanſpruchs inſoweit nicht früher begonnen. 

Anders ſteht es mit der Erſtattung von Heilungskoſten. Das Be⸗ 
rufungsgericht ſtellt feſt, daß es bei der Art und Schwere der Verletzung 
von Anfang an auch für den Verletzten erkennbar war, es würden 
Heilungskoſten entſtehen, was unbedenklich dahin zu verſtehen iſt, L. habe 


dieſe Kenntnis wirklich gehabt. Alsdann aber gilt für die Heilungskoſten 


die Regel, daß Schadenserſatzanſprüche von dem Zeitpunkt an verjähren, 
in dem der Verletzte von dem Schaden Kenntnis erlangt hat; es hat hier 
ſonach die Verjährung ſchon mit dem Unfall ſelbſt begonnen (Entſch. 
des Reichsg. in Zivilſ. Bd. 85 S. 428). Die Reviſion des Klägers 
wendet ein, nach § 1 Abſ. 6 UF®. habe der Kläger dem Verletzten die 
noch erwachſenden Koſten des Heilverfahrens erſt nach dem Wegfall des 
Dienſteinkommens zu erſetzen, dieſer Anſpruch des L. entſtehe alſo erſt 
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mit ſeiner Penſionierung; er könne nicht früher verjähren, als bis dem - 


L. ſichere Kenntnis von ſeiner Dienſtunfähigkeit geworden ſei, ſonach erſt 
von der kreisärztlichen Unterfuhung an. Hierbei wird verkannt, daß es 
ſich vorliegend nicht um die Verjährung des dem L. gegen den Kläger 
auf Erſatz der Koſten des Heilverfahrens zuſtehenden Anſpruchs handelt, 
ſondern um die Verjährung der auf den Kläger kraft Geſetzes überge- 
gangenen Forderung des L. an den Beklagten. Nur dieſe kann der 
Kläger gegen den Beklagten geltend machen, ſoweit fie gemäß $ 12 
Abſ. 3 UF G. auf ihn übergegangen iſt, alſo bis zu dem Betrage feiner 
Verpflichtungen aus § 12 Abſ. 1 a. a. O. gegenüber L. (Entſch. des 
Reichsg. in Zivilſ. Bd. 89 S. 235, 236; Bd. 80 S. 50). Die Ber 
jährung dieſes Anſpruchs aber iſt nicht davon abhängig, wann der An— 
ſpruch des L. gegen den Kläger entſtand oder L. ſowie der Kläger von 
ſeiner Entſtehung ſichere Kenntnis erlangten. 


Deutſche Univerſitätsſchriften über Poſt⸗ und Telegraphenweſen. 
Zuſammengeſtellt von Ober-Poſtinſpektor Dr. Staedler in Berlin. 


Seit einer Reihe von Jahren hat das Archiv die Aufgabe übernommen, durch 
die regelmäßig wiederkehrenden Nachweiſe von Aufſätzen feinen Leſern den Inhalt 
der deutſchen Zeitſchriften über alle Gegenſtände des Poft- und Telegraphenweſens 
einſchließlich der näher verwandten Wiſſensgebiete in überſichtlicher Ordnung zu⸗ 
gänglich zu machen. Nachdem ſich inzwiſchen auch das deutſche Univerſitätsſchrift⸗ 
tum in immer ſteigendem Maße den gleichen Gegenſtänden zugewendet hat und 
bereits zu einem beachtlichen Umfang angewachſen iſt, ſcheint es angezeigt und 
gerechtfertigt, auch über dieſen auſehnlichen Zweig des fachwiſſenſchaftlichen Schrift⸗ 
tums eine zuſammenhängende Überficht vorzulegen. Als Grundlage der nach— 
folgenden Zuſammenſtellung hat die »Sammlung der Jahresverzeichniſſe der an 
den deutſchen Univerſitäten und Techniſchen Hochſchulen erſchienenen Schriften 
gedient. Die vorläufig mit dem Jahre 1917 abſchließenden Jahresverzeichniſſe 
werden beim weiteren Fortſchreiten der Sammlung auch zur Fortſetzung des vor⸗ 
liegenden Quellennachweiſes herangezogen werden. 


I. Einrichtung, Poſtregal, Telegraphenregal. 


1. Stedtnitz, Joh., Referendar. — Die verfaſſungs mäßige Kompetenz des Deutſchen Reichs 
auf dem Gebiete von Poſt und Telegraphie. — Greifswald 1917, Adler. Greifswald, 
Jur. Diſſ. vom 5. 10 1917. 

eint, Joh. Chr. Wilh., Referendar. — Das Poſtmonopol und die Privat- Briefbeförde 
rung. — Borna (Bz. Leipzig) 1912, R. Noske. Leipzig, Jur. Diff. vem 17. 7. 1912. 


3. Tapfer, Wilh., Poſtinſpektor zu Berlin. — Die deutſchen Privat-Stadtpoſten. Ohne Orts · 


angabe (1908). Königsberg (Pr.), Phil. Diff. vom 15. 12. 108. 
Neichen bach, Fr. Wilh. — Das Telegraphenmonopol nach 0 Verwaltungsrecht. — 
Berlin 1914, Frensdorf. Greifswald, Jur. Diſſ. vom 16. 3. 1 
5. Hull, Ch. H., Itbaka, N. Y. — Die deutſche Reichspaketpoſt. 6 vollſtändig 1892 
als 3. Heft des 8. Bandes der »Sammlung nationalöfonomifcher und ftatiftfcher Ab- 
bandlungen des ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars zu Halle (Saales. — Halle Saale), 
S. G. Paͤtzſche Buchdr., Naumburg (Saale). Halle (Saale), Phil. Diſſ. vom 15. 7. 1892. 
Greve, Karl, Poſtinſpektor. — Das ausſchließliche Zeitungsbeförderungsrecht der deutſchen 
Poſt. — Leipzig 1911, Klinkhardt (auch bei Glöckner in Leipzig). Leipzig, Jur. Diſſ. 
f vom 29. 4. 1911. | 
7. Bohn, Carl, bacc. jur., Referendar aus Trier. — Artikel 50 der Reichsverfaſſung. — 
Trier 1904, J. Lintz. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 17. 8. 1904. 
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8. Ritter, Paul, aus Schliewe. — Die Sonderrechte der deutſchen Staaten und die Reichs⸗ 
verfaſſung — Königsberg (Pr.) 1899, L. Krauſe & Ewerlien. Erlangen, Jur. Diff. vom 
98. 


je 14. 9. 18 
9Iltgen, Hans, Referendar. — Die rechtlichen Beziehungen der preußiſchen Eiſenbabnen 
zur Reichs⸗Poſtverwaltung. — Bonn 1915, Cohen. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 3. 7. 1915. 
Siehe auch Nr. 184 und 193. 


II. Poſtordnung und Telegraphenordnung. 


10. Staedler, E. — Die Poſtordnung und die Telegrapbenordnung für das Deutſche Reich, 
1 unterſucht. — Berlin 1910, Pormetter. Jena, Jur. Diſſ. vom 
12. 9. 1910 


1 1 Ploetz, Otto. — Die Rechtsnatur der Poſtordnung und der Telegraphenordnung. — 

' Greifswald 1912, Abel. Greifswald, Jur. Diff. vom 4. 11. 1912. 
12. Sengſtock, Paul, Oberlandesgerichtsreferendar zu Düſſeldorf. — Über die rechtliche Natur und 
Gültigkeit der Poſtordnung. — Bonn 1908, S. Joppen. Heidelberg, Jur. Diff. von 1908. 


III. Beförderungsvertrag, Anſtaltsnutzung. 


13. Kann, Alb. (aus Nürnberg, Rechtspraktikant am Amtsgericht Nürnberg). — Die Trans- 
portgeſchäfte der Poſt. — Erlangen 1892, A. Vollrath. Erlangen, Jur. Diſſ. von 1892. 

14. Friedmann, Marx, Rechtspraktikant. — Die juriſtiſche Konſtruktion der . 
geſchäfte. — Erlangen 1917, Jacob. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 27. 10. 19 

15. Müller, Hanno, Referendar in Leipzig. — Die Verträge der Poſt, ihre Erfüllung 991 die Rechts; 
lage des Empfängers unter der Wirkung eines zwiſchen Empfänger und Poſt abgeſchloſſenen 
Abkommens auf Überlafjung eines Poſtſchließfachs. — Leipzig 1908, Veit & Co. Leipzig, 
Jur. Diſſ. vom 20. 3. 1908. 

16. Schlottner, Karl, Poſtinſpektor. — Das Rechtsverhältnis bei Benutzung der Poſtanſtalt. 
Ein Beitrag zur Lehre von der öffentlich rechtlichen Anſtaltsnuzung. — Berlin 1917, 
Elsner. Kiel, Rechts- und ſtaatswiſſ. Diſſ. vom 6. 8. 1917. 

17. Lohmann, E. W., Referendar. — Das Briefbeförderungsgefchäft der Reichspoſt. — Leipzig 
1909, Schmidt. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 23. 1. 190%. 

18. Jaffé, P. S., Kammergerichtsreferendar. — Der Briefbeförberungsrertrag. Ein Beitrag 
zur Lehre vom Frachtgeſchäft. — Berlin 1897, Druck von C. H. Schulze & Co. in Gräfen- 
hainichen. Berlin, Jur. Diſſ. vom 2. 7. 1897. 

19. Müller, Alfred, Referendar in Roßwein. — Die rechtliche Natur des Verbältniffes zwiſchen 
Poſt und Abſender bei den Beforderungsgeſchaften der Reichspoſt. — Borna (Bz. Leipzig) 
1914, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 11. 2. 1914. 

20. Braun, Rich., Referendar zu Hamburg. — Über die Rechtsverbältniſſe der Poſt zu dem 
Abſender und zu dem Adreſſaten beim einfachen Vertrage über die Beförderung von Briefen 
und Paketen. — Göttingen 1907, Dieterich. Gottingen, Jur. Diſſ. vom 18. 5. 1907. 

21. Schoͤnfeld, Br., Referendar. — Über den Briefbeförbrrungsvertrag und den Eigentums⸗ 
erwerb an Briefen. — Königsberg (Pr.) 19145 Beerwald. Roſtock (Mecklb.), Jur. Diſſ. 
vom 20. 11. 1914. 

22. Bormann, Max, Poſtinſpektor. — Die aus der Perſonenbeförderung durch die Poſten 
zwiſchen dem Reiſenden und der Poſtverwaltung ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe. — 
Leipzig 1909, Wigand. Leipzig, Jur. Diff. vom 11. 6. 1909. 

23. Helmecke, Rich. — Die Perſonenbefoͤrderung durch die deutſchen e — Halle (Saale) 
1913, Kämmerer. Halle (Saale), Phil. Diſſ. vom 28. 8. 1913 

Siehe auch XIV. 


IV. Die Rechte des Empfängers. 


24. Hellner, Paul, Sondershauſen, Poſtinſpektor i in Berlin. — Die Rechte des Empfängers einer 

| Poſtſendung. — Roſtock (Medib.) 1907, C.Hinſtorff. Jena, Jur. Diff. vom 6. 11. 1907. 

25. Schmidt, Paul. — Das Recht des Empfängers einer Poſtſendung gegen die Poſt auf 
Auslieferung. — Tübingen 1898, H. Laupp. Tübingen, Jur. Diſſ. von 1898. 

26. Oehlckers, Guſt., Referendar in Gieboldehauſen. — Hat der Empfinger einer Poſtſendung 
ein felbftäntiges Recht auf Auslieferung derſelben? — Soma (Bz. Leipzig) 1908, 

u R. Noske. Heidelberg, Jur. Diſſ. von 1908. 

27. Walter, Carl, Gerichtsaſſeſſor in Biſchofſtein (Kr. Röſſel). — uber den Anſpruch des 
Adreſſaten eines Geldbriefs oder einer Poſtanweiſung gegen die Poſt auf Auslieferung 
des Geldbriefs oder Auszahlung des Poſtanweiſungsbetrags nach fruͤherem und dem am 
1. Januar 1900 in Kraft getretenen Recht. — Greifswald 1900, J. Abel. Greifswald, 
Jur. Diſſ. von 1900. 

Siehe auch Nr. 15 und 94 fowie V. 
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47. 
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V. Frachtgeſchäft. 

Schwarz, Hub., Gerichtsreferendar. — Die Stellung des Frachtführers zum Abſender und 
Empfänger. — Greifswald 1915, Abel. Greifswald, Jur. Diſſ. vom 7. 8. 1915. 

Coppel, Alex, Gerichtsreferendar aus Solingen. — Das Pfandrecht und Retentionsrecht 
des Frachtführers. — Würzburg 1896, H. Sturtz. Erlangen, Jur. Diff. von 1896. 

Gangloff, Alb. — Das geſetzliche Pfandrecht des Frachtfübrers am Frachtgut. — Baruth 
(Mark) 1897, J. Särchen. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 20. 11. 1897. 

Boldt, Frz., aus Bredenfelde. — Das geſetzliche Pfandrecht des Frachtführers. — Roſtock 
(Mecklb.) 1902, C. Boldt. Leipzig, Jur. Diſſ. von 1902. 

Lübke, W., Referendar aus Schwerin (Mecklb.). — Das geſetzliche Pfandrecht des Frachtführer. 
— Sternberg (Mecklb.) 1913, A. Rohloff. Roſtock (Mecklb.), Jur. Diff. vom 24. 12. 1903. 

Schomburgk, Wilh. — Das geſetzliche 1 195 Frachtführers. — Leipzig 1907, 
A. Edelmann. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 14. 5. 190 

Roſenthal, Max, Gerichtsreferendar. — Das gesezlic⸗ Pfandrecht des i — 
Borna (Bz. Leipzig) 1910, R. Noeske. Heidelberg, Jur. Diff. vom 9. 11. 1910. 

Kruis, Hans, Rechtspraktikant. — Das geſetzliche „ des Frachtführers. — Mün- 
chen 1912, Müller. Jena, Jur. Diſſ. vom 25. 7. 1912. 

Borchardt, Carl, Gerichts referendar in Berlin. — Die Haftung des Frachtführers unter 
beſonderer Berückſichtigung der durch das neue Handelsgeſetzbuch getroffenen Anderungen. — 
Berlin 1901, A. Wolff. Freiburg (Breisgau), Rechts und ſtaatswiſſ. Diff. von 1901 

Jaſper, Reinhard, Kammergerichtsreferendar. — Die Haftpflicht des Frachtführers nach 
den Beſtimmungen des neuen Handelsgeſetzbuchs vom 10. 5. 1897 unter Berüdjichtigung der 
entſprechenden Beſtimmungen des Bürgerlichen Rechts. — Königsberg (Pr.) 1902, Hartung. 
Leipzig, Jur. Diſſ. von 1902. 

Metz, Rob., bacc. jur. in Leipzig. — Der Umfang der Haftung des Frachtfuͤhrers. — 
Borna (Bz. Leipzig) 1903, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. von 1903. 

Leutke, Paul, Poſtinſpektor. — Wem ſteht das Verfügungsrecht beim Frachtgeſchäft in 
den einzelnen Abſchnitten der Beförderung zu? — Berlin 1903, O. Walter. (Die 
vollſtändige Arbeit »Das Verfügungsrecht beim Frachtgeſchäft⸗ erſchien bei J. Guttentag in 
Berlin). Königsberg (Pr.), Jur. Diſſ. vom 7. 3. 1903. 

Höhn, Kurt, Referendar a. D. — Das Verfügungsrecht über das Frachtgut während des 
Transports, insbeſondere des Eiſenbahntransportg. — Weimar 1910, Dietſch & Brüder. 
Jena, Jur. Diſſ. vom 3. 6. 1910. 

Wagner, Armin, Referendar. — Das Verfügungsrecht des Abſenders über das Fracht⸗ 
gut während des Transports. — Borna (Bz. Leipzig) 1911, R. Noske. Heidelberg, 
Jur. Diſſ. vom 19. 10. 1911. 

Wetzig, Mart., Referendar in Plauen (Vogtl.). — Das Verfügungsrecht des Abſenders im 
Landfrachtverkehr nach Handelsrecht mit Ausſchluß des Eiſenbahnverkehrs. — Borna (Bz. 
Leipzig) 1905, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 7. 12. 1905. 

Heymann, Mag, Referendar. — Das Verfügungsrecht des Abſenders im Landfrachtge⸗ 
ſchäft nach Handelsrecht unter Ausſchluß des Eiſenbahnfrachtgeſchäfts. — Eilenburg 1910. 
Leipzig, Jur. Diſſ. vom 18. 7. 1910 

Buchmann, Ir. — Die Stellung = Adreſſaten im Frachtgeſchäft unter Ausſchluß des 
Eiſenbahnfrachtrechts nach dem neuen Handelsgeſetzbuch. — Regensburg 1897, Nation. 
Verlagsanſtalt. Erlangen, Jur. Diſſ. von 1897. 

Lange, W., Referendar bei der Staatsanwaltſchaft Leipzig. — Die rechtliche Stellung 
des Empfängers im Frachtgeſchäft (unter Ausſchluß des Eiſenbahnfrachtrechts) nach gel- 
tendem e — Borna (Bz. Leipzig) 1905, R. Noske. Leipzig, Jur. Diff. 
vom 11. 2. 1905. 

Putzger, E., Referendar am Amtsgericht Plauen (Vogtl.). — Die rechtliche Stellung des 
Empfängers im Landfrachtgeſchäft hinſichtlich feiner Verfügungsbefunnid über das Gut 
nach dem geltenden Handelsrecht. — Borna (Bz. Leipzig) 1905, R. Noske. Leipzig, 
Jur. Diff. vom 28. 11. 1905. 

Winter, E. Jul., Referendar in Bockwa bei Zwickau (Sa.). — Die Stellung des Emp⸗ 
fängers im Frachtgeſchäft nach dem 6. Abſchn. des 3. Sg des HGB. vom 10.5.1897. — 
Borna (Bz. Leipzig) 1905, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 26. 6. 1905. 

Henkel, Joh., Referendar in Dresden. — Die geſetzliche Regelung und juriſtiſche Kon⸗ 
ſtruktion der Stellung des Empfängers im Frachtgeſchäft nach dem 6. 1 des 
3. Buches des HGB. vom 10. 5. 1897. — Borna (Bz. Leipzig) 1907, R. Noske. 
Leipzig, Jur. Diſſ. vom 8. 1. 1907. 

Wemme, Hans, Referendar. — Das Recht des . im Frachtgeſchäft. — Leipzig 
1909, Wigand. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 31. 12. 1909. 

Denicke, Gottfr., Referendar. — Die Rechtsſtellung des Empfäuge Her im Frachtgeſchaͤft 
des HGB. mit Ausnahme des Eiſenbahnfrachtgeſchäfts unter Mitberüdfichtigung des 
Ladeſcheins. — Celle 1910, Ströher. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 16. 12. 1910. 
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51. Goldammer, Fr. Herb., Referendar. — Die Stellung des Empfängers 15 ii 
— Borna (Bz. Leipzig) 1910, R. Noske. Leipzig, Jur. Diff. vom 3. 1 

52. Kolwey, E. Alb. — Die rechtliche Stellung des Empfängers im lei — Bremen 
1910, Schünemann. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 22. 8. 1910. 

53. Börner, Hans, Referendar. — Die Stellung des Empfängers im Frachtgeſchäft auf Grund 
der Beſtimmungen des 6. Abſchn. im 3. Buche des HGB. — Borna (Bz. Leipzig) 1912, 
R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 19. 7. 1912. N 

54. Gaertner, Curt, Referendar. — Der b am Frachtgut. — Solingen 1912, 
Grobben. Heidelberg, Jur. Diſſ. vom 23. 3. 1 

55. Richter, C. Arm., Referendar. — Die 3 im Frachtgeſchäft. — Eisleben 1911, 
Schneider. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 1. 7. 1911. f 


VI. Briefgeheimnis, Recht an Briefen. 


56. Köhler, Raim., Dr. phil., Ober⸗Poſtpraktikankt. — Der Begriff des Briefes im 81 
(bis 8 2a) des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871. 
— München und Berlin 1911, Schweitzer. (Aus „Annalen des Deutſchen Reichs für 
Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft⸗ 1911). Leipzig, Jur. Diſſ. vom 18. 12. 1911. 

57. Falb, Alfr., cand. jur. — Der Brief als Schriftwerk im Urheberrecht. — Berlin 1917, 
Fuhrberg. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 17. 9. 1917. 

58. Wilutzky, Joh., Referendar a. D. — Der Brief als Objekt des Rechtsſchutzes. — Borna 
(Bz. Leipzig) 1912, R. Noeske. Erlangen, Jur Diſſ. vom 26. 1. 1912. 

59. Reichardt, Wolf, Referentar, bacc. jur. in Leipzig. — Das Recht an Briefen. — Borna 
(Bz. Leipzig) 1905, N Noske Leipzig, Jur. Diff. vom 28. 7. 1905. 

60. Ulmann, Emil, Rechtspraktikant. — Aber das Urheberrecht an Briefen, zugleich ein Verſuch 
zum Wee des Schriftwerks. — Erlangen 1893, A. Vollrath. Erlangen, Jur. Diſſ. 
von 18 

61. Burckas, Leo, Referendar in Leipzig. — Eigentumsrecht, Urheberrecht und Perſönlichk its. 
recht an Briefen. — Leipzig 1907, G. Fock. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 25. 1. 1907. 

62. Neumann, Fr., Referendar. — Der privatrechtliche Schutz gegen die Veröffentlichung von 
Privatbriefen. — Berlin 1915, Ebering (im Buchhandel ebd.). Erlangen, Jur. Diſſ. 
vom 29. 3. 1915. 

63. Wolcke, Alfr., Poſtinſpektor in Bonn. — Der Schutz des Brief- und Telegraphengeheim⸗ 
niſſes im Poſt⸗ und Telegraphenverkehr. — Borna (Bz. Leipzig) 1905, R. Noske. Roſtock 
(Mecklb.), Jur. Diff. vom 10. 5. 1905. 

64 irchholtes, Joh., Refe rendar. — Briefſchutz und Briefgeheimnis nach geltendem Reichs⸗ 
recht. Eine öffentlich- rechtliche Studie. — Borna (Bz. Leipzig) 1908, R. Noske. Leipzig, 
Jur. Diſſ. vom 7. 11. 1908. 

65. Gerhard, Eug., Rechtspraktikant aus Renchen. — Der ſtrafrechtliche Schutz des Briefes, 
dogmatiſch und rechts vergleichend dargeſtellt. — Karlsruhe (Baden) 1905, G. Braun. 
Freiburg (Breisgau), Rechts- und ſtaatswiſſ. Diſſ von 1905. 

Plaut, Bernd. — Die Verletzung des Briefſchutzes durch 1 ($ 299 RStrGB.). — 
Berlin 1911, Kuhz. 5 Jur. Diſſ. vom 28. 3. 1 

67. uveke, Heinr., Referendar a. D. — Die unbefugte Beröfentichung von Briefen. — Borna 
(Bz. Leipzig) 1912, R. Nose. Breslau, Jur. Diſſ. vom 5. 9. 1912. 

68. Tillmanns, Kurt, bacc. jur. aus Opladen. — Das Eröffnen fremder Briefe nach 0 
Strafrecht (Beiträge zur Verletzung des Briefgeheimniſſes). — Berlin 1905, W. Pilz. 
Leipzig, Jur. Diſſ. vom 28. 7. 1905. 

69. Neubauer, Ernſt. — Die unbefugte „ des $ 299 R StB. — Würzburg 
1911, Beder. Würzburg, Jur. Diſſ. vom 6. 3. 19 

70. Arnold, Gerh., Referendar in Leipzig. — Die 1 Eröffnung des Urkundenver: 
baue 905 299 RStrGB.). — Leipzig 1907, O. Wigand. Leipzig, Jur. Diff. vom 

6. 3. 190 

71. Endevort, Kurt von, Referendar. — Die Briefſperre im öffentlichen Recht Preußens und 
des Dentſchen Reichs. — Greifswald 1902, J. Abel. Greifswald, Jur. Diſſ. vom 
2. 12. 1902. 

Siehe auch Nr. 21. 


VII. Strafrecht. 


72. Brauſewetter, Curt, Referendar. — Bemerkungen zu § 27 Nr. 3 des Poſtgeſetzes und 
zu den 88 263, 276, 364 und 47 bis 49 RStrB. in Anknüpfung an einen Rechts 
fall. — Berlin 1893, W. Moeſer. Roſtotk (Mecklb.), Jur. Diff. vom 7. 9. 1893. 
73. Heſſel, Alw., bacc. jur., Referendar. — Die Amtsdelikte der Poft- und Telegraphenbeamten 
gegen den Vor. und Telegraphenverkehr. — Borna (Bz. Leipzig) 1913, R. Noske. 
Leipzig, Jur. Diſſ. vom 21. 7. 1913. 


82. 


92. 
93. 


94. 
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Hauptmann, Rud., Referendar in Stade. — Die Hinderung und die Gefährdung des 
Telegraphenbetriebs (§ 317 bis 320 RStrGB.). — Ohne Ortsangabe (1914). 
Roſtock (Mecklb.), Jur. Diff. vom 30. 7. 1914. 

Lautenbach. Max, Referendar aus Halberſtadt. — Die Strafbarkeit der Beſchadigung 
unterſeeiſcher Telegraphenkabel auf hoher See. — Halberſtadt 1889, L. Koch. Halle 
(Saale), Jur. Diſſ. vom 23. 11. 1889. 

Bauer, Heinz, Rechtspraktikant. — Die telegraphiſche Depeſche als Gegenſtand der Urkunden⸗ 
fälſchung im deutſchen Strafrecht. — Borna (Bz. Leipzig) 1907, R. Noske. Heidelberg, 
Jur. Diſſ. vom 31. 1. 1907. 

Siehe auch Nr. 96 ſowie VI. 


VIII. Poſtanweiſungen. 


Loewi, Rud., Rechtsprattifant in Fürth. — Die Poſtanweiſung. — Juͤrth 1891, 
A. Schroeder. Erlangen, Jur. Diff. von 1891. 


Wuthena u, Kurt, Referendar. — Über die Poſtanweiſung. — Halle (Saale) 1916, John. 


nz Jar Diſſ. vom 16. 10. 1916. 


Zetzſche, H. H., Referendar. — Die Übermittlung von Geldbetraͤgen durch Poſtanweiſung. — 
Borna 85. Leipzig) 1908, R. Noske. Leipzig, Jur. Diff. vom 17. 12. 1908. 

Wimmer, Theod., Bamberg. — Das Recht der Poſtanweiſung — Bamberg 1908, 
W. Gärtner. Wurzburg, Jur. Diſſ. vom 31. 1. 1908. 

Redecker, Helm., Poſtinſpektor. — Zum Rechte der Poſtanweiſung. — Berlin 1908, 


Schmidt. Roſtock (Mecklb.), Jur. Diſſ. vom 20. 12. 1908. 

Freund, Heinr., Referendar. — Beiträge zum Rechte der Poſtanweiſung. — Breslau 1913, 
Breslauer Genoſſenſchafts⸗Buchdruckerei. Breslau, Jur. Diſſ. vom 4. 2. 1913. 

Wolff, Karl, Rechtspraktikant aus München. — Die rechtliche Natur des Poſtanweiſungs- 
geſchäfts. — München 1892, J. Gotteswinter. Erlangen, Jur. Diſſ. von 1892. 

Merten, C. F., Referendar. — Die rechtliche Natur der Poſtanweiſung. — Greifswald 1895, 
J Abel. Greifswald, Jur. Diſſ. Dan 1895. 


Kieſſelbach, G. A., Referendar. — Die rechtliche Natur der Poſtanweiſung. — Erlangen 
1896, F. Junge. Erlangen, Jur. Sir von 1896. 
Irieg, Ir. — Die rechtliche Konftruftion der Poſtanweiſung. — Dortmund 1897, 


W. Crüwell. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 28. 9. 1897. 

Stegner, Max, Gerichtsreferendar in Halle (Saale). — Die rechtliche Natur des Poſt— 
anweiſungsgeſchäfts nach geltendem Recht. Insbeſondere Erörterung der Frage, ob der 
Poſtverwaltung die Befugnis zuſteht, die auf gefälſchte Poſtanweiſungen ausgezahlten 
Beträge vom Empfänger wiedererſtattet zu verlangen. — Halle (Saale) 1902, C. A. Käm- 
merer & Co. Leipzig, Jur. Diſſ. von 1902. 

Loewe, Mart., Referendar beim Landgericht in Gleiwitz. — Die juriſtiſche Natur der Poſt⸗ 
anweisung. — Gteiwitz 1906, Neumann. Breslau, Jur. Diff. vom 9. 6. 1906. 

Bourgon, P., Referendar. — Die rechtliche Natur der Poſtanweiſung. — Borna (Bz. 
Leipzig) 1914, R. Noske. Straßburg (Elſ.), Rechts- und ſtaatswiſſ. Diſſ. vom 4. 3. 1914. 

Deppe, Carl, Referendar. — Die rechtliche Natur der Poſtanweiſung. — Hannover 1914, 
Jürgens. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 3. 7. 1914. 

Bellers heim, Mar, Frhr. von. — Der Anſpruch der Poſtverwaltung auf Rückforderung 
des auf Grund einer Poſtanweiſung ausgezahlten Betrags, falls dieſer nicht eingezahlt 
ift. — Darmſtadt 1906, C. W. Leske. Marburg (Bz. Caſſel), Jur. Diſſ. vom 21. 4. 1906. 

Wablert, Hub. — Iſt die Poſtverwaltung berechtigt, vom Empfänger einer Poſtanweiſung 
den gezahlten Betrag zuruckzufordern, wenn eine entſprechende Einzahlung nicht ſtatige⸗ 
funden hat? — Burgſteinfurt 1913, Brood. Heidelberg, Jur. Diſſ. vom 27. 4. 1914. 

Heine, Hans, Referendar. — Der Eigentumserwerb an dem auf eine Poſtanweiſung aus⸗ 
gezahlten Gelde. — Borna (Bz. Leipzig) 1906, R. Noske. Roſtock (Mecklb.), Jur. Diſſ. 
vom 10. 8. 1906. 

Faßbender, Jul., Gerichtsreferendar aus Remagen. — Hat der Adreſſat einer Poſtanweiſung 
gemäß den die Reichspoſt betreffenden Spezialvorſchriften in Verbindung mit dem ſubſidiär 
in Betracht kommenden Bürgerlichen Rechte einen Rechtsanſpruch auf Aushändigung der 
Poſtanweiſungsſumme? — Borna (Bz. Leipzig) 1903, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. 
von 1903. 

Schumann, Hugo, Referendar. — Die Pfändbarkeit der Poſtanweiſungsbeträge. — Borna 
(Bz. Leipzig) 1909, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 6. 2. 1909. 

Davidſohn, Ludw., Liegnitz, Referendar beim Amtsgericht in Mittelwalde (Schleſ.). — 
Urkundendelikte an Poſtanweiſungen. — Breslau 1900, Schletter. Gießen, Jur. Diſſ. 
von 1900. 

Siehe auch Nr. 27 und 103. 
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112. 
113. 


116. 
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IX. Poſtaufträge und Nachnahmen. 


Junghans, Karl, bacc. jur., Referendar. — Die a Natur der Geldeinziehungs⸗ 
gefchäfte der Reichspoſt. — Borna (Bz. Leipzig) 1910, R. Noske. Leipzig, Jur. Difl. 
vom 1. 11. 1910 


Meyer, Herm. — Der Poſtauftrag nach Reichsrecht. — Rudolſtadt 1914, Mitzlaff. Er⸗ 


langen, Jur. Diſſ. vom 29. 7. 1914. 
Müller, Paul, ſtud. jur. — Die Poſtnachnahme 10 5 — Borna (Bz. Leipzig) 
1917, R. Noske. Leipzig, Jur. Diff. vom 31. 8. 1 
Siehe auch Nr. 55, 115 535 116 


X. Poſtſcheckweſen. 

Lünsmann, Carl, Poſtinſpektor in Straßburg (Elſ.). — Der Giro- und Scheckverkehr und 
die Frage feiner Organiſation durch die deutſche Poſt. — Straßburg (Elſ.) 1908, Straf. 
burger Druckerei und Verlagsanſtalt. Straßburg (Elſ.), Rechts. und ſtaatswiſſ. Diff. 
vom 22. 2. 1908. 

Schill, Ed., Poſtexpeditor I. Kl. aus Bolanden (Pfalz.). — Der Poſtſcheck nach dem Ent · 
wurfe der deutſchen Poſtſcheckordnung vom Jahre 1899 und, dem all vom 
30. 3. 1900. — München 1901, Wild. Erlangen, Phil. Diff. vom 17. 7. 101. 

Senftleben, Paul. — Der deutſche Poſtſcheckverkehr, fein Weſen und feine Bedeutung. 
— Borna (Bz. Leipzig) 1912, R. Noske. Erlangen, Phil. Diſſ. vom 21 9. 1912. 

Bröſamlen, Herm. — Der deutſche Poſtuͤberweiſungs, und Scheckverkehr mit beſonderer 
Berückſichtigung der württembergiſchen Verhältniſſe. — Tübingen 1913, Weil. Tübingen, 
Staatswiſſ. Diſſ. vom 8. 1. 1914. 

Ziegler, Erh., gepr. Rechtspraktikant. — Der Poſtſcheck in Deutſchland und in der Schweiz. 
— München 1912, Krämer. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 26. 7. 1912. 

Wollenzien, Wilh., Referendar im Bezirk des Kammergerichts. — Der Poſtſcheck im 
Deutſchen Reiche, in Oſterreich und in der Schweiz. — Warſchau 1917, Deutſche Staats- 
druckerei. Breslau, Jur. Diſſ. vom 12. 11. 1917. 

Beſold, Fr., Rechtspraktikant. — Der öſterreichiſche Poſtſcheck. — Erlangen 1909, Junge. 
Erlangen. Jur. Diſſ. vom 10. 3. 1909. 

Schubert, Alfr., Ober⸗Poſtpraktikant. — Poſtſcheck und Poſtſcheckvertrag nach dem Scheck- 
geſetz vom 11. 3. 1908 und nach der Poſtſcheckordnung vom 6. 11. 1908. — Borna 
(Bz. Leipzig) 1909, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 29. 9. 1909. 

Haſenpatt, Carl. — Die rechtliche Natur des Poſtſchecks nach dem Entwurf einer Poſt— 
ſcheckordnung. — Berlin 1901, Stuhr. Roſtock (Mecklb.), Jur. Diſſ. vom 30. 7. 1901. 

Haas, O. Ph. — Die Pech en Grundlagen des Poſtſcheckverkehrs. — Würzburg 1910, 
Becker. Würzburg, Jur. Diſſ. vom 20. 9. 1910. 

Reimers, Job., Referendar. — Haftung und Regreß beim Scheck. — Borna (Bz. Leipzig) 
1910, N. Noste. Breslau, Jur. Diſſ. vom 17. 2. 1910. 


XI. Poſtzeitungsvertrieb. 


Heß, M. A., Referendar. — Das Zeitungsbeförderungsgeſchäft der deutſchen Poſt unter 
beſonderer Berückſichtigung des Zeitungsvertriebs. — Leipzig 1915, Leiner. Leipzig, Jur. 
Diſſ. vom 23. 12. 1915. 

Tomforde, Hans, Referendar. — Das poſtaliſche Zeitungsabonnement in ſeiner rechtlichen 
Bedeutung. — Neumünſter 1911, Hieronymus. Heidelberg, Jur. Diſſ. vom 18. 12. 1911. 

Liebernickel, Wold., Referendar. — Die Rechtsverhältniſſe beim Poſtzeitungs vertrieb. — 
Son 25 Leipzig) 1914, in Kommiſſion bei R. Noske. Leipzig, Jur. Diff. vom 

3. 1914. 
Siehe auch Nr. 6, 145 und 146. 


XII. Haftung der Verwaltung. 


Wirſing, J. I., Rechtspraktikant zu Würzburg. — Die zivilrechtliche Haſtung der Poſt. — 
Würzburg 1892, Gnad & Co. Erlangen, Jur. Diff. von 1892. 

Levy, Louis, Referendar. — Die Betriebshaftung der Poſt für den Schaden aus unter- 
bliebener Einziehung von Nachnahmebeträgen (zu $ 19, VIa der Poſtordnung für das 
Deutſche Reich). — Hamburg 1914, Ackermann & Wolff. Sießen, Jur. Diſſ. vom 
11. 11. 1914. 

Schneider, Bernh., Ober⸗Poſtpraktikant. — Die Haftung der Poſtverwaltung und ihrer 
en. 19105 Poſtproteſt. — Potsdam 1910, Vereinsdruckerei. Erlangen, Jur. Diſſ. 
vom 191 
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Nowag, Arth., Referendar beim Amtsgericht zu Herruſtadt. — Die Haftung für unrichtige 
Zuſtellung durch den Poſtboten. — Borna (Bz. Leipzig) 1905, R. Noske. Breslau, 
Jur. Diſſ. vom 30. 4. 1903. 


Becker, Hugo, Gerichtsaſſeſſor. — Die Haftung für unrichtige Juſtellung durch den Boft- 


boten. — Borna (Bz. Leipzig) 1911, R. Noske. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 3. 2. 1911 

Entſch, Alb., e a. D. — Haftet der Staat für Verſehen der Gerichts- 
vollzieher? — Deſſau 1907, Franke. Heidelberg, Jur. Diff. von 1908. 

Grochtmann, Hub. — Die Haftung des preußiſchen Staates für die Gerichtsvollzieher. — 
Berlin-Wilmersdorf 1912, Wilmersdorfer Zeitung. Göttingen, Jur. Diſſ. vom 18. 5. 1912. 

Raabe, C. H., Referendar. — Die Haftung für Verſchulden der Beamten nach dem preußi- 
ſchen Geſetz vom 1. Auguſt 1909. — Greifswald 1912, Abel. Greifswald, Jur. Din 
vom 11.5.1912. 

Piloty, Rob. — Die Haftung des Staates für rechtswidrige Handlungen und Unterlaſſungen 
der Beamten bei Ausübung ſtaatlicher Hoheitsrechte. — München 1888, Knorr & Hirth. 
Münden, Jur. Diſſ. von 1888. 

Schmückle, G., Referendar am mürtt. Amtsgericht Eßlingen (Neckar). — Die Haftung der 
öffentlich- rechtlichen Körperſchaften gemäß BGB. § 89 und 31 in Verbindung mit 
Artikel 77 Einf. Geſ. zum BGB. nach dem Standpunkt des Reichsgerichts. — Eßlingen 
1907, Bechtle. Heidelberg, Jur. Diſſ. vom 20. 3. 1907. 

Bruns: „Wüſte efeld, Reinbard, Referendar in Berlin. — Die Haftung der juriſtiſchen 
Perſonen des öffentlichen Rechts nach § 89 Abſ. 1 des BGB. — Roſtock (Medib.). 
1908, Adlers Erben. Roſtock (Mecklb.), Jur. Diſſ. vom 25. 5. 1908. 

Benjamin, Ir — Die Haftung des Staates aus dem Verſchulden ſeiner Organe nach 
Voͤlkerrecht. — Breslau 1909, Fleiſchmann. Heidelberg, Jur. Diſſ. vom 4. 11. 1909. 

Scheel, Karl. — Weſen und Beiſpiele der juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts 
und Haftung derſelben nach 8 89 Abſ. 1 des BGB., als Anhang: Der gegenwärtige 
Rechtszuſtand im Deutſchen Reiche gemäß Artikel 77 Einf. Geſ. zum BGB. — Hamburg 
1909. Heidelberg, Jur. Diſſ. vom 18. 10 1909. 

Iber, Hans, Referendar. — Die Haftung der Schutzgebiete für ihre Beamten. — Caſſel 
1911, Weber & Weidemeyer. Marburg (Bz. Caſſel), Jur. Diſſ. vom 18. 7. 1911. 


7a. Engelman n, Karl, Referendar. — Die Haftung des Staates und anderer Verbände für 


129. 
130. 
131. 
132. 


133. 


134. 
135. 
136. 


Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt unter beſon— 

derer Berückſichtigung des preußiſchen Geſetzes vom 1. Auguſt 1909 (Gef. Samml. S. 691). — 

Borna (Bz. Leipzig) 1910, R. Noske. Marburg (Bz. Caſſel), Jur. Diſſ. vom 28. 7. 1910. 
Siehe auch Nr. 110, 131 und 133. 


XIII. Haftung der Beamten. 


Wagner, Wilh., aus Caſſel, Poſtinſpektor in Berlin — Die Haftung des Poſtbeanten 
Dritten gegenüber wegen Verletzung der Amtspflicht. — Roſtock (Mecklb.) 1908, C. Hinſtorff. 
Göttingen, Jur. Diſſ. vom 3. 7. 1908. 

Reichert, delig, Poſtaſſeſſor. — Die zivilrechtliche Haftung der Poſt, und Telegraphen— 
beamten.— Tübingen 1909, H. Laupp (aus Archiv für öffentliches Recht«, Bd. 25, 
Heft 2). Tübingen, Jur. Sin. vom 5. 6. 1909. 

Frieſe, Hans, Kammergerichtsreferendar. — Die Haftpflicht der Gerichtsvollzieher für Ver- 
ſchulden in Ausübung ihres Berufs unter beſonderer Berückſichtigung des preußiſchen 
Rechts. — Berlin 1909, Hermann. Erlangen, Jur. Diff. vom 31. 1. 1910. 

Reiner, Hans, Nechtspraktikant aus Nördlingen. — Die Schadenserſatzpflicht des Beamten 
und des Staates nach dem BGB., ſeinen Nebengeſetzen und dem bayriſchen Ausf. Geſ. zum 
BGB. — Würzburg 1904, Dreſcher & Reicherdt. Würzburg, Jur. Diſſ. vom 21. 12. 1904. 

Siegel, Paul, Referendar beim Landgericht zu Hannover. — Die Schadenserſatzpflicht der 
Beamten aus rechtswidrigen Amtshandlungen. — ee 1904, Keyßner. Göttingen, 
Jur. Diſſ. vom 22. 11. 1904. 

Schellhorn, Joh. R. von, aus München, Rechtspraktitant am Landgericht zu Memmingen. 
— Die zivilrechtliche Haftung der Beamten und des Staates, der Gemeinden und anderer 
Kommunalverbände für den von Beamten in rechtswidriger Ausübung anvertrauter öffent: 
licher Gewalt einem Dritten zugefügten Schaden nach deutſchem Reichs, und bayriſchem 
Landesrecht. — München 1906, J. Schweitzer. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 4. 10. 1906. 

Drouven, Max, Referendar aus Aachen — Die Beamtenhaftung nach § 839 BGB. — 
Borna (B;. Leipzig) 1907, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 11. 10. 1907. 

Kirbach, bacc. jur, Referendar in Leipzig. — Die Haftung des Beamten nach BGB. 
9839. — Borna (Bz. Leipzig) 1907, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 10. 4. 1907. 

Wieland, W. — Die zivilrechtliche Haftung des Beamten in ihrer hiſtoriſchen Entwicklung, 
insbeſondere die heutige Haftung des Beamten und des Staates für ſeine Beamten in 
Preußen und im Reich. — Borna (Bz. Leipzig) 1911, R. Noske. Heidelberg, Jur. Diſſ. 
vom 12. 7. 1911. 
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139. 


140. 


141. 


142. 


153. 


154. 
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Engel, Leo. — Die Beamtenhaftpflicht nach S 839 BGB. — Berlin 1913, Ebering. 
Wurzburg, Rechts, und ſtaatswiſſ. Diſſ. vom 13. 3. 1913. 

Hanke, Carl, Ober-Poſtpraktikant. — Die Haftung der nichtrichterlichen Reichsbeamten 
gegenüber dem Reiche wegen Verletzung ihrer Amtspflicht. — Gräfenhainichen 1913, 
Schulze. Vollſtändig als Abhandlungen aus dem Staats- und Verwaltungsrecht 
Leipzig, Jur. Diſſ. vom 15. 7. 1913. 

Blumſtengel, Carl, Referendar, Annaberg. — Haftung wegen Verletzung der einem Beamten 
einem Dritten gegenüber obliegenden Amtspflicht nach 8839 BGB. — Borna (Bz. 
Leipzig) 1915, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 14. 4. 1915. 

Mogk, Paul, bare: jur., Referendar. — Die Ausnahmebeſtimmung des $ 839 Abſ. 2 
BGB. und ihr Anwendungsgebiet. — Borna (Bz. Leipzig) 1910, R. Noske. Leipzig, 
Jur. Diſſ. vom 5. 3. 1910. 

Ludwigs, Kurt, Rechtspraktikant. — Das Verhältnis der Beamtenhaftung ($ 839) zur 
allgemeinen Delittehaftung ($ 823, 826) im BGB. — Heidelberg 1910, Rößler & Herbert. 
Heidelberg, Jur. Diſſ. vom 21. 7. 1910. 

Wiebels, Carl, Gerichtsreferendar. — Das Verhältnis der Beamtenhaftung zur allgemeinen 
Deliktshaftung. — Düjjeldorf 1912, Hoch. Heidelberg, Jur. Diſſ. vom 29. 7. 1912. 

Siehe auch Nr. 110. 


XIV. Tarifweſen, Finanzwirtſchaft. 0 

Haaß, Fr., Ober⸗Poſtſekretär. — Die Poſt und der Charakter ihrer Einkünfte. Mit einem 
Anhang: Die Pakerpoſt. — Stuttgart 1890, J. B. Metzler. Tübingen, Staatswiſſ. 
Diſſ. von 1890. 

Schmidt, Arth., Poſtinſpektor in Dresden. — Die wichtigſten Tarife der deutſchen Reichs. 
Poftvernaltung — Dresden 1903, Lehmann. Leipzig, Phil. Diff. von 1903. 

Pönitz, W., aus Frankenberg (Sachen) — Der deutſche Poſtzeitungstarif nach dem Geſetz 
vom 20. Dezember 1899. — Frankenberg (Sachſen) 1904, Roßberg. Tübingen, Staatswiſſ. 
Diſſ. von 1904. 

Portaſzewicz, Karl, Vize-Poſtdirektor. — Der deutſche Poſtzeitungsgebührentarif. 
Königsberg (Pr.) 1914, Quatz. Königsberg (Pr.), Phil. Diſſ. vom 295 4. 1914 

Köhler, Raim., Ober⸗ Poſprattitant in Leipzig. — Die Reiche ⸗Poſt- und Telegraphentarife 
in ihren rechtlichen Formen. — Berlin 1907, Reichsdruckerei. Heidelberg, Phil. Diſſ. 
vom 17. 2. 1908. N 

Heidecker, Hugo, Ober-Poſtpraktikant. — Der Telegraphentarif für den inneren Verkehr 
im Reichs⸗Telegraphengebiet. Eine finanzpolitiſche Studie. — Wilhelmshaven 1910, 
Süß. Freiburg (Breisgau), Rechts, und ſtaatswiſſ. Diff. von 1911. 

Wittiber, Hugo. — Tarifweſen und Tarifpolitik im Fernſprechverkehr von Ort zu Ort 
unter beſonderer Berückſichtigung der deutſchen Verhältniſſe. — Stuttgart 1915, Union. 
Würzburg, Rechts, und ſtaatswiſſ. Diſſ. vom 8. 3. 1915. 

„Günther, Erw., Ober- Poſtpraktikant.— Über die Grundlagen, die Entwicklung und die zweck⸗ 
mäßige Geſtaltung der europäiſchen Fernſprechgebührentarife. — Halle (Saale) 1909, 
Lippert⸗Naumburg. (Erſchien vollſtändig unter dem Titel „Die europäiſchen Fernſprech⸗ 
gebührentarife- als »Sammlung nationalöfonomifcher und ſtatiſtiſcher Abhandlungen des 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminars zu Halle«, Bd. 61, 1910.) Halle (Saale), Phil. Diſſ. 
vom 21. 12. 1909. ä 

Nickau, Map, Poſtinſpektor. — Der Wettbewerb in der Kleingüterbeförderung innerhalb 
des Reichs⸗Poſtgebiets und die Weiterbildung der Tarife, vornehmlich des Poſtpaket- 
tarifs. — Würzburg 1909, Becker. Würzburg, Phil. Diſſ. vom 28. 8. 1909. 

Toberg, Frz. — Entwicklung, Umfang und wirtſchaftliche Bedeutung der Porto- und Ge— 
bührenfreiheiten, Portovergünſtigungen und des Portoablöſungsverfahrens im deutſchen 
Poſt⸗ und Telegraphenverkehr. — Halle (Saale) 1910, Kämmerer. Halle (Saale), Phil. 
Diſſ. vom 4. 8. 1910. 

Fuhrmann, Otto. — Die Bedeutung des kokalen Nachrichtenverkehrs für das wirtſchaftliche 
Leben unter beſonderer Berückſichtigung des Telephonweſens im Reichs⸗Poſtgebiet. — 
Berlin 1909, Ebering. Berlin, Phil. Diſſ. vom 14. 8. 1909. 

Ullrich, Paul, Ober: Poſtpraktikant. — Die Finanzen der Reichs-Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung (Die Poſtfinanzen). — Stettin 1909, Graßmann. Münſter (Weſtf.), Rechts ⸗ 
und ſtaatswiſſ. Diſſ. vom 6. 3. 1909. 

Raduſch, Ad., Ober⸗Poſtpraktikant. — Zur Beurteilung der Höhe der Poſtüberſchüſſe und 
ihrer Verwendung. — Breslau 1913, Fleiſchmann. Vollſtändig im Finanzarchiv, Jahrg. 30, 
Bd. 2. Breslau, Phil. Diſſ. vom 13. 3. 1913. 

Bruſt, Karl, Poſtdirektor. — Die Urſachen der größeren oder geringeren Reineinnahmen 
der deutſchen, britiſchen und ruſſiſchen Poſt. und Telegraphenverwaltungen in den 
Jahren 1901 bis 1910. — Leipzig 1916, Brandſtetter. Berlin, Phil. Diſſ. vom 14. 7.1916. 
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Boegler, Ant. — Die finanziellen Ergebniſſe der bayriſchen Poſt, und Telegraphenver- 
1 85 Würzburg 1913, Boegler. Würzburg, Rechts, und ſtaatswiſſ. Diſſ. vom 
16. 4. 1913. 

Wetzel, Joſ., Finanzaſſeſſor. — Das Poftübereinfommen zwiſchen dem Reiche und Württem- 
5 Jahre 1901. — Tübingen 1909, Kirſchmer. Tübingen, Staatswiſſ. Diſſ. vom 
22 19009. 

Poppe, Fr., Ober⸗Poſtpraktikant. — Die finanziellen Beziehungen zwiſchen Poſt und Eifen. 
bahnen in Deutichland. — Halle (Saale) 1911, Fiſcher⸗Gera. (Vollſtändig bei Butt. 
kammer & Mühlbrecht, Berlin.) Halle (Saale), Phil. Diſſ. vom 29. 5. 1911. 

Zipſe, Wilh. — Die Anleihen der deutſchen Reichspoſt und der preußiſchen Eiſenbahn als 
Beiſpiele privatwirtſchaftlicher Staatsanleihen. — Berlin 1911, G. Schade. Berlin, 
Phil. Diſſ. vom 25. 2 1911. 

Siehe auch Nr. 9, 210 und 212. 


XV. Volkswirtſchaft im allgemeinen. 


Hammer, Osw., Ober⸗Poſtpraktikant. — Die deutſche Poſt als Vermittlerin von Waren⸗ 
1 — Leipzig 1910, Hiiſchfeld. Freiburg (Breisgau), Rechts- und ſtaatswiſſ. Diff. 
von 1911. 

Wolter, Hans. — Die Poſt im Dienſte des nationalen Zahlungs- und Kreditverkehrs. — 
Erlangen 1910, Junge. Erlangen, Phil. Diſſ. vom 15. 4. 1910. 

Zwillenberg, Hugo, Referendar. — Inwiefern wird durch Hingabe und Annahme von 
Banknoten, Reichskaſſenſcheinen, Zinsſcheinen (Kupons) und Briefmarken eine Geldſchuld 
getilgt? Ein Beitrag zur Lehre von der Zahlung. — Borna (Bz. Leipzig) 1912, 
R. Noske. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 22. 1. 1913. 

Vocke, Fr. L. — Die Entwicklung des Nachrichten Schnellverkebrs und das Straßenweſen. 
— Heidelberg 1917, Rößler & Herbert. Heidelberg, Phil. Diſſ. vom 1. 4. 1917. 

Schittly, Carl, aus e (Rhid). — Die bayriſchen Motorpoſten. — Elberfeld 1915, 
Wuppertaler Druckerei. Würzburg, Rechts. und ſtaatswiſſ. Diff. vom 27. 12. 1915. 

Jaenſch, G., Ober Poſtpraktikant in Berlin. — Die deutſchen Dampferſubventionen, ihre 
Entſtehung, Begründung und ihre volkswirtſchaftlichen Wirkungen. — Berlin 1907, 
F. A. Günther & Sohn. Heidelberg, Phil. Diſſ. vom 28. 2. 1907. 

Riepenhauſen, C. A. von, Leutnant, Madrid. — Das deutſche Brieftaubenrecht mit Be 
ruͤckſichtigung der N Geſetzgebung. — Greifswald 1900, J. Abel. Greifswald, 
Jur. Diſſ. vom 5. 12. 19 

Hahne, Hans, Referendar, 8 — Der Fund in den Geſchaͤftsräumen oder den Be 
förderungsmitteln einer öffentlichen Behörde oder einer dem öffentlichen Verkehr dienenden 
Verkehrsanſtalt, nach dem Rechte des Bürgerlichen Geſetzeuchs für das Deutſche Reich. 
— Borna (Bz. Leipzig) 1907, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 21. 1. 1907. 

Siehe auch Nr. 202 a. 


XVI. Sozialpolitik. 


Kleemann, G. H. K. — Die Sozialpolitik der Reichs⸗Poſt« und Telegraphenverwaltung 
gegenüber ihren Beamten, Unterbeamten und Arbeitern. — Jena 1914, Fiſcher. (Voll⸗ 
ſtaͤndig als „Abhandlungen des »vu; Seminars zu Jenaa, Bd. 14, 
Heft 1.) Jena, Phil. Diff. vom 24. 2. 1914 

Kerſchkamp, W., Ober-Poſtpraktikant. — Die Arbeiterfrage im Bereiche der deutſchen 
Reichs Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. — Halle (Saale) 1912, Bagel⸗Düſſeldorf. 

Halle ale Phil. Diſſ. vom 21. 8. 1912. 

Schulz, Carl. — Entwicklung der Krankenverſicherung bei der Reichs-Poſt- und Telegraphen⸗ 
verwaltung. — Gießen 1913, Brühl. Gießen, Phil. Diſſ. vom 28. 2. 1913. 

Finſter, Curt, Poſtinſpektor. — Die deutſche Reichspoſt i im Dienſte der Arbeiterverſicherung. 
— Berlin 1905, Denter & Nicolas. Heidelberg, Phil. Diff. vom 17. 6. 1905. 

Hagemann, Alfr., Telegraphendirektor. — Über die Benutzung poſtaliſcher Einrichtungen 
zum Zwecke der Volks verſicherung in England und Deutſchland. — Gießen 1910, Brühl. 
Gießen, Phil. Diſſ. vom 18. 5. 1910. 

Heidemann, Paul, Treptow (Rega), Poſtinſpektor in Halle (Saale). — Zur Entwicklung 
des deutſchen Sparkaſſenweſens unter beſonderer Berückſichtigung der Poſt-Sparkaſſenfrage. 
— Halle (Saale) 1907, C. A. Kämmerer & Co. Heidelberg, Phil. Diſſ. vom 20. 8. 1907. 

Heber, Fr. — Die Poſtſparkaſſen als Volks. und Staatsbanken. — Tübingen 1908, 
H. Laupp. e auch als nt für die geſamte Staatswiſſenſchaft«, Erg. Seit 27. 
Leipzig, Pyil. Diſſ. vom 3. 9. 1908 

Braun, Fru, Ober⸗Poſtpraktikant. — „Die Frau im Staatsdienſt«, dargeſtellt an den 
Verhaͤltniſſen bei der Reichs. Poſt. und e — Berlin 1912, G. Schade. 
Wurzburg, Phil. Diſſ. vom 1. 7. 1912 
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176. Wagner, Dat. — Die Frau im Dienſte der Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung. — 
Halle (Saale) 1913, auch bei Teubner, Leipzig. Halle (Saale), Phil. Diſſ. vom 8. 5. 1913. 
Siehe auch Nr. 161. 


XVII. Geſchichte. 


177. Görs, G., Ober⸗Poſtpraktikant in Berlin. — Thurn und Tapisſches Poſtweſen, fein Regal 
und die Urſachen der Verleihung des Regals. — Roſtock (Mecklb.) 1907, C. Hinſtorff. 
Münſter (Weſti.), Rechts- und ſtaatswiſſ. Diſſ. vom 18. 10. 1907. 

178. Obmann, Fr., Mülheim (Ruhr). — Die Anfange des Poſtweſens und das Emporkommen 
der Tapis in Italien. — Bonn 1908, C. Georgi. (Vollſtaͤndig bei Duncker & Humblot, 
Leipzig). Bonn, Phil. Diſſ. vom 12. 8. 1908. 

179. Babendererde, Paul, Ober⸗Poſtpraktikant. — Nachrichtendienſt und Reiſeverkehr des 

Deurſchen Ordens um 1400. — Elbing 1913, Wernich. (Aus der »Altpreuß. Monats- 
ſchrifta, Bd. 50.) Königsberg (Pr.), Pbil. Diff. vom 21. 1. 1913. 

180. Bernhardt, Heinr. — Zur Entwicklung des Poſtweſens in Braunfchweig-Tüneburg, vor: 
nehmlich der jüngeren Linie Calenberg-Celle. — Hannover 1911, Geibel. Münſter (Weſtf.), 
Phil. Diſſ. vom 7. 2. 1912. 

181. Haaß, Heinr. — Das heſſiſche Poſtweſen bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts. — 
Marburg (Bz. Caſſel) 1910, Schönhoven in Caſſel. (Aus der »Zeitfchrift des Vereins 
für heſſiſche 9% und Landeskunde, Bd. 44.) Marburg (Bz. Caſſel), Phil. Diſſ. 
vom 31. 5. 19 

182. Groſſe, Rud., 1 — Das Poſtweſen in der Kurpfalz im 17. und 18. Jahrhundert. — 
Tübingen 1902, H. Laupp. Heidelberg, Phil. Diſſ. von 1902. 

183. Renſing, Frz. J. — Geſchichte des Poſtweſens im Fürſtbistum Münſter. — Hildesheim 
1909, Laß. (Erſchien auch als „Beiträge für die Geſchichte Niederſachſens und Weſt⸗ 
falensc.) Münſter (Weſtf.), Phil. Diff. vom 16. 11. 1909. 

Siehe auch Nr. 10, 136, 207 und 210. 


XVIII. Telegraphie und Fernſprechweſen. 


184 „Lange, Karl, Telegrapheninſpektor. — Das Wegerecht der Reichs⸗Telegraphenverwaltung 

. in ſtaatsrechtlicher Beziehung. — Würzburg 1914, Staudenraus. Würzburg, Rechts- 
und ſtaaiswiſſ. Diſſ. vom J. 4. 1914. 

185. Wiskott, E., Referendar beim Landgericht in Wiesbaden. — Die Urkundenqualität der 
Telegramme nach dem geltenden deutſchen Recht. — Borna (Bz. Leipzig) 1903, R. Noske. 
Leipzig, Jur. Diſſ. von 1903. 

186. Schiller, Th., Greifswald. — Die unrichtige Abermittlung von delegraphiſchen a 
— Roftod (Medib.) 1902, C. Hinſtorff. Roſtock (Mecklb.), Jur. Diff. vom 27. 6. 1902. 

187. Fraenkel, Gerh., Referendar am Landgericht Breslau. — Die unrichtige Erklärungsüber⸗ 
mittlung auf telegraphiſchem Wege. — Borna (Bz. Leipzig) 1908, R. Noske. Breslau, 
Jur. Diſſ. vom 18. 5. 1908. 

188. Leutke, Herm., Referendar. — Die unrichtige Übermittlung von telegraphiſchen Willens. 
erklärungen nach dem BGB., erläutert an einem Rechtsfall. — Borna (Bz. Leipzig) 
1909, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 16 12. 1909. 

189. Hochheim, Paul, Telegrapheninſpektor. — Unterſuchungen über die Beziehungen zwiſchen 
dem elektriſchen Schnellnachrichtenweſen und der Boͤrſe. — Wiehe (Bz. Halle, Saale), 
Kirſchbaum. Breslau, Phil. Diſſ. vom 17. 12. 1914. 

190— Jungblut, Joh., Referendar. — Das V•PV a — Greifswald 1916, 

2 Abel. Greifswald, Jur. Diſſ. vom 8. 12. 19 

191. Lubberger, Fr. — Die Anpaſſung der 5 an die Verkehrsſchwankungen. 
.— Berlin 1914, Springer. (Aus »Arbeiten aus dem elektrotechniſchen Inſtitut der 
techniſchen Hochſchule zu Karlsruhe [Baden] s.) Karlsruhe (Baden), Techn. Diſſ. von 1914. 

192. Spiecker, Fr., Dipl.-Ing — Die Abhängigkeit des erfolgreichen Fernſprechanrufs von 
der Anzahl der Verbindungsorgane. — Berlin 1913, Springer. (Im Buchhandel ebd.) 
Berlin, Techn. Diſſ. vom 11. 7. 1913. 

193. Boas, Aug., Ober-Boftinfpekior. — Staatsbetrieb oder Privatbetrieb im Fernſprechweſen. 
Eine ſtaatsrechtliche und volkswirtſchaftliche Studie. — Berlin 1912, Blankenſeldt. 
Freiburg (Breisgau), Rechts- und ſtaatswiſſ. Diſſ. von 1912. 

194. Münch, Rich., Referendar, Niederlahnſtein. — Die Nachrichtenübermittlung durch den Fern 
ſprecher nach deutſchem „ — Greifswald 1912, Ad ler. Marburg (Bz. Eaffel)- 
Jur Diſſ. vom 8. 11. 1912. 

195. Gieſecke, Carl, Referendar, Hannover. — Der Fernſprecher im Rechtsverkehr. — Borna 
(Bz. Leipzig) 1906, R. Noske. Leipzig, Jur. Diſſ. von 1906. 

196. Sokolowski, John, Kammer gerichtsreferendar — Willenserklärung mittels Fernſprechers und 
FJerndruckers. — Berlin 1908, Günther. Roſtock (Mecklb.), Jur. Diſſ. vom 15. 12. 1908. 
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197. Leeſer, Eug., Gerichtsreferendar. — Über die telephoniſche Vertragsannahme und ihre Ver- 
hinderung. — Dülmen 1909, Sievert. Leipzig, Jur. Diſſ. vom 3. 7. 1909. 

198. Philippi, Osk. — Über Vertragsſchluß durch Telephon. — Breslau 1896, E. Trewendt. 
Erlangen, Jur. Diſſ. von 1896. 

199. Bruhn, Otto, Dörphof. — Beiträge zur Lehre vom ee der Verträge. durch Telephon. — 
Borna (Bz. Leipzig) 1905, R. Noske. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 20. 2. 1905. 


200. Pagener, M., Referendar aus Epe. — Beitrag zur Lehre vom Vertragsſchluß unter 
beſonderer Berückſichtigung des Vertragsſchluſſes mittels Fernſprechers. — Borna (Bz. 
Leipzig) 1908, R. Noske. Heidelberg, Jur. Diſſ. von 1908. 

201. Reichau, Rud., Referendar, Kalkberge (Mark). — Der Vertragsſchluß durch Fernſprecher, 


insbeſondere beim Eintreten von Mittelsperſonen. — Berlin 1908. W. Pilz. Jena, Jur. 
Diſſ. vom 21. 1. 1908. 

202. Röper, Aug., Berlin. — Die Unterſeekabel. — Naumburg (Saale) 1909, Lippert. (Er- 
ſchien auch als »Wirtſchafts- und Verwaltungsſtudien mit beſonderer Berückſichtigung 
Bayerns.) Wurzburg, Jur. Diſſ. vom 24. 1. 1910. 

202 a. Roſcher, Max, Ober -Poſtpraktikant. — Die Kabel des Weltverkehrs, hauptſächlich in volks- 
wirtſchaftlicher Hinſicht. Abſchnitt 5: Organifation des Seekabelweſens. — Berlin 1911, 
5 & Mühlbrecht. (Vollſtändig im Buchhandel ebd.) Berlin, Phil. Diſſ. vom 
2. 1911. 

203. Schuſter, Ludw., Rechtspraktikant. — Landtelegraphen und unterſeeiſche Kabel im Krieg. — 

f Bamberg 1915, Gärtner. Erlangen, Jur. Diſſ. vom 27. 5. 1915. 

204. Kraemer, Br. — Die unterſeeiſchen Telegraphenkabel in Kriegszeiten. — Leipzig 1903, 
A. Deichert. Auch „Roſtocker rechtswiſſenſchaftliche Studien, Bd. 1, Heft 5. Roſtock 
(Mecklb.), Jur. Diſſ. vom 20. 8. 1903. 

205. Müller, Hans, Referendar. — Kabel und Seekriegsrecht. — Mülheim (Ruhr) 1911, Bagel. 


Wurzburg, Jur. Diſſ. vom 3. 4. 1911. 
20% Landsberg, Alfr., Gerichtsreferendar. — Die drabtloſe Telegraphie im deutfchen und 
internationalen Verkehrsrecht mit beſonderer Berückſichtigung des Internationalen Vertrags 


vom 3. 11. 1906. — Leipzig 1909, Hermann. (Erſchien auch als »Arbeiten aus dem 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Seminar der Univerſität Marburg«, Heft 9.) Marburg (Bz. Caſſel), 
Jur. Diſſ. vom 30. 8. 1909. 

Siehe auch Nr. 4, 74 bis 76, 148, 149 a, 163, 213 bis 215. 


XIX. Zwiſchenſtaatlicher Poſt⸗ und Telegraphenverkehr. 


207. Weithaſe, Hugo. — Die internationalen Poſtbeziebungen bis zum Zuſammentritt des 
Berner Poſtkongreſſes. — Straßburg (Elſ.) 1894, J. H. E. 3 (Erſchien vollſtändig 
1895 unter dem Titel »Geſchichte des Weltpoftvereinte, 2. Aufl.) Straßburg (EIf.), 
Rechts und ſaatswiſf. Diſſ von 1894. | 

208. Pagel, Alr., Referendar. — Der Weltpoſtvexein, feine Rechtsnatur, fein Zuſtandekommen 

5 und ſeine a ie Organiſation. — Greifswald 1914, Abel. Greifswald, Jur. Diſſ. 
vom 31. 12. 1914. 

209. Anderſch, Max, Poſtinſpektor. — Die Rechtsfellung der fremden, ins beſondere der deut— 
ſchen Poſtanſtalten in der Türkei, in China und Marokko. — Berlin 1912, v. Decker. 
Im ne ebd. unter dem Titel »Die deutſche Poſt in der Türkei.) Würzburg, 
Jur. Diſſ. vom 27. 6. 1912. . 

2 0 Stramm, Aug., Ober Poſtpraktikaut. — Hiſtoriſche, kritiſche und finanzpolitiſche Unter: 
ſuchungen über die Briefpoſtgebührenſätze des Weltpoſtvereins und ihre Grundlagen. — 
Halle (Saale) 1909, Kämmerer. Halle (Saale), Phil. Diſſ. vom 19. 11. 1909. 


211. Semmelroth, E. L., Poſtinſpektor. — Unterſuchungen über die Grundlagen und die Dr 
ganiſation des internationalen Zahlungsverkehrs der Poſt. — Gießen 1910, Brühl. 
Freiburg (Breisgau), Rechts- und ſtaatswiſſ. Diſſ. von 1910. 

212. Richter, Fr. J., Ober-Poſtpraktikant. — Geſchichtliche Entwicklung, Grundlagen und Ge⸗ 
bührenweſen der Vereins-Paketpoſt im Weltpoſtgebiet. — Berlin 1912, G. Schade. — 
Königsberg (Pr.), Phil. Diſſ vom 13. 12. 1912. 

213. Landois, Max Th. W. — Zur Lehre vom völkerrechtlichen Schutz der ſubmarinen Tele 
graphenkabel — e 1894, J. Abel. Greifswald, Jur. Diſſ. von 1894. 

214. Kauſen, Joſ. — Die Radiotelegraphie im Völkerrecht. — München 1909, Manz. (Er 
nn auch als Buch bei Lentner, München 1910.) Würzburg, Jur. Diſſ. vem 
20 12. 1909. 

215. Loewengard, Joſ M. — Die internationale Radiotelegraphie im internationalen Recht. — 


Berlin und Leipzig 1914, Rothſchild. Greifswald, Sur Diſſ. vom 20. 6. 1914. 
Siehe auch Nr. 125, 202 a und 206. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 


Archiv 
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Beiheft zum Amtsblatt des Reichspoſtminiſteriums 
Herausgegeben im Auftrage des Reichspoſtminiſteriums 


Nr. 3 | Berlin, März 1920 
. Eine däniſche Poſtordnung aus dem 17. Jahrhundert, S. 65 — Die engliſche Feldpoſt, 
71. — Ein Vorläufer des neuzeitlichen Füllfederhalters, S. 795. — Die politiſche Tages- 


ve, in Sachſen, S. 77. — Ein Urteil des Reichsdiſziplinarhofs zur Auslegung des § 78 RBG., 


Pe 1 N Das Betriebsergebnis auf den preußiſch-heſſiſchen Staatsbahnen im Rechnungs- 
jahr 1918, S. 80. — Die Herſtellung von Sprengſtoff aus Zucker, S. 81. — Die Stickſtoffwirtſchaft 
Deutſchlands im Kriege, S. 82. — Verbeſſerungen an Glühlampen, S. 82. — Eine neue Er⸗ 
findung im Schweißfach, S. 83. N 


Nachruf: Geheimer Poſtrat Galle +, S. 83. 
Schriftwerke: Heinrich Rieſer, Techniſcher Indez, S. 84. — Nachweis von Aufſätzen, S. 84. 


Eine däniſche Poſtordnung aus dem 17. Jahrhundert. 
Von Poſtrat H. Herzog in Berlin. 


Zu den älteren ausführlichen Poſtordnungen gehört die vom König Chriſtian V. 
von Dänemark und Norwegen am 25. Dezember 1694 erlaſſene, die ſich in dem 
v. Beuſtſchen Werke »Verſuch einer ausführlichen Erklärung des Poft-Regals« 
(Teil II, S. 310 u. f.) im vollen Wortlaut abgedruckt findet. Die Poſtordnung 
beginnt mit den Worten: »Demnach das Poſt⸗Weſen in beiden unſern Reichen, 
Dänemark und Norwegen, wie auch in den Fürſtentümern Schleswig und Holſtein, 
bereits in gute Ordnung und Richtigkeit gebracht; als haben Wir allergnädigſt 
für gut befunden, zu deſto beſſerer Unterhaltung ſolches Unſeres Poſt.Weſens dieſe 
Unſere allergnädigſte Verordnung, wonach ſich ein jeder alleruntertänig zu achten, 
ausgehen zu laſſen«. Sie enthält Angaben über Art, Ausdehnung und Häufig⸗ 
keit der Poſtverbindungen, Poſtbeförderungsdienſt, Poſtbetrieb, Vorrechte der Poſten, 
rechtliche Stellung der Poſtbeamten, Poſtgebühren u. a. m. Auf ihren Inhalt 
näher einzugehen, verlohnt um ſo mehr, als ſich die damaligen däniſchen Poſten 
bis nach Hamburg und Lübeck hin erſtreckten, wo ſeit Mitte des 17. Jahrhunderts 
däniſche Poſtämter in Tätigkeit waren. Vorauszuſchicken iſt, daß in Dänemark 1694 
noch keine Staatspoſt beſtand, die Poſteinrichtungen vielmehr — ähnlich 
den Taxisſchen Poſten in Deutſchland — ein Lehnspoſtweſen bildeten, das aber, 
wie die Poſtordnung beweiſt, der Beaufſichtigung und Geſetzgebung des Staates 
unterworfen war. Inhaber des Poſtlehns war zu jener Seit Graf Chriftian 
Oyldenlöve, ein natuͤrlicher Sohn Chriſtians V., der 1685, erſt 11 Jahre alt, die 
Belehnung mit dem Poſtweſen erhalten hatte. Oyldenlöve, der ſein ganzes Leben 
im Ausland, meiſt in franzöſiſchen und kaiſerlichen Kriegsdienſten, zubrachte, hat 
ſich um das Poſtweſen, das ihm nur eine Einnahmequelle war, niemals perſönlich 
gekümmert. Eigentliche Leiter des Poſtweſens waren unter ihm Andreas von 
Engberg, an deſſen Stelle 1688 Gyldenlöves Onkel Mathias Moth trat, ſowie der 
Kammer- und Kommerzienrat Jens Roſenheim, die ſich »von der Königlichen 
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Majeſtät Kommittierte für das Poſtweſen« nannten. Aus dieſer Sachlage erklärt 
es ſich, wenn in der Poſtordnung von 1694 verſchiedentlich von »Unſerem General— 
poſtmeiſter oder dem, welcher die Direktion über das Poſt.Weſen hat«, die 
Rede iſt. 

Nach der Poſtordnung beſtanden Reitpoſten, fahrende Poſten und Poſten zu 
Fuß. Voran ſteht als die wichtigſte Poſtverbindung die »reitende Poſt zwiſchen 
Unſerer Königl. Reſidenzſtadt Kopenhagen und Unſerer Stadt Hamburg!), die 
zweimal in der Woche verkehrte; ſie ging in Kopenhagen am Dienstag und 
Sonnabend im Sommer um 9, im Winter um 8 Uhr abends, von Hämburg am 
Dienstag und Freitag um 10 Uhr abends ab und nahm den Weg über Roskilde, 
Ringſtedt, Slegelſe, Korſör (auf Seeland), Nyborg, Odenſe, Aſſens (auf Fünen), 
ſodann über Hadersleben, Flensburg, Schleswig und Rendsburg?). In Haders— 
leben ſchloß die jütländiſche reitende Poſt an, die, ebenfalls zweimal in der Woche, 
einerſeits nach Ribe und Ringkjöbing an der Weſtküſte von Jütland, anderſeits 
im öſtlichen Jütland über Kolding, Horfend und Aarhus nach Aalborg ging. 
Von Rendsburg ging eine weitere reitende Poſt über Kiel, Eckernförde, Preetz und 
Eutin nach Lübeck. Von dieſen Hauptkurſen zweigten in vielen Orten von Fuß⸗ 
boten beſorgte Nebenpoſten ab. Großer Wert wurde auf gutes Ineinandergreifen 
der verſchiedenen Poſten gelegt. So heißt es, etwas umſtändlich ausgedrückt, von 
den jütländiſchen Poſten, daß ſie »nicht weniger als die ordinäre Hamburger Poſt 
zweimal in der Woche von Hadersleben abgehen und wiederum ankommen, daß 
alſo alle Briefe, die von Seeland, Fünen und den anderen Provinzen in Däne— 
mark, wie auch von den Fürſtentümern Schleswig und Holſtein nach Jütland ge— 
ſchrieben werden, mit angeregten reitenden Poſten auf Hadersleben abgehen, von 
wannen ſelbige nach ihren behörigen Orten durch vorgedachte (jütländiſche) Poſten 
geſandt werden, mit welchen die Briefe von den jütländiſchen Städten wiederum 
auf Hadersleben gebracht, von dannen ſelbige mit der reitenden Poſt nach gehörigen 
Städten fortgeſchickt werden können. 

Die Reitpoſt zwiſchen Kopenhagen und Hamburg war nur für die eigentliche 
Briefpoſt beſtimmt. Verboten war, veinige Pakete oder Briefe, worin Waren, 
Geld oder Kleinodien eingelegt ſind, oder größere Pakete, als die ſo 50 Lot wägen«, 
mit der reitenden Poſt zu verſchicken. Solche Sendungen, ebenſo »alle unſere 
gedruckte Verordnungen« ſollten mit den fahrenden Poſten, auch Meſſagers genannt, 
gehen, die in Kopenhagen wie in Hamburg jeden Dienstag abend abgelaſſen wurden. 
Aufgabe der Fahrpoſten war, »nicht allein Geld und Güter, hin und wiederum 
zurück, vor einen jeden, der es begehret, zu führen, ſondern auch reiſende Per— 
ſonen mit ſich zu nehmen; jedoch ſoll ihnen ernſtlich verboten ſein, einige Briefe 
mit ſich zu führen, außer denen, ſo zu den Paketen oder Waren, die ſie führen, 
gehören «. 

Eine andere Poſtverbindung, die fahrende Laaländiſche Poſt, ging einmal in 
der Woche von Kopenhagen in ſüdlicher Richtung über Preſto nach Orten auf 
den Inſeln Möen, Falſter und Laaland; zurück in derſelben Weiſe. Weiter ver- 
kehrte eine Fußbotenpoſt täglich zwiſchen Kopenhagen und Helſingör; mit ihr 
ſollten auch Briefe nach und von Schonen und Schweden Beförderung erhalten. 
Endlich war die Nordiſche reitende Poſt vorhanden, die einmal in der Woche von 
Kopenhagen nach Schweden und an der ſchwediſchen Küſte entlang nach Chriſtiania 
und ebenſo zurück verkehrte. An ſie ſchloſſen in Chriſtiania Poſten nach und von 


) Der Ausdruck »Unſere Stadt Hamburg« erklärt ſich dadurch, daß der König von Dänemark 
die Pebnsboheit über Hamburg und die Obergewalt in der Stadt in Anſpruch nahm, ein Recht, das 
ihm freilich vom Kaiſer lebhaft beſtritten wurde. 

2) In dieſer Weiſe und mit denſelben Abgangszeiten hat der Poſtkurs Kopenhagen-Hamburg 
bis 1830 beſtanden. 
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Chriſtianſand, Bergen und Drontheim an; der letzte Ort wieder war Ausgangs⸗ 
punkt für Poſten nach und von den Norrlanden und Finmarken. 

In den von den Poſten berührten Städten waren Poſtmeiſter beſtellt, deren 
Aufgaben die Poſtordnung wie folgt umſchreibt: »Die Poſtmeiſter ſollen richtige 
Protokolle halten, worin alle Briefe, ſo ihnen geliefert werden, mit Nummern, 
Namen und Tage richtig anzuzeichnen, damit ein jeder allemal von Beförderung 
und Adreſſe feiner Briefe nötigen Unterricht haben könne, und ſollen die Voft- 
meiſter nach einem jeden Ort hin, in den Reichen und Fürſtentümern, wohin ſie 
einige Briefe mit der Poſt fenden, eine richtige und mit ihren Protokollen gleich— 
lautende Karte allemal mit folgen laſſen; ſelbige Karten ſollen, ſobald die Poſt 
anlanget, zu eines jeden Nachricht, außen vor dem Poſthauſe, bis die Briefe ab— 
geholet oder an behörigen Ort geliefert, angeſchlagen und alsdann von dem Poſt⸗ 
meiſter wieder eingenommen 115 wohl verwahret werden«. In Norwegen waren 
Poſtmeiſter nur in den größeren Orten angeſtellt, während in den übrigen Orten 
die Vögte oder andere Vertrauensperſonen die ſonſt den Poſtmeiſtern obliegenden. 
Geſchäfte mit zu verſehen hatten. 

Um eine pünktliche Poſtbeförderung zu ſichern, ſollte der Leiter des Poſtweſens 
»behörige Vorſorge tragen, daß an allen Orten, wo es vonnöten, tüchtige Poſtillione, 
mit guten und friſchen Pferden, in Bereitſchaft ſeien, auf daß ſolcher Geſtalt die 
Poſt, der Weg fei bös oder gut, jede Meile in drei Viertel Stunden unfehlbar 
abreiten könne«. Auch war den »Untertanen und Bedienten, keinen ausgenommen, 
allergnädigſt anbefohlen, den Poſten behülflich zu ſein und ſelbige dergeſtalt zu 
fördern, daß im Fall ſie unterwegs an Pferden und Wagen oder zu Waſſer 
einen Schaden erlitten, ſie ihnen nach Notdurft, ſoviel möglich, gegen billige Be— 
zahlung aushelflich erſcheinen. Sollte jemand hierinnen ſchwierig befunden werden, 
ſoll derſelbige wie einer, ſo Unſere Königliche Poſt aufgehalten und verhindert 
hat, geſtrafet werden«. Ebenfalls zur Sicherung eines pünktlichen Poſtenganges 
war angeordnet, daß die Poſtmeiſter und alle Poſtbeförderer einſchließlich »der— 
jenigen, fo zur Beförderung der reitenden Poſten über die Velten verordnet ſinde, 
»von Einquartierung in ihren Höfen und Häuſern, die ſie bewohnen, wie auch 
von allen bürgerlichen und perſönlichen Bürden frei und verſchonet fein« ſollten. 
Ahnliche Vergünſtigungen genoſſen auch die »verordneten Wirte in den Städten, 
woſelbſt die fahrenden Poſten logiren«, und zwar ſollten ſie »in Friedenszeiten 
der Einquartierung und Wagenfuhren entfreiet fein; dahingegen aber ſollen fie 
auf die Briefe und Pakete, ſo in ihre Häuſer gebracht werden, fleißige Aufſicht 
haben und deswegen gute Richtigkeit zu halten verbunden ſein«. Innerhalb 
Norwegens war die Beförderung der Poſtbeutel Sache der dazu verordneten »Poſt⸗ 
Bauern«, die dafür »Befreiung von Ausſchreibung und Unterhaltung der Sol— 
daten« und ſonſtige Vorrechte genoſſen. Unterſagt war, »angeregte reitende, 
fahrende oder Fußboten zu vergewaltigen, zu beſchädigen oder ſelbige in den 
Städten oder unterweges, außer denen verordneten Ortern, kurz oder lange auf— 
zuhalten«. Weiter war »allen und jeden, wer fie auch ſeien, ernſtlich verboten, 
die Briefſäcke zu eröffnen oder einige darinnen befindliche Briefe unter einigem 
Vorwand heraus zu nehmen, es ſei denn, daß es mit Unſerer ſonderer allergnü- 
digſten Erlaubnis oder auf Unſern Befehl geſchehe. Und ſollen die Poſtmeiſter, 
Vögte und alle anderen, welchen die Poſten zu eröffnen und zu befördern anver- 
traut iſt, bei Verluſt ihrer Bedienung und größerer Strafe nach Beſchaffenheit 
in ſolchem Falle keine ſchriftliche oder mündliche Ordre anſehen und achten, ohne 
allein Unſere eigene, oder die, ſo nach Unſerm Befehl von Unſerm Stattbalter in 
Norwegen, Unſerm Generalpoſtmeiſter oder dem, welchem die Direktion über das 
Poſt⸗Weſen anvertrauet iſt, ergehet«. Abgeſehen von dieſen Beſtimmungen, die- 
ſich gegen die Unterdrückung von Briefen richteten, waren beſondere Vorſchriften 
über die Wahrung des Briefgeheimniſſes in der Poſtordnung nicht vorgeſehen. 
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Ein Poſtzwang beſtand für Briefe: »Als wollen Wir allergnädigſt geboten 
und befohlen haben, wie Wir auch hiermit ernſtlich gebieten und befehlen, daß 
Niemand, wer er auch ſei, einige Briefe nach einem oder anderen Orte in unſern 
Reichen und Fürſtentümern mit anderer Gelegenheit als mit der Poſt verſenden 
ſoll: jedoch ſoll keinem in ſeiner eigenen Sache einen expreſſen Boten abzufertigen 
benommen ſein«. Portohinterziehungen waren mit ſtrenger Strafe bedroht: 
»Sollte aber jemand in dergleichen oder anderem Unterſchleif, unter welchem Vor— 
wand es auch ſei, befunden werden, ſoll derjenige, welchem die Briefe gehören, 
allemal 10 Reichstaler, auch der ſolche zu befördern angenommen, ebenſoviel ver— 
brochen haben, wovon der Angeber die Hälfte und der Poſtmeiſter die andere 
Hälfte zu genießen haben ſoll. Dafern aber der Schuldige nicht zu bezahlen hat, 
ſoll er am Leibe geſtrafet werden, zu welchem Ende die Obrigkeit an allen Orten 
den Poſtmeiſtern auf ihr Anſuchen behülflich ſein ſoll, damit die Schuldigen all— 
ſofort ohne Anſehen der Perſon zur Strafe gezogen werden «. 

Von den Poſtgebühren handelt ein beſonderer, ziemlich umfangreicher Abſchnitt 
der Poſtordnung, der mit den Worten beginnt: »Damit auch ein jeder wiſſen 
könne, welcher Geſtalt das Brief-Porto bezahlet, und wie die Briefe an die in— 
und außerhalb Reichs gelegene Städte adreſſiert werden, fo haben Wir allergnä— 
digſt für gut befunden, nachfolgenden Tax und Ordnung deswegen zu machen. 
Die Gebührenſätze waren ziemlich vielgeſtaltig. Es beſtand eine Art Jonentarif 
derart, daß für Briefe nach den innerhalb eines beſtimmten Bereichs liegenden 
Orten gleiche Portoſätze galten. Beiſpielsweiſe waren zu entrichten für Briefe 
von Kopenhagen 


nach Orten im öſtlichen Seeland (Roskilde, Kjöge) . . . 4 Schilling, 
5 » im übrigen Seeland und auf Möen ..... 6 „5 „ 
* » auf Fünen, Falſter, Laaland, auch nach 

Hadersleben, ebenſo nach norwegiſchen Orten auf 

dem Kurſe bis Chriſtiania (dieſes ſelbſt nicht mehr 


mit) r yy ee 8 » f 
„ Flensburg, Schleswig, Rendsburg, ferner nach 

e seen sen 10 „ „ 
„Hamburg und Orten in deſſen Nähe 12 53 


In der Weiſe waren die Poſtgebühren im allgemeinen nur für ſolche Briefe 
feſtgeſetzt, die von den Ausgangspunkten der Poſtkurſe nach den am Kurſe ge— 
legenen Orten verſandt wurden, alſo, wenn von Kopenhagen abgeſehen wird, 
z. B. von Hamburg nach Orten des Hamburg Kopenhagener Poſtkurſes, von 
Hadersleben nach Orten des jütländiſchen Poſtkurſes, von Chriſtiania nach Orten 
an den verſchiedenen norwegiſchen Poſtkurſen uſw. Für Briefe, die über den 
Endpunkt eines Poſtkurſes hinaus zu befördern waren oder auf einen Nebenpoft- 
kurs übergingen, bildete es die Regel, daß ſie nur bis zum Endpunkte des Kurſes 
oder bis zu der Poſtanſtalt, wo der Seitenkurs abzweigte, freigemacht werden 
konnten. So leſen wir: »Die Briefe, ſo von Kopenhagen nach Norwegen gehen, 
ausgenommen Friedrichshall, Friedrichſtadt und Moos (d. h. den Orten auf dem 
Kurſe bis Chriſtiania), ſollen bis Chriſtiania freigemacht und bezahlet, und die 
Briefe, ſo von anderen Provinzen und Städten geſchrieben werden, ſollen bis 
Kopenhagen bezahlet werden«, und weiter: »Alle Briefe, ſo nach den Städten 
hier im Reiche und in den Fürſtentümern, wo die ordentliche reitende Poſt nicht 
durchzeucht, gebracht werden, ſollen bis zu den Städten, da ſie zuerſt geliefert 
werden müſſen, bezahlet und freigemacht werden«. Nur ausnahmsweiſe gelten 
1 Gebührenſätze auch für Briefe, die mehrere Kurſe zu berühren hatten, 

B. für Briefe von Kopenhagen nach Lübeck (14 Schilling) und von Hamburg 
115 Helſingör (ebenfalls 14 Schilling). Über die Höhe der Poſtgebühren in den 
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Fällen, für die die Gebührenordnung keine feſten Sätze entbielt, war beſtimmt, 
anſcheinend aber nur für den Hamburger Poſtkurs nebſt Seitenkurſen: »Was 
die Briefe, ſo etwa von einer Stadt zu der andern mit der reitenden Poſt wie 
auch durch die Nebenpoſten zu den abwärts gelegenen Städten gebracht werden, 
anlanget, ſo ſollen alle 4 Meilen von einem einfachen Brief 4 Schilling, von 
5 bis 10 Meilen 6 Schilling und ſo nach Proportion bezahlt werden« Für 
Briefe, »ſo nach den außerhalb des Reichs gelegenen Städten gehen«, war vor- 
geſehen, daß fie bis zu beſtimmten in der Poſtordnung genannten Orten freige⸗ 
macht und dahin auch gerichtet werden ſollten, z. B. 


Briefe nach einer Anzahl von Orten in Nord-, Mittel: 

und Oſtdeutſchland (3. B. Oldenburg, Leipzig, 

Magdeburg, Braunſchweig, Königsberg, Memel), 

ebenſo nach Orten in Rußland und nach 
Amſterdam frei bis Hamburg mie 12 Schilling, 

» nach Württemberg, Baden, Bayern (außer 

Rheinpfalz), Oſterreich, Ungarn, Italien frei 


bis Nürnberg mie 24 „„ 
nach Elſaß, Lothringen, der Schweiz frei bis 
e r 5  ae 28 » 


und ſo fort. Briefe aus dem Ausland ſollten bis Kopenhagen freigemacht ſein. 
Waren aber Briefe aus dem Ausland gegen die Regel nur bis Hamburg bezahlt, 
»ſo ſoll der Poſtmeiſter in Unſerer Stadt Hamburg doch ſelbige annehmen und 
mit der Poſt nach Kopenhagen ſchicken, damit der Poſtmeiſter daſelbſt ſolche weiter 
befördern könne, auch, wie er dieſes am beſten erachtet, ſich das Porto, ſo von 
Hamburg bis Kopenhagen zu erlegen, bezahlen laſſe . | 

In allen Fällen galten die angeführten Gebührenſätze für den einfachen Brief, 
d. h. für einen Brief auf einem viertel, halben oder ganzen Bogen. Bei Ver⸗ 
ſendung mehrerer einfachen Briefe unter demſelben Umſchlag war jeder Brief einzeln 
zu bezahlen, mit der Ausnahme jedoch, daß »Wechſel, Rechnungen und Dokumente, 
ſo einer oder anderer fortſchicket, hiermit nicht gemeint ſein, ſondern nach dem 
Gewichte, nämlich ein Lot auf einen einfachen Brief gerechnet, entrichtet werden. 
Hier haben wir alſo bereits den Anſatz einer Sondergebühr für Geſchäftspapiere. 
Im allgemeinen war noch vorgeſehen, es ſollten »nach vorgeſchriebener Ordnung 
und Tax alle und jede, ohne Unterſchied, ihre Briefe bezahlen, und da jemand 
ſich deſſen weigern würde, ſoll der Poſtmeiſter deſſelben Briefe bei ſich zu behalten, 
bis fie nach dem Tax bezahlt werden, berechtigt fein«. Darüber, wie die Gebühren 
für freigemachte Briefe verrechnet wurden oder wie die Abrechnung über nicht 
vorherbezahlte Portobeträge ſtattfand, iſt aus der Poſtordnung leider nichts Be— 
ſtimmtes zu erſehen. Nur für die in Norwegen »zur Eröffnung der Poſten 
unterwegs verordneten Perſonen« war in der Poſtordnung beſtimmt, ſie ſollten 
»über alle Briefe ein richtiges Buch halten, wie auch für die Poſt-Gelder, fo 
ſie empfangen, dem Poſtmeiſter, in deſſen Diſtrikt ſie wohnen, ausführliche 
Rechnung tun. 
8 -Für die fahrenden Poſten zwiſchen Kopenhagen und Hamburg galt folgender 
Tarif. 
Perſonenbeförderung: Perſonengeld für jede Perſon im Sommer 13, im 
Winter 15 Reichstaler, Freigepäck 30 Pfund, bei ſchwererem Gepäck 12 Schilling 
für jedes Pfund des Mehrgewichts. In dem Perſonengeld war die Entſchädigung 
für »gebührlihe Speiſe und Aufwartung« unterwegs mit enthalten. Ein Diener 
hatte nur 15 Pfund Freigepäck und konnte nur Verpflegung geringerer Art bean⸗ 
ſpruchen; dafür betrug das Perſonengeld für ihn nur 10, im Winter 12 Reichstaler. 
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Güterbeförderung: Sendungen von 10 bis 80 Pfund koſteten 12 Schilling 
für jedes Pfund; ſolche von 80 bis 120 Pfund wurden nur zu 80 Pfund berechnet. 
Bei 120 bis 300 Pfund Gewicht wurden 8 Schilling für jedes Pfund gerechnet. 
Für „Güter, fo von großem Beſchlage aber doch leicht ſind«, nach heutigen Be— 
griffen alſo für ſperrige Sendungen, ebenſo für kleine Sendungen mit koſtbarem 
Inhalt ſollte gezahlt werden, »wie ein jeder ſich desfalls mit dem Wagenführer 
am beſten vergleichen kann«. Bei Sendungen mit barem Geld wurde der gewöhn— 
lichen Gebühr eine Sondergebühr (entſprechend der heutigen Verſicherungsgebühr) 
von »3 Orth von jedem Hundert« hinzugeſchlagen. 

Verkehr der Zwiſchenorte: »Von Kopenhagen und von Hamburg zu den 
Staͤdten unterwegs oder von einer Stadt zur andern wird für Perſonen, Gut 
oder Geld nach Proportion, laut oben erwähnten Tapes, bezahlet«. 

In den hiernach für die Fahrpoſt zu entrichtenden Gebührenſätzen war die 
Eutſchädigung des Wagenführers für die von ihm zu übernehmende Haftpflicht 
mitenthalten. In dieſer Beziehung heißt es in der Poſtordnung: »Dahingegen 
ſoll der Wagenführer für alles, ſo ihm dergeſtalt anvertrauet, zu antworten und 
ſolches an gehörige Orter, für Regen wohl verwahret, im Falle es ſonſt wohl 
eingepackt iſt, zu liefern, oder, da etwas davon verloren würde, deſſen Wert zu 
erſtatten gehalten ſein; jedoch, dafern er öffentlich ausgeplündert oder beraubt 
würde oder Seeſchaden erlitte, ſoll er ſelbige Unglücksfälle zu tragen nicht ver- 
bunden ſein «. N 


Zum Schluß ſind noch einige allgemeine Vorſchriften zu erwähnen. So wird 
denen, »welche Briefe ins Poſthaus liefern oder abholen«, zur Pflicht gemacht, 


»den Poſtmeiſtern und ihren Bedienten mit behöriger Civilité und Höflichkeit zu 
begegnen, im Fall fie nicht dafür die gebührende Strafe empfinden wollen. 
Auch wird den Poſtmeiſtern das Recht zuerkannt, Perſonen, die »in den Voft- 


häuſern mit Schreien, Schmähworten einige Unruhe oder Tumult zu erregen ſich 


unterſtehen, anzuhalten und arreſtiren zu laſſen«, damit ſie »nachgehends, anderen 
zum Exempel, nach Beſchaffenheit der Sache abgeſtraft werden«. Anderſeits ſollen 
aber auch »die Poſtmeiſter einem jeden die geziemende Höflichkeit erweiſen und ihre 
Bediente auch dazu anzuhalten wiſſen. Falls aber der Poſtmeiſter oder die 
fahrenden oder reitenden Poſtboten auf eine oder andere Weiſe in den Dingen, 
ſo das Poſtweſen betreffen, die Schuldigkeit nicht in Obacht nehmen würden, als— 
dann ſoll ſelbiges dem Generalpoſtmeiſter oder demjenigen, dem die Direktion an- 
vertraut iſt, zu erkennen gegeben und deswegen von ihm der Gebühr nach verfahren 
werden «. 

Alles in allem genommen, läßt die däniſche Poſtordnung von 1694 bereits 
das Beſtreben erkennen, einerſeits für die Poſteinnahmen zu ſorgen, anderſeits 
aber auch den Verkehr durch zweckentſprechende Einrichtungen zu fördern. Freilich 
ſcheint das damalige däniſche Poſtweſen in ſeiner Wirkſamkeit noch viel zu 
wünſchen übrig gelaſſen zu haben, denn Beuſt weiß an anderer Stelle (Teil II, 
S. 36 feines im Eingange genannten Werkes) aus zeitgenöſſiſcher Quelle zu 
berichten: »Weil das Beſtand⸗Geld in Dänemark und in Schweden kaum einige 
1000 Thaler betragen, ſo hätten manche ſchon eine ordentlichere Einrichtung der 
Poſten daſelbſt gewünſcht und verlangt; wie denn der König ſelbſt im Jahre 1704 


einen in Poſtſachen erfahrenen Mann aus Deutſchland dahin berufen habe, 


welcher das Poſtweſen in Dänemark und Norwegen auf einen beſſern Fuß ſetzen 
ſolltes. 


. 
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Die engliſche Feldpoſt. 
Vom Geheimen Regierungsrat Wernekke in Zehlendorf (Wannſeebahn). 


Den Royal Engineers, der bekannten techniſchen Truppe des engliſchen Heeres, 
fiel neben den Aufgaben, die in anderen Heeren, z. B. dem deutſchen, von den 
techniſchen Truppen zu löſen ſind, noch die Beſorgung des Feldpoſtdienſtes 
zu. Durch eine erſt kurz vor dem Kriege, im Jahre 1913, neu bearbeitete 
Dienſtvorſchrift waren die Grundſätze für den Feldpoſtdienſt des engliſchen Heeres 
feſtgelegt. Zu ihrer Durchführung war ein Reſervetruppenteil, die Poſtal Section 
der Royal Engineers Special Reſerve, berufen. Die Grundſätze haben ſich im 
allgemeinen bewaͤhrt, die zu ihrer Durchführung getroffenen Vorkehrungen mußten 
jedoch mit dem zunehmenden Umfang des Heeres weiter ausgebaut werden. 

Die Ausrüdeftärfe der Poſttruppe war nur gering. Es waren vorgeſehen ein 
Baſis⸗Poſtamt, ein vorgeſchobenes Baſis⸗Poſtamt, zwei feſtſtehende Poſtämter, 
je ein Feldpoſtamt im Großen Hauptquartier und beim Generalinſpekteur der 
Etappenverbindungen. Darüber hinaus wurde jeder Diviſion, jeder Brigade und 


jedem Diviſionstrain ein Feldpoſtamt zugeteilt. Die erſten Staffeln des Baſis⸗ 


und des vorgeſchobenen Baſis⸗Poſtamts rückten am 11. Auguſt 1914 nach Frank⸗ 
reich ab, die übrige Truppe folgte vier Tage ſpäter. Die den Truppen zugeteilten 
Feldpoſteinheiten marſchierten mit den Verbänden, die ſie poſtdienſtlich zu verſorgen 
hatten. 

Das Baſis⸗Poſtamt wurde in Havre, das vorgeſchobene in Amiens einge⸗ 
richtet. Das letzte mußte ſchon am 27. Auguſt infolge des Rückzugs des Heeres 
erſt nach Rouen und wenige Tage fpäter nach Le Mans zurückgenommen werden. 
Das Baſis⸗Poſtamt war inzwiſchen nach Nantes verlegt worden. Unter den 

Schwierigkeiten, die der Rückzug mit ſich brachte, litt namentlich der Poſtdienſt. 
Die Poſtämter bei der Truppe erledigten zwar ihre Geſchäfte, ſo gut es ging, 
aber infolge der Verlegung der Baſis konnten länger als eine Woche keine Poſt— 
ſachen an die Front geſchickt werden. Sur Zeit der erſten Schlacht an der Aisne 
befand ſich das vorgeſchobene Baſis-Poſtamt in Livveneuve St. Georges bei 


Paris. Als dann der Rückzug der verbündeten Heere zum Stehen kam, wurde 


der Ausgangspunkt für den Poſtverkehr in Frankreich wieder nach Havre verlegt 
und eine regelmäßige Poſtverbindung mit Southampton geſchaffen. Das vor- 
geſchobene Baſis-Poſtamt rückte am 14. Oktober wieder nach Abbeville vor. Um 
dieſelbe Zeit wurde ein Hilfs⸗Baſis⸗Poſtamt in Oſtende für die engliſchen Truppen 
in Belgien eingerichtet, das aber infolge des Verlaufs der kriegeriſchen Ereigniſſe 
nur einige Tage in Tätigkeit geweſen iſt. 

Eine beſondere Aufgabe wurde dem Poſtdienſt durch den Weihnachtsverkehr 
1914 geſtellt. Fehlte es der engliſchen Feldpoſt damals überhaupt noch an 
Erfahrung und waren ihre Einrichtungen wenig anpaſſungsfähig, ſo machten ſich 
dieſe Mängel beſonders bemerkbar, als es galt, ſich für den verſtärkten Weihnachts 
verkehr vorzubereiten. Die Arbeitskräfte wurden vorübergehend von 900 auf 
1500 Mann vermehrt, und der Wagenpark wurde um 50 Laſtkraftwagen ver- 
größert. Während der Weihnachtszeit waren 90 v5 Briefe und 345 vH Pakete 
mehr als ſonſt zu befördern. | 

Die Vergrößerung des engliſchen Heeres und die zunehmenden Beförderungs— 
ſchwierigkeiten machten im Jahre 1915 weſentliche Anderungen des Feldpoſtweſens 


nötig. Das Verteilen der Poſtſendungen auf franzöſiſchem Boden konnte auf 


die Dauer nicht beibehalten, die Arbeit mußte vielmehr nach England verlegt 
werden. Das Heerespoſtamt in London mußte das Verteilen übernehmen, und 
die Poſtſendungen gingen vom Februar an in Säcken, die nur Briefe und Pakete 
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für je einen Truppenteil enthielten, nach Frankreich, ſo daß da die einzige 
Arbeit in der Verteilung der Säcke beſtand. Der geſamte Poſtverkehr wurde 
eine Zeitlang über Boulogne geleitet, ſpäter wurde er aber auf dieſen Hafen, 


auf Calais und auf Havre verteilt. In England wurden außer dem Poſtamt in 


London noch einige Bezirkspoſtämter mit dem Verteilen der Poſtſendungen für 
das Heer betraut. 

Beſondere Vorkehrungen erforderte die Bewältigung des mit der Zeit ein 
ſetzenden Poſtverkehrs zwiſchen verſchiedenen Teilen der engliſchen Front. Ihm 
ſtand als Hindernis das Fehlen von Eiſenbahnverbindungen ſowie anderer 
Beförderungsmittel entgegen. Die Eiſenbahnen Frankreichs waren zwar aus— 
gezeichnet geeignet, die Güter für das Heer von den Häfen nach den hinter der 
Front gelegenen Bahnhöfen zu befördern, es fehlte aber an Querverbindungen. 


Für fie mußte ein Verkehr auf der Straße eingerichtet werden, der befondere 


Schwierigkeiten verurſachte, weil ſich die zu bedienenden Verbindungen infolge 
der Truppenverſchiebungen ſtändig veränderten. Die ſchwierigſte Aufgabe, die 
die Feldpoſt zu löſen hatte, beſtand in der Beziehung darin, den Verkehr auf 
den Eiſenbahnſtrecken und den auf der Straße zu gemeinſamem Wirken zu 
vereinigen und das Zuſammenarbeiten auch bei den wechſelnden Verhältniſſen 
des Krieges fo aufrechtzuhalten, daß die ſchnelle und zuverläſſige Übermittlung der 
Poſtſachen nach allen Stellen dauernd gewährleiſtet war. Als der Querverkehr 
ſeinen Höhepunkt erreicht hatte, betrug die Zahl der beförderten Briefe wöchent— 
lich im Durchſchnitt 5 000 000; ſie wurden im allgemeinen innerhalb 24 Stunden 
nach der Aufgabe zur Poſt dem Empfänger zugeſtellt. 

Vom Jahre 1916 an wurden dem engliſchen Feldheer zahlreiche Truppen 
zugeteilt, die unmittelbar den Armeen oder Armeekorps unterſtellt waren, alſo 
keiner Diviſion angehörten, mithin auch nicht von den Diviſions Poſtämtern 
verſorgt werden konnten. Es handelte ſich dabei um ſchwere und Belagerungs— 
Artillerie, um Arbeiter-, Tunnel- und nun Kompagnien. Für fie wurden 
beſondere Poſtämter angelegt, und es kam vor, daß deren Betrieb einen ſolchen 
Umfang annahm, daß ſie täglich 400 bis 500 Poſtſäcke empfingn und 
30 000 Briefe abſchickten. 


Die Unterbringung der Feldpoſtämter machte namentlich in den vom Kriege, 


verwüſteten Gegenden manche Schwierigkeiten. Zuweilen dienten Baracken des 
Heeres als Poſtämter, zuweilen auch? Zelte. Häufig mußte ein Poſtamt in einem 
zerſchoſſenen Gebäude, häufig in einem verlaſſenen Unterſtand untergebracht 
werden, und manchmal mußte man ſich damit begnügen, leere Blechbüchſen auf— 
einander zu bauen und fie mit einer Zeltplane abzudecken, um der Poſt Schutz 
vor den Unbilden der Witterung zu verſchaffen. Nur bei den größeren feſt⸗ 
ſtehenden Poſtämtern gab es vorbereitete Ausrüſtungsſtücke; bei den übrigen 
begnügte man ſich mit behelfsmäßig hergeſtellten Fächern zum Verteilen der Briefe. 
Sie hatten den Vorteil, daß ſie bei einer Verlegung des Poſtamts nicht mitgeführt 
zu werden brauchten. Ein Aufſatz in der Daily Mail beſchreibt ein Feldpoſtamt: 
ein Feldpoſtamt ſei ein ſchwarzer, eiſerner Kaſten, nicht ein Gebäude. Geleitet 
werde es von einem Unteroffizier, dem zwei Pioniere beigegeben ſeien. Der 
Kaſten enthalte Briefmarken, Poſtanweiſungen, Geld, Bleiſiegel zum Verſchließen 
der Poſtſäcke, einige Hefte mit Vorſchriften und eine Menge anderer Dinge, 
darunter die rot-weiße Dienſtflagge. Er könne mitten auf einem Feld, in einer 
Scheune, einem Stall, einem Keller, einem Unterſtand oder in einem Schloß 
aufgeſtellt werden; wo er aber auch aufgeſtellt werde, da ſei ein Feldpoſtamt. 

An der Spitze des Feldpoſtweſens ſtand bei Beginn des Krieges ein Direktor 
und ein ſtellvertretender Direktor im Hauptquartier; bei jedem Armeekorps war 
ein Hilfsdirektor eingeſetzt. Als ſpäter das engliſche Heer in Armeen eingeteilt 
wurde, kamen die Hilfsdirektoren zu den Armee-Oberkommandos, und bei den 
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Generalkommandos traten ſtellvertretende Hilfsdirektoren in Tätigkeit. Die ganze 
engliſche Front wurde in zwei Bezirke, einen ſüdlichen und einen nördlichen, ein- 
geteilt, in denen je ein ſtellvertretender Direktor den Poſtdienſt der Armeen, der 
Etappe und in den Häfen leitete. Hilfsdirektoren gab es außerdem bei den 
leitenden Stellen der Etappe und in den Häfen. Bei jeder Diviſion leitete ein 
Feldwebelleutnant den Poſtdienſt, der dem ſtellvertretenden Hilfsdirektor beim 
Generalkommando unterſtellt war. 

Zur Beförderung der Poſt über den Kanal dienten die gewöhnlichen Poft- 
dampfer und, wenn ihr Schiffsraum für die Pakete nicht ausreichte, beſondere 
Paketdampfer. | 

Als ein Dienſtzweig von bejonderer Wichtigkeit wurde die Verteilung von 
Zeitungen auf die Front durch die Feldpoſt angeſehen. Die Zeitungen für die 
einzelnen Angehörigen des Feldheeres wurden, wenn fie nicht rechtzeitig aufge- 
liefert waren, um in die in London fertiggemachten Briefſäcke eingelegt zu werden, 
in beſonderen Packen dem Poſtdampfer nach Boulogne beigegeben, unterwegs 
verteilt und verpackt. Für fie beſtand ein Sonderdienſt, deſſen Laſtkraftwagen 
Bonlogne etwa eine Stunde nach Eintreffen des Dampfers verließen. Sie be⸗ 
förderten auch die übrige Poſt für die Truppen und die Zeitungen, die das 
Kriegsminiſterium den Truppen umſonſt zur Verfügung ſtellte. Bis herunter zur 
Brigade wurden auf dieſe Art die Zeitungen am Tage des Erſcheinens ausge⸗ 
liefert. Auf dem Rückwege nahmen die Laſtkraftwagen die vom Heer in die 
Heimat gehende Poſt mit; ſie erreichten die Häfen meiſt ſo, daß die Poſt am 
nächſten Morgen nach England weitergehen konnte. 

Die engliſche Feldpoſt erledigte den Poſtdienſt zugleich für die indiſchen, 
kanadiſchen, auſtraliſchen und portugieſiſchen Truppen ſowie für die aus Neu⸗ 
ſeeland, Südafrika und Mittelamerika. 

Als im Jahre 1915 ein Heer für Unternehmungen im Mittelländiſchen Meer 
aufgeſtellt wurde, wurden ihm eine Anzahl Poſtoffiziere aus Frankreich beigegeben. 
Auch für Saloniki und Agypten mußte das engliſche Heer in Frankreich die Poft- 
offiziere ſtellen. Die Feldpoſtämter begleiteten ihre Diviſionen, als im November 
1917 aus in Frankreich kämpfenden engliſchen Truppen ein Heer für Italien 
aufgeſtellt wurde. Endlich deckte die engliſche Feldpoſt in Frankreich auch den 
Bedarf an Poſtbeamten für die Unternehmung nach Nordrußland, die im Auguſt 
1918 ins Werk geſetzt wurde. Der Poſtverkehr nach Saloniki, Agypten und 
Italien ging im weſentlichen über Frankreich. N 

Eine ganz neue Lage für den Feldpoſtdienſt wurde durch das deutfche Vor- 
rücken im Frühjahr 1918 geſchaffen. Die vorſtehend angedeuteten Einrichtungen 
hatten ſich im Stellungskrieg gut eingeſpielt. Man war ſich klar darüber, daß 
ein Zurückweichen der Front für die Feldpoſt weit größere Schwierigkeiten zur 
Folge haben würde als ein Vorrücken. Bei Beginn der Kämpfe wurden zunächſt 
die Brigade⸗Poſtämter, wie vorgeſehen, zurückgezogen. Die Kampftruppen konnten 
nun ihre Poſt, namentlich die Pakete, nicht mehr in Empfaug nehmen. Die 
Poſt ſollte bei einem etwaigen Vorrücken hinter der Front niedergelegt und den 
Truppen ausgehändigt werden, wenn fie als abgekämpft aus der Front zurückge— 
zogen würden. Die Zufuhr der Poſt von hinten ſollte dabei unverändert weiter⸗ 
gehen. Eine ſolche Regelung des Poſtdienſtes hätte natürlich bei einem Rückzug 
die verderblichſten Folgen gehabt. Es gelang zwar häufig, den zurückweichenden 
Truppen ihre Briefpoſt auszuhändigen, aber die Pakete mußten an den Ausgangs— 
hafen zurückgeſchickt, und das weitere Vorbringen von Poſtſendungen mußte 
eingeſtellt werden. Infolgedeſſen hatten ſich z. B. bis zum 29. März 20 000 Poſt⸗ 
ſäcke angeſammelt, die den Diviſionen, als fie aus der Front herausgezogen waren, 
wieder zugeführt wurden. Der Verkehr der verſchiedenen Teile der Front unter- 
einander mußte während der ganzen Zeit aufrechterhalten werden. Beſonderer 
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Beliebtheit erfreute ſich in dieſer Zeit namentlich die Feldpoſtkarte; zum Briefe— 
ſchreiben war keine Zeit, aber Poſtkarten wurden viel verlangt, und die Poſt 
mußte ihre Vorratbeſtände angreifen, um den Anforderungen genügen zu können. 

Einzelheiten über die Vorgänge bei der Feldpoſt während des Rückzugs des 
engliſchen Heeres hier zu berichten, würde den Aufſatz zu umfangreich machen. 


Unſere Quelle, das Royal Engineers Journal, eine halbamtliche Veröffentlichung | 


diefer Truppe, enthält einen eingehenden Bericht über die Ereigniſſe. Bemerkt 
ſei hier nur, daß von dem Rückzug etwa 250 Feldpoſtämter betroffen wurden. 
Trotz der Schnelligkeit des Vorrückens des deutſchen Heeres gelang es den meiſten 
von ihnen, ihre Poſtſachen und ihr Gerät in Sicherheit zu bringen, obgleich es 
vorkam, daß die Front bis in die Höhe der Poſtſtellen zurückgedrückt wurde, ehe dieſe 
abbauen konnten. 

Das Vorrücken des engliſchen Heeres gegen Ende des Krieges ſtellte die Feld- 

poſt abermals vor neue Aufgaben. Die Poſtämter kamen dabei zuweilen wieder in 
die Gebäude, die ſie beim Rückzug geräumt hatten, oder auch in von den Deutſchen 
aufgegebene Poſträume. Die zunehmende Entfernung zwiſchen den Hafen und 
der Front ſowie der Zuſtand der Straßen mit ihren von den deutſchen Truppen 
beim Rückzug zerſtörten Brücken, der Mangel an Fahrzeugen und die feindlichen 
Fliegerangriffe erſchwerten den Poſtdienſt ſehr erheblich. Dazu konnten die 
Eiſenbahnen der Truppe nicht ſo ſchnell folgen, wie dieſe vorrückte; es kam vor, 
daß die Entfernung zwiſchen dem Spitzenbahnhof und der Front 50 Kilometer be— 
trug. Die Lücke mußte mit Kraftwagen überbrückt werden. Stellenweiſe wurde 
auch die Feldbahn zu dem Zwecke herangezogen. 
Mit dem Waffenſtillſtand hörte der weitere Ausbau der engliſchen Feldpoſt 
noch nicht auf. Im Dezember 1918 wurde eine Flugpoſt zwiſchen Cöln und der 
Küſte eingerichtet, die im März 1919 rückwärts bis nach Folkeſtone weitergeführt 
wurde. Vom Dezember 1918 an wurde dem Schnellzug Boulogne-Cöln, den das 
engliſche Heer in Verkehr ſetzte, ein Fahrpoſtamt mit engliſchen Poſtwagen bei. 
gegeben. Das bedeutete einen großen Fortſchritt gegenüber der Beförderung der 
Poſt mit Kraftwagen. 

Beſondere Erwähnung verdient die eigenartige Mitwirkung der engliſchen 
Feldpoſt bei den Wahlen in England ſowie in Kanada und Auſtralien. Sie 
wurde hierfür in den Jahren 1917 und 1918 ſechsmal in Anſpruch genommen. 
Der Verſand der Wahlpapiere für die engliſchen Wahlen fiel mit dem Vor— 
rücken an den Rhein und dem Weihnachtsverkehr zuſammen. Trotzdem gelang 
es, der Mehrzahl der Wähler im Heer ihre die Wahl betreffenden Briefe inner— 
halb drei Tage nach dem Eingang im Hafen zuzuſtellen, außer wenn die 
Empfänger inzwiſchen den Standort oder Truppenteil gewechſelt hatten und die 
Briefe daher nochmals abgefertigt werden mußten. Mit den Wahlpapieren waren 
zugleich große Mengen von Zeitungen, über 3000 000 Stück, an die Truppen 
zu verteilen, die ihnen damals in erhöhtem Umfang zugeſchickt wurden, um ſie 
über die Lage in der Heimat zu unterrichten. Schließlich erforderte auch die 
Beförderung der Wahlzettel in der Gegenrichtung beſondere Anſtrengungen der 
Feldpoſt. 

Zum Schluß noch einige Zahlen über die engliſche Feldpoſt. Beim Ausrücken 
beſtanden 30 bewegliche und 4 feſtſtehende Feldpoſtämter; ſpäter betrug ihre 
Zahl 412 und 111. Der Feldpoſtdienſt wurde von 55 Offizieren geleitet; ihnen 
waren 2 970 Unteroffiziere und Mannſchaften unterſtellt und außerdem 500 Mann 
für Arbeiten beigegeben, zu denen es keiner beſonderen Ausbildung bedurfte. 
Im Anfang des Krieges gingen in Frankreich wöchentlich . 2000 Poſt⸗ 
ſäcke aus England ein; bis 1916 war die Zahl bereits auf 122 500 geſtiegen. 


Darunter befanden ſich 38 500 Säcke mit 11000 000 Briefen und 84 000 Säcke 


mit 850 000 Paketen. Unter den aus England ankommenden Briefen waren 
U 
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175 000 eingeſchriebene. In der Weihnachtswoche 1916 erhielt das engliſche 
Feldheer 5 250 000 Pakete aus der Heimat. Von der Mitte des Jahres 1917 an 
ging der Paketverkehr zurück; der Grund dafür war wahrſcheinlich die damals 
in England eingetretene Lebensmittelknappheit. In der Richtung nach England 
wurden wöchentlich 9 000 000 Briefe befördert. Der Poſtverkehr zwiſchen den 
verſchiedenen Teilen der Front umfaßte wöchentlich 1400 000 Dienft- und 2 800 000 
andere Briefe. Wöchentlich wurden auf 81000 Poſtanweiſungen 56 000 K ein- 
gezahlt, und es gingen 46 000 Poſtanweiſungen mit 12 600 L ein. Endlich 
wurden wöchentlich 1 260 Telegramme an Angehörige des Feldheeres beſtellt und 
1050 von ihnen nach England geſchickt. Zur Beförderung der Poſtſachen liefen 
täglich 100 Eiſenbahnwagen von den Häfen in der Richtung nach der Front. 
Außerdem waren täglich 240 Laſtkraftwagen für die Poſt auf den Straßen 
unterwegs. 


Ein Vorläufer des neuzeitlichen Füllfederhalters. 
Von Poſtrat Thilo in Berlin. 


Die allgemeine Verbreitung, die der Füllfederhalter in den letzten Jahrzehnten 
gefunden hat, und die fortgeſetzte Ankündigung von allerlei neuen und verbeſſerten 
Arten in Zeitungen und Schreibwarengeſchäften haben wohl kaum einen Zweifel 
darüber aufkommen laſſen, daß der Füllfederhalter ein Kind der Technik jüngſter 
Zeit ſein müſſe. Und doch trifft ſolche Meinung nicht das Richtige. Der Wunſch, 
ein zum Gebrauch fertiges Tinten⸗Schreibgerät ſtets bequem mit ſich führen zu 
können, hat ſchon in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, als das Leben noch 
unter dem Zeichen »des Paßgangs und des Trabs« behaglich dahinfloß, zur An⸗ 
fertigung einer „tragbaren Schreibfeder mit Tinte geführt, über deren Brauch⸗ 
barkeit uns gute Zeugniffe vorliegen. | 

Der bekannte Berliner Buchhändler Friedrich Nicolai bringt in feiner »Be⸗ 
ſchreibung einer Reiſe durch Deutſchland und die Schweiz im Jahre 1781“ eine 
ausführliche Mitteilung über eine ſolche Schreibfeder, die er durch Beifügung einer 
guten Abbildung näher erläutert. Wir geben die Abbildung umſtehend wieder und ent- 
nehmen der Beſchreibung folgendes. | 

Zur Aufnahme der Tinte dient die Metallhülſe a-d-e-f, in die eine gewöhn⸗ 
liche Schreibfeder (Gänſekiel) eingeleimt iſt. Die Feder wird beim Tragen in der 
Taſche durch die Kapſel 9A geſchützt, die auf o-p aufzuſchrauben iſt. Der Boden 
der Kapſel trägt in der Mitte den eiſernen Stift *, der genau in die Offnung ! 
bei e-f hineinpaßt und dieſe feſt verſchließt, wenn die Kapſel aufgeſchraubt iſt. 
Zum Einfüllen der Tinte muß die Kapſel aufgeſetzt und der Korkpfropfen u ab- 
genommen werden. Nach dem Einfüllen iſt der Kork wieder aufzuſetzen und der 
Verſchluß durch Aufſchrauben des Metalldeckels 5 zu ſichern; nunmehr kann die 
Kapſel wieder abgenommen werden. Die in der Hülſe befindliche Tinte wird 
durch den Luftdruck gehalten und kann durch die kleine Offnung! nicht auslaufen; 
wenn man aber den Federhalter etwas bewegt, als ob man ſpritzen wollte, ſo 
geht die Tinte durch 2 in die Feder m und fließt beim Schreiben nach Bedürfnis 
langſam nach. Nicolai verſichert, daß man die Schreibfeder, wenn die Kapſel 
feſt aufgedreht ſei, ohne Bedenken ſtändig in der Taſche tragen könne, denn die 
kleine Offnung “ werde von dem Stift i fo genau verſchloſſen, daß bei allen 
Stößen des Wagens oder Pferdes keine Tinte herausfließen und die Kleider be- 
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ſchmutzen könne. -Man braucht und korrigiert die Schreibfeder wie jede andere 
und läßt, wenn ſie verbraucht iſt, eine neue einleimen. Auf der Platte des Metall— 
deckels „e pflegt man ſich einen Namenszug oder ein Petſchaft einſchneiden zu 
laſſen, damit man ſogleich einen Brief damit zuſiegeln kann.. Eine ſolche Schreib— 
feder, die von dem Mechanikus Scheller in Leipzig verfertigt wurde, koſtete mit 
Meſſinghülſe 10 Groſchen, von Horn etwas mehr. | 


Ein Füllfederhalter im 18. Jahrhundert. 


ite 0 
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Für den Reiſenden, ſagt Nicolai, habe ſolche Feder einen ganz außerordent— 
lichen Wert. Denn ſo wichtig es ſei, alle Eindrücke ſogleich aufzuſchreiben, um 
ein wahrheitsgetreues Reiſebild zu erhalten, ſo leicht unterbleibe es, wenn ein ge— 
höriges Schreibgerät nicht zur Hand ſei; und wenn man in Wirtshäuſern oft 
etwas aufzeichnen möchte, ſo iſt Zeit und Luſt vergangen, ehe man Tinte und 
Feder bekommt. Vermittelſt einer ſolchen Feder aber haben wir jeden Augenblick 
benutzen können. Anfänglich nahmen wir uns vor, jeden Abend die Geſchäfte des 
Tages anzumerken und das etwa fehlende in den Frühſtunden des folgenden Tages 
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nachzuholen. Die Erfahrung zeigte aber bald, daß dies nicht tunlich war. Man 
iſt abends oft ziemlich ſpät in Geſellſchaft, man iſt ermüdet, in den Frühſtunden 
kommt ein unvermuteter Beſuch oder eine andere Abhaltung: und iſt man einmal 
um zwey oder drey Tage zurück, ſo iſt gar keine Zeit da, das Verſäumte nach— 
zubofen. Dazu kam, daß wir ſehr oft, der Hitze wegen, und um Zeit zu ſparen, 
des Abends abreiſten, wo es dann an Muße zum Aufſchreiben gänzlich gebrach. 
Wir wollten zwar die Zeit des Wechſelns der Pferde nützen, dieſe war aber auch 
nicht hinlänglich. Wir verſuchten daher mit Bleiſtift im Wagen zu ſchreiben und 
überzogen das Geſchriebene nachher mit Tinte. Da aber dieſes bald auch zu viel 
Zeit erforderte, ſo verſuchten wir, was wir gleich hätten verſuchen ſollen: ver— 
mittelſt unſerer obengedachten Schreibfeder im Wagen mit Tinte zu ſchreiben. 
Im Anfange wollte es nicht glücken, aber nachdem wir einige dazu nötige Bequem— 
lichkeiten ausſtudiert hatten, ging es ſehr gut, und wir haben den Reſt der Reiſe 
über durch dieſes Mittel unſere Tagebücher viel vollſtändiger halten können und 
dadurch viel größeren Nutzen von derſelben gehabt. Ein neuer Beweis, daß kleine 
mechaniſche Vorteile oft wichtigen Einfluß haben«. 

Auch Reichard bezeichnet in feinem 1793 neuaufgelegten »Handbuch für Nei- 
ſende aus allen Ständen« die Schellerſche Schreibfeder als ungemein bequem. 
Das Urteil iſt umſomehr von Wert, als der 2. Auflage des Reihardfchen Hand— 
buchs in bezug auf Reiſeerleichterungen faſt durchweg eigene Erfahrungen des Ver— 
faſſers zu Grunde gelegt worden ſind. 

Wenn es auch außer Zweifel ſteht, daß die heute im Handel befindlichen Füll⸗ 
federbalter der »tragbaren Schreibfeder mit Tinte in bezug auf Sauberkeit, 
Ausſtattung und Dauerhaftigkeit überlegen ſind, ſo muß doch zugegeben werden, 
daß wir in dieſer Schreibfeder einen bemerkenswerten Vorläufer unſerer Füllfeder⸗ 
halter vor uns haben, dem Nicolai als einer nützlichen Erfindung für den Reiſen— 
den mit Recht eine allgemeine Verbreitung gewünſcht und vorausgeſagt hat. 


Die politiſche Tagespreſſe in Sachſen. 
Von Ober: Boitjefretär Ernft Molf in Chemnitz. 


Hierüber bringt Dr. jur. B. Winkler in der Zeitſchrift des Sächſiſchen Sta— 
tiſtiſchen Landesamts für 1918/19 bemerkenswerte Zahlenangaben, denen wir 
einige von allgemeinerem Belang entnehmen. Die erſte zuverläſſige Angabe über 
die Zahl der Zeitungen im ehemaligen Königreich Sachſen ſtammt aus dem 
Jahre 1812. Damals gab es 47 der Zenſur unterliegende periodiſche Blätter. 
Die älteſte noch erſcheinende Zeitung iſt die 1660 gegründete Leipziger Seitunge; 
von den 227 zurzeit in Sachſen erſcheinenden Zeitungen haben 17 ein Alter von 
mehr als 100 Jahren. Bei einem Vergleich der Zahlen der von 1866 ab er— 
ſcheinenden Zeitungen läßt ſich im Jahre 1897 ein Stillſtand in der Entwicklung 
erkennen, der bis 1910 dauert. In den Jahren 1914 und 1917 tritt ein 
. Rückgang zutage. Denn auf 100 000 Einwohner kommen 1866: 4,6, 
1897: 1910: 5,3, 1913: 6,2, 1914: 5,0 und 1917: 4,7 Zeitungen. Das 
Jahr 1917 weiſt ſomit eine faſt an die niedrige Jahl für 1866 nach dem preußiſch— 
öfterreichifchen Kriege heranreichende Jahl auf. Von allen im Deutſchen Reich 
erſcheinenden politiſchen Blättern entfielen 1917 auf Sachſen 7,709 Dies 
entſpricht ungefähr dem Anteil ſeiner Einwohnerzahl an der Einwohnerzahl 
der Reichsbevölkerung. Die Auflagezahl der Zeitungen iſt ſtändig geſtiegen. 
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Ungefähr betrug die Geſamtauflage 1897: 1075000, 1914: 1540 000, 1917: 
1879000. Die durchſchnittliche Auflage einer Zeitung beträgt rund 8 300 Stück. 
Die Zeitungen mit niedrigerer Auflage ſind zurückgegangen, die mit höherer haben 
zugenommen. Trotz der Papierknappheit haben die Verleger die Häufigkeit des 
Erſcheinens nicht eingeſchränkt. Es erſchienen 

3 mal wöchentlich: 1897. . . . . . 47 vH, 1914. . . . . 38 vH, 1917. . . . . .3I vH, 
6 5 1897 28 vH, 1914. . . ... 45 vH, 1917... ... 51 vH. 

Von den Parteiblättern haben ſich die konſervativen Zeitungen bis 1914 an— 
nähernd auf gleicher Höhe gehalten, im Jahre 1917 aber beträchtlich abgenommen. 
Die liberalen Zeitungen weiſen von 1897 bis 1910 einen gleichmäßigen Stand, 
1914 ein plötzliches Emporſſynellen und 1917 ein ſtarkes Sinken auf. Die 
ſozialdemokratiſche Preſſe hat, abgeſehen von einem Sinken 1914, von 1897 
bis 1917 einen ſehr gleichmäßigen Stand. Von den bürgerlichen Zeitungen er— 
ſcheinen die meiſten in der Ortsgrößenklaſſe von 5 000 bis 20000 Einwohnern, 
auf die Großſtädte mit mehr als 100 000 Einwohnern entfällt etwa ½ ; von 
den ſozialdemokratiſchen Blättern erſcheint die Hälfte in Großſtädten mit über 
100 000 Einwohnern, nur eins in der Ortsgrößenklaſſe 5000 bis 20 000. Die 
durchſchnittliche Auflagezahl der ſozialdemokratiſchen Blätter mit rund 30 000 
überſteigt die durchſchnittliche, Auflage von 8 300 aller ſächſiſchen Zeitungen um 
das 3. bis 4fache. Am billigſten find die parteiloſen Zeitungen, am teuerſten die 
ſozialdemokratiſchen. Die Leſer der 227 Zeitungen geben jährlich rund 13 Millionen 
Mark dafür aus. Der jährliche Papierverbrauch der ſächſiſchen politiſchen Zeitungen 
beträgt unter Zugrundelegung der Zahlen der Poſtzeitungsliſte 1917 und einer 
Durchſchnittsauflage von 8 300 Stück rund 12 500 000 kg, wovon auf die Leip— 
ziger Neueſten Nachrichten allein über 5 Millionen kg entfallen. 

Im Hinblick auf die von Aſchenborn und Dambach in den Erläuterungen zum 
Poſtgeſetz gegebenen Erklärungen und angeführten Entſcheidungen oberſter Gerichte 
zum Begriff »Zeitung«e und »Zeitſchrift« iſt die dafür gegebene Begriffsbeſtim— 
mung für den Poſtbeamten beſonders bemerkenswert. Im D. Stat. Zentralblatt 
für 1916, Sp. 124, hat Geiler eine neue Erklärung gegeben, indem er folgende 
fünf Erforderniſſe aufſtellt, die alle zuſammen das Weſen der nenzeitlichen Zeitung 
ausmachen ſollen: | 

1. die unbedingt regelmäßige Erſcheinungsweiſe, 

2. die unbedingte Publizität, 

3. die Eigenſchaft als berufsmäßige Nachrichten vermittlerin, 

4. die Vielſeitigkeit des Inhalts, 

5. ein großes Maß von Aktualität und vorwiegend zeitgemäßer Inhalt. 


Man hat an dieſer Begriffsbeſtimmung getadelt, daß alle Merkmale, die nach Geiler 
zu einer Zeitung gehören, auch auf die Depeſchenangaben des Wolffſchen Telegraphen— 
büros zutreffen, die ſicherlich niemand als Zeitungen anſehen und in eine Preſſeſtatiſtik 
aufnehmen wird. Ganz abgeſehen von der Form unterſcheiden ſich die Depeſchen 
von einer Tageszeitung beſonders dadurch, daß ſie keine Anzeigen enthalten. 
Nimmt man dieſes Merkmal in Geilers Erklärung auf, ſo wird ſie vollkommen. 
Geiler verlangt in Punkt 2 »die unbedingte Publizität«. Er verſteht darunter 
die Eigenſchaft der Zeitung, daß fie ſich notwendig an den Kreis der großen All— 
gemeinheit wendet. Heutzutage iſt es jedoch für eine Zeitung ebenſo weſentlich 
nicht nur, daß ſie ſich an jedermann wendet, ſondern daß auch jedermann ſich an 
ſie wenden und durch ſie ſeine Stimme hören laſſen kann. Das kann in der 
Form von Aufſätzen, Mitteilungen, Aufrufen und, was das Häufigſte iſt, durch 
Anzeigen geſchehen. Es iſt das eine Seite der Publizität, die ich die paſſive 
nennen möchte, während man die andere mit aktiver Publizität bezeichnen kann. 
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Als Punkt 2 der Geilerſchen Begriffsbeſtimmung ergibt ſich dann die Forderung: 
die unbedingte aktive und paſſive Publizität. | 

Es kann auch Zeitſchriften geben, die ſich an jedermann wenden und deren 
Spalten jedermann offenſtehen, aber ein weſentliches Merkmal iſt das für Zeit⸗ 
ſchriften nicht, ebenſowenig wie für die Wolffſchen Depeſchen, während bei einer 
Zeitung dieſe Eigenſchaft zuſammen mit den vier anderen vorhanden ſein muß. 


Ein Urteil des Reichs diſziplinarhofs zur Auslegung 
des § 78 RBG. 


Wenn von den gewöhnlichen Strafgerichten auf Freiſprechung erkannt worden 
iſt, findet nach S 78 RBG. wegen derjenigen Tatſachen, die in der gericht: 
lichen Unterſuchung erörtert worden find, ein Diſziplinarverfahren nur noch in⸗ 
ſofern ſtatt, als fie an ſich und ohne ihre Beziehung zu dem geſetzlichen Tat- 
beſtande der ſtrafbaren Handlung, die den Gegenſtand der Unterſuchung bildete, 
ein Dienſtvergehen enthalten. Zur Auslegung dieſer Beſtimmung bietet ein Urteil 
des Reichsdiſziplinarhofs vom 7. Juli 1919 einen wertvollen Beitrag. 

Der Angeſchuldigte, der als Kaſſenbeamter im Reichsdienſt angeſtellt war, 
führte das auf die Hinterlegungen bezügliche Kautionseffekten⸗Journal. In der 
Zeit vom Oktober 1912 bis zum Juli 1913 nahm er die ihm amtlich zugäng⸗ 
lichen Wertpapiere von 6 Firmen an ſich und verpfändete ſie für ſeine Rechnung. 
Um das zu verdecken, führte er die Bücher unrichtig. In einem Falle änderte er 
auch das Datum eines Überſendungsſchreibens. Gegen ihn wurde daher das Haupt— 
verfahren vor dem Schwurgericht wegen Verbrechens gegen § 350, 351 StGB. 
(Unterſchlagung im Amte) und 348, 349 StGB. (vorſätzliche Verfälſchung einer 
Urkunde) eröffnet. Die Geſchworenen verneinten die Schuldfragen, und der An- 
geſchuldigte wurde freigeſprochen. Im förmlichen Diſziplinarverfahren wurde er zur 
Dienſtentlaſſung verurteilt. Aus den Gründen des Urteils des Diſziplinarhofs iſt 
folgendes hervorzuheben. 

Mit Rückſicht auf §S 78 RBG. war zu prüfen, welche Tatbeſtandsmerkmale 
der Strafrichter mit ſeiner freiſprechenden Entſcheidung verneint und damit einer 
weiteren Erörterung durch das Diſziplinarverfahren entzogen hat. Tatſachen, 
deren Vorhandenſein durch die Verneinung der Schuldfrage nicht in Zweifel 
gezogen iſt, unterliegen auch nach der ſtrafgerichtlichen Freiſprechung der Entſcheidung 
des Diſziplinarrichters. Die dem Diſziplinarrichter obliegende Prüfungspfticht iſt 
nach dem Geſetz uneingeſchränkt und beſteht deshalb auch gegenüber den Ent⸗ 
ſcheidungen der Schwurgerichte. Da die Sprüche der Geſchworenen keine Ent⸗ 
ſcheidungsgründe enthalten, muß der Diſziplinarrichter auf Grund der Sachlage 
ermitteln, welche für den Tatbeſtand in Betracht kommenden Umſtände von den 

Geſchworenen verneint worden ſind oder doch verneint ſein mögen, und welche 
zweifellos nicht haben verneint werden ſollen. | 

Im vorliegenden Falle haben die Geſchworenen unzweifelhaft verneint, daß 
der re: hinſichtlich der Wertpapiere eine rechtswidrige Zueignung und 
hinſichtlich des ÜUberſendungsſchreibens die vorſätzliche Verfälſchung einer Urkunde 
vorgenommen habe. Auf welchen rechtlichen Erwägungen dieſe Entſcheidung 
beruhen mag, iſt nicht zu prüfen. Unzweifelhaft erſcheint aber, daß die Ge⸗ 
ſchworenen folgende Umſtände nicht verneint haben. Nach Lage der Sache kann 
von ihnen nicht verneint ſein, 
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1. daß der Angeſchuldigte diejenige Perſon geweſen iſt, die allein als Täter 
der ihm zur Laſt gelegten Handlungen in Betracht kommt; - 

2. daß der Angeklagte über die Wertpapiere — wenn auch ohne den Vorſatz 
rechtswidriger Zueignung — durch Verpfändung für eigene Rechnung verfügt 
hat, zur Verdeckung feiner Verfügungen das Kautionseffekten-⸗Journal 
und das Regiſter der Hinterlegungen in der dargelegten Weiſe unrichtig 
geführt, endlich in dem Überſendungsſchreiben das Datum und den Tag 
der Fälligkeit der Zinsſcheine — wenn auch ohne den Vorſatz, eine Urkunde 
zu verfaͤlſchen — abgeändert hat; 

3. daß der Angeſchuldigte bei Vornahme der ihm zur Laſt gelegten Handlungen 
im ſtrafrechtlichen Sinne zurechnungsfähig war. 


Die Auffaſſung der Berufungsrechtfertigung, es müſſe als Grund des Freiſpruchs 
der Geſchworenen die dem Angeſchuldigten theoretiſch günſtigſte Möglichkeit gelten, 
findet im § 78 RBG. keine Stütze. Die vielfach und in eingehendſter Weiſe von 
dem Angeſchuldigten ſelbſt klargeſtellten Vorgänge in Zweifel zu ziehen, gibt der 
Spruch der Geſchworenen keinen Anlaß. 

Der Angeſchuldigte, der darauf rechnete, die verpfändeten Papiere mit Hilfe 
ſeines Schwagers und ſeiner Schweſter nötigenfalls ſofort einlöſen zu können, war 
ſich nach der inſoweit maßgebenden Entſcheidung des Schwurgerichts nicht bewußt, 
ſich in fremdem Eigentum ſtehende Papiere rechtswidrig zuzueignen und in 
Beziehung auf eine Unterſchlagung im Amte die eingeräumten Unrichtigkeiten 
in der Führung des Kautionseffekten-Journals und des Regiſters der Hinter 
legungen zu begehen. Er war ſich bei den in dem Überſendungsſchreiben vor— 
genommenen Anderungen nicht bewußt, eine Urkunde zu verfälſchen. Er iſt ſich 
aber als Kaſſenbeamter darüber klar geweſen, daß er durch die Herausnahme der 
Wertpapiere aus dem Gewahrſam der Werft und durch ihre Benutzung zu 
eigennützigen Zwecken eine grobe Pflichtwidrigkeit beging. Das ergibt ſich ſchon 
aus den Mitteln, die er angewendet hat, um ſeine Handlungen der Entdeckung zu 
entziehen: der Unterlaſſung von Eintragungen in das Kautionseffekten-Journal, der 
aktenwidrigen Ausbuchungsvermerke und der Anderung eines Belegs, des Über- 
ſendungsſchreibens. Auch dieſe Handlungen find eine ſchwere Verletzung der Dienſt— 
pflicht des Angeſchuldigten, deſſen weſentlichſte dienſtliche Aufgabe darin beſtand, 
als Kaſſenbeamter die zur Kaſſe der Werft gelangten Werte in Ordnung zu halten 
und ſo zu buchen, daß ihr Verbleib aus den Eintragungen jederzeit nachweisbar 
war. Der Angeſchuldigte hat durch ſein geſamtes, die Wertpapiere betreffendes 
Verhalten ein ſolches Maß von Unzuverläſſigkeit und Gewiſſenloſigkeit an den Tag 
gelegt, daß ſein weiteres Verbleiben im Reichsdienſte das Wohl des Reichs erheblich 
gefährden würde. 


Kleine Mitteilungen. 


Das Betriebsergebnis auf den preußiſch-heſſiſchen Staatsbahnen 
im Rechnungsjahr 1918 läßt ſich, nachdem die Geſamteinnahme aus 1918 
feſtgeſtellt iſt, nunmehr genauer überſehen, als es bei der Aufſtellung des Haus— 
haltsplans für 1919 möglich war, bei dem das letzte Vierteljahr für 1918 — 
vom 1. Januar bis 31. März 1919 — noch nicht berückſichtigt werden konnte. 
Damals bereits wurde im Hinblick auf die großen Mehraufwendungen im Eiſen⸗ 
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bahnbetrieb mit einem Fehlbetrag von rund 1,2 Milliarden Mark bei der Eiſenbahn 
gerechnet, wobei jedoch vorausgeſetzt wurde, daß die Einnahmen des Betriebs in 
den Monaten vom Januar bis März 1919 bei im allgemeinen gleichbleibenden 
Ausgaben nicht hinter denen der Monate April bis Dezember 1918 zurückbleiben 
würden. Die Vorausſetzung iſt jedoch nicht eingetroffen, vielmehr ſind die Ausgaben 
bei ſinkenden Einnahmen immer weiter geſtiegen. Dabei hat neben den bedeutenden 
Einſchränkungen im Zugverkehr insbeſondere der Rückgang des Güterverkehrs eine 
große Rolle geſpielt. Nach den abſchließenden Feſtſtellungen betrug die Gefamt- 
einnahme auf den preußiſch-heſſiſchen Staatsbahnen im Rechnungsjahre 1918 
rund 3¼ Milliarden Mark, alſo 475 000 weniger als im Rechnungsjahre 1917, 
obwohl ſich bereits die Kriegserhöhung der Gebührenſätze des Güterverkehrs von 
15 v H geltend machte und auch die Mehreinnahmen aus der Erhöhung des 
Perſonenfahrgeldes mit eingerechnet ſind. 

Noch in der erſten Hälfte des Rechnungsjahrs hatte man gehofft, mit einem, 
wenn auch kleinen Überſchuß aus dem Staatsbahnbetrieb abſchließen zu können, 
da in dem Zeitabſchnitte dem Überſchuß der Einnahmen von 18,53 v H ein Mehr- 
koſtenaufwand von nur 15 v H gegenüberſtand. Bis zum 31. Dezember 1918 war 
der Einnahmeüberſchuß ſchon auf 9,82 v H gegen das Vorjahr zurückgegangen und 
beim Abſchluß des Rechnungsjabrs beträgt er nur 0,01 vH. Der Hauptgrund 
dafür liegt darin, daß die Löhne dauernd geſtiegen, und daß die Bauſtoffe immer 
teurer geworden ſind. 

Der Monat April des Rechnungsjahrs 1919 ſchließt noch ungünſtiger ab und 
zeigt einen Rückgang der Verkehrseinnahmen von 14,89 v H gegen den gleichen 
Monat des Vorjahrs. Die Mindereinnahme beläuft ſich beim Perſonengeld auf 
2,7605 und bei den Einkünften aus dem Güterverkehr auf 21,12 v H, obgleich 
inzwiſchen eine abermalige Erhöhung der Gebühren ſowohl im Güterverkehr als 
auch im Perſonenverkehr ſtattgefunden hat. (Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſen— 
bahnverwaltungen, 1919, Nr. 44, S. 459.) 


In der Deutſchen Chemiſchen Geſellſchaft iſt kürzlich ein Vortrag gehalten 
worden über das bisher als ſtreng geheim behandelte, erſt im Kriege entwickelte 
Verfahren der Herſtellung von Sprengſtoff aus Zucker. Danach iſt es 
gelungen, aus dem Zucker in genügender Menge Glyzerin auszuſcheiden, das be— 
kanntlich bei der Anfertigung eines der wichtigſten Sprengſtoffe, des Trinitrol⸗ 
alvzering, verwendet wird. Das Glpzerin wurde bis dahin faſt ausſchließlich aus 
Fett gewonnen, als Nebenerzeugnis bei der Seifenherſtellung. Es handelte ſich 
daher entweder darum, das geſamte im Inlande vorhandene Fett der Volks- 
ernährung zu entziehen oder auf den für die Kriegführung unentbehrlichen Spreng- 
ſtoff zu verzichten. Nach Lage der Sache war beides völlig unmöglich, ſofern der 
Widerſtand Deutſchlands nicht vorzeitig erlahmen ſollte. In dieſer Verlegenheit 
bot das Verfahren, Glyzerin durch Gärung aus Zucker zu erlangen, einen Ausweg. 
Bis dahin war in der Chemie nur bekannt, daß ſich beim Gären des Zuckers 
Glyzerin in geringer Menge bildete. Die Aufgabe, die Glyzerinbildung zu ſteigern, 
wurde dadurch erſchwert, daß auf die Erhaltung der Gärtätigkeit und auf die 
Lebensfähigkeit der Hefe Rückſicht genommen werden mußte. Die Verſuche ergaben 
indes, daß die Ausbeute an Glyzerin bedeutend erhöht wurde, wenn man Natrium- 
ſulfat zum Gäranſatz hinzutat. Nach anfänglichen Schwierigkeiten gelang es 
ſchließlich, aus 100 Teilen Zucker 20 Teile Glyzerin, 27 Teile Ammoniak und 
3 Teile Aldehyd zu gewinnen. Das Verfahren wurde nun einheitlich geregelt 
und binnen wenigen Monaten bei zahlreichen chemiſchen Werken eingeführt. Die 
aus dieſem Anlaß neu gegründeten Protol-⸗Werke ſtellten beiſpielsweiſe monatlich 
1000 t Glyzerin her bei einem jährlichen Verbrauch von nahezu 70000 t Zucker. 
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Die weitere Anwendung des Verfahrens im Frieden iſt lediglich eine wirt— 
ſchaftliche Frage. Die Wahrſcheinlichkeit eines erfolgreichen Wettbewerbs durch 
das als Nebenerzeugnis bei der Seifenherſtellung gewonnene Glznzerin iſt nicht 
ſehr groß. (Tägliche Rundſchau, 1919, Nr. 358.) 


Die Stickſtoffwirtſchaft Deutſchlands im Kriege. Durch die Ab— 
ſperrung von der See her war Deutſchland bald nach dem Ausbruch des Krieges 
für den Verbrauch von Stickſtoff faſt vollſtändig auf die Eigenerzeugung an— 
gewieſen. Außer den beiden Verfahren der Gewinnung von Stickſtoff aus dem 
Kalkſtickſtoff und aus dem bei den Kokereien und Gasanſtalten gewonnenen Kohlen— 
ammoniak war es vor allem das neue Verfahren der Ammoniakſyntheſe nach 
Haber, dem ſich die deutſche Wiſſenſchaft mit ebenſo großem Nachdruck wie Erfolg 
zuwandte. Das war um fo dringender geboten, als die aus dem Kalkſtickſtoff 
und dem Kohlenammoniak hergeſtellten Stickſtoffmengen für den Bedarf der Ge— 
ſchoß⸗, Bomben- und Minenwerkſtätten bei weitem nicht ausreichten. 

Verſuche in der Badiſchen Anilin- und Sodafabrik in Ludwigshafen hatten 
ergeben, daß das Haber-Boſch-Verfahren vor den anderen Gewinnungsarten bei 
weitem den Vorzug verdiente. Es galt dabei mit der Beſchaffung des Primär— 
ſtickſtoffs die Aufgabe zu löſen, dieſen aus der Ammoniakform in die Salpeterform 
zu überführen. Die Löſung wurde geſucht und gefunden in der Verbrennung 
eines Ammoniakluftgemiſches zu Nitroſe und Umwandlung der Nitroſe zu wäſſeriger 
Salpeterſäure. 

Die der Wiſſenſchaft geſtellte Aufgabe, den Chileſalpeter durch Kunſtſalpeter zu 
erſetzen, gelang glänzend und, was beſonders wichtig war, ſo rechtzeitig, daß die 
Kriegswerkſtätten in dem Augenblick ausreichend mit Kunſtſalpeter beliefert werden 
konnten, als die beim Ausbruch des Krieges vorhanden geweſenen Vorräte 
an natürlichem (Chile) Salpeter aufgebraucht waren. Die von unſeren Feinden 
mit der Abſperrung Deutſchlands erhoffte Stockung in der Geſchoß uſw. Her— 
ſtellung, die unabſehbare Folgen hätte haben müſſen, trat infolgedeſſen weder bei 
uns, noch bei dem mit uns verbündeten Oſterreich⸗Ungarn ein. 

Welchen Umfang die künſtliche Stickſtoffgewinnung bereits erreicht hat, geht 
daraus hervor, daß, während das Ammoniak der Gasanſtalten vor 30 Jahren 
die einzige deutſche Stickſtoffquelle bildete, jetzt der in Gasanſtalten gewonnene 
Stickſtoff nur 5 v H der geſamten deutſchen Stickſtofferzeugung ausmacht. Mit 
den alten und den neuerſchloſſenen Stickſtoffquellen wird Deutſchland imſtande ſein, 
den Ertrag ſeiner Landwirtſchaft bis zur Vollerzeugung des Eigenbedarfs an 
Lebens. und Futtermitteln zu'ſteigern. (Geſundheitsingenieur, 1919, Nr. 22, S. 239.) 


Verbeſſerungen an Glühlampen. Wie aus den Niederlanden mitgeteilt 
wird, hat man dort neuerdings Metallfadenlampen hergeſtellt, bei denen die ſonſt 
nach längerem Brennen durch das Verdampfen des Fadeus eintretende een 
der Birne nicht mehr vorkommt. Zu dem Zweck wird die innere Birnenwand 
mit einer dünnen Schicht von Natriumoxyd, Natriumphosphat oder Natriumwolf— 
ramat überzogen, deren Dampfdruck während des Brennens gleich oder nahezu 
gleich Null iſt. Durch das Glühen des Fadens werden verdampfende Teilchen 
der Salzſchicht gelöſt, wobei ſich eine neue gallertſtoffartige Maſſe bildet, deren 
Lichtzerſtreuung ſo gering iſt, daß eine Schwärzung der Birne, wenn auch nicht 
völlig verhindert, ſo doch auf längere Zeit verzögert wird. 

Eine andere Verbeſſerung an Glühlampen iſt einem deutſchen Erfinder gelungen. 
Um die Lebensdauer der ſogenannten Kohlefadenlampen zu verlängern, werden die 
Lampen mit einer kohlenwaſſerſtoffhaltigen Gasfüllung verſehen. Die Füllung 
beſteht aus Stickſtoff, Argon oder anderen ſauerſtofffreien Gaſen, denen eine gewiſſe 
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Menge eines gasförmigen Kohlenwaſſerſtoffs beigemiſcht wird. Ferner hat man 
dem Kohlefaden eine Bügel- oder Schleifenform von verhältnismäßig geringem 
Durchmeſſer gegeben. Nach den angeſtellten Verſuchen iſt die Lebensdauer ſolcher 
Lampen durch das neue Verfahren auf 800 Stunden gebracht worden bei einem 
Stromverbrauch, der nur etwa die Hälfte bis drei Viertel des Stromverbrauchs 
der Kohlefadenlampen ohne Gasfüllung beträgt. Außerdem ſind die Lampen mit 
Gasfüllung infolge der geänderten Form des Fadens nicht mehr ſo empfindlich 
gegen Erſchütterungen oder Stöße wie früher. (Beiblatt zum Prometheus, 1919, 
Nr. 1550, S. 163.) * f 

Eine neue Erfindung im Schweißfach. Zwei ſchwediſche Handwerker 
haben einen neuen Schweiß und Schneidebrenner erfunden. Die Vorrichtung iſt 
für Schweißen und Schneiden vereinigt und unterſcheidet ſich von den bisherigen 
Vorrichtungen hauptſächlich durch den Bau des Ventilgehäuſes. Durch eine fin. 
reiche Anordnung am Ventilgehäuſe können die Brennerrohre ausgewechſelt werden, 
ſo daß der Brenner ſowohl für das Schweißen wie für das Schneiden verwendet 
werden kann. | 

Die im Handel vorkommenden Schweiß- und Schneidevorrichtungen beſtanden 
bisher aus zwei beſonderen Werkzeugen, die bei der Umſtellung vom Schweißen 
zum Schneiden oder umgekehrt jedesmal an den Gasſchläuchen ausgewechſelt und 
dann wieder ſorgfältig befeſtigt werden mußten. Bei dem neuen Brenner geſchieht 
die Auswechſlung einfach in der Weiſe, daß man nur das vordere Brennrohr 
austauſcht, während das gemeinſame Ventilgehäuſe feſt ſitzen bleibt. Man erzielt 
dadurch eine wünſchenswerte Zeiterſparnis, größere Sicherheit in der Handhabung 
des Brenners und einen geringeren Gasverbrauch. Außerdem zeichnet ſich der 
Brenner vor anderen durch beſſere Handlichkeit beim Arbeiten, durch geringeres 
Gewicht und durch ſeine Billigkeit aus. (Beiblatt zum Prometheus, 1919, 
Nr. 1548, S. 153/154.) 


Nachruf. 
Geheimer Voftrat Galle 7. 


Der frühere langjährige Vizedirektor des Internationalen Büros des Welt— 
poſtvereins, Geheimer Poſtrat Hermann Galle, iſt, wie der Schriftleitung erſt 
nachträglich bekannt geworden iſt, am 2. Auguſt 1919 in Wiesbaden, wo er nach 
dem Scheiden aus dem Dienſte ſeinen Wohnſitz genommen hatte, in dem hohen 
Alter von faſt 82 Jahren nach langer und ſchwerer Krankheit verſchieden. 

Galle trat Ende 1856 in den preußiſchen Poſtdienſt ein, war zunächſt in 
ſeinem Heimatbezirk Frankfurt (Oder) beſchäftigt und kam nach Ablegung der erſten 
Prüfung in den Cölner Bezirk, wo er längere Zeit bei der Zweigſtelle des Bahn⸗ 
poſtamts 10 in Verviers tätig war und Gelegenheit hatte, ſeine Sprachkenntniſſe 
zu erweitern und genaue Einſicht in den internationalen Dienſt zu erlangen. 
1872 wurde er in das Auslandsbüro des Reichs⸗Poſtamts verſetzt, Anfang 1874 
beſtand er die höhere Verwaltungsprüfung. Nach der Gründung des Weltpoſtvereins 
zam 1. Juli 1875 wurde Galle von der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung zum zweiten 
Sekretär des Internationalen Büros dieſes Vereins in Bern berufen und er rückte 
bald in die Stelle des erſten Sekretärs auf. 1892 wurde er zum Vizedirektor des 
Büros ernannt, und er blieb in dieſer Stellung, bis er am 1. November 1907 
nach einer Dienſtzeit von mehr als 50 Jahren in den Ruheſtand trat. Galle, 
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dem 1882 der Charakter als Poſtrat und 1900 der Charakter als Geheimer Poſtrat 
verliehen wurde, war ein pflichttreuer, ganz in ſeinem Beruf aufgehender Mann. 
Den internationalen Poſtdienſt und das internationale Poſtrecht kannte er genau. 
An vier Weltpoſtkongreſſen, in Liſſabon, Wien, Waſhington und Rom, hat er 
teilgenommen und als Vizedirektor den bei den Kongreſſen ſeinem Büro zu— 
fallenden umfangreichen Betrieb in ausgezeichneter Weiſe geleitet. 


Schriftwerke. 


Techn iſcher Index (Jahrbuch der techniſchen Zeitſchriften-, Buch und Bro; 
ſchüren⸗Literatur). Auskunft über Veröffentlichungen in der techniſchen 
Fachpreſſe und auf dem techniſchen Büchermarkte nach Sachgebieten, ver— 
bunden mit dem Techniſchen Zeitſchriftenführer. Ausgabe 1918. 5. Tabr- 
gang. Von Heinrich Rieſer. Berlin W62? und Wien I. Verlag 
für Fachliteratur Gef. m. b. H. Preis 8 l. 


In der vorliegenden neuen Auflage des Werkes, deſſen Zweck und Einrichtung 
im Archiv 1919, S. 32, näher erörtert worden ſind, haben neben dem techniſchen 
Zeitſchriftentum auch die techniſchen Veröffentlichungen in Buchform u. dgl. Be: 
rückſichtigung gefunden. Im Zuſammenhange damit iſt dem Werk ein ſogenannter 
Verlegerſchlüſſel eingefügt worden, der es, ähnlich wie der Schlüſſel für die Zeit— 
ſchriften, ermöglicht, die Herausgeberſtellen der Bucherſcheinungen raſch und mühelos 
zu ermitteln. Die Zahl der benutzten Zeitſchriften hat ſich wiederum vermehrt. 
Hinter den Fachgruppen, für die eigene Fachzeitſchriften beſtehen, werden dieſe 
jetzt namentlich aufgeführt. 

Auch aus dem neuen Jahrgange des bekannten Nachſchlagewerks läßt ſich leicht 
und ohne größeren Zeitaufwand ein Überblick darüber gewinnen, in welcher Rich— 
tung ſich die Fortſchritte der Technik und Wirtſchaft auf den einzelnen Fachgebieten 
ſeit der vorhergegangenen Ausgabe bewegt haben. Er wird wie ſeine Vorläufer 
von vielen willkommen geheißen werden. 


. Nachweis 
von Aufſätzen und Mitteilungen über das Poſt⸗, Telegrapben- und Fernſprechweſen 
aus der Zeitſchriftenſammlung der Bücherei des Reichspoſtminiſteriums. 


(Oktober bis Dezember 1919) 


A. Liſte der Zeitſchriften. 


1. Amtliche Nachrichten des Reichsverſicherungsamts. Berlin. 

2. Annalen der Hydrographie und maritimen Meteorologie. Berlin. 

3. Annalen des Deutſchen Reichs für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft. München. 
4. Annales des Postes, Telegraphes et Telephones. Paris. 
5. Die Arbeiter Verforguna. Berlin. 

65. Archiv des oͤffentlichen Rechts. Tübingen. 

7. Archiv für Eiſenbahnweſen. Berlin. 

8. Archiv für Poſt und Telegraphie. Berlin. 

9. Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik. Tübingen. 

10. Ausland und Heimat. Berlin. 

11. Die Bank. Monatshefte für Finanz- und Bankweſen. Berlin. 

12. Baverifche Verkehrsblätter. München. 
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Berliner Architekturwelt. Berlin. 

. Blätter für Architektur und Kunſthandwerk. Berlin. 

Blätter für Genoſſenſchaftsweſen. Berlin. 

7. Blätter für Poſt und Telegraphie. Zeitſchrift der höheren Poſt, und Telegraphen— „Beamten. 


Berlin 


Concordia. Zeitſchrift der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt. Berlin. 
Deutſche Bauzeitung. Berlin. 


Deutſche Beamten Rundſchau. Frankfurt (Oder). 
Deutſche Juriſten⸗Zeitung. Berlin. 


Deutſche Kolonialzeitung. Berlin. 
2. Deutſche Kunſt und Dekoration. Darmſtadt. 


Deutſche Poſtzeitung. Berlin. 


Deutſche Revue. Stuttgart. 
Deutſche Rundſchau. Berlin. 


Deutſche Strafrechts Zeitung. Berlin. 


Deutſche Verkehrs⸗Zeitung. Berlin. 

Deutſches Handels-Archiv. Verlin. 

Deutſches Kolonialblatt. Berlin. 

Eiſenbahn⸗Verordnungs-Blatt. Berlin. 

Eiſenbahn und verkehrsrechtliche Entſcheidungen und Abhandlungen (Zeitſchrift für Eiſenbahn⸗ 


und Verkehrsrecht von Eger). Berlin. 


2. Elektrotechniſche Zeitſchrift. Berlin. N 
Finanz ⸗Archiv. Zeitſchrift für das geſamte Finanzweſen. Stuttgart 
Finanz ⸗Miniſterial⸗Blatt. Berlin. 

Geſundheits- Ingenieur. München. 

. Die Grenzboten. Berlin. 

Handel und Gewerbe. Berlin. 

Hanſa. Hamburg. 

Heeres Verordnungsblatt. Berlin. 


Jahrbuch der drahtloſen Telegraphie und Telephonie. Leipzig. 
Jahrbücher für Nationalökonomie und Statiſtik (Hildebrand). Jena. 


„Die Invaliditäts- und Alterd-Verfiherung im Deutſchen Reiche. Mainz. 
. Journal Telegraphique. Bern. 


Juſtiz-Miniſterial⸗Blatt für die preußiſche Geſetzgebung und Rechtspflege. Berlin. 


Marineverordnungsblatt. Berlin. 

5. Militär⸗Wochenblatt. Berlin. 

. Minifterialblatt der Preußiſchen Verwaltung für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. Berlin. 
. Minijterial-Blatt für die Preußiſche innere Verwaltung. Berlin. 

Mitteilungen aus dem Materialprüfungsamt zu Berlin Lichterfelde (Weit). Verlin. 

. Mitteilungen der Normal-Eichungskommiſſion. Berlin. 

. Monatfchrift für deutſche Beamte. Berlin. 

2. Das neue Deutſchland. Gotha. 

3. Neue Poſt. Berlin. 

Neue Poſtaliſche Rundſchau. Breslau. 

Nord und Süd. Breslau. 

. Dr. A. Petermanns Mitteilungen aus Juſtus Perthes' geographiſcher Anſtalt. Gotha. 

. Poſtaliſche Rundſchau. Berlin. 

Prometheus. Illuſtrierte Wochenſchrift über die Fortſchritte in Gewerbe, Induſtrie und Wiſſen⸗ 


ſchaft. Leipzig. 


Das Recht. Rundſchau für den deutſchen Juriſtenſtand. Hannover. 
Recht und Wirtſchaft. Berlin. 
Schmollers Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft im Deutſchen Reiche. 


Leipzig. 


Sparkaſſe. Volkswirtſchaftliche Zeitſchrift. Hannover. 

. Statiftif des Deutſchen Reichs. Berlin. 

Statiſtik des Deutſchen Reichs. Neue Folge. Berlin. 
Statiſtik des Deutſchen Reichs. Vierteljahrsbefte. Berlin. 

. Statiſtik, Preußiſche. Berlin. 

Süddeutſche Monatshefte. München. 

Telegraphen- und Fernſprech. Technjk. Berlin. 

Überall. Illuſtrierte Zeitſchrift für Armee und Marine. Berlin. 


Die Umſchau. Leipzig. 


. L’ Union Postale. Bern. 

2. Verhandlungen des Vereins zur Beförderung des Gewerbfleißes. Berlin. 
Veröffentlichungen des Reichsauſſichtsamts für Privatverſicherung. Berlin. 
Veroffentlichungen des Reichsgeſundheitsamts. Berlin. 


I. 
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Weltwirtſchaft. Monatſchrift für Weltwirtſchaft, Auslandkunde und Auslanddeutſchtum. Berlin. 


5. Weltwirtſchaftliches Archiw. Jena. 

Wirtſchaftsdienſt. Hamburg. 

Württembergiſche Verkehrs Zeitung. Stuttgart. 

JZeitſchrift der Geſellſchaft für Erdkunde zu Berlin. Berlin. 
Zeitſchrift des Allgemeinen Deutſchen Sprachvereins. Halle (Saale). 
JZeitſchrift des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts. Berlin. 
Zeitſchrift für Bauweſen. Berlin. 

Zeitſchrift für Beleuchtungsweſen, Heizungs- und Lüftungstechnik. Berlin. 
Zeitſchrift für die geſamte Staatswiſſenſchaft. Tübingen. 
Zeitſchrift für Kleinbahnen. Berlin. 

z. Zeitſchrift für Verſicherungsweſen. Berlin. 

. A für Wohnungsweſen. Berlin. 

Zeitung des Vereins deutſcher Eijenbabnverwaltungen. Berlin. 
Zentralblatt der Bauverwaltung. Berlin. 

Zentralblatt für das Deutſche Reich. Berlin. 


B. Nachweis der Aufſätze uſw. “). 
Gemeinſame Angelegenheiten des Poſt⸗, Telegraphen⸗ und N 


Allgemeines. Aluminiumüberzug auf Eiſen als Roſtſchutz 70. 637. 


— 


— 


— 


Arbeiterſchränke aus Schladenbeton 70. 756. 

Wiſſenſchaftliche Arbeitsweiſe, von Dr. Argelander 52. Jahrg. 8 S. 66. 

Berufspſychogramm und Pſychoperſonalbogen anf Eiſenbahnen 88. 907. 

Verkehrsgeographiſche Betrachtungen über die Lage der Städte, von Prof. Dr.-Ing. Blum 


Die Bezüge der Beamten in der Provinz Poſen (Erlaß des oberſten polniſchen Volksrats) 36. 
IV. Vierteljahr Beil. (Mitteilungen uſw.) 415, 27. 305. 425. 

Dampfkeſſelfeuerung mit Gewinnung der Nebenerzengniſſe der Kohle 58. Jahrg. 31 Beil. 18. 

nn und die beiden Haager Friedenskonferenzen, von Zorn 24. Jahrg. 44 Bd. 56 

123. 

Oeutſchlands Stellung im Weltnachrichtenverkehr, von Bredow, Miniſterialdirektor 68, Jahrg. 8 
S. 101, 27. 331. 

Die Eltralampe, eine neue tragbare elektriſche Lampe 83. 74. 

Gasſparer, geſundheitsſchädliche ... 58. Jahrg. 31 Beil. 7. 

Gewinnbeteiligung, von Schick 52. Jahrg. 8 S. 43. 

Heliumgewinnung aus Erdgas 58. Jabrg. 31 Beil. 7. 

e ee in Wort und Schrift (Weltſprache, Eſperanto, Wlan Ido) 58. Jahrg. 30 
S. 398. 

Kohlengewinnung und Kohlenvorräte der Welt 58. Jahrg. 31 Veil. 36. 

Kupfer als Roſtſchutz 70. 679. 

Ein neues Leichtmetall, Elektronmetall 70. 555. 694. 

Lohn, Unternehmergewinn und Vergeſellſchaftung, von Schick 55. Jahrg. 44 Bd. 171 S. 127. 

Metallüberzug, Verfahren zur Herſtellung eines dichten ... auf Kunſtſteinen und Gegenſtänden 
aus Kunſtſteinmaſſen 18. 470, 70. 739. 

. des engliſchen Heeres während des . 27. 342. 

Die Poloniſierung der deutſchen Beamtenſchaft 36. IV. Vierteljahr Beil. (Mitteilungen der 

deutſchen Volksräte Poſens und Weſtpreußens) 393. 

Roſtentfernung auf elektrolytiſchem Wege 70. 815. 

Die Sozialiſierung, von Heimann 9. Bd. 45 S. 527. 

Sparbauweiſen, von Herrmann, Regierungsrat 72. 279. 

Taylorſyſtem, die Gefahren des ..., von Dr. Rauecker 52. Jahrg. 8 S. 68. 

Taylorſyſtem. Was will Taylor? 88. 1025. 

Der »Wärmeingenieur« 58. Jahrg. 31 S. 81. 

Der Wärmeſtrom, von Dr.-Ing. Poensgen 70. 792. 

Wärmeverluſte, Wege und Schranken der ..., von Dr.-Ing. Poensgen 18. 462. 

Weltwirtſchaft und Weltgeſchäftsſprache 70. 727. 

Über Weltzeit und Weltuhren, von Prof. Foerſter (Verbeſſerung der Zeitmeſſungen durch tele— 
a und telephoniſche Verbindungen und Vergleichungen) 24. Jahrg. 44 Bd. 56 
S 


Zentralbeizungsanlagen, zur Frage der Beſtimmung des Brennſtoffverbrauchs bei ..., von 
Dipl.-Ing. Fiſcher 35. 509. 


) Die ſettgedruckten Zahlen bedeuten die Zeitſchriſten in der Lifte unter A, die dancben ſtehenden Zahlen die Seiten. 
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Deutſchland. Deutſch⸗polniſches Abkommen über die Beamten 53. 322. 


— 


— 


— 


Weibliche Angeſtellte, die planmäßige Anſtellung der ..., von Dr. Gerding 51. 86. 

Zur Angeſtelltenfrage 15. 409. 

Anſtellungsrecht 53. 267. 305, 57. 238, 23. 597, 16. Jahrg. 15 S. 144. 

Arbeiterlohnfragen, Vf. des preuß. Ministeriums für Landwirtſchaft vom 20. September 1919 
und des preuß. Finanzminiſters vom 13. Auguſt 1919 47. 247, 34. 395. 

Arbeitervertreter, Empfang von . . . im Eiſenbahnminiſterium 88. 788. 

Arbeitsnachweiſe, Vf. des preuß. Miniſters für Handel und Gewerbe vom 12. September 1919, 
betr. Verordnung über . . . 47. 277. 

Arbeitsrecht, ein einheitliches deutſches ..., von Dr. Käthe Gaebel 17. 185. 

Aufhebung einer Verſetzung und Wohnungsmiete 19. 331. 

Aufruf des preuß. Eiſenbahnminiſters an die Beamten und Arbeiter 88. 921. 

Der Aufſtieg der Begabten, von Dr. Schacht 36. IV. Vierteljahr 21, 19. 293. 317, 12. 389. 

Aufſtieg von ſtaatlichen mittleren Verwaltungsbeamten 19. 327. 

Die Ausbildung der Poſtanwärter 23. 519. 

Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz, betr. die Penſionierung von Reichsbeamten infolge der 
Umgeſtaltung des Staatsweſens, vom 12. September 1919 90. 1535. 

Ein Ausnahmegeſetz gegen Beamte, von Dr. Hertel, Landgerichtsrat (Stellung der Beamten, 
Abernahme von Verwaltungs- und Aufſichtsratsämtern durch Beamte, Nebenbeſchäftigung 
der Beamten) 20. 971, 23. 661. 

Ausſchuß zur Prüfung des Geſchäftsgangs der Eiſenbahndirektionen 88. 939. 

Auswärtswohnen der Beamten, Vf. des preuß. Miniſteriums für Landwirtſchaft vom 12. Sep⸗ 
tember 1919 und des preuß. Juſtizminiſters vom 16. Dezember 1919 47. 283, 44. 631. 

Baukoſtenzuſchüſſe, die rechtliche Natur und praktiſche Bedeutung der ..., von Schubart, 
Reg.⸗Amtmann 87. 435. 

ee ee zur Frage der verlorenen ..., von Dr. Kehl, Gerichtsaſſeſſor 87. Jahrg. 17 
S. 483. 

Baukoſtenzuſchüſſe und deren Abbau, von Thalenhorſt, Oberbaurat 87. Jahrg. 17 S. 463. 

Bauunfall infolge gleichzeitigen Arbeitens verſchiedener Gewerke an derſelben Bauſtelle (keine 
Haftung des Bauleiters, Entſch. des RG. vom 22. Mai 1919) 18. 470. 

Bauweſen, neuer Geiſt im ..., von Schliepmann (Staats- oder Privatarchitekten?) 13. 121. 

Beamtenausſchüſſe, algen Vf. des preuß. Juſtizminiſters vom 18. Dezember 1919 zur Aus- 
führung der Beſtimmungen des Preuß. Staatsminiſteriums vom 24. März 1919 über 
Bildung und Aufgaben der .. . 44. 628. 

Beamtenausſchüſſe in der preußiſchen Eiſenbahnverwaltung 19. 299. 

Beamtenausſchüſſe, die reichsgeſetzliche Regelung der ... 12. 358, 20. 836. 

Vom Beamtenbeirat beim Reichspoſtminiſterium 53. 287. 

Die deutſche Beamtenbeſoldungsfrage 12. 356. 395. 405. 411. 424. 447. 461, 27. 282. 337, 
23. 569, 53. 294, 19. 348, 57. 269, 54. 140. 

Der Beamteneid 16. Jabrg. 15 S. 114, 54. 117. 

Beamten-Gebaltszahlungen, Irrtümer bei „ von = Lieske 51. 103. 


- Beamtenlaufbabn, der künftige Ausbau der ... 5l. 


Beamtenorganiſation und Arbeiterbewegung 16. 11 15 S. 152. 


— Beamtenräte 23. 467. 591. 
Beamtenratsgeſetz, Vorlegung eines ... 23. 568, 53. 294. 


Beamtenſtreik 23. 521. 595. 658. 661. 

Beamtenverbände uſw., Stellungnahme des Reichspoſtminiſteriums zu den ... 54. 127, 16. 
Jahrg. 15 S. 152. 173, 27. 334, 53. 334. 

Beamtenvertretungen bei den preuß. Oberlandesgerichten, allgemeine Vf. des preuß. Juſtizminiſters 
vom 28. Oktober 1919 44. 537. 

Der den Beamten in den Rubeſtand verſetzende und feine Penſion feſtſetzende Erlaß ſetzt die im 
§ 23 des Penſ.⸗Geſ. vom 27. März 1872 für die Beſchreitung des Rechtswegs vorgeſehene 
Ausſchlußfriſt von 6 Monaten in Lauf (Entſch. des RG. vom 16 Mai 1919) 16. Jahrg. 15 

Beil. (Rechtſprechung) 26. 

Beeinfluſſung von Beamten, Verſtoß gegen die guten Sitten (Entſch. des RG. vom 19. September 1918) 
16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 29. 

Befugniſſe der Beamten: und Arbeiterausſchüſſe 23. 569, 57. 237. 

Der Sescllt »höbere Gewalt« im Reichshaftpflichtgeſetz ind die Rechtſprechung des Reichsgerichts, 
von Dr. Seligſohn, Rechtsanwalt am Kammergericht 31. Bd. 36 S. 7. 

Beihilfen an verſetzte Beamte, allgemeine Pf. des preuß. Juſtizminiſters vom 11. Dezember 1919 
über Gewährung von ... (wenn ſolche Beamte mit eigenem Hausſtand am neuen Dienft- 
ort wegen Wohnungsnot keine Wohnung finden) 44. 611. z 

Beitreibung von Geldbeträgen. Verordnung wegen Abänderung der Verordnung vom 15. No 


vember 1899, betr. das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen 
30. 156. 
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Deutſchland. Über die bayeriſche Bekanntmachung, betr. die dienſtliche Würdigung der Beamten und 


Notare, die Bewerbungsgeſuche und die Führung der Perſonalakten 20. 915. 

Bekleidung der Angehörigen uſw. der Abwicklungsſtellen und der in die Zivilverwaltung über— 
gehenden Dienſtſtellen (Vf. des Reichswehrminiſteriums vom 11. November 1919) 39. 357. 

Belohnungen für Verbeſſerungsvorſchläge hinſichtlich der Poſtbetriebsein richtungen 53. 267. 

Berufsberatung 17. 189. 

Die einmalige Beſchaffungsbeihilfe für die Reichs, und Staatsbeamten 12. 358, 44. 461, 19. 
314, 48. 426. 

Eine genügende Beſchwerde an die oberſte Reichsbehörde liegt vor, wenn der Beamte in einer 
an die höhere Reichsbehörde gerichteten Eingabe zu erkennen gegeben hat, daß er ſich mit 
der feinen Anſoruch zurückweiſenden Entſcheidung der höheren Reichsbehörde nicht zufrieden— 
gebe (Entſch. des RG. vom 20. Mai 1919) 59. Beil. Nr. 2052, 16. Jahrg. 15 Beil. 
(Rechtſprechung) 30. 


Beſoldungsreform und Teuerungs zulagen 23. 987. 660. 


Die Beſteuerung der Beamten 23. 653. 694. 

Betriebsräte, der Entwurf eines Geſetzes über .. ., von Dr. jur. Tänzler, Syndikus 20.798, 17. 162. 

Die 5 und das Betriebsrätegeſetz 12. 359, 37. Jahrg. 26 S. 710, 36. IV. Viertel- 
jahr 5. 

Buchhandelslöhne und Bücherpreiſe, von Senatspräſ. Ring, Geh. Oberjuſtizrat 20. 965. 

Budgetrecht, der Kampf des Deutſchen Reichstags um ſein ..., von Dr. Seeck 33. Bd. 2 S. 180. 

Danzig, die völkerrechtliche Stellung ... nach dem Friedensvertrag 20. 1012. 


Der Danziger Verfaſſungsentwurf 20. 832 


Demokratiſierung der preußiſchen Eiſenbahn verwaltung. Den Prüfungsausſchüſſen iſt als voll— 
berechtigtes Mitglied ein Beamter derjenigen Beamtenklaſſe beizugeben, für welche die 
Prüfung abgelegt wird 23. 569. 662, 78. 87. 

Denkſchrift des e ange über den finanziellen Bedarf des Reichs und ſeine 


Deckung 27. 
Deutſchlands, 1 008 Preußens Geſchichte und Zahlungsmittel, von Horſtmann, Ober-Poſtrat 
357. 


Diätenbeihilfen 27. 285. 
rer Unterbeamte (allgemeine Pf. des preuß. Juſtizminiſters vom 24. September 1919) 
44 

Dienſttagegelder penſionierter Beamten (Entſch. des OLG. Caſſel vom 19. April 1918) 59. 357. 

Dienſtunfähigkeit eines Beamten, Entſcheidung über die ... (Gutachten des Poſtvertrauensarztes, 
Einholung eines Obergutachtens) 27. 328, 53. 329, 23. 661, 19. 378. 

Diſziplinarſtrafen der Beamten 23. 659. 693. 

Die religidje Eidesform und die Reichsverfaſſung 20. 828, 19. 292. 

Einheitsſtaat, auf dem Wege zum .., von Dr. Eimer 36. IV. Vierteljahr 155. 

Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten, Verordnung über Erhöhung der ... 
vom 27. Oktober 1919 30. 157, 44. 591, 48. 467, 34. 450. 

Eiſenbahnſchule in Berlin 12. 408. 

Der Erſatzanſpruch des Staates gegen den Beamten nach § 3 des preußiſchen Geſetzes über die 
Haftung des Staates vom 1. Auguſt 1909 iſt nicht 50 9 daß der Staat von. 
dem Geſchädigten verklagt worden iſt (Entſch. des RG. vom 27. Mai 1919) 19. 332, 34. 437. 

Erſtattung der tatſächlichen Auslagen während der Urlaubszeit für die Wohnung am Beſchäfti 
gungsort an Beamte, die außerbalb des dienſtlichen Wohnorts bei einer Behörde vor- 
übergehend gegen Tagegelder beſchäftigt werden (If. des preuß. Finanzminiſters und des 
preuß. Miniſters des Innern vom 12. Auguſt 1919) 34. 394. 

Die Finanzen des Deutſchen Reichs in den Rechnungsjahren 1914—1918 (Poſt und Telegraph) 
33. Bd. 2 S. 233. 

Jinanzvermögen, Wert und Wertabmeſſung im allgemeinen ſowie Wertfeſiſtellung des ſtaatlichen . .. 
nach dem Ertrage im beſonderen, von Dr. Zimmermann, Kammervräſident (praktiſches 
Verfahren bei der Wertfeſtſtellung aus dem Reherträgnis für das ſtaatliche Finanzver— 
mögen, Poſt und Telegraph) 33. Bd. 2 S. 56. 

Die Fortbildung der deutſchen Eiſenbahn— Beamfenſchaff und die Verwaltungsakademie in Berlin, 
von Dr. Sarter, Regierungsrat 88. 815, 12. 455. 

Fortbildung des Eiſenbahnperſonals (Zentralſtelle für das Bildungs weſen der Eiſenbahn⸗Beamten. 
und Arbeiter) 88. 951. 

Zur Frage der Entlaſſung von Arbeitern und Augeſtellten, von Prof. Dr. Hedemann 60. 188. 

Friedensvertrag, Geſetze zur Ausführung des . . . 27. 201. 

Friſt zur Klageanbringung bei Anſprüchen von Beamten aus ihrem Dienſtverhältnis, Veginn 
der . . . (Entſch. des RG. vom 29. Januar 1918) 51. 94 

Fürſorge für die in den gefährdeten Landesteilen beſchäftigten, außerbalb des Beamtenverbält- 
niſſes ſtehenden Lohnangeſtellten, Vf. des preuß. Miniſters des Innern vom 30. Oktober 
1919 48. 464. 
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Deutſchland. Fuhrkoſten für Beamte bei vorübergehender Beſchäftigung an einer anderen Dienſtſtelle 


am Ort oder innerhalb der 2⸗Kilometer-Ortsgrenze ihres Wohnorts 53. 323. 

Gehaltszahlungen für Beamte, Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 4. Auguſt 1919 (Anlegung 
von Konten für die Gehaltsempfänger) 34. 369. 394. 

Gemeindebeamte. Pf. des preuß. Miniſteriums für Landwirtſchaft vom 12. Auguſt 1919, betr. Ge— 
nehmigung der Dienſtbebörden bei Tätigkeit von Beamten in der Gemeindeverwaltung 47.242. 

Gemeindebeſteuerung der Beamten, Steuerprivileg 51. 91, 23. 534. 568, 34. 438. 

Gemeindeſteuern. Auch Annahme als Poſtgebilfe begründet die Eigenſchaft eines Reichsbeamten 
im Sinne von F 27 unter b des Gemeindeſteuergeſezes vom 11. Juli 1913 (Entſch. des 
RG. vom 22. März 1917) 31. Bd 36 S. 25. 

Die Genoſſenſchaften im Steuerrecht (Konſumvereine) 20. 929, 19. 330. 

Geſchäftsverkehr mit den Vehͤrden in den Abtretungs- und Abſtimmungsgebieten (Pf. des Reichs 
wehrminiſteriums vom 12. November 1919) 39. 364. 

Geſetz über Wochenbilfe uſw. vom 26. September 1919, die Rechtslage befreiter Beamten und 
das .. . 5. 696. 

Zur wirtſchaftlichen Geſtaltung des Eiſenbahndienſtes (Einrichtung eines »Ausſchuſſes für Ver- 
beſſerungen im Eiſenbahndienſt« vorgeſchlagen) 88. 938. 

Grunderwerbſteuergeſetz, Ausführungsbeſtimmungen zum ... 90. 1177, 44. 555, 62. 399. 

Der Grundſatz, daß die Beamten durch ihre Einberufung zum Militär keinen Schaden leiden 
ſollen, ſchließt nicht aus, daß ein Beamter auf feinen Gehaltsanſpruch wirkſam verzichten 
kann (Entſch. des RG. vom 20. Juni 1919) 59. Beil. Nr. 2176. 

Haftpflicht der verantwortlichen Beamten bei Haushaltsüberſchreitungen und außerplanmäßigen 
Ausgaben 27. 328. 

Haftpflicht von Staat und Gemeinde, Sorgfaltspflicht des mit einer Geldbeförderung beauftragten 
Beamten. Wird die Haftung des Beamten gegenüber dem Staate durch ein mitwirkendes 
Verſchulden anderer Beamten, insbeſondere ſolcher, die als verfaſſungsmäßig berufene 
Vertreter des Staates anzuſehen find, beeinflußt? (Entſch. des RG. vom 13. Mai 1919) 
34. 437. 

Hauswartsvergütungen, allgemeine Pf. des preuß. Juſtizminiſters vom 31. Oktober 1919 über 
Feſtſetzung der . . . 44. 539. 

Ein Heimſtättenamt für die Beamtenſchaft 23. 560. 

Die neue Hochſchule für Verkehrsweſen in Düſſeldorf 58. Jahrg. 31 S. 55 

Der Invaliditätsbegriff 42. Jahrg. 29 S. 85. 

Kaſſenführung bei Poſtämtern III 16. Jahrg. 15 S. 116. 

Kinderzulagen für Kinder aus geſchiedenen Ehen von Beamten 27. 270. 


- Die Knechtung der Sprache (Abkürzungen von Städtenamen im poſtaliſchen Verkehr) 38. 


Jahrg. 31 S. 92. 

Kohlennot, keine Einſchränkungen des Dienſtes bei der Reichs-Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
infolge der ... 16. Jahrg. 15 S. 144. 

Konſumentenpolitik. Wie treibt der Beamte praktiſche Konſumentenpolitik? 19. 289. 


Konſumgenoſſenſchaftsbewegung, die Bedeutung der. .. für die Wirtſchaft, von Rupprecht 60. 194 


Krankenhilfe, Anſprüche auf . . . ſeitens weiterverſicherter Kriegsteilnehmer, die ſich in feindlicher 
Kriegsgefangenſchaft befinden (Entſch. des RVA. vom 28. Oktober 1918) 16. Jahrg. 15 
Beil. (Rechtſprechung) 25 

Krankenkaſſenmitglieder, rückwirkende Lohnerhöhungen von . . . ſind ohne Einfluß auf den Grund- 
lohn für die vergangene Zeit 27. 286. 

Krankenverſicherungspflicht, Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 7. Oktober 1919, betr. Befreiung 
ſtaatlicher Angeſtellten von der geſetzlichen Krankenverſicherungspflicht 34. 421. 

Krankenverſorgung der Beamten (Denkſchrift des Verbandes deutſcher Beamtenvereine zur Frage 
der Beamtenkrankenverſorgung) 19. 339. 


Krankheitsfälle, ärztliche Zeugniſſe in ... 53. 289, 23. 568. 


Die Kriegsopfer des Perſonals der Reichs⸗Poſt, und Telegraphenverwaltung 23. 657, 53. 343. 

Kriegsſchäden im Reichsgebiete, Verordnung des Reichsminiſters des Innern vom 30. September 
1919 über das Verfahren zur Feſtſtellung von ... (Ausführungs verordnung über die 
Feſtſtellung von Kriegsſchäden in Elſaß Lothringen) 90. 1159. 

Kriegsteuerungsbezüge für uneheliche Kinder, allgemeine Vf. des preuß. Juſtizminiſters vom 
23. September 1919 44. 442. 

Kündigung von Beamten bei Einberufung zum Kriegsdienſt (Eutſch. des RG. vom 29. November 
1918) 59. 392. 

Lebensmittel⸗Beſchaffungsamt der Reichs- Poſtverwaltung 27. 277, 57. 238. 

Die oberſte Leitung der Reichseiſenbahnen, von Franke, Unterſtaatsſetretär a. D. 88. 991. 

Löhne, ſtaatliche Zeſtſetzung der ..., von Kloth, bisher. Vorſitzenden des Buchbinderverbandes 60. 200. 

Lohnpfändung und die Gehaltsſchiebungsverträge, die Verordnungen über ..., von Langenbach, 
Rechtsanwalt 60. 183. 

Militäranwärter . der . . . im Bereich der Reichs-Poft- und Telegraphenver⸗ 
waltung 27. 3 „23. 6°. 
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Deutſchland. Die Mißſtände im Poſt⸗, Telegramm- und Fernſprechverkebr 37. Jahrg. 27 S. 87. 


— 


— 


— 


Das Mitbeſtimmungsrecht der Angeſtellten bei Kündigungen 20. 750, 77. 773, 12. JN. 

Offizierentſchädigungsgeſetz vom 13. September 1919 und Kapitulantenentſchädigungsgeſetz, Aus— 
führungsverordnungen 39. 467, 45. 545. 

Organiſation der Reichseiſenbahnen 88. 960. 

Penſionierung der über 65 Jahre alten Reichsbeamten 53. 261, 23. 474, 19. 298, 54. 112, 
20. 729, 51. 89, 45. 437, 27. 282, 57. 235, 39. 527. 

Der Penſionsanſpruch gegen die Beamten-Deniions- und Unterſtützungskaſſe der Niederſchleſiſch 
Märkiſchen Eiſenbahn geht durch diſziplinare Entlaſſung des Beamten nach zuvor erlittenem 
Dienſtunfall nicht verloren (Entſch. des RG. vom 11. Dezember 1917) 31. Bd. 36 S. 29. 

Perſonalakten der Beamten 19. 297, 47. 283, 44. 574. 

Perſonalreform bei der Reichs⸗Poſt, und Telegraphenverwaltung 27. 337, 54. 140, 23. 695, 
16. Jahrg. 15 S. 172. 

Poſtagenturen, Vergütung für Hilfskräfte bei den ... 27. 270. 

Poſtausbelfer, Beamteneigenſchaft der ... 51. 117. 

Der Poſtetat im Haushaltsausſchuß 53. 274. 277. 286, 23. 524. 555. 562, 27. 273. 281, 
16. Jahrg. 15 S. 129. 141. 

Poſtreklame, von Wolf, Ober-Poſtſekretär 57. 272. 

Poſt und Telegraphie in Elſaß Lothringen während des Waffenſtillſtandes 4. 319. 

Über das Poſt⸗ und Telegraphengeheimnis 53. 341. 349. 2 

Die Rechtsgültigkeit der Verordnung über den Treueid der Beamten 20. 927. 1066. 

Rechtsverhältniſſe der in den abzutretenden Gebieten beſchäftigten Beamten 23. 657. 

Der Rechtsweg für die Anſprüche des Beamten iſt auch dann ausgeſchloſſen, wenn dieſer gegen 
die Entſcheidung der hoheren Reichsbehörde, in der zum Ausdruck gebracht iſt, daß der 
Anſpruch des Beamten nicht anerkannt werde, nicht rechtzeitig Beſchwerde an die oberſte 
Reichsbehörde erhoben hat (Entſch. des RG. vom 20. Mai 1919) 59. Beil. Nr. 203“, 
16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 30. 

Die Reichsarbeitsgemeinſchaft und der Beamtenbeirat 27. 304, 23. 469. 515, 16. Jahrg 15 
S. 132. 

Reichsrat, Geſchäftsordnung für den ... 90. 1521. 

Reichsſprachamt, brauchen wir ein ...?, von Dr. Schneider 36. IV. Vierteljahr 104. 

Reichsverfaſſung und Verkehrseinheit, von Dr. Sarter, Geh. Regierungsrat 60. 218. 

Die neue Reichsverfaſſung, von Dr. Poetzſch, Geh. Legationsrat und ſächſ. ſtellv. Mitglied des 
Reichsrats 20. 707. 

Das deutſche Reichsverkehrsminiſterium 27. 306, 88. 959. 

Reichswappen, Vf. des preuß. Miniſters des Innern vom 1. November 1919, betreffend das ... 
(Dienſtſiegel uſw.) 48. 464. 

Reiſekoſten der Staatsbeamten. Wann kann von einer »lünaere Zeit dauernden Be— 
ſchäftigung« geſprochen werden? Bedarf es zur Wahrung des Anſpruchs auf Tage— 
gelder bei vorübergehender auswärtiger Beſchäftigung an einer Behörde der Meldung 
bei dieſer Behoͤrde auch an Sonntagen und allgemeinen Feiertagen? (Entſch. des RG. vom 
26. Februar 1918) 51. 94. 

Reſiſtenz, der Reichspoſtminiſter gegen die angedrohte paſſive ... 23. 695, 27. 347, 53. 349. 

Reviſionsausſtellungen 16. Jahrg. 15 S. 113. 

Revolutionsſchäden. Der Entwurf eines Reichsgeſetzes »über die durch innere Unruhen verur— 
ſachten Schäden«, von Prof. Dr. Moſſe, Geb. Juſtizrat 20. 711. 

Richtlinien für die Geſtaltung des Dienſtverhältniſſes der bei den Reichs und Staatsbehoͤrden 
Groß Berlins beichäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen, Vf. des preuß. Finanzminiſters 
vom 25. Auguſt 1919, betr. Ausführungsbeſtimmungen zu den ... 34. 371. 

Rückzahlung überzahlten Gehalts. Aufrechnung mit einer Gehaltsforderung nur nach ergangener 
Vorentſcheidung der Verwaltungsbehörde (Entſch. des OG. Königsberg vom 11. März 1919) 
59. 358. 

Ruhegehalt, keine Erhöhung des ... für einen penſionierten preußiſchen Beamten, der während 
des Krieges Dienſt als Offizier getan hat, etwa unter Anrechnung der Kriegsdienſtzeit 
(Entſch. des RG. vom 3. Mai 1918) 51. 95. 

Ruhegehälter, Erhöhung der ... der über 65 Jahre alten Reichsbeamten 23. 474, 51. N), 
45. 438. 

Schadenserſatz für preußiſche Beamte aus Anlaß der revolutionären Bewegungen 23. 475. 

Schadenserſatzklagen wegen Verſchuldens von Beamten, unbeſchränkte JZuläſſigkeit des Rechts ⸗ 
wegs bei ... (Entſch. des RG. vom 30. Mai 1919) 16. Jahrg. 15 Beil. (Recht, 
ſprechung) 31. 

Schiedsſpruch, das Erfordernis der Unterzeichnung des .. ., von Prof. Dr. phil. u. jur. Lang 
beineken 20. 795. 

Schwerbeſchädigte, der Einſtellungszwang für ..., von Dr. Weigert, Geh. Regierungsrat u. 
vortr. Nat im Neichsarbeitsminiſterium 17. 236. 

Wirtſchaftliche Selbſthilfebeſtrebungen der Beamten 19. 310, 23. 662. 
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Deutſchland. Siedlungsweſen, das Problem des ... 19. 322. 
— Die Sozialverfiherung nach der neuen Reichsverfaſſung, von Kleeis 5. 601. 
- Deutſche Sprache, die Pflege der ... feitens der deutſchen Beamtenſchaft 51. 88. 
— Staatsumwälzung und Entlaſſung von Beamten (Entſch. d. RG. vom 6. Mai 1919) 16. Jabrg. 15 
Beil. (Rechtſprechung) 25. 
— Streikrecht der Beamten, die Zentrumspartei gegen das ... 53. 295, 57. 237, 19. 348. 
— Tagegelder bei Dienftreijen 27. 292, 47. 287, 19. 330. 
- Taylorſyſtem, der Ausbau des ... und das Kaiſer-Wilhelm⸗Inſtitut für Arbeitsphyſiologie, 
von Böhm 70. 631. 
— Titel, Verleihung von ... 23. 660. 
— Töchterbort, die Stiftung ... im letzten Kriegsjahr 53. 265, 16. Jahrg. 15 S. 135, 27. 294. 
— Die Übernahme der bayeriſchen Verkebrsanſtalten auf das Reich 12. 355, 78. 81. 
— Umzugskoſten, Erſtattung von ... auch an nicht planmäßig angeſtellte Beamte 53. 323. 
— Unfallpenſion, Friſt zur Geltendmachung der ... (Entſch. des RG. vom 29. April 1919) 16. 
Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 27. N 
— Unpfändbarkeit der Teuerungszulagen 20. 842. 
— Unterrichtskurſe für das untere Poſtperſonal 53. 333, 27. 339, 23. 696. 
— Verdienſtgrenze, Erhöhung der ... in der Invalidenverſicherung, von Seelmann, Landes rat 
5. 606. 
— Die Verfaſſung des Deutſchen Reichs, von Dr. Düringer, Miniſter a. D. und M. d. N. 
0 6. 8 
— Vergebung von Arbeiten ſeitens der Staatsbehörden (Berückſichtigung des notleidenden Hand— 
werkerſtandes) 37. Jahrg. 27 S. 95. 
— Vergütungen für die vorübergehend aus den Abſtimmungsbezirken abgeſchobenen Beamten (Pf. 
des preuß. Miniſters des Innern vom 12. November 1919) 48. 465. 
— Zur Verjährung der Schadenserſatzanſprüche wegen fehlerhafter Werkarbeiten an einem Grund- 
ſtück (Entſch. des RG. vom 27. September 1918) 18. 509. 
— Verkehr zwiſchen Beamten und Arbeiterausſchüſſen und e 23. 535. 
— Verkehrsbeirat beim Reichspoſtminiſterium 37. Jahrg. 27 S. 53. 
— Die Verkehrshobeit des Reichs in der neuen Reichsverfaſſung 15 117. 
— Die Verrottung des Beamtentums 23. 690. 
— Verſorgungsweſen, militäriſches .. . 19. 296. 347, 34. 395. 
— Die Vorunterſuchung im förmlichen Diſziplinarverfahren 18. Jahrg. 15 S. 168. 
— Die Warenunſatzſteuer bei Werkvertraägen (die Lieferung von Jenkralhezungsankagen iſt nicht 
fteuerpflichtig) 18. 40). 
— Weitergewährung von Ruhegehalts- und Hinterbliebenenbezügen im Falle unfreiwilligen Ver- 
luſtes der Staatsangehoͤrigkeit, Vf. des preuß. Jinanzminiſters vom 31. Oktober 1919 
48. 467. 
— Weltbandelsgenoſſenſchaft, die Gründung einer deutſchen ... 15. 402. 
— Woblfahrtspflege, Formen der nen zwiſchen den Zentralbehörden der ſtaatlichen ... 
und Zentralvereinigungen der freien ..., von Dr. Polligkeit 17. 213. 
— Wohnungsbeſchaffung, Regelung der ..., von Dr. Schmidt 87. 508. 
—— Zur Wohnungsfürſorge der Poſtverwaltung 53. 285. 
— Wohnungsnot, Wohnungskultur und unſere Behörden, von Lübbert, Reg. Baumeiſter 87. 
Jahrg. 17 S. 487. 
- - Wobnungsrationierung, von Dr.-Ing. Weidenbacher 87. 514. 
— Wohnungsweſen, die Vergeſellſchaftung des ..., von Dr. Rampffmever, Landeswohnungsrat 
und Regierungsrat 70. 725 
— Wohnungsweien, zur Reform des ..., von Dr. Kieferſauer 87. 511. 539. 
— Wörter, die wir falſch gebrauchen, von Dr. Schneider 36. IV. Vierteljahr 303. 
— Die neue Zeit und die Konſumgenoſſenſchaftsbewegung 19. 360. 
— Zivildienſtbezüge der im Heeresdienſt zurückbehaltenen oder in Freiwilligen⸗Truppenteile einge— 
tretenen Beamten, allgemeine Vf. des preuß. Juſtizminiſters vom 20. September 1919 44. 438. 
— Zivilſupernumerare, Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 27. Oktober 1919, betr. Gewährung 
von laufenden Unterſtützungen an unbefoldete ... 34. 449. 
— Zivilverſorgung, Gebührniſſe der Feldwebelleutnants uſw. bei Beurlaubungen zum Zwecke 
der ... (Vf. des Reichswehrminiſters vom 1. Oktober 1919) 39. 182. 
— Der Zugang zum höheren Verwaltungsdienſt 51. 98. 110. 112. 114. 
— Dienſtliche Zuſammenarbeit der mittleren und unteren Beamten, Regelung der ... vom Beamten - 
beirat beim Reichs poſtminiſterium angeregt 53. 261, 23. 497. 
— Bayern. Die Arbeiterpenſionskaſſe der bayeriſchen Verkehrsanſtalten 88. 1016. 
— — Beamtenfragen im bayeriſchen Landtag 12. 475. 
— — Beförderung von Beamten des unteren Dienſtes in den mittleren Dienſt 12. 450. 
— — Die Beſchaffungsbeihilfe im Landtag 12. 365. 376. 387, 88. 850. 
— — Über die neue Gehaltsordnung in Bayern 12. 436. 459. 
— — Geſetz über die Penſionierung von Beamten, die das 65. Lebensjahr vollendeten 12. 379. 
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Deutſchland. Bayern. Hausbaltsvoranſchlag der bayeriſchen Poſt- und Telegravhenverwaltung für 


England. Die engliſchen Finanzvorſchläge für das Jahr 1919 20, mitgeteilt von Dr. Inhülſen 


das Rechnungsjahr 1919 27. 269. 
— Die Mißſtände im Poſtverkehr 12. 417, 37. Jahrg. 27 S. 87. 
— Na ſitdienſtzulagen 57. 249. 2 


— Reichsverkehrsmin:ſter Dr Bell über die Verreichlichung der bayeriſchen Staatsbahnen 12. 381. 


— Die Üibernabme der Finanzbeamten in den Reichsdienſt (Verkebrsbeamte) 12. 363, 27. 303. 
-Die Vereidigung der Beamten auf die baneriihe Verfaſſung 12. 382. 

— Die Vereinigung der bayeriſchen Poſt mit der Reichsvoſt 12. 375, 23. 600. 

— Vorentſcheidung gegen einen Beamten, der Begriff »Beamter« (Entſch. des bayer. Ver— 
waltungsgerichtshofs vom 10. April 1918) 31. Bd. 36 S. 32. 

Württemberg. Veſchaffungsbeibilfe 78. So. 

— Verhandlungen des wüurttembergiſchen Landtags über den Verkehrshaushalt 78. 92. 116. 

— Verkehrswehr bei den württembergiſchen Verkehrsanſtalten (zur Aufrechterhaltung der Ort: 
nung und Sicherheit im Betrieb) 53. 330, 27. 342. 


Dort und Telegraphenverwaltung) 33. Bd. 2 S. 135. 
Das engliſche Verkehrsminiſterium 88. 1026. 


Niederlande. Gebührenerhöhungen im Poſt, und Telegraphenverkehr 27. 286. 320. 
Oſterreich. Erleichterungen des Übertritts der öſterreichiſchen Beamten in den Ruheſtand 57. 249. 


Geſetz, betr. Matznabmen für den Zivilſtaatsdienſt aus Anlaß des Krieges 27. 271. . 

Leiſtungsmaß der Beamten 27. 263. N 

Sonntagsdienſt und Entſchädigung für Sonntagsdienſt 27. 263. 

Trennung der Verwaltung des Telegraphen , Jernſprech., und Rohrpoſtweſens von der Poſt— 
verwaltung 27. 335. 

Gewerkſchaftlicher Zuſammenſchluß des deutſchöſterreichiſchen Poſtperſonals 23. 601. 


II. Poſtweſen. 


Allgemeines. Briefmarken, neue . . .. Geſamtziffer der verſchiedenen neuen Briefmarken, die feit dem 


Dezember 1918 in Umlauf gekommen find 53. 329, 16. Jahrg. 15 S. 153. 
Pſychologiſche Eignungsprüfung für Flieger, von Dr. phil. u. med. Stern 70. 828. 
Die Eiſenbahnfähren über den Armelkanal im Kriege (Flugverkehr) 89. 581. 
Flugdienſt England-Auſtralien 75. 307. f 
Flugverkehr London-Paris 27. 278, 75. 307. 
Gelegenheits-Poſtwertz ichen 16. Jahrg. 15 S. 149. 
Inflation, von Eulenburg (Geldvermehrung, Preisſteigerung, Umlaufsmittel) 9. Bd. 45 S. 477. 
Kanalfähre England-Frankreich 27. 286. 
Der Kanaltunnel 53. 273, 88. 985. 
Luftpoſtverbindung Stockholm Genua 88. 1019. 


Luftpoſtverkehr, die Zukunft des ... 4. 547. 


Luftſchiffverbindung London-Kopenhagen und London-Chriſtiania 70. 818. 

Der Luftverkehr nach den nerdifchen Ländern 38. 839. 

Luftverkehrsverſicherung in Skandinavien 86. 373. 

Maſchinenteile aus gepreßtem Blech für Fahrrad- und Kraftwagenmotoren 58. Jahrg. 31 Beil. 4. 
Poſtkarte, aus der Geſchichte der . . . 53. 271, 27. 290. 

Poſtpaketverkehr, Ablehnung der Erſatzpflicht im ... 71. 145. 

Nordiſcher Poſtverein 27. 308, 23. 601, 53. 322. 


Seeflugzeuge als Zubringer für Dampferpoſt, Verwendung der ... in Amerika 70. 619, 


27. 293. 

Stand des Auslandspoſtverkehrs und Gebührenerhöhungen für Poſtſendungen nach dem Ausland 
27. 265. 

Der Tank als Verkehrsmittel 70. 695. 


Von der Valuta 58. Jahrg. 31 S. 47. 


Deu 


— 


Weltpoſtkongreß 54. 143, 16. Jabra. 15 S. 118. 

Weltſchiffbau und Weltſchiffahrt, Wandlungen in ... infolge des Krieges, von Dr. Hennig 58. 
Jahrg. 30 S. 401. 411, 75. 303, 27. 287, 38. 814. 846. 

Über Zahlungsbilanzen, von Elſter 41. Bd. 58 S. 240. 

tſchland. Die Abrechnungsſtellen der Reichsbank im Jabre 1918 8. 385. a 

Eine Aufſichtspflicht des Fuhrunternehmers beſtebt auch hinſichtlich der Gefährdung feines Betriebs 
durch Kraftwagen (Entſch. des RG. vom 19. November 1917) 31. Bd. 36 S. 75. 

Bahnpoſtwagen als Schutzwagen, Tod dreier Poſtbeamten infolge Zuſammenſtoßes mit einer Rangier- 
maſchine 23. 498. 570. N 

Beſtellgeld für Pakete, Eingaben von Handelskammern (Abholer) 37. Jahrg. 27 S. 30. 33. 11]. 

Beſtellvermerke der Poſtbeamten find feine amtlichen Beurkundungen (Entſch. des RG. vom 2. April 
1919) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 25. 

Vriefgebeimnis — fiat justitia, pereat mundus! 26. 375. 
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Deutſchland. Briefſtatiſtik, von Bachmann, Ober. peſtinſpeltor > 259, 27. 


Das Einkilopaket 27. 307. 338, 37. Jahrg. 27 S. 72, 53. 310. 

Für die Einlöſung eines rerfälſchten Schecks haftet je nach dem Verſchulden die Bank oder der 
Ausſteller (Entſch. des RG. vom 2. November 1918) 16. Jabrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 25. 

Einſchreibbriefe, ſummariſche Behandlung der eingehenden ... 16. Jahrg. 15 S. 115. 

Feldpoſtbriefe, die ein Rechtsanwalt im Auftrag eines Mandanten schreib, dienen nicht rein 
gewerblichen Intereſſen des Abſenders (Entſch. des bayer. Oberſten Landesgerichts vom 
21. Januar 1918) 31. Bd. 36 S. 66. 

Gebübrenänderungen im deutſchen Poſtgebiet vom 1. Oktober 1919 ab 71. 164, 27. 621. 

Goldwährung, die Beſeitigung der ..., von Werner, Juſtizrat (Beamtengebälter, Einwirkung 
der veränderten Preiſe auf das Vertragsrecht) 20. 960. 

Haftung des Poſthalters für einen Hilfspoſtillion (Entſch. des OLG. Hamburg vom 10. Februar 
1919) 53. 267. 

Kraftfahrzeuglinien als Erſatz für Nebenbahnen 58. Jahrg. 31 Beil. 5. 

Kraftfabrzeuglinien, zur Vorgeſchichte der Verordnung über .. . vom 24. Januar 1919 27. 282. 

Kursſtand der Reichs- und Staatspapiere, Vorſchriften für die Bilanzeinſtellung der Wert, 
papiere der öffentlichen Sparkaſſen 62. 382. 

Der Laſtkraftwagen als Eiſenbabnfahrzeug 58. Jahrg. 31 Beil. 33. 

Der deutſche Luftpoſtverkehr 53. 261. 280, 75. 307, 41. Bd. 8 Volkswirtſchaftl. Chronik 536. 


-Perſonen⸗Automobilpoſten, Einrichtung von ... vom Reichspoſtminiſterium geplant 88. 1017. 


Perſonengeldſatz bei Landpoſtfahrten, Erhöhung des ... 53. 323, 27. 328. 

Portoablöfungsverfabren, allgemeine Vf. des preuß. Juſtizminiſters uſw. über die Anmeldung 
des Bedarfs an Reichsdienſtmarken für die bisher im ... beſtellten Poſtſendungen der 
Juſtizbehörden uſw. 44. 593, 39. 458, 53. 329, 23. 663. 

Poſtgeſetz. Begriff des »gemeinen Wertes« 37. Jahrg. 26 S. 695. 

Poſtgeſetz. Die ohne Erinnerung geſchehene Annahme einer Sendung, »angemeſſene Friſt« zur 
Anbringung etwaiger Erſatzanſprüche 12. 384. 430. 

Poſtgeſetzübertretungen durch Privatangeſtellte der Heeresverwaltung, Pf. des Reichswehr⸗ 
miniſteriums vom 10. November 1919 39. 350. 

Poſtpakete, den Eigentümern von ..., die während der Beförderung des Bahnpoſtwagens auf 
einer preußiſchen Eiſenbahn durch einen infolge Zugzuſammenſtoßes entſtandenen Brand 
verwüſtet worden ſind, ſteht ein außervertraglicher Schadenserſatzanſpruch gegen den 
Eiſenbahnfiskus zu (Entſch. des RG. vom 3. Januar 1918) 31. Bd. 36 S. 80. 

Poſtſcheckverkehr, Denkſchrift aus Anlaß des zehnjährigen Beſtehens des .. 1909 —1919 

Poſtüberwachungsſtellen, Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 9. Auguſt 1919, betr. nl 
der Befigfteuerämter zu ausgiebiger und ſachgemäßer Auswertung von ihnen durch die 
gemachten Mitteilungen 34. 402. 

Neue 339,5 Duden Wettbewerb für ... 16. Jahrg. 5 S. 144, 18. 600. 612, 27. 

89. 62 

Zum Problem der Geldentwertung, von Dr. Heyn 41. Bd. 58 S. 336. 

Regreß aus einem Verrechnungsſcheck (Entſch. des OC. Dresden vom 16. April 1919) 16. 
Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 28. 

Reichsabgabenordnung, auch für 5 r beſteht Anzeigepflicht nach der .. . 27. 328. 

Reichsfinanzen und Valuta 77. 

Richtlinien für die * im Poſtkraftwagendienſt 53. 315, 27. 319. 

Deutſche Rieſenflugzeuge, von Prof. Baumann 70. 805. 

Rollbahnen im Poſtpäckereibetrieb 53. 310. 

Schadenserſatz bei Unterverſicherung von Wertſendungen 27. 270. 

Schadenserſatz bei Verluſt oder Beſchaͤdigung von Paketen (Erböbung der Entſchadigung), Ein- 
gaben von Handelskammern 37. Jabrg 27 S. 53. 67. 97. 

Der vordatierte Scheck iſt gültig und auch für die Zeit vor dem Eintritt des in ibm ange · 
gebenen Ausſtellungstags ganz nach dem Scheckgeſetz zu behandeln; ein Widerruf in 
dieſer Zeit iſt unwirkſam (Entſch. des RG. vom 21. Juni 1919) 16. Jahrg. 15 Beil. 
(Mechtſprechung) 31. 

Das Schickſal der deutſchen Währung 11. 635, 19. 327. 

Schiffsbriefe 53. 327. 

Schleichhandel und Poſtverſand 53. 295, 27. 299, 19. 325. 346, 23. 600. 692. 

Schleichhandel, Bekämpfung des ... bei der preußiſchen Eiſenbahnverwaltung uſw. 12. 430. 442. 

Können Seeſchiffahrt und Außenhandel verſtaatlicht werden?, von Dr. jur. Seidel, Geh. Regie- 
rungsrat 75. 319. 

Die verminderte Sicherheit der Poſtſendungen und die Beamtenausſchüſſe 18. Jahrg. 15 S. 150. 

Stadtpoſtbetrieb mit Kraftwagen 53. 309. 321. 

Umſatzſteuer, keine Verpflichtung eines Poſtamts, auf Erſuchen eines Umſatzſteueramts über die 
Einlieferung von Poſtſendungen durch einen Steuerpflichtigen zwecks Feſtſtellung des Um⸗ 
fangs ſeines Geſchäfts Auskunft zu erteilen 34. 429. 
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Deutſchland. Die Unſicherheit bei der Poſtbeförderung 27. 270, 16. Jahrg. 15 S. 126, 53. 279, 
86. 335, 54. 143. 
—— 8 Valutafrage in Schleswig 77. 789. 
— Die Valutafrage und ihre Bedeutung für den Poſtverkehr 27. 9 
- Nom Verkehrsluftſchiff »Bodenſee«, von Divl. Ang. Eiſenlohr 70. 
— Vorfahrtsrecht der Poſtwagen 53. 272. 
— Wertberechnung für gebrauchte Sachen im Eiſenbahnfrachtverkehr (Entſch. des RG. vom 5. No— 
vember 1919) 53. 323. 
— Zuſtellung. Der das Armenrecht anordnende Beſchluß braucht dem beigeordneten Anwalt nicht durch die 
Poſt zugeſtellt zu werden. Wiedereinſetzung, wenn die Zuſtellung infolge eines zue a 
Poſt zu ſpät erfolgt, iſt begründet (Entſch. des RG. vom 14. März 1918) 31. Bd. 36 S 
— Bayern. Neue bayeriſche Briefmarken 16. Jahrg. 15 S. 153, 18. 600, 27. 342. 
— — Der neue Poſttarif und der heutige Briefverkehr (Klagen uͤber die Anwendung des Tarifs, 
Unterlaſſung der Prüfung der Portobeträge uw.) 12. 391. 
— Württemberg. Entſchädigungen für Kaſſenausfälle bei der württembergiſchen Verkehrsver— 
waltung 12. 464. 
Belgien. Geldeinziehungsdienſt im belgiſchen Poſtſcheckverkebr 27. 308. 
Bulgarien. Anderung der Poſtgebührenſätze 71. 153. 
— Teuerungszulagen für das Poſtperſonal 71. 175. 
England. Engliſche Kritik des engliſchen Poſtweſens 27. 323. 
— Schiffahrtſubventionen (die Laſten der Poſtverträge) 77. 884. 
Frankreich. Der Luftpoſtverkehr in Frankreich 4. 470. 
Griechenland. Landpoſtdienſt und Landbriefträger 53. 273. 
Niederlande. Poſtſparkaſſendienſt 71. 172. 
Norwegen. Der norwegiſche Poſtdienſt im Jahre 1917 71. 169. 
Oſterreich. Luftverkehrs ⸗Studiengeſellſchaft (Einrichtung regelmäßiger Poſt- und Perſonenflüge) 88. 973. 
— öſterreichiſche Poſtſparkaſſe 11. 7500. 
— Das öſterreichiſche Poſtweſen im Jahre 1916 71. 168. 
— Geſetzliche Regelung der Luftfahrt 88. 820. 
Polen. Polniſche Poſtſparkaſſe 11. 697. 
Schweden. Luftverkehr 75. 307. 
Schweiz. Luftpoſtdienſt 27. 278, 75. 307. 
Spanien. Staatliche Förderung der Schiffahrt Schiffahrtſubventionen) 77. 918. 
Afrika. Ein franzöſiſches Luftverkehrsnetz in Nerdweſtafrika 75. 307. 
— Der Suez-Kanal in feiner Einwirkung auf das euroväiſche Verkehrsweſen, von Woas 88. 930. 
- Tunis. Verkehrsverhältniſſe 5 77. 850. 
Amerika. Der Panamakanal 89. 
— Braſilien. e 75. 307. 
Kanada. Aus der Poſtgeſchichte Kanadas, von Herzog, Petrat 8. 376. 
— Vereinigte Staaten von Amerika. Peſtſubventionen für Schiffahrtsgeſellſchaften 77. 801 
— ber die Verwendung des elektriſchen Automobils 70. 656. 
Aſien. Die Durchquerung der Wüſte Gobi mit Laſtkraftwagen 70. 798. 


III. Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen. 
(Mit Ausnahme des drahtloſen Telegraphierens und Fernſprechens [ſ. unter IV)) 


n Das ee von Ferngeſprächen und die Erdtelegraphie im Felde 32. 539, 16. Jahrg. 15 
160. 


e von Fernſprechleitungen, von 0 68. Jahrg. 8 S. 81. 
— Aber den Durchhang von Freileitungen 32. 
— Eiſenröhren als elektriſche Leiter 70. 756. 
— Elektrolyteiſen, kupferweiches Eiſen 70. 716. 
Energie, Verdeutſchung des Wortes ... (Nutzkraft) 80. 246. 
— Erdtelegraphie, Abhörſtationen, von Hofmann 70. 731. 
FJaſerſtoffumhüllungen für elektriſche Leitungen 58. Jahrg. 31 Beil. 41. 
— Das neue Fernſprechkabel von Deutſchland nach Schweden 27. 327, 33. 330. 335, 16. Jahrg. 15 

S. 153, 88. 1041, 68. Jahrg. 8 S. 139. 

Fernſprech⸗Selbſtanſchlußbetrieb 57. 234, 53. 302. 
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Allerlei über Wagen, Zugkraft und Straßen)). 
Von Poſtrat Jeſſe in Potsdam. 


Jedesmal wenn das Luftſchiff »Bodenſee« auf ſeinem Fluge zwiſchen Berlin und 
Friedrichshafen über unſer altehrwürdiges Potsdam dahinſtreicht, kommt mir der Ge— 
danke: »Welch ein Unterſchied zwiſchen dieſem beinahe mit Windeseile durch das 
Luftmeer ſauſenden Rieſenfahrzeug und dem einfachen Fuhrwerk, das von Pferden 
o. dgl. gezogen, ſich mühſam auf der Straße fortbewegte. Des Luftſchiffs 
Werdegang in Wort, Schrift und Bild bis in die kleinſten Einzelheiten zu ver- 
folgen, haben wir beſonders im letzten Jahrzehnt reichlich Gelegenheit gehabt; 
über den gewöhnlichen Wagen in ſeiner Verſchiedenartigkeit dagegen hört und 
lieſt man in unſerer Zeit nur wenig. Und doch läßt ſich auch von ihm manches 
ſagen, was für dieſen oder jenen von Belang iſt. 

Als der Menſch zuerſt auf einem gegabelten Baumaſt ſein Bündel Brennholz 
oder Gras und Kräuter nach ſeiner Behauſung ſchleifte, da war das Urgebilde 
der Fuhrwerke gegeben. Welch ein Ergötzen, als fein Weib durch den Mutter- 
antrieb geleitet, das vom Gehen müde gewordene Kind oben drauf ſetzte, und ſo 
der erſte kleine Fahrgaſt, geteilt zwiſchen Furcht und Vergnügen, feine Reiſe an⸗ 
trat. Bald legte man, um die Reibung zu vermindern, der Schleife Walzen 
unter, die dann Anlaß zur Erfindung der Räder gaben. Auch nach Anwendung 
der Räderfuhrwerke bediente man ſich, wenn ſehr große Laſten, insbeſondere auf 
weichen Wegen, fortzuſchaffen waren, noch zuweilen der Walzen. Kteſiphon be⸗ 
nutzte fie nach der Erzählung des Vitruv zur Beförderung der Marmorblöcke aus 
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dem Steinbruch nach dem Dianentempel in Epheſus, und noch im vorigen Jahr— 
hundert wurde der finnländiſche Granitblock, auf dem das Denkmal Peters des 
Großen ſteht, auf Walzen nach Petersburg geſchafft. Aber ſchon in ſehr frühen 
Zeiten müſſen Räderfuhrwerke bekannt geweſen ſein. Das 14. Kapitel des 
II. Buches Moſes erwähnt die zweirädrigen Streitwagen der Agypter, und eine 
ausführliche Schilderung der griechiſchen Wagen gibt Homer im fünften Geſang 
V. 720 uſw. der Ilias. Die Räder dieſer Wagen hatten Felgen, Speichen, 
Naben und „außen umher auch eherne, feſtumſchließende Schienen«. Die Wagen 
waren bekanntlich von hinten zu beſteigen; der in der Regel halbrunde Kaſten 
lag feſt auf der Achſe. Die Griechen lernten bereits eine Art Verdeck, und zwar 
von Leder, anwenden. Oxilus, König von Elis, erfand die Kutſcherſitze. Die 
Alten trieben an ihren Staatswagen einen außerordentlichen Aufwand; es gab 
ſolche, die von Elfenbein, ja ſelbſt von Silber und Gold gearbeitet und mit 
reichem Schnitzwerk verſehen waren. Aus den zweirädrigen Wagen, von denen 
uns die alten Malereien, Gemmen und Denkmäler genaue Abbildungen liefern, 
entſtanden allmählich, gleichſam durch Verdopplung, die vierrädrigen. 

Erſt im 15. Jahrhundert wurde im Wagenbau ein merklicher Fortſchritt ge— 
macht, indem in Ungarn die Kunſt erfunden wurde, einen Wagen in Riemen zu 
hängen. Dieſe Wagen erhielten von dem Orte Kots im Komorner Bezirk, wo 
fie zuerſt gebaut wurden, den Namen ⸗Kutſche«. Die Gemahlin Karls VI. hielt 
ihren Einzug in Paris in einem ſolchen Wagen, der dort großes Aufſehen er— 
regte. Bis zum 16. Jahrhundert waren die Kutſchen noch zweirädrig. Ihr 
Gebrauch war den Männern anfangs durch Verordnungen der Fürſten unterſagt. 
Als ſich aber Raimund von Laval, Hofkavalier Franz J., eines Wagens 
bediente, weil ihn ſeiner Beleibtheit wegen kein Pferd mehr tragen konnte, wurde 
der Gebrauch bald allgemeiner. Unter der Regierung der Königin Eliſabeth ge— 
langten die Kutſchen von Deutſchland nach England. Die Kurfürſten von 
Brandenburg hatten ſchon in der erſten Hälfte des 15. Jahrhunderts 12 bis 
15 Kutſchen, die ſehr reich mit Gold und Seide ausgeſtattet waren. Wie aber 
ſelbſt die fürſtlichen Wagen damals noch beſchaffen waren, erhellt u. a. daraus, 
daß der mächtigſte, reichſte Fürſt jener Zeit, Ludwig XIV., eine Badereiſe nicht an- 
treten konnte, weil es der Zuſtand der Wagen nicht erlaubte. Von eiſernen 
Achſen und Federn wußte man nichts. Das Vordergeſtell war mit dem hinteren 
Geſtell durch Schwangbäume verbunden; zwiſchen dieſen hing der Kaſten auf den 
darunter hinlaufenden Riemen, die an ihren beiden Enden mit einer Schrauben- 
vorrichtung befeſtigt waren. Ende des 18. Jahrhunderts wurden in England die 
Federn erfunden, und damit wurde eine der wichtigſten Verbeſſerungen des Wagenbaus 
angebahnt. Die eiſernen Achſen kamen in Anwendung. Auch ſonſt fehlte es um 
jene Zeit und noch bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts im Bereich der Fort— 
ſchaffungsmittel für die Straße nicht an neuen Erfindungen. Es ſei hier nur 
erinnert an die 1829 in Frankreich aufgekommenen einrädrigen Wagen, an die 
amerikaniſchen Fahrräder, an die Handkurbelwagen, die 6., 8. und 10 rädrigen 
Wagen des Ingenieurs Dietz in Brüſſel (1838), mit denen er auf den Land⸗ 
ſtraßen förmliche Wagenzüge herſtellen wollte und mit denen u. a. die ze 
in Paris Verſuche anftellen ließ, die Duquetſchen Schlittenwagen, die Lanken⸗ 
bergerſchen und Ackermannſchen Drehachſen, die Spindelräder, die Hemm: und 
Ausſpannungsmaſchine, die Fullerſche Kompaßhängung des Kaſtens, die Sicher⸗ 
heitsräder, die Herklotzſchen Zugklappen, um den Pferden, wenn ſie durchgehen, 
plötzlich die Augen zudecken zu können, u. a. m. Von allen dieſen Erfindungen 
konnte aber im wirklichen Leben nur wenig Gebrauch gemacht werden, und ſie 
lieferten einen neuen Beweis dafür, wie ſo vieles, was in der Vorſtellung ganz 
trefflich erſcheint und zufolge der mathematiſchen Formeln genau ſtimmt, ſich 
doch in der Anwendung oft nicht bewährt, weil irgendein anſcheinend ganz 
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Hunbedeutendes Hindernis nicht in Anſchlag gebracht oder die Sache nicht nach 
allen Richtungen genügend erwogen worden war. Wenn demnach die Er— 
findungen an ſich wenig Nutzen brachten, ſo waren doch die durch ſie angeregten 
Verbeſſerungen der bisherigen Bauweiſe deſto erfolgreicher. Sorgfältige Cr- 
mittlungen, Berechnungen und Verſuche wurden angeſtellt über Einzelheiten des 
Wagenbaus, z. B. hinſichtlich der Laſtenverteilung, Verbindung des Obergeſtells 
mit dem Untergeſtell, des Vorderwagens mit dem Hinterwagen u. a. m., und man 
kam zu brauchbaren Ergebniſſen. 

Eine leſenswerte Schilderung von Beförderungsmitteln in Rußland und 
einigen anderen Ländern findet ſich in einer von dem früheren Leiter des 
RNuſſiſchen Poſtweſens von Prianiſchnikoff im Jahre 1838 verfaßten Darſtellung 
des Poſtweſens in Rußland. Es heißt darin: »Alle Hunde der ſibiriſchen Poſten 
bis zum öſtlichen Ozean ſind von gleicher Raſſe bis auf einige Verſchiedenheit 
der Größe und Farbe; aber im Gouvernement Jeniſeisk ſind ſie 16 Verſchok 
lang und 12 Verſchok hoch. Im Sommer benutzt man ſie zum Ziehen der gegen 
den Strom fahrenden Poſtſchiffe. 12 Hunde, vor eine Narte (Poſtſchlitten) 
geſpannt, ziehen 2 Perſonen mit 30 Pud Gepäck. Vor eine gewöhnliche Narte 
werden 6 Hunde geſpannt. Die Hunde Narte iſt viel leichter als die der Dam⸗ 
hirſche. Die Hunde werden in der Weiſe eingeſchirrt, daß einer vorangeht, der 
Vorderhund heißt, dann folgen 2 Koppelhunde und hierauf 2 oder 3 Deichſel— 
hunde, die an die Narte ſelbſt und nicht an den Zugriemen geſpannt werden, 
der nur für die anderen Hunde beſtimmt iſt. Der Hund an der Spitze leitet die 
übrigen. Er kennt die Worte ſeines Führers »rechts, links, halt« und gehorcht 
auf der Stelle. Wenn es darauf ankommt, können die Hunde in 24 Stunden 
180 Werſt (26 deutſche Meilen) zurücklegen. d 

Was die Damhirſche betrifft, fo wird dieſe Art der Renntiere ſowohl ſtatt 
der Zugpferde als auch an Stelle der Saumpferde benutzt. Man ſpannt ſie 
paarweiſe vor die Narten. Das ganze Geſchirr beſteht in Bruſtriemen und Zug⸗ 
ſträngen. Gelenkt wird mit an die Geweihe gebundenen Leinen. Zwei Männchen 
befördern eine Laſt von 16, zwei Weibchen eine ſolche von 12 Puds. Auf Strecken 
mit Umſpannſtellen macht die Damhirſchpoſt 250 Werſt (36 deutſche Meilen) in 
24 Stunden. Es gibt zwei Arten Damhirſche. Die einen haben die Größe 
eines Eſels und ſind von dunkelbrauner Farbe, die anderen, von der Größe eines 
Mauleſels, ſind bald braun, bald weiß. Die erſten ſind wild und finden ſich 
im Süden und im Innern des Gouvernements Jeniſeisk; fie werden als Haus: 
tiere nur bei den Tunguſen angetroffen. Die anderen finden ſich wild oder ge 
zähmt in großer Anzahl jenſeits des Polarkreiſes. 

Ein gewöhnliches ruſſiſches Fuhrwerk iſt die auf der Achſe ruhende hölzerne 
Telege (auch die Tarantſe), zwar nicht auf Bequemlichkeit berechnet, aber den 
Wegen angemeſſen eingerichtet. Die Beförderung mit dem Dreigeſpann, der 
Troika, geſchieht ſehr ſchnell. 

Schneller noch fährt man aber mit der Bauernpoſt in Ungarn. Die kleinen, 
mageren, unanſehnlichen Klepper der Pußta ſind zu 6 und 8 vor dem leichten, 
niedrigen Wagen von Korbgeflecht mit dem einfachſten Sielenzeug von der 
Welt angeſpannt. Ein Bündel Kukuruzſtroh vertritt die Stelle des Sitzes. 
Der Fuhrmann ſteigt auf, die Peitſche knallt, ſeine lauten Zurufe er⸗ 
ſchallen, die noch kurz vorher ſo ſchläfrig ausſehenden Tiere richten Kopf und 
Ohren auf, ihre Nüſtern ſchnauben, in ihren Augen leuchtet ein eigentümliches 
Feuer — und dahin geht es über die weite Pußta in raſendem Galopp unauf⸗ 
haltſam 4, 6 ja 8 Meilen, die ſie in 4 Stunden zurücklegen und wobei 
unterwegs nur einmal eine Viertelſtunde angehalten wird. Nach der Ankunft auf 
der einſamen Cſärda erſchallt der Pfiff, die ſonnverbrannten Cſikös mit den 
runden, breitkrempigen Hüten und dem nie fehlenden Federbuſch darauf fangen 


70 


7 


100 Allerlei über Wagen, Zugkraft und Straßen. 


aus der wild herumlaufenden Herde die zur Weiterfahrt beſtimmten Pferde ein, 
und mit lautem Geſchrei geht es von neuem ſtampfend und ſchnaubend über 
die Ebene. | 

Ausdrücke, die die Benutzung von Wagen und Pferd dartun, finden ſich 
ſchon in den älteſten Sprachen des indogermaniſchen Bereichs. Im Sanskrit 
beißt der Wagen ratha, die Fahreuden rhetika, gewiß die Stämme von Rad 
und reiten und vom lateiniſchen rota Rad, rotundus rund. Der ſtehende An- 
laut iſt r: rollen, raſſeln, rauſchen, vom Geräuſch der Fortbewegung. Auch die 
Bezeichnung des vierrädrigen Reiſewagens der Gallier rheda, von den Römern 
vollſtändig übernommen, hängt ebenſo damit zuſammen, wie das bretoniſche 
rhedee laufen und das engliſche ride reiten. Daß reiten und reifen urfprüng- 
lich ein und derſelbe Ausdruck ſind, kann wegen des bekannten Überganges von 
je in »t« in den Sprachen und Mundarten keinem Zweifel unterliegen. vah, 
vag iſt die Sanskritwurzel für fahren, bewegen; daher das lateiniſche via, 
vehere, vehieulum und vectura, das italieniſche vettura, das franzöſiſche 
voiture, voie, envoyer, das deutſche Wagen, Weg, Wiege, Woge, bewegen. 
Er oder es trägt heißt im Perſiſchen berd, d. i. das niederſächſiſche perd; das 
Sanskrit hat ber, bar tragen, lateiniſch ferre, bei uns noch in Bahre, dem 
letzten irdiſchen Fubhrwerk des Menſchen, erhalten. Der römiſche Wagen hieß 
curriculum und currus, während das römiſche carruca, carrus urſprünglich 
die keltiſch⸗germaniſche Bezeichnung eines leichten Fuhrwerks war und offenbar 
mit unſerer heutigen Karre, Karriol, mit der italieniſchen carozzu, dem fran⸗ 
zöſiſchen char und chariot und dem britiſchen cart und to carry, mit ſeinen 


zahlreichen Bedeutungen und Ableitungen zuſammenhängt, unter denen wir die. 


Carriage und andere finden. Die Wurzel iſt wohl das ſanskritiſche car gehen, 
dem die gothiſche Wurzel far entſpricht, d. i. unſer fahren. 

Auch unſere Einzelbenennungen am Fuhrwerk führen auf alte indo- 
germaniſche Stämme zurück. So die Achſe, Sanskrit aks'a, auf die Wurzel ag, 


die den Begriff des Drehbaren und Beweglichen zugleich ausdrückt; dahin gehören 


auch ago und 4% mit ihren zahlreichen Ableitungen und Zuſammenſetzungen. 
Die Nabe, Sanskrit nahbi Nabel, ſtammt von der Wurzel nah verbinden, 
knüpfen, umbinden, lateiniſch nectere, nexus, nodus (Knoten) und unſer: nähen, 
nahe, Nachbar. Wie von der Mitte des Alls, dem Nabel Viſchnus, nach der 
indiſchen Mythologie die acht Welthüter nach den Hauptrichtungen bis zum 


äußerſten Kreis ausſtrahlen, To gehen die Strahlen der Speichen (Wurzel spac, 


lateiniſch specio) von der Nabe zu dem Kranze der Felgen, ein Wort, deſſen 
Stamm den Begriff Krümmung bedeutet und das mit volvere wälzen zuſammen⸗ 
hängt. Zaum, mit zahm und zähmen verwandt, kommt vom ſanskritiſchen 
dam, d. i. bändigen, und hängt mit dem lateiniſchen tomis, d. h. haufener Strick, 
zuſammen, der gewiß auch zuerſt als Zaum benutzt worden iſt, dagegen hat der 
Sattel offenbar Verwandtſchaft mit ſetzen, angelſächſiſch szttan, Sanskritwurzel 
sat. Kumt hängt mit cumbo, procumbere vorwärtsneigen zuſammen. 

Im Mittelalter und zu Beginn der ſogenannten Neuzeit kam der Wagen als 
Perſonenbeförderungsmittel über die Bedeutung eines Prunkfahrzeugs für die 
geringe Zahl der Reichen und Vornehmen nicht hinaus. Das wurde haupt⸗ 
ſächlich durch die damals noch ganz jämmerlichen und jahrhundertelang in dieſem 
Zuſtand verbleibenden Wegeverhältniſſe bedingt. Waren doch überhaupt nur 
die großen Heerſtraßen, die in kriegeriſchen Zeiten dem Marſche der Truppen 
dienten, einigermaßen befahrbar, und ſelbſt dieſe machten das Wagenfahren oft 
mehr zu einer Qual als zu einem Vergnügen. So erklärt ſich, daß erſt mit 
Beginn des 18. Jahrhunderts der Wagen in ſtärkerem Maße als Perſonen⸗ 
beförderungsmittel in das Verkehrs- und Reiſeweſen eintrat, nachdem er nämlich 
außer in der Art der umſtändlichen Staatskaleſche auch in noch verſchiedenen 
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anderen, leichteren und für die Reiſe beſſer geeigneten Formen gebaut wurde und 
nachdem auf den Fahrſtraßen wenigſtens einigermaßen die Kunſt des Mege- 
baus begonnen hatte. 1700 wurde die erſte Poſtkaleſche in den öffentlichen 
Dienſt geſtellt. Ihr erſter Fahrgaſt war Prinz Eugen, der edle Ritter, 
der ſich ihrer zu einer Reife nach Wien bediente. Auch die Chaiſe kam in Ge 
brauch, ein zwei- oder auch vierrädriger und mit Verdeck verſehener Wagen, 
ebenſo der Landauer, ein mit nach vorn und hinten zurüdichlagbarem Verdeck 
verſehener Reiſewagen, nach der Stadt Landau benannt, in der Kaiſer Joſeph 1. 
1702 die erſten Wagen dieſer Art bauen ließ. Eine Art öffentlichen Reiſe⸗ 
fuhrwerks waren auch die Haudererwagen, derbe, verdeckte Fuhrwerke zur 
Derjonen- wie zur Gepäckbeförderung, deren ſich gegen Gebühr auch die weniger 
Reichen bedienen konnten. | 

Zu den erſten Gefährten, bei denen der Wagenkaſten anſtatt mit Niemen- 
aufhang durch die bereits erwähnten, in England erfundenen Federn an den 
Achſen befeſtigt wurde, gehörten die nach dem Ort ibrer Herkunft ſo genannten 
»Berlinen«, vierſitzige Kutſchwagen, bei denen der Wagenkaſten über den ſehr 
hoch gekröpften Langbäumen ſo aufgeſtellt war, daß die Vorderräder unter dem 
Kaſten Platz hatten; auch hatten dieſe Gefährte an jeder Seite eine mit Glas- 
fenſtern verſehene und bis auf den Boden des Wagenkaſtens reichende Tür. Den 
Berlinen folgten einige Jahre ſpäter die Halbberlinen, ähnlich wie jene ge 
baute, jedoch nur zweiſitzige und in („Federn hängende Wagen, die ſich in ihren 
weſentlichſten Herſtellungsgrundſätzen bis auf den heutigen Tag in Droſchke und 
Fiaker erhalten haben. Die Berlinen waren damals für weite Reiſen unter 
allen Wagen die beliebteſten, denn ſie hielten am längſten vor und waren auf 
gut preußiſche Art ſicher und dauerhaft. Die Fiaker kamen zuerſt 1650 in 
Paris auf. Sie haben ihren Namen von der noch heute dort beitebenden 
Straße St. Fiacre, an deren Ecke die erſten Stadtlohnwagen aufgeſtellt waren. 
Auch die Omnibuſſe wurden zuerſt in Paris 1826 eingeführt. 

Eine beſondere Art Berliner öffentlichen Lohnfuhrwerks ſoll hier noch er⸗ 
wähnt werden, der Kremſer, der von dem Hofrat Kremſer eingeführt und nach 
dieſem benannt, nur an gewiſſen e beſonders an Sonn- und Feiertagen, 
als Perſonenbeförderungsmittel ſeine Tätigkeit ausübte. Er erlangte im Berliner 
Volksleben bald eine außerordentliche Beliebtheit,“ die in zahlreichen Berliner 
Poſſen und Gaſſenhauern hervortritt. Um die Mitte des vorigen Jahr- 
hunderts erreichten die Kremſer mit 523 Wagen die Höchſtzahl ihrer Ver⸗ 
wendung; ſeitdem iſt ihre Anzahl langſam aber unaufhaltſam zurückgegangen. 

Im Altertum und ſelbſt noch zur Zeit Karls des Großen waren die wenigen 
überhaupt vorhandenen Straßen noch ſo ſchlecht, daß ſie wobl für das Reit— 
pferd benutzbar, aber für das Befahren mit Räderfuhrwerk vollſtändig untauglich 
waren. So war der Wagen als Perſonenbeförderungsmittel, bei der Wege: 
beſchaffenheit jener Zeit noch faſt gänzlich ausgeſchaltet. Es war und blieb 
daher immer noch der Ochſe das einzige Wagentier, höchſtens daß neben ihm 
noch Mauleſel verwandt wurden; das Pferd aber war noch ausſchließlich Reit- 
tier und galt inſonderheit bei allen deutſchen Völkerſchaften als zu edel für den 
niedrigen Dienſt des Zugtiers. Als gegen Ende des 12. Jahrhunderts die 
großen Handelsſtädte Nürnberg, Frankfurt, Augsburg, Mainz, Hamburg, Bremen, 
Lübeck uſw. und mit dieſen der Handelsverkehr allgemein einen bedeutenden Auf— 
ſchwung nahmen und damit auch das Bedürfnis nach mehr und beſſeren Straßen 
und nach einer erweiterten Verwendung des Wagens als Beförderungs- 
mittel entſtand, trat mehr und mehr das Pferd in den Dienſt des Wagens 
und geſtattete einen erheblich ſchnelleren und ausgedehnteren Wagenverkehr, 
als dem ſchwerfälligen Rinde möglich war. Hand in Hand hiermit gingen 
die erſten Anfänge der Anlage von Fahrſtraßen, und im Verlauf des 13. Jabr⸗ 
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hunderts wurden zum erſten Male Pflaſterungen einiger vielbeſuchter Landſtraßen 
vorgenommen. Aber noch im 17. und 18. Jahrhundert waren die Wege außer 
halb der Städte derart ſchlecht, daß das Wagenfahren auf ihnen in den meiſten 
Fällen ein ſehr waghalſiges Unternehmen war. Wo auf den durchweichten und 
kotigen Wegen das weitere Fortkommen der Wagen völlig zu einem Dinge der 
Unmöglichkeit wurde, mußten Steine und Aſte in den Kot geworfen werden, 
um ihn feſter und den Weg dadurch wieder einigermaßen fahrbar zu machen, 
eine Maßnahme, die zum Entſtehen der Redensart »über Stock und Stein« An- 
laß gegeben hat. Einen wirklich durchgreifenden Fortſchritt im Wegebau brachte 
erſt der Anfang des 19. Jahrhunderts mit der Erfindung Mac Adams: Die 
Unterſchotterung des Straßenkörpers, die mit verhältnismäßiger Billigkeit groͤßte 
Haltbarkeit und Leiſtungsfähigkeit der Straße verbindet und ſo erſt die neuzeit⸗ 
liche Landſtraße ſchuf, 155 auch das ärgſte Regenwetter, früher der ſchlimmſte 
Feind der Fuhrleute, nur wenig anhaben kann. | 
Zum Schluß möge hier ein Gebet Platz finden, das einem Reiſebuch aus der 
erſten Hälfte des 18. Jahrhunderts entnommen iſt und gleichſam ein Spiegelbild 
jener Zeit wiedergibt: »Himmliſcher Vater, Du weißt, daß ich dieſe meine Reife 
nicht aus Leichtfertigkeit, Fürwitz und Geiz, ſondern aus dringender Not und 
Erforderung meines Berufs auf mich genommen; darum bitte ich Dich, bewahre 
mich auf den Straßen vor Räubern, böſer Geſellſchaft, Vergiftung und der— 
gleichen Gefährden. Item vor ungeſchlachtenen Wettern, gefährlichen Ungewittern 
und vor Verirrung und gar dunkeln Nächten. Hieneben beſchirme mich auch in 
allen Herbergen und Wirtshäuſern vor Dieben und ſchalkhaften Wirten, böſem 
Geruch und allen anfallenden Seuchen, auf daß ich meinen angeſetzten Ort mit 
Glück und Leibesgeſundheit erreichen möge. Unterdeſſen, o Herr, ſiehe auch 
daheim wohl zu, bewahre meine Armut vor Feuer und alle die Meinigen vor 
Krankheit und einem ſchnellen Tod. Zu dieſem gib auch Herr Deine Gnade, 
daß ich die Händel, Sachen und Gewerbe, ſo ich auszurichten habe, glücklich 
durchbringe und mit Nutzen vollführe, und wann nun das geſchehen iſt, ſo führe 
mich den Weg ſicher wiederum zurück und bringe mich in aller Fröhlichkeit geſund 
und friſch zu den Meinigen⸗ 


Altes und Neues vom Kanzleiſtil. 
Von Poſtrat Gieſecke in Berlin. 


Das Novum corpus constitutionum prussico-brandenburgensium praecipue 
marchicarum oder Neue Sammlung Königl. Preuß. und Churfürſtl. Branden⸗ 
burgiſcher, ſonderlich in der Chur- und Mark⸗Brandenburg publizirten und er- 
gangenen Verordnungen, Edicten, Mandaten, Reſcripten etc. etc., das in ſeinen 
Spalten viel Wiſſenswertes birgt, enthält im Band VII S. 3005/6 eine im 
Jahre 1785 erlaſſene Verordnung, die auch heute noch, nach 135 Jahren, Be- 
achtung verdient. Sie ſei deshalb im Wortlaut wiedergegeben: 

»Circulare, an die Praeſidia ſämmtlicher Landes⸗Juſtitz⸗Collegiorum wegen 
deutlicher und allgemein verſtändlicher Abfaſſung der Immediat⸗Berichte. De dato 
Berlin, den 15. Jan. 1785. 

Friederich, König etc., Unſern etc. Die von Unſerer Allerhöchſten Perſon 
mit Mißfallen bemerkte Dunkelheit, Weitſchweifigkeit und Verwirrung in vielen 
von Unſern Landes-Juſtitz⸗Collegiis abgeſtatteten Immediat⸗Berichten haben Uns 
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bewogen, Unſerm Groß-Canzler aufzugeben, daß er Euch mit näherer Inſtruction 
und Anweiſung, wegen der Abfaſſung ſolcher Berichte, verſehen ſolle. 

Zuvörderſt habt Ihr alſo dergleichen Berichte entweder ſelbſt auszuarbeiten, 
oder zu deren Entwerfung ſolche Mitglieder des Collegii ſorgfältig auszuſuchen, 
die bey hinlänglicher Sachkenntniß, zugleich die Gabe eines kurzen, deutlichen und 
allgemein verſtändlichen, ſchriftlichen Vortrags beſitzen, auch die Sprache voll- 
kommen in ihrer Gewalt haben. Ä 

Dieſe müſſen, ehe fie zur Abfaſſung des Berichts ſchreiten, die Sache forg- 
fältig und genau überdenken; dadurch zuvörderſt ſich ſelbſt einen klaren und 
deutlichen Begrif, von dem, worauf es dabey weſentlich und hauptſächlich an- 
kommt, verſchaffen, ſodann das Factum, oder den Hingang der Sache kurz und 
bündig, mit Weglaſſung aller dazu nicht nothwendig gehörigen Nebenumſtände, 
erzählen; was die Geſetze darüber verordnen, eben ſo prätis und beſtimmt, jedoch 
ohne pedantiſche Allegationen, anführen; zuletzt aber das erforderliche Gutachten, 
oder den zu machenden Antrag kurz und paſſend beyfügen. Dieſer Antrag muß 
. infonderheit deutlich und beſtimmt gefaßt, wo aber die Sache zweifelhaft oder 
bedenklich iſt, wenigſtens ein dergleicher alternativer Antrag formiret werden. 

In Anſehung des Ausdrucks muß die möglichſte Deutlichkeit und Simplicite 
eines natürlichen und ungezwungenen eee das vornehmſte Augenmerk 
ſeyn. Alles muß in kurzen, einfachen und runden Perioden, ohne Einſchiebungen, 
und ohne ſteife Canceley⸗ſtylmäßige Verbindungs⸗Particeln, von alldieweilen, 
mithin, ſintemalen ete. vorgetragen werden. Affectirte Wendungen, neu ge⸗ 
machte Worte, die allenfalls noch in der Schriftſteller⸗ Sprache, nicht aber im 
allgemeinen Leben üblich find, müſſen vermieden; eben fo forgfältig aber nicht obſolete 
Wörter und Redensarten, imgleichen Termini technici, wenn fie nicht von allgemein 
bekannter Verſtändlichkeit ſind, weggelaſſen werden. Ein ſolcher Bericht, muß, 
mit einem Wort, ſo abgefaßt ſeyn, daß auch jemand, der nicht Rechtsgelehrter 
iſt, den Innhalt deſſelben vollkommen verſtehen, und begreifen könne. 

In Anſehung der äußeren Form, können die Curialien und ſogenannten 
Curtoiſien wegbleiben, und ſogleich mit dem Vortrage ſelbſt angefangen werden. 
Dagegen iſt ganz oberwärts gegen den Rand des Bogens zur linken Hand, ein 
kurzes und deutliches Rubrum, z. E. »Allerunterthänigſter Bericht der Regierung 
zu N. gegen ihre Grundherrſchaft den v. N.« zu prämittiren. Enthält der Bericht 
mehrere und verſchiedene Puncte: ſo müſſen am Rande kurze Marginalien, z. E. 
wegen der Dienſte, wegen der Gemeinweyde etc. beygefügt werden. 

Das Mundum muß nicht mit blaſſer oder fahler; ſondern guter ſchwarzer 
Dinte, in einer vorzüglich ſchönen, und leſerlichen Canzeley⸗Hand, mit deutlichen, 
ſtarken, und nicht in einander laufenden, oder gedehnten Zügen geſchrieben ſeyn. 
Oberwärts ſowohl, als am Rande zur linken Hand muß wenigſtens ein drey 
Finger breiter Platz gelaſſen, auch fo viel irgend möglich iſt, der Bericht fo ge⸗ 
ſchrieben werden, daß er nur die erſte Seite des Bogens einnehme. Auch am 
Schluß des Berichts bedarf es keiner Curtoiſie, und der Präſident, nebſt ſämtlichen 
Mitgliedern des Collegii unterſchreiben blos ihre Namen ganz unten am Rande. 
Das Datum wird gleich am Schluß des Context, ohne Abſetzung, angehängt. 

Ihr habt Euch alſo nach dieſen Anweiſungen um ſo mehr ſorgfältig und 
genau zu achten, als Wir Uns, wegen deren Befolgung, an Euch vorzüglich 
halten werden. Sind etc. | 

Berlin, den 15. Januarii 1785. | 


Auf Sr. Königl. Majeſtät Allergnädigſten Special⸗Befehl v. Carmer«. 
Um dieſe Verordnung recht zu verſtehen, muß man ſich die Sprache ver- 


gegenwärtigen, die noch wenige Jahre vorher als ⸗Teutſcher Cangley-Styl« in 
den amtlichen Schreibſtuben unbeſchränkt geherrſcht hatte und die ſeitdem nur 
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zögernd, Schritt für Schritt, aus dieſer Stellung zurückwich. Es war eine 
Sprache, die aus der Sucht der Kanzleien entſtanden war, ihre Willensäußerungen 
ſo wiederzugeben, daß ſich der ſchlichte Bürger ſtaunend vor der überwältigenden 
Fülle von Geiſt und Gelehrſamkeit beugen ſollte. Zu dem Zwecke mühte man 
ſich ab, die Sätze zu Dutzenden kunſtvoll ineinander zu ſchachteln und dadurch 
Satzungeheuer zu ſchaffen, die zum Teil viele Seiten umfaßten. Daß der Sinn 
dadurch verwirrt und das Verſtändnis erſchwert wurde, konnte den Reiz nur 
erhöhen. Als Zeichen der Vornehmheit und des reichen Wiſſens wurden zahl- 
reiche fremde Wortgebilde eingeſtreut, lateiniſche in Erinnerung an die Humaniſterei 
des 16. Jahrhunderts, franzöſiſche als Folge des unſeligen Dreißigjährigen Krieges 
und der geiſtigen Abhängigkeit von Frankreich im Zeitalter Ludwigs XIV. Zu 
allen dieſen Geſchmackloſigkeiten, durch die der Kanzleiſtil allmählich zum Zerrbild einer 
verſtändlichen Amtsſprache geworden war, hatte ſich im Laufe der Zeit ein 
immer ausſchweifender ſich gebärdendes Schwelgen in übertriebenen Höflichkeits— 
wendungen geſellt, das der Sprache das letzte nahm, was noch an lebendigem 
Geiſt in ihr ſteckte. Noch im Jahre 1764, das heißt zu einer Zeit, als ſich 
das geiſtige Leben in Deutſchland ſchon wieder zu regen begann und Zopf und 
Perücke auf vielen Gebieten bereits anfingen, ihr Anſehen zu verlieren, wurde 
den Gerichten und Regierungen ein auf Grund der »Titular⸗Bücher« der »Ge⸗ 
heimten Etats⸗Cantzley« und der Berichte der Landescollegien entworfenes »neues 
Formular, in drey Abſchnitten zugefertigt, nach dem »alle Titulaturen, ſowohl 
bey gedachter Unſerer Geheimten Etats-Cantzley, als ſonſt, bey allen übrigen 
Cantzleyen Unſerer Regierungen und Landes⸗-Collegiorum, in Zukunft eingerichtet, 
und ein gleichförmiger Cantzley⸗Styl eingeführt. wurden. Durch dieſe Verordnung, 
die auch inſofern von Bedeutung iſt, als darin beſtimmt wurde, daß in den 
Schreiben an die Beamten »die Benennung von Du vermieden und an deſſen 
Statt das Wort Ihr allezeit gebraucht werde«, wurden für jede Art von König⸗ 
lichen Schreiben, an die einzelnen »Fürſtlichen Perſonen und Biſchöffe, welche 
zugleich Königliche Vaſallen ſind«e, van Königliche Bediente und Unterthanen, 
Gräflichen, Freyherrlichen und Adelichen Standes; imgleichen Dohm-Herren und 
Ritter des ſchwartzen Adler- und des Johanniter-Ordens« und van ſämtliche 
Königliche Bediente und Unterthanen, Bürgerlichen Standes«, mit zahlreichen 
Unterabſtufungen, beſondere Höflichkeitswendungen vorgeſchrieben, die wieder ver— 
ſchieden waren, je nachdem ſie im Eingang, »im Gontert« oder im Schluß und 
als »Courtoiſie« gebraucht wurden. So mußte es beiſpielsweiſe in Schreiben an 
die verwitwete Landgräfin zu Heſſen⸗Homburg und an die Prinzeſſin Wilhelmine 
zu Anhalt-Deſſau im Eingang heißen: »Unſern freundlichen Gruß, und was wir 
mehr Liebes und Gutes vermögen, zuvor. Hochgebohrne Fürſtin, Freundlich 
Liebe Muhme« oder in Schreiben »an die Stadt⸗Secretaires der Immediat⸗ 
Städte«: »Unſern gnädigen Gruß zuvor! Wohlgelahrter, Lieber Getreuer «. 

Gegenüber dieſem Erlaß, der nach der Abſicht ſeiner Urheber dazu dienen 
ſollte, den bisherigen, noch ſchlimmeren Kanzleiſtil zu verbeſſern, der aber dem 
Beurteiler von heute nur ein Beleg dafür zu ſein ſcheint, wie ſehr die Amtsſtuben 
auch in jener Zeit noch von dem Moderduft des 17. Jahrhunderts erfüllt waren, 
wirkt die Verordnung aus dem Jahre 1785 wie ein erfriſchender Luftzug. Sie 
kann als Wendepunkt in der Geſchichte des Kanzleiſtils bezeichnet werden. 

In den einhundertfünfunddreißig Jahren, die ſeitdem verfloſſen ſind, hat das 
deutſche Volksleben einen gewaltigen Umſchwung erfahren. Das Exwachen der 
geiſtigen Kräfte, die Knechtung und tiefſte Erniedrigung des Landes durch 
Napoleon, das Wiedererſtarken des völkiſchen Bewußtſeins, die Abſchüttlung des 
fremden Jochs im Befreiungskrieg, das Aufblühen des Bürgertums, die Sturm— 
und Drangzeit des Jahres 1848, der Siegeszug des Dampfes und des elektriſchen 
Stromes und damit die völlige Umgeſtaltung aller. Verkehrsmittel haben die 
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Verhältniſſe in den deutſchen Landen ſo gründlich gewandelt, daß für den 
Kanzleiſtil im alten Sinne kein Raum mehr vorhanden iſt. Seine Herrſchaft iſt 
ein für allemal dahin. Aber tot iſt er darum nicht. Er lebt nur in beſcheidenerer 
Aufmachung unter dem ſchlichten Namen Amtsdeutſch. 

Was dieſes Amtsdeutſch beſonders vorteilhaft von dem alten Kanzleiſtil 
unterſcheidet, iſt das Fehlen der vorerwähnten übertriebenen Höflichkeitswendungen, 
der »Curialien«. Doch hat es manchen Stoßes bedurft, bis es gelang, jene 
kräftigſten Säulen aus der Zopfzeit ganz zu ſtürzen. Einen beſonders heftigen 
Angriff hatten ſie ſchon unter Hardenberg zu erleiden, indem bei der allgemeinen 
Neueinrichtung der oberſten Staatsbehörden in Preußen unterm 27. Oktober 1810 
eine Verordnung erging, »daß der bisher noch immer beibehaltene Curialſtil, 
welcher nichts anderes iſt, als der Stil des gemeinen Lebens längſt verfloſſener 
Zeiten, in allen feinen Abſtufungen von Reſkripten, Decreten und dergleichen, 
durchgängig abgeſchafft und daß von jeder Behörde im gegenwärtigen Stil des 
gemeinen Lebens geſchrieben und verfügt werde«. Trotzdem beſtand der Kurialſtil 
weiter, wenn auch in gemäßigterer Form. Doch waren Rückfälle in die Über- 
ſpanntheiten von »Einft« nichts ſeltenes. Noch um die Mitte der neunziger Jahre 
iſt mir eine Eingabe durch die Finger gegangen, die mit den mannhaften Worten 
ſchloß womit ich erſterbe als Euer Exzellenz allergehorſamſter und untertänigſter 
Knecht und Wurm«. Wenn dieſes Schreiben auch kein behördliches Schriftſtück 
war, ſondern nur den Erguß eines einzelnen an eine Behörde darſtellte, ſo war 
doch der eigentliche Vater des Schreibens die Amtsſtube. Denn der »erfterbende 
Wurm« hatte ſich nur die amtlichen Berichte zum Vorbild genommen, in denen 
nicht oft genug die Verſicherung des Gehorſams im Wechſel mit der Bitte um 
e wiederholt werden konnte. Durfte man ſich da wundern, wenn 
jemand, der ein Geſuch vorzulegen hatte, des Glaubens war, er müſſe darin die 
Verſicherung ſeiner Ergebenheit ganz beſonders unterſtreichen? 

Es war deshalb eine befreiende Tat, als die Reichs. und Staatsbehörden 
im Jahre 1897 einheitlich vorgingen, um die amtliche Schreibweiſe der allgemein 
üblichen Sprache des Verkehrs anzupaſſen. »Um der Verkehrsſitte Rechnung zu 
tragen «, fo heißt es in der Verfügung, die das Reichs-Poſtamt damals in ziemlich 
wörtlicher ÜUbereinſtimmung mit den Anordnungen der übrigen oberſten Behörden 
für ihren Geſchäftsbereich erließ, »werden die hergebrachten Höflichkeitsausdrücke 
(Curialien) einſtweilen noch nicht ganz entbehrt werden können, doch ſind ſie auf 
ein möglichſt knappes Maß zu beſchränken. Häufungen und Steigerungen, wie 
»beehre ich mich ergebenſt, ſehr geneigteſt, ganz ergebenſt«, Kanzleibildungen, 
wie »Hochdieſelben, Deroſeits, Hochderoſeits«, ſind zu vermeiden; desgleichen die 
häufige Anwendung der Anreden »Ew. Hochwohlgeboren, Hochgeboren, Exzellenz 
uſw.«, die im übrigen durch die einfachen Fürwörter zu erſetzen find. Die An⸗ 
rede »Ew. Wohlgeboren« iſt überhaupt nicht mehr anzuwenden. Im Verkehr 
zwiſchen gleichgeſtellten Poſt⸗ und Telegraphenbehörden find Höflichkeitswendungen 
wegzulaſſen. Ebenſo ſind in Berichten an vorgeſetzte Behörden Wörter, die 
das nachgeordnete Verhältnis andeuten, wie »gehorſamſt, ehrerbietigſt« ferner 
nicht anzuwenden. Wird hiernach die Amtsſprache von entbehrlichem Beiwerk 
befreit, fo iſt um fo mehr darauf zu halten, daß fie es an der gebührenden Höflich- 
keit und Rückſicht nicht fehlen läßt und jede Schroffheit vermeidet«. Gegen dieſes 
klare Gebot, deſſen Durchführung alle Behörden ſich ernſtlich angelegen ſein ließen, 
gab und gibt es keine Auflehnung. Die Zeit der Curialien iſt damit endgültig 
vorbei. 

Auch in der Frage der Fremdwörterei ſticht das heutige Amtsdeutſch vorteil— 
haft von dem alten Kanzleiſtil ab. Dies iſt um ſo dankbarer anzuerkennen, als 
von den Schweſtern der Amtsſprache manche — es ſei nur an das Kaufmanns- 
deutſch und an die Gafthofs- und Küchenſprache erinnert — auf dieſem Gebiet 
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noch recht unſicher find, und als namentlich die von Fremdwörtern geradezu ver— 
ſeuchte Sprache des täglichen Lebens ſtändig als Verſucherin neben der Amts— 
ſprache ſteht. Das Verdienſt, als erſter im größeren Umfang und erfolgreich 
in der Verdeutſchung der Amtsſprache vorgegangen zu ſein, gebührt Heinrich 
von Stephan. Im Einverſtändnis mit Bismarck und mit Unterſtützung ſach— 
und ſprachkundiger Männer ſchuf er als Erſatz für die im Poſtweſen damals 
üblichen fremdſprachigen Fachausdrücke deutſche Wörter, deren Anwendung er, 
allen Anfeindungen zum Trotz, auch durchſetzte. Es iſt bekannt, wie die Zeitungen 
über jene neuen Benennungen, die in den Jahren 1874 75 in einer Zahl von 
mehr als 650 Stück im Amtsblatt der Reiche. ⸗Poſtverwaltung veröffentlicht 
wurden, vielfach ſpöttelten und höhnten. Trotzdem ſind die alten Benennungen 
zum größten Teil ſo vollſtändig aus dem Sprachgebrauch verſchwunden, daß die 
junge Welt ſie kanm noch kennt. Wer weiß heute noch etwas voͤn Emballage 
oder Repofitorium, wer ſpricht noch vom Mundum oder dem Allegat-Strich? 
Sie find ausgelöſcht wie der Copialien⸗Schreiber und der Conducteur, wie das 
Tractament und das Dimiſſoriale. Seitdem iſt die Poſtverwaltung nicht müde 
geworden, die Arbeit der Sprachreinigung fortzuſetzen, maßhaltend zwar und in 
weiſer Beſchränkung des Ziels, aber unverdroſſen vorwärtsſtrebend, und viele 
Fremdlinge, die man vor 45 Jahren, ja um die Jahrhundertwende noch, für 
unentbehrlich hielt, ſind dieſer Arbeit zum Opfer gefallen. Auch ſie ſind längſt 
vergeſſen. 

Stephans Bemühungen, das Gewand der amtlichen Sprache durch Beſeitigung 
der häßlichen Flicken zu verſchönen, haben weiteſte Kreiſe zur Nacheiferung ange— 
regt. Bald folgten die Eiſenbahn⸗, die Heeres, die Juſtizverwaltung. Auch ſie 
machten vielen fremden Ausdrücken den Garaus und ſetzten an ihre Stelle deutſche 
Wörter, die jedermann verſtehen konnte. Bei der Vereinfachung des amtlichen 
Schriftverkehrs im Jahre 1897 wurde einheitlich für alle Reichs- und Staats 
behörden beſtimmt: »Entbehrliche Fremdwörter ſind zu vermeiden«. Daß ſeitdem 
der Begriff »entbehrlich« allmählich immer mehr zugunſten der Sprachreinheit 
verſchoben worden iſt und ſich auch heute noch immer weiter in dieſer Richtung 
verſchiebt, iſt nicht zum kleinſten Teile den Anregungen des Allgemeinen Deutſchen 
Sprachvereins zu verdanken. Schon ſeit Jahrzehnten wird dieſer Verein, der in 
fünfunddreißigjähriger Arbeit unabläſſig danach ſtrebt, den echten Geiſt der 
deutſchen Sprache zu pflegen, den Sinn für ihre Schönheit zu beleben und ſie von 
den überflüſſigen fremden Brocken zu befreien, von den Behörden in Anſpruch 
genommen, ſo daß er an der Ausſcheidung der Fremdkörper aus der Amtsſprache 
einen weſentlichen Anteil hat. Die letzte große Reinigung dieſer Art fand in 
den Jahren 1917/18 ſtatt; fie räumte mit den Fremdwörtern des Haushaltsplans 
gründlich auf. 

Trotzdem ſtößt man auch in amtlichen Schreiben immer noch auf manchen 
fremden Ausdruck, der leicht vermieden werden könnte. So findet man häufig 
die Abkürzung No. (numero) ſtatt Nr., à, ca. (circa), Adreſſat, Adreſſe, adreſſieren, 
Defekt, Energie, energiſch, Garantie, garantieren und viele andere mehr, vor 
allem aber die nicht abzuſchüttelnden per und pro. Auch die »Journ.⸗No.« lebt 
noch als Uberbleibſel längſt verſchollener Zeiten. Eigentümlicherweiſe ſind die 
Stützen der Fremdwörterei im allgemeinen aber weniger die alten Beamten, die 
ſchon den Amtsſchimmel ritten, als der Gebrauch welſcher Ausdrücke noch mehr 
geübt wurde als heute; es ſind vielmehr, wie ich in langjähriger Beobachtung 
feſtgeſtellt habe und wie mir aus den verſchiedenſten Verwaltungen beſtätigt 
worden iſt, gerade die Neulinge in der Amtsſtube, die am meiſten dazu neigen, 
dem Fremdwortunweſen Vorſchub zu leiſten. Auch in Schreiben der während 
des Krieges eutſtandenen Behörden, die nicht mit zünftigen Beamten, ſondern 
mit Angehörigen anderer Berufe, namentlich mit Kaufleuten und Technikern, be— 
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ſetzt ſind, habe ich häufig Fremdwörter beobachtet, die man in amtlichen Schreiben 
ſonſt nicht zu finden gewohnt war. Dieſe Erſcheinung zeigt, daß, während in 
vergangenen Tagen die fremden Brocken aus der Kanzleiſprache in die Sprache 
des gemeinen Lebens überzugehen pflegten, heute umgekehrt die Umgangsſprache 
die Amtsſprache ungünſtig zu beeinfluſſen verſucht. Gegen dieſen Verſuch muß 
entſchieden Stellung genommen werden: »Kein Fremdwort für das, was deutſch 
gut ausgedrückt werden kann «. 


Leider kann der Amtsſprache nicht in allen Punkten ein gutes Zeugnis 
anögeftellt werden. Denn in dem dritten und heute wichtigſten Punkte, dem 
Gebrauch der Kanzleiausdrücke, hat ſie ſich in den letzten 25 Jahren wenig 
oder gar nicht gebeſſert. »Deutlichkeit und Simplicité eines natürlichen und un— 
gezwungenen Erzählungsſtyls« verlangt die Verordnung von 1785 vom Kanzlei 
ſtil; »knapp und klar« ſoll die Schreibweiſe der Behörden nach den Anordunngen 
aus dem Jahre 1897 fein und veraltete Kanzleiausdrücke vermeiden. Erfüllt ie 
dieſe Anforderungen? Nein! Man leſe nur, was Rothe in ſeinem vortrefflichen 
Büchlein »Über den Kanzleiſtil« und Bruns in dem nicht minder leſenswerten 
Heftchen »Gutes Amtsdeutſch« vor einem V Vierteljahrbundert hierüber geſchrieben 
haben. In tauſenden von Abdrucken find jene Schriften in die Amtsſtuben der 
Behörden geflattert; ſie werden auch geleſen, ſogar viel geleſen, und trotzdem 
wuchern die in ihnen bekämpften alten Kanzleiwendungen, die weder deutlich noch 
natürlich, weder knapp noch klar ſind, weiter, als wären ſie unausrottbar. Oder 
will man im Ernſt behaupten, daß »derſelbe«, »desſelben«, »demſelben« ausgelöſcht 
find, daß die » fragliche, betreffende, in Rede oder Frage ſtehende, genannte, be- 
zeichnete, bezügliche« Angelegenheit das nichtsſagende und deshalb meiſt über— 
flüſſige Beiwort verloren hat? Iſt das »dürfte« verſchwunden oder das »dies— 
ſeits« und »dortſeits« „ das »in Gemäßbeit-, das »baldgefälligſt«, das »beziehungs— 
weiſe«? Leſen wir nicht täglich noch »zur Kenntnisnahme und Beachtung«, als 
ob man etwas beachten könnte, ohne davon Kenntnis genommen zu haben? 


Auch die Neigung, kurze Worte durch längere zu erſetzen, beſteht noch heute 
wie damals. Man ſchreibt »künftighin« ſtatt »künftig«, »lediglich« ſtatt »nur«, 
»des . ſtatt »oft«, »nunmehr« ſtatt »jetzt«, »ſeitens« und »mittelſt. ſtatt 
»von« und »mit«. Der richtige Sopfträger erwägt auch nicht, ſondern zieht in 
Erwägung, er legt nicht vor, ſondern bringt zur I Vorlage, er läßt nicht abſenden, 
ſondern zur Abſendung gelangen. Selbſt die Unſitte, an Stelle der meiſt 
flüſſigeren Tätigkeitsform die ſchwerfälligere Leideform zu wählen, ( Seitens des 
Amtes iſt bereits darauf hingewieſen worden« ſtatt »Das Amt hat ſchon darauf 
hingewieſen«) und die nicht minder häßliche Gewohnheit, dem Eigenſchaftswort 
beim Zeitwort das unbeſtimmte Geſchlechtswort vorzuſetzen, (»Der Verluſt iſt ein 
großer« ſtatt »Der Verluſt iſt groß) haben ſich bis . den heutigen Tag in 
der Amtsſprache erhalten. ® 

Andere Kanzleiwendungen find. noch hinzugekommen, wie das unſinnige und 
zu Unklarheiten führende »wolle.: »Die Anlage wolle abgenommen werden« 
oder, noch ſchlimmer, in der Mehrzahl: »Die Beteiligten wollen gehört werden«. 
Gemeint iſt, daß die Behörde, die das Schriftſtück erhält, die Beteiligten hören 
ſoll; der vom Kanzltiſtil nicht angekränkelte Leſer kann den Satz aber nur ſo 
verſtehen, daß die Beteiligten den Wunſch, den Willen haben, gehört zu werden. 
Daß alle dieſe Ausdrücke tatſächlich häßlich ſind, daß ſie eine Miß handlung unſerer 
Sprache bedeuten, empfindet jeder, der Sinn und Gefühl für das Weſen der 
Sprache beſitzt. Es drängen ſich uns deshalb die Fragen auf: Wer ſind die 
vielen Miſſetäter, die immer von neuem wider die Schönheit und Würde ihrer 
und unſerer Mutterſprache ſündigen? Warum freveln fie? Wo müſſen wir das 
Meſſer anſetzen, um die Amtsſprache von ihren Auswüchſen zu befreien? 
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Geſündigt wird faſt von allen, die mit der Amtsfeder zu tun haben. Die 
Alten ſündigen aus Gewohnheit, in der Erinnerung an die Vergangenheit, aus 
Mangel an Selbſtprüfung, die Jungen aus Sorgloſigkeit und weil ſie glauben, 
es den Alten nachmachen zu müſſen. Wer Gelegenheit -hat, in Prüfungsarbeiten 
von jüngeren Beamten zu blättern, wird ſtaunen, wie üppig in ihnen der 
Kanzleiſtil blüht, ein Beweis, wie ſtark auch heute noch der Glaube verbreitet iſt, 
daß zur Amtsſprache der Zopf gehöre. Gewiß, der Stoff, der in amtlichen 
Schriftſtücken bearbeitet werden muß, iſt trocken und ſpröde und läßt klingende 
Wendungen und dichteriſche Vergleiche nicht zu. Um ſo mehr aber müſſen wir 
uns hüten, in ihnen Ausdrücke zu gebrauchen, die der lebendigen Rede unbekannt 
ſind und die dem geſchriebenen Worte deshalb den letzten Hauch friſchen Geiſtes 
nehmen. »Schreibe, wie Du ſprichſt«. Das muß ſich zur Richtſchnur machen, 
wer die Amtsfeder führt. Es iſt der einzige Weg, die alten Sünden auszurotten, 
das einzige Heilmittel, die Amtsſprache lebendig zu erhalten und ſie zu ſchützen 
vor der dauernden Gefahr der Verknöcherung und Erſtarrung. Zwar dürfen 
wir nicht alles, was geſprochen wird, wahllos in die Amtsſprache übernehmen, 
beſonders nicht die fremden Brocken und die Schlagwörter und Modeausdrücke, 
die ſich ſchon in der Umgangs- und Zeitungsſprache mehr als genug ſpreizen. Auf 
»voll und ganz« und »reſtlos«, auf »auslöfen.« ‚ »einfeßen« und »verankern« kann die 
Amtsſprache gern verzichten. Was fie gebraucht, das iſt der Geiſt der 
lebendigen Sprache, der Born friſchen Lebens, aus dem die Umgangsſprache 
ſchöpft. Die Sprache, auch die geſchriebene, iſt der Ausdruck unſeres Denkens. 
Zeige ein jeder, daß er klar denkt, daß er deutſch denkt! 


Franzöſiſcher Schiffspoſtdienſt!). 
Von Poſtrat H. Herzog in Berlin. 


Bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts gab es in Frankreich keine geregelten 
Einrichtungen für die Beförderung von Poſten zur See. Erſt durch Erlaß vom 
4. Juli 1780 wurde den Kapitänen der zwiſchen Frankreich und ſeinen Kolonien 
verkehrenden Schiffe die Verpflichtung zur Beförderung von Briefpoſten auferlegt. 
Die Beförderung hatte anfänglich ohne Entgelt zu erfolgen; durch Erlaß vom 
17./22. Auguſt 1796 wurde jedoch eine Entſchädigung von 2 Sols (= 10 Ct.) 
für die Beförderung eines Briefes oder Pakets bewilligt. Nach einer ſpäteren 
Anordnung vom 19. Germinal des Jahres X wurden die Verpflichtung zur Poſt⸗ 
beförderung und die Gewährung der genannten Vergütung auf den Verkehr mit 
dem geſamten überſeeiſchen Ausland ausgedehnt. Später (Erlaß vom 12. Juli 
1856) wurde für die Beförderung von Zeitungen oder anderen Druckſachen eine 
Sonderentſchädigung von 1 Fr. für das Kilogramm oder 1 Ct. für jede 10 2 
feſtgeſetzt. Schließlich wurde für den Nahverkehr, nämlich für den Verkehr mit 
England, Spanien, Gibraltar, Malta, Zypern und den ſpaniſchen Niederlaſſungen 
an der marokkaniſchen Küſte, ein ermäßigter ene von 5 Fr. für das 
Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 50 Ct. für das Kilogramm anderer Sen- 
dungen eingeführt. Dieſe Beſtimmungen wurden ergänzt durch die Geſetze vom 


) Nach dem in Nr. 10 und 11 der Zeitſchrift »L'Union postale für 1918 enthaltenen Aufſatz 
» Verträge der franzöſiſchen Poſtverwaltung mit den Schiffahrtsgeſellſchaften über die Briefpoft- 
beförderung zur Sees. 
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30. Januar 1893 und 7. April 1902. Das erſtgenannte Geſetz ſieht Prämien 
für den Schiffbau und für die Schiffahrt vor; die Schiffahrtsprämien erſtrecken 
ſich auf ſolche Schiffe, die langandauernde Reiſen ausführen oder der zwiſchen— 
ſtantlichen Küſtenſchiffahrt dienen, und deren Brutto-Tonnengehalt bei Dampf— 
ſchiffen wenigſtens 100 t und bei Segelſchiffen wenigſtens SO t beträgt. Das 
Geſetz von 1902 führte neue Vergütungsbeträge ein, die je nach Umſtänden als 
»Ausrüſtungsprämies oder als »Schiffahrtsprämie« bezeichnet werden. Die Poſt— 
verpflichtungen der Schiffe, die eine Prämie nach den Geſetzen von 1893 oder 
1902 beziehen, ſind, kurz zuſammengefaßt, folgende: Jeder Kapitän iſt verpflichtet, 
die Briefpoſten und überhaupt alle Briefſendungen, die ihm anvertraut werden, 
unentgeltlich zu befördern. Er muß die Briefpoſten auf ſeine Koſten bei den 
Poſtanſtalten des Abgangshafens, der Zwiſchenhäfen und des Beſtimmungshafens 
in Empfang nehmen und abgeben laſſen. Auch mit dem Poſtpaketdieuſt hat er 
ſich nach den darüber beſtehenden Geſetzen und Verordnungen zu befaſſen. Bei 
allen Poſtbeförderungen iſt er der Poſtverwaltung in gleicher Weiſe haft— 
bar, wie dieſe ſelbſt den Abſendern. Findet die Briefpoſtbeförderung in. 
Begleitung eines Poſtbeamten ſtatt, jo iſt dieſer ebenfalls unentgeltlich zu 
befördern, und es iſt ihm außerdem während der Fahrt ein angemeſſen aus— 
neſtatteter Raum zur Verfügung zu ſtellen. Das Geſetz von 1902 beſtimmt 
weiter, daß ſolche Reeder, die ſich für wenigſtens fünf Jahre zur Übernahme einer 
regelmäßigen Schiffahrtslinie auf anderen als den von Poſtdampfern mit ftaat- 
licher Unterſtützung befahrenen Strecken bereit erklären und jedes Jahr eine feſte 
Mindeſtſtrecke mit Schiffen von beſtimmter Größe zurücklegen, die ein beſtimmtes 
Alter nicht überſchreiten, an Stelle der Schiffahrtsprämie und des e 
ausgleichs eine feſte jährliche Beihilfe beziehen können. 

Alle bisher angeführten Beſtimmungen beziehen ſich nicht auf die Schiffs, 
verbindungen, die durch ſtaatlich unterſtützte Poſtdampfer (paquebots-poste) unter 
halten werden. Den Anfang mit derartigen Poſtdampferverbindungen machte 
die franzöſiſche Poſtverwaltung im Jahre 1820, indem ſie Schiffe zur Vermittlung 
des Poſtverkehrs zwiſchen Calais und Dover mietete. Im Laufe der Zeit nahmen 
die ſtaatlich unterſtützten Poſtdampfſchiffsverbindungen einen großen Umfang an. 
In Jahre 1913 beſtanden ſolche Verbindungen nach Korſika, Algerien, Marokko, 
Tunis, Tripolis, dem öſtlichen Mittelmeer, Oft- und Weſtafrika, dem fernen Often, 
Auſtralien, Neukaledonien, Neuvorf, Braſilien und den La Plata -Staaten, und die 
Poſtdampferflotte zählte 99 Schiffe mit einem Brutto⸗Tonneninhalt von 364 542 t, 
die im Jahr 1234910 franzöſiſche Seemeilen (rund 6,9 Millionen Kilometer) zurück— 
legten. Der Geſamtbetrag der den Poſtdampfern gewährten Beihilfen belief ſich 
nach dem Haushaltsplan für 1913 auf 32 Millionen Franken. Die Poitdampf- 
ſchiffsverträge wurden von der franzöſiſchen Regierung früher für zehn oder fünf— 
zehn Jahre abgeſchloſſen; der letzte Vertrag mit der Geſellſchaft der »Meſſageries 
maritimes« lautet jedoch über 25 Jahre. Der Betrag der ſtaatlichen Beihilfe 
wird im Vertrag entweder für die einzelne zurückgelegte Seemeile oder in einer 
für das ganze Jahr berechneten Pauſchſumme feſtgeſetzt. Die Beihilfe wird immer 
nach Ablauf des Monats gezahlt; vor der Zahlung muß der Regierungsvertreter 
im Hafenort beſcheinigen, daß der Beförderungsdienſt regelmäßig ausgeführt 
worden iſt. Der Verlauf der von den Poſtdampfern einzuhaltenden Linien und 
die Streckenlängen werden durch ein dem Vertrag beigefügtes Laſtenheft beſtimmt. 
Der Verwaltung ſteht das Recht zu, die urſprünglich feſtgeſetzten Reiſewege zu 
ändern, das Anlaufen von Häfen aufzuheben oder neu einzuführen, unter Um— 
ſtänden die Zahl der Fahrten auf den vertragsmäßigen Strecken zu vermehren, 
Aweiglinien im Anſchluß an die Hauptſtrecken einzurichten oder im Laſtenheft 
nicht vorgeſehene Orte in den Poſtverkehr einzuſchließen. Bei derartigen Ande⸗ 
rungen wird die Beihilfe im Verhältnis zur Steigerung oder Verminderung der 
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Zahl der Seemeilen oder auch nach freier Vereinbarung oder nach Einholung 
eines Sachverſtändigengutachtens anderweit feſtgeſetzt. Verzögerungen der Ab— 
fahrtszeiten in den End⸗ oder Zwiſchenhäfen werden, wenn es ſich nicht um einen 
Fall höherer Gewalt handelt, mit Geldbußen geahndet, deren Höhe im Vertrag 
feſtgeſetzt wird. Uberſchreitet die Verzögerung den Zeitraum von 24 Stunden, 
fo darf auf Koſten des Unternehmers ein anderes Schiff zur Poſtbeförderung 
eingeſtellt werden; eine Kürzung der Beihilfe findet ſtatt, wenn die Poſt aus 
irgendeinem Grund erſt mit dem nächſtfälligen regelmäßigen Poſtdampfer befördert 
werden kann. Nicht im Fahrplan vorgeſehene Orte dürfen, außer im Falle höherer 
Gewalt, nicht angelaufen werden, wenn ſich der Schiffsunternehmer nicht ſtrenger 
Beſtrafung ausſetzen will. Außer den Briefpoſten haben die Poſtdampfer auch 
die diplomatiſchen Briefſäcke unentgeltlich zu befördern, die vom Miniſterium der 
auswärtigen Angelegenheiten oder von deſſen Vertretern im Ausland abgeſandt 
werden. Au der Behandlung und Beförderung der Poſtpakete haben ſich die 
Poſtdampfſchiffsunternehmungen nach den auf Grund der betreffenden Geſetze 
erlaſſenen Dienſtvorſchriften und Anweiſungen zu beteiligen. Beſonders erwähnens⸗ 
wert iſt die Vorſchrift, daß die Poſtdampfer aus den franzöſiſchen Häfen erſt 
auslaufen dürfen, wenn die Briefpoſten aus Paris vorliegen. Für Verzögerungen 
bis zu zwölf Stunden, die aus dieſem Anlaß entſtehen, haben die Schiffsunter— 
nehmungen keinen Anſpruch auf Schadenserſatz. Die Wahrnehmung des Seepoſt—⸗ 
dienſtes auf den Poſtdampfern kann Poſtbeamten übertragen werden. Iſt ein 
Seepoſtbeamter an Bord, jo muß ihm eine Kabine erſter Klaſſe mit anſchließen⸗ 
dem Dienſtraum zur Verfügung geſtellt werden; außerdem muß noch ein ſicher 
und günſtig gelegener Raum zur Aufbewahrung der Poſtſäcke vorhanden ſein. 
Die Seepoſtbeamten werden wie Reiſende erſter Klaſſe verpflegt, haben aber nur 
die Hälfte des gewöhnlichen Fahrpreiſes dafür zu entrichten. Die Beförderung 
der Poſten und der Seepoſtbeamten zwiſchen den Ein- und Ausſchiffungspunkten 
und den Poſtauswechſlungsſtellen iſt in allen Häfen Sache der Schiffsunternehmung, 
die dem Seepoſtbeamten außerdem für Dienſtzwecke ein beſonderes Fahrzeug zur 
Verfügung zu ſtellen hat. Iſt kein Seepoſtbeamter vorhanden, ſo hat der Kapitän 
die Verantwortung für die Poſtladung. 


Mittelalterliche ſtädtiſche Telegraphie. 
Von Dr. P. G. Müller in Hamburg. 


Der Geſchichtsſchreiber Karl Lamprecht weiſt in ſeiner deutſchen Geſchichte 
(4. Auflage, 4. Band, Seite 212) auf die in den deutſchen Städten des Mittel- 
alters vorhanden geweſenen optiſchen Telegrapheneinrichtungen hin. Im Archiv 
für Poſt und Telegraphie und in den dem Verfaſſer zugänglich geweſenen 
Fachſchriften, jo den beiden Arbeiten Poppes)), iſt der Einrichtung, ſoweit erſichtlich, 
nicht gedacht, dagegen werden die in wirtſchaftlicher Beziehung viel weniger be— 
deutſamen optiſchen Telegraphen der alten Griechen und auch anderer Völker des 
Altertums — bei Poppe z. B. — recht eingehend beſprochen. Daher ſei hier 
einmal ein kurzer Hinweis auf die Einrichtungen in den deutſchen Städten des 
Mittelalters gegeben. 


) Dr. Ad. Poppe, »Die Telegraphie von ibrem Urſprung bis zur neueſten Seite Frankfurt 
u 1848. IV, 75 S. und »Die Bedeutung und das Weſen der antiken Telegraphie« Frankfurt 1867. 
2 S 
7 


Mittelalterliche ſtädtiſche Telegraphie. 111 


Wann ſolche zuerſt in den deutſchen Städten geſchaffen worden ſind, iſt nicht 
bekannt. Die Telegraphiſten, wenn dieſer Ausdruck gebraucht werden darf, waren 
die Türmer. Sie hatten die Aufgabe, von ihrem hohen Standort aus hinaus— 
zuſchauen ins Land und jede Gefahr, die von außen der Stadt drohte, durch 
verabredete optiſche und akuſtiſche Zeichen zu melden. In der Zeit des Fauſtrechts 
und des Fehdeweſens waren die Hauptgefahren, die einer Stadt und ihren Be⸗ 
wohnern drohten, Raub und Brandſchatzung. Man denke nur daran, daß von 
den Städten die Warenzüge der ſtädtiſchen Kaufleute ausgingen, und daß vom 
zeitigen Frühjahr an bis in den ſpäten Herbſt hinein alltäglich der Gemeindehirt 
das Vieh der Bürger hinaus auf die Weide führte. Im Mittelalter und weit 
übers Mittelalter hinaus trieben viele Bürger der Stadt Landwirtſchaft (Acker⸗ 
bürger); ſie hatten draußen vor den Toren ihre Felder und Wieſen. Die Stadt 
ſelbſt beſaß vielfach Allmenden (Wieſen, Acker, Wälder), die die Bürger nutzten, 
und die wohlhabenderen Bürger hatten Landgüter. Bei dieſer Sachlage war die 
Wirkſamkeit des Türmers für die Allgemeinheit von großer Bedeutung. 

In der Zeit der großen ſtädtiſchen Selbſtändigkeit — »ſie reicht etwa vom 
12. Jahrhundert bis ans Ende des Mittelalters« (Handwörterbuch der Staats- 
wiſſeuſchaft, 3. Auflage, Band 3, Seite 325) — in dieſer Seit genügte es den Städten 
nicht mehr, auf einem hohen Turm im Ort einen Wächter zu haben; ſie bauten 
weit draußen vor den Mauern der Stadt an den Grenzen des Stadtgebiets die 
Landwehren, Befeſtigungsanlagen, die da errichtet wurden, wo Wege ins Stadt— 
gebiet führten, und die in der Regel aus Wall und Graben und einem Turm, 
einer Warte, beſtanden. Dieſe Türme wurden mit Wächtern beſetzt. Das taten 
nicht bloß die größeren und bedeutenderen Städte, wie etwa Hamburg, Braun⸗ 
ſchweig, Frankfurt (Main), ſondern auch kleinere und unbedeutendere, z. B. 
Quedlinburg, Frankenhauſen (Thür.), Andernach, Amberg, Pforzheim, Geislin— 
gen u. a. Die Wächter auf den Warten meldeten die angedeuteten Gefahren 
durch optiſche und akuſtiſche Zeichen dem Türmer in der Stadt, und der gab die 
Meldung an die Stadtverwaltung und an die Geſamtheit der Einwohnerſchaft 
durch verabredete Zeichen weiter. 

Es wäre außerordentlich wiſſenswert, die optiſchen und akuſtiſchen Zeichen 
zu kennen, die von den Wächtern auf den Türmen angewendet worden ſind. 
Darüber aber laſſen die Quellen (Chroniken und Urkundenbücher) im unklaren. Aus 
ſpäterer Zeit bringt dagegen Merian in ſeiner Topographie (Band Schwaben, 
1643, Anhang, Seite 51) unter Heilbronn einen lehrreichen Bericht. Er ſpricht 
von einer Heilbronner Warte, die auf einem hohen Berg in der Richtung auf 
Weinsberg liegt — die Warte iſt auf dem in dem Band enthaltenen Bilde von 
Heilbronn deutlich zu ſehen — und erzählt, daß die Stadt dort einen Wächter 
halte. Auf dem Turme ſtehe eine eiſerne Stange, an der ein großer Knopf auf- 
und abwärts bewegt werden könne. Wenn der Wartenwächter ſieht, daß ſich Reiter 
dem Stadtgebiet nähern, zieht er den Knopf, der ſeinen gewöhnlichen Platz an 
der Spitze der Stange hat, herab, und der Türmer in der Stadt, der den Knopf 
ſtändig beobachten muß, gibt die Meldung durch ein Zeichen auf der Trompete 
an die Stadtverwaltung und die Einwohnerſchaft weiter. Sur Zeit Merians 
wurde die Einrichtung noch in anderer Weiſe wirtſchaftlich nutzbar gemacht. 
Merian berichtet, daß der Knopf alltäglich regelmäßig um 11 Uhr vorm. herab- 
gezogen werde, damit ſich die in den Weinbergen arbeitenden Leute mit dem Eſſen 
danach richten könnten. Um 12 Uhr werde der Knopf wieder in die Höhe ge⸗ 
zogen. So einfach werden wohl allenthalben die zwiſchen den Waͤchtern auf den 
Warten und den Türmern in den Städten gewechſelten optiſchen Zeichen geweſen 
fein. Jedenfalls hat man bei dieſen optiſchen Telegraphen nicht an eine jo aus- 
gebildete Zeichenſprache zu denken, wie fie der Claude Chappeſche optiſche Telegraph 
und die ſpäter in Preußen geſchaffenen optiſchen Telegraphen verwandten. 
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Neben den optiſchen gab es zwiſchen den Wartenwächtern und den Türmern 
in den Städten, wie ſchon angedeutet, auch akuſtiſche Zeichen. Über eine ſolche 
Einrichtung berichtet Krünitz in ſeiner Okonomiſchen Enzyklopädie (Band 100, 
Seiten 333 und 334), wo er, wohl an der Hand einer Chronik, aus nik 
furt (Main) folgendes mitteilt: Im Jahre 1509 wurden daſelbſt ſowohl auf 
den Warten als Türmen der Stadt Wächter gehalten, welche durch einen Schuß 
andeuteten, wenn fremdes Volk aurückte, worauf der Pfarrtürmer mit der Trom— 
pete Nachricht gab, ob es Fußvolk oder Reuter Ted, auch mußte er eine rote 
Fahne ausſtecken nach dem Ort, woher er die Fremden kommen ſah«. Man ſieht, 
daß auch die akuſtiſchen Zeichen — das Vorſtehende dürfte für ſehr viele Orte zu— 
getroffen haben — an Einfachheit nichts zu wünſchen übrig laſſen. 

Mit dem Siege der Landesherren über die Städte, »die erſten bedeutungs— 
vollen Markſteine auf dieſem Wege ſind die Unterwerfungen von Berlin (1442) 
und Mainz (1462)« (Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaft, Band 3, Seite 329 der 
dritten Auflage), und mit der Errichtung einer ſtarken, die Sicherheit im Lande 
gewäbrenden Staatsgewalt büßten die Wächter auf den Warten mehr und mehr 
ihre Bedeutung ein. Wie aber ſchon aus dem Heilbronner Beiſpiel hervorgeht, 
wurden auf einzelnen Warten noch lange Zeit danach Wächter gehalten. Für die 
Türmer in der Stadt dagegen verſchob ſich der Pflichtenkreis; das Hauptgewicht 
fiel nun auf die Feuermeldung, die ihnen da und dort wohl auch ſchon in 
der Zeit der großen ſtädtiſchen Selbſtändigkeit obgelegen hat. Jedenfalls war in 
den erſten Jahrhunderten der neuen Zeit und ſpäter dieſe Tätigkeit der Feuer 
meldung für die Städte ſo wichtig, daß auch Türmer in Städten beſtellt wurden, 
die vorher noch keine gehabt hatten. Die Feuermeldung geſchah auch durch optiſche 
und akuſtiſche Zeichen. Solche Einrichtungen beſtanden vielfach bis in die neueſte 
Zeit; ſie ſind ſo allgemein bekannt, daß es nicht erforderlich iſt, hier darauf näher 
einzugehen. 

Nicht unwahrſcheinlich iſt, daß da und dort in ſtädtiſchen Archiven, deren 
Akten ins Mittelalter zurückreichen, noch genauere Angaben über die optiſchen und 
akuſtiſchen Telegrapbeneinrichtungen. wie den Wartenwächtern und den Türmern 
in den Städten vorhanden find. Vielleicht gibt das Vorliegende den Aulaß zu 
gelegentlichen Forſchungen in dieſer Richtung. 


Zur Geſchichte des Briefeſchießens. 
Von Poſteleve Erwin Horſtmann. 


Zu dem Auffatz »Zur Geſchichte des Briefeſchießens« in Nr. 1 des Archivs 
von dieſem Jahre möchte ich noch eine Nachricht mitteilen, auf die ich durch 
Zufall geſtoßen bin. Es handelt ſich bei ihr zwar nicht um ein Schießen im 
ſtrengſten Sinne des Wortes, immerhin wird man ſie in das Gebiet des Briefe— 
ſchießens mit einrechnen können. Wir leſen in Caeſars Bellum Gallicum, Buch 5, 
Kap. 48: ö 

Tum cuidam ex equitibus Gallis magnis praemiis persuadet. 
uti ad Ciceronem epistulam deferat. Ilane Graecis conscriptam 
litteris mittit, ne intercepta epistula nostra ab hostibus consilia 
cognoscantur. Si adire non possit, monet, ut tragulam cum 
epistula ad amentum deligata intra munitiones eastrorum abiviat. 
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In litteris seribit se cum legionibus profeetum celeriter affore; 
hortatur, ut pristinam virtutem retineat. Gallus periculum veritus. 
ut erat praeceptum, tragulam mittit. Haec casu ad turrim adhaesit 
neque a nostris biduo animadversa tertio die a quodam milite 
conspieitur, dempta ad Ciceronem defertur. Ille perlectam in 
conventu militum recitat maximaque omnes laetitia afficit. 


Auf deutſch: 

Da bewog er einen von den galliſchen Reitern dadurch, daß er ihm 
große Belohnungen in Ausſicht ſtellte, einen Brief an Cicero zu über— 
bringen. Der Brief war in griechiſchen Buchſtaben geſchrieben, damit 
die Feinde nicht unſere Pläne erführen, wenn ſie ihn abfingen. Den 
Gallier belehrt er, er ſolle, wenn er nicht herankommen könne, einen. 
Wurfſpieß, an deſſen Schwungriemen er den Brief angebunden hätte, in 
die Befeſtigungen des Lagers werfen. In dem Briefe ſchrieb er, daß 
er mit den Legionen aufgebrochen ſei und ſchnell da ſein werde, und er 
mahnte, bei der alten Tapferkeit zu verharren. Der Gallier fürchtete 
die Gefahr und ſchleuderte den Speer, wie ihm geſagt war. Der 
blieb zufällig an einem Turme ſtecken und wurde zwei Tage lang von den 
unſrigen nicht bemerkt. Am dritten Tage aber erblickte ihn ein Soldat, 
nahm ihn ab und brachte ihn dem Cicero. Der ſah den Brief durch, las 
ihn dann in der Soldatenverſammlung vor und erfreute dadurch alle 
außerordentlich. | ’ 
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Wenngleich der Krieg und die politiſchen Ereigniſſe des Jahres 1918 den 
Geſchäftsverkehr im allgemeinen ungünſtig beeinflußt haben, können die erzielten 
Ergebniſſe doch als befriedigend bezeichnet werden. Trotz der Auflöſung des öfter- 
reichiſchen Staates Anfang November 1918 hat das Poſtſparkaſſenamt vermöge 
ſeiner beſonderen Stellung den Zahlungsverkehr mit den Nationalſtaaten durch 
die Poſtämter in der bisherigen Weiſe fortgeführt. | 


Im Sparverkehr betrug 


die Zahl der Konten Ende 1917UUlñ! ll... 2 495 584, 
der Zuwachs an Konten im Jahre 1918888 9 640, 
mithin die Zahl der Konten Ende 19188——U—. 2 505 224. 
Auf den Konten wurden gebucht 

1999 282 Einzahlungen über....... 209 422 718 K, 

1228 463 Rückzahlungen über. 170 986 859 K, 
zuſammen 3 227 745 Zahlungen über. 380 409 577 K, 
(1917... 3 352 825 Zahlungen übern 283 376 278 K). 


Das Guthaben hat danach um 38 435 859 K zugenommen; es belief ſich 
Ende 1918 auf 327 226 096 K. Das durchſchnittliche Guthaben eines Einlegers 
betrug am Jahresſchluſſe 131 K (Ende 1917. 116 K). Von der Geſamtzahl 


) Wegen des Geſchäftsverkehrs im Jahre 1917 vgl. Arch iv 1919, S. 60. 
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der Bevölkerung entfielen 1918 auf je 1000 Einwohner 88 Einleger. Im Durch⸗ 
ſchnitt betrug eine Einlage 100 K, eine Rückzahlung 139 K. Am Sparverkehr 
beteiligten ſich zum großen Teile minderbemittelte Bevölkerungskreiſe. Wie ſeit 
Jahren, haben auch 1918 viele Schulleitungen und Lehrer die Schuljugend über 
u an und den Nutzen der Poſtſparkaſſe unterwieſen und den Sparjinn 
gefördert. 

Im Scheckverkehr nahm die Zahl der Kunden von 150 240 Ende 1917 
um 7912 auf 158 152 Ende 1918 zu. Von den Kunden wohnten in Oſterreich 
151 681 (darunter 60 449 in Oſterreich unter der Enns, 36 219 in Böhmen, 
12 862 in Mähren, 8 882 in Galizien, 7 440 in Steiermark und 6 025 in 
Tirol), 2 554 in Ungarn und 3917 im Ausland (darunter 3 307 im Deutſchen 
Reiche). | 
Der Geſamtumſatz betrug 1918 rund 111,069 Milliarden Kronen (gegen das 
Vorjahr mit 102,085 Milliarden Kronen 8,984 Milliarden Kronen oder 8,8 vH 
mehr) bei 66,7 Millionen Buchungen. Das Geſamtguthaben verminderte fich bon 
2,004 Milliarden Kronen Ende 1917 um 97 Millionen Kronen auf 1,907 Milli- 
arden Kronen Ende 1918. Das Geſamtguthaben im Scheck. und Sparverkehr 
betrug am Jahresſchluſſe 2,234 Milliarden Kronen. 


Das Ergebnis des Scheckverkehrs. 


Überweiſungen auf Scheckkonten in Ungarn 
Überweifungen auf Konten bei der Oſter— 
reichiſch⸗Angariſchen Ban E 


Uberweiſungen auf Poſt. und Bankkonten 
r 


Laſtſchriften ae . 
Umſatz. ..] 66 741 
(1917. in Umſatz. . .! 69 072 


111069 
102 085). 


Stück | Betrag 
in vollen in vollen 
Tauſend Millionen K 
Einzahlungen mit Erlagſchein (Zahlkarte) .. 35 876 25 463 
Einzahlungen mit Poſtanweiſung ..... ... 4241 346 
Gut— Überweifungen von Scheckkonten (Inland). 3 983 29 1061. 
cchriften Aberweiſungen von Scheckkonten in Ungarn 59 455 
Überweiſungen von Poſt- und Bankkonten | N 
im Ass. 8 8 12 
Gutſchriften überhaupt ............ 44 179 55 486 
Auszahlungen durch die Zahlſtelle des Poſt— 
ſparkaſſenam tts; 588 6 847 
Auszahlungen im Abrechnungsverkehr .. ... 378 9 200 
Auszahlungen durch die Poſtanſtalten (Zah- | 
lungsanweiſungen)ᷣ[X [PF | 
eaft Auszahlungen durch Poſtanweiſung ende | 
Fine Überweifungen auf Scheckkonten (Inland). 
| 
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Durchſchnittsbeträge. 
N eines Erlagſcheins (Zahlkarte ...... RER 710 
Der einer Aberweiſung (Inland 7322 
Durch. ] einer che durch das Poſtſparkaſſen⸗ 
ſchnitts⸗ Ill! 11 644 
betrag | einer Auszahlung im Abrechnungsverkehr .. 24 339 
einer Zahlungsanweiſunn La | 504 
Auf ein Scheckkonto entfielen im Durchſchnitt 
Gutſchrifte ns i 350 724 
Haſtſchrife nn 351452 
Gut- und Laſtſchriftei nnn. 702 176. 
Ende 1918 hat betragen Gr . 
das Guthaben der Scheckkunde nnn 1907 314 000 K, 
das durchſchnittliche Guthaben eines Scheckkunden a 12 060 K. 
Der Stand und N der 3 
ZZ ee nn Die 
Der Stand, Beruf uſw. ze a Der Stand, Beruf uſw. zahl on 
der Scheckkunden Sched Kundert der Scheckkunden Schede | Fundert 
kunden kunden 
| N 
Behörden und deren Kaſſen ... . 5 6 048 3,83 R und | 
| | | we Su 
CC — | 3410| 2,15 eee 2302) —- _ 
Banken, Wechſelſtuben * — [1841 110 Zeitungen und Zeitfgriften) 1667| — | — 
Erwerbs- und Wirtſchafts ö ee 
ſchaften 5 galt genenen 3698 2,34 \ Kaufleute (felbjtändige).... 1 8711 — => 
| | Gutsbeſitzer, Gutsverwalter, Guts. 
VVV Base | pächter, „ fort = 
M N 59, 3 ſchaftliche Betriebe — 1334 2:4 
| i 
und war: | | Krankenkaſſen o — 429 0,27 
Apotheke 1040] — — | | 
Ä 1 Offentliche Anſtalten (Kranken⸗ 
Bauunternehmer 19511 — — | häuſer, Lehranſtalten, Mufeen 
| TO «1 1 RE ˖— 1873| 1,19 
Buchdrucker 113341 — — | 
| Privatperſonen (einſchl. der Be 
Buch., Kunft und Muſikalien | anten, Militärperſonen W — 121747, 13,75 
handlungen 10181 — — 
Rechtsanwälte — 4535| 25,87 
Fabriken ik . 3 5874 — u | 
. | Gparlafeit nun ae 811, 0,31 
Handwerker 180111 — — | 
| | Vereine und Körperſchaftenn. — 18 405 11,64 
Gaſtwirtſchaften und Fremden | b 0 
52. 


heine Ut 13961. — — PPVerſicherungsgeſellſchaften .. | = 985 
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Das geldliche Ergebnis. 
Im Scheckverkehr hat betragen 


die Einnahme ↄſodDdP Um N 105 248 000 K, 
darunter 
Gebühren, Erlös für Vordrucke und erſtattete Druck— 
fr rasen 9 921 000 K, 
r en rue 92.351 000 K, 
FCC ↄðĩâTn an esses 31811000 K, 
| darunter 
Meioliungeii:asas susanne 12 977 000 K, 
Zinſen an die Scheckkunden ... . .. 18 300 000 K, 
mitbin Überſchuß .... 73 437 000 K, 
dazu Überſchuß im Sparverkehr. . . . 4 588 000 K, 
insgeſamt Überfhuß.. . 78 025 000 K, 


die der Rücklage für den Scheckverkehr zugeführt worden ſind. 

Im Staatspapiergeſchäft belief ſich die Zahl der Rentenbuchbeſitzer 
Ende 1918 auf 623 098. Ihr Umſatz betrug 1,949 Milliarden Kronen. In der 
Verwahrung und Verwaltung des Poſtſparkaſſenamts befanden ſich 3,080 Milli. 
arden Kronen, d. ſ. gegenüber dem Vorjahr 1,110 Milliarden Kronen mehr. 


Der Verkehr mit dem Ausland. 

Der Verkehr iſt weiter auf kleinere Beträge beſchränkt geblieben. Die Zahl 
der Überweifungen betrug 5 
nach dem Ausland 
im Poſtüberweiſungsverkehr .... 22 900 Stüc )).. 52 237 000 K, 
im Verkehr mit Banken in Deutſch⸗ | 

land, in den Niederlanden und 


in der Schweiz zzz C 167 637 000 K, 
zufammen.... 43 600 Stüd ........... 219 874 000 K; 
aus dem Ausland 

im Poſtüberweiſungsverkehr .... 4 500 Stück . . . . . . ..... 2 980 000 K, 

im Verkehr mit ausländiſchen 
Banken 3 300 Stüc 9 030 000 K, 
zuſammen. 7 800 Stüd........... 12 010 000 K; 
Geſamtumſatz. ... 51 400 Iberweifungen über 231 884 000 K 
(1917. . . . 58 000 Überweiſungen über 185 096 000 K). 


Zur Auslegung des § 3 Ziff. 3b des Telegraphengeſetzes. 
Entſcheidung des Reichsgerichts vom 15. Februar 1917, IV. 422. 1916. 
(Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen Bd. 89 S. 309ff.) 

Die Aktiengeſellſchaft Berliner Elektrizitätswerke (B. E. W.) unterhält in Berlin 
und Umgegend eine Reihe elektriſcher Kraftwerke, die fie zur Überwachung der Be— 
triebsſicherheit und zur ſchnellen Verſtändigung bei plötzlich eintretenden Störungen, 
beim Steigen und Sinken des Bedarfs, bei Unfällen uſw. durch eine Fernſprech— 
anlage mit den Betriebsbüros ſowie den Schalt- und Umformerhäuſern verbunden 
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hat. Die Fernſprechſtellen befinden ſich teils auf eigenen Grundſtücken der Aktien⸗ 
geſellſchaft, teils auf Pachtland, teils auf öffentlichen Straßen. 

Die Aktiengeſellſchaft hatte zur Errichtung und zum Betrieb der Fernſprech— 
anlagen die Genehmigung des Reichs nicht eingeholt und vertrat den Standpunkt, 
daß ſie nach § 3 Ziff. 3b des Telegraphengeſetzes dieſer Genehmigung nicht bedürfe. 
Die benutzten Grundſtücke ſeien zu einem einzigen Betriebe vereinigt; keines ſei von 
dem anderen über 25 km entfernt; endlich ſeien die Anlagen ausſchließlich für den 
der Benutzung der Grundſtücke entſprechenden unentgeltlichen Verkehr beſtimmt. 
Das Reichs⸗Poſtamt war anderer Anſicht und forderte Beſeitigung der Anlage oder 
Zahlung einer Anerkenntnisgebühr. Darauf erhob die Aktiengeſellſchaft Klage 
mit dem Antrag auf Feſtſtellung, daß die von ihr errichteten Telegraphenanlagen 
ohne Genehmigung des Reichs errichtet und betrieben werden dürfen. 

Nach einer Beweisaufnahme über die Entfernung einzelner Grundſtücke von den 
Grundſtücken der Zentrale Oberſpree ſowie über die Ausſchließlichkeit der unent— 
geltlichen Benutzung ſämtlicher Fernſprechſtellen zu Betriebszwecken gab das Land⸗ 
gericht dem Klageantrag ſtatt. Dagegen wies das Kammergericht die Klage ab, 
indem es die Anlage in vollem Umfang für genehmigungspflichtig erachtete. Die 
B. E. W. legten Reviſion ein. | | 

Aus den Entſcheidungsgründen des Reichsgerichts iſt folgendes hervorzuheben. 

Das Recht, Telegraphenanlagen für die Vermittlung von Nachrichten 
zu errichten und zu betreiben, ſteht nach SI Satz 1 T. G. dem Reich aus⸗ 
ſchließlich zu, und es ſind dabei gemäß § 1 Satz 2 die Fernſprechanlagen 
unter Telegrapbenanlagen mitbegriffen. Im § 3 hat jedoch das Geſetz 
unter Ziff. 1 bis 3 Ausnahmen für gewiſſe Fälle vorgefeben, in denen 
ſolche Anlagen ohne Genehmigung des Reichs errichtet und betrieben werden 
dürfen. Zu dieſen Ausnahmen gehört der für den gegenwärtigen Rechts 
ſtreit allein in Betracht kommende zweite Fall der Nr. 3, der zur Voraus- 
ſetzung hat, daß die Anlagen, wie das Geſetz wörtlich ſagt, errichtet und 
betrieben werden | 

zwiſchen mehreren einem Beſitzer gehörigen oder zu einem Betrieb 
vereinigten Grundſtücken, deren keines von dem anderen über 25 kın 
in der Luftlinie entfernt iſt, wenn dieſe Anlagen ausſchließlich für 
den der Benutzung der Grundſtücke entſprechenden unentgeltlichen 
Verkehr beſtimmt ſind. 

Dieſen im § 3 Nr. 3 zu b beſtimmten Erforderniſſen entſpricht die 
Fernſprechanlage oder, wie beide Vorinſtanzen es bezeichnen, entſprechen 
die Fernſprechanlagen der klagenden Aktiengeſellſchaft nach Annahme des 
Landgerichts in allen Beziehungen, während das Kammergericht nur in 
einer Beziehung die Anforderungen des Geſetzes für nicht erfüllt 
hält. Für unerfüllt hält nämlich das Kammergericht das Erfordernis, daß 
alle von der Klägerin mit Fernſprechleitungen verbundenen Grundſtücke 
höchſtens 25 km voneinander in der Luftlinie entfernt ſein dürfen. Die 
Abweichung der beiden Urteile voneinander kann wohl darauf zurück— 
geführt werden, daß das Landgericht jede der Fernſprechleitungen, die 
die Klägerin von der einen ihrer Hauptbetriebsſtätten, nämlich von der 
»Zentrale Oberſpree« aus, nach anderen Grundſtücken hin gelegt hat, als eine 
beſondere Telegraphenanlage in Betracht zieht, während dem kammer— 
gerichtlichen Urteil die Anſchauung zugrunde liegt, daß das geſamte Fern— 
ſprechnetz der Klägerin eine einheitliche Telegraphenanlage bildet. Sier- 

aus ergab ſich für das Landgericht die dem Klageantrag entſprechende 
Entſcheidung. Denn durch Einholung vermeſſungstechniſcher Gutachten war 
feſtgeſtellt worden, daß die unſtreitig größten beiden Abſtände zwiſchen 
dem Grundſtücke der Klägerin, auf dem fie die »Zentrale Oberſpree« ein- 
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gerichtet hat, und den Grundſtücken, nach denen hin ſie von dieſer Zentrale 
aus Fernſprechleitungen gelegt hatte, weniger als 25 km betrugen. Zu— 
treffend hatte dabei das Landgericht die Entfernungen der Grundſtlücke 
voneinander in der Weiſe beſtimmen laſſen und ſelbſt beſtimmt, daß die 
Luftlinie zwiſchen den nächftgelegenen. Punkten der einander zugekehrten 
Grundſtücksgrenzen gezogen wurde. | 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits mußte jedoch anders ausfallen, 
wenn es rechtlich nicht nur darauf ankam, wieviel die Entfernung zwiſchen 
dem Grundſtück mit der Zentrale Oberſpree und jedem einzelnen durch 
eine Fernſprechleitung mit dieſer Zentrale verbundenen Grundſtück betrug, 
vielmehr auch die der Zentrale angeſchloſſenen Grundſtücke untereinander 
in keinem Falle mehr als 25 km entfernt fein durften. Von dieſem Rechts⸗ 
ſtandpunkt aus hat das Kammergericht ſeine Entſcheidung getroffen und 
hat die Bedingungen der Genehmigungsfreiheit für nicht durch die Klägerin 
gewahrt erachtet, weil die Grundſtücke, auf denen ſich die Fernſprechſtellen 
in Groß Beſten und in Bernan befinden, und nicht nur dieſe, ſondern 
nach der vorgelegten, das ganze Fernſprechnetz der Klägerin darſtellenden 
Zeichnung augenſcheinlich auch eine Anzahl anderer mit den Hauptbetriebs⸗ 
ſtätten durch Fernſprechleitungen verbundener Grundſtücke um mehr als 
25 km voneinander entfernt ſind. 

Die Klägerin hat dieſen Rechtsſtandpunkt nicht gelten laſſen wollen. 
Sie beruft ſich wie in den Vorinſtanzen fo auch in der Reviſionsinſtanz 
darauf, daß ſie neuerdings, und zwar während der Rechtsſtreit bereits 
in der Berufungsinſtanz anhängig war, die Zentrale Oberſpree mit neuen 
eingebauten Schaltſchränken habe verſehen laſſen, die vermöge ihrer Ein- 
richtung es ausſchließen, daß die Fernſprechſtellen auf den um mehr als 
25 km auseinanderliegenden Nebengrundſtücken durch Zuſammenſchaltung 
der Leitungen zu einem unmittelbaren Ferngeſpräch der einen mit der 
anderen Nebenſtelle verbunden werden können. Es iſt auch unter den 
Parteien nicht ſtreitig, daß ſich nach der Beſeitigung der früheren Schalt⸗ 
vorrichtungen ein telephoniſcher Nachrichtenverkehr zwiſchen den um 
mehr als 25 km des Grundſtücksabſtandes voneinander entfernten Neben⸗ 


ſtellen jetzt nur in der Weiſe bewerkſtelligen läßt, daß in der Zentrale die 


von der einen Nebenſtelle gegebene Nachricht telephoniſch aufgenommen 
und telephoniſch an die andere Nebenſtelle weitergegeben wird. Das 
Kammergericht begründet feine Annahme, daß ungeachtet dieſer den un— 
mittelbaren Fernſprechverkehr ausſchließenden techniſchen Vorkehrung das 
im § 3 Nr. 3 zu b des Geſetzes vorgeſchriebene Abſtandserfordernis nicht 
eingehalten fei, mit folgender Ausführung: ein derartiger (durch telepho— 
niſche Vermittlung der Zentrale hergeſtellter) Fernſprechverkehr gehe über 
den Rahmen des § 3 Nr. 3 zu b hinaus. Dieſe Geſetzesvorſchrift habe 
den Zweck, dem genehmigungsfreien Fernſprechverkehr zwiſchen mehreren 
Grundſtücken eine örtliche Schranke zu ſetzen. Würde ein Fernſprechver⸗ 
kehr, wie er bei den Anlagen der Klägerin (immer noch) möglich ſei, zu 
gelaſſen werden, fo könnten Grundſtücke, die über ganz Deutſchland ver⸗ 
ſtreut lägen, mittelbar durch Fernſprecher verbunden werden, ſofern nur 
immer das eine Grundſtück von dem Grundſtück, auf dem ſich der nächſte 
Fernſprecher befinde, in der Luftlinie nicht mehr als 25 km entfernt ſei. 
Dies würde den Zweck des Geſetzes vereiteln und dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers widerſprechen. Die Fernſprechanlagen auf den Grundſtücken des 
Klageantrags ſeien deshalb als genehmigungspflichtig anzuſehen. 
Rechtsgrundſätzlich iſt das Reichsgericht in der Beurteilung des durch 
§ 3 Nr. 3 zu b vorgeſchriebenen Abſtandserforderniſſes dem Kammerge⸗ 
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richt beigetreten. Zunächſt muß davon ausgegangen werden, daß alle 
von der Hauptbetriebsſtätte eines privaten Unternehmers ausgehenden, 
nicht genehmigten Fernſprechleitungen mit den dazu gehörigen Fernſprech⸗ 
ſtellen eine einheitliche Telegraphenanlage und nicht deren mehrere bilden, 
daß alſo namentlich nicht jede beliebige Verbindung der Hauptbetriebs⸗ 
ſtätte mit einer an das private Telegraphennetz angeſchloſſenen Nebenſtelle 
im Sinne des Geſetzes eine Telegraphenanlage für ſich darſtellt. Der 
Einheitlichkeit des von dem Unternehmer auf mehreren voneinander ent- 
fernten Grundſtücken eingerichteten gewerblichen Betriebes, auf die das 
Geſetz im § 3 Nr. 3 zu b ein entſcheidendes Gewicht legt (vorliegenden⸗ 
falls alſo der von der Klägerin in einem einheitlichen Betrieb unter: 
nommenen Herſtellung elektriſcher Kraft und ihrer Verteilung und Lieferung 
durch weithin ausgedehnte Starkſtromleitungen), entſpricht die Einheitlichkeit 
ihrer Telegraphenanlage. Nur der räumlichen Ausdehnung eines ſolchen, 
von der Genehmigung des Reichs unabhängigen Telegraphennetzes, nicht 
aber zugleich ſeiner techniſchen vollen Ausnutzung (die mit dem Erfordernis 
der Verwendung im unentgeltlichen Verkehr nichts zu tun hat) zieht § 3 
Nr. 3 zu b beſtimmte Schranken. Hält der Unternehmer das Höchſtmaß 
der Grundſtücksentfernungen ein, fo legt das Geſetz mit gutem Grunde 
kein Gewicht darauf, ob er ſich die nach dem jeweiligen Stande der Technik 
beſtehenden Möglichkeiten einer möglichſt zweckmäßigen Verwendung ſeiner 
Telegraphenanlage voll zunutze macht. Nach dem Geſetz kommt es alſo 
auch nicht darauf an, ob der Unternehmer durch eine Vorrichtung für 
eine Zuſammenſchaltung ſeiner Telegraphenleitungen unmittelbare Fern⸗ 
geſpräche zwiſchen den angeſchloſſenen Grundſtücken zuſtande bringt, oder 
ob er Vorkehrungen trifft, die den im Mittelpunkte tätigen Angeſtellten 
dazu nötigen, an Stelle der Zuſ ammenſchaltung die Verſtändigung der Neben⸗ 
ſtellen miteinander durch zwei von ihm ſelbſt geführte Einzelgeſpräche her⸗ 
zuſtellen. Durch derartige Vorkehrungen vermag der Unternehmer nicht 
ſein Telegraphennetz in eine Vielheit von Telegraphenanlagen zu zerlegen. 
Er würde andernfalls, wie das Kammergericht mit Recht hervorhebt, 
fein Telegraphennetz und feinen von der Genehmigung des Reichs unab⸗ 
hängigen Fernſprechbetrieb durch eine fortlaufende Reihe von Zwiſchen. 
ſtellen mit Grundſtückszwiſchenräumen von je 25 km gegen die offenſichtliche 
Geſetzesabſicht auf beliebige Entfernungen ausdehnen können. Alle im 
§ 3 Nr. 3 zu b vorgeſehenen Einſchränkungen des nicht genehmigten Tele- 
graphenbetriebs dienen dem Intereſſe des Reichs; fie beugen einer über- 
mäßigen Beeinträchtigung des Reichstelegraphenmonopols ($ Geſ.) durch 
genehmigungsfreie Betriebe vor. Wie aber das Geſetz auf der einen Seite 
nicht etwa den Unternehmer niemandem zu Nutzen davon abhält, ſein ſich 
innerhalb der vorgeſchriebenen Entfernungen haltendes Telegraphennetz mit 
allen Mitteln der techniſchen Vervollkommnung in der für ihn vorteil⸗ 
hafteſten Weiſe zu verwenden, ſo läßt es ihm auf der anderen Seite auch 
nicht etwa die Freiheit, deſſen räumliche Grenzen unter der Berufung 
darauf zu überſchreiten, daß er in der Ausnutzung gegebener techniſcher 
Möglichkeiten ſich ſelbſt Beſchränkungen auferlegt. Gleichwohl mußte das 
angefochtene Urteil wegen Verletzung des § 3 Nr. 3 zu b des Geſetzes vom 
6. April 1892 ou werden, und zwar deshalb, weil nach Lage der 
Sache der Entſcheidungsgrund des Berufungsrichters die Abweiſung der 
erhobenen Feſtſtellungsklage nicht im vollen Umfang rechtfertigt. Schon 
in Sachen des Reichspoſtfiskus wider den Kreis Znin (IV. 474. 1910) hat 
das Reichsgericht durch Urteil vom 18. Mai 1911 darauf hingewieſen, 
daß, wenn nur einzelne Fernſprechſtellen einer nicht genehmigten Tele⸗ 


120 Kleine Mitteilungen. 


graphenanlage über die Grenzen der Genehmigungsfreiheit hinausgehen, 
deshalb noch nicht die Anlage in ihrer Geſamtheit für geſetzwidrig ge— 
halten werden kann. Das Reich könne, wie hinzugefügt wurde, in ſolchem 
Falle dem Unternehmer nicht anſinnen, das Ganze zu beſeitigen, um es 
alsdann ohne die unzuläſſigen Grenzüberſchreitungen von neuem herzu— 
richten. Hieran muß auch für den vorliegenden Fall feſtgehalten werden. 
Vermag daher der Tatrichter bei der jetzt vorhandenen Telegraphenanlage 
ohne weiteres feſtzuſtellen, daß nur beſtimmte einzelne Fernſprechſtellen der 
Klägerin wegen übergrößer Entferuung der verbundenen Grundſtücke unter- 
einander der Geſetzesvorſchrift nicht entſprechen, ſo rechtfertigt dieſer 
Entſcheidungsgrund die Klageabweiſung nur in Anſehung dieſer Fern— 
ſprechſtellen und der dahin gelegten Telegraphenleitungen. Freilich kann 
die örtliche Prüfung u. U. auch zu dem Ergebnis führen, daß es bei einer 
Mehrzahl von Leitungen, die in verſchiedenen Himmelsrichtungen von den 
Hauptbetriebsſtätten ab nach den an das Fernſprechnetz angeſchloſſenen 
Grundſtücken gelegt ſind, der Klägerin überlaſſen bleiben muß, welche 
Fernſprechſtellen ſie innerhalb der zuläſſigen Grenzen beibehalten und 
welche ſie aufgeben will. In einem ſolchen Falle wird es für die Ent— 
ſcheidung darauf ankommen, ob die Klägerin ſelbſt ihren Sachantrag einer 
das geſetzliche Höchſtmaß der Grundſtückszwiſchenräume einhaltenden Ver: 
änderung der Geſamtanlage anpaßt, und nur wenn ein ſolcher Antrag 
ausbleibt, dem Tatrichter aber die Möglichkeit fehlt, die notwendigerweiſe 
einzuziehenden Leitungen ſelbſt zu beſtimmen, wird die e 
auf die ganze Telegraphenanlage der Klägerin auszudehnen jein.. 


Auf Grund dieſes Urteils erkannte die Klägerin die Genehmigungspflchtigkeit 
ihrer Anlage für deren ganzen Umfang an. Der Rechtsſtreit wurde, ohne daß 
nochmals Verhandlungen vor dem Kammergericht ſtattfanden, durch außergericht. 
lichen Vergleich beendet. e 
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Die Betriebsverhältniſſe auf den ſibiriſchen Eiſenbahnen. Die 
ſibiriſchen Eiſenbahnen ſind von dem großen europäiſchen Kriege und von den poli- 
tiſchen Umwälzungen in Rußland beſonders ſtark in Mitleidenſchaft gezogen worden. 
Es iſt daher ſeit geraumer Zeit unmöglich, einen geordneten Perſonen⸗ und Güter 
verkehr aufrechtzuhalten. Vor allen Dingen fehlt es an Lokomotiven ſowie an 
Geräten und Stoffen aller Art zur Ausbeſſerung der ſchadhaften Fahrzeuge und 
Maſchinen ſowie an Schmieröl. Da ſomit der ſonſt ſo lebhafte Warenverkehr 
zwiſchen der oſtaſiatiſchen Küſte und dem Innern Sibiriens faſt vollſtändig ruht, 
baben ſich ſowohl in Wladiwostok als auch an den Orten längs der ſibiriſchen 
Bahnſtrecke große Mengen von Waren angeſammelt, die vergeblich auf die Weiter— 
beförderung mit der Bahn warten. Man ſchätzt allein die Mengen der in Wladi— 
wostok aufgeſpeicherten Waren auf mehr als eine Million Tonnen. 

Da die ruſſiſche Regierung außerſtande iſt, geordnete Zuſtände herzuſtellen, ſind 
die Regierungen von China, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Rußland 
und den Vereinigten Staaten von Amerika übereingekommen, die Inſtandſetzung 
der ſibiriſchen Bahnen gemeinſam in die Hand zu nehmen. Zu dem Zwecke werden 
die chineſiſchen Oſtbahnen und alle Eiſenbahnen in Sibirien je einem techniſchen 
und militäriſchen Rat unterſtellt, die beide wiederum der Oberaufſicht eines Special 
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Interallied Committee unterftehen. Der Leiter der amerikaniſchen Eiſenbahnab— 
ordnung für Sibirien iſt zum Präſidenten des techniſchen Rates ernannt worden; 
ihm iſt ein Stab tüchtiger amerikaniſcher Ingenieure beigegeben, die bereits ſeit 
einem halben Jahre die Verhältniſſe eingehend unterſucht haben. Im übrigen 
werden die vorher vorhanden geweſenen ruſſiſchen Eiſenbahnbedienſteten, ſoweit ſie 
ſich dazu eignen, weiter im Dienſte behalten. Es iſt zu erwarten, daß es 
in nicht zu ferner Zeit gelingen wird, die Mißſtände auf den ſibiriſchen Bahnen 
zu beſeitigen und wieder Ordnung und Sicherheit in den Betrieb zu bringen. 
(Nachrichten für Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft, 1919, Nr. 130, S. 16.) 


Ein Kanaltunnel Calais-Dover. Neuerdings ſchweben zwiſchen der 
franzöſiſchen und der engliſchen Regierung wieder Verhandlungen wegen des Baues 
eines Unterwaſſertunnels unter dem Kanal zwiſchen Calais und Dover. Von 
engliſcher Seite ſcheint man den früheren ablehnenden Standpunkt aufgegeben zu 
haben und hat ſich damit einverſtanden erklärt, daß vier Tunnel von 
je 35 km Länge gebaut werden. Auf Grund der bisherigen Unterſuchungen ſind 
die engliſchen Sachverſtändigen zu der Überzeugung gekommen, daß es bei dem 
leicht zu bearbeitenden Kreideboden der Kanalſohle möglich ſein wird, die vier 
Tunnel binnen zehn Jahren fertigzuſtellen. Einer von ihnen ſoll ledig: 
lich dem Kraftwagenverkehr dienen. Die Koſten des geſamten Tunnelbaus 
werden auf 20 Millionen Pfund Sterling veranſchlagt. Der Bau ſoll fo be 
ſchleunigt werden, daß der eine oder der andere von den vier Tunneln bereits 
nach Ablauf von fünf Jahren dem Betrieb übergeben werden kann. Gleichzeitig 
plant man, in London einen großen Ausgangsbahnhof zu errichten, da die vor— 
handenen alten Bahnhöfe für den zu erwartenden ſtarken Verkehr aller Vorausſicht 
nach nicht ausreichen werden. 

Mit Hilfe des Tunnels wird man künftig, ohne den Jug zu verlaſſen, zwiſchen 
Paris und London in nur ſechs Stunden hin- und herreiſen, alſo nötigenfalls an 
einem Tage wieder zurückkehren können, was für Geſchäftsleute von größtem Vorteil 
ſein dürfte. Die Bahn ſoll als elektriſche Vollbahn betrieben, und der Tunnel bei 
einer Unterwaſſerlänge von 20 Meilen in 40 Minuten durchfahren werden. Der 
Fahrpreis würde zehn Schilling betragen. Nach den Berechnungen glaubt man an einem 
Tage 30000 Reiſende und 30 000 t Güter durch die Tunnel befördern zu können. 

Auf Wunſch Englands ſoll das die Bahn mit elektriſchem Strom verſorgende 
Kraftwerk aus Rückſichten der Landesverteidigung auf engliſchem Boden zehn 
Meilen landeinwärts in Kent angelegt werden. Außerdem iſt vorgeſehen, in Dover 
Einrichtungen zu treffen, um den Tunnel erforderlichenfalls ſofort unter Waſſer 
ſetzen zu können. (Beiblatt zum Prometheus, 1919, Nr. 1547, S. 149.) 


Die Kupfergewinnung aus den Dämpfen der Metallbrennereien. 
Der jetzige Kupfermangel hat den Anlaß gegeben zu der Ausarbeitung eines Ver— 
fahrens, das bezweckt, aus den in den Metallbrennereien bei dem Abbrennen von 
Meffing und Kupferteilen mit Salzſäure entſtehenden Dämpfen das Kupfer 
wiederzugewinnen. Zu dem Zwecke werden, wie die Zeitſchrift »Das Metall 
berichtet, die Dämpfe durch fein verteilte Waſſerſtrahlen in Rieſelkammern ab- 
gekühlt und verdichtet. Das kupferhaltige Rieſelwaſſer wird durch eine Anzahl 
von Steingutgefäßen geleitet, in denen Eiſenblechabfälle eingelagert find, auf denen 
ſich das Kupfer niederſchlägt. (Die Umſchau, 1919, S. 492.) 


Die größte Lokomotive. Wie amerikaniſche Zeitungen melden, hat die 
Virginian Railway Company zehn Lokomotiven von ganz außerordentlicher Größe 
in Auftrag gegeben. Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt für ihren Güterverkehr auf 
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eine eingleiſige Strecke angewieſen, die es nicht wünſchenswert erſcheinen läßt, 
die Zugfolge dichter zu geſtalten. Eine Vermehrung der Züge und damit der 
Lokomotiven, von denen je drei zu einem Zuge gehören, war mit Rückſicht auf 
die Sicherheit des Betriebs ausgeſchloſſen. Um den Güterverkehr auf die Dauer 
überhaupt bewältigen zu können, blieb der Geſellſchaft daher nichts anderes übrig, 
als die Zugkraft der Lokomotiven zu erhöhen und ſie zu dem Zwecke größer als 
bisher zu bauen. Mit der Herſtellung der Lokomotiven wurde die American 
Locomotive Company beauftragt, die kürzlich zehn Lokomotiven von ungewöhnlich 
großen Abmeſſungen abgeliefert hat. Über die Größenverhältniſſe der neuen Aug: 
maſchinen wird folgendes mitgeteilt: 


Länge der Lokomotive mit Zugkraft, einfache 7.3 t 
Nee. 35 m ; Qugfraft, als Verbundmaſchine 88 /t 
Gewicht der Lokomotive... 342 t Zylinderdurchmeſſer. 120 em 
Gewicht des Tenders .. . 107 t Kolbenhulmi ae 80 en 
Heiz fläche . 860 qm Keffel, äußerer Durchmeſſer . 3m 
Fläche des Überbikers....... 2124m Feuerbüchſe, Länge 5m 
JàCCCCCCVCGCCC0 5040 Feuerbüchſe, Breite faſt 3 mı. 


(Die Umſchau, 1919, Nr. 22, S. 344.) 


Der Duplex- und Triplex-Eleftroftabl. Die Erzeugung von Elektro- 
ſtahl, die während des Krieges einen ungeahnten Aufſchwung genommen hat, 
nahm damit, beſonders in den Vereinigten Staaten von Amerika und in Eng⸗ 
land, gleichzeitig eine Wendung, die, wenn ſie ſich ganz durchſetzen ſollte, eine 
völlige Abkehr von dem bedeuten würde, was man anfangs von dieſem neueſten 
Stahlerzeugungsverfahren erwartete und mit ihm erſtrebte. In den erſten Zeiten 
der Elektroſtahlöfen wurde darin in der Hauptſache das in kaltem Suftand ein- 
geſetzte Eiſen niedergeſchmolzen und aus dem Ofen vergoſſen, wenn man auch 
ſchon bald in größerem Maßſtab dazu überging, den Elektroſtahlofen mit ge- 
ſchmolzenem Stahl aus anderen Ofen zu beſchicken und dieſen zu läutern. 

Nun ſcheint man aber in Amerika und England mehr und mehr dazu über: 
zugehen, den Elektroſtahlofen lediglich zum Reinigen und Fertigmachen ge ⸗ 
ſchmolzenen Stahles zu verwenden, der in anderen Ofen ſchon ein- oder zweimal 
vorbehandelt worden iſt. So verwendet beiſpielsweiſe das größte Elektroſtahlwerk 
der Vereinigten Staaten von Amerika, die Illinois Steel Works in Chicago, die 
1917 allein über 140 000 t Elektroſtahl erzeugt haben ſollen, vorzugsweiſe 
das Triplexverfahren, bei dem der Stahl zuerſt im Martinofen und der Beſſemer⸗ 
birne vorgearbeitet und dann erſt den Elektroſtahlöfen zugeführt wird. Die ge— 
nannten Werke arbeiten mit drei kippbaren Martinöfen für je 250 t, zwei 
Beſſemerbirnen für je 25 t, zwei Roheiſenmiſchern von 300 und 1000 t ſowie 
drei Elektroſtahlöfen Bauart Heroult für je 25 t; die geſamten, mit Triplex⸗ 
anlage bezeichneten Einrichtungen ſollen monatlich etwa 120 000 t Elektroſtahl 
erzeugen. Außerdem werden noch andere Elektroſtahlöfen teils mit einmal vor- 
behandeltem Stahl — Duplexverfahren — teils mit kaltem Einſatz des 
Schmelzguts betrieben. (Beiblatt zum Prometheus, 1919, Nr. 1552, S. 169.) 


Die Feſtſtellung des Voranſchlags begründet nicht den Anſpruch 
der Gemeindebeamten auf die darin vorgeſehenen Gehaltszulagen. 
Urteil des Reichsgerichts (3. Zivilſ.) vom 18. März 1919, III. 477/18. Nach 
§ 4 des Ortsſtatuts, auf das die Anſtellungsurkunde Bezug nimmt, hatte der 
Kläger keinen Rechtsanſpruch auf das Aufſteigen in eine höhere Gehaltſtufe. Es 


* 
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war dem Gemeindevorſteher ausdrücklich vorbehalten, wenn nach ſeinem Ermeſſen 
gegen die Berufstätigkeit, den Fleiß oder die Dienſtführung eines Beamten be- 
gründete Ausſtellungen vorlagen, ſein Aufrücken in die höheren Gehaltſtufen ganz 
oder zeitweilig hintanzuhalten. Um einen Rechtsanſpruch des Klägers zu be⸗ 
gründen, bedurfte es alſo einer Bewilligung der Zulage an ihn. Eine ſolche iſt 
in der Feſtſtellung des Voranſchlags nicht zu finden. Die Feſtſtellung des Vor⸗ 
anſchlags bedeutet grundſaͤtzlich nur die Bewilligung der Mittel für die darin 
vorgeſehenen Ausgaben. Sie gibt den mit der Verwaltung der Gemeinde be⸗ 
trauten Stellen die Ermächtigung, dieſe Ausgaben zu machen, begründet aber 
nicht Rechte Dritter, alſo auch nicht der Gemeindebeamten, auf die Auszahlung 
der bewilligten Beträge. Die Bewilligung der Alterszulage an den Kläger könnte 
daher nur in einer auf Grund der Feſtſtellung des Voranſchlags vollzogenen 
Handlung des Gemeindevorſtehers gefunden werden, dem die Verwaltung und 
Vertretung der Gemeinde, wie auch die Anſtellung und Beaufſichtigung der Ge⸗ 
meindebeamten oblag (Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891, 8 88, Abſ. !, 
Abſ. 4, Nr. 5, 7). Daß ſich der feſtgeſtellte Voranſchlag nicht darauf beſchränkt, 
den Bedarf an Beamtengehältern in Geſamtbeträgen aufzuführen, ſondern in der 
Anlage zu Kapitel I die Beſoldungen der Beamten, darunter auch die des 
Klägers, mit dem um die Alterszulage erhöhten Gehaltsbetrag einzeln nachweiſt, 
kann an der rechtlichen Bedeutung der Feſtſtellung nichts ändern. Die abweichende 
Meinung des Klägers würde auch zu einer Beeinträchtigung des dem Gemeinde⸗ 
vorſteher vorbehaltenen Verſagungsrechts führen, die in keiner Weiſe zu recht⸗ 
fertigen wäre. (Die Arbeiter⸗Verſorgung, 1919, Heft 19, S. 375.) 


Über die Frage, ob die im Beſtelldienſt beſchäftigten Poſtaus helfer als 
Beamte im Sinne des § 359 StGB. anzuſehen find, hat das Reichsgericht 
(IT. Strafſenat) durch Urteil vom 8. Oktober 1918, G. S. II. 316/18, wie folgt 
entſchieden. »Ohne Grund wird von der Reviſion die Annahme bemängelt, daß 
Frau M. im ſtrafrechtlichen Sinne Beamtin geweſen ſei. Das Urteil bezeichnet 
ſie an einer Stelle allerdings als Aushilfsbriefträgerin, und es iſt richtig, daß 
ſolche Perſonen, die nur als Aushelfer zur Deckung eines vorübergehenden Be— 
dürfniſſes im Poſtdienſt angenommen worden find, zur Poſt- und Telegraphen⸗ 
verwaltung nicht im Beamtenverhältniſſe ſtehen (Allgemeine Dienſtanweiſung für 
Poſt und Telegraphie, Abſchnitt X, Abteilung 1 3 112). Allein für den Begriff 
der Anſtellung nach § 359 StGB. iſt das nicht ausſchließlich, maßgebend. Die 
Beamteneigenſchaft kann, wie das Reichsgericht mehrfach ausgeſprochen hat, von 
der zuſtändigen Amtsſtelle auch ſtillſchweigend verliehen werden durch die Über⸗ 
tragung von Dienſten und Verrichtungen öffentlich rechtlicher Natur, die aus der 
Staatsgewalt abzuleiten ſind und der Herbeiführung ſtaatlicher Zwecke dienen. 
Dieſe Vorausſetzung liegt bei einem Poſtaushelfer dann vor, wenn er, wie es bei 
Frau M. der Fall war, im Beſtelldienſt beſchäftigt iſt und Briefe auszutragen 
bat. Denn nach deutſchem Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsrecht iſt die Poſt eine 
Einrichtung des Staates (Reichs) und ihr Betrieb eine Betätigung der Staats— 
gewalt. Dienſtverrichtungen, die zum Weſen dieſes Betriebs gehören, ſind daher 
ebenfalls Ausübungen der Staatsgewalt. Dazu zählt aber vor allem der Beſtell⸗ 
dienſt, alſo ohne Rückſicht darauf, ob jeweils die Beſtellung von Briefen mit 
Zuſtellungsurkunde, von Nachnahmeſendungen, Poſtanweiſungen mit Auszahlung 
von Geldbeträgen, von Einſchreibbriefen in Betracht kommt, oder die Beſtellung 
gewöhnlicher Briefe. In dieſem Sinne hat der V. Strafſenat des Reichsgerichts 
am 27. November 1917 entſchieden (R. G. St. Bd. 51, S. 65), fachlich überein- 
ſtimmend hiermit der IV. Strafſenat am 9. April 1918 (R. G. St. Bd. 51, S. 398). 
Der jetzt erkennende Senat ſchließt ſich dem an. Soweit in ſeinem früheren Urteil 
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vom 16. März 1915 (R. G. St. Bd. 19, S. III) eine abweichende Meinung zu 
finden fein ſollte, hält er daran nicht mehr feſt«. (Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts in Strafſachen, Bd. 52, Heft 10, S. 309310.) 

In der Fundordnung der deutſchen Eiſenbahnverwaltungen ſind 
einige Anderungen eingetreten, die allgemeine Beachtung beanſpruchen dürften. 
Während früher gefundene Gegenſtände dem Verlierer am Orte der Aufbewahrung 
koſtenlos ausgehändigt wurden, wird jetzt neben etwaigen Auslagen zur Deckung 
entſtandener Unkoſten eine feſte Gebühr von 20 Pf. für jedes Fundſtück erhoben, 
gleichviel ob der Gegenſtand auf dem Bahnhof oder im Fundbüro ausgehändigt 
wird. Daneben iſt die Gebühr für die Nachſendung gefundener Gegenſtände auf 


Gepäckſchein nach deutſchen Eiſenbahnorten von 50 Pf. auf 1 Mark erhöht worden. 


In dieſem Fall iſt die oben bezeichnete Gebühr von 20 Pf. in der Nachſendungs⸗ 
gebühr von 1 Mark mitenthalten und wird deshalb nicht beſonders erhoben. 
(Zeitung des Vereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, 1919, S. 402.) 


Schriftwerke. 


Poſt⸗Leitfaden. Ein Hilfsbuch für Voft- und Telegraphenbeamte. 5. Auflage. 
Im Auftrage des Reichspoſtminiſterinms herausgegeben von Poſtrat 
H. Herzog und Ober-Poſtinſpektor P. Gerbetb. Berlin SW 19. 
R. b. Deckers Verlag (G. Schenck). Vorzugspreis für Angehörige der 
Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 4. 80 Pf. für das geheftete, 
6. für das gebundene Stück. | 


Die Neuauflage des Leitfadens, der in Poſtbeamtenkreiſen auch die Bezeichnung 
»Kleiner Stephan« nach dem Namen ſeines erſten Verfaſſers, des damaligen Poſt— 
rats ſpäteren General⸗Poſtmeiſters und Staatsſekretärs des Reichs⸗-Poſtamts von 
Stephan führt, iſt unter Anpaſſung an die jetzigen Dienſtvorſchriften und Der 
waltungsgrundſätze von Grund aus umgearbeitet und mannigfach erweitert worden. 
In dem Buche, das auf dem Titelblatt als eine Anleitung zur Anfertigung von 
Berichten uſw. im Geſchäftsverkehr der Reichs-Poſt⸗ und Telegraphenanſtalten 
nebſt einer Sammlung von Beiſpielen für die Aſſiſtenten⸗ und Sekretärprüfung 


bezeichnet iſt, ſind die allgemeinen Erforderniſſe des amtlichen Schriftwechſels ſowie 


der ſchriftlichen Prüfungsarbeiten in ihrem Zuſammenhang überſichtlich und leicht 
faßlich dargeſtellt und mit Hilfe beſonders ausgewählter Beiſpiele im einzelnen 
veranſchaulicht worden. Dabei wurden alle Geſchäftsformen verwertet, damit auch 
die unteren Beamten uſw. das Buch für ihre Weiterbildung mit Vorteil benutzen 
können. Statt der bisherigen 47 bringt die Neuauflage 72 Ausarbeitungen, die 
ſich auf Gegenſtände der einzelnen Abſchnitte der Allgemeinen Dienſtanweiſung 
für Poſt und Telegraphie beziehen und ſo ausgewählt ſind, daß ſie nicht nur die 
Art der ſchriftlichen Erledigung an ſich, ſondern auch den Zweck und die Bedeutung 
der zugrunde liegenden Dienſtvorſchriften erkennen laſſen. Die Abteilung über 
die ſchriftlichen Prüfungsarbeiten hat eine anſehnliche Bereicherung erfahren durch 


Aufnahme neuer Probearbeiten ſowie von Stoffanordnungen dazu, die zeigen, 


wie man zweckmäßig an die Ausarbeitung einer Aufgabe herangeht. Der neue 
»Doft-Feitfadene wird zahlreichen Angehörigen unſerer Verwaltung ebenſo nutz 
bringend und willkommen ſein wie die früheren Ausgaben. 


Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 
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Inhalt: Nachruf. Unterſtaatsſekretär a. D., Wirklicher Geheimer Rat Dr. Fiſcher T, S. 125. — 
Die Kriegsteuerungszulagen uſw. bei der Reichs-Poſt. und Telegraphenverwaltung, S. 128. — 
Das ſchweizeriſche Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen im Jahre 1918, S. 147. — Aluminium, 
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Kleine Mitteilungen: Wann iſt ein Poſtpaket im Sinne des § 354 StGB. unterdrückt? S. 159. — 
Der Funkſpruchempfang auf Lichtbildſtreifen, S. 160. 


Nachruf. 
Unterſtaatsſekretär a. D., Wirklicher Geheimer Rat Dr. Fiſcher 5. 
Vom Wirklichen Geheimen Rat Gieſeke in Berlin. 


Am 13. März iſt der Unterſtaatsſekretär a. D., Wirkliche Geheime Rat 
Dr. Fiſcher nach längerem Leiden im hohen Alter von faſt 84 Jahren geſtorben. 
Sein Heimgang berührt die Schriftleitung und die älteren Leſer des Archivs für 
Poſt und Telegraphie beſonders nahe, denn der damalige Geheime Poſtrat Fiſcher 
war der geiſtige Vater und von 1873 bis 1880 der erſte Kurator dieſer Seit- 
ſchrift. Er ſelbſt ſchreibt darüber, den tatſächlichen Verhältniſſen genau ent 
ſprechend, in ſeinen Lebenserinnerungen folgendes. 

»Stephan hatte den Wunſch, die allgemeine Bildung der zahlreichen Poſt— 
beamtenſchaft zu heben und den Reichsgedanken bei ihnen zu pflegen. Er ließ 
deshalb dem Poſtamtsblatt Beilagen literariſchen Inhalts beifügen, für die er 
ſich mit dem ihm vom Kriege 1870 her bekannten Dr. Kayßler, einem bewährten 
Journaliſten, in Verbindung geſetzt hatte, und über die er mich die Oberaufſicht 
zu führen beauftragte. Das war aber eine halbe Sache und ich ſchlug ihm nach 
einiger Zeit vor, ein beſonderes Poſtarchiv in halbmonatlichen Heften erſcheinen 
zu laſſen, das alle auf das Verkehrsweſen bezüglichen Vorgänge und Erſcheinungen 
literariſch behandeln ſollte. Dies griff Stephan mit gewohnter Lebhaftigkeit auf, 
beſtellte mich zum Kurator des neuen Organs, deſſen ſachliche Redaktionsgeſchäfte 
gewöhnlich ein Sekretär nebenamtlich beſorgt hat, und ich habe mir viele Jahre 
hindurch Mühe gegeben, das Poſtarchiv, ohne es für die Leſer langweilig werden 
zu laſſen, zu einer Quelle ſolider Belehrung zu machen, für die ich die geeigneten 
Kräfte unter der Beamtenſchaft angeregt und zu der ich auch ſelbſt reichlich bei⸗ 
geſteuert habe «. 

Aus Fiſchers eigenem Munde weiß ich, wie große Freude ihm ſeine literariſche 
Tätigkeit, die er z. B. auch bei der Herausgabe des Poſtſtammbuchs, des Poſt⸗ 
leitfadens uſw. bewies und die er als Miniſterialdirektor und Unterſtaatsſekretaͤr 
ſoweit als möglich fortſetzte, bereitet hat. Nur wenige leben noch aus jener Zeit, 
die bezeugen können, mit welcher — man kann wohl ſagen — Begeiſterung das 
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literariſche Vorgehen Stephans und Fiſchers von unſerer Beamtenſchaft begrüßt 
wurde, die bis dahin in ihrem Fache nichts anderes als die behördlichen Ver— 
fügungen und die trockenen Dienſtanweiſungen gekannt hatte. Ich war damals 
junger Beamter in Leer (Oſtfriesland) und beteiligte mich gleich im Anfang durch 
mehrere Aufſätze am Poſtarchiv. Kürzlich fand ich unter meinen alten Papieren 
die mir im Jahre 1873 zugegangenen, von Fiſcher unterſchriebenen Briefe des 
Kuratoriums. Ich zeigte ſie ihm bei meinem nächſten Beſuch, was ihm eine 
ganz beſondere Freude bereitete und ſeine Erinnerungen an jene Zeit wieder 
wachrief. Zu der Stellung als Kurator des Archivs war Fiſcher beſonders da— 
durch empfohlen, daß er ſich ſchon als Student und junger Juriſt durch Löſung 
von Preisaufgaben und durch ſonſtige ſchriftſtelleriſche Arbeiten in weiteren Kreiſen 
bekanntgemacht hatte. 

Fiſcher ſtammte aus einer Poſtfamilie und wurde am 2. Juni 1836 in Berlin 
geboren, wo ſein Vater im General-Poſtamt beſchäftigt war. Er beſuchte in 
Berlin das Gymnaſium zum Grauen Kloſter und, nachdem ſein Vater zum 
1. Januar 1850 als Poſtrat nach Frankfurt (Oder) übergeſiedelt war, das Gymnaſium 
in letzterem Orte. Im April 1855 beſtand er die Abgangsprüfung und bezog 
dann die Univerſität in Berlin. Er hatte 7 Geſchwiſter; die Familie mußte ſich 
alſo ſehr einſchränken, und Fiſcher erzählt in ſeinen Lebenserinnerungen rührend, 
wie ihm ſein Vater bedauernd mitgeteilt habe, daß er ihm nicht mehr als 
10 Taler monatlichen Wechſel geben könne; die knappe Einnahme hinderte 
aber den jungen Mann nicht, mit dem ihm eigenen Frohſinn, der ihn während 
ſeines ganzen Lebens nicht verlaſſen hat, die juriſtiſchen Studien zu beginnen, 
dje er mit Ausnahme eines Semeſters, das ihn nach Bonn führte, in Berlin 
betrieb. »Ich bin«, ſchreibt Fiſcher, »noch heute der Meinung, daß es für einen 
jungen Menſchen ein ſehr zweifelhaftes Glück iſt, im Überfluß aufzuwachſen und ſich 
jeden Genuß gewähren zu können. Ich habe mich in den engen Verhältniſſen 
meiner Jugend niemals im mindeſten unglücklich oder auch nur geniert gefühlt 
und danke vielmehr noch heute meinem Schickſal, daß ich an eine äußerſt einfache 
Lebensweiſe gewöhnt worden bin und ſtets mit wenigem auszukommen gewußt 
habe «. 

Schon im Mai 1858 beſtand Fiſcher die erſte juriſtiſche Prüfung, erwarb 
im März 1859 den Doktor juris und legte im Februar 1863 die Aſſeſſorprüfung 
ab. Mit welch emſigem Fleiß er auf dem juriſtiſchen und auf allen möglichen 
anderen Gebieten gearbeitet hat, ergeben ſeine Lebenserinnerungen. Sehr hübſch 
erzählt er von einem Preiſe, den er als Student von der Univerſität in Berlin 
erhielt: »Der Preis beſtand in einer goldenen Medaille mit dem Bilde des Stifters 
der Univerſität oder, nach meiner Wahl, in deren Goldwert von 25 Dukaten. 
Ich habe damals den Empfang des Geldes vorziehen müſſen, aber 50 Jahre 
ſpäter von der Fakultät die gern erteilte Erlaubnis nachgeſucht, mir die goldene 
Medaille auf meine Koſten nachträglich anfertigen zu laſſen. Sie bildet jetzt eine 
Zierde und zugleich die einzige Goldmünze meiner Medaillenſammlung. Dieſer 
Preis, mein erſter öffentlicher Erfolg im Leben, iſt auf deſſen ferneren Verlauf 
nicht ohne Einfluß geblieben «. 

Als Aſſeſſor war Fiſcher vorwiegend bei der Staatsauwaltſchaft beſchäftigt, 
eine Tätigkeit, für die er innerlich keine Neigung verſpürte, was jedem begreiflich 
iſt, der ihn näher gekannt hat. »Aber«, ſagt er in feinen Erinnerungen, »ich 
habe ſchon damals den Grundſatz befolgt, den ich ſpäter oft jüngeren Beamten 
als Richtſchnur eingeſchärft habe, nämlich jede Beſchäftigung, auch die vorüber⸗ 
gehendſte, jo anzugreifen, als ob fie fürs Leben betrieben werden ſolle n. Neben- 
bei hielt er zahlreiche Vorträge im Berliner Handwerkerverein und machte mit 
einem wohlhabenden väterlichen Freunde mehrere Reiſen nach Italien, der Schweiz 
und England. 


Nachruf. 127 


Im Frühjahr 1867 berief ihn der General-Hoftdireftor von Philipsborn in das 
General-Poſtamt. Am 23. Dezember 1867 wurde er Ober⸗Poſtrat, am 7. Mai 1870 
Geheimer Poſtrat und vortragender Rat, am 18. Januar 1875 Geheimer Ober- 
Poſtrat und am 1. April 1880 Direktor der neugebildeten III. Abteilung des 
Reichs-Poſtamts. Im Jahre 1874 verwaltete er eine Zeitlang die Ober-Doft- 
direktion in Danzig. Am 3. November 1890 erhielt er ſeine Ernennung zur 
Exzellenz; es machte mir beſondere Freude, ihm im Auftrag des gerade verreiſten 
Staatsſekretärs v. Stephan die Urkunde in ſeine Wohnung bringen zu können. 
Am 5. April 1895 übernahm er die neugegründete Stelle als Unterſtaatsſekretär, 
nach dem Tode Stephans und der Ernennung des Generals von Podbielski zu 
deſſen Nachfolger trat er am 1. Januar 1898 in den Ruheſtand. 


Es geht über den Rahmen dieſes Nachrufs hinaus, ſich näher mit allem zu 
beſchäftigen, was Fiſcher bei ſeinem raſtloſen Fleiß in den 30 Jahren ſeiner 
Tätigkeit bei der Poſt und Telegraphie geleiſtet hat; nur einiges ſei hervor— 
gehoben. 


Als er bei der Poſtverwaltung eintrat, waren die unteren Beamten noch 
nicht ruhegehaltsberechtigt. Auf die Beſeitigung dieſes Mangels iſt Fiſcher ſofort 
bedacht geweſen, auch gelang es ihm, weſentlich erleichterte Lebensverſicherungsbe— 
dingungen für die unteren Beamten herbeizuführen. An der Gründung und 
Ausgeſtaltung der Spar- und Darlehnsvereine ſowie der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Stiftung 
und der Stiftung Töchterhort wirkte er eifrig mit, auch war er ſehr bemüht, 
die Wohnungsverhältniſſe der unteren Beamten, namentlich auf dem Lande, zu 
verbeſſern. Manche von dieſen Dingen koſteten viel Geld, und das zu erlangen 
war häufig recht ſchwierig. Sehr hat er ſtets bedauert, daß der von ihm aus⸗ 
gearbeitete Geſetzentwurf wegen Einrichtung von Poſtſparkaſſen im Reichstag 
abgelehnt wurde. Zu der III. Abteilung gehörte auch das Poſtbauweſen; auf 
dieſem Gebiet hat Fiſcher die Stephanſchen Plaͤne wegen Beſchaffung geſunder, 
dem geſteigerten Verkehrsbedürfnis entſprechender Dienſträume weſentlich gefördert. 
In der ihm unterſtellten Reichsdruckerei konnte Fiſcher bei ſeinem ausgeprägten 
Kunſtſinn zur Anwendung vieler neuer Kunſtdruckverfahren beitragen und dadurch 
die Leiſtungen der Anſtalt weſentlich heben. Der wichtigſte Teil feiner Ab⸗ 
teilung beſtand in dem Perſonalweſen, und da iſt Fiſcher ſtets nach beſten Kräften 
bemüht geweſen, jeden nach Maßgabe ſeiner Leiſtungen an die paſſende Stelle 
zu bringen und alle mit Wohlwollen und Gerechtigkeit zu behandeln. Daß er 
nicht immer alle Wünſche hinſichtlich der Beſoldung, des Aufſtiegs uſw. erfüllen 
konnte, lag häufig an finanziellen und politiſchen Schwierigkeiten. Im perfön- 
lichen Verkehr zeigte er ſich durchweg ſehr angenehm, wenn auch zuweilen etwas 
würdevoll und zurückhaltend. 


Der Verkehr im Fiſcherſchen Hauſe war außerordentlich erfreulich und blieb 
es auch, nachdem die treffliche und liebenswürdige Gattin im Jahre 1895 heim⸗ 
gegangen war und durch die älteſte, ebenſo liebenswürdige Tochter, Frau 
Röchling, erſetzt wurde. Einfachheit und vornehme Behaglichkeit kennzeichneten 
das gaſtliche Haus, das ſtets viele geiſtige Anregungen bot. 


Im Jahre 1899 übernahm Fiſcher im Auftrag der Diskonto-Geſellſchaft die 
Leitung der Schantung⸗Eiſenbahn, die er bis 1908 wahrnahm. Im Jahre 1902 
trat er in den Aufſichtsrat der Diskonto-Geſellſchaft ein und war bis kurz vor 
ſeinem Tode deſſen Vorſitzender. In alle dieſe neuen, ihm früher fremd geweſenen 
Geſchäfte hat er ſich mit der ihm eigenen Beweglichkeit ſchnell hineingefunden 
und Bedeutendes geleiſtet. Seine glänzende Beredſamkeit und Schlagfertigkeit 
ſowie die Gabe, auch aus ſchwierigen Lagen immer einen Ausweg zu finden, ſind 
ihm bis zum Schluſſe treu geblieben. 

10* 
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Der äußere und innere Niederbruch unſeres lieben Vaterlandes, für das zu 
arbeiten er während ſeines langen Lebens ſo erfolgreich bemüht geweſen iſt, hat 
ihn auf das tiefſte bekümmert. Als er ſoeben die Augen geſchloſſen hatte, brach 
der Streik bei der Poſt aus, und die Todesanzeigen wurden nicht befördert; die 
Trauernachricht konnte alſo nur von Mund zu Mund weitergegeben werden. 
Es war für mich ein tröſtender Gedanke, daß der Entſchlafene dieſen Zuſammen⸗ 
bruch der von ihm ſo geliebten Verkehrsanſtalt nicht mehr geſehen hat. 

Bei der Trauerfeier, die von zwei jungen Damen, Fräulein Hildebrandt und 
Fräulein Schiemann, mit ernfter Muſik weihevoll eingeleitet und geſchloſſen wurde 
und bei der Pfarrer Scholz eine ergreifende Gedächtnisrede hielt, war die oberſte 
Poſtbehörde durch die Miniſterialdirektoren Dr. König und Ronge vertreten. 
Von früheren Angehörigen der Behörde waren der Staatsſekretär a D. 
Dr. Kraetke, der Staatsminiſter Dr. Sydow, der Wirkliche Geheime Rat Preſſel, 
der Geheime Ober⸗Poſtrat Wachholtz u. a. m. anweſend. 

Ein Bild ſeines eigenen reichen Lebens und damit unbewußt eine Darſtellung 
unſerer geiſtigen und wirtſchaftlichen Entwicklung während mehr als eines halben 
Jahrhunderts hat der Verewigte in ſeinen glänzend geſchriebenen, mehrfach 
erwähnten Lebenserinnerungen hinterlaſſen. 

Möge er nun nach ſeinem arbeitsreichen Leben ſanft ruhen! 


E 


Die Kriegsteuerungszulagen uſw. bei der Reichs⸗Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung. 


Von Rechnungsrat R. Schmidt in Berlin GReichspoſtminiſterium). 


Mit der im Januar d. J. bewilligten Erhöhung der laufenden Kriegsteuerungs— 
zulagen um 150 v H für die Zeit vom 1. Januar bis Ende März 1920 wird 
vorausſichtlich der Höhepunkt und zugleich das Ende der Kriegsteuerungszulagen 
erreicht ſein, da die neue Beſoldungsordnung der allgemeinen Teuerung auf 
weſentlich anderer Grundlage Rechnung tragen ſoll, als es bei der bisherigen 
Kriegsteuerungszulage der Fall war. Es erſcheint deshalb angebracht, einen nach 
der Seitfolge geordneten, umfaſſenden Rückblick auf die Entwicklung der Kriegs- 
teuerungszulagen uſw. zu werfen. 

Bei den Zulagen beſtehen große Verſchiedenheiten nicht nur im Zeit⸗ 
punkte der Bewilligung, ſondern auch in der Höhe der Beihilfen. Dieſe werden 
deshalb in vier Klaſſen getrennt behandelt werden: 

1. die Zuͤlagen der Beamten im Dienſt, 

2. die Zulagen der Poſtagenten, 

3. die Zulagen der Beamten im Ruheſtand und der Hinterbliebenen von 
Beamten, 

4. die Zulagen der Lohnangeſtellten. 

Soweit in der nachfolgenden Darſtellung die Bezeichnung »Beamte« ohne 
nähere Einſchränkung gebraucht iſt, ſind darunter alle planmäßigen höheren, 
mittleren und unteren Beamten ſowie alle ſtändig gegen Entgelt beſchäftigten 
nichtplanmäßigen höheren, mittleren und unteren Beamten zu verſtehen; bei der 
Feſtſtellung des Dienſteinkommens iſt der Wohnungsgeldzuſchuß allgemein außer 
Betracht geblieben. 
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1. Beamte im Dienſt. 
A. Laufende Bewilligungen. 


Monatsbeträge ee 
Zeitpunkt Verheiratete uſw. nn . 
der Art der Bewilligung Le- 11 zu berückſichtigende | tigente 
Bewilligung a dige Kinder Kind 
Kinder inebr 
mE A a a 
4 4X 4 MM MH 
1. 10. 1915] Kriegsbeihilfen nur für verheiratete, 
General. verwitwete oder geſchiedene Beamte mit 
a einem jährlichen Dienſteinkommen bis 
5 zu 2100 ½¼, die ein oder mehrere ehe— 
liche oder legitimierte Kinder unter 
15 Jahren haben Üedn p Mᷣ(d Dſ H.. — — 6 6 9 3 
I. 3. 1916 | Erweiterung der Einkommensgrenze für | | 
ec nichtplanmäßige Beamte auf 2 400 — — 6 6 9 3 
18.3. 16 N Nr. 287 ö a 
1. J. 1916 | Erhöhung der Kriegsbeihilfen auf. . . . . .. — — 6 8 12 4 
ei 2 
1. 7. 1916 | Erweiterung der Einkommensgrenze und | 
ne Erhöhung der Kriegsbeihilfen | | 
a) für planmäßige Beamte bis 
e 2 400 .K ausſchl. (nichtplanmäßige 
bis 2700 „ ausſchl.) in den Orten |, | 
der Tarifklaſſe A und .. = 8 12 14 18 4 
» » C und .. — 6 10 12 16] 4 
* 5 CC — | 5 8 10 14 4 
b) für planmäßige Beamte mit | 
2 400 bis 3 000 A ausſchl. (nicht— 
planmäßige 2 700 bis 3 300 4 | | 
ausſchl.) in den Orten | 
a Tarifklaſſe A und. ... — — 8 10 13 3 
» C und ). — — 6 8 11 3 
5 » 3 RE TEEN — — 5 7 10 3 
1. 7. 1916] Kriegsunterſtützungen für unverhei⸗— | 
an ratete nichtplanmäßige Beamte, denen | 
Nr 1910 verwitwete und geſchiedene Beamte ohne 


Kinder gleichzuachten find, in Fällen des | 
Bedürfniſſes in den Orten 


der Tarifklaſſe A und . 6 Du ee 
» » nder ae en er re 
» VFC 4 — | 


Desgl. für Aſſiſtenten und Gehilfinnen | 
mit den niedrigſten Tagegeldſätzen in = 
den Orten ! 

der Tarifklaſſe A und B.......... 7,50 | .-- * 
» » und) 66 — — H — — 
98 4 -- 
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Zeitpunkt 
der 


Bewilligung 


1. 2. 1917 
General⸗ 
Verfügun 

Nr. 3/1917 


1. 2. 1917 
General⸗ 
Verfügung 
Nr. 4/1917 


1. 2. 1917 
General— 
Verfügung 

Nr. 11 1917 


1. J. 1917 
General⸗ 
Verfügung 

Nr. 14/1917 


Art der Bewilligung 


Erweiterung der Einkommensgrenze und 


Erhöhung der Kriegsbeihilfen für plan— 
mäßige Beamte bis 4500 ./ einſchl. 
und für nichtplanmäßige Beamte bis 
4800 / einſchl. unter Wegfall der 
Staffelung nach Einkommen und Tarif— 
Fer ³ K 8 


Wenn Angehörige zu unterhalten ſind 


Erhöhung der Kriegsunterſtuͤͤtzungen für 


unverheiratete nichtplaumäßige Beamte 
im Falle des Bedürfniſſes unter Weg— 
fall der Staffelung nach Tarifklaſſen .. 
Dieſe Kriegsunterſtützungen ſind 
vom 1.4. 1917 an weggefallen. 


Den im Militärdienft (Heer und Marine) 


ſtehenden Beamten und Unterbeamten 
ſind laufende Zuwendungen in Höhe 
des Unterſchiedes zwiſchen dem Betrag 
der ihnen beim Verbleiben im heimat— 
lichen Dienſt zuſtehenden Kriegsbeihilfe 
und dem des Mehreinkommens und 
der ſonſtigen wirtſchaftlichen Vorteile 
im Heeres- uſw. Dienſt zu gewähren. 


Erhöhung der Kriegsbeihilfen unter Er: 


weiterung der Einkommensgrenze: 

a) Gruppe! (plaumäßige Beamte bis 
2300 / einſchl., nichtplanmäßige 
bis 2 600 A einschl.) .... 

b) Gruppe 11 (planmäßige Beamte bis 
4800 / einſchl., nichtplanmäßige 
bis 5 100 „/ einſchl. ).... 

e) Gruppe III (planmäßige Beamte 
bis 7 800 A einſchl., nichtplau— 
mäßige bis 8 100 „/ einſchl.) .... 

Neben dieſen Kriegsbeihilfen ſind 

vom 1. 7. 1917 an laufende Kriegs- 
teuerungszulagen gezahlt worden — 
ſiehe nachſtehend. 

Die Kriegsbeihilfen ſind vom 

1. 1. 1919 an in Wegfall gekom— 
men. 


Monatsbeträge 


Verbeiratete uſw. 


Ve ae Ai berückſichtigende 
dige j Nıinder 
Kinder y 
| | - 
CAR e 
! ! ! 
Ä \ 
| 
| | 
| | 
Ä t 
| 
— 12 17 22 27 
e 
| | | 
| | | 
| | | 
| | 
RA — 
| H 
I 
| | | 
| | 
| | 
| | 
| | 
| 
| 
| | 
| | | 
| : 
| 
| | 
| 
10 | 15 27 40 54 
| | 
„ 18 
ö | 
33 


IHFür jede? 


weitete lu 

berückſich⸗ 
tigende 
Kind 
mebt 


4 


Die 
Steige 
tung er · 

bobt 
ſich fur 

jedes 
Rind 
um 14 


— — — —— 
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Monatsbeträge 


Iaur jedes 
Zeitpunkt Verheiratete uſw. eee 
f Su SE beruͤckfich 
der Art der Bewilligung Le⸗ ob zu berückſichtigende | tigende 
Bewilligung dige ko Kinder an 
. Kinder mebt 
11 2 3 
4 2 9ꝙ? 4 A 
1.7. 1917] Neben den laufenden Kriegsbei— 
„General. hilfen laufende Kriegsteuerungs- 
| zula gen en u 
a) für Verheiratete uſw. mit einem 
Dienſteinkommen bis 13 000 ½¼ 
der Tarifklaſſen VI und IV. . . .. — 30 33 36 39 3 
57 » » S == 45 49,50. 54 158,50 4,50 
„ „ F — 60 | 66 72 78 6 
5 » F — 75 82,50 90 97,50 7,50 
b) für Unverheiratete (allgemein und | | 
ohne Scheidung nach Klaſſen) mit 
einem Dienſteinkommen bis 6000 & 25 — — — — — 
Ledige, die Angehörige zu unter— 
halten haben, werden wie Ver— 
heiratete ohne Kinder behandelt. 
1. 7. 1917] Den im Militärdienſt (Heer und Marine) 
(zeneral⸗ ſtehenden Beamten werden laufende 
. Kriegsbeihilfen, Kriegsteuerungszulagen 
Nr. 21 1917 Be z 
und Zuwendungen in ſolchem Umfang 
gewährt, daß ſie ſich geldlich nicht 
ſchlechter ſtehen, als wenn ſie im heimat— 
lichen Dienſt geblieben wären. 
1. J. 1918] Erhöhung der Kriegsteuerungszu— 
Amtsblatt des lagen (neben den weiterlaufenden 
9 Kriegsbeihilfen) für Verheiratete 
Ar 261918 uſw. mit einem Dienſteinkommen bis 
13 000 4 und für Unverheiratete mit 
einem Dienſteinkommen bis 7800 .#: 
1. in teueren!) Orten der Tarif— u. 
klaſſen VI und IV. — 42 60 66 72 78 6 
2. in den übrigen Orten der Tarif— 
klaſſen VI und IV m miꝛꝓỹ Um 35 50 55 60 655 
3. in teueren!) Orten der Tarifklaſſe | 49 : 70 77 84 91] 7 
J. in den übrigen Orten der Tarif— | Ä 
ae va ee 40,83 58,33 64,16, 70 75,83 5,83 
5. in teueren!) Orten der Tarif— | | 
ff 56 80 88 96 1048 
6. in den übrigen Orten der Tarif— | | | | 
Rae! 8 46,66 66,66 73,33. 80 86,66 6,66 


7. in teueren!) Orten der Tarifklaſſe [ 63 90 99 108 1179 
8. in den übrigen Orten der Tarifklaſſe 1152,50 75 82,50 90 97,50 7,50 


En i) Als teuere Orte gelten alle Orte der Ortsklaſſen A und B und die in der Anlage 1 des Amtsblatts 
Nr. 26 von 1918 aufgeführten Orte. 
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Monatsbeträge 


Jeitpunkt Verheiratete uſw. 
der Art der Bewilligung Le Re zu berückſichtigende 
Bewilligung dige Ki ö N | Ninder 
Kinder 
1 2 3 
M a 4 A A 


1. 1. 1919] Neuregelung der laufenden Kriegs- 
Amtsblatt des teuerungszulagen unter Wegfall 
Reichspoſt⸗ der bisher gezahlten laufenden 


miniſteriums : ne 
Nr. 3915 Kriegsbeihilfen. 


Drei Einkommensgruppen: 
Gruppe I, planmäßige Beamte mit einem 


Dienſteinkommen bis 1800 .# (nicht— 
planmäßige bis 2 100 ), 


Gruppe II, planmäßige Beamte mit 
einem Dienſteinkommen bis 4 S00 .H 
(nichtplanmäßige bis 5 100 %), 


Gruppe III, planmäßige Beamte mit 
einem Dienſteinkommen bis 13 000 M 
(nichtplanmäßige bis 13 300 &). 


Es erhalten in Orten der Ortsklaſſe A: 


ie ER 160 200 250 300 350 
Gf ⁵ĩð 156 195 245 295 345 
Gruppe IIil mn. 152 190 240 290 340 
Es erhalten in fonftigen teueren Orten: 
Gruppe Ill. 144 180 220 260 300 
Gef: 136 170 210 250 290 
Gruppe III˖nmqmwMů!:— 128 160 200 240 280 
Es erhalten in allen übrigen Orten: 
Wußte? 120 150 180 210 240 
Gel!!! 112 140 170 200 230 
fr! A 104 130 160 190 220 


Abweichend von deu bisherigen Be— 
ſtimmungen ſind Ledige mit eigenem 
Hausſtand vom 1. 1. 1919 an den Ver⸗ 
heirateten ohne Kinder gleichzuſtellen. 


1. 9. 1919 | Erhöhung der an Beamte in teueren und 
Amtsblatt des] allen übrigen Orten zahlbaren Kinder— 
1 zulagen von 40 und 30 auf monat- 
Nr. 85/1919 lich 50 & für jedes zu berückſichtigende 
Kind. 
Die Teuerungszulagen in Ortsklaſſe & 
bleiben unverändert (wie vorftchend). 


I uͤr jedes 


weitrre zu 

berüdiich» 
tigende 
Kind 
mehr 


aM 


* 
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Monatsbeträge 


8 — ur jedes 
Zeitpunkt = Verheiratete uſw. 1 5 
der Art der Bewilligung Le. zu berücſichtigende tigende 
Bewilligung ö dige | Kinder Kind 
Kinder mebt 
| 3 | 2 3 
4 M 1 4 4 A 
; | Ä ) 
Es erhalten in ſonſtigen teueren Orten: | | | 
Gruppe Ill... 144 180 230 280 | 330 | 50 
Gruppe III. 136 170 220 270 320 | 50 
Gruppe IIlI. 128 160 210 260 310 50 
Es erhalten in allen übrigen Orten: n 6 
Gruppfe˖ E 120 150 200 250 ' 300 50 
Gruppe Il! 112 140 190 240 290 | 50 
Gruppe IIlmm 104 130 180 230 280 50 
1. 1. 1920 Erhöhung der laufenden Kriegs- 5 
Amtsblatt des] teuerungszulagen (ausſchließ— 
Ei lich der Kinderzulagen) um | 
Nr. 5/1920 150 05 für die Zeit vom 1. 1. 1920 | 
bis 31. 3. 1920. 
Die bisher beftehende Einkommens⸗ 
hoͤchſtgrenze von 13 000 1 — bei 
den nichtplanmäßigen Beamten von 
13 300 — fällt fort. 
Es erhalten mithin in Orten der | | | 
Ortsklaſſe A: | 
Geupfß t 400 | 500 | 550 | 600 650 | 50 
Gruppe Iimnmnmnmnn .. 390 487 50537, . 750 637,50 50 
Gp! 380 475 | 325 575 625 | 50 
Es erhalten in ſonſtigen teueren Orten: | | Ä | 
Gruppe I. 360 450 500 550 600 50 
Gruppe II. 340 425 475 525 57550 
Gruppe III.. 320 400 | 450 500 550 | 50 
Es erhalten in allen übrigen Orten: | | 
Gruppe III. ..1 300 375 425 | 475 | 525 | 50 
G!!! ĩ ²ĩͤͤ—— 280 350 400 | 450 | 500 | 50 
Gruppe IT .....2.22.222200. 260 325 375 425 | 475 | 50 
N 


Urchiv f. Poſt u. Telegraphie. 5. 1920, 11 
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B. Einmalige Bewilligungen. 


Stichtag Art der Bewilligung 


1. 12. 1916| Einmalige Kriegsteuerungszulage 


e a) für planmäßig angeſtellte Beamte miteinem Dienſteinkommen bis 4 500 & einſchl. 
Kr. 18 1910 b) * nicht » v » ” » v » 4800 » v 
AG ĩ ĩ²ð²j A ae IM 
Verheiratete ohne zu berückſichtigende Kinder ............. 60 „ 
5 mit 1 au e e Kinde 90 » 
2 2 Kindern . 120 » 
* 9 3 * » ́ ) 150 * 
» » 4 „ o 180 » 
„5 » 5 und mehr 15 berückſichtigenden Kindern . 200 . 
1. 12. 19160 Einmalige Kriegsteuerungszulage 
General a) für planmäßig ne Sn mit einem Denen bis 4 500 & einſchl. 
nn b) „ nicht- „ » »4800 „ * 
e Unverheiratete %%% ee ee —M, 
Verheiratete ohne zu berüdjichtigende Kinder ............. 40 >» 
» mit 1 bis 4 au ee Kindern 40 „* 
5 » 5 2 50 „ 
” 6 R „ 80 » 
für jedes heiter: zu berückſichtigende Kind mehr 30 » 
1. 2. 1917 | Die einmaligen Kriegsteuerungszulagen find auch denjenigen im Militärdienft 
general. (Heer und Marine) ſtehenden Beamten zu gewähren, die laufende Zuwen— 
eee dungen erhalten. 


Nr. 11/1917 
21.12.1917] Einmalige Kriegsteuerungszulage 
General. a) für Verheiratete mit einem eee bis 13 000 M, 
7 b) „ Unverheiratete - „ 6000 »; 
f Verheiratete 200.4 und 20 A4 für jedes zu berückſichtigende Kind, 
Unverheiratete 150 W. 


1.9.1918 | Einmalige Kriegsteuerungszulage für alle Beamte mit einem Dienftein- 
General. kommen bis 20 000 & 
es a) für Verheiratete: Grundbetrag 250 &, außerdem planmäßige Beamte den 
a Monatsbetrag des Gehalts (ohne Wohnungsgeldzuſchuß), nichtplanmäßige 
Beamte den um 30 & gekürzten Monatsbetrag des Tagegeldes uſw. 
Der ſich bei der Berechnung ergebende Betrag wird, ſoweit er hinter 
500 &. zurückbleibt, auf 500 & erhöht, ſoweit er 1000 & überſchreitet, 
auf 1000 4 ermäßigt. 
Außerdem für jedes zu berückſichtigende Kind 10 v H der Geſamtzulage, 
mindeſtens alſo 50 & und höchſtens 100 & für jedes Kind; 
b) für Unverheiratete: 70 vH des für Verheiratete ohne Kinder zahlbaren 
Betrags, mindeſtens 350 & und höchſtens 700 &. 


20.11.1918] Wiederholte einmalige Kriegstenerungszulage unter ee Voraus- 
a] ſetzungen und in demſelben Umfang wie vorſtehend. 


3. 9. 1919 un al 
Amtsblatt des Ledige 6 


Reichspoſt⸗ 5 1000 & und daneben 200 M für jedes zu berückſichtigende Kind. 


miniſteriums 


Nr. 85/1919 Zahlbar in zwei gleichen Teilbeträgen ſogleich und Anfang Dezember. 
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C. Sonſtige Zuwendungen. 


Zeitpunkt 
der 
Bewilligung 


Art der Bewilligung 


1. 4. 1918 
General⸗ 
Verfügung 
Nr. 13/1918 
(1. auch Gene⸗ 
ral-Berfügung 
Nr. 18/1919) 


Ausgleichzulagen 


für Unterbeamte, wenn ſie ſich bei der planmäßigen Anſtellung in ihrem Dienſt— 
einkommen verſchlechtern. 
Auch Poſtbauſekretären ſind unter denſelben Vorausſetzungen Ausgleichzulagen 
zu bewilligen. 
Die Höhe der Zulage muß bei der Verſchiedenartigkeit der Fälle für jeden 
Beteiligten beſonders berechnet werden. 


Diätenbeihilfen. 


Ledige Poft- und Telegraphen⸗Aſſiſtenten, bautechniſche Diätare und Volt und 
Telegraphen⸗Gehilfinnen erhalten, wenn ſie ein Jahr lang den höchſten Diäten- 
ſatz ihrer Klaſſe bezogen haben — Poſt⸗ und Telegraphen⸗Gehilfinnen auch 
ohne dieſe Bedingung, wenn ſie eine anſtellungsberechtigende Dienſtzeit von 
acht Jahren vollendet haben — als jährliche Diätenbeihilfe ein Zwölftel 
der Jahresſumme ihres höchſten Diätenſatzes, und we nach in 

Dojt- und Telegraphen⸗Aſſiſtenten monatlich .. . . 12,75 

bautechniſche Diätare monatlich rr 15,50 7 

Poſt⸗ und Telegraphen-Gehilfinnen monaclid ... 10,25 ». 

Verheiratete Poſt⸗ und Telegraphen⸗Aſſiſtenten und bautechniſche Diätare cr- 
halten nach einer fünfjährigen diätariſchen Dienſtzeit, Gehilfinnen nach Voll: 
endung einer neunjährigen anſtellungsberechtigenden Dienſtzeit als jährliche 
Diätenbeihilfe drei Viertel des geſetzlichen Wohnungsgeldzuſchuſſes am Orte ihres 
dienſtlichen Wohnſitzes. 

Kein Diätar ſoll jährlich an Diäten und Diätenbeihilfen zuſammen mehr 
beziehen, als er an Gehalt und Wohnungsgeldzuſchuß bei ſeiner planmäßigen 
Anſtellung am bisherigen Dienſtort beziehen würde. 

Den Doft- und Telegraphen -Affiftenten können neben der Diätenbeihilfe 
nach Bedürfnis außerordentliche Unterſtützungen aus Titel 38a in ſolcher Höhe 
gezahlt werden, daß Beihilfe und Unterjtügungen zuſammen bei Unverheirateten 
den Betrag von 320 4, bei Verheirateten von 480 4 jährlich erreichen. 
Aſſiſtenten, die keine Diätenbeihilfe beziehen, erhalten Unterſtüzungen aus 
Titel 38a in Höhe von 80 & für Ledige und 120 & für Verheiratete viertel- 
jährlich (Stichtag 30. 9. 1918, 31. 12. 1918 und 31. 3. 1919). ‚ 

Dieſe Unterftügungen ſind mit Wirkung vom 1. 4. 1919 an weggefallen 
(Verfügung des Reichspoſtminiſteriums vom 14. 5. 1919, IV N Nr. 1078). 

Ledige Poſtboten, Poſtillione der reichseigenen Poſthaltereien und Telegraphen⸗ 
vorarbeiter erhalten, nachdem ſie die zehnte Dienſtalterszulage ein Jahr lang 
bezogen haben, als jährliche Diätenbeihilfe ein Zwölftel der Jahresſumme 
ihres Höchſttagegeldes; dieſelbe Beihilfe erhalten ſie auch ohne dieſe Bedingung 
nach Zurücklegung einer anſtellungsberechtigenden Dienſtzeit von 12 Jahren. 

Verheiratete Poſtboten uſw. erhalten unter denſelben Vorausſetzungen als 
jährliche Diätenbeihilfe drei Viertel des geſetzlichen Wohnungsgeldzuſchuſſes am 
Dienſtort. 

Tagegelder und Diätenbeihilfe zuſammen ſollen das Dienſteinkommen, 
das der Poſtbote uſw. bei ſeiner Anſtellung als Poſtſchaffner am bisherigen 
Dienſtort erhalten würde, nicht überſteigen. 


1. 7. 1918 


General⸗ 
Verfügung 
Nr..19/1918 


11* 


136 Die Kriegsteuerungszulagen uſw. bei der Reichs Poſt. und Telegraphenverwaltung. 


Zeitpunkt 
der Art der Bewilligung 
Bewilligung 


1. 12. 1918] Demobilmachungs- (Betriebs-) Zulagen (nur vorübergehend) nur für 
a des mittlere und untere Beamte des Betriebs dienſtes.“ 

De Abgeſtuft nach den Lohngruppen der Eiſenbahnverwaltung in Beträgen von 
Nr. 1271919 120 A bis 30% monatlich. 

Die Zulagen für Januar und Februar 1919 ſind auf die vom 1. 1. 1919 an 
erhöhten laufenden . angerechnet worden, die Beamten 
haben alſo nur die für Dezember 1918 gezahlten Demobilmachungszulagen 
erhalten. Vom 1. März 1919 an iſt die Demobilmachungszulage ganz 
weggefallen (Amtsblatt Nr. 29,1919). 


A Gewährung von un verzinslichen Gehaltsvorſchüſſen zur Beſchaffung 
Ar. 14/1916 von Wintervorräten an Kartoffeln und Heizſtoffen bis zur Höhe eines 
„ 17/1917 Monatsbetrags des geſamten Dienſteinkommens. 


10/1918 
„15,1919 


2. Poſtagenten und Poſtagentinnen. 
A. Laufende Bewilligungen. 


N onatebeträge 


Eee 5 Für jedes 
gamen | eee ae, ae 
der Art der Bewilligung Le · f zu berüdfichtigende | tigente 
Bewilligung | dige 3 Kinder 1 
| 1 2 3 
——UÜ—Ü—— 4 44 A 
| 
7. 1916] Kriegsbeihilfen für Poſtagenten und | | 
General- Poſtagentinnen, deren Einkommen vor⸗ | | 
le wiegend in der Vergütung für die | | 
Wahrnehmung der Poſtdienſtgeſchäfte 
beſteht: | 
in Orten der Tarifklaſſe Aud B... — 81214 | 18 | 4 
y » » v ( D... — | 6 10 | 12 16 4 
„5 „ » » 1 — 5 8 10 14 4 
1. 2. 1917 | Erhöhung der Kriegsbeihilfen unter Weg— | 
en fall der Staffelung nach Tarifklaffen..| — 12 17 22 27 5 
Kr. 3,1919 Wenn Angehörige zu unterhalten find| 12 — — — — — 
1. 4. 1917 | Erhöhung der Kriegsbeihilfen auf. . . . . .. 10 15 27 40 54 N 
General N | böbt ich 
Verfügung für jedes 
Nr. 14/1917 guad ae 
1. 7. 1917 Für alle Poſtagenten und Poſtagentinnen a 
General: Gewährung widerruflicher Kriegszu— 
Verfügung 8 


Nr. 19/1917 lagen bis zur Höhe von 30 vH ihrer 
Geſamtvergütung. | 
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2 
1 


Zeitpunkt 
der 


Bewilligung 


4. 1918 


1 
Verfügung 
Nr. 9,1918 


1. 1. 1919 


General— 
Verfügung 
Nr. 9 * 1919 


1. 9. 1919 
Verfügung des 
Reichspoſt⸗ 
miniſteriums 
v. 12.11.1919 
VIU2 
1. 1. 1920 
General: 
Verfügung 


Nr. 5/1920 


Stichtag 
1. 12. 1916 
General: 
Verfügung 
Nr. 18,1916 


— = = mo - ar = 8 BP 


Monatsbeträ ge 


Für jedes 
Verheiratete uſw weitere zu 
5 —— berückſich. 
Art der Bewilligung Le⸗ se zu berückſichtigende tigende 
dige 10 Kinder 8 
inder 1 | 2 3 
4 4 M N 4 4 


Neben den Kriegszulagen laufende | | Ä | 
Kriegsbeihilfen für die Poſtagenten | | | 
und Poſtagentinnen, deren Einkommen | | 
vorwiegend in der Vergütung für Wahr— | | | 
nehmung der Poſtdienſtgeſchäfte beſteht, | 
UR HDD DON sr Bein 10 15 27 40 


Erhöhung der Kriegszulagen für alle 
Poſtagenten und Poſtagentinnen bis zu | 
50 v H der Geſamtvergütung. 
Die Sätze der laufenden Kriegsbeihilfe | | | 
ändern Sich nicht ꝑpH . [ y[yũU. 10 15 27 40 54 Wer ver. 


54 Wie vot. 


Erhöhung der Kriegszulagen bis zu 100 vH der Geſamtvergütung für alle 
Poſtagenten und Poſtagentinnen. Die laufenden Kriegsbeihilfen fallen weg. 
Dafür können diejenigen Poſtagenten und Poſtagentinnen, die voll oder 
überwiegend durch ihre Tätigkeit im Poſtdienſt in Anſpruch genommen werden, 
Kinderzulagen erhalten, die ein Fünftel der Kriegszulagen, mindeſtens jedoch 
20 Al und höchſtens 30 * monatlich für jedes Kind, betragen. Der Höchſt— 
ſatz von 100 vH ſoll bei der Feſtſetzung der Kriegszulage nur ſolchen Poſt— 
agenten und Poſtagentinnen zuteil werden, die voll oder überwiegend durch 
ihre Tätigkeit im Poſtdienſt in Anſpruch genommen werden. 


Erhöhung der Kinderzulagen auf ein Drittel der laufenden Kriegszulagen, 
höchſtens auf 50 ./ monatlich. 


Die Kriegszulagen der Poſtagenten und Poſtagentinnen ſind für die Zeit vom 
1. 1. 1920 bis 31. 3. 1920 in der Regel nach dem Satze von 250 v H der 
aus Titel 31 und 31a zahlbaren Geſamtvergütung, jedoch höchſtens auf 
monatlich 375 &, zu bemeſſen. Auf Kinderzulagen e ſich die Er⸗ 
höhung nicht. 


B. Einmalige Zuwendungen. 


Einmalige Kriegsteuerungszulage für diejenigen Poſtagenten und Voftagen- 
tinnen, deren Einkommen vorwiegend in der Vergütung für Wahrnehmung 
der Poſtdienſtgeſchäfte beſteht: 


Unverheiratete en: 40 %, 
Verheiratete ohne zu berückſichtigende Kinder . . . . . . . . .. . 60 » 
— u l a e Kinde 90 „ 
» 2 Kindern ..... 2... 120 „ 
9 » 3 » » MM ee 150 » 
» % 180 „ 
» „ 5 10 mehr zu berückſichtigenden Kindern 200 „, 
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Zeitpunkt 
der 
Bewilligung 


1.12.1916 
General. 
Verfügung 
Nr. 1/1917 


1. 1. 1918 
General⸗ 

Verfügung 

Nr. 2/1918 


1. 9. 1918 
General. 
Verfügung 
Nr. 17/1918 


1.12.1918 
General⸗ 
Verfügung 
Nr. 25/1918 


3. 9. 1919 
General⸗ 
Verfugung 

Nr. 21/1919 


1. 12. 1918 
Amtsblatt des 
Reichs⸗ 
Poſtamts 
Nr. 18/1919 


Art der Bewilligung 


Wiederholte einmalige Kriegsteuerungszulage unter derſelben Vor 
ausſetzung: 


tt nrih — M, 
Verheiratete ohne zu berückſichtigende Kinder............ 40 » 
» mit 1 bis 4 zu berüdfichtigenden Kindern .... 40 „ 
2 * 5 » ” * N 50 > 
» 72 6 > » » es 80 * 
für jedes weitere zu berückſichtigende Kind mehr . . . . . .... 30 „ 


Einmalige Kriegszulage für alle Poſtagenten und Poſtagentinnen, die ge. 
mäß General e Nr. 19/1917 laufende Kriegszulagen beziehen, in 
Höhe von 75 WM. 


1 Kriegszulage für diejenigen Poſtagenten und Poſtagentinnen, die 
am 1. 9. 1918 ſeit mindeſtens 6 Monaten laufende Kriegszulagen bezogen 
haben, in Höhe des Sechsfachen der für den Monat September gewährten 
laufenden Kriegszulage. 


Wiederholte einmalige Kriegszulage in derſelben Höhe — Stichtag 
1. 12. 1918 — und an dieſelben Poſtagenten und Poſtagentinnen. 


Einmalige außerordentliche Beſchaffungsbeihilfe für alle Poſtagenten 
und Poſtagentinnen, die widerrufliche laufende Kriegszulagen beziehen, in 
Höhe von % des Jahresbetrags der Kriegszulage. Daneben erhalten die- 
jenigen Poſtagenten und Poſtagentinnen, die laufende Kinderzulagen beziehen, 
/ des Jahresbetrags ihrer Kriegszulage für jedes zu C Kind. 
Zahlbar ſofort und Anfang Dezember 1919 in zwei gleichen Teilbeträgen. 


C. Souſtige Zuwendungen. 


Demo bilmachungszulage für die Poſtagenten und Poſtagentinnen, die lau⸗ 
fende Kriegszulagen beziehen, in Höhe von 50 v H der für Beamte am Orte 
zuſtändigen Zulage, mindeſtens aber 30 % monatlich. Die Demobilmachungs⸗ 
zulage iſt mit Ablauf des Februar 1919 weggefallen; für die Monate Januar 
und Februar 1919 ſind die gezahlt geweſenen Beträge auf die vom 1. J. 1919 
an neubewilligten Kriegszulagen und Kinderzulagen angerechnet worden; die 
Poſtagenten und Poſtagentinnen haben mithin die Demobilmachungszulage 
nur für Dezember 1918 erhalten. 
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3. Beamte im Ruheſtand und Hinterbliebene von Beamten uſw. 


Zeitpunkt 
der Art der Bewilligung 
Bewilligung 


Verfügung bes] Einmalige außergewöhnliche Kriegsunterſtützung bis zum Betrag 
m von 100 & für bedürftige Beamte i. R. und bedürftige Hinterbliebene von Be- 
14. 1. 1917 amten und Rnuhegehaltsempfäͤngern, wenn das Geſamteinkommen des im 
N Nr. 64 Ruheſtand lebenden Beamten weniger als 2 500 &, das der Witwe, und 


zwar ohne Waifen- und Erziehungsgeld, weniger als 1 200 & beträgt. 


Verfügung des] Wiederholte einmalige außergewöhnliche Kriegsunterſtützung in 
Reichs. demſelben Umfang und unter denſelben Vorausſetzungen. Es ſind auch Voll— 


Poſtamts j | 
N 1917 waiſen zu berückſichtigen. 


N Nr. 898 

1.7.1917 | Gewährung laufender Kriegsbeihilfen (nur auf Antrag) an bedürftige Be- 
anal amte i. R. und an bedürftige Hinterbliebene uſw. in Höhe von 30 vH — bei 
H. 2491957] beſonderem Bedürfnis darüber hinaus — von dem Betrag, der dem Beamten an 


Kriegsbeihilfe und Kriegsteuerungszulage zuſtehen würde, wenn er noch im Dienſte 
wäre, und zwar unter Zugrundelegung des von ihm zuletzt bezogenen rube- 
gehaltsfähigen Dienſteinkommens ohne Wohnungsgeldzuſchuß. 

Die auf Grund der vorſtehenden Bewilligung (Verfügung des Reichs⸗Poſtamts 
vom 12. 6. 1917) gezahlten einmaligen Kriegsunterſtützungen ſind anzurechnen. 


1.12.1917 | 1. Beſchränkung der laufenden Kriegsbeihilfe von 30 v H, wenn die ſonſtigen 
eee Einnahmen des Beamten i. R. ſowie der Witwen uſw. über den Unterſchieds⸗ 
1 betrag zwiſchen dem Ruhegehalt uſw. und dem zuletzt bezogenen Gehalt uſw. 
, hinausgehen. In beſonderen Fällen der Bedürftigkeit kann über den Satz 
von 30 vH, jedoch nicht über 100 vH, hinausgegangen werden. 
Gewährung einmaliger Kriegsteuerungszulagen — Stichtag 
21. 12. 1917 — an alle Beamte i. R. und Hinterbliebene von Beamten uſw., 
die laufende Kriegsbeihilfen erhalten, in Höhe von 30 bis 100 v5 der gemäß 
General⸗Verfügung Nr. 25/1917 an Beamte im Dienſt zahlbaren einmaligen Kriegs⸗ 
teuerungszulagen, das find für Verheiratete 200 „ und 20 & für jedes zu 
berückſichtigende Kind, für Unverheiratete 150 KJ. Für Vollwaiſen find je 
20 & zu zahlen. 


1. 4. 1918 Neuregelung der laufenden Kriegsbeihilfen — nur auf Antrag — 
Amtsblatt des an bedürftige Beamte i. R. und an bedürftige Hinterbliebene von Be— 


> 


an amten ufw 
Poſtamts 8 2 . 8 8 = 
Nr. 30/1918 Als Mindeſtſatz der laufenden Kriegsbeihilfe find 50 v H desjenigen Be⸗ 


trags zu gewähren, der an Kriegsbeihilfe und Kriegsteuerungszulagen unter 
Zugrundelegung des zuletzt bezogenen ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens 
(ohne Wohnungsgeldzuſchuß) zuſtändig fein würde, wenn der Beamte noch im 
Dienſte wäre. Nur infolge Anrechnung von Nebeneinnahmen kann der 
Mindeſtſatz eine Einſchränkung erfahren. Aus beſonderen Gründen, z. B. 
bei hochbetagten oder kranken Perſonen, kann über 50 vH bis zum Vollſatz 
von 100 vH hinausgegangen werden, ebenſo auch dann, wenn ein Beamter, 
der bereits Kriegsteuerungsbezüge bezogen hat, in den Ruheſtand getreten 
oder verſtorben iſt. In teueren Orten ſind die erhöhten Bezüge zahlbar. 
Etwaige Nebeneinnahmen ſind in beſtimmten Grenzen anzurechnen. 

Den Beziehern von laufenden Unterſtützungen, Erziehungsbeihilfen uſw. 
können laufende Kriegsteuerungszuſchüſſe gewährt werden. 
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Zeitpunkt en 
der Art der Bewilligung 
Bewilligung N 


Stichtag [Einmalige außerordentliche Kriegsbeihilfe an bedürftige Beamte i. R. 
1. 9. 1918] und an bedürftige Hinterbliebene von Beamten uſw. in Höhe von mindeſtens 
„ 50 vH und höchſtens 100 vH des Betrags, der an einmaliger Kriegs 
Nr 1a as teuerungszulage gemäß General-Verfügung Nr. 15/1918 zahlbar wäre, wenn 
| der Beamte noch im Dienſte wäre (Grundbetrag von 250 4 und Monats- 
betrag des Gehalts ohne Wohnungsgeldzuſchuß; Verheiratete mindeſtens 500 %, 

höchſtens 1000 &, für jedes Kind mindeſtens 50%, höchſtens 100 A 

Ledige 70 vH, mindeſtens 350 4, höchſtens 700 &). 


Stichtag Wiederholte einmalige außerordentliche Kriegsbeihilfe unter den— 


. Si 1 ſelben Vorausſetzungen und in demſelben Umfang. 
eneral⸗ 


Verfugung 
Nr. 21/1918 


1. 1. 1919] Neuregelung der laufenden Kriegsbeihilfen für bedürftige Beamte i. R. 
Amtsblatt des und bedürftige Hinterbliebene von Beamten uſw., rückwirkend vom 1. 1. 1919 
* an. Nur auf Antrag. Als Mindeſtſatz der Kriegsbeihilfe find 50 v H 
Nr. 11919 desjenigen Betrags zu gewähren, der au Kriegsteuerungszulagen gemäß 
| Amtsblatt Nr. 29/1919 dem Beamten zuſtehen würde, wenn er noch im 
Dienſte wäre (unter Zugrundelegung des zuletzt bezogenen ruhegehaltsfähigen 
Dienſteinkommens ohne Wohnungsgeldzuſchuß). Näheres ſiehe Beamte im 


Dienſt. 


Nur infolge Anrechnung von Nebeneinnahmen kann der Mindeſtſatz eine 
Einſchränkung erfahren. Aus beſonderen Gründen kann, wie bisher, über 
50 vH bis zum Vollſatz von 100 vH hinausgegangen werden. 


9 1915 Außerordentliche einmalige Beſchaffungsbeihilfe für Beamte i. N. und 


% 1 75 für Hinterbliebene von Beamten uſw. 
Amtsblatt des 
Reichsvoſt⸗ Nur im Falle des Bedürfniſſes beim Vorliegen der Lorausſetungen für 


miniſteriums die Bewilligung laufender Kriegsbeihilfen. Mindeſteus 50 v H, höchſtens 

Rer. 8/1919 100 05 der gemäß Amtsblatt Nr. 85/1919 den Beamten im Dienſt zahl 
baren Beſchaffungsbeihilfe (600 „/ für Ledige, 1000 & für Verheiratete, 
200 % für jedes zu berückſichtigende Kind). 


In zwei gleichen Teilbeträgen zahlbar: 1. ſofort, 2. Anfang Dezember. 


Amtsblatt des] Bei der Errechnung laufender Kriegsbeihilfen für über 65 Jahre alte Beamte, 


Reichspoſt. die auf Grund des Geſetzes vom 12. 9. 1919 in den Ruheſtand treten und 
. ein um 10 v H, mindeſtens aber um 300 /, erhöhtes Ruhegehalt beziehen, 


iſt für die Feſtſtellung des Unterſchiedsbetrags zwiſchen Ruhegehalt und zuletzt 
bezogenem ruhegehaltsfähigem Dienſteinkommen nicht das erhöhte, ſondern das 
au ſich zuſtändige Ruhegehalt zugrunde zu legen. 


1.1.1920 | Erböhung der laufenden Kriegsbeihilfen um 150 VS im Rahmen der 
Amteblatt des] bisherigen Grundſätze — ſiehe vorſtehend bei der vom 1. 1. 1919 an einge 
Reichspoſt⸗ tretenen Neuregelung (Amtsblatt Nr. 31/1919) —. Die bisherige Dienftein- 
miniſteriums N ; | iM 

Ar 5 14040 kommensgrenze von 13 000 % kommt in Wegfall. 
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4. Lohnangeſtellte. 
A. Laufende Bewilligungen. 


Monatebeträge 


55 . = = Für jedes 
Zeitpunkt | | | Verheiratete u. 1 
der Art der Bewilligung Le. ehne n berückſichtigende tigende 
Bewilligung dige de Kinder m 
| 9 22 3 
A xßa2 4 A 
2 
Juni 1915 1. Widerrufliche Zuſchläge zu den | | | 
Verfügung des] Tagelöhnen an alle Telegraphen- | | 
A arbeiter im Bedürfnisfall nach Ermeſſen | | | 
11.6. 1915 der O. P. D. | | | 
J 1036 0 | 
1.1.1916 |2. a) Für Lohnangeſtellte und Arbeiter | | | | 
Verfügung des im allgemeinen: Lohnzuſchüſſe | | | | ß 
55 nach Bedarf an Perſonen bis 2400 M | 
1 1916 Einkommen mit Kindern unter | | 
F370 15 Jahren, und zwar männliche | | 
Arbeiter bis zu 50 Pf. täglich, | | 
weibliche Arbeiter bis zu 30 Pf. | | ü 
täglich. | | | 
Verfügung dess h) Für Ae d b h Erhöhung u Ä 
5 N der Zuſchläge (ſiehe oben), wenn | 
1 Kinder unter 15 Jahren zu unter⸗ wu 
J 3005 halten find, bis 15 4 monatlich. | 
0 
1. 7. 1916 [ 3. a) Für Lohnangeſtellte und Arbeiter | | | 
eh im allgemeinen: Teuerungszu— N 
nd. lagen nach Bedarf unter Weg— | 
an fall der Lohnzuſchüſſe. | Ä 
Verheiratete mit einem Einkommen | 8 | 
bis 2 700 / je nach der Tarifklaſſe? — 588-12 10. 1414-18 4 
Verheiratete mit einem Einkommen | 
von 2 700 bis 3 300 %/ je nach der 
Saufllalle: 222.42 ee — — 58 7 1010-1 3 
Unverheiratete je nach der Tarifklaſſe[, 16666(ñ — — — | — 
Unverheiratete Aushelferinnen im | 
Fernſprechdienſt, die Tagelohn bis 
zur Höhe des Mindeſttagegeldes der va 
Gehilfinnen beziehen, ferner Gehil- | | 
finnen bei Poſtämtern III mit anf. | | 
fangsvergütung und Markenver⸗ | 
käuferinnen bis Zu.......2...... 5 7,50 — — — — — 
i des p) Für Telegraphenarbeiter: | | 
ud Teuerungszuſchläge zu den Tage⸗ | | | 
[öhnen wie unter 3a. | 


J 198] 


Archiv f. Poſt u. Telegraphie. 5. 1920 12 
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— —ä —————— p H—— —e—— —— — —— — —— mn — — 


Monatsbeträge 


— ! meitere zu 

Zeitpunkt 5 N F berüdfich- 
ber Art der Bewilligung e ogne zu berückſichtigende | rande 
Bewilligung diae | Rinder Kind 
Kinder, medt 


1. 2. 1917 4. a) Für Lohnangeſtellte und Arbeiter ! | 
General. bis 4 800 % Einkommen: Erhöhung | ' 
Nr. 501917 der Teuerungszulagen unter Wegfall | | 
2 der Staffelung nach Einkommen und | | 
Tarifklaflen .....cerseereeennn. 9 12 17 22 27 5 
Verfügung des p) der Telegraphenarbeiter: Erhöhung | Ä 
1 er Teuerungslohnzuſchläge bis zu] 9 12 7 2227 5 
31. 1. 1917 u. U. Erhöhung bis zur Monats— | | | | 
N 184 einnahme der Eiſenbahn⸗Telegraphen⸗ | 
unterhaltungsarbeiter, an Lohnzu⸗ 
1 ſchüſſen an demſelben Amtsort. Ä 
1. 8. 19175. Erhöhung der Teuerungszulagen | 
General. (fiehe unter 4a) bis auf ............ 24-32126-3630-42132-46134-5 2-4 
1 9018 | | 
Nr. 20/1917 | K 


nn bes 
Reichs⸗ 


Die Löhne und die Lohnzuſchläge der 
Telegraphenarbeiter ſind unter Beach 


b 


. tung der Verfügung des Reichs-Poſt⸗ | 
J 3521 a amts vom 31. 1. 3917 N 184 (ſiehe | 
unter 4b) entſprechend zu erhöhen. | 
| 
1.12.1917] 6. Die vom 1. 8. 1917 an gültigen | 
Verfügung bel Höchſtſätze (ſiehe unter 5) können über: 
1 ſchritten werden, damit die Hilfskräfte 
20. 12. 1917] in ihren Bezügen nicht hinter gleich— 
N 1618 artigen Klaſſen von Lohnempfängern | 


anderer Verwaltungen zurückbleiben. 


1. 7. 1917] Die Lohnangeſtellten höherer Ord— 


nung, zu denen u. a. die Architekten und 
Techniker, Anwärterinuen auf Stellen für 
Poſt-⸗ und Telegraphengehilfinnen, vollbe— 
ſchäftigte Gehilfinnen bei Poſtämtern III 
und Markenverkäuferinnen gerechnet wer⸗ 
den, erhalten ſeit dem 1 7. 1917 — 


General Verfügung Nr. 18/1917 — 


laufende Kriegsbeihilfen und 
laufende Kriegsteuerungszulagen 
nach den Beſtimmungen für Be- 
amte im Dienſt, Architekten und 
Bautechniker ſchon ſeit dem 1. 4. 1917 
laut General⸗Verfügung Nr. 14/1917. 


—— 
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B. Einmalige Bewilligungen. 


— m — —̃̃̃—— ͤ———— 7 — 


Stichtag Art der Bewiligung 


Die Lohnangeſtellten höherer Ordnung haben die einmaligen Kriegsbewilligungen 
nach den Grundſätzen für Beamte im Dienſt erhalten. 


1. 12. 19166 1. Gewährung einmaliger Kriegsteuerungszulagen für vollbeſchäftigte 


General- (männliche und weibliche) Arbeiter und ſonſtige Lohnempfänger, die bisher 
m 19,196 ſchon laufende Teuerungslohnzuſchläge oder Teuerungszulagen erhalten 
e, haben: | Ä 

ir hett 40 AM, 
» Berbeiratete ohne zu berückſichtigende Kinder ............. 60 „ 
> ” mi 1 au brrückſchtigenden Kindee 80 » 
v a 2 Kindeern 90 „ 
1 5 » 3 » * „ 100 „ 
5 * 4 „ 5 e 110 » 
„ » » 5 und mehr zu berückſichtigenden Kindern.. 120 *. 
1. 12. 1916] 2. Wiederholte einmalige Kriegsteuerungszulage unter denſelben Vor: 
nere, ausſetzungen wie zu 1. a | 
a 2,1917 Unverheiratete U . — A, 
Verheiratete ohne zu berückſichtigende Kinder 40 „ 
„ 2 1 bis 5 au ae un 40 „ 
6 50 » 
für jedes 1 zu berücfichtigende Kind meh 10». 


20.5.1918] 3. Einmalige Teuerungszulage für die zur Befriedigung eines Dienft- 
„General. bedürfniſſes von längerer Dauer ſtändig beſchäftigten Lohnempfänger, die 
anna. laufende Teuerungszulagen (Teuerungslohnzuſchläge) beziehen: 


Nr. 14/191 
a) vollbeſchäftigte Lohnempfänger über 18 Jahre, die am Stichtag eine 
zuſammenhängende Beſchäftigungszeit von mindeſtens 6 Monaten im 
Dienſte der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zurückgelegt hatten, das 
Sechsfache der für Auguſt zuſtändigen laufenden Teuerungszulage 
(Teuerungslohnzuſchläge), höchſtens jedoch 500 M; 


desgl. unter 18 Jahren das Dreifache der für Auguft zuſtändigen 
laufenden Teuerungszulage; 


desgl. diejenigen über 18 Jahre, wenn ſie nicht volle 6 Monate beſchäftigt, 
aber vor dem 1. 6. 1918 eingetreten und ſeitdem ununterbrochen beſchäftigt 
worden ſind, das Dreifache der für Auguſt zuſtändigen laufenden Teue⸗ 
rungszulage 

nichtvollbeſchäftigte Lohnempfänger erhalten den entſprechenden Teil⸗ 
betrag. 


b 


2 
— — 


= 


20.11.1918) 4. Einmalige eder e unter denſelben Vorausſetzungen wie zu 3. 
„ Für e) muß der Eintritt vor dem 1. 10. 1918 erfolgt ſein. Zu zahlen iſt 
5 das Sechsfache oder Dreifache der für November zuſtändigen laufenden 

men Teuerungszulage. 
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— ä — — — — — —— — — —— = — 


Stichtag | Art der Bewilligung 


Verfügung = 5. Außerordentliche Unterſtützung für Lohnempfänger leinſchl. Telegraphen⸗ 
1 arbeiter) und deren Hinterbliebene, die laufende Unterſtützung oder Er- 
vom 10.2.1919 e aus der Poſtkaſſe beziehen, je nach Bedürfnis 75 & bis 
N 340 5 5 N 


3. 9. 19196. Gewährung einer einmaligen Beſchaffungsbeihilfe für, Lohn- 


1 empfänger (einf chließlich Telegraphenarbeiter): 
Nr. 24/1919 a) ledige im Alter von 21 Jahren und darüber bis zu. 400 M, 
b) > > munter 21 » bis W.. 200 > 
c) verheiratete bis zu F 600 
d) für jedes zu berückſichtigende Kind bis zu.. . 200 „ 


Nichtvollbeſchäftigte Lohnempfänger erhalten den entſprechenden Teilbetrag. 
Die Beihilfe iſt in zwei gleichen Teilbeträgen ſofort und in der erſten Hälfte 
des Dezember zu zahlen. 


C. Sonſtige Zuwendungen. 


General» Gewährung von un verzinslichen Lohnvorſchüſſen zur Beſchaffung 
sh 1916 von Winterporräten an Kartoffeln und Heizſtoffen an ſtändig beſchäftigte 
„ 17/1917] Lohnangeſtellte und Arbeiter bis zur Höhe des Monatsdienſteinkommens. 


» 10/1918 
» 15/1919 


Die Darſtellung läßt erkennen, wie ſich aus den geringen Kriegsbeihilfen des 
Jahres 1915 unter dem Drucke der ſtets wachſenden Teuerung nach und nach die 
recht anſehnlichen Kriegsteuerungsbezüge entwickelt haben, die den Angehörigen der 
Reichs⸗Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung ſpäter bis zum 31. März 1920 gezahlt 
worden find. Wie ſehr fie aber auch zugenommen haben, mit der geradezu unge⸗ 
heuren Verteuerung aller Bedürfniſſe vermochten ſie doch nicht Schritt zu halten, 
und es wird kaum einen Beamten in unſerer Verwaltung geben, der nicht gern 
auf jede Kriegsteuerungszulage verzichtet hätte, wenn er dafür die Lebensverhält⸗ 
niſſe vor dem Kriege hätte eintauſchen können, ſo knapp das Einkommen der 
Beamten im Vergleich zu anderen Berufskreiſen auch damals ſchon bemeſſen 
war. 


Im Anſchluß hieran ſoll noch in kurzem Umriß dargelegt werden, welche 
Teuerungszulagen die Poſtbeamten in Bayern und Württemberg im Kalender- 
jahr 1919 bezogen haben. In beiden Ländern hat die im Laufe des Jahres 1919 
vorgenommene Neuregelung der laufenden Kriegszulagen rückwirkende Kraft 
vom 1. Januar 1919 an erhalten, wie es auch bei der Reichs⸗Poſtverwaltung 
geſchehen iſt. 
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Bayern. 
1. Beamte im Dienſt. 
a) Laufende Teuerungszulage. 


Es ſind 3 Gruppen gebildet: 
Gruppe ! mit Dienſteinkommen bis 2 400 M, 
» I » » » 5500 » 
» III » * » 14 000 ». 
Der Wohnungsgelezuſchuß iſt mitzurechnen. 
Die Höhe der Zulage iſt verſchieden je nach der Zugehörigkeit des Amtsorts 
zur Ortsklaſſe A, B oder C. 


Es erhalten jährlich: 


Gruppe I Gruppe II Gruppe III 
in Ortsklaſſe Verheirateten, Ledige Verheiratete Ledige Verheiratete Ledige 
AM 4 * 4 A 4 
A...:. 2400 1 920 2340 1872 2280 1824 
B 2160 1728 2040 1632 1920 1 536 
(ee: 1 800 1440 1 680 1344 1560 1248. 


Die Kinderzulage beträgt für alle Gruppen: in Ortsklaſſe A 600. 4 B 480 /, 
C 360 & jährlich. 


b) Laufende Ausgleichzulage. 
3 Gruppen: 1 mit Dienſteinkommen bis 3 000 Kl, 


„ “ „ 4800 
III » » „ 14000 „. 
Es erhalten jährlich in Ortsklaſſe A B 6 
4 M 4 
die Beamten der Gruppe I 960 840 720 
» » v 5 II 600 480 360. 
> n » 5 III 360 240 120. 


e) Einmalige Beſchaffungsbeihilfe. 


Verheiratete Beamte 500 ./ und für jedes zu berückſichtigende Kind 100 &, 
ledige Beamte 300.4. Stichtag und Zahltag 1. 12. 1919. 


2. Beamte im Ruheſtand und Hinterbliebene uſw. 


a) Laufende Teuerungszulagen. 


Ledige Beamte i. R. und Witwen ohne Kinder bei Geſamteinkommen 
bis 2700.# e 40. A 
35 


von mehr als 2700.M » 5400 » 
Witwen mit Kindern Vm... 2700 „ 45 „ 
» 5400 y 40 » 
= 7 800 * * 35 » 


Verheiratete Beamte i. R. mit Geſamtein⸗ 
komme nada » 2700 „ 5 50 
5400 » 45 „ 
- 9300 » n 40 . 
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Kinderzulage erhalten die Beamten i. R. bis zum R von 9900 l, 


Witwen. „ >» » 8700 nr. 
Sie beträgt bei Beamten i. R. für jedes Kind monatlich 12 » 
» Witwen » v 5 15 ». 


Eigenes Einkommen der Kinder ſoll mit Kinderzulage 50 % monatlich nicht 
überſteigen. Doppeltverwaiſte Beamtenkinder erhalten beſondere Teuerungsbei— 
hilfen. Für Beamte, die vom 1. 1. 1919 an oder ſpäter in den Ruheſtand ge⸗ 
treten ſind, gelten beſondere Beſtimmungen. 


b) Einmalige Beſchaffungsbeihilfe. 


Verheiratete Beamte i. R. 500 . und für jedes zu berückſichtigende Kind 100 A, 
ledige Beamte i. R. 300 A, Doppelwaiſen 200 /, Beamtenwitwen 500 l, 
ſofern ſie Kinder zu unterhalten haben und ihr Geſamteinkommen nicht mehr als 
7 800 A beträgt, ſonſt 300 4. 


zn und Zahltag: für die erſte Hälfte 1. 10. 1919, für die zweite, Hälfte 
1. 12. 1919 
Württemberg. 
1. Beamte im Dienſt. 
a) Laufende Teuerungszulagen, 
beſtehend in Gehalts. und Wohnungszulagen. 


Gehaltszulagen: Verheiratete erhalten je nach Zugehörigkeit zu den vier 
Wohnungsgeldtarif- Ortsklaſſen und fieben Gehaltsordnungsabteilungen jährlich 
3000 , bis 2450 , nichtplanmäßige Beamte täglich 8,20 M bis 7,25 W. 


Ledige werden, wenn ſie planmäßige Beamte ſind, um 300 AH jährlich gekürzt, 
nichtplanmäßige um 80 Pf. täglich; ſind ſie noch nicht 21 Jahre alt, ſo erhalten 
ſie 2.4 täglich. 


Für jedes zu berückſichtigende Kind werden 360 & jährlich gezahlt. 


„ verſchieden nach vier Ortsklaſſen und ſechs Gehaltsabteilungen 
mit jährlich 400 M bis 150 , für planmäßige Beamte und Tagegeldern von 
95 Pf. bis 35 Pf. für nicht planmäßige Beamte. 


b) Einmalige Teuerungszulage. 
Stichtag: 1. 10. 1919. 


a) Verheiratete männliche Beamte 
in Ortsklaſſe! 1000 / und 5 oe au e ene Kind 240 /, 
x v II 


9. 50 * ” 7 220 » 

2 m. III 900 >» * » » » * 8 200 „ 

2 7 IV 850 * » 1 » * 0 * 180 5 ; 
5) für die N Beamten über 21 Jahre 60 vH; 
) ** „ unter 21 Jahren 40 v H. 


Für die Beamten mit freier Beköſtigung beſondere, niedrigere Sätze. Beamte, 
diedam 1. 10. 1919 noch nicht volle 12 Monate im Staatsdienſt beſchäftigt waren, 
erhielten je nach Dauer ihrer Beſchäftigung nur / bis ¼ der Zulage. Die 
Zulage war zur Hälfte ſofort, die andere Hälfte am 15. 12. 1919 zu zahlen. 
Die zweite Hälfte wurde nur dann gezahlt, wenn die Entrichtung der Einkommen— 
ſteuer des Empfangsberechtigten in den am J. 8. und 1. II. fälligen Beträgen 
erfolgt oder ſichergeſtellt war. 
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2. Beamte im Ruheſtand und Hinterbliebene uſw. 
a) Laufende Teuerungszulage. 
Verheiratete e i. 8 * 1100 Kl, 

.. 750 » 


Ledige 

Witwen jährlich N 750 „ 
Vollwaiſen jährliche . 250 = 
Halbwaiſen jährlichch erer 150 ». 


Ledige Beamte i. R. über 32 Jahre werden wie Verheiratete bedacht. 
Die Teilzulage für Beamte i. R. und Witwen erhöht ſich um jährlich 100 , 
wenn der Beamte vor dem 1. 4. 1907 aus dem Dienſte geſchieden iſt. 


b) Einmalige Teuerungszulage. 
Stichtag: 1. 10. 1919. 


a) Verheiratete männliche und die ihnen gleichgeſtellten männlichen und weib⸗ 
lichen Beamten i. R. in Ortsklaſſe 1 II 
1000 .4 950 */ 900M 850 &, 
b) die nicht unter a) fallenden Be⸗ 
amten i. R. 60 vH, alſo 600 » 570 - 540 » 510 » 
c) Witwen 700 „ 650 „ 600 » 550 » 
d) Vollwaiſen, Halbwaiſen und Kinder 240 » 220 » 200 » 180 ». 
15 e in zwei gleichen Beträgen: erſte Hälfte ſofort, zweite Hälfte am 
5. 12. 1919. 
Die zweite Hälfte wurde nur ausgezahlt, wenn die Entrichtung der Einkommen⸗ 
ſteuer des Empfangsberechtigten in den am 1. 8. und 1. 11. fälligen Beträgen 
erfolgt oder ſichergeſtellt war. 


Das ſchweizeriſche Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen 
| im Jahre 1918). 


Die durch verkehrsexſchwerende Maßnahmen kriegführender Staaten verurſachte 
Beeinträchtigung des Telegraphenverkehrs mit dem Auslapd hat auch im 
Berichtsjahr keine Milderung erfahren, auch nicht nach Eintritt der Waffenruhe. 
Deſſenungeachtet hat die Zahl der aufgegebenen Auslandstelegramme, die im Vor- 
jahr um ein volles Drittel zurückgegangen war, wieder zugenommen. Das bereits 
im letztjährigen Bericht verzeichnete Anwachſen des inländiſchen Telegraphen— 
verkehrs hat weiterhin angehalten, ebenſo die außerordentliche Steigerung des 
inländiſchen Fernſprechverkehrs. Die andauernd ſtarke Inanſpruchnahme von 
Telegraph und Fernſprecher ſteht ohne Zweifel in engem Zuſammenhang mit den 
Einſchränkungen im Bahn- und Poſtverkehr. 

Beſonders ſtark war der Zuwachs an Fernſ die im vor⸗ 
jährigen Bericht verzeichnete, bis dahin höchſte Jahreszunahme von 4933 Teil⸗ 
nehmern bleibt hinter der des Berichtsjahrs mit 8424 neuen Anſchlüſſen weit 
zurück. Der jährliche Zuwachs betrug vor dem Krieg etwa 4 000 Teilnehmer. 
Bemerkenswert iſt dabei die verhältnismäßig ſtarke Vermehrung auch in kleineren 
Ortſchaften und auf dem Lande. 


) Nach dem Bericht a ee Telegraphen⸗ und Telepbonverwaltung über ihre Ge⸗ 
ſchäſts tätigkeit im Jahre 191 
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Die Abnahme des Durchgangstelegraphenverkehrs, der ſich nahezu 
ausſchließlich auf die Beförderung von Kriegsgefangenentelegrammen be- 
ſchränkte, hängt mit der Rückkehr von Kriegsgefangenen in die Heimat zuſammen. 
Von und an Kriegsgefangene in Oſterreich und Ungarn einerſeits und in Italien 
anderſeits wurden im ganzen 334 168 Telegramme vermittelt; davon entfallen 
154 199 auf die Richtung Oſterreich⸗Ungarn Italien und 179 969 auf die ent⸗ 
gegengeſetzte Richtung. Im Verkehr mit Kriegsgefangenen zwiſchen Oſterreich⸗Ungarn 
und Rußland über Frankreich wurden 521 Telegramme vermittelt, davon. 16 in 
der Richtung Oſterreich⸗Ungarn Rußland und 505 in der Gegenrichtung. 

An gebührenfreien Nachrichten wurden befördert 366 861 Telegramme (im 
Vorjahr 354 281), darunter 182 551 Telegramme in Heeresdienſtangelegenheiten. 
Ferner wurden vermittelt 2 853 071 gebührenfreie Ortsgeſpräche gegen 2 980 739 
im Jahre 1917 und 1700 324 gebührenfreie Ferngeſpräche gegen 1928 394 im 
Vorjahr. Von den Geſprächen in Heeresdienſtangelegenheiten waren 1530334 
Ortsgeſpräche und 1287 658 Ferngeſpräche. 

Dank der Zunahme des Fernſprechverkehrs ſchließt die Gewinn- und Verluſt— 
rechnung der Verwaltung mit einem Einnahmeüberſchuß von 7 560 837,56 Fr. ab. 


Gegen das Vorjahr 
mehr —- 
weniger — 


r. 


Es haben betragen 


die Einnahmen . . . .... 30 807 150 38 419 353 + 7612203 
die Ausgaben.... 22 904 084 30858515 + 7954 431 


7 903 066 — 342228 


7 560 838 


der Überſchuß .... 


Der Voranſchlag, einſchließlich der nachträglich bewilligten Teuerungszulagen, 
ſah einen Betriebsverluſt von 1430 561 Ir. vor, ſo daß die Rechnung um 
8 991399 Fr. — im Vorjahr 5851617 Fr. — günſtiger abſchließt, als ver— 
anſchlagt war. Die an die Beamten gezahlten Kriegsteuerungszulagen ſowie die 

Nachteuerungszulagen erreichten zuſammen den Betrag von 5749 783 Fr. gegen 
1607235 Fr. im Jahre 1917. Von dem für 1918 gezahlten Betrag entfallen auf die 
Kriegsteuerungszulagen 3007440 Fr., auf die Nachteuerungszulagen 2742343 Fr. 

Der geſamte gebührenpflichtige Telegrammverkehr verzeichnet 5 614 652 Tele- 
gramme, mithin eine Vermehrung gegen das Vorjahr um 834053 Telegramme 
(17,45 v H). 

Aber den Umfang des Telegrammverkehrs im einzelnen gibt die nachſtehende 
1 N 


Zahl der beförderten um. Gegen 1917 
Art der Telegramme Telegramme mehr — weniger — 


1917 | 1918 Stück v H 


Juländiſche Telegramme. 2228 802 | 2788557 | + 559755 + 25,11 
Auslandstelegramme .. . 2174138 | 2484182 | + 310044 + 14,26 
Durchgangstelegramme. 377 659 341913 | — 35746 — 9,47 


JZuſammen .. ..] 4780599 5614652 | 834053 J 17,45. 
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Unter den inländiſchen Telegrammen befanden ſich 80 449 Ortstelegramme und 
12 391 Brieftelegramme. 


Den weitaus ſtärkſten Telegrammverkehr wies, wie auch in den früheren Jahren, 
Zürich auf mit täglich 3 978 (1917: 3516) Telegrammen; es folgten Bern mit 
1893, Genf mit 1703 und Baſel mit 1345 Stück (gegen 1 398, 1420 und 
1197 Telegramme im Jahre 1917). Von dem Auslandstelegrammverkehr ent⸗ 
fielen auf den Verkehr mit Deutſchland abgehend und ankommend zuſammen 
981305 Stück (1917: 865614), davon abgehend 487 124, ankommend 494 181 Stück. 
Der Zahl nach folgen Frankreich mit 460 964, Oſterreich⸗ Ungarn mit 298 982, die 
Niederlande mit 141 182, Großbritannien mit 130016 und Italien mit 100 444 Stück, 
gegen 386 753, 241 650, 107 819, 100 211, 104 261 im Jahre 1917. Die Zahl 
der dringenden Telegramme iſt von 150 461 im Vorjahr auf 254 190 Stück im 
Jahre 1918 goſtiegen, mithin Vermehrung um 103 729 dringende Telegramme 
(68,94 v H). Von der Geſamtzahl (254 190 Stück) entfallen auf den inländiſchen 
Verkehr 28 367 Stück, auf den Verkehr mit dem Ausland 225 823 Stück. Die 
Geſamteinnahme aus dem Telegraphenverkehr überſteigt mit 6787 697 Fr. die 
vorjährige von 5 303 874 Fr. um 1 483 823 Fr. 


Dem Inhalte nach waren von den Telegrammen 


ausländiſ che 


inländiſche 


1918 1917 1918 


v H v H 


Staatötelegramme.......... 
Börfennadridhten .......... 
Handeldtelegramme ......-. 
Telegramme in perſönlichen 
Angelegenheiten.. 
Zeitungsnachrichten . . . . .... 


Der Geſprächsverkehr weiſt 75693882 gebührenpflichtige Ortsgeſpräche und 

27 639 629 gebührenpflichtige Ferngeſpräche auf, einſchließlich 3702 Geſpräche mit 
125 Ausland. Das entſpricht einer Vermehrung gegen das Vorjahr um 8413 706 
Ortsgeſpräche (12,50 v H) und um 6173357 Ferngeſpräche (28,76 v H). Nacht⸗ 
ferngeſpräche gegen ermäßigte Gebühr wurden 628953 Stüc gegen 416445 im 
Jahre 1917 vermittelt (Vermehrung 51,02 v H). Die Zahl der feit dem 
1. Juli 1917 zugelaſſenen dringenden Ferngespräche belief ſich auf 822819 Stück 
(2,98 vH) gegen 136 328 Stück im zweiten Halbjahr 1917. 


Der Umfang des Fernſprechverkehrs im einzelnen iſt aus der nachſtehenden 
* au 3 


Art der Geſpräche 90 
u 


Sunabme + „Abnahme — 


Gebührenpflichtige Orts⸗ 
geſpr äche 

Gebührenfreie Ortsge⸗ 
ſpräch e 2 980 739 


70 260 915 


67 280 176 | 75693882] + 8413 706 


(12,50 v H) 


2 853 071 
78 546 953 


Ortsgeſpräche zuſammen ＋ 8286 038 
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1917 1918 
Za bl 


Art der Geſpräche | | Zunahme + Abnahme — 


Zahl 


Übertrag... 70260915 | 78 546953] + 8286 038 


Gebührenpflichtige inlän- 
diſche Ferngeſ prüde.. 


21460863 1 27632927 | + 6172064 


Gebührenpflichtige Fern⸗ (28,76 v H) 
geſpräche nach und von 
dem Ausland ...... 5099 ＋ 4380 


Gebührenfreie Jernge⸗ 
ſpr äche 1928 394 


Ferngeſpräche zuſammen 23 394 356 29342 730] + 5948374 
Geſamtzahl aller Ge. | 


— 228 070 


ſpräche ··ꝑ · B 93 655 271 | 107 889 683 | + 14234412 
Dhonvgranme ....... 9715 13 634 ＋ 3919 
Durch Fernſprecher über: | (40,34 v 5) 

mittelte Telegramme. 479 710 558 770 ＋ 79.060 
Durch Fernſprecher über- | | (16,48 v 5) 

mittelte Zeitzeichen .. 42 725 49 501 + 6776 
Geſamtzahl aller Ber: | | 

mittlungen 94 187 421 | 108511588 | + 14324 167. 


Der in den obigen Zahlen enthaltene Geſprächsverkehr der 573 öffentlichen 
Sprechſtellen umfaßte im Jahre 1918 | 

2 563 671 Ortsgeſpräche, 

1516 777 Ferngeſpräche, 


| zuſammen 4080448 Geſpräche. 

Der Geſamtertrag aus dem Fernſprechverkehr beziffert ſich auf 15606175 Fr., 
was einer Mehreinnahme von 3479079 Fr. gegen das Vorjahr gleichkommt. An 
dem Mehrertrag find beteiligt der Ortsverkehr mit 427533 Fr., der Fernverkehr 
mit 3051546 Fr. Die Einnahme für ein inländiſches Ferngeſpräch betrug im 
Durchſchnitt 42,42 Rp. gegen 40,40 Rp. im Vorfahr. 

Über die Länge der Linien und Leitungen geben die folgenden Zahlen Aufſchluß. 


Die Linien der Telegraphen⸗ und Telephonverwaltung. 


unterirdiſche 
km 


oberirdiſche 
km 


3 031,9 
19 341,7 


zuſammen 


km 


3 137,4 
20 422,6 


Telearapbenlinien ............ 
ssernfprechlinien............... 
Gemiſchte Linien (d. h. Linien mit 

Telegraphen⸗ und Fernſprech⸗ 


Nahen ß 3 617,7 ö 4 145,4 

Beſtand Ende 1918.... 25 991,3 171471 27 705,4 

» » 1917... 25 365,8 - 1651,5 27 017,3 
Zunahme 625,5 62,6 
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Die genehmigten Privatlinien hatten Ende 1918 eine Länge von 1858 km 
gegen eine ſolche von 1755 km im Vorjahr; mithin Vermehrung um 103 km. 


Die Leitungslänge (Drahtlänge) des Telegraphennetzes war 


oberirdiſch 


km 


unterirdiſch 
km 


zuſammen 
km 


22 545,1 
N 22 539,7 


5 888,0 


9.129,2 


28 433,1 
28 208,9 


Zunahme .... 


Die zum Simultantelegraphenbetrieb benutzten Fernſprechleitungen hatten am 
Ende des Berichtsjahrs eine Geſamtlänge von 8215, km. 


Die Zahl der Fernſprechnetze betrug Ende 1918 683 gegen 591 Eude 1917; 
ſie hat ſich mithin um 92 Fernſprechnetze vermehrt. Die Zahl der Umſchalteſtellen 
betrug 156 gegen 226 im Vorjahr; mithin weniger 70. Fernſprechteilnehmer waren 
vorhanden Ende 1918 96957 mit 124 192 Sprechſtellen gegen 88 533 Teilnehmer 
mit 111775 Sprechſtellen Ende 1917 (Zunahme 8424 Teilnehmer mit 12417 
Sprechſtellen). | 


Die Leitungslänge (Drahtlänge) in den Orts-Fernſprechnetzen betrug 


oberirdiſch | unterirdiſch 
km 


zuſammen 


km km 


Side sss. er 84 960,9 295 448,9 380 409,8 
ff 82 385,0 287 441,2 369 826,2 


Zunahme... 10 583,6. 


Von den 95796 Anſchlußleitungen waren oberirdiſch geführt 16071 Leitungen 
oder 16,8 v H gegen 16,9 v H am Ende des Vorjahrs, ganz oder teilweiſe unter- 
irdiſch 79725 Leitungen oder 83,2 v H gegen 83,1 v H Ende 1917; Doppellei— 
tungen waren Ende 1918 vorhanden 92641 oder 96,7 v gegen 96,8 vH am 
Schluſſe des Vorjahrs. 


Die Drahtlänge der Leitungen für den Fernverkehr betrug 


zu ſammen 


oberirdiſch 


km 


68 398,3 
64 774,2 


3 624,1 | 


unterirdiſch 


km km 


13 579,0 
12 946,7 


81 977,3 
77 720,9 
4 256,4. 


r ee 


Qunahme.... 


Ende 1918 waren vorhanden 1430 Leitungen für den ſchweizeriſchen Fernverkehr 
(gegen das Vorjahr, mehr 177) und 84 Leitungen für den zwiſchenſtaatlichen (Durch⸗ 
gangs) Fernverkehr (gegen 1917 keine Zunahme). 
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Über die am Ende des Berichtsjahrs vorhandenen Telegraphen- und Fernſprech. 
kabel geben die nachſtehenden Zahlen Aufſchluß. 


Sehen das Vorjahr 
Gegenſtand Länge oder Zahl mehr + 
weniger - - 


Länge der unterirdiſchen Linien .. .. ...... 17149km | + 63,0 km 
Aderlänge der Kabel des Telegraphennetzes 4 661,7 » + 232,1 „ 
Aderlänge der Kabel des Orts-Feruſprechnetzes] 297 010, ＋ 8240,22 „ 
Aderlänge der Kabel für den Fernverkehr. . 13 210,4 „ + 287,7 » 


Länge der Rohrleitungen. 132,2: ® + 2,6 
Länge der Joreskanäle—ä H Pw 13406 + 1 — Ir: 
Zahl der Einſteigeſchächte ſ w. 1862 Stück + 29 Stück 
Zahl der Erdkabelüberführungen .. . ...... 6159 . „ + 470 >». 


Der Verkehr über das für Einfachbetrieb eingerichtete neue Fernſprechkabel 
Baſel- Zürich wurde am 1. April 1918 aufgenommen. Das Kabel hat ſich gut bewährt. 

Die an den Linien der Telegraphen⸗ und Telephonverwaltung geführten Schwach— 
ſtromleitungen der Eiſenbahnbehörden (Telegraphen- „Fernſprech⸗ und Meldeleitungen) 
hatten Ende 1918 eine Drahtlänge von 14 569,7 km erreicht gegen 14 445,3 km 
Ende 1917 (Zunahme mithin 124,4 km gegen 165, 6 km im Vorjahr). 


Die für den Betrieb von F und Ferch pan, elektriſchen 
Läuteeinrichtungen und Uhren, Waſſerſtandsanzeigern uſw. genehmigten Privat⸗ 
leitungen hatten Ende 1918 eine Drahtlänge von 10 471,3 km gegen 10 364,5 km 
Ende 1917 (Zunahme 106,8 km). 


In dem Beſtande der Telegraph und Fernſprechanſtalten ſind im Jahre 1918 
die nachſtehenden Anderungen eingetreten. 


Neu eröffnet wurden 
. Fernſprechanſtalten (Telephonſtationen) mit Telegraphendienſt, 
22 Fernſprechbüros (Telephonzentralſtationen) III. Klaſſe, 
2 Fernſprechumſchalteſtellen; 


aufgehoben wurden 
! Telegraphenbüro III. Klaſſe, 
6 Fernſprechanſtalten (Telephonſtationen) mit Telegraphendienſt, 
2 Fernſprechumſchalteſtellen; 
umgewandelt wurden 
ſelbſtändiges Telegraphenbüro I. Klaſſe in ein vereinigtes Telegraphen- 
und Fernſprechbüro II. Klaſſe, 
1 Telegraphenbüro III. Klaſſe in ein Telegraphenbüro I. Klaſſe (Zweig ⸗ 
anſtalt), 
6 1 und Fernſprechbüros III. Klaſſe in Büros II. Klaſſe, 
1 Eiſenbahntelegraphenbüro in ein Staatsbüro, 
1 Telegraphenbüro in eine Fernſprechanſtalt ( (Telephonſtation) mit Tele⸗ 
graphendienſt, 
1 Fernſprechanſtalt (Telephonſtation) mit Telegraphendienſt in ein Staats- 
telegraphenbüro, 
70 Fernſprechumſchalteſtellen in Fernſprechbüros ( ee, sr 
ae. 
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Unter Berückſichtigung der vorſtehenden Zahlen ergibt ſich für das Berichts— 
jahr 1918 die nachſtehende Überſicht über die Telegraphen und Fernſprechanſtalten. 


0 Beſtand Zunahme + Beſtand 
Telegraphenanſtalten 1 a er 1018) 
Abnahme — 
Büros 1. KlaſſſũwM—̃ 34 — 34 
9 II. „ a une es 55 + 7 62 
R REINER TER 1 234 — 7 1227 
Bahnbüros 2222220.. 64 4 63 


Fernſprechanſtalten mit Telegra— 


Phendenree 958 
Sufammen . 2 344 

Aufgabebüros . . . . ..... 8 66 
Insgeſamt .. .. | 2407 ＋ 3 2410. 

Beſtand Zunahme + Beſtand 


oder 
Abnahme — 


Fernſprechanſtalten 


(Ende 1917) (Ende 1918) 


Büros 1. Klaſſe mw Sa 13 
3. , 57 
> Il. 22 Sarasin 521 
Umſchalteſtellen . . . . . .. . . . . .. 226 
Zuſammen . . . . 


Der Dienſt bei den Telegraphen- und Fernſprechanſtalten war am Schluſſe des 
Berichtsjahrs wie folgt eingerichtet. 


Dauer des Dienſtes Telegraphenanſtalten ] Fernſprechanſtalten 

(Zahl): (Zahl) 

Ununterbrochener Dienſe . 32 
Verlängerter Dienſt (6/7 vorm. bis 10 Uhr 

ah,, a ee 3 
Voller Tagesdienſt (7/8 vorm. bis 8, 8% 

oder 9 Uhr nachm · · 451 
Erweiterter Dienſt (7/8 vorm. bis 12 Uhr 

vorm., J oder 2 nachm. bis 8% Uhr nachm.) 188 
Beſchränkter Dienſt (7/8 vorm. bis 12 Uhr 
vorm., 2 nachm. bis 6 Uhr nachm., 8 bis 

S Uhr nachm) e 165 

Sufammen .... 8.39. 
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Die Arbeitsleiſtungen der Telegraphenbüros im Berichtsjahr 1918 ergeben 
ſich aus der nachſtehenden Zuſammenſtellung. 
Inländiſche Telegramme (abgehende und 


ankommende m ꝓ— em Y.. 5 563 979 

Auslandstelegramme (abgehend). . . . . . . . . .. 1256 805 
» (ankommend) . . . . . . . .. 1227 377 2484 182 

Dienſttelegramme (abgehend) . . . . . . . . . . . . . 181310 
K (ankommend) . . . . . . ..... 171371 355 681 
Militäramtliche Telegramme infolge der Mobilmachung . . . 182 551 

Umtelegraphierte Inlands- und Auslandstelegramme (dop— 
e, ĩðͤ y ĩͤ K iesnken: 10 509 004 
Geſamtzahl der Telegramme. . . . 19 095 397. 


Am 31. Dezember 1918 ſtanden im Dienſte der Verwaltung 
5 474 angeſtellte Beamte uſw. (d. h. ſolche mit feſter Anſtellung) 
und 1993 nichtangeſtellte Beamte uſw. (d. h. ſolche ohne feſte Anſtellung) 


zuſammen 7 467 Beamte uſw., gegen 6756 am Schluſſe des Jahres 1917. 


Die 7 467 Beamten uſw. verteilen ſich auf die einzelnen Behörden und Büros 
wie folgt. 


Bezeichnung Beamte uſw. mit Beamte uſw. obne 
1 N 8 feſter Anſtellung feſte Anſtellung 
ͤ— 30 ern l a : h 
der Behörde, des Büros uſw. . 
Zahl) ( Zahl) 


Obertelegraphendirektion . . . . . . . . . .. . .. 151 „3 
Kreistelegraphendirektionen . . . . . . . . . . .. 91 11 
Telegraphenbüros J. und II. Klaſſe . . . . . 913 189 
Telegraphenbüros III. Klaſſe . . . . . . .... 1287 
Fernſprechanſtalten mit Telegraphendienſt. . 958 = 
Aufgabebüros ᷑!t᷑ Z ——-—uͥPUFͤa —u—U—̃ 66 u 
Fernſprechbüros I. und II. Klaſſe . . . . . .. 1916 1440 
Fernſprechbüros III. Klaſſe (ohne Tele 

raphendjenſtt ;;; te 54 - 
Umſchalteſtellen (ohne Telegraphendienſt) .. 38 — 


Zuſammen . . . . 5 47! 1995. 


Von wichtigeren Erlaſſen und Verträgen erwähnt der Bericht uur das zwiſchen 
der Telegraphenverwaltung und der Stiftung »Für die Jugend« (Stiftung der 
Schweizeriſchen Gemeinnützigen Geſellſchaft) getroffene Abkommen, betreffend die 
Verwendung von befonderen Vordrucken in künſtleriſcher Ausführung zur Aus⸗ 
fertigung und Verpackung von Glückwunſchtelegrammen u. dal. Für jedes ſo zu 
behandelnde Telegramm wird eine Gebühr von 70 Rp. erhoben. Der Reinerlös 
wird zum Wohle der hilfsbedürftigen Schweizer Jugend verwandt. Vom 15. Novem- 
ber 1918, dem Beginn der Cinrichtung, bis zum Jahresſchluß ſind 2929 Tele— 
gramme auf den beſonderen Vordrucken ausgefertigt worden. Der der Stiftung 
zufließende Betrag belief ſich nach Abzug des den ausfertigenden Telegraphenanſtalten 
gezahlten Anteils auf 1318,05 Fr. 

Der Bericht hebt die großen Verlegenheiten hervor, die dem Telegraphen- und 
Fernſprechbetrieb infolge des Ausbruchs der Grippeepidemie erwuchſen, und zollt 
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Dank und Anerkennung der geſamten Beamtenſchaft, die mit Aufbietung aller 
Kräfte und bei verlängerter Arbeitszeit treu und willig allen an ſie geſtellten 
Anforderungen nachgekommen iſt. 

Schließlich wird der durch den Krieg hervorgerufenen Schwierigkeiten bei der 
Beſchaffung der notwendigen Stoffe und Geräte für den Neubau und die Unter— 
haltung der, Linien uſw. gedacht. Durch das Aufbrauchen der eigenen Vorräte 
und das Unvermögen der Lieferer, beſtellte Waren abzuliefern oder Beſtellungen 
entgegenzunehmen, ſah ſich die Verwaltung zuletzt gezwungen, die Rohſtoffe ſelbſt 
aus dem Ausland zu beſchaffen und den Lieferern zur Ausführung der eigenen 
Aufträge zur Verfügung zu ſtellen. Der Bericht ſpricht die Hoffnung aus, daß 
dieſe Schwierigkeiten im Jahre 1918 ihren Höhepunkt erreicht haben. 


Aluminium. 
Von Tel.-Ing. Dr. Ulfilas Meyer. 


Die großen Umwälzungen, die uns der Krieg gebracht hat, erſtrecken ſich auch 
tief in das techniſche Gebiet hinein. Da wir gezwungen ſind, unſeren ausländiſchen 
Robſtoffbezug nach Möglichkeit einzuſchränken und ſtatt deſſen inländiſche Rohſtoffe 
in ſtärkerem Maße zu benutzen, werden manche Stoffe, die bisher nur ziemlich 
wenig verwendet wurden, ſehr an Bedeutung für unſere geſamte Wirtſchaft zu— 
nehmen. Ein ſolcher Stoff iſt auch das Aluminium, das künftig eine viel 
größere Rolle in den verſchiedenſten Zweigen der Technik und im Haushalt 
ſpielen wird als in früheren Zeiten. Das Aluminium iſt erſt verhältnis 
mäßig kurze Zeit bekannt; es wurde in der erſten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
zuerſt rein dargeſtellt. Anderſeits gibt es aber wohl keinen Tiſch, auf dem nicht 
Aluminium ſteht, allerdings nicht in Form des Metalls, ſondern in Aluminjum— 
verbindungen, die den wichtigſten Beſtandteil alles Porzellans, Steinguts uſw. 
bilden. Wir können daraus ſchon ſchließen, daß es ein ſehr häufig vorkommendes 
Metall iſt; tatſächlich iſt es das am meiſten verbreitete aller Metalle; mehr als 
7 v H der Erdrinde iſt Aluminium, während Eiſen nur 5 v H ausmacht. 

Viele Geſteine, 3 B. Granit, Porphyr, Baſalt, beſtehen zum überwiegenden 
Teil aus Alumininmſilikaten, und zwar meiſt in der Form des Feldſpats oder 
des Glimmers. Bei der Verwitterung dieſer Geſteine wird das in Waſſer 
unlösliche Aluminiumſilikat unter günſtigen Verhältuiſſen rein abgeſchieden und 
bildet dann die Kaolinlager, die der hauptſächlichſte Ausgangsſtoff für die 
Porzellanherſtellung ſind. Wenn ſolche Kaolinlager durch ein fließendes Gewäſſer 
fortgeſpült werden, wird das Aluminiumſilikat meiſt mit Sand oder anderen 
Stoffen vermiſcht und lagert ſich dann als Ton ab. Von anderen aluminium— 
haltigen Geſteinen ſei noch das Kryolith und das Bauxit erwähnt, das bis vor 
wenigen Jahren der einzige zur techniſchen Herſtellung des Aluminiums verwend— 
bare Rohſtoff war. Außerdem kommt in der Natur auch in geringer Menge 
reines Aluminiumoxyd vor, das meiſt Tonerde genannt wird; es iſt, abgeſehen 
vom Diamant, der härteſte Körper, den wir kennen, und dient in Pulverform 
unter dem Namen Schmirgel als Schleifmittel; in Kriſtallen iſt es, je nach den 
Beimengungen, blau (Saphir) oder rot (Rubin) und wird als Schmuckmittel und 
wegen feiner Härte als Zapfenlager für Taſchenuhren verwendet. 

Das Aluminiumoxyd gibt feinen Sauerſtoff nur ſehr, ſehr ungern ab, des— 
wegen ſtieß die Herſtellung des reinen Aluminiums auf große Schwierigkeiten. 
Im Jahre 1827 gelang es dem deutſchen Chemiker Wöhler zum erſten Male, 
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kleine Mengen dieſes Metalls auf chemiſchem Wege darzuſtellen, aber die Her⸗ 
ſtellung war fo ſchwierig und koſtſpielig, daß noch im Jahre 1855 für 1 ker 
Aluminium 1000 A bezahlt werden mußten. Erſt als man infolge der Fort⸗ 
ſchritte der Elektrotechnik darauf kam, den elektriſchen Strom für die Zerlegung 
der Tonerde zu Hilfe zu nehmen (1887), gelang es, Aluminium in größeren 
Mengen und mit ſo geringen Koſten herzuſtellen, daß feine techniſche Verwendung 
möglich war. Im Anfang dieſes Jahrhunderts betrug der Preis für 1 ke 
2 bis 3 4 und fiel bis zum Jahre 1913 auf 1,30 Al¹ in derſelben Zeit 
nahm die jährlich erzeugte Menge ſtark zu, wie die nachſtehende Überſicht zeigt. 


a Weltförderung von Aluminium. 
1887 .......... 25 t 
rr 5 000 » 
1907 20 000 » 
1910 .. . . . .. . 45 000 » 
16 68 000 ». 


In Europa waren die Haupterzeugungsländer Frankreich und die Schweiz; jenes 
war im Beſitz des größten Lagers an Bauxit, und dieſe hatte den Vorteil, den 
erforderlichen elektriſchen Strom durch Waſſerkräfte ſehr billig herſtellen zu können. 
Im Kriege nahm die Aluminiumerzeugung infolge der allgemeinen Metallnot 
einen weiteren großen Aufſchwung, am ſtärkſten wohl in Deutſchland, wo die 
Erzeugung von 1000 t im Jahre 1913 auf ungefähr 13 000 t in 1919 ſtieg. 
Während wir früher nur eine einzige Fabrik in Badiſch Rheinfelden hatten, die 
Aluminium herſtellte, wurden während des Krieges mit Unterſtützung des Reichs 
drei Geſellſchaften gegründet, die an verſchiedenen Stellen Deutſchlands, z. B. 
im Rheinland, in der Niederlauſitz, in Bayern, bei Bitterfeld, neue Werke er— 
bauten; das Reich iſt daran mit mehr als 400 Millionen Mark beteiligt. 
Wenn alle dieſe Werke wirklich fertig ausgebaut werden, würde unſere Erzeugung 
auf 40 000 t im Jahre ſteigen. Die ganze Entwicklung war aber nur möglich, 
weil es unſeren Chemikern gelungen war, Verfahren zu erſinnen, die geſtatten, 
aus in Deutſchland vorkommenden Stoffen Tonerde zu gewinnen, ſo daß 
wir das franzöſiſche Bauxit nicht mehr brauchen. 

Ein Aluminiumwerk beſteht im allgemeinen aus drei Teilen: einer chemiſchen 
Abteilung zur Aufſchließung der Rohſtoffe, einem Kraftwerk zur Erzeugung des 
elektriſchen Stromes und dem elektriſchen Ofen, in dem die Zerlegung des 
Aluminiumoryds durch Elektrolyſe vorgenommen wird; weil dabei ſehr große 
Mengen elektriſcher Kraft verbraucht werden, hängt der Preis des Metalls im 
weſentlichen von den Erzeugungskoſten der elektriſchen Kraft ab. Auf der 
ganzen Erde ſtieg die Ausbeute an Aluminium während des Krieges auf ungefähr 
200 000 't; das iſt, wenn man das geringe Gewicht des Aluminiums berück— 
ſichtigt, eine recht erhebliche Menge, die ungefähr der Welterzengung von Kupfer 
im zabıe 1904 im Rauminhalt gleichkommt. 
| Das geringe Gewicht iſt wohl die auffallendſte Eigenſchaft des Aluminiums; 

feine ſpezifiſche Dichte beträgt ungefähr 2,7, d. h. ein Kubikdezimeter wiegt 
2,7 kg, während die ſpezifiſche Dichte des Eiſens 7,8, die des Kupfers 8,9 be- 
trägt. Dieſe Eigenſchaft bahnte ihm auch zuerſt den Weg; es wurde am Ende 
des vorigen Jahrhunderts zu allerlei Gebrauchsgegenſtänden verarbeitet, die man 
gern möglichſt leicht haben wollte, z. B. Reiſegeſchirre, wozu dann ſpäter noch 
die Verwendung im Vuftihif und Flugzeugbau kam. Allerdings wäre es 
für dieſe Zwecke nicht geeignet, wenn es nicht außerdem noch andere günftige ' 
mechaniſche Eigenſchaften beſäße. Seine Härte iſt zwar nur gering, es iſt noch 
etwas weicher als reines Kupfer, aber ſie iſt für die meiſten Zwecke ausreichend. 
Ahnlich verhält es ſich in bezug auf Feſtigkeit. Für die Verarbeitung kommt 
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bauptſächlich in Betracht, daß es ſich ſehr gut walzen, preſſen, prägen und ziehen 
läßt. Man kann es zu ſehr dünnen Blättchen auswalzen, und auch in dieſer Form 
hat es weite Verbreitung gefunden; fo war vor dem Kriege das »Silberpapier- 
oder »Stanniol«, in das die Schokolade eingewickelt wurde, in Wirklichkeit meiſt 
Aluminiumfolie. Nur ein Nachteil machte ſich bei der Verarbeitung ſtörend 
bemerkbar: das Aluminium läßt ſich nicht oder nur mit beſonderen Hilfsmitteln 
löten. Der Nachteil wird aber etwas dadurch ausgeglichen, daß es ſich ſehr 
aut Schweißen läßt. Beides beruht zum Teil auf feinem ſehr niedrigen Schmelz— 
punkt. Aluminium ſchmilzt bereits bei 660° TC, man kann daher dünne Drähte 
davon mit einer gewöhnlichen Gasflamme zum Schmelzen bringen. 

Das Aluminium hat aber noch eine andere ſehr wertvolle Eigeuſchaft, durch 
die es auch für die Elektrotechnik von großer Bedeutung iſt, das iſt ſeine hohe 
elektriſche Leitfähigkeit. Bekanntlich zeigt das Silber von allen Metallen die 
größte elektriſche Leitfähigkeit; für die Technik kommt es aber feines hohen Preiſes 
wegen nicht in Betracht. Die Metalle, die nach dem Silber den elektriſchen 
Strom am beſten leiten und gleichzeitig in größeren Mengen verfügbar ſind, 
ſind Kupfer, Aluminium, Zink und Eiſen. Dieſe Reihenfolge!) gibt nicht nur 
die Reihenfolge der elektriſchen Leitfähigkeit der vier Metalle an, ſondern iſt 
auch geeignet, ihr Größenverhältnis im Gedächtnis zu behalten, da die 
elektriſche Leitfähigkeit jedes Metalls ungefähr halb ſo groß iſt wie die des in 
der Reihe vorhergehenden. D. h. Kupfer leitet den elektriſchen Strom doppelt 
jo gut wie Aluminium, dieſes doppelt fo gut wie Dink, und dieſes wieder doppelt 
ſo gut wie Eiſen. Von den techniſchen Metallen iſt alſo das Aluminium nächſt 
dem Kupfer am geeignetſten für die Herſtellung von elektriſchen Apparaten und 
Leitungen. Gerade in den letzten Jahren, die durch den großen Kriegsbedarf 
eine allgemeine Kupferknappheit gebracht hatten, wurde daher das Aluminium in 
immer größerem Umfang in der Elektrotechnik verwandt, und zwar nicht nur 
bei uns, ſondern auch in den anderen Staaten. 

Wir baben jetzt die wichtigſten Eigenſchaften des Aluminiums kurz beſprochen, 
nur über ſein Ausſehen müſſen noch ein paar Worte geſagt werden. Jeder 
Leſer wird ja wohl ſchoͤn Aluminium in irgendwelcher Form geſehen haben und 
weiß daher, daß ſeine Farbe der des Silbers ähnlich iſt und nur etwas weniger 
Glanz als dieſes Metall zeigt. Aber die matte Oberfläche iſt für reines 
Aluminium durchaus nicht bezeichnend, es hat im Gegenteil einen ſehr ſtarken 
Glanz. Wir haben ſchon früher erwähnt, daß die Tonerde nur ſehr ungern 
ihren Sauerſtoff abgibt, und ſo ſucht auch umgekehrt das Aluminium Sauerſtoff 
aus der Luft aufzunehmen; es bezieht ſich daher in kurzer Zeit mit einer dünnen 
Oxydſchicht, und von ihr rührt die matte Oberfläche her. Die Schicht iſt 
außerordentlich dünn; wie auch ſchon erwähnt, iſt das Aluminiumoxyd 
ſehr hart, und die dünne Schicht, die an dem darunterliegenden Metall feſt haftet, 
ſchützt es ſo vor dem weiteren Zutritt des Luftſauerſtoffes. Daher haben 
Aluminiumgeräte im allgemeinen eine ſehr gute Haltbarkeit, während ja ſonſt 
Geräte aus Metallen, die leicht oxydieren, wie z. B. Eiſen, meiſt einen Überzug, 
ſei es von Lackfarbe oder anderen Metallen (Zinn), erhalten müſſen, wenn ſie 
dauerhaft fein ſollen. Nur unter den Witterungseinflüſſen reicht der Schutz der 
dünnen Oxydſchicht beim Aluminium nicht aus, da blättert die Schicht mit der 
Zeit ab, und das Metall wird weiter zerfreſſen. Aus dem Grunde beſtehen 
gegen die Verwendung von Aluminium zum Bau von Freileitungen Bedenken. 

Im Verlauf unſerer bisherigen Erörterungen haben wir ſchon mehrfach auf 
die . des Aluminiums Bezug genommen; wir wollen aber nochmals 


1) Die e der Anfangsbuchſtaben der vier Metalle in dieſer Reihenfolge ergibt 
»Kazes, was ſich vielleicht leichter merken läßt. 
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kurz die wichtigſten Zwecke, zu denen dieſes Metall verwendet wird, zuſammen— 
ſtellen. Eine reiche Anwendung findet es beim Flugzeug- und Luftſchiffbau, wo 
es wegen feines geringen Gewichts faſt unentbehrlich iſt. Auch im Schiffsbau 
wird es zu manchen Zwecken benutzt, wenn es auf Gewichtserſparnis ankommt, 
z. B. zur Herſtellung von Trennwänden und für Schiffsmöbel. Während des 
Krieges iſt es in großen Mengen zu Geſchoſſen, beſonders zu Sun al verarbeitet 
worden. Wir finden es ferner ſehr häufig als Kochgeſchirr, und es erfreut ſich 
dabei wegen ſeiner leichten Handhabung, ſeines ſtets ſauberen Ausſehens und 
ſeiner guten Haltbarkeit bei den Hausfrauen wachſender Beliebtheit, wenn 
es auch inſolge ſeiner großen Wärmeleitfähigkeit im Anfang häufig verbraunte 
Finger verurſacht. Die Vorzüge, die es hier auszeichnen, haben ihm auch Ein— 
gang in das Gewerbe, beſonders das der Nahrungsmittel, verſchafft; im Brau— 
gewerbe werden Aluminiumkeſſel von ſehr großem Umfang verwendet. Bei dem 
Kupfermangel der letzten Jahre iſt das Aluminium in weitem Maße in der 
Elektrotechnik gebraucht worden; ſowohl elektriſche Maſchinen wie Leitungen ſind 
in großer Menge aus Aluminium gebaut worden, ſo z. B. die große Kraft— 
leitung, die Berlin mit dem Bitterfelder Kohlenrevier verbindet. Auch in der 
Telegraphentechnik hat es zum Bau von Kabeln Verwendung gefunden, und 
neuerdings hat man mit Erfolg verſucht, die Zinnfolie der Fernſprechkondenſatoren 
durch ſolche aus Aluminium zu erſetzen. Für Deutſchland wird der Kupfermangel 
vorausſichtlich noch weiter beſtehen bleiben, daher wird die Elektrotechnik auch 
künftig häufig zum Aluminium ihre Zuflucht nehmen müſſen. Allerdings machen 
ſich gerade hier die ſchon erwähnten Mängel dieſes Metalls, die Wetter— 
unbeſtändigkeit und beſonders die Schwierigkeit des Lötens, ſtörend bemerkbar. 
Es wird Aufgabe des Metallgewerbes ſein, in dieſen Punkten nach Verbeſſerungen 
zu ſuchen, ſei es durch Zuſatz anderer Metalle oder durch geeignete Vorbehandlung. 
Da das reine Aluminium erſt verhältnismäßig kurze Zeit bekannt iſt, ſind in 
der Beziehung noch längſt nicht alle Möglichkeiten erprobt, weun auch ſchon 
einzelne Erfolge erzielt ſind. So ſtellen die Dürener Metallwerke mit einer 
durch Patent geſchützten Behandlung mit Wärme ein ſehr hartes Aluminium 
her, das die Bezeichnung »Duralumin« führt. Von den bisher bekannten 
Miſchungen ſind beſonders die mit Magneſium bemerkenswert, da ſie noch leichter 
als reines Aluminium ſind und ſich beſſer als dieſes verarbeiten laſſen. Aluminium 
mit 6 bis 30 v H Magneſium iſt unter dem Namen Magnalium bekannt; da— 
neben führt es auch die Bezeichnung Spiegelmetall, weil es ſich durch eine 
außerordentliche Polierfähigkeit auszeichnet. Neuerdings iſt auch unter dem 
Namen »Elektron« eine Miſchung, die in überwiegender Menge Magneſium und 
nur 5 bis 10 v H Aluminium enthält, ſtark in Gebrauch gekommen; der Allgemein- 
heit iſt ſie beſonders in der Geſtalt von Löffeln und Gabeln bekannt geworden, 
die durch ihr ſehr geringes Gewicht auffallen. Die Miſchung hat nur den 
Nachteil, daß ſie in dünnen Spänen infolge des hohen Magneſiumgehalts ſehr 
leicht brennbar iſt; aus dieſem Grunde wird ſie für die Elektrotechnik wohl kaum 
in Betracht kommen, denn der an Reibungsſtellen ſich ſammelnde Metallſtaub 
würde bei Kurzſchluß die Brandgefahr ſtark erhöhen. 

Das reine Aluminium wird ferner auch bei der Stahlerzeugung in beträcht— 
lichen Mengen verwendet; man benutzt da ſeine große Neigung, ſich mit Sauer⸗ 
ſtoff zu verbinden, um ihn dem Stahl zu entziehen. Zum Schluß ſei noch 
kurz auf die Verwendung von Aluminiumverbindungen bingewiefen. Ihre Be⸗ 
deutung für die keramiſchen Gewerbe war ſchon im Anfang erwähnt, aber auch 
bei der Farbſtoff⸗ und Gewebeherſtellung ſpielen ſie eine große Rolle. Taucht 
man irgendein Gewebe in eine Farbſtofflöſung, ſo nimmt es nur verhält— 
nismäßig wenig Farbe auf, und vor allen Dingen wird die Farbe nicht 
feſtgehalten. Um farbige Gewebe herzuſtellen, die auch in der Wäſche ihre Farbe 
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nicht verlieren, muß man der Farbſtofflöſung einen chemiſchen Stoff zuſetzen, der 
ſich mit dem Farbſtoff zu einer unlöslichen Verbindung in den Poren des Gewebes 
niederſchlägt. Für dieſen Zweck iſt nun das Aluminiumhydroxyd ſehr gut ge 
eignet; man führt es den Löſungen meiſt in der Form des Alauns zu, der ein 
ſchwefelſaures Doppelſalz des Aluminiums und Kaliums iſt. Man nennt ſolche 
Stoffe, die in der Färberei zum Niederſchlagen des Farbſtoffs benutzt werden, 
„Beizen, ihre unlöslichen Verbindungen mit den Farbſtoffen Farblacke. Der Alaun 
wird in ſehr großem Umfang als Beize verwendet, daneben dient er auch in der 
Gerberei für feines Leder als Gerbſtoff und wird zum Leimen des Papiers be 
nutzt, um Schreibpapier herzuſtellen. Als Farbſtoff ſelbſt kommt von Aluminium- 
verbindungen das Ultramarin in Betracht, das durch Erhitzen eines Gemiſches 
von Kaolin, Soda, Kohle und Schwefel gewonnen wird; in Deutſchland werden 
davon jährlich Tauſende von Tonnen erzeugt. Wir ſehen, die Aluminium- 
verbindungen nehmen in unſerem Wirtſchaftsleben eine wichtige Stellung ein, 
in der ſie zum Teil geradezu unentbehrlich ſind. Auch das Aluminiummetall 
hat ſich trotz ſeiner Jugend ſchon an vielen Stellen einen geſicherten Platz er— 
rungen, es wird zweifellos dank ſeiner Eigenſchaften, die in mancher Beziehung 
wohl auch noch verbeſſerungsfähig ſind, weiter an Verbreitung zunehmen. In 
welchem Umfang dies in Deutſchland geſchieht, wird allerdings weſentlich davon 
abhängen, ob es unſeren Aluminiumwerken, die in der Hauptſache auf Strom⸗ 
erzeugung durch Kohle angewieſen find, trotzdem gelingt, gegenüber den aus« 
ländiſchen, Waſſerkraft verwendenden Werken gewinnbringend zu arbeiten. 


Kleine Mitteilungen. 


Wann iſt ein Poſtpaket im Sinne des $ 354 StGB. unterdrückt? 
Iſt der Verluſt des Gewahrſams der Poſtanſtalt vorausgeſetzt? 
Urteil des Reichsgerichts (V. Strafſenat) vom 9. Oktober 1918, G. K. 617/18. 

Tatbeſtand. Mn ſich den Inhalt eines der Poſt anvertrauten Pakets teilweiſe 
anzueignen, hatte der angeklagte Poſtbeamte, dem es oblag, das Paket auszuladen 
und der Zuſtellung durch einen anderen Poſtbeamten zuzuführen, das Paket nicht 
auf den Platz zu den übrigen Paketen für den anderen Beſteller, ſondern mit zu 
den Stücken gelegt, die von ihm ſelbſt ausgetragen werden ſollten. Er hatte das 
Paket dann auf ſeinen Beſtellgang mitgenommen und dabei eines Teiles des aus 
Kaffeebohnen beſtehenden Inhalts in der Weiſe beraubt, daß er zwei Hände voll 
Kaffeebohnen durch die ſchadhafte Umhüllung des Pakets herausſchüttelte und ſie 
ſich rechtswidrig aneignete. Nach Beendigung der Beſtellung brachte er das Paket 
zum Poſtamt zurück. Das Landgericht in C. ſprach den Angeklagten frei. Die 
von der Staatsanwaltſchaft eingelegte Reviſion hatte Erfolg. 

Aus den Gründen Fehl geht zunächſt die Erwägung des Landgerichts, 
daß von einem Unterdrücken“ des Pakets nicht die Rede ſein könnte, weil das 
Paket ſich ſtets im Gewahrſam des angeklagten Poſtbeamten befunden habe und dieſer 
es als ſolches“ nicht habe unterdrücken und beiſeiteſchaffen wollen. Anterdrückt 
iſt ein Paket im Sinne des § 354 StGB. nicht nur dann, wenn es dem Ge- 
wahrſam und der Gewalt der Poſt entfremdet iſt, ſondern ſchon dann, wenn es 
m ordnungsmäßigen Der Wortlaut des § 354 läßt 
feinen Zweifel daran, daß ſich ein Poſtbeamter der Unterdrückung der Sendungen 
ſchuldig macht, wenn er vorſätzlich der Poſt anvertraute Briefe und Pakete nicht 
ordnungsmäßig der Beſtellung zuführt, ſondern in anderen als den im Geſetz 


IT 


160 Kleine Mitteilungen. 


vorgeſehenen Fällen zurückhält, ſo daß ſie dem Empfänger nicht zukommen. Aber 
auch der Sinn und der Zweck des Geſetzes erfordern dieſe Auslegung. Denn die 
Strafvorſchrift ſoll augenſcheinlich nicht etwa nur den Poſtgewahrſam ſichern, 
ſondern der Bevölkerung, die ihre Briefe und ſonſtige Gegenſtände der Poſt zur 
Beförderung anvertraut, einen beſonderen Schutz dafür bieten, daß ihr Vertrauen 
auf ordnungsmäßige, ſichere Beförderung nicht getäuſcht wird. Dieſes Vertrauen 
wird aber nicht nur dann getäuſcht, wenn die Briefe oder Pakete vernichtet oder 
aus dem Gewahrſam der Poſt heraus Unbefugten überlaſſen werden, ſondern 


auch dann, wenn ſie zwar im Gewahrſam der Poſt bleiben, aber dem Empfänger 
Mit Rückſicht auf 


nicht ordnungsmäßig zugeführt, ſondern vorenthalten werden. 

die Vorſchrift zum Schutze des Verkrauens auf ordnungsmäßige Beförderung 
iſt der 8 354 StGB. ferner in ſtändiger Rechtſprechung ſelbſt dann gegen 
Poſtbeamte angewendet worden, wenn. fie die Briefe oder Pakete dem ordnungs. 
mäßigen Poſtverkehr auch nur für kurze Zeit vorſätzlich entzogen hatfen. Denn 
ſelbſt ein ſolcher Cinyeim in den ordnungsmäßigen Poſtverkehr läuft jenem Ver⸗ 


trauen zuwider (vgl. R. G. St. Bd. 1, S. 114, Bd. 28, S. 100, Bd. 33, S. 276). 
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An dieſer Rechtſprechung iſt auch für den jetzt zur Entſcheidung ſtehenden Fall 
feſtzuhalten. Der Umſtand, daß der Angeklagte an dem Paket als Poſtbeamter 
fortdauernd den Gewahrſam hatte“, genügt nicht, ſeine ſtrafrechtliche Verfolgung 
wegen Unterdrückung des Pakets auszuſchließen. Hierzu reicht auch die Feſtſtellung 
des Landgerichts nicht aus, daß der Angeklagte „niemals die Abſicht hatte, das 
Paket als ſolches zu unterdrücken oder beiſeitezuſchaffen, ſondern nur, ſich einige 
Kaffeebohnen anzueignen“. Denn abgeſehen davon, daß das Geſetz nicht die Ab— 
ſicht, ſondern nur den Vorſatz der Unterdrückung fordert, iſt auf dieſe Feſtſtellung 
des inneren Tatbeſtandes augenſcheinlich der Irrtum nicht ohne Einfluß geblieben, 
daß nur die Entfernung aus dem Gewahrſam der Poſt als Unterdrückung im 
Sinne des § 354 StGB. in Betracht kommen könne. . . ... 4. (Entſcheidungen 
des Reichsgerichts in Strafſachen 1919, Bd. 52, Nr. 8, S. 248.) 


Der Funkſpruchempfang auf Lichtbildſtreifen. Bei der Aufnahme 
von Funkſprüchen am Klopfer haben ſich inſofern Nachteile ergeben, als die 
Zuverläſſigkeit bei der Übermittlung oft zu wünſchen übrig läßt. Eine 
Nachprüfung iſt nicht möglich, wenn der Funkſpruch nicht doppelt abgehört 
wird; häufig muß die Wiederholung einzelner Teile oder die des ganzen Funk— 
ſpruchs verlangt werden. Dem will man künftig, wie Scientific American 
berichtet, dadurch abhelfen, daß der Hörempfang durch Aufnahme der Zeichen auf 
einem Lichtbildſtreifen erſetzt oder wenigſtens ergänzt wird. 

Der von G. A. Hoxie erfundene Apparat arbeitet in folgender Weiſe. Der 
Lichtbildſtreifen wird auf ſeinem Wege durch den Apparat von einem Lichtſtrahl 
getroffen. Dieſer geht von einem kleinen, frei aufgehängten Spiegel aus, der 
ſich bewegt, ſobald die Antenne elektriſch erregt wird. Auf die Weiſe kommen 
die Morſezeichen zur Darſtellung. Der Apparat beſorgt die Entwicklung, das 
Fixieren, das Waſchen und Trocknen des Streifens ſelbſttätig. Bereits ſind 
bemerkenswerte und erfolgreiche Verſuche ausgeführt worden, und es iſt möglich 
geweſen, mit Hilfe des Hoxrieſchen Apparats bei atmoſphäriſchen und anderen 
Störungen Funkſprüche zu entziffern, wenn der Hörempfang allein gänzlich ver- 
ſagte. Was die Schnelligkeit des Aufnehmens betrifft, ſo ſcheint der neue Apparat 
das bisherige Verhältnis, daß ſchneller gegeben als aufgenommen werden konnte, 
umzukehren. (Umſchau 1920.) 


j Berlin, gedruckt in der Reichs druckerei. 


Archiv 
für Poſt und Telegraphie 


Beiheft zum Amtsblatt des Reichspoſtminiſteriums 
Herausgegeben im Auftrage des Reichspoſtminiſteriums 


Nr. 6 Berlin, Juni 1920 


Juhalt: Die Beſchränkungen des deutſchen Poſtverkehrs in der Zeit von 1914 bis ol 1918, 
S. 161. — Die Foͤrderanlage beim Poſtamt 4 (Hauptbahnhof) in Chemnitz, S. 176. 

Kleine Mitteilungen: Einiges von den 3 Braſiliens, S. 185. 

Nachruf: Geheimer Ober⸗Poſtrat Schrader +, S. 186. 

Schriftwerke: Nachweis von Aufſätzen, S. 186. 


Die Beſchränkungen des deutſchen Poſtverkehrs in der Zeit 
| von 1914 bis einſchließlich 1918. . 


Von Rechnungsrat v. Jahn in Berlin (Reichspoſtminiſterium). 


Der Weltkrieg hat von Anfang an und während ſeines ganzen Verlaufs tief 
einſchneidende Wirkungen auf den vorher hochentwickelten deutſchen In- und 
Auslandspoſtverkehr ausgeübt. Vom Ausbruch der Feindſeligkeiten an — und 
in immer fortſchreitendem Maße mit dem Anwachſen der Zahl der am Kriege 
teilnehmenden Gegner Deutſchlands — hörten von den über die ganze Erde 
verzweigten Poſtverbindungen Deutſchlands viele völlig auf, viele andere 
konnten nur auf ganz ungewöhnlichen, neuen Wegen weiter unterhalten werden. 
Dem deutſchen Poſtbetrieb erwuchſen bei rieſig geſteigerten Leiſtungen (Feld— 
poſt⸗ und Kriegsgefangenenſendungen) infolge der nach und nach immer größer 
gewordenen Heranziehung der Poſtbeamten für den Heeresdienſt und der Poſt— 
beförderungsmittel für Kriegszwecke ungeahnte Schwierigkeiten. Abgeſehen 
hiervon traten aber auch ſonſt Hemmungen und Erſchwerniſſe auf, die ſich nicht 
lediglich als unmittelbare und unvermeidliche Folgen der gewaltſamen Friegeri- 
ſchen Zerreißung der Völkerbeziehungen und der Beanſpruchung der deutſchen 
Verkehrsmittel und Beamten für Heereszwecke darſtellen, vielmehr als Ausflüſſe 
von Maßnahmen zur Sicherſtellung der Kriegführung und ihrer Ziele gegen 
ſchädliche Einflüſſe in militäriſcher und wirtſchaftlicher Hinſicht angeſprochen 
werden müſſen. Derartige ſtörende Beeinträchtigungen des deutſchen Poſt— 
verkehrs machten ſich nicht allein von deutſcher und verbündeter, ſondern natur— 
gemäß, ſoweit deutſche Poſten uſw. in den feindlichen Machtbereich gelangten, 
auch von feindlicher Seite her geltend. Im nachſtehenden ſoll in großen Zügen 
ein Überblick der mit Unterbindungen und Erſchwerniſſen des Poſtverkehrs ver⸗ 
knüpften deutſchen und, ſoweit ſie erkennbar geworden ſind, auch der entſprechen⸗ 
den feindlichen Sicherheitsmaßnahmen gegeben werden. 

Die in Betracht kommenden deutſchen Anordnungen ſtützen ſich auf den 
Artikel 68 der Verfaſſung des Deutſchen Reichs vom 16. April 1871 in Verbin— 
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dung mit dem 84 des preußiſchen Geſetzes über den Belagerungszuſtand vom 
4. Juni 1851. Die Verfaſſungs- und Geſetzesbeſtimmungen lauten wie folgt: 


Art. 68 der Reichsverfaſſung vom 16. April 1871. 

»Der Kaiſer kann, wenn die öffentliche Sicherheit in dem Bundes— 
gebiete bedroht iſt, einen jeden Teil desſelben in den Kriegszuſtand 
erklären. Bis zum Erlaß eines die Vorausſetzungen, die Form der 
Verkündigung und die Wirkungen einer ſolchen Erklärung regelnden 
Reichsgeſetzes gelten dafür die Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes 
vom 4. Juni 18514. (Geſetzſamml. S. 451 ff.) 

(Die kaiſerliche Verordnung über die Erklärung des Kriegs— 
zuſtandes iſt unterm 31. Juli 1914 ergangen — Reichs-Geſetzbl. für 
1914, S. 263.) 


§S4 des preußiſchen Geſetzes über den 
Belagerungszuſtand vom 4. Juni 1851. 

»Mit der Bekanntmachung der Erklärung des Belagerungszu— 
ſtandes geht die vollziehende Gewalt an die Militärbefehlshaber über. 
Die Zivilverwaltungs- und Gemeindebehörden haben den Anord— 
nungen und Aufträgen der Militärbefehlshaber Folge zu leiſten. 


Für die Anordnungen ſind die betreffenden Militärbefehlshaber 
perſönlich verantwortlich“. 

(Der Belagerungszuſtand iſt von den dafür zuſtändigen Dienſt— 
ſtellen nach der Erklärung des Kriegszuſtandes eingeführt.) 


Die deutſcherſeits durchgeführten Sicherheitsmaßnahmen, die ſich deutlich 
in ſolche für den Inlands- und in ſolche für den Auslandspoſtverkehr unter— 
ſcheiden laſſen, ſind pon der Reichs- und Heeresleitung veranlaßt und von den 
zuſtändigen Militär- und Marinebefehlshabern durchgeführt worden. Die 
deutſchen Poſtverwaltungen haben an den daraus entſprungenen Vorgängen nur 
inſoweit Anteil, als ſie ſich nach den ergangenen Anordnungen zu richten hatten. 
Die Durchſicht des Inhalts der bei den Poſtämtern offen zur Einlieferung vor— 
gelegten Wertbriefe durch Poſtbeamte, die lediglich den Zweck hatte, unſtatthafte 
ſchriftliche Mitteilungen aus den Sendungen fernzuhalten, kann als eine 
Prüfung der Sendungen jm Sinne der militäriſchen Überwachungstätigkeit nicht 
erachtet werden, ſondern muß als eine vorbereitende Hilfsleiſtung für die mili— 
täriſche Prüfung gelten. 


| I. Deutſcher Inlandspoſtverkehr. 


Als Grundſatz galt, daß der deutſche innere Poſtverkehr im allgemeinen in 
vollem Umfang aufrechtzuhalten war, ſoweit nicht für einzelne örtliche Be— 
zirke (Feſtungen uſw.) beſondere Maßnahmen getroffen werden mußten. Dieſem 
Leitgedanken und den im übrigen für beſtimmte Fälle ergangenen Sonder— 
erlaſſen des Reichskanzlers oder ſeines Stellvertreters entſprechen die nachbe— 
zeichneten Einrichtungen. 


Zur möglichſt gründlichen Verhinderung eines Mißbrauchs der Poſt zu 
Zwecken des feindlichen Kundſchafterdienſtes und zu ſonſtigen ſchädlichen Machen— 
ſchaften in den am meiſten durch gegneriſche Einwirkungen gefährdeten deutſchen 
Grenzgebieten fand eine militäriſche Überwachung des Inlandspoſtverkehrs dieſer 
Gebiete ſtatt. Die Überwachung wurde in den nachbezeichneten Grenzgebieten 
mit den dabei näher angegebenen Mitteln durchgeführt. 


* 
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Vom Eintritt des Kriegszuſtandes an durften im Inlandsverkehr 
a) nach und von Elſaß-Lothringen und der Rheinpfalz, 


b) nach und von Orten im Fürſtentum Birkenfeld, in den Kreiſen 
St. Wendel, Ottweiler, Saarbrücken (Stadt), Saarbrücken (Land), 
Saarlouis, Merzig und Saarburg (Bz. Trier) ſowie 


c) nach und von den Orten in den auf badiſchem Gebiet liegenden Teilen 
der Feſtungsbereiche von Straßburg (Elſ.) und Neubreiſach 
verſchloſſene Privatſendungen (Briefe und Pakete) zur Poſtbeförderung nicht 
mehr angenommen werden. Von und an Reichs- und Staatsbehörden ſowie von 
und an Militär- und Marinebehörden (nicht aber auch von und an Gemeinde— 
behörden in den vorbezeichneten Gebieten und Orten) waren verſchloſſene Sen— 
dungen jeder Art zur Poſtbeförderung zugelaſſen. Die von ſolchen Behörden 
ausgehenden Sendungen mußten äußerlich durch Stempel oder Siegel gekenn— 
zeichnet ſein. Die durch die Briefkaſten aufgelieferten verſchloſſenen privaten 
Briefſendungen des inneren deutſchen Verkehrs von und nach den bezeichneten 
Gebietsteilen waren den Abſendern zurückzugeben oder, wenn dieſe nicht bekannt 
waren, nach den Vorſchriften für unbeſtellbare Sendungen zu behandeln. Private 
Mitteilungen in geheimer (chiffrierter oder verabredeter) Sprache oder in 
anderer als deutſcher Sprache, ferner ſolche über Rüſtungen, Truppen- oder 
Schiffsbewegungen oder andere militäriſche Maßnahmen waren allgemein ver— 
boten, ausgenommen die von militäriſcher Seite als zugelaſſen beſcheinigten. 


Als einſchneidendſte Wirkung dieſer Beſtimmungen, deren Veröffentlichung 
durch Aushängen einer gedruckten Bekanntmachung (Nr. 1) in den Schalter— 
fluren der Poſtanſtalten erfolgte, zeigte ſich neben der geforderten offenen Auf— 
lieferung aller Privatbriefe die völlige Ausſchaltung des geſamten privaten 
Paket- und Wertbriefverkehrs in und mit dieſen Gebieten, denn gegenüber dem 
Verbote der Beförderung verſchloſſener Privatſendungen beſtand zunächſt keine 
Möglichkeit zur Annahme von Privatpaketen und Wertbriefen in den genannten 
Verkehrsbeziehungen. Mußte ſchon der Zwang zur offenen Auflieferung der 
Briefe, der in vielen Fällen den Verzicht auf die häufig geradezu unentbehrliche 
Hilſe fremder Perſonen (Dienſtboten uſw.) bei der Auflieferung der abgehenden 
und der Empfangnahme der ankommenden Sendungen dringend bedingte, bei 
den Abſendern und Empfängern als ein überaus läſtiger Eingriff in ihre per— 
ſönlichen und geſchäftlichen Verhältniſſe empfunden werden und ſie mit peinlicher 
Beſorgnis wegen des Schickſals des Briefinhalts — insbeſondere auch bei Ein: 
ſchreibbriefen mit wertvollen Einlagen — erfüllen, ſo geſtaltete ſich die gänzliche 
Lahmlegung zweier ſo wichtiger Verkehrszweige, wie ſie der Paket- und Wert— 
brirfverkehr find, für die in erſter Linie betroffene Geſchäfts- und Handelswelt 
bald zu einer großen wirtſchaftlichen Not. Die Vedrängniſſe kamen in zahl— 
reichen Beſchwerden und Bittſchriften zum Ausdruck. Bei der Reichs- und 
Heeresleitung beſtand volles Verſtändnis für dieſe ſchweren Beeinträchtigungen 
des Poſtverkehrs und damit auch das Beſtreben, ſobald und ſoviel wie möglich 
Erleichterungen der Verkehrsbeſchränkungen und Verbeſſerungen in ihrer Hand— 
habung eintreten zu laſſen, ſoweit fie den Zweck der Üüberwachungsmaßnahmen 
nicht beeinträchtigten. Von der Forderung der offenen Auflieferung der Privat— 
briefe wurde nicht abgeſehen, weil fie zur möglichſten Veſchleunigung und Er: 
leichterung der militäriſchen Durchſicht der Sendungen unerläßlich war. Es er— 
wies ſich aber nach einiger Zeit als durchführbar, die Briefe nach der militäriſchen 
Prüfung unter Aufwendung ſehr hoher Koſten amtlich verſchließen zu laſſen, jo 
daß wenigſtens die bis dahin mit der offenen Zuſtellung verbunden geweſenen 
großen Unzuträglichkeiten für die Empfänger wegfielen. Im übrigen geſtattete 

13* 


164 Die Beſchränkungen des deutſchen Poſtverkebrs in der Zeit von 1914 bis einſcht 1918 


die weitere Entwicklung der Verhältniſſe die Einführung einer Reihe von Er— 


leichterungen, die berechtigten Wünſchen der gefährdeten Gebiete entſprachen. 


Hierzu gehörten namentlich 
die Aufhebung ſämtlicher Beſchränkungen im Inlandspoſtverkehr nach 
und von der Rheinpfalz, dem Fürſtentum Birkenfeld und den Kreiſen 
St. Wendel, Ottweiler, Saarbrücken (Stadt), Saarbrücken (Lande, 
Saarlouis, Merzig und Saarburg (Bz. Trier) mit der Wirkung, daß 
in dieſen Verkehrsbeziehungen verſchloſſene Poſtſendungen jeder Art, 
insbeſondere auch Pakete und Wertbriefe, wieder angenommen und 
befördert werden durften, und die Zulaſſung von Wertbriefen und In— 
landsprivatpaketen im Verkehr mit den meiſten Orten in Elſaß— 


Lothringen und mit den zum Befehlsbereich der Feſtungen Straßburg 


und Neubreiſach gehörigen badiſchen Orten unter gewiſſen Be— 
dingungen. 

Darüber hinaus beſtand noch für Abſender, die auf Grund aus— 
drücklicher Erlaubnis der zuſtändigen Behörden zu dem Verfahren zu— 
gelaſſen worden waren, die — allerdings nur für wenige große Städte 
im Reiche in Betracht kommende — Vergünſtigung, daß verſchloſſene 
Briefe, einſchließlich der Wertbriefe, nach Elſaß-Lothringen und den 
übrigen gefährdeten Orten und Gebieten befördert werden durften, 
wenn ſie zunächſt einer militäriſchen Prüfungsſtelle offen vorgelegt 
worden waren. Näheres über die militäriſchen Prüfungsſtellen wird 


weiter unten in dem Abſchnitt über den deutſchen Auslandspoſtverkehr 


geſagt werden. 


Noch weſentlich mildere Formen als in Elſaß-Lothringen uſw. zeigten die 
militäriſchen Alber wach ungen nahmen ſür den Inlandspoſtverkehr in den 
übrigen gefährdeten Gebieten (längs der Grenzen gegen die Schweiz, die Nieder— 
lande, Dänemark, in Teilen von Mecklenburg-Schwerin und von Weſt- und Oſt— 
preußen), entſprechend ihrer größeren Entfernung von den eigentlichen Kriegs— 
ſchauplätzen. Die hier in Betracht kommenden Gebiete ſind auch nicht ſofort 
beim Ausbruch, ſondern erſt im Verlauf des Krieges in die militäriſche Inlands— 
poſtüberwachung einbezogen worden, in dem Maße, wie ſich dazu das Bedürfnis 
herausſtellte. Die Anordnungen erfolgten durch die von den zuſtändigen 
Militär- und Marinebefehlshabern veröffentlichten, in der Regel auch bei den 
Poſtanſtalten der betreffenden Gebiete ſ. Z. ausgehängten Bekanntmachungen. 
Soweit darin die offene Auflieferung der Inlandsbriefe überhaupt gefordert 
wurde, erſtreckte ſich die Vorſchrift nur auf die im gefährdeten Grenzgebiet auf— 
gelieferten, nicht aber auf die dahin gerichteten Briefe. 

Zu Vollſtreckern der Überwachungsvorſchriften waren die militäriſchen Über— 
wachungsſtellen für den Inlandspoſtverkehr (zum Teil auch Poſtkommiſſionen 
genannt) berufen. Die Stellen unterſtanden unmittelbar den ſtellvertretenden 
Generalkommandos oder den Marinebefehlshabern, in deren Bereichen ſie tätig 
waren. Ihnen mußten die der Überwachung unterliegenden Poſtſendungen 
durch Vermittlung des Poſtamts ihres Amtsſitzes (Sammelpoſtamts) von den 
Poſtanſtalten zugeleitet werden. Zur Erleichterung und Beſchleunigung der 
ſich hieraus ergebenden regen Geſchäftsbeziehungen zwiſchen den Sammelpoſt⸗ 
ämtern und den militärischen Überwachungsſtellen waren die letzteren, ſoweit 
irgend angängig, in den Amtsräumen der Sammelpoſtämter untergebracht. 
Solche militäriſche überwachungsſtellen für den Inlandspoſtverkehr haben 
während der Zeit, in der eine Inlandspoſtüberwachung in den entſprechenden Ge— 
1 0 ſtattfand, in verſchiedenen geeigneten Orten der gefährdeten Gebiete be— 
tanden. 
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Es iſt ohne weiteres einleuchtend, daß die Erfüllung der im vorſtehenden ge— 
kennzeichneten militäriſchen Forderungen — von den weiter oben angedeuteten 
Mißſtänden abgeſehen — auch ſonſt mit mancherlei Weiterungen und Unzuträg— 
lichkeiten für die Allgemeinheit und für den Poſtbetrieb verbunden ſein mußte. 
Auf dieſe unerwünſchten Nebenerſcheinungen, die die militäriſchen Überwachungs⸗ 
einrichtungen für den Inlandspoſtverkehr mit denen für den Auslandspoſtverkehr 
gemein haben, wird bei der Beſprechung der letzteren näher eingegangen werden. 


Beſondere Sicherheitsmaßnahmen wurden auch hinſichtlich der poſtlagernden 
Sendungen getroffen. Brief- uſw. Empfängern, die ihren eingehenden Poſt— 
verkehr dem Einblick anderer Leute ſoviel wie möglich entziehen wollen, 
bietet ſich dazu kein beſſeres Mittel, als daß ſie die Sendungen vom Abſender 
mit dem Vermerk »poftlagernd« verſehen laſſen und alsdann bei der Ausgabe— 
ſtelle der Beſtimmungs-Poſtanſtalt entweder ſelbſt in Empfang nehmen oder 
von Vertrauensperſonen abholen laſſen. Dieſe dem Poſtlagerverkehr untrennbar 
anhaftende Eigenſchaft hal neben vielen guten auch recht bedenkliche Seiten inſo— 
fern, als in der erhöhten Sicherſtellung des Briefwechſels gegenüber den Ein— 
blicken von dritter Seite ein Anreiz vorliegt, den Poſtlagerverkehr als Mittel 
zum Austauſch unerlaubter oder ſonſt anfechtbarer Nachrichten zu benutzen, 
deren Bekanntwerden der Abſender und der Empfänger aus Gründen des Rechts 
oder der Sittlichkeit zu ſcheuen hätten. Darin liegt auch die Erklärung für die 
Beſtimmung im 841 der Poſtordnung vom 28. Juli 1917, daß Perſonen, die 
das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bei der Abholung poſtlagernder 
Sendungen auf Verlangen glaubhaft nachweiſen müſſen, daß ihre Eltern, Er— 
ziehungsberechtigten, Lehr⸗ oder Brotherren mit der Abholung einverſtanden 
ſind. Ferner dürfen nach § 4 der Poſtordnung poſtlagernde Sendungen, für die 
die Poſt keine Gewähr leiſtet, ſtatt des Namens des Empfängers Buchſtaben, 
Ziffern, einzelne Wörter oder kurze Sätze tragen. Die Beſtimmung ermöglicht 
es dem Empfänger ſolcher Sendungen, auf rechtmäßige Weiſe in deren Beſitz zu 
gelangen, ohne daß er ſeinen Namen oder andere auf ſeinen Perſonenſtand bezüg— 
liche Einzelheiten — auch dem Abſender gegenüber — preiszugeben braucht. 
Leute, die die Einrichtungen des Poſtlagerverkehrs als Schutz für unſtatthaften 
Nachrichtenaustauſch benutzen, werden ſich natürlich mit beſonderer Vorliebe 
der Buchſtaben-, Ziffern- uſw. Aufſchriften bedienen, um dadurch ihre Perſon 
zu verſchleiern. 


Der naheliegenden Gefahr, daß die im Poſtlagerverkehr gewährten Frei— 
heiten während des Krieges vom ausländiſchen Kundſchafterdienſt zum Nachteil 
der deutſchen Kriegführung mißbraucht werden würden, ſollten die militäriſchen 
Anordnungen über den Verkehr mit poſtlagernden Sendungen entgegenwirken. 
Die Vorſchriften forderten, daß poſtlagernde Sendungen dem Abfordernden 
nur gegen Vorlegung eines ausreichenden Ausweiſes über ſeine Perſon aus— 
gehändigt werden durften. Anfänglich waren nähere Beſtimmungen darüber, 
welchen Bedingungen die Ausweiſe zu entſprechen hätten, nicht ergangen. In⸗ 
folgedeſſen wichen die Forderungen, die in den einzelnen Gegenden an die Be: 
ſchaffenheit der Ausweiſe zunächſt geſtellt wurden, mehr oder weniger vonein— 
ander ab, was hier und da Hinderniſſe oder wenigſtens Weiterungen bei der 
Abholung poſtlagernder Sendungen hervorrief. Nach mancherlei Verbeſſerungs— 
verſuchen wurde folgende allgemeine Regelung getroffen. Die Ausweiſe für 
die Empfangnahme poſtlagernder Sendungen durften nur noch von 
Polizeibehörden ausgeſtellt werden. Die Ausweiſe galten nicht nur 
für den Bereich des Armeekorps, in dem die ausſtellende Polizeibehörde ihren 
Sitz hatte, ſondern auch im Bereich aller anderen Armeekorps. Sie mußten 
das Lichtbild, eine Perſonenbeſchreibung und die beglaubigte eigenhändige 
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Unterſchrift der zur Abholung berechtigten Perſon und für den Fall, daß ſie 
auch zur Abholung von ſogenannten Chiffreſendungen dienen ſollten, auch die 
Angabe der Chiffre enthalten — ſpäter außerdem die Angabe »Ausweis zur 
Empfangnahme poſtlagernder Sendungen« — und hatten nicht nur für einen 
beſrimmten Fall, ſondern allgemein Gültigkeit. Poſtausweiskarten ſowie Aus— 
weiſe aller übrigen Behörden uſw. berechtigten, ſoweit die rein militäriſche 
Zete der Sache in Betracht kam, nicht mehr zum Empfang poſtlagernder Zen: 
dungen. Später wurden als vollgültige e zur Empfangnahme poſt— 
lagernder Sendungen noch zugelaſſen 
die im Inland ausgeſtellten deutſchen Päſſe und die zum Aufenthalt 
in Seebädern vorgeſchriebenen Ausweiſe, ſoweit ſie die Perſonen— 
beſchreibung, das Lichtbild und die beglaubigte eigenhändige Unter— 
ſchrift desjenigen enthielten, der ſie zur Cmpfangnahme der Zen: 
dungen gebrauchte. 
Damit war eine im ganzen befriedigende Regelung der Angelegenheit er: 
reicht. Wenn auch danach noch hier und da Miphelligfeiten aus Anlaß der 
militäriſchen Anordnungen über die Aushändigung der poſtlagernden Sen: 
dungen entſtanden ſind, ſo lag das in den meiſten Fällen an den Poſtempfängern 
ſelbſt, die ſich über die Anordnungen nicht rechtzeitig unterrichtet und keine 
gültigen Ausweiſe beſchafft hatten. Die Anordnungen ſind immer rechtzeitig 
bekanntgemacht worden, insbeſondere auch durch Aushänge in den Poſtſchalter. 
1 Auch in den Zeitungen ſind zu geeigneter Zeit beſondere Hinweiſe auf 
die Vorſchriften erſchienen. 


Schließlich darf hier nicht übergangen werden, daß vom militäriſchen Stand— 
punkt außer den poſtlagernden auch ſolche Sendungen verdächtig erſcheinen 
mußten, die an in Gaſthäuſern uſw. wohnende Empfänger gerichtet waren. 
Der Sachlage trugen die Militärbefehlshaber durch öffentliche Bekanntmachungen 
Rechnung, in denen angeordnet wurde, daß Poſtſendungen, die in Gaſthäuſern 
(Reſtaurants, Hotels uſw.) oder Penſionaten beſtellt werden ſollten, den in der 
Aufſchrift genannten Empfängern nur dann ausgehändigt werden durften, 
wenn ſie in dem Gaſthaus oder Penſionat wohnten und dort polizeilich gemeldet 
waren. Ausgenommen waren nur Vereine (Klubs uſw.) oder Perſonen, die ohne 
in dem Gaſthaus oder dem Penſionat zu wohnen, in ihm gewerblich tätig waren. 
Die hiernach nicht auslieferungsfähigen Poſtſendungen mußten der Poſt ohne 
Verzögerung zurückgegeben werden. Für Verſtöße gegen die Vorſchriften waren 
gegen die verantwortlichen Leiter der Gaſthäuſer und Penſionate Geldſtrafen 
vorgeſehen. — Im Bereich der württembergiſchen Poſtverwaltung waren die 
vorſtehend bezeichneten Vorſchriften über die Aushändigung der poſtlagernden 
Sendungen und über die Gaſthofsſendungen gleichmäßig in Kraft, im Bereich 
der bavertichen Poſtverwaltung galten ähnliche Vorſchriften. 


II. Deutſcher Auslandspoſtverkehr. 


a) Deutſche überwachungs maßnahmen. 
Die vorſtehend geſchilderten Beeinträchtigungen des deutſchen Inlandspoſt— 


verkehrs find unbedeutend im Vergleich mit den durch den Krieg veranlaßten . 


Störungen des deutſchen Auslandspoſtverkehrs. Bei Betrachtung der Urſachen 
der Störungen muß zwiſchen den von deutſcher Seite zur Verteidigung des 
Vaterlandes gebotenen Eingriffen und den auf die größtmögliche Schädigung 
Deutſchlands bedachten feindlichen Kriegshandlungen klar unterſchieden werden. 
Während die deutſchen Abwehrmaßnahmen, ſoweit es mit ihrem Zwecke — der 
Sicherſtellung der deutſchen Kriegführung — verträglich war, der weiteren 
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Pflege der Poſtverbindungen mit dem nichtfeindlichen Ausland Schwierigkeiten 
zu erſparen ſuchten, ſchnitten die feindlichen Abſperrungsmaßnahmen wegen ihrer 
ohne Beiſpiel daſtehenden rückſichtsloſen und völkerrechtswidrigen Durchführung 
Deutſchland nach und nach vom Poſtverkehr mit allen Ländern ab, mit denen 
es den Poſtaustauſch nicht unmittelbar oder auf ſolchen neutralen Wegen unter— 
halten konnte, die der Einwirkung der feindlichen Kriegsmacht nicht zugänglich 
waren (wie z. B. zwiſchen Deutſchland und Norwegen über Schweden). 


Infolge des Kriegszuſtandes hörte der Poſtverkehr zwiſchen Deutſchland 
und den mit ihm Krieg führenden Ländern alsbald nach der Kriegserklärung 
auf, ebenſo konnten die deutſchen Poſteinrichtungen zur Beförderung von Poſt— 
ſendungen nach und von dieſen Ländern auch im Durchgang durch Deutſchland 
nicht mehr in Betracht kommen. Mit welchen Ländern aus dieſer Veranlaſſung 
der Poſtverkehr hat eingeſtellt werden müſſen, iſt von Fall zu Fall veröffentlicht 
worden, insbeſondere auch durch die in den Poſtſchalterfluren ausgehängte Be— 
kanntmachung Nr. 3, die beſagte, daß der Poſtverkehr zwiſchen Deutſchland und 
dem betreffenden fremden Lande gänzlich eingeſtellt worden war und auch 
auf dem Wege über andere Länder nicht mehr ſtattfinden konnte, ſowie daß 
keinerlei Poſtſendungen nach dem in Betracht kommenden fremden Lande mehr 
angenommen werden durften, bereits vorliegende oder durch die Briefkaſten zur 
Einlieferung gelangende Sendungen aber den Abſendern zurückzugeben waren. 
Die Beſtimmungen ſchloſſen indeſſen nicht aus, daß Briefe mit Nachrichten für 
Empfänger in feindlichen Ländern befördert wurden, wenn der Abſender ſie an 
einen Vermittler im neutralen Ausland richtete, der dann die Weiterſendung 
unter neuem Umſchlag — mit Freimarken des neutralen Landes — nach dem 
eigentlichen Beſtimmungsort veranlaßte. Es war zweifellos nur ein recht 
unvollkommener und auch nicht ohne weiteres jedermann zugänglicher Erſatz 
für den bis dahin ſo regen und nun mit einem Male unterbrochenen unmittel— 
baren Poſtaustauſch mit den Bewohnern der feindlichen Länder, immerhin 
konnte das Verfahren dazu beitragen, den aus dem Abbruch des unmittelbaren 
Poſtverkehrs hervorgehenden Schädigungen des deutſchen Handels in etwas 
entgegenzuwirken und den in den feindlichen Ländern lebenden Verwandten 
und Freunden wichtige und dringende Nachrichten zukommen zu laſſen. Ob 
freilich die Sendungen in den feindlichen Ländern immer nach den Wün— 
ſchen der Abſender behandelt worden ſind, erſcheint ſehr fraglich, wenn 
man ſich erinnert, daß im Mai 1918 eine Mitteilung in einer deutſchen 
Zeitung erſchien, in der gewarnt wurde, durch Vermittlung der neutralen Rote— 
Kreuz Stellen mit den in den Vereinigten Staaten von Amerika lebenden 
Deutſchen in Verbindung zu treten und in Rote-Kreuz-Umſchlägen Briefe nach 
Amerika zu ſenden. Solche Verſuche ſeien, wie weiter ausgeführt wurde, 
zwecklos und für den amerikaniſchen Empfänger gefährlich, da nach dem dor— 
tigen Kriegsgeſetz jeder briefliche Verkehr mit dem feindlichen Ausland ver— 
boten ſei und auch die dortigen Empfänger ſolcher Briefe mit Gefängnis be— 
ſtraft würden. 


Für den Poſtverkehr Deutſchlands mit dem nichtfeindlichen Aus- 
land und den deutſchen Schutzgebieten wurden bei Kriegs⸗ 
beginn die nachbezeichneten Anordnungen getroffen. Nach dem Ausland und 
den deutſchen Schutzgebiete. durften mit nachſtehend aufgeführten Ausnahmen 
nur noch offene Poſtſendungen in deutſcher Sprache angenommen und befördert 
werden. Pakete waren nicht mehr zuläſſig. Private Mitteilungen in geheimer 
(chiffrierter oder verabredeter) Sprache oder in anderer als deutſcher Sprache, 
ferner ſolche über Rüſtungen, Truppen- oder Schiffsbewegungen oder andere 
militäriſche Maßnahmen waren verboten, ausgenommen ſolche, die von mili— 


168 Die Beſchraͤnkungen des deutſchen Poſtverkebrs in der Zeit von 1914 bis einſchl. 1918. 


tarticher Seite als zugelaſſen beſcheinigt waren. Wertbriefe und Käſtchen mit 
Wertangabe ſowie Poſtaufträge nach dem Ausland und den deutſchen Schutz— 
gebieten konnten jedoch unter folgenden beſonderen Bedingungen zur Be— 
förderung übernommen werden. Die Auflieferung war nur unmittelbar bei 
Poſtämtern zuläſſig, ſoweit fie nicht militäriſcherſeits für beſtimmte Be— 
zirke ganz verboten war; die Auflieferung bei Poſtagenturen, Poſthilfſtellen und 
durch die Landbriefträger war demnach verboten. Briefliche Mitteilungen, 
ſoweit ſie überhaupt zuläſſig waren, mußten in deutſcher Sprache abgefaßt 
ſein und durften keinen verdächtigen Inhalt haben. Die Sendungen waren 
bei den Poſtämtern offen vorzulegen und demnächſt unter Überwachung der 
Beamten zu verſchließen und zu verſiegeln. Die Beſtimmungen über den Ver— 
kehr mit dem nichtfeindlichen Ausland, die u. a. in der bei den Poſtanſtalten 
ausgehängten Bekanntmachung Nr. 2 veröffentlicht worden ſind, haben im Laufe 
der Kriegsjahre teils zur Milderung der von der Bevölkerung ſchwer empfun= 
denen Verkehrshemmungen, teils zur Erleichterung der militäriſchen Über— 
wachungsmaßnahmen verſchiedene Anderungen und Ergänzungen erfahren, als 
deren weſentlichſte die folgenden hervorgehoben ſeien: 


a) die Wiederzulaſſung von Paketen nach dem nichtfeindlichen Ausland, 
unter Ausſchluß brieflicher Beilagen und von Gegenſtänden, deren 
Ausfuhr aus Deutſchland verboten war; Gegenſtände der letztbezeich— 

„ neten Art durften jedoch dann in Paketen nach dem nichtfeindlichen 
Ausland befördert werden, wenn der Abſender eine entſprechende amt— 
liche Ausfuhrbewilligung beibrachte; 

b) die Aufhebung der Beſchränkung, daß offene Briefſendungen nach 
dem nichtfeindlichen Ausland nur in deutſcher Sprache abgefaßt ſein 
durften. Nachdem zunächſt alle fremden Sprachen für dieſen Verkehr 
wieder erlaubt worden waren, erwies es ſich ſpäter als notwendig, die 
Erlaubnis im weſentlichen auf Franzöſiſch, Engliſch, Spaniſch, 
Italieniſch, Holländiſch, Däniſch, Schwediſch, Norwegiſch, Portu- 
gieſiſch, Ungariſch und Polniſch einzuſchränken; 

e) die Ausdehnung des oben geſchilderten Auflieferungsverfahrens für 
Wertbriefe und Käſtchen mit Wertangabe auf Einſchreibbriefe mit 
Edelmetallwaren, Schmuckſachen, Perlen und Edelſteinen nach ge— 
wiſſen überſeeiſchen Ländern; 

d) die Anordnung, daß alle Briefſendungen nach dem Ausland, in denen 
Waren enthalten waren, auf der Aufſchriftſeite die genaue Angabe ihres 
Inhalts und die Anſchrift des Abſenders tragen mußten, widrigen— 
falls die Sendungen nicht befördert werden durften. Für Brief— 
ſendungen mit Waren, deren Ausfuhr aus Deutſchland verboten war, 
konnte die Beförderung durch Beibringung amtlicher Ausfuhr— 
bewilligungen erlangt werden; 


die Beſtimmung, daß offene Briefſendungen nach dem nichtfeindlichen 
Ausland wegen zu großen Umfangs der Mitteilungen, wegen Un— 
lesbarkeit oder wegen Verwendung gefütterter Umſchläge als unzu— 
läſſig zurückgewieſen werden konnten. Geſchäftsbriefe wurden, ſoweit 
der Umfang der Mitteilungen in Betracht kam, hiervon nicht be— 
troffen; 
die Vorſchriften über die Verſendung von Druckſchriften nach dem 
Ausland, die wie folgt lauteten: 
Druückſchriften jeder Art dürfen, ſoweit ihre Ausfuhr über: 
haupt zugelaſſen iſt, nach dem Ausland und den beſetzten Ge— 
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bieten im Poſtweg von Firmen nur verſendet werden, wenn ſie 
ur Auflieferung bei beſtimmten Poſtämtern zugelaſſen ſind. 
Zugelaſſen werden können zu dem Verfahren 
1. Drucker für die von ihnen gedruckten, Verleger für die von 
ihnen verlegten Druckſchriften,. 


2. Buchhändler für die Druckſchriften, die ſie ihrem Lager ent⸗ 
nehmen oder im Buchhandelsweg beziehen, 

3. in das Handelsregiſter eingetragene Firmen für die Druck⸗ 
ſachen, die ihren Geſchäftsbetrieb betreffen (Kataloge, Ge⸗ 
ſchäftsberichte, Rundſchreiben uſw.). 


Die Zulaſſung wird von dem Militärbefehlshaber erteilt, der für 
den Wohnort oder für den Ort der Niederlaſſung des Verſenders zu⸗ 
ſtändig iſt. Er hat auch das Poſtamt zu bezeichnen, bei dem die 
Auflieferungen ſtattfinden ſollen. 

Privatperſonen dürfen Druckſchriften nach dem Ausland und den 
beſetzten Gebieten nicht mit der Poſt verſenden oder den Verſendungs⸗ 
berechtigten zum Verſand übergeben. Die Verſendungsberechtigten 
dürfen Druckſchriften, die ſie im Auftrag anderer verſenden, dem 
Auftraggeber nicht in die Hände geben, auch nicht zur Einficht auf 
kurze Zeit. Die Militärbefehlshaber können von dem Verbot der 
Verſendung von Druckſchriften durch Privatperſonen in beſonderen 
Fällen für einzelne Sendungen Ausnahmen bewilligen. 


Feldpoſtſendungen und der Verſand von Zeitungen durch die 
Verlags⸗Poſtanſtalten (Poſtbezug) bleiben hiervon unberührt. 


Die Vorſchriften wurden ſpäter noch durch verſchärfte Maßnahmen 
für die Überwachung des Anzeigenteils periodiſcher Druckſchriften, 
die zum Verſand in das Ausland beſtimmt waren, ergänzt (Kenn⸗ 
zeichnung der nn Verſand zugelaſſenen Druckſchriften durch das ein- 
gedruckte Zeichen (W): 


die Verordnung über die Verſendung von Poſtkarten und Licht⸗ 
bildern nach dem neutralen und verbündeten Ausland und den be⸗ 
ſetzten Gebieten, die nach verſchiedenen anderweitigen Faſſungen 
ſchließlich mit folgendem Wortlaut erging: 


Von der Beförderung mit der Briefpoſt (Briefe oder Poſtkarten) 
ſind ausgeſchloſſen 


1. Anſichtskarten mit bildlichen Darſtellungen irgendwelcher Art 
(Darſtellungen von Ortlichkeiten, Baulichkeiten, Gegenſtänden, 
zeichneriſchen Formen, Perſonen uſw.); 

2. aufgezogene Photographien und photographiſch belichtete Bild⸗ 
karten, welcher Art die bildlichen Darſtellungen auch ſein mögen. 


Zur Poſtbeförderung zugelaſſen ſind jedoch gewerbliche Sen⸗ 
dungen unbeſchriebener Anſichtskarten und von „ der 
bezeichneten Art, deren Verſendung der Reichskommiſſar für Aus⸗ 
und Einfuhrbewilligung zu genehmigen hat. Auch dieſe Sendungen 
dürfen indeſſen nicht enthalten Abbildungen von Städten oder Stadt⸗ 
teilen, von Ortſchaften und Landſchaften, die ſich ſchon aus dem Bilde 
geographiſch genau beſtimmen laſſen, von beſonders hervorragenden 
Baulichkeiten und Denkmälern Deutſchlands, Sſterreich⸗Ungarns, 
der Türkei, Bulgariens und der von den verbündeten Heeren beſetzten 
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feindlichen Gebiete (daneben waren auch Poſtkarten, die aus mehr 
als einem Steifblatt beſtanden, das heißt in der Herſtellungsart von 
den amtlichen Poſtkarten abwichen, von der Poſtbeförderung nach 
dem Ausland ausgeſchloſſen). Die Beſtimmungen galten auch für den 
Verkehr mit den deutſchen Kriegsgefangenen im Ausland und zum 
Teil auch für den Feldpoſtverkehr; 


h) die Vorſchrift, daß auf Briefen und Poſtkarten nach dem Ausland 
der Abſender ſeinen Vor⸗ und Zunamen und ſeinen Wohnort nebſt 
Straße und Hausnummer anzugeben hatte, und daß Briefe und Poſt⸗ 
karten, die die Vermerke nicht enthielten, von der Beförderung aus 
zuſchließen waren. ö 


Die Durchführung der Überwachungsmaßnahmen für den deutſchen Aus— 
landspoſtverkehr lag — ähnlich wie für den deutſchen Inlandspoſtverkehr — 
militäriſchen Überwachungsſtellen ob, denen als Poſt⸗Vermittlungsglieder 
die ſogenannten Auslandsſtellen beigeordnet waren. Der nachſtehenden Be⸗ 
ſprechung liegen die Überwachungseinrichtungen für den Briefverkehr zugrunde; 
über die militäriſche Überwachung des Paketverkehrs mit dem Ausland, die 
bei etwas anders geſtaltetem Zuſchnitt im allgemeinen gleichartige Zwecke und 
Ziele wie die des Briefverkehrs verfolgte, ſei nur ſoviel bemerkt, daß ſie zu 
einem weſentlichen Teile gelegentlich der zollamtlichen Behandlung der Pakete 
mit zu erledigen war, wobei es ſich vor allem auch um die Feſtſtellung handelte, 
ob die Sendungen etwa zu Beanſtandungen wegen Verſtoßes gegen die zur 
Sicherſtellung der deutſchen Kriegswirtſchaft ergangenen Ausfuhrverbote 
Veranlaſſung gaben. | | 


Jeder der militärischen Überwachungsſtellen für den Auslandsbriefverkehr, 
die dem für ihren Ortsſitz zuſtändigen Militärbefehlshaber unterſtellt waren, 
lag die Behandlung der aus- und eingehenden Briefſendungen für ein beſtimmt 
abgegrenztes Verkehrsgebiet ob. Als Regel galt, daß alle Briefſendungen des 
deutſchen Verkehrs nach und von einem beſtimmten fremden 
Gebiet ausnahmslos über dieſelbe militäriſche Uberwachungsſtelle zu gehen 
hatten. Abweichend hiervon war indeſſen der Wirkungsbereich einiger Über- 
wachungsſtellen ſo eingerichtet, daß ſie für ein feſt abgegrenztes 
deutſches Gebiet die aus⸗ und eingehenden Briefſendungen zu be⸗ 
arbeiten hatten, und zwar entweder im Verkehr mit allen im Poſtaustauſch 
mit Deutſchland ſtehenden fremden Ländern oder auch nur im Verkehr 
mit einem der Länder. Die Überwachungsſtellen waren in geeigneten 
Orten mit guten Poſtverbindungen untergebracht. Soweit ſich ihr Wirkungs⸗ 
bereich auf den Poſtaustauſch mit einem beſtimmten fremden Nachbarland er: 
ſtreckte, war für die Auswahl ihres Amtsſitzes deſſen möglichſt günſtige Lage 
zu dieſem Lande ausſchlaggebend. Wenn irgend möglich, ſollten den Über: 
wachungsſtellen Dienſträume in den Poſtgrundſtücken überlaſſen werden, damit 
ſich ihre Geſchäftsbeziehungen zu den ihnen angegliederten Poſt-Auslands⸗ 
ſtellen, leicht und ohne unnützen Zeit⸗ und Kraftaufwand abwickeln ließen. 
Eine ſolche Zuſammenlegung erwies ſich aber in vielen Fällen wegen des 
großen Raumbedarfs der Überwachungsſtellen als undurchführbar. 


Den vorgenannten 5 fiel die Aufgabe zu, die überwachungs⸗ 
pflichtigen Briefſendungen den Überwachungsſtellen vorzulegen und nach der 
mälitäriſchen Freigabe zur Weiterſendung wieder abzunehmen. Jeder Aus⸗ 
landsſtelle mußten daher die in ihren Wirkungsbereich fallenden Briefſendungen 
alls Deutſchland nach dem Ausland und umgekehrt zugeführt werden. Die 
Förderung bedingte eine völlige Umſtellung aller bisherigen Briefbeförderungs— 
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wege zwiſchen Deutſchland und dem Ausland. Die altgewohnten Grenz-Aus⸗ 
gangs⸗ und Eingangs⸗Poſtanſtalten fielen mit einem Male weg, und an ihre 
Stelle traten lediglich die wenig zahlreichen Auslandsſtellen, die zum un: 
mittelbaren Kartenſchlußwechſel mit dem Ausland ermächtigt waren. Für 
einen Teil der Auslandsſtellen entfiel die Notwendigkeit zur Einrichtung eines 
unmittelbaren Kartenſchlußwechſels mit dem Ausland. Sie bedienten ſich für 
ihren Auslandsverkehr der Vermittlung der Auslandsſtellen, die mit den in 
Betracht kommenden fremden Ländern Kartenſchlüſſe unterhielten. Es iſt ein⸗ 
leuchtend, daß eine ſo gründliche Anderung in der Leitweiſe der Briefſendungen 
nach dem Ausland hohe Anforderungen an die Anpaſſungsfähigkeit der Brief⸗ 
abfertigungsſtellen im Orts⸗ und Bahnpoſtdienſt ſtellte, zumal da manche der 
neu gebildeten Leitgebiete infolge ihrer vom Herkömmlichen ganz abweichenden 
Zuſammenſetzung (3.8. bei den Ländern von Sſterreich-Ungarn, für die ſich 
der Austauſch über mehrere Auslandsſtellen nicht vermeiden ließ), recht 
ſchwierig zu behandeln und im weiteren auch noch die der deutſchen Inlands— 
poſt⸗Überwachung unterliegenden Sendungen einer beſonderen Leitweiſe (über 
die Inlandspoſt⸗ÜUberwachungsſtellen) zu unterziehen waren; immerhin hat ſich 
das Einleben in die neuen Verhältniſſe und die Durchführung der Maßnahmen 
ohne bedeutendere Unregelmäßigkeiten und Störungen vollzogen, was den be— 
teiligten Dienſtſtellen und Beamten um ſo höher anzurechnen iſt, als ſie bei der 
Abwicklung des Betriebs noch die übrigen großen Schwierigkeiten zu über— 
winden hatten, die der Kriegsausbruch in Geſtalt von Perſonalentziehungen. 
Verwendung zahlreicher ungeübter Aushilfskräfte, Verminderung der Zahl der 
Poſtzüge uſw. mit ſich brachte. Als eine auch für den Poſtbetrieb ſehr uner— 
wünſchte und hinderliche Zugabe erwies ſich die militäriſche Vorſchrift, daß die 
Briefe nach dem Ausland im offenen Zuſtand aufgeliefert und den Über— 
wachungsſtellen übergeben werden mußten. Abgeſehen von der erhöhten Auf— 
merkſamkeit, die die Aufgabe⸗Poſtanſtalten auf die Feſtſtellung verwenden 
mußten, ob die Sendungen dieſer Vorſchrift entſprachen oder nicht, und abge— 
ſehen ferner von der Gefahr des Verſchiebens der Sendungen ineinander und 
von der ſchwierigeren Handhabung der offenen Sendungen in den Briefabfer— 
tigungsſtellen, konnte den Sendungen während der Beförderung ihr Inhalt 
ganz oder zum Teil entfallen und verlorengehen, ohne daß hierbei ein Ver⸗ 
ſchulden von Poſtdienſtſtellen, die von der Öffentlichkeit in erſter Linie für 
ſolche Vorfälle verantwortlich gemacht zu werden pflegten, vorlag. In den erſten 
Kriegsmonaten gaben die Auslandsſtellen die Briefe auch offen an das Aus⸗ 
land weiter. Wegen der großen Unzuträglichkeiten, die hieraus für die Ab— 
ſender und Empfänger der Sendungen infolge des Abhandenkommens wich— 
tiger Briefeinlagen und der Gefährdung des Briefgeheimniſſes entſtanden und 
die ihren Wiederhall in zahlreichen Beſchwerden und Zeitungsveröffentlichungen 
fanden, ging man im Einverſtändnis mit der Militärbehörde bald dazu 
über, die vom Militär zur Weiterleitung freigegebenen Briefe vor der Ab— 
ſendung bei den Auslandsſtellen verſchließen zu laſſen. Das war bei der 
großen Anzahl der zu behandelnden Sendungen eine viele Arbeitskräfte er: 
fordernde, koſtſpielige Aufgabe. Die Maßnahme hat dafür aber den beabſich⸗ 
tigten Zweck erfüllt und die erwünſchte Beruhigung in den Kreiſen der Brief- 
ſchreiber und-Empfänger herbeigeführt. Den damit erzielten Vorteilen gegen⸗ 
über konnten kleine Mängel, die ſich bei der Durchführung des Verfahrens her⸗ 
ausſtellten, nicht ins Gewicht fallen. Es kam vereinzelt vor, daß mehrere Sen⸗ 
dungen infolge Anhaftens überflüſſigen Klebſtoffs (der Klebſtoff wurde auf eine 
größere Anzahl paſſend zurechtgelegter Sendungen gleichzeitig aufgetragen) nach 
der Verpackung in die Briefbunde zuſammenklebten und am Beſtimmungsort nur 
ſchwer getrennt werden konnten, oder daß Druckſachenſendungen, die in Brief⸗ 
14* 
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umſchläge verpackt waren, verſehentlich mitverſchloſſen und dann im Beſtim— 
mungsland als verſchloſſene Briefe mit einer Nachgebühr belegt wurden. 

Mit der Zuführung an die Auslandsſtellen und der Vorlegung bei den 
militäriſchen Überwachungsſtellen waren naturgemäß für die Briefſendungen 
mehr oder weniger bedeutende Verzögerungen verbunden. Die Verſpätungen 
vergrößerten ſich noch in entſprechendem Maße, wenn die nämlichen Sendun— 
gen auch im Ausland — wie in Sſterreich und Ungarn, Bulgarien, der Türkei 
— einer militäriſchen Überwachung unterlagen. Die Verzögerungen konnten 
ſich für Briefe aus Deutſchland nach dem Ausland bis zu recht beträchtlichen 
Zeiträumen ausdehnen, wenn ſich die Heeresleitung genötigt ſah, aus beſon— 
deren Anläſſen zeitweiſe eine gänzliche Sperre in der Abſendung der Auslands— 
poſt eintreten zu laſſen. Dieſe Umſtände erſchloſſen, wie nicht anders zu er— 
warten war, eine reiche Quelle für Beſchwerden und Klagen aus allen Kreiſen 
der Bevölkerung, insbeſondere aus dem Handels- und Gewerbeſtand. Nach 
Lage der Sache konnte aber trotz aller Bemühungen der beteiligten Stellen an 
den durch die militäriſchen Erforderniſſe aufgenötigten Zuſtänden nur wenig 
oder gar nichts gebeſſert werden. Die Offentlichfeit mußte ſich wie die Poſt— 
verwaltung in das Unvermeidliche fügen und die eigenen Zwecke den höheren 
Zwecken der Vaterlandsverteidigung unterordnen. Es darf dabei auch nicht 
unerwähnt bleiben, daß in ſehr vielen Fällen Verzögerungen von Briefſendun— 
gen und andere Unzuträglichkeiten durch die Abſender ſelbſt verſchuldet worden 
ſind, indem ſie die beſtehenden Vorſchriften (3. B. über die offene Auflieferung 
1 Briefe, über die Unzuläſſigkeit von Anſichtspoſtkarten uſw.) nicht beachtet 

aben. 


Um den wichtigen Briefen der für den ausländiſchen Zahlungs- und 
Handelsverkehr hauptſächlich in Betracht kommenden Geſchäfte die Gefahren 
der offenen Beförderung zu erſparen und eine möglichſt ſchnelle Weiterleitung 
zu ſichern, war vorgeſehen, daß die Geſchäfte, ſoweit ihnen vom Reichs— 
kanzler (Reichsamt des Innern) das Verfahren ausdrücklich geſtattet worden 
war, ſolche Briefe — ſpäter auch Wertbriefe und andere Wertſendungen — nach 
dem neutralen Ausland unmittelbar bei den Überwachungsſtellen oder bei 
eigens zu dem Zwecke an größeren Orten im Reich eingerichteten militäriſchen 
Prüfungsſtellen offen vorlegen konnten. Die Sendungen wurden nach der 
militäriſchen Prüfung ſogleich verſchloſſen und verſiegelt und mit einer 
entſprechenden militäriſchen Beſcheinigung verſehen. Die Aufgabe der hier er— 
wähnten beſonderen militäriſchen Prüfungsſtellen beſchränkte ſich — abgeſehen 
von der bei manchen von ihnen außerdem ſtattfindenden Annahme und Prü— 
fung von Telegrammen — lediglich auf die Annahme und weitere Behandlung 
der erwähnten wichtigen Geſchäftsbriefe uſw.; ſie hatten mit ſonſtigen Poſt⸗ 
überwachungsgeſchäften, die allein den Überwachungsſtellen oblagen, keine Be— 
faſſung, wie hier den vielfach aufgetretenen abweichenden Meinungen gegen— 
über ausdrücklich hervorgehoben ſei. 


Zu den militäriſchen Beſchränkungen des deutſchen Poſtverkehrs in der 
Kriegszeit gehörte ſchließlich noch die Anordnung, daß die deutſchen Poſt— 
anſtalten vom Ausbruch des Krieges an keine Poſtſendungen, einſchließlich der 
Pakete, aus dem neutralen Ausland nach dem neutralen Ausland im Durch— 
gang durch Deutſchland befördern durften. Das Verbot erſtreckte ſich ſowohl 
auf geſchloſſene Poſten als auch auf Einzelſendungen. Die Sperre des Durch— 
gangsverkehrs, die in den Poſtaustauſch mancher neutralen Länder außer— 
ordentlich ſtörend eingriff — man denke z. B. nur an den Verkehr zwiſchen 
Dänemark, Norwegen und Schweden einerſeits und der Schweiz anderſeits — 
hat aber nur wenige Wochen gedauert. 


Die Beſchraͤnkungen des deutſchen Poſtverkehrs in der Zeit von 1914 bis einſchl. 1918. 173 


b) Feindliche Störungen des deutſchen Poſtverkehrs. 


Mit dem Beginn des Krieges hörte der deutſche Schiffsverkehr auf den 
Weltmeeren auf. Deutſche Handelsſchiffe konnten nicht mehr ausfahren, die 
unterwegs befindlichen mußten vor der Aufbringung durch die feindlichen See— 
ſtreitkräfte ſoweit als möglich Zuflucht in neutralen Häfen ſuchen. Die deutſche 
Kriegsmarine konnte ihnen keinen Schutz angedeihen laſſen, weil ſie ſich auf 
die Verteidigung der heimatlichen Küſten beſchränken mußte. Damit waren 
mit einem Male alle deutſchen überſeeiſchen Poſtdampferlinien verſchwunden, 
mit ihnen auch die deutſch-amerikaniſchen Seepoſten zwiſchen Hamburg und 
Bremen einerſeits und New Pork anderſeits, die bis dahin Gelegenheit zur Be— 
förderung von Briefen nach dem zwiſchen der deutſchen und der amerikaniſchen 
Poſtverwaltung vereinbarten niedrigen Gebührenſatz geboten hatten. Der 
billige Briefverkehr zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten Staaten von 
Amerika hatte damit ſein Ende erreicht. Die deutſchen Schutzgebiete ſahen ſich 
vom Verkehr mit dem Mutterland und untereinander abgeſchnitten. Deutſch— 
lands unmittelbare Poſtverbindungen beſchränkten ſich nunmehr auf den Ver— 
kehr mit ſeinen verbündeten oder neutralen Nachbarländern. Für ſeinen Poſt— 
verkehr nach den nur über See zu erreichenden neutralen Ländern (einſchließlich 
Spaniens und Portugals) mußte es die Vermittlung der neutralen Nachbar— 
länder in Anſpruch nehmen, die auch bereitwillig zugeſtanden wurde. Wie 
weit der deutſche Auslandspoſtverkehr nach und nach infolge des Hinzutritts 
immer neuer Feinde und der immer ſchärfer werdenden feindlichen Abſchnürung 
Deutſchlands von der Außenwelt zuſammenſchrumpfte, läßt die Verfügung 
Nr. 239 vom 24. Oktober 1917 in Nr. 72 des Amtsblatts des Reichs-Poſtamts 
erkennen, nach der damals ein Poſtverkehr Deutſchlands nur noch mit Bosnien— 
Herzegowina, Bulgarien, Dänemark, Luxemburg, den Niederlanden, Nor— 
wegen, Sſterreich nebſt Liechtenſtein, Perſien, Schweden, der Schweiz, Spanien 
(nur ſogenannte Familienbriefe über die Schweiz und Frankreich), der Türkei 
und Ungarn beſtand. Solange ſich nach Kriegsausbruch die Möglichkeit eines 
Poſtverkehrs zwiſchen Deutſchland und den überſeeiſchen neutralen Ländern bot, 
kamen für ſeine Vermittlung hauptſächlich die niederländiſchen, däniſchen, ſchwe— 
diſchen und norwegiſchen Poſtdampfer in Betracht. Mit welch unerhörter, die 
allgemein anerkannten Rech tsgrundſätze nichtachtenden Rückſichtsloſigkeit unſere 
Feinde, in erſter Linie England, den deutſchen Verkehr über neutrale Länder 
unterdrückt und behindert haben, lebt noch friſch in jedermanns Erinnerung). 


Es iſt allgemein bekannt, daß eins der Hauptkriegsziele unſerer Feinde die 
Vernichtung des deutſchen Handels bildete. Als ein weſentliches Mittel zur 
Erreichung dieſes Zweckes diente die Beſchlagnahme und Durchſtöberung nicht 
allein der von Deutſchland ausgehenden oder nach Deutſchland gerichteten Poſt— 
ſendungen, ſondern auch der Poſt der neutralen Länder. Der von unſeren 
Feinden planmäßig ausgeübte Poſtraub wurde ſowohl in europäiſchen als auch 
in den unter feindlichem Einfluß ſtehenden außereuropäiſchen Häfen, z. B. in 
Hongkong, Singapore, vorgenommen. 


Zunächſt hatte es den Anſchein, daß, abgeſehen von einigen Ausnahmen, 
die völkerrechtlichen Grundſätze, die für den Briefverkehr durch das XI. Haager 
Abkommen vom 18. Oktober 1907 und für den Paketverkehr durch die ſo— 
genannte Pariſer Seerechtsdeklaration vom 12. Juni 1856 getroffen worden 
waren. von unſeren Feinden im allgemeinen beachtet werden würden. Der 


) In den weiteren Ausführungen folgt der Verſaſſer im weſentlichen einer ſ. Z. von ihm für 
die »Deutſchen Kriegsnachrichten« bearbeiteten Darſtellung. 
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für den Poſtverkehr günſtige Zuſtand dauerte aber nur wenige Monate. In 
erſter Linie war das Vorgehen der engliſchen und franzöſiſchen Seebehörden 
gegen den überſeeiſchen Paketverkehr Deutſchlands gerichtet, den ſie bald voll— 
ſtändig unterbanden. Im überſeeiſchen Briefverkehr Deutſchlands waren ſchon 
in den erſten Kriegsmonaten einzelne Störungen durch Beſchlagnahme der 
Briefpoſten von oder nach Deutſchland durch engliſche oder franzöſiſche Kriegs- 
ſchiffe vorgekommen; ein planmäßiges Vorgehen der feindlichen Mächte in 
dieſer Hinſicht begann aber erſt Anfang Dezember 1915. Zunächſt be⸗ 
ſchränkten ſich unſere Feinde auf die Beſchlagnahme der überſeeiſchen deut— 
ſchen Briefpoſten, die in ihr Gebiet oder ihre Hoheitsgewäſſer gelangt waren. 
In einem Falle konnte durch einwandfreie Meldungen feſtgeſtellt werden, daß 
ein engliſches Kriegsſchiff die ihm auf hoher See von einem engliſchen Handels— 
dampfer übergebenen deutſchen Briefpoſten in das Waſſer geworfen hat. Für 
die Richtigkeit vieler anderen ähnlichen Meldungen hat ſich ein ausreichender 
Beweis nicht erbringen laſſen. 


Im engliſchen Unterhauſe lenkte nach Zeitungsnachrichten am 13. Oktober 
1915 ein Mitglied die Aufmerkſamkeit auf die Mißſtimmung, die in einigen 
neutralen Ländern durch die Verzögerung der Poſtſendungen entſtanden war, 
die über das Gebiet der Kriegführenden verſchickt werden. Der engliſche Mi— 
niſter Edward Grey antwortete, die Frage habe den Gegenſtand ſorgfältiger 
Erwägung gebildet. Sowohl zur Zeit des ſüdafrikaniſchen Krieges wie heute 
ſei die Regierung der Anſicht, daß, da der Kriegszuſtand die Anwendung des 
Artikels 4, Abſatz 1 der Allgemeinen Poſtkonvention (Die Freiheit des Tran: 
ſits iſt im geſamten Vereinsgebiet gewährleiſtet«) zwiſchen den Kriegführenden 
ſelbſt ausſchaltet, das Abkommen einer der Verträge ſei, die nur in Frie— 
denszeiten Geltung hätten. Die Regierung erachte es für unmöglich, die 
Vertragsbeſtimmungen ſo auszulegen, daß ſie den kriegführenden Staaten die 
Verpflichtung auferlegen, als Nachrichtenkanal zu dienen. Sie halte ſich ver⸗ 
pflichtet, von dem Rechte Gebrauch zu machen, Poſtſendungen zwiſchen den neu— 
tralen Staaten, die über England gehen, zu durchſuchen. Es werde größte 
Sorgfalt darauf verwandt, eine unnötige Verzögerung oder Benachteiligung 
der rechtmäßigen Belange der Neutralen zu vermeiden. 


Hiermit begnügten ſich die engliſchen Gewalthaber aber nicht. Sie gingen 
vielmehr ſehr bald dazu über, auch neutrale Schiffe, die britiſche Häfen plan⸗ 
mäßig nicht berührten, durch ihre Kriegsſchiffe anzuhalten und in britiſche 
Häfen zu ſchleppen, um dort die deutſchen Briefpoſten zu beſchlagnahmen. Es 
wurde ſonach der geſamte Briefverkehr Deutſchlands und ſeiner Verbündeten 
mit den überſeeiſchen Ländern und Spanien von den feindlichen Mächten an- 
gehalten und weggenommen. Von Dezember 1915 an haben die feindlichen 
Seemächte, ſoweit eine Feſtſtellung möglich war, annähernd 35 000 überſeeiſche 
Briefpoſten aus Deutſchland und den verbündeten Ländern (in der Hauptſache 
für Nord», Mittel: und Südamerika, Niederländiſch Indien und Spanien) und 
annähernd 25 000 überſeeiſche Briefpoſten nach Deutſchland und verbündeten 
Ländern (meiſtens aus Nord-, Mittel- und Südamerika, Niederländiſch Indien 
und Spanien) beſchlagnahmt, abgeſehen von den Sendungen, die im Einzel: 
Durchgang mit neutralen Schiffen abgeſandt und beſchlagnahmt worden find. Der 
Inhalt der Briefbeutel iſt, ſoweit er für Deutſchland beſtimmt war, ſpäter 
von der britiſchen und franzöſiſchen Zenſur teilweiſe freigegeben und nach 
an über die Niederlande oder über die Schweiz weitergeſandt 
worden 


England und Frankreich beſchränkten ſich nicht darauf, die auf 
neutralen Dampfern befindlichen Briefpoſten nach und von den ihnen feind— 
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lichen Ländern zu beſchlagnahmen und zu durchſuchen; die Briefpoſten der 
neutralen Länder wurden vielmehr ebenſo behandelt, um auch die Briefſendun⸗ 
gen zu faſſen, die durch die Poſt in neutralen Ländern mit feindlichen Staats⸗ 
angehörigen ausgetauſcht wurden. Die von einzelnen neutralen Mächten hier⸗ 
gegen wiederholt erhobenen Einſprüche erzielten keine Anderung des Verfahrens, 
obwohl es im Widerſpruch ſtand mit den Grundſätzen im XI. Haager Abkommen 
vom 18. Oktober 1907, das auch von England unterzeichnet und angenommen 
worden iſt. Danach ſollen die auf neutralen oder feindlichen Schiffen 
vorgefundenen Briefpoſtſendungen (Korreſpondenzen) der Neutralen oder der 
Kriegführenden, gleichviel ob amtlicher oder nichtamtlicher Natur, unverletz⸗ 
lich ſein, und, ſelbſt wenn das Schiff beſchlagnahmt wird, von dem Be⸗ 
ſchlagnehmenden möglichſt unverzüglich weiterbefördert werden. Der fort⸗ 
geſetzte Poſtraub, namentlich ſoweit der reine Schriftverkehr und der Poſt⸗ 
verkehr der neutralen Länder in Frage kam, mußte daher als ein ſchwerer Ein⸗ 
griff in das Rechtsempfinden der ganzen geſitteten Welt außerhalb der Deutſch⸗ 
land feindlichen Länder empfunden werden, zumal da er die Neutralen in der⸗ 
ſelben Weiſe wie die Kriegführenden ſchädigte. 


Wenn es noch eines Beweiſes dafür bedürfte, daß die Gründe für das Vor— 
gehen Englands und Frankreichs gegen die Poſt der ihnen feindlichen und der 
neutralen Länder nicht in rein militäriſchen Abſichten, ſondern in dem Willen 
zur wirtſchaftlichen Vernichtung ihrer Gegner geſucht werden müſſen, ſo iſt er 
durch die von deutſcher Seite gemachten Wahrnehmungen unwiderleglich erbracht 
worden. Nach Prüfungsvermerken, die ſich auf nach Deutſchland gelangten 
Briefen befanden, ſind nämlich von den britiſchen Seebehörden auf neutralen 
Schiffen beſchlagnahmte Briefpoſten nicht allein von der britiſchen, ſondern auch 
von der franzöſiſchen Zenſur durchgeſehen worden. Das Vorgehen, das vor: 
ausſetzt, daß die beſchlagnahmten Poſten unter großen Zeitverluſten zwiſchen 
den engliſchen und franzöſiſchen Dienſtſtellen ausgetauſcht wurden, ermöglichte 
beiden feindlichen Mächten einen gründlichen Einblick in die deutſchen Geſchäfts⸗ 
beziehungen zum Ausland und bot ihnen die Unterlagen für wirtſchaftliche 
Kampfmaßnahmen, wie ſie u. a. zum großen Nachteil der Neutralen in den ſo⸗ 
genannten »ſchwarzen Liſten« (Verzeichniſſe von Geſchäften, mit denen wegen 
ihrer Handelsbeziehungen zu Deutſchland britiſche Staatsangehörige keinen 
Handel treiben durften) zum Ausdruck kamen. 


Schließlich ſeien noch die Weiſungen angeführt, die nach Zeitungsnachrichten 
von den britiſchen Behörden über die endgültige Behandlung der während der 
Kriegsjahre von den britiſchen Zenſurbehörden beſchlagnahmten Poſtſendungen 
erlaſſen worden ſind. 


1. Im Vereinigten Königreich Aufgegeben oder dahin beſtimmte Brief⸗ 
ſchaften werden zerſtört mit Ausnahme derer, die wertvolle Gegenſtände 
und Urkunden enthalten und die weitergeleitet werden können. 


2. Die im Durchgang über das Vereinigte Königreich beförderten, aus 
fremden Ländern herrührenden Poſtſachen, die von neutralen Schiffen 
nach deren Eintritt in die britiſchen Hoheitsgewäſſer gelandet wurden. 
werden wie folgt behandelt. 


a) Sendungen mit Waren, Barſchaft und Wertpapieren und andere 
Wertſendungen werden an das Priſengericht übergeben; 


b) private Briefſchaften werden vernichtet, weil die Prüfung, ob deren 
Weiterleitung erfolgen kann, zu große Koſten verurſachen 
würde. 
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3. Alle freigelaſſenen Sendungen werden mit der Zenſurmarke verſchloſſen 
und folgendermaßen geſtempelt: »Von den britiſchen Militärbehörden 
freigelaflen«. 


4. Nachforſchungen nach vermißten Briefen ſind allgemein unerwünſcht, 
weil ſie infolge der durch den Unterſeebootkrieg eingetretenen Verluſte 
und der Tätigkeit auch der alliierten und feindlichen Zenſurbehörden viel⸗ 
fach nicht beantwortet werden könnten. — Von anderen als im Ver⸗ 
einigten Königreich wohnenden Perſonen ausgehende Nachforſchungen 
ſind auf diplomatiſchem Wege zu machen unter Angabe der genauen 
Aufſchrift der Sendung, des Tages der Poſtaufgabe, des Inhalts der 
Sendung, der Einſchreibnummer und des Aufgabeamts. 


Die Förderanlage beim Poſtamt 4 (Hauptbahnhof) 
in Chemnitz. 


Vom Geheimen Poſtrat Sturm in Chemnitz. 


Dem Poſtamt 4 (Hauptbahnhof) in Chemnitz ſtehen zur Abwicklung des Paket⸗ 
verkehrs zwei Packkammern zur Verfügung, eine untere und eine obere. In der 
unteren Packkammer, die im Erdgeſchoß liegt, erfolgen 


1. die Abnahme der bei den Orts⸗Poſtanſtalten aufgelieferten? Pakete, die 
ſämtlich durch Güterpoſten angebracht werden, 


2. die Angabe der Leitnummern auf den abgehenden Paketen ſowie die 
Verteilung der Pakete auf die Stapelplätze und 


3. das Verladen der für Chemnitz und Vororte? beſtimmten Pakete in die 
Güterpoſtwagen. | 


An die untere Packkammer ſchließt ſich ein 190 m langer Tunnel, der durch 
S hydrauliſche Aufzüge und ebenſo viele Aufgänge mit den 16 Bahnſteigen ver⸗ 
bunden iſt. Die obere Packkammer befindet ſich im 2. Geſchoß und liegt 4,5 m 
über der unteren Packkammer. Sie dient hauptſächlich zur Abſtellung der Hand— 
wagen mit Paketen, die in Sackwagen verladen werden ſollen oder aus ſolchen 
herrühren. An die obere Packkammer reihen ſich die Räume für die Geld. und 
Briefabfertigung an, die in Chemnitz vom Poſtamt 4 wahrgenommen wird. 
Längs der oberen Packkammer zieht ſich die Poſtladerampe hin, vor der 2 Poſt— 
ladegleiſe liegen. Der Verkehr zwiſchen der oberen und der unteren Packkammer 
wird durch 2 elektriſche Aufzüge (Fahrſtühle) vermittelt; außerdem ſind die Räume 
durch eine Im breite Holztreppe verbunden. 


Aus der Lage der Dienſträume ergibt ſich, daß der Verkehr zwiſchen 
den Abfertigungsräumen und den Bahnſteigen auf den Weg durch die obere 
Packkammer, den Fahrſtuhl, die untere Packkammer und den Tunnel an— 
gewieſen iſt. Da das Poſtamt vor dem Kriege werktäglich mit 228 poſtſeitig 
benutzten Eiſenbahnzügen in Verbindung ſtand, war der Verkehr zwiſchen der Ab— 
fertigung und den Bahnſteigen äußerſt rege. Um die rechtzeitige Überkfunft der 
Beutel ſicherzuſtellen, mußte einer der Fahrſtühle für die Beförderung der Geld— 
und Briefbentel freigehalten werden. Der zweite Fahrſtuhl dient dem Paket⸗ 
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verkehr. Um einen Überblick über feinen Umfang zu gewinnen, ſeien folgende 
Zahlen angeführt. In Chemnitz nebſt Vororten ſind Pakete 


im Jahre aufgeliefert | eingegangen 


Tauſend 


n 2966 1794 


1 3254 1957 
i 3 33 2 040 
198 3093 1784 
I 2645 1522 
Bi 2181 1 501 
| 2015 | 584 
1918 1772 1551 
d 2045 1 679. 


Hierzu tritt die Zahl der im Durchgang bearbeiteten Pakete. Über den Um 
fang des Durchgangsverkehrs liegen Aufzeichnungen nicht vor, er iſt aber um ein 
Vielfaches größer als der Ortsverkehr. Zur Bewältigung des Verkehrs fertigt 
das Poſtamt 4 werktäglich Sackwagen ab nach Berlin, Breslau, Dresden, Freiberg, 
Halle, Hof, Leipzig und im Bedarfsfalle nach Annaberg, Aue, Glauchau, Ham— 
burg, Hannover und Pockau-Neuhauſen und empfängt Sackwagen regelmäßig 
von Berlin, Leipzig, Dresden und nach Bedarf von Annaberg, Olbernhau und 
Pockau⸗Neuhauſen. | 

Die Überführung der Pakete aus der unteren Packkammer nach den Bahn— 
ſteigen geſchieht in gewöhnlicher Weiſe und bietet keinen Anlaß zu beſonderen Be— 
merkungen. Anders liegt es mit den Paketen, die in Sackwagen verladen werden 
ſollen oder in Sackwagen eingehen. Hierbei wird in folgender Weiſe verfahren. 
Alle Pakete, die mit Güterpoſten eingehen, werden durch Rollbahnen !) den ſoge— 
nannten Beſchreibeſtellen zugeführt, das ſind die Stellen, an denen die Pakete mit den 
Leitnummern verſehen werden. Von da gelangen die Pakete auf Gruppenwagen 
und von dieſen auf Handwagen, die an jedem Stapelplatz aufgeſtellt ſind. 
Mangelt es an Handwagen, was in verkehrsſtarken Zeiten vorkommt, ſo müſſen 
die Pakete zunächſt auf die Stapelplätze niedergelegt und ſpäter aufgeladen werden. 
Die beladenen Handwagen werden in der Nähe des Fahrſtuhls aufgeſtellt. Der 
Fahrſtuhlwärter befördert die Wagen durch den Fahrſtuhl in die obere Dad. 
kammer, wo fie bis zur Entladung abgeſtellt werden. Palete, die von den Bahn- 
ſteigen zugehen, werden der Beſchreibeſtelle zugeführt und nehmen von da aus den 
vorbeſchriebenen Weg zum Sackwagen. Die Pakete, die in Sackwagen ange— 
kommen ſind, werden zunächſt in Handwagen verladen. Die beladenen Wagen 
werden in der oberen Packkammer abgeſtellt und vom Fahrſtuhlwärter durch den 
Fahrſtuhl in die untere Packkammer befördert. Enthält der Wagen Durchgangs ⸗ 
pakete, fo wird er der Beſchreibeſtelle zugeführt; iſt er mit Ortspaketen be 
laden, ſo wird er an die Laderampe gefahren, wo die Güterpoſtwagen laderecht 
bereitſtehen. | 

Es iſt augenfällig, daß das Verfahren, um ein Paket innerhalb des Poſtamts 
von einer Stelle zur anderen zu bringen, unverhältnismäßig viel Seit und Ar- 
beitskraft erfordert, ſelbſt wenn man dem Umſtand Rechnung trägt, daß die Pack. 
kammern in verſchiedenen Geſchoſſen liegen. Es iſt aber nicht der einzige Mangel 
der Einrichtung; fie hat auch noch andere Nachteile. Dunächſt iſt die Sicherheit 
der Pakete nicht genügend gewährleiſtet. Die Pakete gehen nicht allein durch 


) Val. Archiv 1919, S. 172. 
Urchto f. Voſt u. Telegt. 6. 1920. 19 
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viele Hände, ſondern ſie haben, um von einer Stelle zur anderen zu gelangen, 
einen weiten Weg zurückzulegen, auf dem ſie nicht immer überwacht werden können. 
Insbeſondere find fir im Fahrſtuhl den Augen des Aufſichtsbeamten gänzlich ent— 
zogen. Auch der Umſtand, daß ſich ein Teil der Pakete in der unteren, der 
andere Teil in der oberen Packkammer befindet, trägt nicht zur Erhöhung der 
Sicherheit bei. Die Beförderung der beladenen Handwagen zum Fahrſtuhl und 
das Aufſtellen der Wagen in ſeiner Nähe beeinträchtigen die Überſicht und“ 
hindern den Betrieb in der Packkammer. Da die Packkammer au der Stelle, wo 
die Fahrſtühle eingebaut find, nur 8,2 m tief iſt, treten die Mängel in der ge 
ſchäftsregſten Zeit beſonders zutage. Die Fahrſtühle werden zwar täglich auf 
ihre Betriebsfähigkeit geprüft und ordnungsmäßig eingeſtellt; es läßt ſich aber 
nicht vermeiden, daß die Fahrbühne während des Betriebs ihre Lage verändert 
und entweder etwas höher oder etwas tiefer als der I der Packkammer liegt. 
Das Ein- und Ausfahren der Handwagen erfordert dann nicht allein beſondere 
Kraſtanſtrengung für den Fahrſtuhlwärter, ſondern hat auch eine vorzeitige Ab⸗ 
nutzung der Wagen zur Folge. Nicht unerwähnt darf bleiben, daß die Benutzung 
des Fahrſtuhls bei Unachtſamkeit des Fahrſtublwärters mit Gefahr ſowohl für 
die Bedienungsmannſchaft als auch für die Pakete verbunden iſt. Infolge der 
ſtarken Beanſpruchung ſind an den Fahrſtühlen häufig und zum Teil recht 
koſtſpielige Inſtandſetzungen notwendig geweſen. In der letzten Zeit geſellte ſich 
zu den hohen Aufwendungen noch der Mißſtand, daß die Juſtandſetzungen mangels 
geeigneter Arbeitskräfte ſehr lange Zeit erforderten, ſo daß der geſamte Verkehr 
zwiſchen der oberen und der unteren e zum Nachteil des Betriebs nur 
auf einen einzigen Fahrſtuhl angewieſen war. Wiederholt iſt auch der Fall ein— 
getreten, daß beide Fahrſtühle verſagten. In ſolchen Fällen iſt die eingangs er- 
wähnte ſchmale Verbindungstreppe durch Belegen mit Brettern in eine Rutſche 
umgewandelt worden. Die in den eingegangenen Sackwagen enthaltenen Pakete 
konnten wohl auf dieſe Weiſe, wenn auch mit Zeitverluſt und Aufwendung ver⸗ 
mehrter Arbeitskräfte, der unteren Packkammer zugeführt werden, dagegen beſtand 
keine Möglichkeit, die abgehenden Sackwagen auf den Poſtladegleiſen zu beladen. 
In ſolchen Fällen ſtellte die Eiſenbahnverwaltung in entgegenkommender Weiſe 
die Wagen auf einem freien Gleis auf. Indeſſen konnten die Wagen wegen des 
Zugverkehrs oft nicht rechtzeitig geſtellt werden. Auch mußten aus demſelben 
Grunde wiederholt Verſchiebebewegungen vorgenommen werden, ſo daß das Ver— 
ladegeſchäft mehrfach unterbrochen war und die Sackwagen nicht voll ausgenutzt 
werden konnten. Aber noch ein Umſtand erwies ſich bei dem Verſagen beider Fahr⸗ 
ſtühle als beſonders ſtörend: es gab keine Möglichkeit, die Handwagen, die ſich 
bei Eintritt der Störung in der oberen Packkammer befanden, in die untere, wo 
ſie dringend gebraucht wurden, zu befördern. Es liegt auf der Hand, daß ſich 
hieraus Störungen des Dienſtbetriebs ergeben müſſen. 

| Die geſchilderten Verhältniſſe legten die Frage nahe, ob es nicht möglich jei, 
den Betrieb in der Packkammer überſichtlich zu geſtalten, zu erleichtern und die 
Pakete auf kürzerem, ſomit ſchnellerem und mehr geſichertem Wege von einer 
Packkammer zur anderen und zu den Poſtladegleiſen zu befördern. Die Frage 
hat die Firma Siegerin -Goldman⸗Werke in Mannheim auf Veranlaſſung der Ober— 
Poſtdirektion in Chemnitz in bejahendem Sinne durch den Einbau einer eigen— 
artigen Förderanlage gelöſt. Die Bauart des Gebäudes ſtellte dem Vorhaben 
viele Schwierigkeiten entgegen, ſo daß es wiederholter Beratungen und mehrfacher 
Umarbeitung der Entwürfe bedurfte, ehe der Plan zur Ausführung kommen konnte. 
Die ſeit dem 17. April 1919 fertige Förderanlage beſteht aus zwei voneinander unab— 
hängigen Zweigen, die nebeneinander aufgeſtellt find. Mit jedem Zweige kann ſowehl 
auf- als auch abwärts gearbeitet werden. Da die Zweige unabhängig voneinander 
find, beſteht die Möglichkeit, den einen Zweig zum Entladen, den anderen gleich 
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zeitig zum Beladen eines Sackwagens zu benutzen. Der linke Zweig beſteht aus 
zwei rechtwinkelig zueinander liegenden Förderbändern, die durch einen Winkel- und 
einen Seitenförderer miteinander verbunden find. Die Anordnung der Förder— 
bänder im rechten Winkel war durch die räumlichen Verhältniſſe bedingt, die eine 
andere Löſung nicht zuließen. Der rechte Zweig iſt ähnlich ee Die Förderbänder 
find in ein ſchmiedeeiſernes Rahmengeſtell mit Kreuzverband von 570 mm Breite und 
450 mm Höhe eingebaut. In dem Geſtell, zu dem Winkeleiſen von 60 * 40 * 6,5 mm 
Verwendung gefunden hat, laufen zwei endlofe Ewartketten von 55/50 mm. Die 
beiden Ketten ſind durch Bretter von 620 X 100 K 20 mm dergeſtalt verbunden, daß 
wie die Abb.! zeigt, jedes zweite Glied zur Befeſtigung eines Brettes dient, 


Abb. 1. 


Die Ewartkette. 


Dadurch wird eine endloſe Bretterbahn hergeſtellt. Die Ausführung trägt 
den Zeitverhältniſſen Rechnung, da Bandförderer nicht zu beſchaffen waren. 
Au jedem Befeſtigungsglied ſind auswechſelbare Gleitſchuhe aufgeſteckt; fie laufen 
auf Hartholzleiſten, die auf dem kürzeren Schenkel des Winkeleiſengeſtells aufge- 
ſchraubt ſind. Auf die Weiſe wird ein geräuſchloſer Gang des Förderbandes 
gewährleiſtet. Die Abb. 2 veranſchaulicht die Einrichtung eines Förderban⸗ 


Abb. 2. 
626mm - 


+--Winfcleisen 


„400 
DN 


Das Förderband. 


des. Am Kopf⸗ und am Fußende laufen die Ketten über Räder. Da ſich 
die Kettenglieder bei längerem Betrieb ſtrecken, müſſen die Ketten von Zeit zu 
Zeit geſpannt werden. Zu dieſem Zwecke iſt das Räderpaar am Fußende des 
Förderbandes verſtellbar eingerichtet. Das Nachſpannen der Ketten erfolgt durch 
Vor- oder Rückwärtsſchrauben der Spindelſpannlager (Abb. 3). Zum Aus⸗ 
gleich der Ungenauigkeiten der Ketten ſitzen die Kettenräder loſe auf der 
Welle. Der Winkelförderer beſteht aus 22 eiſernen Rollen verſchiedener 
Länge von SU mm Durchmeſſer, die auf Kugellagern laufen und durch Ketten 
angetrieben werden. Sie werden durch ein Zahnrad vom Hauptantrieb aus in 
Bewegung geſetzt. Der Seitenförderer, der die Aufgabe hat, die Pakete von dem 
Förderband auf den Winkelförderer abzulenken, beſteht aus einem Geſtell aus 


180 Die Förderanlage beim Poſtamt 4 (Hauptbahnhof) in Chemnitz. 


Winkeleiſen, an deſſen Enden je ein Kettenrad auf einer Welle ſitzt. Über dieſe 
Kettenräder läuft eine endloſe Kette, an der ſenkrecht zu den Förderbändern 
ſtehende Anſchlaghölzer von 125 * 45 * 16 mm mit Schrauben in einer Teilung von 


Die Kettenſpannvorrichtung. 


64 mm befeſtigt find. Das Förderband! ſteht mit feinem Fußende, unterſtützt 
durch einen eiſernen Bock (A), SO em über dem Fußboden der unteren Packkam— 
mer. Steigend erreicht das Förderband auf einer Länge von 7,7 m eine Höhe 
von 3,5 m. Hier verläuft es in einem Bogen von 18,5 des Halbmeſſers 2,75 m 
und geht dann wagrecht 3,3 m weiter. Unterſtützt wird das Förderband 
außer am Fußende durch einen Bock (B) in der Mitte und ein Deckengehänge (C) 
am Kopfende. Die Abb. J veranſchaulicht den Verlauf des Förderbandes. 


Abb. 4. 


Der Verlauf des Förderbandes l. 


Das Förderband II ſchließt ſich links mit feinem Fußende mit geringem Ab- 
ſtand an das Kopfende des Förderbandes I winkelrecht an und geht dann in 
gleicher Höhe wie das Förderband I 1,7 m wagrecht weiter. Ein darauf fol. 
gender Bogen von 20 Odes Halbmeſſers 2,75 m läßt das Förderband II auf eine 
Länge von 3,5 m um 1,35 m ſteigen, fo daß dadurch die Laderampe erreicht wird. 
Hier wird dem Förderband durch einen weiteren Bogen von denſelben Abmeſſungen 


wieder der wagrechte Lauf gegeben, der bis zum Kopfende 7,2 m beträgt und ſich 


Die Förderanlage beim Poſtamt 4 (Hauptbahnhof) in Chemnitz. 181 


0,65 m über den” Fußboden der Laderampe erhebt. Den Verlauf dieſes Förder⸗ 
bandes läßt die Abb. 5 erkennen. Die Stelle, an der das Förderband die 


Abb. 5. 


Der Verlauf des Foͤrderbandes II. 


Laderampe durchbricht, iſt durch einen Aufbau aus Eiſenblech geſchützt. Die 
Seite, an der das Förderband in den Aufbau eintritt, iſt mit einer zwei⸗ 
flügeligen Windfangtür verſehen, die den Zweck hat, die Zugluft abzuhalten. 
Der Winkelförderer iſt zwiſchen das Kopfende des Förderbandes 1 und das Fuß⸗ 
ende des Förderbandes II eingelagert und ſtellt ſo die 5 zwiſchen den 
beiden Förderbändern her. Der Seitenförderer läuft vom Kopfende des Förder⸗ 
bandes 1 an dem Winkelförderer entlang zum Fußende des Förderbandes II 
(Abb. 7, S. 182). 

Angetrieben wird der Zweig der Förderanlage durch einen Elektromotor von 

3,24 PS. Von dieſem treibt, wie die Abb. 6 zeigt, ein Riemen zunächſt auf 


Abb. 6. 


Der Hauptantrieb. 


ein Vorgelege. Auf letzterem laufen zwei Riemen nach dem eigentlichen Antrieb. - 
Er beſteht (ſ. Abb. 7) aus zwei Lagern, einer Welle, zwei Losſcheiben und einer Feſt⸗ 
ſcheibe ſowie einem Zahnradvorgelege, das am Fußende des Förderbandes II ſitzt. 
An dem Zahnradvorgelege find je ein Winkelzahnradantrieb für das Förderband I, 
den Winkelförderer und den Seitenförderer angebracht. Mit den zwei Riemen, 
von denen einer verſchraͤnkt läuft, kann man die Anlage beliebig auf- oder ab- 
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wärts geben laffen. Der Hauptantrieb macht 185 Umdrehungen. Die Förder 
anlage arbeitet mit einer Geſchwindigkeit von 0,26 m in der Sekunde. Für die 
Treibriemen iſt Handausrückung vorgeſehen. Die Lager der Wellen, ſoweit ſie in 


Abb. 7. 
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A Antrieb. , Foͤrderband I. 77, Foͤrderband II. WW, Winfelförderer. S Seitenförderer. 


das Mauerwerk eingelaſſen ſind, ſowie die Motoren ſind gut iſoliert, ſo daß Ge— 
räuſche auf das Gebäude nicht übertragen werden. Das Arbeiten des Motors, 
das Schlagen der Treibriemen und das Umſchlagen der Förderbänder um die 
Kettenräder verurſachen zwar einiges Geräuſch; es iſt aber nicht derart, daß es 
in der Packkammer ſtörend empfunden würde. Der Bau des rechten Zweiges der 
Förderanlage weicht von dem des linken Zweiges etwas ab, weil die Entfernung 
zwiſchen dem Kopfende des einen Förderbandes und dem Fußende des anderen 
erheblich größer iſt als bei dem linken Zweige. Am Kopfende des einen 
Förderbandes und am Fußende des anderen liegt je ein Winkelförderer mit 
fünf eiſernen Rollen. Die Verbindung zwiſchen den beiden Winkelförderern 
wird durch ein 6 m langes drittes Förderband hergeſtellt. Zum Schutze 
gegen Beſchädigungen durch Anfahren mit Handwagen ſind die Förder— 
anlage auf der Laderampe und die Gerüſtſtützen in der unteren Packkammer 
mit eiſernen Schienen umgeben. Zur Verhütung von Unfällen ſind zu 
beiden Seiten der Förderbänder, ſoweit ſie die untere Packkammer berühren, 
Schutzvorrichtungen aus breitem Bandeiſen angebracht. An den Stellen, wo die 
Bahn einen Bogen beſchreibt, ſind in die Schutzvorrichtung ſenkrecht ſtehende kleine 
eiſerne Rollen eingebaut, die ſich in Kugellagern bewegen, "damit ſich die Pakete 
dort nicht feſtſetzen können. 
Die Anlagekoſten belaufen ſich auf rund 40000 J. Abgeſehen von der 
Verzinſung und der Abnutzung beſtehen die weſentlichſten Unterhaltungskoſten 
1. in der Beſoldung für die beiden Maſchinenwärter, 
2. in dem Stromverbrauch, der aber nur gering iſt, weil für jeden Motor 
eine Antriebskraft von 3,24 PS ausreicht, 
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J. in den Ausgaben für Schmiermittel, die ebenfalls nicht erheblich ſind, da 
die Anlage mit Staufferbüchſen ausgerüſtet iſt, und 
J. in den Ausgaben für Unterhaltung der Werkzeuge und für Beſchaffung 
beſchädigter Maſchinenteile. Davon haben bisher mehrere Zahnräder 
erneuert werden müſſen. Über die Urſache wird weiter unten berichtet 
werden. Welche Aufwendungen in der Beziehung künftig zu machen 
ſein werden, kann erſt die Erfahrung lehren. 
Trotz dieſer Ausgaben ſteht die' Wirtſchaftlichkeit der Anlage außer Frage, 
wenn ſie ſich auch nicht genau in Geldeswert ausdrücken läßt. Ä 
Der Betrieb wickelt ſich in folgender Weiſe ab. Handelt es ſich darum, aus 
einem angelkommenen Sackwagen Ortspakete auszuladen, ſo wird zunächſt auf 
dem Ladeplatz ein Güterpoſtwagen laderecht geſtellt und durch eine Rollbahn 
mit der Förderanlage e Nachdem die Anlage in Betrieb geſetzt worden 
iſt, werden die Pakete auf das 8 II gelegt. Nach der Ankunft am Fuß— 
ende ſtoßen die Pakete gegen den Seitenförderer und werden von ihm nach 
rechts auf den Winkelförderer geſchoben. Da die Rollen angetrieben ſind, werden 
die Pakete bis zum Förderband! befördert und auf dieſes abgegeben. Am Fuß— 
ende des Förderbandes I nimmt ein Mann die Pakete ab und legt ſie auf die 
Rollbahn. Am Ende der Rollbahn werden die Pakete von einem zweiten Mann 
in den Güterpoſtwagen verladen. Durchgangspakete werden in der Regel ſofort 
beim Ausladen aus dem Sackwagen mit der Leituummer vyrſehen, fo daß die 
Sendungen am Ende der Förderbahn in der unteren Packkammer ſogleich auf die 
Gruppenwagen verteilt werden können. Bei ungünſtigem Wetter iſt das Be— 
ſchreiben der Pakete mit den Leitunmmern allerdings erſt in der unteren Pack— 
kammer möglich. Das Beladen der Sackwagen wickelt ſich in ähnlicher Weiſe ab. 
Die Pakete werden in der unteren Packkammer auf die Förderbahn gelegt, von 
ihr auf der Laderampe abgenommen und in den Sackwagen verladen. Die 
Förderanlage dient hauptſächlich zur Beförderung von Paketen, deren Stapel: 
plätze ſich in der Nähe der Förderanlage befinden. Die Anlage iſt ſo bemeſſen, 
daß vier Sackwagen laderecht, geſtellt werden können. Mit der Förderanlage 
können im allgemeinen alle Pakete ohne Rückſicht auf ihre Form befördert werden. 
Ausgenommen find 
J. unförmige Pakete (Stühle, Glasflaſchen uſw.) und 
2 ! die in einer Ausdehnung über die Breite des Förderbandes 
| - 62 ein — hinausgehen. 


Bedingt können befördert werden 
1. ſehr flache (etwa 2 bis > em ſtarke) Pakete, 
2. Pakete, die mit ſehr ſtarkem Bindfaden umſchnürt ſind, 
3. Pakete mit Eiſenbandumſchnürung, wenn die Uumfehnrumg zerriſſen iſt, und 
4. rollenförmige Pakete. 


Die unter 1. bezeichneten Pakete klemmen ſich leicht zwiſchen Förderband und 
Seitenförderer ein und werden entweder zerdrückt oder ſie ſetzen ſich dort ſo feſt, 
daß die Anlage beſchädigt wird. Derartige Pakete müſſen daher auf ein größeres 
Paket gelegt werden, das eine feſte Unterlage bietet. Bei den unter 2. und 3. 
bezeichneten Paketen beſteht die Möglichkeit, daß ſich der ſtarke Knoten zwiſchen 
die eiſernen Rollen des Winkelförderers feſtſetzt, oder daß ſich die Enden des 
zerſprungenen Eiſenbandes um die Rollen ſchlingen und dadurch die nachfolgen- 
den Pakete am Weitergleiten hindern. Auch dieſe Pakete müſſen wie die flachen 
Pakete als Mitreiſende behandelt werden. Rollenförmige Pakete werden am 
beſten von der Förderanlage ferngehalten. Sie können aber befördert werden, 
wenn ſie unmittelbar hinter ein anderes Paket gelegt werden, das ein ſicheres 
Auflager hat. 
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Ein weſentlicher Vorteil der Förderanlage iſt der erhebliche Zeitgewiun. Das 
Aus- und Beladen der Sackwagen geht bei Benutzung der Förderanlage außer: 
ordentlich raſch vonſtatten.. In der Stunde können rund 1000 Pakete bearbeitet 
werden. Der große Zeitgewinn iſt erklärlich, wenn man ſich die Handgriffe ver: 
gegenwärtigt, die bei Benutzung der Förderanlage und bei Benutzung von Hand— 
wagen notwendig ſind. Ein angekommenes Paket für den Ort läuft bei Benutzung 
der Förderanlage ohne jeden Aufenthalt in den Güterpoſtwagen. Bei Handwagen—- 
betrieb wird das Paket zunächſt in einen Handwagen gelegt, der Wagen wird 
dann die Laderampe entlang zum Fahrſtuhl befördert, mit Hilfe des Fahrſtuhls 
gelaugt der Wagen in die untere Packkammer und von da zum Verladeplatz. 
Erſt dann kann mit dem Einladen der Pakete in den Güterpoſtwagen begonnen 
werden. Ferner entſteht ein Zeitverluſt dadurch, daß das Ausladegeſchäft ruht, 
wenn ein beladener Handwagen gegen einen leeren ausgetauſcht werden muß. 
Eine weitere Verzögerung kann eintreten, wenn der Fahrſtuhl beſetzt iſt, ein Fall, 
der in geſchäftsſtarken Zeiten oft vorkommt. Die Durchgaugspakete gelangen bei 
Benutzung der Förderanlage ohne Verzug ſo vorbereitet in die untere Packkammer, 
daß ſie auf die Stapelplätze verteilt werden können. Bei Benutzung von Hand— 
wagen müſſen die Pakete zunächſt den vorbeſchriebenen Weg bis zur Beſchreibe— 
ſtelle in der unteren Packkammer zurücklegen, dort erſt werden die Pakete mit den 
Leitnummern verſehen und auf die Gruppenwagen verteilt. Die Erfahrung hat 
gelehrt, daß das Beſchreiden der Pakete mit den Leitnummern beim Ausladen 
aus dem Sackwageik viel raſcher vor ſich geht, als wenn die Sendungen von dem 
Handwagen abgenommen werden. 

Aus den vorſtehenden Ausführungen erhellt, daß bei Benutzung der Förder— 
anlage nur wenig Handwagen gebraucht werden. Es iſt daher nicht allein mit 
einer geringeren Zahl von Handwagen auszukommen, ſondern es werden auch 
Koſten für die Unterhaltung der Wagen geſpart. Da der Fahrſtuhl viel weniger 
als bei reinem Handwagenbetrieb beanſprucht wird, werden auch Erſparniſſe an 
elektriſcher Kraft und Unterhaltungskoſten erzielt. Ein Vorteil der Förderanlage 
iſt auch darin zu erblicken, daß die Pakete bei Benutzung der Förderanlage nicht 
beſchädigt er können, weil fie nicht wie in den Handwagen übereinander 
geſchichtet zu werden brauchen, ſondern einzeln hintereinander liegen. Von be— 
ſonderem Wert iſt ferner, daß eine Beraubung oder Unterdrückung von Paketen 
kaum vorkommen kann, weil die Beteiligten am Anfang und am Ende der Förder— 
anlage von Hand zu Hand arbeiten und während der Förderung ſelbſt niemand 
zu den Paketen gelangen kaun. Auch Betriebsunfälle, die bei Benutzung der 
Fahrſtühle vorkommen, werden bei Benutzung der Förderanlage vermieden. End— 
lich erfordert das Auflegen der Pakete auf die Förderanlage bei weitem nicht die 
Körperkraft, die notwendig iſt, um die beladenen Handwagen von Stelle zu 
Stelle zu ſchaffen. Der Körper ermüdet nicht vorzeitig und bleibt länger 
leiſtungsfähig. 

Den Beamten wird es außerordentlich ſchwer zu unterſcheiden, welche Pakete 
mit der Anlage befördert werden dürfen und welche Pakete davon auszuſchließen 
find. Leider iſt dieſe Schwierigkeit infolge des häufigen Beamtenwechſels trotz fort- 
geſetzter Einwirkung auch jetzt noch nicht völlig behoben. Große Mühe hat es auch 
bereitet, die Beamten über die Handgriffe zu belehren, die erforderlich ſind, um 
die Anlage in Gang zu ſetzen oder aufzuhalten. Die wiederholt aufgetretenen 
Störungen waren in der Hauptſache auf eine unſachgemäße Behandlung der An- 
lage zurückzuführen. Um die unliebſamen Störungen zu vermeiden, find zwei Ans- 
helfer, die in der Wartung von Maſchinen vorgebildet ſind, mit der Bedienung 
der Anlage betraut worden. Anfänglich wurde auch von den Beamten darüber 
geklagt, daß durch den Einbau der Förderanlage die Zugluft in der unteren 
Packkammer erheblich zugenommen habe. Nachdem die Mauerdurchbrüche geſchloſſen 
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worden find und die Beamten ſich daran gewöhnt haben, die an der Förderanlage 
vorhandenen Windfangtüren zu ſchließen, wenn die Anlage nicht in Betrieb iſt, 
ſind die Klagen verſtummt. 

Da die Laderampe 80 m lang iſt und die Förderanlage nur eine nutzbare 
Länge von 15 m hat, kann der Verkehr zwiſchen der unteren Packkammer und der 
Laderampe nicht ausſchließlich durch die Förderanlage bewältigt werden. Der 
Handdwagenbetrieb hat daher noch aufrechterhalten werden müſſen. Da er aber 
merklich nachgelaſſen hat, treten die eingangs geſchilderten Mängel des reinen 
Handwagenbetriebs nicht mehr ſo ſtörend in die Erſcheinung wie vor Erbauung 
der Förderanlage. Den Handwagenbetrieb ganz auszuſchalten, laſſen die räum⸗ 
lichen Verhältniſſe nicht zu. Nach den gewonnenen Erfahrungen ſteht feſt, daß 
die Beamten die Förderanlage gern benutzen, und daß fie den Zweck erfüllt, 
zu dem ſie erbaut iſt: ſie ermöglicht eine Beſchleunigung des Dienſtbetriebs, eine 
Erhöhung der Sicherheit und eine Schonung der Beamtenkräfte. 


* 


Kleine Mitteilungen. 


Einiges von den Eiſenbahnen Braſiliens. Die Regierung von Bra— 
ſilien hat die Eiſenbahn Sao Luiz -Cazias erworben und beabſichtigt, die Bauten 
an dieſer Strecke wieder aufzunehmen, die ſeit 10 Jahren geruht haben. Die 
Arbeiten ſind ſchon in Angriff genommen; nach den letzten Berichten ſind 100 km 
bereits wieder betriebsfähig gemacht worden. Die Bauten umfaſſen die Herſtellung 
von 16 eiſernen Brücken, von 7 Bahnhöfen und einigen Werkftätten. Der Ve 
triebsmittelpark beſteht zurzeit nur aus 8 Lokomotiven und 70 Wagen; er ſoll 
aber vermehrt werden. Die Eiſenbahn ſoll im ſcharfen Wettbewerb mit der Fluß— 
ſchiffahrt betrieben werden. 

Eine Zweigſtrecke der Rio-Grande⸗do⸗Sul-Eiſenbahn von Sao Pedro nach 
Jaguary iſt kürzlich dem Betrieb übergeben worden. Die Regierung will“ dem— 
nächſt die Thereſopolis⸗Eiſenbahn übernehmen. Auf ihre Anordnung ſoll die 
Itahy⸗Blumenau⸗Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft mit der Santa-Catharina-Eiſenbahn 
verſchmolzen werden, weil beide nur gemeinſchaftlich in nutzbringender Weiſe be— 
trieben werden können. Bei Abtretung der Eiſenbahn an die Regierung waren 
die Betriebsmittel, die der Schiffahrtsgeſellſchaft gehörten, zurückgehalten worden; 
ſie ſind aber zu einem ſachgemäßen Betrieb der Eiſenbahn nötig und ſollen nun 
durch die Verſchmelzung mit der Santa-Catharina-Geſellſchaft nutzbar gemacht werden. 
Daß die Anteilſcheine der Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft zum größten Teil in deutſchen 
Händen ſind, wird als ein weiterer Grund für die Verſchmelzung und die damit 
verbundene Verſtaatlichung angegeben. 

Die Beziehungen zwiſchen der Leopoldina⸗Eiſenbahn und der Regierung ſcheinen 
recht unerquicklich zu ſein. Die Eiſenbahngeſellſchaft iſt kürzlich mit einer Strafe 
von 5000 & belegt worden, weil einer ihrer Schnellzüge mit zwei Stunden Ver: 
ſpätung fein Ziel erreicht hat. Überdies verweigert die Regierung ihre Geneh— 
migung zu einer Erhöhung der Frachtiſätze und Fahrpreiſe; dieſe iſt aber erforder— 
lich, weil die Betriebszahl von 69 im Jahre 1917 auf 73 im Jahre 1918 geſtiegen 
iſt und infolgedeſſen die Teilhaber bei Verteilung der Überſchüſſe leer ausgehen 
müſſen. Durch die beiden behördlichen Maßnahmen iſt die Eiſeubahngeſellſchaft 
ſehr gereizt worden. Der Staat Rio de Janeiro ſcheint ihr freundlicher gegen⸗ 
überzuſtehen; er hat der Verlegung einer von ihm bereits genehmigten Eiſen— 
bahn von Porto das Caixas nach Rozario zugeſtimmt. Durch die Verlegung ſoll 
die Gefährdung der Strecke durch Hochwaſſer verringert werden. 
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Die Betriebskoſten haben bei allen Eiſenbahnen Braſiliens ſtark zugenommen, 
und ſelbſt die Bahia-Südweſt⸗Eiſenbahn, die lange den Ruf genoß, die am beſten 
bewirtſchaftete Eiſenbahn Südamerikas zu ſein, iſt davon betroffen worden. Bei 
dieſer Eiſenbahn betrug die Betriebszahl im Jahre 1916 faſt genau 50, und vor- 
her war ſie ſogar noch niedriger geweſen. 1917 und 1918 ſtieg ſie auf 55,68 
und 56,13. Der Grund dafür wird namentlich in der Erhöhung der Kohlen— 
preiſe geſucht. Die Kohlen wurden früher aus England, neuerdings aus Nord— 
amerika bezogen; die amerikaniſchen Kohlen ſollen nicht nur teurer, fondern auch 
ſchlechter als die engliſchen ſein. (Zeitung des Vereins deutſcher Eiſenbahnver⸗ 
waltungen, 1920, S. 209.) 


Nachruf. 
Geheimer Ober⸗Poſtrat Schrader 7. 


Am 28. März iſt der Geheime Ober⸗Poſtrat und vortragende Rat im Reichs⸗ 
poſtminiſterium Schrader im 66. Lebensjahre nach kurzer Krankheit geſtorben. 

Schrader trat 1876 in den Dienſt der Reichs -⸗Poſt. und Telegraphenver⸗ 
waltung, beſtand 1885 die höhere Verwaltungsprüfung und wurde 1898 
Poſtrat. Nach feiner Berufung in das Reichs-Poſtamt wurde er 1905 zum 
Geheimen Poſtrat und vortragenden Rat, 1909 zum Geheimen Ober⸗-Poſtrat 
befördert. Seit 1903 war er vorwiegend und ſpäterhin ausſchließlich auf dem 
Gebiete der Funktelegraphie tätig, deren Ausbildung und Einführung in das Ver— 
kehrsleben er ſeine reichen Gaben mit unermüdlichem Fleiße widmete. Als deutſcher 
Vertreter nahm er auch an den verſchiedenen zwiſchenſtaatlichen Zuſammenkünften 
teil, die ſich mit der Geſtaltung des neuen Verkehrsmittels befaßt haben. Weit 
über Deutſchlands Grenzen hinaus war er infolgedeſſen als gründlicher Bearbeiter 
und praktiſcher Kenner aller auf die Funktelegraphie ſich beziehenden Fragen geachtet 
und geſchätzt. 

Die wertvollen Dienſte, die der Entſchlafene in raſtloſem Schaffen der Reichs⸗ 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung geleiſtet hat, fein ſtets gleichmäßig liebenswürdiges 
Weſen und die Lauterkeit ſeiner Geſinnung ſichern dem Verblichenen ein bleibendes 
ehrendes und freundliches Gedächtnis über das Grab hinaus. 


Schriftwerke. 
Nachweis 
von Aufſätzen und Mitteilungen über das Voft-, Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen 
aus der Zeitſchriftenſammlung der Bücherei des Reichspoſtminiſteriums. 
(Januar bis März 1920) 


A. Liſte der Zeitſchriften. 
Enthalten im Archiv 1920, S. 84. 


Nachträge: 
la. Amtsblatt für die Reichsvermögensverwaltung. Berlin. 


B. Nachweis der Aufſätze uſw. !). 
1. Gemeinſame Angelegenheiten des Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechweſens. 
Allgemeines. Der Arbeiter und die Maſchine, von Bemke 36. J. Vierteljahr 149. 


— Die Arbeiter⸗Gewinnbeteiligung, von . Wirkl. Geb. Rat 17. 3. 
— Arbeitslobn, die Verdinglichung des ..., von Dr. Edwards 55. 58. 


0 Die fettgedruckten Zablen bedeuten die Zeitſchriften in der Liſte unter A, die Naneben ſtebenden Zahlen die Seiten. 
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Allgemeines. Organiſche und unorganiſche Arbeitsmethoden, von Harrar 52. Jahrg. 8 S. 166. 
— Arbeitspflicht und Arbeitszwang, von Noppel 60. 66. 
— Die Auslandspropaganda Englands, von Miethe 36. I. Vierteljabr 105. 
— Die billigſte Bauweiſe, von Niemeyer, Stadtbaumeiſter 18. 102. 134. 
— Baumefen, neuer Geiſt im ..., von Wagenführ 13. Jabrg. 21 S. 181. 
— Verkehrsgeographiſche Betrachtungen über die Lage der Städte, von Prof. Dr.-Ing. Blum 75. 
Jahrg. 1919 S. 344, Jahrg. 1920 S. 18. 
— Die wiſſenſchaftliche Betriebsleitung (Taylorſyſtem), von Wolf, Ober: Poſtſekretär 57. 52. 66. 
— Wiſſenſchaftliche Betriebsleitung (Taylorſyſtem) und amerikaniſche Eiſenbahnen, von Grabski, 
Regierungsbaumeiſter 88. Jahrg. 1919 S. 1047. 
- Brennſtoffe für die Kleinfeuerung, von Dr.-Ing. Markgraf 70. 126. 
— Danzig, die völkerrechtliche Stellung ... nach dem Verſailler Friedensvertrag, von Dr. Loening, 
Amtsrichter und Hochſchuldozent, und von Dr. Bumke, Landgerichtsrat 60. 39. 73. 
— Techniſches und juriſtiſches Denken 58. Jahrg. 31 S. 184. 
— Die Efas⸗Bauweiſe, von Prof. Dr.-Ing. Kleinlogel 70. 208. 
— Frauenarbeit bei den Straßenbahnen und in Verkehrsunternehmungen, von Winkler, Ober- 
ingenieur 85. 1. 33. 
— Genoſſenſchaft, die ökonomiſchen Weſensmerkmale der freien ..., von Hildebrand, Reviſor beim 
nn der deutſchen Raiffeiſengenoſſenſchaften zu Berlin 61. Jahrg. 1919 Heft 4 
S. 283. 
— Handfeuerlöſch Apparate 70. 70. 
— Eine amerikaniſche Heizzentrale 58. Jahrg. 31 Beil. 82. 
— Künſtliche Holzbiegung 58. Jahrg. 31 Beil. 80. 
— Intelligenzpruüͤfung von Angeſtellten 70. 122. 
— Kohle, die rationelle Auswertung der Kohle, von Prof. Dr. Feſter, Referent im Reichswirt— 
ſchaftsminiſterium 70. 41. 
— Maſchinenſchrift, zur Pſychologie der ..., von Dr. Haber 70. 146. 
— Neunzeitlicher Maſſivbau, von Saran, Geh. Oberbaurat 87. 62. 
— Die Organiſation der Arbeit im Friedensvertrag und im Völkerbund, von Prof. Francke 76. 
Bd. 15 S. 299. s 
— Pavierſäcke 58. Jahrg. 31 Beil. 80. 
— Die Prototypie 58. Jahrg. 31 Beil. 86. 
— Die Pſochologie des Beamten, von Prof. Dunkmann 60. 74. 
— Roftjicherheit des Eiſens im Eiſenbeton 58. Jahrg. 31 Beil. 82. 
— Sackpapier, Richtlinien für die Feſtigkeitseigenſchaften von ..., von Prof. Herzberg, Geb. 
Reg.⸗Rat 49. Jahrg. 37 S. 19. 
— Ein neuer praktiſcher Sackverſchluß 58. Jahrg. 31 Beil. 84. 
— Schladenfteine, die Herſtellung von ... als Eriag für Bauſteine 89. 11. 
— Die Schreibung des K⸗Lautes 58. Jahrg. 31 S. 120. 
— Das erſte indogermaniſche Schriftdenkmal, von Moſchkau 70. 163. 
— Über 8 55 Schweißen und die verſchiedenen Schweißverfahren, von Bechſtein 58. Jahrg. 31 
ö S. 97. 106. 
— Sparbauweiſen, von Herrmann, „ 72. Jahrg. 1919 II (Abbandlungen) 303. 
— Das Taylorſyſtem 52. Jahrg. 8 S. 157. 
— Moderne Technik und Sprachſchatz 58. Jahrg. 31 S. 109. 
— Tinten, über die Einwirkung von ... auf metalliſches Eifen, von Prof. Dipl.-Ing. Bauer und 
Prof. Dr. Mecklenburg 49. Jahrg. 37 S. 63. 
— Torf ſtatt Kohle, von Hellinger, Ingenieur 70. Jahrg. 1919 S. 868. 
— Neues Umdruckverfahren für Zeichnungen und Photographien 70. 125. 
— Verkehrsgeographie, Betrachtungen zur ..., von Prof. Dr.-Ing. Blum 7. 
— Weltbeamtenbund, internationale Beamtenbewegung 23. 9. 99. 118. 
— Weltholzhandel 55. 63. 
— Weltmarktpreiſe und Indezlöhne (Zuſatzlöhne, Tarifverträge) 77. 53. 
— Weltſprache 80. 10. 
— Zur Wirtſchaftsführung des ungariſchen Bolſchewismus, von Dr. Junge (Der Nachrichtenver . 
kehr) 61. Jahrg. 1919 Heft 4 S. 1. 33. 
— Geſundes Wohnen, von Prof. Wagner, Baurat 58. Jahrg. 31 S. 137. 
— Wünſchelrute. Was die wiſſenſchaftliche Kommiſſion über die »verbeſſerte Wünſchelrute“ jagt, 
von Dr. Werveke, Geh. Bergrat 70. 1, 89. 17. 
— Im Zeitalter der Kohle, von Siemens 55. Jahrg. 44 Bd. 172 S. 125. 
Deutſchland. Anderung der Vorſchriften über die Einziehung oder Kürzung der Zivilpenſionen, 
Hinterbliebenenbezüge und Wartegelder bei Wiederbeſchäftigungen oder Wiedereinſtellungen 
von Penſionären, Hinterbliebenen und Wartegeldempfängern (If. des Reichsminiſters der 
Finanzen vom 20. September 1919) la. 1. 
— Akkordlöhne, zur Frage der ... (Gutachten der Berliner Handelskammer) 88. 104. 
— Amtsbezeichnungen und Titel 53. 35, 57. 56. 
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Deutſchland. Amtsverſchwiegenheit, allgemeine Vf. des preuß. Finanzminiſters uſw. vom 16. ‘je 
bruar 1920, betr. Vernehmung von Staatsbeamten uſw. vor dem Ausſchuß der National. 
verſammlung 34. 40. 

— Angeſtellte höherer Ordnung, Teuerungszulage für .. . (Vf. des Reichsminiſters der Finanzen 
vom 31. Januar 1920) 1a. 74. 

— Angeſtelltenverſicherung. Zuſtändigkeit zur Entſcheidung über den Beginn der Verſicherungsfreiheit 
nach § 9 Abſ. 3 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes (Beſchluß des Oberſchiedsgerichts für 
Angeſtelltenverſicherung vom 31. Mai 1919) 5. 91. 

— Vorläufige Annahmevorſchriften für Anwärter für die Laufbahn der bisberigen mittleren Ver— 
waltungsbeamten der Reichsſchatzverwaltung (If. des Reichsſchatzminiſters vom 17. Januar 
1920) la. 27. 

— Keine Anrechnung von Kriegsdienſtzeit für die bei den deutſchen Poſt- und Telegraphenverwal— 
tungen in Belgien und im „ Warſchau beſchäftigt geweſenen Beamten 
27. 43, 53. 31, 78. 32, 57. 

— Aus der Arbeiter. und „ (Gewerkſchaften) 36. J. Vierteljahr 241. 

— Arbeiter- und Soldatenräte — feine Vebörden, ihre Mitglieder — feine Beamten (Entſch. des 
OLG. Caſſel vom 28. Auguſt 1919) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 38. 

— Arbeiterwobnungen, Vorſchläge für den Bau einfacher. . ., von Dr. Frank, Geh. Med. ⸗Rat 35. 87. 

— Gemeinnükige Arbeitsgenoſſenſchaften, os des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 

21. Februar 1920, betr. . . . 89. 

— Arbeitsleiſtung, ein Bild vom Rückgang 175 e ee 

— W Jwangsverſicherung gegen .. ., von Dr. Hoffmann, Wirkl. Geh. Oberregierungs— 
rat 60. 5 

— Arbeſtsſtreitigkeiten, zur Frage der ſchiedsgerichtlichen Beilegung von . . ., von Wiſſell, Reichs— 
wirtſchaftsminiſter a. D. 60. 36. 

— Aufruf des Deutſchen Beamtenbundes für den Achtſtundenarbeitstag 23. 125, 78. 27, 57. 51 

Aufruhrſchäden, die Entſchädigungspflicht der Gemeinden für . . . vom Reichsgericht anerkannt 

(Entſch. des RG. vom 22. Dezember 1919) 86. 6. 

— Aufſtieg für beſonders gut befähigte Unterbeamte des nichttechniſchen Eiſenbahndienſtes, Be— 
ſchleunigung des . . . (Erlaß des preuß. Eiſenbahnminiſters vom 20. Februar 1920) 88. 205. 

— Ausbildung der Unterbeamten des Betriebsdienſtes (der Eiſenbahnverwaltung), Anregungen zur 
Verbeſſerung der . . ., von Buſſe, Regierungsbaumeiſter 88. 111. 

— Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz, betr. die Penſionierung von Reichsbeamten infolge der 
Umgeſtaltung des Staatsweſens, vom 12. September 1919 45. 3, 39. 

— Aushänge über gewerkſchaftliche Veranſtaltungen 53. Jahrg. 1919 S. 351. 

— Ausnahmevorſchriften aus Anlaß des Eiſenbahnerſtreiks (Eingriffe in das Brief-, Poſt-, Tele 
graphen- und Fernſprechgeheimnis) 27. 19. 

— Soͤzäliſierte Baubetriebe 15. Jahrg. 1919 S. 473. 

— Baugenoſſenſchaften, Stempel. und Gebübrenfreibeit der . . . 15. Jahrg. 1919 ©. 472. 

— Baukoſtenabbürdung, von Heyer, 87. Jahrg. 1919 S. 563. 

— Bauweſen. Erlaß des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 10. Februar 1920, betr. 
praktiſche Winke für die Ausführung von umfangreichen Bodenunterſuchungen 89. 113. 

— Weibliche Beamte, Gehalt der ... 12. 6. 

— Der Beamte und die Heimſtätte, von Lubahn 78. 14. 

— Die Beamten in den an Polen abzutretenden Gebieten (Erlaß des polniſchen Miniſters vom 
13. Dezember 1919 23, 14. 

— Beamtenausſchüſſe, von Wolf, Ober Poſtſekretär 27. 68. 

— Beamtenbeſoldung, zur Neuregelung der .. 53. Jahrg. 1919 S. 350, Jahrg. 1920 S. 20. 23, 
12. Jahrg. 1919 S. 492, sn 1920 S. 13. 21. 45. 57, 19. Jabrg. 1919 S. 378, 
16. Jahrg. 15 S. 177, 27. 31. 55. 73, 23. 62. 83. 115, 57. 36. 47. 61. 

— Beamtenbefoldung und rs ae Anrechnung anderweitigen Verdienſtes auf das Ge— 
halt eines zu Unrecht entlaſſenen Beamten (Entſch. des RG. vom 8. Juli 1918) 34. 15. 

— Die deutſche Beamtenbewegung nach der Revolution 23. 12. 

— Über den Beamteneid 27. 3, 16. Jahrg. 15 S. 180, 23. 66, 53. 26, 36. I. Vierteljahr 304. 

— Beamtenhochſchulkurſe an ber Univerfität Breslau 23, 98. 

— Beamtenpenſionsgeſetz, die Stellung eines Offiziers iſt nicht als eine Stellung des unmittelbaren 
Staatsdienſtes im Sinne des § 28 des ... anzuſehen (Entſch. des RG. vom 3. Mai 1918) 
31. Bd. 36 S. 142. 

— Beamtenräte 16. Jahrg. 15 S. 157. 

— Der Deutſche Beamten. Wirtſchaftsbund 19. Jahrg. 1919 S. 370. 

— Hat ein Beamter den ihm amtlich anvertrauten Beſtänden Geld oder Geldſcheine zu dem Zwecke 
entnommen, um durch ihren Verkauf einen beſtimmten Gewinn zu erzielen und für ſich zu 
behalten, während er . bei der Entnahme den Nennbetrag in anderen Geldſcheinen 
der Kaſſe zufübrt, ſo hat er doch das Geld als ſolches unterſchlagen (Entſch. des RG. 
vom 4. Dezember 1919) 59. Beil. Nr. 802. 

— Beamtin und Ehe (Eheerlaubnis) 12. 106, 53. 54. 
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Dentfhland. Die wirtſchaftliche Bedeutung Oberſchleſiens für das Reich und die Stellung Bayerns, 


— 


von Möhring 36. 1. Vierteljahr 153. 

Befähigung zum böheren Verwaltungsdienſt, Ausführungsanweiſung des preuß. Finanzminiſters 
uſw. vom 13. Dezember 1919 zu dem Geſetz über die ... vom 10. Auguſt 1906 34. 4. 

Beihilfen an Beamte, die an einen anderen Dienſtort verſetzt worden find und infolge Wohnungs- 
not eine eigene Wohnung zunächſt nicht finden oder den Umzug nicht ausführen können 
(Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 26. November 1919) 34. Jahrg. 1919 S. 491, 48. 49. 

Einmalige Beſchaffungsbeihilfe, allgemeine Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 23. Dezember 
1919 und 5. Januar 1920, betr. Gewährung der .. . an Lohnangeſtellte höherer Ordnung 
und Lohnempfaͤnger 34. 4, 48. 4. 

Beſetzung von Beamtenſtellen mit Vorbeſtraften (zum Entwurf eines Geſetzes über beſchränkte 
Auskunft aus dem Strafregiſter und die Tilgung von Strafvermerken, Stellungnahme der 
Handelskammern) 37. Jahrg. 27 S. 196. 

Beſichtigungen und Erhebungen durch die Beamten - und Arbeiter⸗Bezirksausſchüſſe 27. 43, 
53. 29, 23. 125, 57. 56. 

Das Beſoldungsdienſtalter 16. Jahrg. 15 S. 197. 

Betriebsräte 37. Jahrg. 27 S. 152. 159 

Das Betriebsrätegeſetz 38. 159, 39. 275. 5 

Bienenzucht der Bedienſteten der preuß. Eiſenbahnverwaltung (Unterſtützung der Pflege der 
Bienenzucht durch den preuß. Eiſenbahnminiſter) 88. 127. 

Deutſchlands Kohlenvorräte und die Urſachen der Kohlennot, von Dr. Stutzer, Profeſſor an der 
Bergakademie Freiberg (Sachſen) 70. 81. | 

Deutſchlands Stellung im Weltnachrichtenverkehr 40. Bd. 15 S. 94. 

Diebſtahl fremder Sachen in Geſchäfts, Dienjt- uſw. Räumen, Haftung für ..., von Dr. Delius, 
Geh. Juſtizrat 59. 33. 

Dienſtvorſchriften, Neubearbeitung von. .. (Hinzuziehung von Vertretern der Beamtenvereinigungen), 
Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 17. Januar 1920 1a. 29. 


Dienſtwohnungen, Mietzins für ... (Vf. des Chefs der Admiralität vom 4. Dezember 1919 
und des Reichsſchatzminiſters vom 3. Januar 1920) 45. Jahrg. 1919 S. 569, la. 
12, 57. 41. 


Diſziplinarſachen, Geſetzentwurf über die Gewährung von Straffreiheit und Strafmilderung in... 
23. 12. 


Eingaben der Beamten- und Arbeiterausſchüſſe an das Reichspoſtminiſterium 27. Jahrg. 1919 
S. 349, 53. Jahrg. 1919 S. 351, 16. Jahrg. 15 S. 179. 

Einſchränkung der Ausgaben und Vereinfachung der Verwaltung, von Conſentius, Poſtrat 16. 
Jahrg. 15 S. 201. 209. 

Einfchränfung der Staatsausgaben, Vf. des preuß. Jinanzminiſters vom 5. Dezember 1919 34. 2. 

Entſchädigung für doppelte Haushaltführung bei Verſetzungen 27. 4, 48. Jahrg. 1919 S. 484. 

Die neuere Entwicklung des Carl. Zeiß⸗Werkes (Ein Beitrag zur Sozialiſierung und Betriebs⸗ 
rätefrage), von Dr. Schomerus, wiſſenſchaftl. Mitarbeiter des Carl⸗Zeiß⸗Werkes 61. Jahrg. 
1919 Heft 4 S. 265. 

Entwurf eines Geſetzes, betr. die Leiſtungen und Beiträge der Invaliden und Hinterbliebenen⸗ 
verſicherung, von Duͤttmann, Geh. Oberregierungoͤrat 5. 125. 

Erfinder, wie kann dem ... geholfen werden?, von Dr.-Ing. Waeſer 70. 205. 

Erhöhung der Poſt, und Telegraphengebühren, Verhandlungen im Verkehrsbeirat 23. 97. 133, 
27. 75, 53. 53. 

Erſatzpflicht der Poſtbeamten 23. 64, 78. 36. 

Feſtſtellungsklage, wenn Leiſtungsklage erhoben werden kann (Entſch. des RG. vom 12. April 
1918) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 44. 

Der Friedensvertrag als Reichsgeſetz, von Dr. Schätzel, Gerichtsaſſeſſor 20. 196. 

Friedensvertrag, zum Inkrafttreten des ... 27. 17. 

Geldentwertung und Beamtenwohnungsfrage, von Dr.Ing. Hecker 87. 58. 

Gerichtsbezirke, allgemeine Vf. des preuß. Juſtizminiſters vom 24. Dezember 1919, betr. die 
Anderung von ... anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags 44. Jahrg. 1919 S. 641 

Geſundheitsſchädigungen. Es liegt erheblich überwiegendes Verſchulden des Poſtfiskus vor, 
wenn der Arbeitsplatz eines Beamten zufolge Beſeitigung des einen Ofens und Fehlens 
von Winterfenſtern von der Wärme kaum erreicht wird und der Beamte dadurch erkrankt. 
Am Tiſche der Briefträger zu arbeiten, kann einem Poſtſekretär nicht zugemutet werden 
(Entſch. des RG. vom 28. Oktober 1919) 59. (Rechtſprechung) Nr. 59. 

„Höhere Gewalt«, der Begriff ... im Reichshaftpflichtgeſetz und die Rechtſprechung des Reichs, 
gerichts, von Dr. Seligſohn, Rechtsanwalt 31. Bd. 36 S. 107. 

Die 5 005 Eiſendahnrecht, von Juſtizrat Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Rechtsanwalt 31. 

d. a f 

Die Gewerkſchaftsbewegung 1916/18, die Entwicklung des Arbeitsmarktes während des weiteren 
Kriegsverlaufs, die Geſtaltung der Geld: und Realloͤhne ſowie der Arbeitsbedingungen, 
die ſozialpolitiſche Lage, gewerkſchaftliche Ideologien und Krieg 9. Bd. 46 S. 839. 
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Deutſchland. Zur Gewerkſchaftsbildung 12. Jahrg. 1919 S. 496. 


— 


Gloſſen zur Epigonenzeit, von Aſch (Beamtentum, Verwaltung) 24. Bd. „7 S 149 
Das Grunderwerbsſteuergeſetz, von Thimm, Generalſekretär 87. 64, 34. 51. 


Haftpflicht des Reichs für ſeine Beamten. Kann die Eiche dung der Frage, ob der Ge- 


ſchädigte von einem Dritten Erſatz des Schadens zu erlangen vermag, nur in einem be— 
ſonderen Rechtsſtreite zwiſchen dem Geſchädigten und dem Dritten herbeigeführt werden? 
(Entſch. des RG. vom 28. Juni 1919) 34. Jahrg. 1919 S. 514. 

Haftpflichigeſez. Der innere Zuſammenhaug zwiſchen Betrieb und Unfall muß ein unmittel- 
barer fein; er braucht aber nicht in der direkten koͤrverlichen Einwirkung des Betriebs- 
vorgangs auf den Verletzten zu beſtehen uſw. (Entſch. des RG. vom 20. November 1919) 
59. Beil. (Rechtſprechung) Nr. 479. 

Handelskammern, Anhörung der ... bei Geſetzentwürfen, Vervielfältigung der Gejegentwürfe 
durch die Behoͤrden 37. Jahrg. 27 S. 185. 

Sind die preuß. Handelskammern als öffentliche Behörden anzuſehen? (Entſch. des RG. vom 
29. Juni 1918) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 33. 

Die Preußiſche Hauptverwaltung der Sun und die mit ihr vereinigte Reichsſchulden. 
verwaltung. Zum 17. Januar 1920, von Dr. Moll, Geh. Finanzrat 34. 11. 

Hauptwerkſtätten der preuß. © tnalkeifenbabnen; Nensrannifation der .. . 88. 67. 79. 93. 102. 

Heranziehung von Immobiliengeſchäften zu Liegenſchaftsverkäufen (Hinzuziehung von Maklern 
für die Vermittlung oder den Abſchluß von Grundſtücksverkaͤufen, If des Reichoͤſchatz— 
miniſters vom 7. Februar 1920) 1a. 87. 

Hinterbliebenenbezüge, Berechnung der .. . eines nach Zurruheſetzung aus dem preuß. Staats- 
dienſt in anderem Dienſt wieder angeſtellten Staatsbeamten (Entſch. des RG. vom 4. Juli 
1919) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 38. 

Die neuen preuß. Hochbaubelaſtungsvorſchriften unter beſonderer Berückſichtigung der Be: 
ſtimmungen über Knickſicherheit, von Dr.Ing. Ellerbeck, Regierungs- und Baurat 89. 


40. 45. 56. 

Hoͤchſtgrenzen für Mietſteigerungen, zur Verordnung des preuß. Miniftere für Volkswohlfabrt 
über die Einführung von ... vom 9. Dezember 1919, von Dr. Warlo, Stadtrat 87. 
96, 48. 15. 


Holz. über die Größe der zuläſſigen Beanſpruchungen des Holzes im Ingenieurbau, vor allem 
für freitragende Holzkenſtruktionen, von Dr.-Ing. Jackſon, Reg.⸗Baumeiſter 18. Beil. 
(Der Holzbau) 9. 

Holzkonſtruktionen. Welchen Einfluß baben die neuen preußiſchen miniſteriellen Beſtimmungen 
für Hochbauten auf die Bemeſſung von Holzkonſtruktionen?, von Dr.-Ing. Geſteſchi 18. 
Beil. (Der Holzbau) 13. 


Invaliden und Hinterbliebenenverſicherung. Wie kann die Notlage unſerer Invaliden und 


Hinterbliebenenverſicherung beheben werden?, von Kleeis 5. 41. 

Invalidenverſicherung, die Sanierung der .. ., von Seelmann, Landesrat 5. 46. 

Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen bei den Poſtanſtalten, Anderungen im .. . 23. 23 

Kleingartenbau und Kleintierzucht, Forderung des . . . durch die Reichs -Poſtverwaltung 27. 
23. 126, 53. 39. 

Kleinviehverſicherung als MWoblfabrtsunternebmung, von Dr. Behre, Regierungsrat (Preuß. 
Eiſenbahnverwaltung) 88. 

Konfliktserhebung, Beſeitigung der .. . in Preußen 23. 13. 


Konfliktsverfahren, keine Erſtattung der Koſten des ..., auch wenn der Fiskus im nachfolgenden 


Prozeß obſiegt (Entſch. des DVG. Hamm vom 19. April 1918) 31. Bd. 36 S. 131. 


Krankengeld, Übertragung des Anſpruchs auf... ſtatt Anrechnung des ... auf den Lohn 
(Beamtenanwärter und Hilfsarbeiter) 5. 80. 

Eine Krankenkaſſe iſt zur Erteilung von Auskunft über von ihr gewährte Kaſſenleiſtungen auch 
dann verpflichtet, wenn eine Behörde der Auskunft zwar nicht zum Vollzuge der RVO., 
aber im öffentlichen Intereſſe zur Durchfübrung ihrer Aufgaben bedarf (Entſch. des RV. 
vom 11. Oktober 1919) 1. Jahrg. 1919 S 441, 5. 86. 110. 

Krankenkaſſen. Fuhrkoſten des Arztes 5. 99. 


Krankenverſicherung (Höhe des Krankengeldes, Höchſtgrenze für die Pflichtverſicherung, Eingaben 


von Handelskammern) 37. Jahrg. 27 S. 182. 

1 Das Honorarabkommen zwiſchen Kaſſen- und Arztehauptverbänden für 1920 
42. 

. Zu den Begriffen des Erfüllungsorts bei der Krankenpflege und des Prim 
genden Falles 42. 6. 

Krankenverſicherungspflicht, Befreiung ſtaatlicher Angeſtellter von der ... 5. 66, 1a. 36. 

Kriegerwitwen, Beſchäftigung von ... im Poſtdienſt 23. 126. 

Kriegsbeſchädigte, die Verſorgung der ... 19. Jabrg. 19 S. 376. 

Kriegs ſchäden in Elſaß-Lotbringen, Verordnung über die Grundſaͤtze für die Abſchätzung und 
Feſtſtellung von .. . 90. 131. 
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Deutſchland. Kriegsſtiftung für die Angehörigen der NReih8-"oft- und Telegraphenverwaltung (aus 
einer Seldſammlung, die während des Krieges unter dem Perſonal der Reichs⸗Poſt. und 
Telegraphenverwaltung veranſtaltet worden iſt) 27. Jahrg. 1919 S. 349, 53. +4, 16. 
Jahrg. 15 S. 179, 23. 65, 57. 39. 

— Kriegsteuerungszulagen dürfen den im Diſziplinarweg entlaſſenen Beamten nicht bewilligt 
werden 27. 19, 53. 16, 23. 67. 

— Kriegs teuerungszulagen, die Entwicklung der ..., von Schmidt, Rechnungsrat 27. 62. 

— Kriminalſtatiſtik für 1909 bis 1914 (Briefgeheimnis, Fälſchung von Briefmarken, Gefährdung 
des Betriebs öffentlicher Telegraphenanlagen uſw.) 65. Jahrg. 1919 Heft 3 S. 13 u. f. 

— Kürzung des Gehalts eines zu Unrecht entlaſſenen Beamten nur als Folge einer Entſcheidung 
der Dienſtſtrafbehörde. Teuerungszulage. Keine Pflicht des Beamten, für die Richtigſtellung 
der Anſtellungsurkunde zu ſorgen (Entſch. des RG. vom 2. Juli 1918) 34. 15. 

— — Lieferungs verträge, Erfüllung vor dem Kriege geſchloſſener Lieferungsverträge (Entſch. des RG. 
vom 15. Oktober 1918) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 44. 

— Lohntarif. Teilvertrag, Abſchluß eines ... bei der preußiſch-heſſiſchen Staatseiſenbahnverwaltung 
88. 205. | | 


— Die Lohntarifverhandlungen bei der Eiſenbahn 88. 11. 

— Mauerziegel (Backſteine), Erlaß des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 8. 5 
ber 1919, betr. die Regeln für die Lieferung und Prüfung von Mauerziegeln« 89. 

— Mehrausgaben bei Umzügen 39. 215, la. 80, 16. Jahrg. 15 S. 211, 27. 61, 53. 43, 34 
43, 23. 152, 48. 50. 

— Mieteinigungsämter, Mitwirkung von Beamten bei den (allgemeine Vf. des preuß. Finanz— 
miniſters uſw. vom 31. Dezember 1919) 34. 6. | 

— Mietwohnungen, Räumung von ... (Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 7. Januar 1920) la. 17. 

— Mietzinsſteigerungen, die Anordnung, betr. Einführung einer Höchſtgrenze für... vom 9. De 
zember 1919, von Arendt, Stadtbaurat 87. 13. 

— Militärverſorgungsgericht, Betrachtungen über die Sprucht itigkeit des ..., von Dr. von Köbke, 
Regierungsrat 42. 

— Mißſtände im Poſt., Telegramm und Fernſprechverkehr (Eingaben von Handelskammern) 37. 
Jahrg. 27 S. 200. 

— Die Nachrichtentruppen im neuen deutſchen Heere 27. 5, 53. 9. 

— Zur Neuordnung des deutſchen Verkehrsweſens 18. 125. 

— Offiziere, Übertritt von ... in einen Zivilberuf, Vf. des Reichswehrminiſteriums vom 24. Te: 
zember 1919 39. 1. 

— Offizierpenſion, Abzug des Arbeitseinkommens von der ... 46. 1540. 

— Ortsloöhne gewöhnlicher Tagearbeiter 90. 6. 

— Pauſchvergütungen für Dienſtreiſen nach nahegelegenen Orten, allgemeine Bf. des preuß. Fi— 
nanzminiſters vom 29. Dezember 1919, betr.... 34. 5, 30. 6, 90. 102, 39. 214, 
la. 83, 47. 36, 48. 34. 

— Penſionierung. Der Staat darf nicht einſeitig unklare Außerungen eines Beamten in einem 
Entlaſſungsgeſuch als Penſionsverzicht auffaſſen, vielmehr iſt die Willensmeinung durch 
Rückfrage unzweifelhaft feſtzuſtellen (Entſch. des RG vom 10 Oktober 1919) 59. 
(Rechtſprechung) Nr. 14. 185. 

— Perſonalreform im Poſtdienſt und Überfuͤhrung der ſüddeutſchen Poſtbeamten in den Reichs- 
dienſt 78. 3. 

— Pflegekinder, Kinderzulagen für ... 27. 43, 23. 95, 53. 36. 

— Pllichtver letzung, Erlaß gegen ... bei den Eiſenbahnbedienſteten 23. 18. 

— Poſtagenten, die von der Ober⸗Poſtdirektion zugelaſſenen Vertreter der ... find im ſtrafrechtlichen 
Sinne Beamte, weil ihnen Verrichtungen öffentlich rechtlicher Art agen ſind, die 
als Ausübung der Staatsgewalt anzuſehen find (Entſch. des RG. vom 22. Dezember 1919 
59. Beil. Nr. 804. 

— Poſtgebuͤhren und Materialpreiſe 27. 35, 53. 23. 

— Poſt⸗Hauswehren 27. 27, 53. 19, 23. 97. 

— Poſt- und Telegrammverkehr mit Holland Eingaben von Handelskammern) 37. Jahrg. 2 
S. 149. 201, 27. 9, 53. 7 

fungserleichterungen für ältere Eiſenbahnbeamte 23. 14. 

— Über die Rechtsgültigkeit von Eingriffen in Wohnungen, von Baacke, Rechtsanwalt 87. 99 

— Die deutſche Rechtſchreibung 70. 150. 194, 80. 65. 

— Im Rechtswege kann nicht geltend gemacht werden, daß der Staat vermöge ſeiner Fuͤrſorge⸗ 
pflicht e geweſen ſei, den Beamten in ein anderes Amt zu verſetzen (Reichs · 
beamtengeſetz X 155, Entſch. des RG. vom 3. Mai 1918) 31. Bd. 36 S. 141. 

Reiche. Arbeitsgemeinſchaft der ag Poft- und Telegraphenbeamten und Beamtenbeirat, Tätigkeit 
der . . . 23. 5, 53. 14, 27. 25, 16. Jabrg 15 S. 185. 

= Reichs bauverwaltung 27. 13, 53. 10. 

— eee . über die Einziehung und W Verrechnung der Verfabrenskoſten 
des . . . 90. . 


ö 
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Deutſchland. Reichspeſtflagge und Reichswappen 27. 20, 23. 97, 57. 41, 53. 30. 


Reichspoſtminiſter Giesberts über Teuerung, Beſoldung, Perſonalreform und Streik 23. 67, 
27. 28, 16. Jahrg. 15 S. 192. 

Neichsverkehreminiſterium 16. Jahrg. 15 S. 214. 

Das Reichsverſicherungsamt, von Dr. Hoffmann, Wirkl. Geh. Ober Regierungsrat 5. 21. 

Reichsverſicherungsordnung ($ 180). Sonn- und Feiertage als Arbeitstage (Entſch. des RBA. 
vom 22. Oktober 1918) 16. Jahrg 15 Beil. (Rechtſprechung) 41. 

Reichsverwaltungsgericht, der Vorentwurf eines Geſezes über das ... von Dr. Damme, Ober— 
verwaltungsgerichtsrat 20. 182, 53. 15. 

Reiſekoſtenvergütungen für Mitglieder der Beamten uſw. Ausſchuͤſſe 23. 66, 581 26, 57. 56. 

Rentenzulagen aus der Invalidenverſicherung, von Seitz, Oberregierungsrat 5. 8 

Richtlinien für die Gewährung von Vorſchüſſen, Beihilfen und 1 für Schäden 
Deutſcher in Elſaß Lothringen aus Anlaß des Krieges oder ihrer Verdrängung 90. 52. 

eee eee für die vorläufig noch in den abzutretenden Oſtgebieten zurückgehaltenen Be— 
amten (Pf. des preuß. Finanzminiſters vom 30. Dezember 1919 und des preuß. Juſtiz⸗ 
miniſters vom 7. Januar 1920) 44. 13, 48. 1. 

Rubegehälter der nach dem 1. April 1919 ausgeſchiedenen Beamten 23. 96. 

Bae e Kürzung, Einziehung und Wiedergewährung der ..., von Neumann 57. 4. 17. 

Das zugige Schalterfenſter im Poſtgebäude (Erkrankung eines Beamten infolge der Zugluft, 
Haftung des Reichspoſtfiskus, Entſch. des RG. vom 28. Oktober 1919) 16. Jahrg. 15 
Beil. (Rechtſprechung) 34. 

Über techniſche Schiedsgerichte, von Dipl.-Ing. Schäfer 18. 106. 

Verbindlicher Schiedsſpruch über Lohn- und Arbeitsbedingungen 20. 134. | 

Schlichtungsausſchüſſe, obligatoriſche oder fakultative Natur der ...?, von Dr. Junke, Landge⸗ 
richtsrat 60. 79. 

Arztliche Schlußzeugniſſe in Krankheitsfällen 57. 40. 

ä des Angeſtellten gegenüber dem Dienſtherrn (Entſch. des OSG. Dresden vom 

J. März 1916) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 40. 

Sonntagsdienſt, Einſchraͤnkung des .. . bei der Poſtverwaltung 27. 8, 53. 7, 23. 68. 

Sozialiſierung, die ſogenannte .. . 67. Jahrg. 17 Heft 5 S. 344. 

Zur Sozialiſierung der Arzneiverſorgung (Krankenkaſſen) 5. Jahrg. 1919 S. 712. 

Die Sprache der deutſchen Reichsverfaſſung 80. 1. 

Spruchgerichte, von Staatsminiſter Dr. Drews, Miniſter des Innern a. D. 20. 259. 

Staatsbeamtenfragen in der deutſchen Republik, von Dr. Müller, Staatsſekretär a. D. 60. 29. 

Staatsmittel für Kleinwohnungsbauten von Staatsbedienſteten 87. 73. 

Stellvertretungskoſten bei Beurlaubung zur Teilnahme an politiſchen uſw. Tagungen 23. 96. 

Zum Steuerprivileg der Beamten 23. 67. 

Die Stiftung »Töchterhort« für verwaiſte Töchter von Reichs ⸗Poſt:. und Telegraphenbeamten 
8. Jahrg. 1919 S. 466, 23. 19. 

Strafſachen, der Entwurf eines Geſetzes über den Rechtsgang in .. ., von Prof. Dr. Goldſchmidt 

Strafverfahren, die Reform des ..., von Senator Dr. Nöldeke, Vorſtand der Hamburgiſchen 
Juſtizverwaltung 20. 170, 23. 121. 

Streik, der preuß. Eiſenbahnminiſter über den ... 32. 57. 

Streikrecht, geſetzliche Regelung des .. . vorgeſchlagen 32. Jahrg. 1919 S. 696, 23. 13. 

Kein Streikrecht der Beamten 53. 44. 

Tagegelder bei Urlaub, Bf. des Reichsſchatzminiſters vom 18. Februar 1920 la. 110. 

Tagegelder und Fuhrkoſten bei Dienßreiſen, Erhöhung der . . . 27. 43, 23. 95. 151, la. 72 
39. 195. 214, 53. 34, 45. 62, 16. „Jobrg. 15 S. 202, 44. 72, 34. 45. 

Teuerungszulagen, Erhöhung der . . . 12, 2. 29, 23. 1, 27. 15, 53. 13, la. 38. 

Umgeſtaltung des Wert uffichtsbeamtenbienfe 27. 67, 16. Jahrg. 15 S. 222. 

Umſatzſteuer, Poſt und ... 27. 

Umſatzſteuerpflicht der ai und der Lebensmittelausſchüſſe 23. 18. 

Umſatzſteuerpflicht tritt bei Lieferungen ſeitens gewerblicher Unternehmungen des Staates an 
feine Behörden oder Anſtalten nur inſoweit ein, als dieſe der Erfüllung der öffentlich 
rechtlichen Aufgaben des Staates dienen (Eigenverbrauch im Sinne des § 1 Abſ. 2 des 
Umſatzſteuergeſetzes) 34. Jahrg. 1919 S. 498. 

Umzugskoſten für Beamte, deren Verſetzung in den Ruheſtand bevorſteht, bei ÜUberſiedlung aus 
den abgetretenen deutſchen Gebieten nach ihrem neuen Wohnſitz (Pf. des Reichsminiſters 
der Finanzen vom 29. Oktober 1919) la. 28. 

Unanfechtbarkeit vertraglicher Verzichtsvergleiche wegen veränderter Umftände (keine Erhöhung 
einer im Wege des Vergleichs zugebilligten Jahresrente wegen der Teuerungsverhältnifie, 
Entſch. des RG. vom 5. Juni 1919) 88. 151. 

Unfall im Poſtdienſt und ungeeignete Beſchäftigung, Schadenserſatz wegen Anſpruch auf 
Kriegsbeihilfen. Rentenboͤhe (Entſch. des LG. Karlsruhe vom 24. Juli 1918) 16. 
Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 35. 
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Deutſchland. Unfallpenſion. Iſt ein Beamter infolge eines im Dienſt erlittenen Betriebsunfalls ge- 


ſtorben, ſo ſteht der Witwe, auch wenn ſie mehr als 15 Jahre jünger als der Verſtorbene 
geweſen iſt, die ihr nach dem Beamtenunfallfürſorgegeſetz zukommende Penſion ungekürzt 
zu (Entſch. des RG. vom 13. Januar 1920) 59. Beil. Nr. 833. 

Unfallverſicherung. Zur Pflicht erkrankter Verſicherter, ſich Operationen zu unterziehen (Met.- 
Entſch. des RUN. vom +. Juni 1919) 5. 65. 


- Unterbringung von Kriegsbeſchädigten und Kriegs hinterbliebenen in ee e e uſw. (Pf. 


des Reichsarbeitsminiſters vom 17. September 1919) Se TB 1919 S. 403. 

Unterrichtskurſe, Gewährung von Vergütungen für . . . 23. N 

Unterrichtsweſen bei den Eiſenbahnwerkſtätten, Neuregelung 8 . . . 88. 1205. 

Urlaub der Arbeiter und Angeſtellten, von Klotb 60. 22. 

Ein Urteil des Reichsdiſziplinarhofs vom 7. Juli 1919 zur Auslegung des § 78 des RBG. 
8. 79. 

Verdingungsgrundlagen, 125 wichtige Entſcheidung über . . . (Entſch. des RG. vom 24. Sep- 
tember 1918) 32. 


Verdingungsweſen. Erlaß = preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 6. Februar 1920, 


betr. die Öffentliche Ausſchreibung von Leiſtungen und Lieferungen 89. 105. 

Vereidigung der öffentlichen Beamten, Verordnung des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
vom 9. Dezember 1919 30. Jahrg. 1919 S. 160. 

Vereinbarung von landesrechtlichen Vorſchriften mit dem Reichsrecht 27. 52. 

Die Vereinbarungen über die Verkehrsverhältniſſe in den abzutretenden Gebieten und in den 
Abſtimmungsgebieten 27. 39. 

Verhandlungen in Beamtenfragen 53. Jahrg. 1919 S. 351. 


Verjährung der auf Grund des Unfallfürſorgegeſetzes auf das Reich übergegangenen Schadens- 


erſatzanſprüche 8. 52, 16. Jahrg. 15 Beil (Rechtſprechung) 47. 

Verkehrsbeirat beim Reichspoſtminiſterium, Bericht über die Verhandlungen des ... in der 
Sitzung vom 22. November 1919 (Deutſcher Induſtrie- und Handelstag) 37. Jabra. 27 
S. 208. 

Die neue Verkehrshochſchule in Düſſeldorf, von Prof. Dr. Herold, Studiendirektor 75. 37. 

Verkehrsweſen, neue Wege zur Verbeſſerung des deutſchen ... (Vortrag ven Buſchbaum) 88. 
121. 135. 

Verlobung. Mangels Unentgeltlichkeit liegt keine Schenkung vor, wenn eiue ſtaatlich angeſtellte 
Beamtin ſich von ihrem Verlobten vorweg eine Geldſumme als Entgelt für die Aufgabe 
ihrer Stellung zuſchreiben läßt (Entſch. des RG. vom 28. Mai 1919) 16. Jabrg. 15 
Beil. (Rechtſprechung) 33. 

Die Verordnungen der interalliierten Rheinlandkommiſſion, von Nelz, Staatsanwalt (Verkehrs— 
polizei) 20. 245. 

Verſetzung. Wann iſt eine Verſetzung zuläſſig? 19. Jahrg. 1919 S. 379. | 

Die Verſetzung in ein Amt mit niedrigerem Dienſteinkommen 19. Jahrg. 1919 S. 380. 

Verſicherungspflicht (Kranken-, Invaliden- und Hinterbliebenenverſicherung) der bei der Poſt⸗ 
verwaltung im mittleren Beamtendienſt beſchäftigten Aushelfer 27. 19, 23. 68. 

Verſorgungsgebührniſſe, allgemeine Vf. des preuß. Juſtizminiſters vom 14. Januar 1920 über 
die Aus zahlung militäriſcher . . . an Kanzleibeamte 44. 22. 

un 1 von .. . wegen Erhöhung der Selbſtkoſten (Eingaben von Handelskammern) 

Jahrg S. 175. 

„ 23. 18. 153, 57. 39. 

Die Vorbildung der Verwaltungsbeamten 84. Jabra. 1919 S. 422. 

Waſſergeſetz, Erlaß des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 2. Mai 1914, betr. die 
Behandlung der beim Inkrafttreten des ... vom 7. April 1913 beſtebenden Rechte an 
Waſſerläufen erſter Ordnung 89. 33. 


Wiederaufbau und Sozialverſicherung. Vorſchläge zur Anderung der Reichsverſicherungsordnung, 


von Dr. Kaufmann, Präſident des RWA. 42. 9. 

Wirtſchaftlichkeit von Bauten, praktiſche Auswertung der . . ., von Dipl.-Ing. Dommer 87. 37. 

Wohnungen. Beſtimmungen (Ausführungsvorſchriften) des Reichsrats über die Gewährung von 
Darlehen aus A zur Schaffung neuer Wohnungen vom 10. Januar 1920 90. 56. 

Wohnungsfrage, der preuß. Miniſter für Volkswohlfahrt zur ... 18. > 

Die Wohnungsnot. Betrachtungen ſozialer und finanzieller Natur über Linderungsmöglichkeiten, 
von Dr. Ing. Leſſer 18. 9. 

Wobnungsnot und Baukoſtenüberteuerung, von Dr. Sartorius 87. 6. 

Wohnzwecke, Inanſpruchnahme öffentlicher Gebäude zu ... 47. 6. 

Zentralheizung, Runderlap des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 31. Dezember 1919, 
betr. die von den Dienſtwohnungsinhabern zu entrichtenden Entſchädigungen für... 
44. 38, 47. 38. \ 

Klare Ziele, von Oberlandesgerichtspräſ. Dr. von Staff, Wirkl. Geb. Ober Juſtizrat (Beamtenrecht, 
Beamtenausſchüſſe) 20. 11 

Der Zipilſupernümerar 12. 62 
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Deutſchland. Der Zugang zum hoheren Verwaltungsdienſt, von Dr Tull, Geb. Ober-Regierungsrat 
51. Jabrg. 1919 S. 122. 

Zugang zu den Räumen, Haftung des Hauseigentümers neben dem Mieter für einen verkehrs- 
ſicheren . . . (Entſch. des RG. vom J. November 1918) 16. Jahrg. 15 Beil. (Recht- 
ſprechung) 43. 

Wann endiat die Zuſtändigkeit der deutſchen Vebörden in den Abtretungsgebieten?, von Geh. 
Ober-⸗Juſtizrat Dr. Cruſen, vortr. Rat im preuß. Juſtizminiſterium (Stellung der Beamten) 
20. 7. n 

— Zwangswirtſchaft und Sozialiſierung, von Conrad 36. I. Vierteljahr 139. 
— Bayern. Die 18 ſtündige Arbeitswoche 12. 101. 
— — Aufhebung des Verdingungsverfahrens bei Vergebung behördlicher Arbeiten in Bavern 89, 112. 
— — Bramtenfraaen im baneriſchen Landtag 12. 266. 37. 47. 71. 104. 114. 
— — Baveriſche Feldpoſtweihnachtsſtiftung (Stiftung des baveriſchen Feldvoſtperſonals) 27. 36, 
53. 
— — Zur bayeriſchen Gehaltsordnung 12. 70 
— — Tarifverhandlungen bei der baneriſchen Poſtverwaltung 12. 71. 
— — Zur Übernahme der bavertichen Poſt 53. 15. 44. 49, 12. S1, 27. 61. 69, 23. 153. 
— Verband der Baugenoſſenſchaften des baverifchen Verkebrsperſonals 87. 103. 
Württemberg. Erhöhung der Teuerungszulagen 78. 20. 
Aus dem wuürttembergiſchen Landiag (Poſten und Telegraphen) 78. 38. 
— — Zur Überführung der württembergiſchen Poſt auf das Reich 78. 17, 27. 61. 69, 53. 44. 
49, 23. 153. 
Belgien. Beſoldungsregelung für die Verkehrsbeamten 12. 9. 
Frankreich. Beſoldungsbewegung des Poſt- und Telegraphenperſonals in Elſaß Lothringen 23. 68, 
16. Jahrg. 15 S. 215, 27. 65. ö 
— Gebührenerböhungen im Poſt-, Telegraphen- und Fernſprechverkebr 16. Jahrg. 15 S. 181, 
27. 53. 
— Ein genoſſenſchaftliches Programm des franzöſiſchen Konſumgenoſſenſchaftsverbandes 19. Jahrg. 
1919 S. 382. 
Italien. Generalſtreik des Poſt, und Telegraphenverſonals 27. 9. 
— Hilfsverein des italieniſchen Vor, Telegraphen⸗ und Fernſprechperſonals 71. Jahrg. 1919 
S. 1727. 7 | 
Niederlande. Geſchäftsbericht der Poſtverwaltung für 1917 27. 36. 
Oſterreich. Achtſtündiger Arbeitstag bei den Poſt-, Telegraphen- und Fernſprechanſtalten 88. 129. 
— Neues Beſoldungsgeſetz 27. 11, 16. Jahrg. 15 S. 180. 
— Die Fortbildung der Ssozialverſicherung in Oſterreich ſeit dem Kriege, von Dr. Weiß 5. 101. 
— Gebührenerhöhungen in Ofterreih 27. 2. 36, 71. 25. 
— Neuordnung des Poſt«, Telegraphen- und Fernſprechweſens 53. 21, 57. 1,23. 126. 
Polen. Einfübrung der Uhrzeit von 1 bis 24 53. 21. b 
Schweiz. Stundenzählung O bis 24 39. 21, 27. 20. 


II. Poſtweſen. 

Allgemeines. Aushändigung von an einen Verſtorbenen gerichteten Poſtſendungen an die Erben im 
internationalen Poſtverkehr (Entſch. des OSG. Kiel vom 2. April 1918) 31. Bd. 36 S. 152. 

— Behandlung der von den britiſchen Zenſurbebörden beſchlagnabmten Poſtſendungen 10. Jabrg. 13 
Nr. 14 S. 7. ö 

— Benzin oder Benzol als Kraftwagenbrennſtoff? 58. Jahrg. 31 Beil. 59. 

— Benzinerſatz Natalit für Kraftwagen 70. 19%. 

— Die Beziebungen des Hauſes Thurn und Taris zu Napoleon im Jabre 1804, von Dr. Freytag, 
f. Archiorat 8. 6. 

— Briefeſchießen, zur Geſchichte des . . ., von Feldhaus 8. 28, 27. 71. 

— Die legale Devalvation (Eine dogmengeſchichtliche Unterſuchung), von Dr. rer. pol. Schaefer, 
Dozent an der Verwaltungsakademie in Bärlin 61. Jahrg. 1919 Heft 4 S. 247. 

— Die Entwertung des Geldes, von Kahn 24. Jahrg. 45 Bd. 1 S. 195. 

— Fäbrenverbindung Schweden -England, Aufſchub der geplanten ... 88. Jahrg. 1919 S. 1053, 

Jiabrg. 1920 S. 129. . ö 

— Die engliſche Feldpoſt, von Wernekke, Geh. Regierungsrat 8. 71. 

—- Europäiſche Finanzkrins, von Dyck 85. 50. 

— Flug über den Stillen Ozean 27. 11, 70. 70. 

— Schwedische Flugpoſt Malmö-Warnemünde 75. 91. 

— Flugverkebr Danzig Warſchau-Krakau 76. Jabrg. 1919 S. 370. 

— Im Flugzeug von England nach Auſtralien, von Dipl.Ing. Eiſenlohr 70. 230. 

— Die Flug zeugphotographie 27. 35. N 

— Schweizeriſches Gerichtserkenntnis über einen Erſazfall (Verluſt von nach Deutſchland geſandten 
Poſtpak-ten mit Wertangabe) 27. 56. 

— Das Helium und feine Verwendung für die Luftfahrt, von Dr. Siedler 70. 141, 38. 52. 
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Allgemeines. Der Kaualtunnel, von e 24. Bd. 57 S. 175, 70. 150. 27. „7, 46. 1825. 


Luftpoſtdienſt Paris-London 71. 

e Luftpoſtlinie zur Adee 88. Jahrg. 1919 S. 1066, 75. 

Luftpoſtverkehr, aus der Geſchichte des .. . 27. 27, 53. 45. 

Ein lenkbares Luftſchiff aus Metall 70. 400. f 

Luftſchiff, aus der Geſchichte des lenkbaren ... 58. Jabrg. 31 Beil. 89. 

Internationale Luftverkebrskonvention 41. Bd. 58 Volkswirtſchaftl. Cbronik für 1919 S. 706, 
53. 3 

Nordiſche Luftverkehrsverſicherung 86. 51. 

Wie boch kann der Menſch fliegen? 58. Jahrg. 31 S. 157. 

Der Paketverkehr des engliſchen Heeres in Frankreich, von Wernekke, Geh. Regierungsrat 8. 40. 

Papiergeldblüten, von Hanſen 70. 91. a 

Pferd, die Sarcoptesräude des Pferdes und ihre Bekämpfung, von Dr. Frickbinger 58. Jahrg. 3] 
S. 146. 156. 163. 

Poſtverkebrsvpolitik, Chronik der . . . 76. Bd. 15 Beil. (Chronik und Archivalien) 257 


„Schecks, gegen Fälſchung geſicherte . . . 70. 50. 


Die Seeſchiffahrt im Jabre 1919, von Dr. Steinert 38. 61. SO. 139. 

Nordatlantiſcher Seeverkehr, die Kontrolle des . . . 70. Jahrg. 1919 S. 8756. 

En Tunnel durch den Mont Blanc 58. Jahrg. 31 Beil. 61. 

Die Untertunnelung der Straße von Gibraltar und der »Paraſabarien« 58. Jahrg. 31 Beil. 57 

Untertunnelung von Meeresteilen, von Dr. Hennig 41. Bd. 58 S. 523. 

Valuta-Legende, von Dr. Wygodzinski, Univ. Profeſſor 62. 44. 

e 23. 97. 

Der Weltſchiffbau 76. Jahrg. 1919 S. 368, 38. 13, 75. 55. 87. 

Wertſendung, der Umfang der Unterſuchungspflicht des Empfängers einer nach dem Ausland 
gerichteten . . . geht nicht ſoweit, daß er fie vor Quittungsleiſtung auch dann unterſuchen 
muß, wenn ſie äußerlich unverſehrt erſcheint (Entſch. des Nammergerichts zu Berlin vom 
6. Juni 1918) 31. Bd. 36 S. 150. 


Deutſchland. Abſtimmungsbriefmarken für Schleswig 53. 29. 


Arbeiterräte, Poſtſendungen der . . ., Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 27. Janunr 1920 34. 42. 

Bei der Auszahlung eines Schecks bat der Bankbeamte beſonders große Vorſicht anzuwenden 
und auf jedes verdächtige Anzeichen zu achten, das auf eine Fälſchung ſchließen laſſen 
könnte (Entſch. des RG. vom 5. Juli 1919) 16. Jabrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 35. 

Bahnpoſtperſonal, Verpflegung des .. . 27. 35, 53. 25, 23. 96. 

Babhnpoſtwagen als Schutzwagen 23. 87. 124. 153, 53. 54. \ 

Bekämpfung des Schiebertums und Briefgeheimnis (Beſichtigung von Paketen durch die Beamten 
der Landespolizei in den Regierungsbezirken Düſſeldorf, Arnsberg, Münſter und Minden) 
23. 08. 

Zur Bekämpfung des Schieber und Wuchertums durch die VBeamtenſchaft 19. Jahrg. 1919 S. 375. 

Die über Berlin verhängte Paketſperre (10. bis 12. Dezember I): 27. +. 

Beſtellgeld für Pakete (Eingaben von Handelskammern) 37. Jahrg. 27 S. 185. 

Briefmarke, zur Technik der .. ., von Helmberger, Direktor der Reichsdruckerei 27. 17, 53. 13. 

Dienſtſiegel und Dienſtſtempel, deutſche Umſchrift auf . . . (Vf. des Reichswehrminiſteriums vom 
2. März 1920) 39. 209. 

Das Einkilopaket 53. 2, 23. 18, 16. Jahrg. 15 S. 181, 37. Jahrg. 27 S. 172, 71. 33. 

Einſchreibbrief, ein Poſtbeamter handelt fahrläſſig, wenn er einen einzuſchreibenden Eilbrief 
nur als Eilbrief beklebt und an den Einſammelplatz für ſolche legt 59. Veil. Nr. 599. 

Über die Elektriſierung der Eiſenbahnen 27. 11. 

Fehlbetrag im Poſthaushalt und Poſtgebübren 27. 51. 

Der neue Freimarken⸗Wettbewerb 27. 1, 53. 36, 89. 114, 18. 144. 

Friedensvertrag, Einwirkung des ... auf die deutſche Seeſchiffahrt 27 9 

Die Gefahrhaftung beim Verſand, Wucherabwehr (Entſch. des RG. vom 19. September 1919) 
27. Jahrg. 1919 S. 347, 12. 7, 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 11. 

Bargeldloſer Gehaltsempfang 12. 41. 52. 

Geldentwertung, rechtliche Folgen der .. ., von Dr. Hueck, Privatdozent 20. 275. 

Die Geldvermebrung im Jahre 1919 77. 85. 

Die e der verſchiedenen Geldinſtitute, von Schvele 62. Jahrg. 1919 
S. 462. 

Giroverkehr, Möglichkeiten einer Vereinbeitlihung und Vereinfachung der Technik des .. 
Schoele 62. 12. 

Haftpflicht bei Nichtbeachtung der Entkartungsvorſchriften (Entkartung von Geldbriefbeuteln, 
Entſch des RG. vom 23. Mai 1919) 53. Jahrg. 1919 S. 350, 16. Jabrg. 15 Veil. 
(Rechtſprechung) 34, 57. 8, 27. 35. 
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Deutſchland. Keine Haftung der Poſt für einen durch Bahnſteigkarren herbeigeführten Unfall, wenn 
bei der Auswahl der ſchuldigen Angeſtellten und bei der Leitung des Dienſtzweigs die erfor- 
derliche Sorgfalt beobachtet worden iſt (Entſch. des thuͤring. OTG. Jena vom 13. Oktober 
1919) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 41, 53. 44. 

— Haftung für unterſchlagene Poſtpakete (Entſch. des Se. Celle vom. 10. Juli 1919) 16. Jahrg. 15 
Beil. (Rechtſprechung) 33. 

Die Hauptwerkſtatt für Poſtkraftwagen in Berlin⸗Vorſigwalde, von Ihle, Geh. Poſtrat (Reichs« 
poſtminiſterium) 8. 1. 
— Das Kabinettspoſtamt in Berlin, von Franck, VizePoſtdirektor 8. 20. 
— »Koſtbarkeit« im Sinne des Eiſenbahnfrachtrechts (Entſch. des RG. vom 20. September 1919) 
16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 40. 
— Kraftfahrer, Verſicherung von . . . (Vf. des Reichsminiſters der Finanzen vom 14. Januar 1920) 
I“) 

— Kraftfahrzeuglinien als Erſatz für Nebenbahnen 76. Jahrg. 1919 S. 368. 

— Eine ſächſiſche Kraftwagen-Geſ. m. b. H. für Guͤterverkehr und Perſonenbeförderung 88. Jahrg. 
1919 S. 1063, 46. 1586. f 

— Laſtkraftwagen im Dienſte der Güterbeförderung 88. 11, 27. 28. 

— Luftverkehr 37. Jahrg. 27 S. 187, 75. 57. 

Nachnahmeweſen, die Wee e des ..., die Auflaſſung der Bahnſtations-, Güterjmtiond- 
und Staatskaſſen und der bargeldloſe Zahlungsverkehr, von Pfeiffer, Direktionsrat 12. 50. 
Paket. Der Poſt anvertraut iſt und bleibt ein Paket ſo lange, als die vertragsmäßige Pflicht 
der Poſtbehörde zur Ablieferung an den Empfänger beſteht. Dieſe Pflicht wird dadurch 
nicht aufgehoben und berührt, daß die äußere Beſchaffenheit des Pakets derart ut, daß 
Empfänger und Abſender nicht erkennbar ſind uſw. (Entſch. des RG. vom 19. Juni 1919) 
59. Beil. (Rechtſprechung) Nr. 235. 
Pfennigbeträge, Abrundung der... bei Barauszahlungen, allgemeine Pf. des preuß. Juſtiz— 
miniſters vom 4. März 1920 44. 93. 
Poſtaushelferinnen, die Poſtſendungen im inneren Dienſte nach Ortſchaften zu ſortieren haben, 
ſind Beamtinnen (Entſch. des RG. vom 9. April 1918 und 23. Oktober 1919) 31. Bd. 36 
S. 166, 59. Beil. Nr. 805. 

Poſtdienſtmarken 53. 50, 44. 95. 

Poſtnachnahmen, Höͤchſtbetrag für . . . (Eingaben von Handelskammern) 37. Jahrg. 27 S. 149. 

Poſtwagen. Rundſchreiben des Direktors der Reichsanſtalt für Maß und Gewicht an die 

Eichungs⸗Aufſichtsbehörden 50. Reihe 5 Nr. 1 S. 6. 

Neue Poſtwertzeichen 53. 40. 

— Bei Schadenserſatz für Verluſt und Minderung von Lebensmittelſendungen aus dem Ausland 
iſt die Eiſenbahn nur zur Erſtattung des amtlich feſtgeſetzten Höchſtpreiſes der Waren 

verpflichtet (Entſch. des RS. vom 16. Juni 1919) 7. 100. 
Schadenserſatzleiſtungen durch die Poſt (Erhöhung der Haftpflichtgrenzen von den Handelskammern 
beantragt) 16. Jahrg. 15 S. 179. 
Die deutſchen Schiffahrtslinien, Schickſal der . . . 86. 92. 

— Das zukünftige Schnellbahnnetz für Groß Berlin 85. Jahrg. 1919 S. 497, 88. 43. 

— Die preußiſchen Schnellpoſten. Nach archivaliſchen Quellen bearbeitet von Sautter, Ober- und 
Geb. Poſtrat a. D. 8. Jahrg. 1919 S. 448. 

Die ſoziale Seite des Geldproblems. Zur Frage der Aufrichtung einer neuen deutſchen Währung 
11. 83. 

— Sparkaſſenbücher, die rechtliche Natur der . . . und die ſich hieraus ergebenden Rechtsverhältniſſe, 
von Dr. jur. Seidel, Geh. Regierungsrat 62. Jahrg. 1919 S. 465, Jahrg. 1920 S. 5. 

Staatsbahngedanken, zwei Vorkämpfer für den ... Adolf Wagner und Guſtav Cohn, von 
v. der Leyen 25. Bd. 82. (J. Vierteljahr) 161. 

— Stadtbriefe, Poſtbeförderung von . . . in großen Standorten, If. des Reichsſchatzminiſters 
vom 5. März 1920 la. 133. 

— Berliner Stadtpoſt, der Rückgang in den Leiſtungen der . . . 27. 33, 53. 21. 

Die politiſche Tagespreſſe in Sachſen, von Wolf, Ober⸗Poſtſekretär 8. 77 

— Umſatzſteuerpflicht der Privatpoſthaltereien 34. Jahrg. 1919 S. 508. 

— Uulſatzſteuerpflicht der öffentlichen Sparkaſſen 34. Jahrg. 1919 S. 507. 

— Umſazſteuervpflicht des ſogenannten Tauſchverkehrs im Briefmarkenhandel 34. Jabrg. 1919 S. 499. 

— Unterdrückung von Poſtpaketen. Wann iſt ein Poſtpaket im Sinne des § 354 des Strafge⸗ 
ſetzbuchs unterdrückt? Iſt der Verluſt des Gewahrſams der Poſtanſtalt vorausgeſetzt? 
(Entſch. des RG. vom 9. Oktober 1919 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 37 


’ 


» 


- Unterſchlagung von Poſtſendungen, ein Vorbeugungsmittel gegen die .. . 27. Jahrg. 1919 
S. 317. 
— Unterſuchungsgegenſtände, Einſendung von ... zur Auklarung von Unredlichleiten (Verpackung, 


ſchonende Behandlung) 27. 10 
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Deutſchland. Verpflichtung des Geſchäftsberrn bei der Anſtellung eines Kutſchers, namentlich wenn er 
minderjährig iſt, auch deſſen Vorſicht, Beſonnenheit und Achtung vor der öffentlichen Ordnung 
zu prüfen (Entſch. des RG. vom 10. Juli 1919) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 42. 

— Wertſendungen, Verſchlüſſe für ... (Kreuzlochbleiſiegel), Vf. des Reichswehrminiſters vom 
11. November 1919 39. 6. 

— Zeitungsdienſt, zur Vereinfachung des ... 18. Jahrg. 15 S. 199 

— Zinsſcheine, Einlöſung von ... ſolcher Wertpapiere, die bei öffentlichen Behörden und Kaſſen 
als Sicherheitsleiſtung binterlegt find (Vf. des Reichsminiſters der Finanzen vom 11. De- 
zember 1919) 62. Jahrg. 1919 S. 461, 34. 40. 

— Die Zukunft des deutſchen Flugweſens, von Dipl.-Ing. Eiſenlohr 70. 189. 

— Zuſtellung eines auf Dienſtentlaſſung gerichteten Urteils in Abweſenheit des Angeſchuldigten zu 
Händen feiner Vermieterin (Entſch. des Diſziplinarhofs für die nichtrichterlichen Beamten 
in Berlin vom 22. November 1919) 44. 66. 

Bayern. Die Auflaſſung des Amtsgeheimniſſes zur Bekämpfung des Schieber, und Schleich 

händlertums (Eiſenbahn- und Poſtverwaltung) 12. 63. 

-- — Neue bayeriſche Poſtwertzeichen 27. 69. 

— Württemberg. Entſchädigungen auf Kaſſenausfälle 23. 14. 

— — Preisausſchreiben zur Erlangung von Entwürfen für württembergiiche Freimarken 18. 56 

Belgien. Erhöhung der Poſtgebübren 27. 71. 

Bulgarien. Erhöhung der Poſtgebühren 27. 12, 71. 26. 

Dänemark. Eine däniſche Poſtordnung aus dem 17. Jabrhundert, von Herzog, Poſtrat 8. 65. 

England. Erhöhung der Poſtgebühren 27. 77. 

— Der erſte internationale Luftpoſtfahrplan 46. 1765. 

— Luftpoſtverkehr zwiſchen England und dem Ausland 27. 5, 46. 1691. 1711. 1813, 70. 153 
75. 57. 

— Luftſchiffhafen, Errichtung eines Landungsplatzes für Flugzeuge in der Mitte Londons geplant 
70. 111. 


Frankreich. Die Entwicklung des Handelsluftverkehrs in Frankreich, von Dr. Hanſen 55. Jahrg. 44 
Bd. 172 S. 164. 
— Neue Gehalts, und Lohnſätze der franzöſiſchen Poſtverwaltung 71. ! 
— Luftpoſttarif 27. 5, 71. 22. 
Italien. Luftverkehr 27. 58, 75. 91. 
Niederlande. Erhöbung der Poſtgebühren 27. 12, 53. 10, 71. 9. 28. 
— Aus dem Geichäftsbericht der niederländiſchen Poſtſparbanf für 1917 27. 
Norwegen. Gebührenerhoͤhungen für Poſtſendungen 27. 43. 
Öfterreich. Neue Poſtwertzeichen 27. 36 
— Die Tätigkeit des Poſtſparkaſſenamts in Wien im Jahre 1918 27. 20, 16. Jahrg 15 S. 190 
— Verkehrsfragen (Luftfahrtweſen, Eiſenbahnen und Schiffabrt) 88. 105, 75. 57. 
Rußland. Briefportoſätze in Rußland 53. 29. / 
Schweden. Einführung des Poſtſcheckverkehrs vorgeſchlagen 53. 21, 75. 92. 
— Die ſchwediſchen Staatsbahnen und die Poſt 88. 49. 
Schweiz. Aus der Geſchichte des ſchweizeriſchen Poſtweſens, von Herzog, Poſtrat 8. Jahrg. 1919 S. 437 
— Neue Haftpflichtbeſtimmungen für die Luftſchiffahrt 86. 72. 
— Luftverkehr in der Schweiz 46. 1712. a 
— Die ſchweizeriſche Poſt im Jahre 1918 27. Jahrg. 1919 S. 345, 71. 19. 42 
Spanien. Flugpoſtdienſt 75. 91. 
— Poſtſparkaſſenweſen 71. 11. 
Ungarn. Erhöhung der Poſtgebühren 27. 20. 
Afrika. Die erjie Luftverkehrslinie in Afrika zwiſchen Kairo in Nordafrika und dem Kap an der 
Südſpitze 70. 55, 46. 1548. 1691, 75. 91. 
Das Poſtweſen des Südafrikaniſchen Bundes in den Jahren 1916 und 1917 71. Jahrg. 1919 
S. 183. Ä 
- Der Suezkanal während des Weltkriegs, von Prof. de Thierry, Geh. Baurat 75. J. 
— Die Wandlungen im Anteil der Flaggen am Suezkanalverkehr 58. Jabrg. 31 Beil. 77. 
— Agypten. Aus der Geſchichte der ägyptiſchen Poſt, von Dr. Koenig, Referent im Auswärtigen 
Amt 8. 40. 
— Südrhodeſia. Das Poſtweſen Südrhodeſias in den Jahren 1915 bis 1917 71. Jahrg. 1919 
S. 190. 
Amerika. Argentinien. Das Poſtweſen der Republik Argentinien in den Jahren 1915 bis 
1917 71. Jahrg 1919 S. 177. 
— — Ruhegehalt der argentiniſchen Poſtangeſtellten 71. 17. 
— Braſilien. Luftverkehr in Braſilien 27. 44. 
— Peru. Luftſchiffahrtspläne 53. 31. 
— Vereinigte Staaten von Amerika. Geſchäftsbericht des Generalpoſtmeiſters für 1916/17 


27. 4. 
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Amerika. Ein Jabr Luftpoſt New Pork-Waſhington, die Zukunft der Luftfahrt 58. Jahrg. 31 Beil. 
61, 27. 58, 86. 83, 70. 214. 
- — Die Poſtſparkaſſen in den Vereinigten Staaten von Amerika 62. 15, 71. 10. 
na Die Vagdadbahn 89. Jahrg. 1919 S. 627 
- Britiſch Indien. Luftpoſtdienſt in Britiſch Indien 27. 37, 53. 36, 75. 91. 
Cenlon. Das Poſtweſen von Ceylon in den Jahren 1915 bis 1918 71. 35 
— China. Luftperkebrslinien in Ebina 75. 57, 70. 215. 
Japan. Luftpoſtverkebr 27. 12, 75. „7 
— Perſien. Das verſiſche Poſtweſen in den Jabren 1915 16 und 191617 71. Jabrg. 1919 
S. 187, 27. 77 
Auſtralien. Auſtraliſche Luftwirtſchaftspläne 75. 


IH. Telegraphen- und Fernſprechweſen. 
(Mit Ausnahme des drahtloſen Telegraphierens und Fernſprechens [ſ. unter IV)) 


Allgemeines. Die Ablenkung der deutſchen Seekabel während des Krieges 16. Jabrg. 15 S. 102. 
- Aluminium für eleftriide Starkſtromleitungen 58. Jahrg. 31 Beil. st. 
— Aluminium im Telegraphen- und Fernſprechbetrieb, von Dr. Meyer, Tel. Ing. 32. 170. 
— Aluminium, Schweißen von . . . 32. 182. 
— Beobachtungen an ſchallempfindlichen Flammen 58. Jahrg. 31 S. 127. 
Zur ee der Influenzwirkung von Starkſtromleitungen, von Lienemann 88. Jahrg. 8 


173. 
— Sie Bezeichnungen für die bei Vakuumröhren vorkommenden Größen 32. 62 
— Eiſenberonpfähle, das Verſenken von . . . 70. Jahrg. 1919 S. 878. 


Eiſenlegierungen, die mannetifchen Eigenſchaften von . . . von Prof. Dr. Gumlich, Geh. Regierungs- 
rat 70. 84. 
— Fäulnisſchutzbebandlung von Holzmaſten, ortsbewegliche Aus ruſtung für die. . . 32. 162, 27. 77. 
Fehlerortsbeſtimmung in Seckabeln 68. Jahrg. 8 S. 182. 
— Das magnetiſche Feld eines mit Wechſelſrom nen Seekabels, von Lichte 22. 88. 
- i Selbſtanſchluß⸗Betrieb 57. 64, 43. 
— Der Fernſprecher im Dienſte der Betrieb. Se von Straßenbahnen 32. 18. 
— Der ſprechende Film 70. 153. 
= Be, (Kryptophon), von Poirſ on 68. Jahrg. 8 S. 167. 
- Hochfrequenz M dehrfachtelevhonie und telegraphie längs Leitungen 32. 160. 
— Sol; als Iſoliermittel 27. 57. 
— Elektriſche Holzkonſervierung 70. 139. 234. 
— Kautſchuk, natürlicher und fünftlicher . . . 70. 50. 
— Kautſchukgewinnung 58. Jahrg. 31 Beil. 71. 
— Der Kautſchukmarkt 77. 65, 32. 203. 
— Tas Kilowatt als allgemeine Einheit der Leiſtung, von Strecker 32. 125. 
— Über den Kontaktwiderſtand 32. 161. 
Kupfer, Weltkupferproduktion 58. Jahrg. 31 Beil. 76. 
— Neue Kupfererzlager im Iſeltal (Tirol) 58. Jahrg. 31 Beil. 85. 
Maſte von Fernleitungen, ein neues Verfabren für die Verankerung der . . . 32. 178. 
— Meereswellen und Gezeiten, Ausnutzung der ... zur Nraftgeminnung 70. 14. 
— Mebrfachtelearapbie mit Suabesapparaten 32. 101. 
»Mehrfachtelepbonie auf einer Leitung, von Dr. Pieck 70. 2 
— Meſſungen an Guttapercha -Telegraphenkabeln mit Einzeladern durch Wechſelſtroͤme niederer 
Frequenz, von Kunert 68. Jahrg. 8 S. 179. 
-- Über das Nebenſprechen in kombinierten Fernſprechkreiſen, von Lichtenſtein 32. 188. 
— Poulſen, eine neue Erfindung von .. (Gewinnung elektriſcher Energie aus der Luft) 58. 
Jahrg. 31 Beil. 69. 
— Wilhelm von Siemens, von Dr. Fellinger 55. Jahrg. 44 Bd. 172 S. 131. 
- Wilhelm von Siemens und der Schnelltelegraph, von Buchholtz 58. Jahrg. 31 S. 113. 
— Amerikaniſcher Telegraphen-Vielfach-Apparat, von Mercy 4, San N S. 614. 
— Übertrager für Telephonzwecke, über die Berechnung von .. 32. 
— Die FFF und ihre Bedeutung für die 9 von Krauß 2. 18 
— Das Vereinheitlichungsweſen in der Elektrotechnik, von Dr.-Ing. Adler 32. J. 
— Ein neues Wechſelſtrom Potentiometer für Meſſungen an Fernſprechkreiſen, von Pederſen 88. 
Jabra. 8 S. 183. 


Deutſchland. Ausbildung der Schwachſtromingenieure 68. Jahrg. 8 S. 154. 

— Die neuere Entwicklung der Elektrotechnik und das Hochſchulſtudium 32. 95. 

— Entwicklung des Fernſprechverkehrs 53. 8. 

— Die Folgen des Krieges und der Revolution für die Elektrotechnik, von Dr.-Ing. e. b. Dettmar 
32. 65. 91. 

— Förderung des Telegraphen- und Fernſprechbetriebs 53. 8. 


Schriftwerke. 199 


Deutſchland. Gebübrenfreiheit der Ferngeſpräche nach auswärts im Heeresdienſt, Aufhebung der ... ab 
1. Januar 1920, Pf. des Reichswebrminiſteriums vom 27. Dezember. 1919 39. 4, 45. 32. 
— Genebmigungspflicht telegraphiſcher Feuer- und Unfallmeldeanlagen einer Gemeinde (Tel. ‚ef. 
vom 6. April 1892, Entſch. des Kammergerichts vom 3. Dezember 1917) 16. Jahrg. 15 
Beil. (Rechtſprechung) 43. 
— Geſpräche mit Fernſprecher, Mißverſtehen bei ... (ein mit Fernſprecher von Perſon zu 
Perſon geführtes Geſpräch gilt als unter Anweſenden geführt, Entſch. des RG. vom 
20. April 1917) 27. 28, 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 42. 
— Die Schwierigkeiten im Telegraphen- und Fernſprechverkehr 27. 41. : 
— Secwetterdienſt 38. 27 
— So zialiſierung der Elektriz'tätswirtſchaft 32. 18. 94, 35. 92. 
— Telegrammbeförderung auf dem Draht- oder Junkweg 27. 19, 53. 14. 
— Das Telegraphben-Apparatamt 53. 9, 57. 22, 27. 25, 16. Jahrg. 15 S. 203. 
— Telearapbenarbeiter uſw., Ausbildung der . . . 27. 28, 53. 20. 
— Telegraphenwege-Geſez.. Bei der Frage, wer die Anlage ausführt, kommt es darauf an, für. 
weſſen Rechnung als Eigentümerin des Unternebmens der Bau erfolgt, nicht wer den 
Betrieb führt und ob ſpäter etwa ein Pächter vertragsmaßig das Riſiko des Unternehmens 
tragen ſoll. Außergewöhnliche Koſten der Verlegung einer Telegraphenlinie kann der 
Fiskus nicht mehr nachträglich fordern, wenn er auf das Verlangen des Unternehmers 
die Leitung bereits vorbehalts, und widerſpruchslos verlegt hat, ohne den Unternehmer 
vor der Verlegung zur Erklärung aufzufordern, ob er von dem Bau abſteben oder den 
Überſchuß über die gewöhnlichen Verlegungskoſten (6. B. Kabellegung ſtatt Oberleitung) 
tragen wolle (Entſch. des RG. vom 30. Oktober 1919) 59. Rechtſprechung Nr. 204. 205. 
— Verdeutſchung der Fremdwörter im Telegraphen- und Fernſprechweſen 68. Jahrg. 8 S. 166. 
— Vereinheitlichungsarbeiten, die bisherigen und zukünftigen . . . in der deutſchen Elektrotechnik, 
von Dr.-Ing. e. h. Dettmar 32. 185. 
— Vorſchriften für die Kreuzung und Näherung von Starkſtrom. und Schwachſtromleitungen 32. 
Dänemark. Perſonalverhältniſſe der Telenrapbenbeamten 43. Jahrg. 1919 S. 189. 
— Telegraphen- und Fernſprechweſen 1918/19 43. 19. 
England. Die engliſche Elektroinduſtrie an der Jabreswende 32. 163. 
— Der Fernſprechdienſt in London 4. Jahrg. 1019 S. 679. 
— Gebühren für Preſſetelegramme 43. Jahrg. 1919 S. 200. 
Frankreich. Queckſilberdampf Gleichrichter als Stromquelle für Telegraphenzwecke 32. 42. 
Luxemburg. Telearapbem und Fernſprechweſen 1916/17 43. Jahrg. 1919 S. 194. 
Niederlande. Erböhung der Telegrammgebühren 27. 43. 
Norwegen. Telegraphen- und Fernſprechweſen 1917,18 43. 
Oſterreich. Geſetzesvorlage über die Sozialiſierung der . in Oſterreich 32. 19, 
88. 169. 
Amerika. Vereinigte Staaten von Amerika. Fernſprecheinrichtungen und Fernſprechverkehr 
in den Vereinigten Staaten von Amerika 27. 44, 32. 181. 
— — Neue amerikaniſche Rieſen-Seekabelpläne 58. Jahrg. 31 Beil. 53. 
— — Staatsbetrieb für Telegraph und Fernſprecher in den Vereinigten Staaten von Amerika 
16. Jabrg. 15 S. 207. 
— — Anmerikaniſche Vorſchriften über die Form der Spannungskurve von Wechſelſtrommaſchinen 
68. Jahrg. 8 S. 165. g 
Afien. Niederländiſch Indien. Telegravben und Fernſprechweſen im Jahre 1918 43. 20. 


v. Drahtloſes Telegraphieren und Fernſprechen. 


Allgemeines. Automobile mit Einrichtung für drabtloſe Telegraphie 32. 181. 
— Bäume als Antennen für drahtloſe Telegraphie 32. SI, 27. 69. 
— Beſtimmung der Eigenſchwingung von Antennen 32. 181. 
— »Drahtloſe« für drahtloſe Telegraphie und Telephonie 58. Jabrg. 31 S. 127. 
— Ein Elektronenverſtärker für niedrige Anodenſpannung, von Rüchardt 40. Bd. 15 S. 27 
— Drahtloſe Energieübermittlung im Eiſenbahnbetrieb (Drahtloſe Telephonie zur Verſtändigung 
zwiſchen dem Zug und den Stationen) 85. 63, 70. 174. 
— Zur Entwicklung der drahtloſen Telegraphie für den Blugzengvertebr 32. 122. 
— Funkpreſſedienſt 40. Bd. 15 S. 72. 
— Funktelegraphie und die Sonnenfinſternis am 28. Mai 1919 32. 101. 
— Der trandatlantifche Funkverkehr Norwegen Vereinigte Staaten von Amerika 75. 58. 
— Hilfseinrichtung zum Tonſenden, insbeſondere bei Anordnungen zur Erzeugung von Hochfrequenz 
ſchwingungen mit Kathodenſtrahlröhren 40. Bd. 15 S. 159. 
— Kathodenröhren 68. Jahrg. 8 S. 185. 
— Drahtloſer Kompaß 58. Jahrg. 31 S. 149. 
— Lichtbildſtreifen, Funkſpruchempfang auf ... 70. II. 
— Meſſungen an Kathodenröhren 68, Jahrg. 8 S. 184. 
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Allgemeines. Die amerikaniſchen und engliſchen Monopolbeſtrebungen auf dem Gebiete der drabtloſen 
Telegraphie 32. 17. . 
— Nebelſignale auf drahtloſem Wege 88. 14. 
Drahtloſer Notanruf für Schiffe 38. 202, 16. Jahrg. 15 S. 223. 
— Ortsbeſtimmung auf See mit Funktelegraphie und Unterwaſſer-Schallſignal 2. 57. 
— Aber Richtempfangsverſuche im Flugzeug, von Buchwald und Haſe 40. Bd. 15 S. 101. 
— RMöhrenſender, techniſche Entwicklung der . .. 32. 141. 
Schaltungsanordnungen zur Schwingungserzeugung mit Katbodenſtrahlröhren 40. Bd. 15 S. 77. 
Drabtlojer END über 12000 km 32. 141, 70. 135, 16. Jahrg. 15 S. 2053, 46. 
1710, 57. 
-- a mit Vakuumröhren 40. Bd. 15 S. 165, 32. 182. 
— Über den Selbſtinduktionskoeffizienten mehrlagiger Spulen, von Eſau 40. Bd. 15 S. 2. 
— Drahtloſer Signalapparat fur Schiffe in Seenot 70. 135, 38. 129. 
— Drahtloſe Telegrapbie England- Dänemark 32. 101. 
— Drahtloſe Telegraphie in der Schiffahrt 32. 82. 
— Drahtloſes Telephon 38. Jahrg. 1919 S. 965, 40. Bd. 15 S. 160. 
— Drabtloſe Telephonie mit Draht (Verſuche der engliſchen Poſtbehörde) 32. 82. 
— aſt die drahtloſe Telephonie als Verkehrsmittel für Überlandzentralen geeignet?, von Nübel, 
Oberingenieur 32. 25 
— Mechaniſche Theorie des elektromagnetiſchen Feldes, von Korn 40. Bd. 15 S. 67. 
— Theoretiſche Anterſuchung über die Strahlung von Antennenſyſtemen 32. 160. 
— Anterſuchungen über die Beſeitigung der Oberſchwin gungen von Maſchinenſendern, von Meißner 
und Wagner 68. Jahrg. 8 S. 149. 
Ein neues Verfahren für drahtloſes Fernſprechen mit Lichtſtrahlen 27. 68 
— Bunktelegraphiſcher Verkebr Lyon-Indochina 32. 181. 
L Drahtloſe Verkehrsſtationen als Konkurrenz für Draht und Kabeltelegrapbie, von Neſper 40. 
Bd. 15 S. 69. 
— Über die Vorgänge im ſogenannten Löſchfunken 40. Bd. 15 S. 40. 
Über die Wirkung von Schellers drabtloſem Kursweiſer auf das Flugzeug, von Buchwald 40. 
Bd. 15 S. 114. 
— Die elektromagnetiſche Zweimittel-Planwelle, von Uller 40. Bd. 15 S. 123. 
Deutſchland. Die funktelegraphiſche Empfangsanlage in Geltow bei Potsdam 32. 41, 58. 
Jahrg. 31 Beil. 79. 
— Jortſchritte der drabtloſen Telephonie in Deutſchland 27. JI, 53. 8, 88. 84. 
Der Funkverkehr Deutſchlands mit Amerika, Spanien und Schweden 32. 121. j 
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Ein Gedenktag der deutſchen Poſt. 
Vom Geheimen Ober-Voftrat Klaus in Berlin. 


Am 6. Juni waren es 50 Jahre, daß in Deutſchland, und zwar zuerſt für den 
norddeutſchen Poſtbezirk, durch die Verordnung des Kanzlers des Norddeutſchen 
Bundes vom 6. Juni 1870 mit der Einführung der Poſtkarte als Poſtverſendungs⸗ 
gegenſtand eine ebenſo glückliche wie volkstümliche Einrichtung zur Verbeſſerung 
und Erleichterung des Poſtnachrichtenverkehrs geſchaffen worden iſt. Die erſte Ver— 
abfolgung der Poſtkarten an den Poſtſchaltern fand in Berlin am 25. Juni 1870 
ſtatt. Eine von der oberſten Poſtbehörde erlaſſene Bekanntmachung über die Zweck— 
mäßigkeit und die großen Vorteile der neuen Verkehrseinrichtung trug weſentlich 
dazu bei, daß man ſich ihrer ſehr bald in weitem Umfang bediente. Gleichzeitig 
mit der norddeutſchen Poſtverwaltung führten auch die ſüddeutſchen Poſtverwaltungen 
von Bayern, Württemberg und Baden die Poſtkarte für ihren inneren Verkehr und 
für den Verkehr mit Norddeutſchland ein. Die amtliche Bezeichnung der neuen Poft- 
ſendung war zunächſt »Korreſpondenzkarte«. Erſt im Jahre 1872 wurde die Bezeich- 
nung in »Poſtkarte« geändert. Wie groß das Bedürfnis für 5 einfaches 
Nachrichtenmittel, wie es die Poſtkarte iſt, ſchon in jener Zeit war, beweiſen am 
beſten die ungeheuer ſchnelle Zunahme des Poſtkartenverkehrs und feine raſche Aus⸗ 
breitung innerhalb ganz kurzer Zeit über alle Kulturländer der Erde. Schon am erſten 
Tage der Zulaſſung betrug allein in Berlin die Zahl der verkauften Poſtkarten nahezu 
50 000 Stück. Die Verkehrsziffer der in Deutſchland beförderten Poſtkarten iſt ſeitdem 
von Jahr zu Jahr geſtiegen und bis zum Jahre 1913, aus dem die letzten ſtatiſtiſchen 
Angaben vorliegen, auf nahezu zwei Milliarden angewachſen. 

Vor den deutſchen Poſtverwaltungen hatte bereits am 1. Oktober 1869 die öſter⸗ 
reichiſche Poſtverwaltung die Poſtkarte, ebenfalls unter dem Namen ⸗Korreſpondenz⸗ 
karte, in ihrem Betrieb zugelaſſen. In demſelben Jahre wie in Deutſchland erfolgte 
ihre Einführung in der Schweiz, in Luxemburg und in Großbritannien, im Jahre 
1871 in Belgien, den Niederlanden und in Dänemark, 1872 in Schweden, Norwegen 
und Rußland, 1873 in Frankreich, Serbien, Rumänien, Spanien und in den Ver⸗ 
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einigten Staaten von Amerika. In den Jahren 1874 bis 1878 folgten Italien, 
Griechenland, die Türkei, Portugal und alle außereuropäiſchen Länder, die ein eini- 
germaßen ausgebildetes Poſtweſen beſaßen. Zur Sicherung des zwiſchenſtaatlichen 
Verkehrs wurde ſchon mit Gültigkeit vom 1. Januar 1871 an zwiſchen Nord— 
deutſchland, Dänemark, Frankreich, Großbritannien, den Niederlanden, Norwegen, 
Oſterreich, Portugal, Rumänien, Schweden, der Schweiz, Spanien und den Ver— 
einigten Staaten von Amerika ein Abkommen getroffen, wonach Poſtkarten nach 
dieſen Ländern geſandt werden durften, ohne daß eine Nacherhebung von Porto 
ſtattfand. Damit waren der »Weltpoftfarte« die Wege geebnet, die dann auf den 
Poſtkongreſſen in Bern im Jahre 1874 und in Paris im Jahre 1878 eingeführt wurde. 

In Deutſchland war der Poſtkarte ſchon kurze Zeit nach ihrer Einführung geeignete 
Gelegenheit geboten, ihre Zweckmäßigkeit als Nachrichtenmittel zu beweiſen. Im 
Juli 1870 war der deutſch⸗franzöſiſche Krieg ausgebrochen. Da das Schreiben von 
Briefen für den Soldaten, der ſich auf dem Marſch, im Lager oder im Kampfe be— 
findet, beſonders ſchwierig, wenn nicht gar oft unmöglich iſt, fo erwies ſich die Poſt⸗ 
karte als ein vorzügliches Mittel, um dem Soldaten im Felde die Möglichkeit zu 
bieten, ſelbſt im Kampfgetümmel ſeinen Angehörigen daheim und ſeinen Freunden 
Nachricht von ſich zu geben. Dies iſt von den Heeresangehörigen in weitem 
Maße ausgenutzt worden. Bis Ende 1870 waren von deutſchen Soldaten aus dem 
Felde nach der Heimat mehr als 10 Millionen Feldpoſtkarten geſandt worden. So 
groß dieſe Ziffer für die damaligen Verhältniſſe ſicherlich auch war, ſo erſcheint ſie 
doch recht klein, wenn man die Verkehrsziffern zu Grunde legt, die ſich im letzten 
großen Weltkriege zwiſchen dem Millionenheer im Felde und der deutſchen Heimat 
ergeben haben. Auch in dieſem gewaltigen Völkerringen hat die Poſtkarte wegen ihrer 
bequemen Handhabung für den Feldſoldaten die erſte Rolle als Nachrichtenmittel 
geſpielt. Ihre Zahl wird auf rund 10 Milliarden Stück allein für den Nachrichten- 
austauſch der deutſchen Heeresangehörigen geſchätzt. b 

Wie groß die Teilnahme des Publikums für die Poſtkarte war, zeigte ſich namentlich 
in den vielen Vorſchlägen, die der oberſten Poſtverwaltung in der erſten Zeit zum 
Zweck einer weiteren Verbeſſerung und Ausgeſtaltung des neuen Verkehrsmittels 
gemacht wurden und ſich zum großen Teil auf die Farbe des Papiers, die Größe 
der Karte, den Vordruck u. a. m. bezogen. Die erſten Poſtkarten der norddeutſchen 
Poſtverwaltung hatten eine Länge von 16,3 em und eine Breite von 10,8 em; ſie 
waren ſomit etwas größer als die jetzigen amtlich ausgegebenen Poſtkarten, die br - 
kanntlich eine Größe von 14:9 em haben. Erſt neuerdings iſt ein weſentlicher Vorteil 
in der Benutzungsmöglichkeit der Poſtkarten dadurch eingetreten, daß ihre zuläſſige 
Größe auf die der Paketkarte (15,7: 10,7 em) erweitert worden iſt. 

Eine angenehm empfundene Verbeſſerung für den Poſtkartenverkehr wurde durch 
die Einführung der Poſtkarten mit Antwortkarte vom 1. Jannar 1872 an ge 
ſchaffen. Sie waren anfangs aus roſafarbigem Papier hergeſtellt, mit eingedrucktem 
Wertſtempel noch nicht verſehen und etwas kleiner als die damaligen einfachen Poſt⸗ 
karten. Die Poſtkarten mit Antwortkarte wurden ſehr beifällig aufgenommen, da 
ſie mit Recht als eine erwünſchte Verkehrserleichterung aufgefaßt wurden. Die 
jedesmal im voraus zu entrichtende Gebühr, die in Freimarken aufgeklebt werden 
mußte, betrug für die Poſtkarte und die Antwortkarte zuſammen 2 Silbergroſchen 
oder 6 Kreuzer. Im Verkehr mit den außerhalb des Reichs-Poſtgebiets gelegenen 
ſüddeutſchen Staaten galt die für die Freimachung der Antwortkarte benutzte fremde 
Freimarke ebenſo wie die des eigenen Staates. Poſtkarten mit Antwortkarte waren 
zunächſt nur im inneren deütſchen Verkehr zuläſſig. 

Die Poſtkartengebühr betrug in Deutſchland anfänglich für den Fernverkehr 
ebenſo viel wie für Briefe, alſo 1 Silbergroſchen, weil man den Vorteil der Poſtkarte 
weniger in der Billigkeit als in der Bequemlichkeit erblickte. Im Ortsverkehr betrug 
ſie ½ Silbergroſchen, mit Ausnahme von Berlin, wo auch Ortsbriefe damals noch 
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1 Silbergroſchen oder ſpäter 10 Pf. koſteten. Erſt vom 1. Juli 1872 an wurde die 
Gebühr für Poſtkarten innerhalb Deutſchlands und im Verkehr zwiſchen Deutſchland 
und Oſterreich⸗Ungarn ſowie Luxemburg allgemein auf 5 Pf. feſtgeſetzt. Inzwiſchen 
hat die altgewohnte Poſtkarte zu 5 Pf. einer ſolchen zu 30 Pf., auch ſelbſt für den 
Ortsverkehr, Platz machen müſſen, die Gebühr iſt alſo um das Vielfache erhöht 
worden. Es iſt daher erklärlich, wenn man heute beim Schreiben einer Poſtkarte 
mit ſtiller Wehmut der Zeiten gedenkt, als man im Fernverkehr die Fünfpfennig— 
Poſtkarte und im Ortsverkehr ſogar die Zweipfennig⸗Poſtkarte verſenden durfte. 

Während in der erſten Zeit nur die von den Poſtanſtalten in Mengen von mindeſtens 
100 Stück bezogenen amtlichen Poſtkartenvordrucke verwendet werden durften, 
wurden vom 1. Juli 1872 an auch ſolche Poſtkarten zugelaſſen, die von dem freien 
Gewerbe für Rechnung der Beſteller hergeſtellt worden waren. Derartige Karten 
mußten den von der Poſt bezogenen Vordrucken hinſichtlich der Größe und Stärke 
des Papiers entſprechen und die Überſchrift ⸗Poſtkarte« tragen. Sie durften nicht 
5 dem Reichswappen verſehen ſein. Ihre Farbe blieb der Wahl der Beſteller 
überlaſſen. 

Vom 1. Januar 1873 an wurden Poſtkarten mit eingedruckten Wertzeichen her— 
geſtellt und ohne weiteren Zuſchlag an die Abnehmer verkauft. Bis dahin waren 
die Poſtkarten in Deutſchland vom Abſender durch aufzuklebende Freimarken frei— 
zumachen. Im weiteren war das Jahr 1873 für die Entwicklung des Poſtkarten- 
verkehrs in Deutſchland dadurch bemerkenswert, daß auch im Verkehr mit einigen 
fremden Ländern die Gebühr für die Poſtkarte auf 1 Silbergroſchen oder 3 Kreuzer 
herabgeſetzt wurde. Es geſchah für den Verkehr mit der Schweiz, mit den öſterreichiſchen 
Poſtämtern in der Levante und mit den Vereinigten Staaten von Amerika bei Poſt— 
karten, die mit unmittelbaren deutſchen Poſtdampfern über Hamburg, Bremen oder 
Stettin befördert wurden. Im folgenden Jahr erfolgte dann durch die Unterzeichnung 
des Berner Allgemeinen Poſtvereinsvertrags die Ausdehnung der Verkehrserleichterung 
auf alle Länder, die Mitglieder des neugegründeten Poſtvereins geworden waren 
und deren Kreis ſich beim Abſchluß des Weltpoſtvertrags von Paris im Jahre 1878 
noch bedeutend erweiterte, ſo daß die billige Poſtkarte ihren Geltungsbereich auf den 
größten Teil des bekannten Erdenrunds ausdehnte. 

Trotz der großen Beliebtheit der Poſtkarte als Nachrichtenmittel in faſt allen 
Volksſchichten und der ungeheuer raſchen Entwicklung des Poſtkartenverkehrs im 
inneren und im zwiſchenſtaatlichen Verkehr hat es von einzelnen Seiten nicht an 
Bedenken gegen die Einführung der offenen Poſtkarte gefehlt. Namentlich wurde 
bemängelt, daß der Inhalt der Poſtkarten nicht nur von den Kindern und Dienft- 
boten, die ſie bei der Poſt einlieferten oder beim Eingang entgegennahmen, ſondern 
auch von den Poſtbeamten geleſen werden könnte. Man machte deshalb den eigen— 
artigen Vorſchlag, die Poſtkarte mit gummierten Klappen zu verſehen, um die ges 
ſchriebenen Mitteilungen zu verdecken, oder ſie überhaupt in Briefumſchläge zu ſtecken, 
die an das Poſtamt des Beſtimmungsorts zu richten wären. Man erſieht daraus, 
daß es auch bei den beſten Einrichtungen nicht allen Menſchen recht zu machen iſt. 
Noch größer waren die Bedenken, daß die Poſtkarten zu unſittlichen und be— 
leidigenden Mitteilungen gemißbraucht werden könnten. Die Befürchtung ſpielte ſogar 
im Bereich der öſterreichiſchen Poſtverwaltung an höchſter amtlicher Stelle eine ſo 

große Rolle, daß dadurch die Einführung der Poſttarte bei der öſterreichiſchen Poſt⸗ 
verwaltung anfänglich gefährdet erſchien. Der von der öſterreichiſchen Poſtverwaltung 
in Vorſchlag gebrachten Einführung eines Poſtkartenverkehrs wurde von dem Handels⸗ 
miniſter von Plener das Bedenken entgegengeſtellt, daß wegen des freien Verfügungs⸗ 
rechts des Abſenders zur Niederſchrift beliebiger Mitteilungen auf der Schriftſeite der 
Karte die ſchriftlichen Angaben Ehrenkränkungen oder Unſittlichkeiten enthalten könnten, 
wegen deren die Poſt zur Verantwortung gezogen werden könnte. Hiergegen muͤſſe 
ſich die Poſtverwaltung ſchützen. Den Einwendungen des Miniſters wurde dann 

16* 


204 u Ein Gedenktag der deutſchen Poſt. 


auch dadurch Rechnung getragen, daß die Poſtkarte auf der zur Niederſchrift der 
Mitteilungen beſtimmten Seite mit der amtlichen Bemerkung verſehen wurde: Die 
Poſtanſtalt übernimmt keine Verantwortlichkeit für den Inhalt der Mitteilungen. 
Es iſt jetzt, nachdem die Poſtkarte längſt ein beliebtes und volkstümliches Nachrichten- 
mittel geworden iſt, nicht mehr recht zu begreifen, daß die Befürchtungen des Miniſters 
von Plener tatſächlich nicht unbegründet waren. In der erſten Zeit wurden, offenbar 
angeregt durch die Neuerung der offenen Verſendung, die Poſtkarten nicht nur in 
Oſterreich, ſondern auch in Deutſchland von unlauteren und gehäſſigen Perſonen 
leider vielfach zu Verleumdungen, Beſchuldigungen und Beleidigungen mißbräuchlich 
verwendet, natürlich mit gefälſchter Unterſchrift oder ohne Unterſchrift. Infolgedeſſen 
hielt man es in der beſſeren Geſellſchaft lange Zeit nicht für ſchicklich, ſich der Poſt— 
karte für private Mitteilungen zu bedienen. Da die Poſtkarten nicht nur von den Poſt- 
beamten und Briefträgern, ſondern auch von Dienſtboten und Hausgenoſſen geleſen 
werden können, beſteht in vielen Kreiſen auch heute noch eine gewiſſe Abneigung 
gegen ihre Benutzung zu privaten Mitteilungen an weniger naheſtehende Perſonen. 

8 muß deshalb dem Taktgefühl jedes einzelnen überlaſſen werden, in welchen Fällen 
er ſich zu ſolchen Mitteilungen der Poſtkarten bedienen darf. Inzwiſchen hat ſich 
die Offentlichkeit vollſtändig an die Poſtkarte gewöhnt und denkt nicht mehr daran, 
ſie zu ungehörigen und ehrenrührigen Mitteilungen zu mißbrauchen, wenigſtens 
nicht in größerem Umfang als die verſchloſſenen Briefe. Überdies werden bekanntlich 
in Deutſchland nach einer Vorſchrift der Poſtordnung Poſtkarten mit beleidigendem 
oder unſittlichem Inhalt, wenn er von der Poſt bemerkt wird, nicht befördert, ſondern 
dem Abſender zurückgegeben oder, wenn er nicht zu ermitteln iſt, von der Poſt 
vernichtet. Mag auch der eine oder der andere Poſtbeamte, namentlich in kleineren 
Orten, wo ſich die Menſchen gegenſeitig kennen und in gutem und ſchlechtem Sinne 
mehr aufeinander achten als in großen Städten, lediglich zur Befriedigung ſeiner 
Neugier von dem Inhalt einzelner Poſtkarten Kenntnis nehmen, ſo handelt es ſich 
doch hierbei immer nur um Ausnahmen. Wer den Poſtbetrieb kennt, weiß, daß der 
Poſtbeamte im allgemeinen nicht daran denkt, von den Angaben einer Poſtkarte mehr 
zu leſen als die Aufſchrift, und zu einer weiteren Einſichtnahme der Poſtkarten meiſtens. 
keine Zeit hat. Die kleinen Mißſtände haben daher nicht vermocht, der Entwicklung 
des Poſtkartenverkehrs nachteilig zu fein. Vielmehr iſt die Poſtkarte für den Nach- 
richtenverkehr zwiſchen Familienangehörigen, Verwandten und Freunden, ferner 
zwiſchen Geſchäftsleuten und Gewerbetreibenden immer mehr zu einem beliebten 
und unentbehrlichen Mittel geworden, zumal da ſeit etwa 15 Jahren auch noch die 
Hälfte der Aufſchriftſeite zu Mitteilungen freigegeben und dadurch eine größere Aus— 
nutzungsmöglichkeit geſchaffen worden iſt. | 

Einen mächtigen Antrieb hat der Poſtkartenverkehr feit etwa 25 Jahren durch die 
Zulaſſung der Anſichtspoſtkarten erhalten, die eigentlich in bezug auf ihren Zweck 
eine ganz neue Art von Verſendungsgegenſtänden darſtellen. Derartige Anfichts- 
poſtkarten mit mehr oder weniger ſchönen Bildwerken werden jetzt zu vielen Millionen 
verſandt, um Familienangehörigen, Freunden und Bekannten die Grüße der Glück— 
lichen zu überbringen, denen es vergönnt iſt, zu ihrer Erholung und Zerftreuung, 
Kur- und Erholungsorte, herrliche Gebirgstäler oder die erfriſchenden Geſtade der 
See aufzuſuchen. Solche Anſichtspoſtkarten üben in ihrer Wirkung auf die Empfänger 
einen ſtarken Anreiz zur Hebung der Reiſeluſt und haben außerdem einen neuen Ge⸗ 
werbezweig ins Leben gerufen, der vielen Tauſenden von Menſchen lohnenden Ver- 
dienſt gewährt. : 

Bei der großen Bedeutung, die die Poſtkarte als Nachrichtenmittel im Poſtverkehr 
einnimmt, hat natürlich auch die Frage von jeher eine große Rolle geſpielt, wer ihr 
Erfinder iſt. Da hierüber verſchiedene Anſichten herrſchen, ſo haben ſich mit der Sache 
nicht nur Fachleute, ſondern auch Poſtwertzeichenſammler in eingehender Weiſe 
beſchäftigt. Auch im Archiv für Poſt und Telegraphie iſt ſie mehrfach behandelt 
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worden, insbeſondere in den Jahrgängen 1881 (S. 353 u. f.), 18% (S. 674 u. f.) 
und 1911 (S. 674 u. f.). Namentlich in den beiden Aufſätzen aus den Jahren 1896 
und 1911 iſt die Frage der Erfindung der Poſtkarte eingehend gewürdigt worden. 
Es dreht ſich dabei um den Streit, ob die Poſtkarte von dem erſten Staatsſekretär 
des Reichs⸗Poſtamts Dr. Heinrich von Stephan oder von dem öſterreichiſchen Mi- 
niſterialrat Profeſſor Dr. Emanuel Hermann in Wien erfunden iſt. Da die öſterreichiſche 
Poſtverwaltung zuerſt die Poſtkarte eingeführt hat, herrſcht vielfach, ſelbſt in den 
Werken hervorragender Volkswirtſchaftslehrer, die Anſicht, daß ſie eine öſterreichiſche 
Erfindung ſei. Es erſcheint deshalb geboten, auch an dieſer Stelle nochmals auf die 
Angelegenheit näher einzugehen. Nach den vorhandenen geſchichtlichen Grundlagen 
gebührt das Verdienſt, das Bedürfnis zur Einführung einer durch die Poſt zu be— 
fördernden offenen Nachrichtenkarte zuerſt erkannt zu haben, unzweifelhaft Stephan. 
Er hatte bereits im Jahre 1865 als Geheimer Poſtrat der vorgeſetzten preußiſchen 
oberſten Poſtbehörde den Vorſchlag gemacht, ein ſolches einfaches Nachrichtenmittel, 
das er als ⸗Poſtblatt« bezeichnet hatte, im Bereich der preußiſchen Poſtverwaltung 
einzuführen. Er drang indes mit ſeinem Antrag wegen innerer Schwierigkeiten und 
geldlicher Bedenken nicht durch. Da er aber von der Zweckmäßigkeit ſeines Vorſchlags 
überzeugt war, brachte er ihn in Form einer Denkſchrift zur Kenntnis der Teilnehmer 
an der zu Karlsruhe (Baden) im November 1865 zuſammengetretenen V. Konferenz 
des Deutſchen Poſtvereins. In der Denkſchrift hatte Stephan u. a. ausgeführt: 

»Die jetzige Briefform gewährt für eine erhebliche Anzahl von Mitteilungen nicht 
die genügende Einfachheit und Kürze. Die Einfachheit nicht, weil Auswahl und Falten 


des Briefbogens, Anwendung des Couverts, des Verſchluſſes, Aufkleben der Marke uſw. 


Umſtändlichkeiten verurſachen; und die Kürze nicht, weil, wenn einmal ein förm— 
licher Brief geſchrieben wird, die Konvenienz es erheiſcht, ſich nicht auf die nackte 
Mitteilung zu beſchränken. Die Weitläufigkeiten treffen den Abſender wie den 
Empfänger. In unſeren Tagen hat das Telegramm bereits eine Gattung von Kurz— 
briefen geſchaffen. Nicht ſelten telegraphiert man, um die Umſtändlichkeit des Schreibens 
und Anfertigung eines Briefes zu erſparen. Auch die Überſendung einer Viſiten— 
karte uſw. erſetzt für verſchiedene Gelegenheiten einen förmlichen Brief. 

Dieſe Betrachtungen laſſen bei dem Poſtweſen eine Einrichtung etwa in nach— 
ſtehender Art vielleicht als zeitgemäß erſcheinen. Bei allen Poſtſtellen ſowie bei den 
Briefträgern und Landbriefträgern kann das Publikum Formulare zu offenen Mit- 
teilungen erhalten. Ein ſolches Formular „Poſtblatt« hat die Dimenſionen eines 
gewöhnlichen Briefcouverts größerer Art und beſteht aus ſteifem Papier, entſpricht 
mithin etwa nach Dimenſion und Beſchaffenheit den in einigen deutſchen Poſtbezirken 
neuerdings eingeführten Poſtanweiſungen. Die Vorderſeite würde oben als Über- 
ſchrift die Benennung des Poſtbezirks und eine entſprechende Vignette (Landes⸗ 
wappen uſw.) tragen, links einen markierten Raum zum Abdruck des Poſt⸗Aufgabe⸗ 
ſtempels, rechts die Poſtfreimarke gleich in das Formular hineingeſtempelt. Dann 
ein Raum zur Adreſſe (wie bei den Poſtanweiſungen) mit dem Vordruck: „An“, ‚Be 
ſtimmungsort“ und ‚Wohnung des Empfängers“ ſowie die vorgedruckte Notiz: „Die 
Rückſeite kann zu ſchriftlichen Mitteilungen jeder Art benutzt werden; dieſelben 
können gleichwie die Adreſſe mit Tinte, Bleifeder, farbigem Stift uſw. geſchrieben 
fein; indes darf bei Verwendung von Bleiſtift uſw. der Deutlichkeit und Dauerhaftig— 
keit der Schriftzüge, namentlich auf der Adreſſe nicht Eintrag gefchehen!«. 

Da Stephan keinen amtlichen Auftrag hatte, den in ſeiner Denkſchrift behandelten 
Vorſchlag den Teilnehmern an' der Konferenz zur Beſchlußfaſſung zu unterbreiten, 
ſo wurde die Anregung damals nicht weiter verfolgt. Erſt vier Jahre ſpäter wurde 
der Gedanke wieder aufgenommen in einem Aufſatz in der Neuen Freien Preſſe⸗ 
vom 26. Januar 1869, den der damalige Hofrat und Profeſſor der Nationalökonomie 
an der Militärakademie in Wien Dr. Emanuel Hermann verfaßt hatte. In dem Aufſatz 
regte er an, offene Karten in der Form eines gewöhnlichen Briefumſchlags, mit einer 
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2. Kreuzer⸗Freimarke freigemacht, als eine neue Art der Korreſpondenz mit der Poſt 
zu verſenden, ſofern ſie mit Einſchluß der Anſchrift und der Unterſchrift des Abſenders 
nicht mehr als 20 Worte enthalten. Er begründete feinen Vorſchlag, wie folgt: »Wir 
hätten durch dieſe Poſtkarten eine Art Poſttelegramme geſchaffen, welche, ausge— 
nommen die Schnelligkeit der Verſendung, faſt alle Vorzüge der Telegramme teilen. 
Wie groß wäre aber die Erſparnis an Briefpapier, Couverts, Schreib- und Lefe- 
arbeit, wie groß wäre die Zeiterſparnis bei einer ſolchen Einrichtung! Viele Be— 
nachrichtigungen müſſen gegenwärtig unterbleiben, weil man die Ausgabe von unge- 
fähr 15 bis 20 Kreuzern ſcheut, welche ein Brief verurſacht, oder weil einen die nun 
unentbehrlichen Floskeln, Aufſchriften, Verſicherungen der ungeteilteſten Hoch— 
achtung uſw. eines ſolchen Briefes anwidern. Dies Alles bliebe weg; man könnte 
lch wie man ſchon lange bei dem Telegramme zu tun gewohnt iſt, auf die unumgäng— 
lich notwendigen Ausdrücke beſchränken. Und das Poſtgefälle würde nur gewinnen, 
denn nun würden ftatt der 33 Millionen Intimationsbriefe gewiß über 100 Millionen 
ſolcher Briefe jährlich gewechſelt werden, und das Volk erſpart doch alle Jahre einige 
Millionen Gulden an den Koſten des Schreibens und des Briefmaterials. Möge 
man in Oſterreich an maßgebender Stelle dieſen gewiß nicht utopiſchen Vorſchlag 
würdigen und einmal den bevorzugten Nationen des Weſtens voranſchreiten«. 

Der Wunſch des Dr. Hermann ſollte in Erfüllung gehen, da der damalige Leiter 
des öſterreichiſchen Poſtweſens, der General-Poſtdirektor Freiherr von Mally, dem 
in dem Zeitungsaufſatz zum Ausdruck gekommenen Gedanken alsbald näher trat, 
was dann zur Einführung der ⸗Correſpondenz-Karte« im öſterreichiſchen Poſtverkehr 
am 1. Oktober 1869 führte. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob Dr. Hermann bei der Niederſchrift feines Zeitungs- 
aufſatzes in der »Neuen Freien Preſſe« vom 26. Januar 1869 Kenntnis von dem 
Inhalt der Denkſchrift beſaß, die Stephan im Jahre 1865 in Karlsruhe an die Teil- 
nehmer der Poſtkonferenz verteilt hatte. Hermann ſelbſt beſtreitet es in ſeinem im Jahre 
1876 in Halle (Saale) erſchienenen Werke »Die Correſpondenzkarte“c. Da Stephan 
ſeine Denkſchrift nicht veröffentlicht hat, wird man dem Dr. Hermann Glauben 
ſchenken können. Daß ſich in ſeinem Zeitungsaufſatz in mancher Hinſicht gleichartige 
Betrachtungen wie in der Stephanſchen Denkſchrift vorfinden, z. B. der Hinweis 
auf den kurzen Telegrammſtil, die Vermeidung ſchwülſtiger Höflichkeitsphraſen u. a. m., 
mag ſeine natürliche Urſache darin haben, daß damals, angeregt durch eine Zunahme 
des geſchäftlichen Schriftverkehrs und durch die Ausſchaltung aller überflüſſigen 
Angaben aus Telegrammen, der Wunſch auf eine Vereinfachung und Abkürzung 
der brieflichen Mitteilungen ſozuſagen in der Luft lag. Bei näherer Betrachtung der 
Angaben in der Stephanſchen Denkſchrift und in dem Hermannſchen Zeitungsaufſatz 
kann es indes keinem Zweifel unterliegen, daß die am 1. Oktober 1869 in Oſterreich 
eingeführte »Correſpondenzkarte« viel mehr dem in der Stephanſchen Denkſchrift 
niedergelegten Gedanken als dem Vorſchlage des Hermann im Zeitungsaufſatz in 
der »Neuen Freien Preſſe« entſprach. Auf der Vorderſeite der neuen öſterreichiſchen 
Poſtkarte befand ſich der Vordruck »Correſpondenz-Karte« und darunter als Hoheits— 
zeichen der öſterreichiſche kaiſerliche Adler; auf der Rückſeite war am oberen Rande 
der Vermerk angebracht »Raum für ſchriftliche Mitteilungen«. Endlich war in der 
oberen rechten Ecke der Vorderſeite dem Stephanſchen Vorſchlag entſprechend der 
Wertzeichenſtempel eingedruckt. Die von Hermann empfohlene Beſchränkung der 
Mitteilungen auf 20 Worte war unberückſichtigt geblieben. Hiernach kann dem Pro- 
feſſor Dr. Hermann vielleicht das Verdienſt zuerkannt werden, zur Einführung der 
Poſtkarte in Oſterreich durch ſeinen Zeitungsaufſatz die Anregung gegeben zu haben, 
bei der Ausführung der Anregung hat indes auch in Oſterreich die Stephanſche Denk— 
ſchrift aus dem Jahre 1865 die Grundlage gebildet, die ja dem Vertreter der öſterreichi— 
ſchen Poſtverwaltung, dem Sektionsrat und ſpäteren General-Poſtdirektor Freiherrn 
von Kolbenſteiner, zugegangen war. Es kann ſomit keinem Zweifel unterliegen, 
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daß der eigentliche Erfinder der Poſtkarte kein anderer als der erſte Staatsſekretär 
der deutſchen Reichspoſt Dr. Heinrich von Stephan geweſen iſt. 

Die Erwartungen, die Stephan an die Poſtkarte als bequemes und zweckmäßiges 
Verkehrsmittel mit dem weitſchauenden Blicke des erprobten Bahnbrechers auf dem 
Gebiete des Verkehrs geknüpft hatte, haben ſich während des 50jährigen Zeitraums 
ihres Beſtehens in reichem Maße erfüllt. Viele Milliarden Poſtkarten ſind während 
der Zeit in allen Ländern des Erdenrunds mit der Poſt verſandt worden und haben 
einen umfangreichen Nachrichtenaustauſch vermittelt. Möge die Poſtkarte dieſe Auf— 
gabe auch in Zukunft weiter erfüllen und dazu beitragen, daß der unter den Völkern 
und Menſchen der Erde infolge eines langen erbitterten Krieges und des politiſchen 
Jwiſtes der einzelnen Bevölkerungsſchichten untereinander entſtandene gegenſeitige 
Haß bald wieder verſchwindet und friedlichen Beziehungen Platz macht. 


Die Aufhebung der Gebührenfreiheiten im Poſt- und 
Telegraphenverkehr. 


Vom Geheimen Ober-Poſtrat Scheda in Berlin. 


Als die verfaſſunggebende Deutſche Nationalverſammlung bei Beratung der 
Gebührengeſetze am 19. Auguſt 1919 Beſchlüſſe über die baldige Aufhebung ſämtlicher 
Gebührenfreiheiten faßte, begegnete ſie einem längſt empfundenen Bedürfnis der 
Reichs⸗Poſtverwaltung wie jedes Beamten, der mit der Behandlung und Beurteilung 
der Gebührenfreiheiten betraut war. Namentlich im Kriege hatte ſich die Gebühren- 
freiheit zu einer unerträglichen Laſt ausgewachſen, die eine beſondere Zuſammen⸗ 
ſtellung über die zahlreichen in dieſer Beziehung ergangenen Verfügungen erforder- 
lich machte (vgl. Archiv 1918, S. 37). Der Mißbrauch der Feldpoſtfreiheit und 
die zahlloſen dieferhalb notwendig gewordenen Straſverfügungen find allgemein 
bekannt. | 

Zu dem unten abgedruckten Geſetz vom 29. April 1920, das der Anregung 
der Nationalverſammlung ſeine Entſtehung verdankt, und zu der dem Entwurf 
beigegebenen Begründung ſei kurz folgendes mitgeteilt. 

Das nunmehr aufgehobene Bundesgeſetz vom 5. Juni 1869 wollte die damals 
geltenden Gebührenfreiheiten vereinheitlichen und weſentlich einſchränken. Der 
Bundeskaſſe erwuchs ſeinerzeit eine Mindereinnahme von rund 3 Millionen Talern. 
Die Verkehrszunahme, das Anwachſen der Reichsbehörden und die Gebühren- 
erhöhungen hatten trotz des Beſtrebens aller Poſtbehörden, durch rege und richtige 
Auslegung der geſetzlichen Beſtimmungen die Laſt zu verringern, dazu geführt, 
daß die Mindereinnahme der Reichspoſt nach fünfzigjähriger Geltung des Geſetzes 
auf rund 50 Millionen Mark jährlich zu veranſchlagen war. Der Minderbetrag 
vergrößert ſich noch, wenn man der Tatſache Rechnung trägt, daß der Haushalt 
der Reichs-Poſtverwaltung jetzt gewaltige Zuſchüſſe erfordert. 

Die nötigen Vorverhandlungen mit den Reichsminiſterien wurden bereits am 
21. Oktober 1919 beendet und führten ohne beſondere Schwierigkeit zu dem An- 
erkenntnis, daß die Gebührenfreiheiten im Poſt- und Telegraphenverkehr dem 
Wunſche der Nationalverſammlung entſprechend zu beſeitigen ſeien. Auch die Ver- 
handlungen mit den Landesregierungen waren weniger durch dieſe Frage als durch 
die gleichzeitig erſtrebte Aufhebung des Portoablöſungsverfahrens (§ 11 des Dorto- 
freiheitsgeſetzes) erſchwert. Hierbei kam ſehr lebhaft die Befürchtung zum Aus⸗ 
druck, daß die an Stelle der Pauſchalierung vorgeſchlagene Einführung von Dienft- 
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marken eine ſehr unerwünſchte Mehrarbeit, Koſten und auch an der 
dienstlichen. Sendungen veranlaffen würden. Die Erfahrungen Baverus, das eben⸗ 
falls ſeit einigen Jahren die Ablöſung unter Einführung von Dienſtmarken beſeitigt 
hatte, unterſtützten die Wünſche der Reichs⸗Poſtverwaltung zwar weſentlich; aber 
noch in zweiter Leſung hatten die Ausſchüſſe des Reichsrats die Beibehaltung 
des & 11 beſchloſſen. Es gelang endlich, durch unmittelbare Verhandlung des 
Reichspoftminifters mit dem damaligen preußiſchen Finanzminiſter eine Verſtändigung 
auf der Grundlage anzubahnen, die aus § !, Abſatz 2 des Geſetzes erſichtlich iſt 
und nach der zunächſt nur für drei Jahre jede Pauſchalierung ausgeſchloſſen iſt. 

Inzwiſchen hatten es die Abtretung der durch den Friedensſchluß verlorengegangenen 
Gebietsteile und die Umwandlung zahlreicher Landesbehörden (Steuer und Eiſen— 
bahn) in Reichsbehörden unabwendbar gemacht, die Aufhebung der beſtehenden 
Ablöſungsabkommen mit den beteiligten Ländern zum 1. April 1920 zu vereinbaren 
(vgl. Amtsblatt vom 18. Februar 1920, Nr. 18). Die Verhandlungen im Reichsrat 
und die Wirkungen des Kappſchen Putſches ließen die Vorlegung des Geſetzeutwurfs 
(Druckſache Nr. 2600) an die Nationalverſammlung erſt am 14. April 1920 zu. 

Im Hanptausſchuß wurde nur die nicht reſtlos vorgeſchlagene Aufhebung der 
Pauſchalierung bemängelt, durch Erklärungen des Reichspoſtminiſters aber zufrieden ⸗ 
ſtellend begründet. Die zweite und dritte Leſung erfolgte in der Vollverſammlung 
ohne Ausſprache. 

Während die Gebührenfreiheit im Telegraphenverkehr ſchon am 1. Mai in 


Wegfall kommt, wird dies für den Poſtverkehr vorausſichtlich erſt am 1. Juli ge- 


ſchehen können, da infolge der gleichzeitigen Einführung neuer Gebührenſätze 
die ſchon vorher erfolgte Ermittlung des Bedarfs an Dienſtmarken wiederholt 
werden muß und die Dienſtmarken nicht früher fertiggeſtellt werden konnten. 
Damit ſchließt ein Kapitel der Geſchichte der Reichspoſt, das viel Arbeit und 
Mühe gemacht hat. Mögen ſie dadurch belohnt werden, daß der Haushalt der 
Poſtverwaltung recht bald ins Gleichgewicht kommt. 
Das in Nr. 89 des Reichsgeſetzblatts (S. 678) verkündete Geſetz lautet: 


Geſetz über die Aufhebung der Gebührenfreiheiten im Poſt⸗ und 
Telegraphenverkehr. 


Die erde nsgbend Deutſche Need m hat das folgende 
Geſetz beſchloſſen, das mit Zuſtimmung des Reichsrats hiermit ver— 
kündet wird. 

§ l. 

Das Geſetz, betreffend die Portofreiheiten im Gebiete des Nord⸗ 
deutſchen Bundes, vom 5. Juni 1869 (Bundes⸗-Geſetzbl. S. 141 ff.) und 
das Geſetz, betreffend die Einführung dieſes Geſetzes im Verkehr mit 
Bavern und Württemberg, vom 29. Mai 1872 (Reichs-Geſetzbl. S. 167) 
werden aufgehoben. 

Die Reichs⸗Poſtverwaltung behält die Befugnis, nach drei Jahren mit 
Staatsbebörden die im $ 11 des Portofreiheitsgeſetzes vorgeſehenen Ab- 
kommen über die Pauſchalierung der Poſtgebühren abzuſchließen. 

8 2 

Die Verordnung, betreffend die gebührenfreie Beförderung von Tele 

grammen, vom 2. Juni 1877 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 524) wird aufgehoben. 


293 
J 3. 


Der § 2 dieſes Geſetzes tritt mit dem 1. Mai 1920 in Kraft. Im 
übrigen ſetzt der Reichspoſtminiſter den Zeitpunkt feſt, mit dem das Geſetz 
in Kraft tritt 


zu 


Die Aufhebung der Gebührenfreiheiten im Poſt. und Telegraphenverkehr. 209 


Begründung des Entwurfs. 


I. Allgemeines. 


Die verfaſſ e Deutſche Nationalverſammlung hat bei Beratung 
der Entwürfe des Geſetzes über Poſtgebühren und des Geſetzes über 
Telegraphen- und Fernſprechgebühren in der Sitzung vom 19. Auguſt 1919 
beſchloſſen, die Reichsregierung zu erſuchen, tunlichſt bald Geſetzentwürfe 
vorzulegen, durch die alle Porto- und Gebührenfrriheiten. das Porto- 
ablöſungsverfahren und die Verordnung vom 2. Juni 1877 über gebühren— 
ſreie Beförderung von Telegrammen aufgehoben werden. 

Der vorliegende Entwurf kommt den hierin ausgedrückten Wünſchen 
der verfaſſunggebenden Nationalverſammlung nach. In der Tat gebietet 
der ſehr ungünſtige Stand des Reichshaushalts trotz der durch die Geſetze 
vom 8. September 1919 erfolgten Erhöhung der Poſt- und Telegraphen— 
gebühren und trotz der jetzt beabſichtigten weiteren Erhöhung der Gebühren, 
daß im Poſt- und Telegrapheubetrieb jede unnötige Belaſtung erſpart 
und jedes Mittel ergriffen wird, das eine . der Einnahmen 
verſpricht. Zu dieſen Mitteln gebört auch die Beſeitigung der ſeit der 
Reichsgründung aufrech terhaltenen Gebührenfreiheiten. Der jährliche 
Einnahmeansfall der Reichs-Poſtverwaltung aus dieſen Gebührenfreiheiten 
und Vergünſtigungen iſt nach den Gebühren der Geſetze vom 8. Sep— 
tember 1919 auf 50 bis 60 Millionen Mark zu veranſchlagen und würde 
ſich nach den in Ausſicht genommenen neuen Tarifen noch weſentlich 
erhöhen. Da ein erheblicher Teil dieſer der Poſt. und Telegraphen- 
verwaltung bisher entgangenen Einnahme künftig eine Ausgabenerhöhung 
in dem Haushalt der anderen Reichsverwaltungen zur Folge haben muß, 
iſt die Hauptbedeutung der vorgeſchlagenen Maßnahmen darin zu erblicken, 
daß mit der Aufhebung der Gebührenfreiheiten alle die Mißſtände beſeitigt 
werden, die infolge unrichtiger oder mißbräuchlicher Anwendung der 
Beſtimmungen bisher zu beklagen waren. Die. von der Reichs Poſt— 
verwaltung gemachten Erfahrungen berechtigen zu der Annahme, daß dieſe 
Mißbräuche in Geſtalt fahrläſſiger und auch vorſätzlicher unrechtmäßiger 
Inanſpruchnahme einen recht erheblichen Umfang angenommen haben. 
Die höheren Gebühren ſteigern die Gefahr, namentlich da in der zurück— 
liegenden unruhigen Zeit Dienſtſtempel, die zur Kennzeichnung von Dienſt— 
e dienlich find, in falſche Hände geraten fein können. 
»Die Beſeitigung der Telegrapbenfreiheit, die daraus folgende Not— 
wendigkeit, die Höhe der für Dienſttelegramme verausgabten Summen 
zu rechtfertigen, wird zu der en erforderlichen Entlaſtung der 
Telegraphenlinien führen, dieſe für die Benutzung der Allgemeinheit zu— 
gänglicher machen und damit einer Fülle durchaus berechtigter Klagen 
abhelfen. 
II. 


Im einzelnen iſt zu den Beſtimmungen des in der Anlage abgedruckten 


Portofreiheitsgeſetzes, deſſen Inhalt ſich ſachlich mit den Freiheiten der 


Verordnung von 1877 deckt, folgendes zu bemerken. 
sı | 
Die im § 1 den regierenden Fürſten zugebilligte Portofreiheit iſt 
durch die Umwandlung der Bundesſtaaten in Freiſtaaten tatſächlich ſchon 
gegenſtandslos geworden. Die förmliche Aufhebung dieſer Beſtimmung 
trifft daher nur noch die einigen Witwen früher regierender Fürſten zu⸗ 
ſtehende Vergünſtigung, auf die ſie e freiwillig verzichtet haben. 
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Die Aufhebung der Gebuhrenfreiheiten im Poſt. und Telegrapbenverkehr 
SS 2 bis 4. ö 
Die auf den §§ 2 bis 4 a. a. O. ſich gründende Portofreiheit für 
Sendungen in reinen Reichsdienſtangelegenheiten bezweckte in der Haupt— 
ſache, die Zahlung ans einer Bundeskaſſe in die andere Bundeskaſſe zu 
vermeiden und auch der Gefahr von Unterſchlagung aus Portokaſſen vor- 
zubeugen (Druckſ. Nr. AL des Bundesrats, Seſſion von 1869, S. 65). 
Um dieſen unzweifelhaft begründeten Bedenken gerecht zu werden, iſt 
die Ausgabe von Reichsdienſtmarken in Ausſicht genommen, die allein 
für die Freimachung der von unmittelbaren Reichsbehörden aufgelieferten 
Poſtſendungen beſtimmt ſind, alſo unter Ausſchluß aller Organiſationen, 
die einen Selbſtverwaltungscharakter tragen und nicht aus Mitteln des 
Reichs unterhalten werden. Die Einrichtung der Dienſtmarken hat ſich 
in Bavern und Württemberg durchaus bewährt. Sie macht die Be— 
ſchaffung, 2 dezahlung und das Halten eines Vorrats der gewöhnlichen 
geldwerten Freimarken unnötig und vermeidet, daß! Beamte zu Unter— 
ſchlagungen verleitet werden, da die Dienſtmarken für einen anderen als 
dienſtlichen Schriftwechſel nicht verwendbar ſind. Auch Barzahlungen 
tönnen gänzlich vermieden werden, da die für einen größeren Zeitraum 
im voraus beſtellten Markenbeträge bei der jetzigen Verbreitung des bar- 
geldloſen Zahlungsverkehrs barlos beglichen werden ſollen. Durch An— 
wendung des im § 50, VII der Poſtordnung vom 28. Juli 1917 (Reichs. 
Geſetzbl. S. 763) vorgeſehenen Stundungsverfahrens laſſen ſich auch alle 
Einzelzahlungen vermeiden, die etwa infolge des Wegfalls der Porto— 
freiheit zur Begleichung der an die Reichsbehörden nicht freigemacht auf— 
gelieferten eee nötig werden würden. Die Behörden können 


ee von der im $ 50, VI a. a. O. eröffneten Befugnis Gebrauch machen, 


die vom Abſender zu Unrecht nicht gezahlte Poſtgebühr durch die Poſt 
einziehen zu laſſen. 

Auch in Reichsratsangelegenheiten fällt die Möglichkeit, Porto- und 
Gebührenfreiheit in Anſpruch zu nehmen. Dem Wunſche des Reichsrats 
entſprechend werden aber ſeinen Mitgliedern wie den Bevollmächtigten in 
Berlin die für die Einholung und Erteilung von Anweiſungen nötigen 
Reichsdienſtmarken geliefert und die dafür der Poſtverwaltung geſchuldeten 
Beträge auf den Haushalt des Reichsminiſteriums des Innern über— 
nommen werden. Das gleiche gilt für die zu dem genannten Zwecke 
aufzuwendenden Telegraphengebühren. Dieſe Regelung vermeidet eine 
Schlechterſtellung der außerpreußiſchen Reichsratsmitglieder, die nicht wie 
die preußiſchen in Berlin anweſenden Mitglieder und Bevollmächtigten 
ohne Aufwendung von Gebühren angewieſen werden können. Dieſe 
Schlechterſtellung würde nicht zu rechtfertigen ſein, da die Länder ohnehin 
durch den Wegfall der Gebührenfreiheit in allen anderen Reichsdienſt— 
angelegenheiten geldlich belaſtet werden. 

Mit der Aufhebung der Portofreiheit in reinen Reichs dienſtangelegen- 
heiten fällt auch die nur aus dieſem Geſichtspunkt gerechtfertigte, bisher 
gebührenfrei erfolgende Beförderung des Reichs-Geſetzblatts und anderer 


amtlicher Blätter weg, die damit auf den regelmäßigen gebührenpflichtigen 
Zeitungsbezug verwieſen werden 


Zu 8 5. 

Die bisher aufrechterhaltenen Vergünſtigungen für Sendungen an die 
Perſonen des Militärſtandes bis zum Range eines Feldwebels haben ihre 
Berechtigung verloren, da der Dienſt in der Reichswehr ein freiwilliger 
iſt und auch angemeſſen entlohnt wird. Sollten in Zukunft Einrichtungen 
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nach Art der Feldpoſt erforderlich werden, ſo kann eine etwa hierbei zweckmäßig 
erſcheinende Portovergünſtigung ſpäterer Regelung vorbehalten bleiben. 
Die SS 6 bis 10 und 13 = veraltet. 


§ 11. 

Die von der w ebenfalls gewünſchte Aufhebung der 
Pauſchalierung der Poſtgebühren iſt zunächſt durch Vereinbarung mit den 
beteiligten Landesregierungen für den 1. April 1920 herbeigeführt worden. 
Auch die Länder werden für ihre Dienſtſendungen beſondere Dienſtmarken 
verwenden. Dem dauernden Wegfall des im § 1] bisher vorgeſehenen 
Rechtes der Reichs-Poſtverwaltung, ſolche Pauſchabkommen mit Staats— 
behörden zu ſchließen, hat aber der Reichsrat nicht zugeſtimmt. Maß⸗ 
gebend für dieſe Stellungnahme war die Befürchtung, daß die Verwendung 
von Dienſtmarken an Stelle des Ablöſungsſtempels, die damit verbundene 
Gewichtsprüfung der einzelnen Sendungen und die Kontrolle des Marken- 
verbrauchs dauernde Mehrarbeit und Mehrkoſten verurſache, die bei der 
allgemeinen Finanzlage zu vermeiden ſeien. 

Wenngleich die namentlich in Bayern mit der Verwendung von Dienſt— 
marken gemachten Erfahrungen dieſe Befürchtung nicht zu rechtfertigen 
ſcheinen, fo glaubt die Reichsregierung doch den Ländern die Möglichkeit 
offen laſſen zu ſollen, das den Geſchäftsbetrieb der Behörden vereinfachende 
Ablöſungsverfahren ſpäter wieder vereindaren zu können. Nach Ablauf 
der im Entwurf § I, Satz 2 vorgeſchlagenen dreijährigen Friſt wird vor— 
ausſichtlich eine gewiſſe Stetigkeit der Verhältniſſe und der Organiſation 
der Behörden eingetreten ſein, die eine erneute Prüfung der Frage zuläßt, 
ob das Ablöſungsverfahren mit dem Intereſſe der Reichs⸗Poſtverwaltung 
und ihres Haushalts zu vereinbaren iſt. Dabei wird beſonderer Wert 

darauf zu legen ſein, daß die erfahrungsgemäß eintretende Verkehrs— 
ſteigerung durch Vereinbarung feſter jährlicher Zuſchläge unter Vermeidung 
koſtſpieliger Zählungen gebührend berückſichtigt wird. 

Die Reichsregierung glaubt unter dieſen Umſtänden und mit Rückſicht 
auf die ſchou erwähnte Mehrbelaſtung der Länder, die mit dem Wegfall 
der Gebührenfreiheiten in reinen Reichsdienſtangelegenheiten verbunden iſt, 
der Nationalverſammlung empfehlen zu ſollen, den in ihrem Beſchluſſe 
vom 19. Auguſt 1919 ausgeſprochenen Wunſch auf endgültige Beſeitigung 
des R zunächſt zurückzuſtellen. 

Zu S 12. 

Demnächſt überflüſſig. Daß Portofreiheiten, die auf zwiſchenſtaatlichen, 
verfaſſungsmäßig zuſtande gekommenen Vereinbarungen beruhen, durch 
die Aufhebung des Geſetzes nicht berührt werden, verſteht ſich von ſelbſt.! 
Dieſe Vereinbarüngen betreffen z. B. die portofreie Beförderung des poſt— | 
und telegraphendienſtlichen Schriftwechſels ( (Artikel 11, Ziffer 3 des Welt- 
poſtpertraga vom 26. Mai 1906 — Reichs ⸗Geſetzbl. 1907, S. 59 J . 
SCbenſo bleiben in Kraft die beſonderen Beſtimmungen des Friedens⸗ 
1 1 851 8 hinſichtlich der Rechte der Okkupationstruppen: Artikel 9, 11 
nd der Vereinbarung über die militäriſche Beſetzung der Rheinlande 
reiche »Geſetzbl. 1919, S. 1337). Unberührt bleibt endlich die im Poſt⸗ 
ſcheckverkehr a Auf. Gd des § 6 des Poſtſcheckgeſetzes in der Faſſung des 

— cſetzes vom 25. März 1918 (Reichs-Geſetzbl. S. 149) beſtehende Gebühren: 
freiheit für die im vorgeſchriebenen gelben Umſchlag A Briefe 
der Poſtſcheckkunden an die Poſtſcheckämter. Infolge der Unverzinslichkeit 
der Guthaben kann im Intereſſe der Ausbreitung des Poſtſcheckverkehrs 
Hierauf nicht verzichtet werden. 
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III. 


Die Aufhebung der Gebührenfreiheit für Telegramme in reinen 
Reichs dienſtangelegenheiten liegt weniger im geldlichen als vielmehr im 
allgemeinen wirtſchaftlichen Intereſſe. Es iſt trotz zahlreicher Verfügungen 
nicht gelungen, die Behörden und Beamten zu einer ſparſameren Inan— 
ſpruchnahme des Telegraphen e ee ganz abgeſehen von den ſehr zahl⸗ 
reichen Fällen, in denen überhaupt die Gebührenfreiheit zu Unrecht in 
Anſpruch genommen und ein überflüſſiger Schriftwechſel verurſacht worden 
iſt. Es iſt mit Beſtimmtheit zu erwarten, daß die Behörden, die auch 
hier vom Stundungsverfahren Gebrauch machen und Barzahlung ver— 
meiden können, uach Beſeitigung der Gebührenfreiheit weniger telegraphieren 
werden, weil ſie für übermaͤßige Aufwendungen in dieſer Beziehung 
künftig zur Verantwortung gezogen werden können. Dies aber iſt im 
Intereſſe des Wirtſchaftslebens durchaus zu erſtreben, das unter der Über— 
laſtung der Telegraphenlinien mit bevorzugten Dienſttelegrammen zu 
leiden hatte. 

IV. 

Ein möglichſt früher Zeitpunkt für das Inkrafttreten des Geſetzes iſt 
dringend zu wünſchen. Die bis zum 1. April 1920 zur Verfügung 
ſtehende Zeit iſt für die Herſtellung der neuen Reichsdienſtmarken und 
für die Vorbereitungen des neuen Verfahrens, Anweiſung zahlreicher 
Behörden uſw. nicht ausreichend. 

Es wird deshalb vorgeſchlagen, den Zeitpunkt des Inkrafttretens dem 
Reichspoſtminiſter zu überlaſſen, der im Intereſſe ſeines Haushalts für 
eine möglichſt baldige Inkraftſetzung ſorgen wird. 


Die Entwicklung der Luftfahrt und ihre Bedeutung 
für den Poſtverkehr. 
Von Miniſterialſekretär H. Kropp in Berlin (Reichspoſtminiſterium). 


Die Geſchichte der Menſchheit durchzieht die Sehnſucht, ſich gleich dem 
Vogel in die Luft zu erheben und frei und ungefeſſelt an Erdenwege über 

Waſſer und Berge fliegen zu können. Sogar in die Religionen faſt aller 
höherſtehenden Völker iſt die Fahrt durch die Luft mit beſtimmtem Ziel auf— 
genommen worden, wohl als Ausdruck des Gedankens, daß dies doch einmal 
möglich ſein müſſe. Inder, Agypter, Aſſyrer haben geflügelte Göttergeſtalten 
gebildet, und ſelbſt das Chriſtentum verleiht feinen Engelgeſtalten Flügel. Die 
Geſchichte des Fliegens läßt ſich bis in die ſagenhaften Überlieferungen der grauen 
Vorzeit verfolgen. Auf dem Ritte durch die Lüfte hinauf nach Walhall nehmen 
die Walküren die Leichen der im Kampfe gefallenen Tapferen auf ihr Roß. Wotan 
fährt auf Sturmwolken daher. Die ſagenhaften Gebilde von den Wagen der 
Götter und Göttinnen, den Wolkenwagen der Feen, dem fliegenden Roß in 
»Tauſendundeine Nacht«, dem Zaubermantel Dr. Fauſts, dem Pegaſus, auf 
dem Bellerophon den Olymp im Fluge erreichen wollte, den geflügelten Sohlen 
des Perſeus, ſie alle geben Zeugnis von der im Menſchengeiſt wurzelnden Vor— 
ſtellung von der Beherrſchung der Luft. Am bekannteſten iſt wohl die Mythe 
von Dädalus, dem angeblichen Erbauer des Labyrinths auf Kreta, und ſeinem 
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Sohne Ikarus, die ſich aus Federn und Wachs künſtlich hergeſtellte Flügel an— 
hefteten und in den Ather ſchwangen. Der leichtſinnige Ikarus ſtieg trotz der 
Warnungen feines Vaters fo hoch, daß das Wachs durch die ſengenden Sonnen. 
ſtrahlen erweicht wurde und er unweit Kretas ins Meer verſank. Hier ſpricht 
ſich alſo der kindliche Wahn aus, daß man mit dem Aufſteigen in höhere Ne- 
gionen in immer größere Hitze kommen müſſe. Heute wiſſen wir, daß das 
Gegenteil der Fall iſt. In der deutſchen Sage fertigt ſich Wieland der Schmied 
ein Federhemd und entflieht damit durch die Luft vom Hofe des Königs Nidung. 
In Perſien ſoll dem König Kyarared von Magiern ein Thron gebaut worden 
ſein, an dem gezähmte Adler angebunden waren. Bei der Auffahrt wurde den 
vorher ausgehungerten Vögeln ein Stück Fleiſch hoch am Thron aufgehängt. In 
dem Beſtreben, das Fleiſch zu erreichen, ſollen die Adler den Thron in die Luft 
gehoben haben. Weniger ſagenhaft iſt die Nachricht über die Taube des Archytas 
von Tarent 400 v. Ch. Aulius Gellius erzählt hierüber in ſeinen attiſchen 
Nächten (Buch X, Abſchn. 12), daß Archytas eine hölzerne Taube durch einge— 
blaſenen Hauch belebt und in die Luft gehoben habe. In einem der älteſten 
deutſchen Romane, in Grimmelshauſens Simplicius Simpliciſſimus, finden wir 
die Bemerkung: »Sollte Archytas nicht zu loben ſein, der ſo künſtliche hölzerne 
Tauben machte, daß fie auch gleich anderen Vögeln in der Luft herumflogen!«. 
Archytas Künſte waren vielleicht die erſten Verſuche, denen eine gewiſſe Bedeutung 
zuzuſchreiben iſt, da es nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß Archytas bereits eine 
Ahnung von den phyſikaliſchen Geſetzen gehabt hat, die ſpäter zur Erfindung des 
Luftballons führten. Im Jahre 1306 ſoll nach den Erzählungen des franzöſiſchen 
Miſſionars Vaſſon bereits in China zur Feier der Thronbeſteigung des Kaiſers 
Fo⸗Kien zu Peking ein Luftballon aufgeſtiegen fein, was bei dem damals hoch— 
entwickelten Bildungsſtand des Landes nicht unglaubhaft erſcheint. Der Miſſionar 
will die Kunde während ſeines Aufenthalts in China im Jahre 1694 zuverläſſigen 
Akten entnommen haben. In Europa gab die Erfindung der Luftpumpe 1650 
den Anlaß zu einer Reihe von Vorſchlägen und Verſuchen. Ein Franziskaner 
mönd Lana zu Breszia ſchlug vor, eine bewimpelte Gondel mit vier luftleer ge- 
pumpten großen Kugeln von dünnem Kupferblech in die Luft zu heben. Er hatte 
ſeine Rechnung aber ohne Berückſichtigung des äußeren Luftdrucks gemacht, und 
es blieb bei dem Vorſchlag. In Portugal ſoll Laurenzo Don Guſuaro 1709 
vor dem König Don Juan V. in Liſſ abon zum erſten Male mit einer Art Luft- 
ballon in die Luft aufgeftiegen fein. Neuere Forſchungen haben die Angaben 
indeſſen nicht beſtätigt. Viele andere Verſuche wären noch zu nennen. Aber ſo 
groß auch das Verlangen der Menſchheit war, die Luft zu durchfliegen, ſo ſehr 
es auch, genau wie das Suchen nach dem Perpetuum mobile, im Mittelalter und 
bis in die neuere Zeit hinein die Geiſter umfangen hielt, es blieb immer nur ein 
Sehnen. Wie anziehend das Flugrätſel auf die Gemüter des Mittelalters wirkte, 
ſchildert auch die Erzählung von Till Eulenſpiegel«. Der Schalksnarr, der in 
einem Städtchen die Leute mit der Vorſpieglung zuſammenrief, er werde zu einer 
beſtimmten Stunde vom erſten Stocke des Rathauſes herabfliegen, erſchien, als 
nahezu die ganze Bevölkerung zuſammengelaufen war und mit geſpannteſter Auf— 
merkſamkeit hinaufgaffte, am Feuſter und ſprach: »So ſeid Ihr denn alle ge— 
kommen, und ich ſehe, daß Ihr noch dümmer ſeid, als ich Euch zugetraut. Wie 
konntet Ihr mir glauben? Der Vogel fliegt, der Menſch aber nicht. Der Zu. 
ruf, den das alte Volksbuch Till Eulenfpiegel in den Mund legt, entſprach der 
Anſicht der Aufgeklärteſten der damaligen Zeit. 

Erſt den Gebrüdern Montgolfier in Annonay in Frankreich blieb die Erfindung 
vorbehalten, Sachen und Menſchen durch die Luft zu befördern. Durch Nach⸗ 
denken über das Aufſteigen des Rauches kamen ſie auf die Vermutung, daß, wie 
fi die Rauchmaſſen aus den Schornſteinen durch die Luft nach oben fortbewegten, 
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dies auch künſtlich eingeſchloſſene Rauchwolken tun würden, und daß die ein- 
ſchließende Hülle bei genügender Leichtigkeit mit in die Höhe genommen werden 
müſſe. Ein im Zimmer angeſtellter Verſuch beſtätigte die Annahme inſofern, als 
ein kleiner Papierballon, der mit Rauch von verbrannten Papierſchnitzeln ange— 
füllt wurde, bis an die Decke des Zimmers ſtieg. Durch den Erfolg angefeuert, 
machten ſich die Brüder alsbald daran, ihre Verſuche öffentlich anzuſtellen. Sie 
fertigten einen großen Ballon aus Leinwand mit einem Durchmeſſer von 35 Fuß 
und einer Tragfähigkeit von 400 Pfund. Am 5. Juni 1783 fand der erſte 
öffentliche Verſuch ſtatt. Durch vorſichtiges Verbrennen von Stroh und Wolle 
unterhalb der Hülle wurde der Vallon mit erwärmter Rauchluft angefüllt und 
losgelaſſen. Zur größten Freude der Erfinder ſtieg er etwa 1000 Fuß hoch und 
fiel eine halbe Meile von ſeinem Aufgangsort zur Erde. Ein zweiter, am 19. Sep⸗ 
tember 1783 in Verſailles vor Mitgliedern des Hofes und einer großen Zu— 
ſchauermenge unternommener Verſuch glückte ebenfalls und zog die Aufmerkſamkeit 
der ganzen gelehrten Welt auf ſich. Nach ſeinen Erfindern legte der Volksmund 
dieſen Heißluftballonen den Namen »Montgolfieèren« bei. 

Gleich nach dem Bekanntwerden des erſten Verſuchs der Gebrüder Montgolfier er— 
kannte der franzöſiſche Phyſiler Charles, daß nicht der Rauch dem Ballon Steigkraft 
verleihe, ſondern daß die Urſache des Steigens auf die durch die Erwärmung hervor— 
gerufene Verdünnung und Leichtheit der Luft im Ballon Ae ee ſei. Er 
kam daher auf den Gedanken, ſelbſtändig einen Ballon zu bauen und mit Waſſer⸗ 
ſtoffgas zu füllen, das leichter iſt als die Luft. Ein kugelförmiger Ballon aus 
beſonders gedichtetem Seidentaft, mit einer durch ein Netzwerk daran befeſtigten 
Gondel aus leichtem Korbgeflecht, ſollte durch eine Fullung mit Waſſerſtoffgas 
den nötigen Auftrieb erhalten. Nach kurzer Zeit waren die Vorbereitungen be— 


endet; der Erfinder Charles war des Erfolges ganz ſicher und hatte bereits ver⸗ 


kündet, daß ſein Ballon nach der Füllung über alle Teile der Erde fliegen würde. 
Der franzöſiſche Miniſter des Auswärtigen Graf von Vergennes ließ daraufhin 
die europäiſchen Staaten auf diplomatiſchem Wege erſuchen, der Akademie in Paris 
Nachricht geben zu wollen, falls der Ballon auf ihr Gebiet niederfiele, ja, man 
ſchickte in der Angelegenheit ſogar einen Unterhändler nach England, mit dem 
man ſich damals im Kriege befand. Am 27. Auguſt 1783 fand die erſte aller 
Gasballonfahrten ohne Mitreiſende ſtatt. Doch Charles hatte nicht mit der Aus— 
dehnung des Gaſes in den höheren dünnen Luftſchichten gerechnet; der Ballon 
platzte, als er eine gewiſſe Höhe erreicht hatte, und fiel eine Meile entfernt in 
Goneſſe nieder. Dort riſſen die Bauern den Ballon, den ſie für ein Teufelswerk 
hielten, ſchon in Stücke, während ſich noch die berühmteſten Aſtronomen Frank— 
reichs bemühten, ſeine Flugbahn zu beobachten und zu berechnen. Der Verſuch 
wurde aber ſchon am 11. September 1783 unter Auwendung von Vorſichtsmaß— 
regeln gegen das Jerplatzen des Ballons wiederholt und gelang diesmal beſſer. 
Man nannte die gasgefüllten Balloue zum Unterſchied von den Montgolfieren 
nach ihrem Erfinder Charles »Charlièren«. 

Montgolfièren und Charlieren ſuchten ſich in der Folgezeit den Rang abzugewinnen. 
Die Gebrüder Montgolfier ließen in Verſailles in Gegenwart des geſamten Hofes einige 
in einen Käfig geſperrte Tiere eine Luftreiſe mitmachen, auf der die Tiere wohlbehalten 
blieben. Nun faßte Pilaͤtre de Rozier, der Vorſteher des Muſeums in Paris, den Plan, 
perſönlich mit einer Montgolfiere aufzuſteigen. Er wies darauf hin, daß es eine Ehre 
ſein müſſe, als erſter Menſch eine Luftfahrt zu machen, und daß man die Ehre 
nicht Verbrechern überlaſſen dürfe, die urſprünglich für die Luftreiſe beſtimmt 
waren. Auf Verwendung von Marie Antoinette erlangte er ſchließlich von Lud— 
wig XVI. die Erlaubnis, an Stelle der Verbrecher die Luftreiſe mitzumachen. Pilätre 
bereitete ſich darauf durch einige kleine Verſuche vor, bei denen der Vallon an 
einem Seile befeſtigt war. Am 21. November 1783 ſtieg er in Begleitung des 
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Marquis d'Arlandes auf. Ganz Paris und Frankreich, ja die ganze gebildete 
Welt, beobachteten mit Spannung die erſte Auffahrt von Menſchen im Ballon. 
Pilaͤtre und ſein Begleiter kamen nach 25 Minuten Fahrt glücklich wieder auf der 
Erde an, überſchwenglich gefeiert von der Zuſchauermenge. Charles ſah dem Er- 
folg mit der Montgolfiere nicht untätig zu: er erbat und erhielt die Erlaubnis, 
mit ſeiner Charliere noch in demſelben Monat vom Garten der Tuilerien aus 
perſönlich auffahren zu dürfen. Die in Gegenwart von etwa 100000 Perſonen 
ſtattfindende Auffahrt, die als die erſte regelrechte Gasballonfahrt zu betrachten 
iſt, ſollte aber für Charles nicht ſo glatt verlaufen, denn als er und ſein Mit— 
reiſender 9 Meilen von Paris landeten, wurde der Ballon durch die Entlaſtung 
von dem zuerſt ausſteigenden Begleiter ſo plötzlich mit Charles wieder in die Höhe 
geriſſen, daß er in 25 Minuten 13000 Fuß ſtieg und dann fiel. Das erregte 
in Charles einen ſo großen Schrecken, daß er niemals wieder eine Auffahrt unter— 
nahm. Durch die Fahrt war aber bewieſen, daß der Gasballon weitere und 
höhere Reiſen machen konnte als die Montgolfièren, und daß er auch nach einer 
Landung noch, gebrauchsfähig blieb. 

Alle Welt war, nachdem die erſten Luftballone einige Menſchenkinder in die 
Wolken getragen hatten, von einem Schwindel des Staunens befallen und von 
der überſchwenglichen Hoffnung trunken, daß endlich der kleine Menſch die oft ge— 
fabelte Verheißung und das heiß erſehnte Verlangen, wie ein Götterſohn durch 
die Luft zu fahren, erfüllt und geſtillt ſehen würde. Pläne von einer regelmäßigen 
Perſonenbeförderung, der Fortbewegung von großen Laſten, Mitnahme von Poſt— 
ſendungen durch die Luft uſw. ſpukten in allen Köpfen. Dieſer erſten Zeit der 
Begeiſterung darüber, daß den Meuſchen nun auch das Luftreich zugänglich ſei, 
folgte die Ernüchterung, als man ſah, daß die Sache doch nicht ſo einfach war, wie 
man geglaubt hatte. Das erſte Ballonunglück ereignete ſich, als Dilätre de Rozier 
und Romaine am 15. Juni 1784 in einer Montgolfiere den Kanal überfliegen 
wollten. Der Ballon geriet in Schwankungen und fing Feuer. Pilaͤtre und ſein 
Begleiter ſtürzten aus einer Höhe von 1200 Fuß mit dem brennenden Ballon ab, 
und ihre Körper wurden auf einem Felſen bis zur völligen Unkenntlichkeit zer. 
ſchmettert. Als ſpäter noch einige Montgolfieren durch Verbrennung verun- 
glückten, wurde die Benutzung von Montgolfièren von Staats wegen ungefähr ein 
Jahr nach ihrer Erfindung verboten. Die Charlieren behaupteten das Feld. 

Mit dem bloßen Auf- und Abſteigen und dem hilfloſen Flug allein war man 
indes nicht zufrieden, und bald wurde der Wuunſch rege, die Bewegung des Luft— 
ballons dem menſchlichen Willen unterzuordnen und ſich dadurch erſt zum wirk— 
lichen Herrn der Luft aufzuſchwingen. Gelehrte und Laien plagten ſich damit ab, 
ohne etwas zu erreichen. Mangel an richtigem Urteil und Sachkenntniſſen waren 
die hauptſächliche Urſache, daß alle Verſuche und Unternehmungen ſcheiterten und 
die Anſtrengungen erfolglos blieben. Mißerfolge und Enttäuſchungen ließen ſchließ. 
lich die Teilnahme an der Sache erlahmen. So wurde denn in der wiſſen— 
ſchaftlichen Welt zunächſt von weiteren Lenkbarkeitsverſuchen abgeſehen und die 
Frage für unlösbar erklärt. Das lenkbare Luftſchiff ſei eine Unmöglichkeit, hieß 
es. Man begnügte ſich nach wie vor mit dem zielloſen Aufſteigen. Der Ballon 
wurde nach und nach das, was er bis in die Neuzeit hinein geblieben iſt, ein Aus— 
beutungsgegenſtand für ſolche, die auf Volksfeſten und Jahrmärkten Auffahrten 
veranſtalteten und damit von Stadt zu Stadt zogen, um Geld zu verdienen. Erſt 
im Jahre 1804 nutzten wieder franzöſiſche Gelehrte, ſo Biot und Gay. Luſſac, ſolche 
Auffahrten zu wiſſenſchaftlichen Zwecken aus und machten dabei einige nützliche 
Entdeckungen. Später waren es die Engländer, die zeitweiſe derartige Aufſtiege 
aus wiſſenſchaftlichen Gründen unternahmen (Welſh 1852 mit Green, Glaiſher 1862 
und 1563 mit Corwell). Doch wurde im Vergleich zu den Anſtrengungen ver⸗ 
hältnismäßig wenig geleiſtet, weil man, ganz von der Willkür des Luftballons 
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abhängig, nur imſtande war, ſich zu erheben, zu ſinken und, wenn es gut ging 
und Windrichtungen und Strömungen es nicht vereitelten, den Ort des Herab— 
kommens annähernd zu beſtimmen. 5 

So ging beinahe ein Jahrhundert vorüber, und der Ballon blieb, was er war; 
die Frage ſeiner Fortbewegung nach einer beliebigen beſtimmten Richtung war noch 
immer nicht gelöſt. Wieder waren es die Franzoſen, die den Anſtoß dazu gaben, 
daß ſich die Welt wie in den erſten Zeiten der Erfindung mit der Möglichkeit be— 
faßte, den Ballon zu Verkehrszwecken zu verwenden. Es geſchah im deutſch-fran— 
zöſiſchen Kriege 1870/71. Als Paris von den Dentſchen vollſtändig eingeſchloſſen 
war, kam man nach dem Fehlſchlagen verſchiedener anderer Pläne auf den Ge— 
danken, den Ballon als Verbindungsmittel mit der Außenwelt zu benutzen. Der 
Leiter der franzöſiſchen Poſtverwaltung, General-Poſtdirektor Ramport, zog den 
Gedanken der Poſtbeförderung durch die Luft ſofort in Erwägung. Durch ſein 
tatkräftiges Vorgehen hat die franzöſiſche Poſtverwaltung während der Belagerung 
in ziemlich ausgedehntem Umfang einen Nachrichtenverkehr zwiſchen der Hauptſtadt 
und den Provinzen durch Yuftballone zu unterhalten gewußt. Die OrleansBahn- 
geſellſchaft in Paris ſtellte die großen Räume ihres Bahnhofs für die Zwecke der 
Luftſchiffahrt zur Verfügung. Ramport ſtand an der Spitze der Luftunterneh— 
mungen. Ihm waren Gelehrte und Beamte beigegeben, um Verbeſſerungen dieſer 
Luftpoſt zu beraten und neue Pläne zur Beförderung von Depeſchen und Briefen 
auf dem Luftwege zu prüfen. Unter der Aufſicht der Poſtverwaltung wurden die 
Ballone hergeſtellt, bemannt und abgeſandt. Die Rührigkeit und Tätigkeit, die 
auf dieſem Feld in Paris entwickelt wurden, waren in hohem Grade anerkennens— 
wert, wenn man bedenkt, daß die meiſten Ballone erſt im letzten Augenblick an— 
gefertigt und die mit der Leitung und Führung betrauten Männer größtenteils 
erſt in die Luftſchiffahrt eingeweiht werden mußten. Zwar konnte nicht alle Tage 
Poſt durch Ballone abgeſandt werden, trotzdem ſoll es aber niemals vorgekommen 
ſein, daß Briefe länger als zwei Tage in den Pariſer Briefſammelſtellen liegen- 
blieben. Auch die Pariſer Regierung vertraute dieſen Luftpoſten ihre Briefe und 
Depeſchen an. In den Ballonen mitgenommene Brieftauben waren dazu beſtimmt, 
die Antworten zurückzubringen. Jeder Ballon nahm ungefähr 100 kg Depeſchen 
und Briefe mit. Außer den bemannten Ballonen wurden kleine, aus geöltem 
Papier hergeſtellte, unbemannte Ballone, 6 bis 7m im Durchmeſſer, die ſoge— 
nannten ballons libres, abgelaſſen und mit Poſtkarten belaſtet. Im ganzen ſind 
durch die Luftpoſten damals 2 500 000 Briefe im Gewicht von ungefähr 10000 kg 
befördert worden. Die Ballonſendungen, meiſt offene Poſtkarten, mußten den Ver- 
merk »par ballon monté« tragen; die Gebühr betrug 20 Centimes für je 4 g. 
Auch Pariſer Zeitungen wurden auf die Art ins Land geſchickt. Die Pariſer 
zollten dem General-Poſtdirektor großen Dank für den Eifer, mit dem er dieſe 
neue Einrichtung ins Leben gerufen und ausgenutzt hatte. Die Übergabe von 
Paris machte den erſten Luftpoſten ein Ende. Auch von Metz aus verſuchte man 
1870 Ballonpoſten einzurichten, um Frankreich Lebenszeichen von der dort einge— 
ſchloſſenen Rhein-Armee zu geben. Hier war es der Genie-Oberſt Goulier, der den 
Gedanken zur praktiſchen Ausführung zu bringen wußte, Briefſendungen durch 
Poſt⸗Luftballone abgehen zu laſſen. Nicht alle von Paris ausgehenden Fahrten 
verliefen ohne Unfälle. Einige Ballone wurden von den Deutſchen abgefangen, 
andere verunglückten. Von den 65 Fahrten ſcheint die weiteſte, gleichzeitig für die 
Mitfahrer unglücklichſte Fahrt bis nach Port Natal in Südafrika geführt zu haben, 
wo man ſeinerzeit die Fetzen eines Ballons im Gebüſch entdeckte. Eine weite, aber 
ebenfalls unglückliche Fahrt machte ein anderer Ballon, von dem man die Über— 
reſte auf Island gefunden hat; mehr vom Glück begünſtigt waren die Inſaſſen 
eines Ballons, die in 15 Stunden von Paris bis Norwegen flogen und dort glück— 
lich landeten. 
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Die während der Belagerung von Paris unternommenen Fahrten, die das 
nicht zu unterſchätzende Verdienſt hatten, der eingeſchloſſenen Hauptſtadt eine Art 
brieflichen Verkehrs mit der Außenwelt zu ermöglichen, ließen von neuem den 
(Hedanken auftauchen, den Ballon lenkbar zu machen. Seit 1852, in welchem 
Jahr in Frankreich Giffard einen länglichen Ballon mit einer Dampfmaſchine 
verſehen hatte, war bereits durch praktiſche Verſuche einigermaßen erwieſen worden, 
daß ſich ein Ballon in der Luft wohl lenken laſſen müſſe. Der ſeit Jahren ein ⸗ 
geſchlummerte Forſchungstrieb, die Luftſchiffe zu vervollkommnen, war mit einem 
Male wieder erwacht. Während man früher Räder, Flügel oder Segel zur 
Anwendung brachte, um Luftballone zu lenken, wandte ſich, ſeit Reſſel die 
Schiffsſchraube erfunden hatte, die Mehrzahl der Erfinder lenkbarer Luftſchiffe der 
Verwendung der Schraube zu. Auch einer der berühmteſten franzöſiſchen Schiffs- 
baumeiſter, zugleich Mitglied der Akademie, Dupuy de Lome, entſchloß ſich, die 
Frage des ſteuerbaren Luftſchiffs zu löſen. Auch ihn bewog die große Notlage 
während der Belagerung von Paris dazu, ſich mit der Frage zu befaſſen. Die 
franzöſiſche Regierung ſtellte ihm einen Betrag von 40000 Fr. zur Verfügung, 
damit er ſeine Pläne zur Ausführung bringen könne. Dupuy erbaute 1872 ein 
Luftſchiff und wandte als Motor zur Bewegung der Schraubenflügel Menſchenkraft 
an; Erfolge hat er damit aber nicht erzielt. Nicht ohne wehmütige Gefühle vermag 
man heute einen franzöſiſchen Zeitungsaufſatz aus dem Jahre 1872 zu leſen. Ein 
Franzoſe brachte damals, angeregt und berauſcht durch die Erfolge der Ballon— 
poſten im belagerten Paris, in einer franzöſiſchen Zeitſchrift eine erfundene 
Depeſche vom zukünftigen Kriegsſchauplatz des Jahres — 1920, in der er eine 
Luftſchlacht von »Vallon-Linien-Regimentern« ſchildert. Der Kampf ſpielt ſich 
zwiſchen Deutſchen und Franzoſen ab; die Deutſchen werden in dieſem Kampfe 
vernichtet. Man bezeichnete dieſe Vorausahnung damals als »Luftſiege-Luftſchlöſſer -. 
Schrieb doch ein militäriſches Wochenblatt: »Eine Heerſtraße durch die Luft wird 
wohl ſo lange eine Chimäre bleiben, als für gewöhnliche Reiſezwecke der ſolide 
Erdball ausreicht; wo man ſich aber des feſten Bodens bei Beobachtungen und zur 
Beförderung von Botſchaften nicht bedienen kann, wird der Gebrauch des 
Ballons von Nutzen ſein«. 

Während durch Dupuy de Lome in Frankreich praktiſche Verſuche über 
die Leiſtungsfähigkeit lenkbarer Luftballone angeſtellt wurden, war man auch 
in Deutſchland nicht müßig, dieſe für die Wiſſenſchaft wie für die Erwei— 
terung der Verkehrsmittel im Frieden und im Kriege gleich wichtige Frage 
der Löſung entgegenzuführen. Hier war es beſonders der damalige General— 
Poſtdirektor Stephan, der, ebenfalls angeregt durch die Ballonpoſten in Frankreich, 
ſehr bald die große Bedeutung erkannte, die der Luftverkehr zukünftig haben müſſe, 
und von da ab allen im Luftverkehr auftretenden Neuheiten ſeine beſondere Teil— 
nahme zuwandte. Seinem zielbewußten Vorgehen tft es zu danken, daß Deutſchland 
auf dem Gebiete der Luftfahrt nicht zurückblieb, ſondern große Anſtrengungen 
machte, allen Ländern voranzugehen. Er ſetzte ſich mit dem In. und Ausland 
in Verbindung, beobachtete und verfolgte alle Erfindungen auf dieſem Gebiet, 
um ſie u. U. für den Luftpoſtdienſt nutzbar machen zu können. Auch die gelehrte 
Welt ließ die ihr durch die Belagerung von Paris gegebene Anregung zur 
Herſtellung von lenkbaren Luftſchiffen nicht außer acht. Mit großem Eifer fuhr 
ſie fort, die geſammelten Erfahrungen auszubeuten und an der Löſung der damals 
noch ungeklärten Frage weiterzuarbeiten. Der Krieg von 1870/71 war ſomit 
für die Luftfahrt der Ausgangspunkt einer neuen Zeit. So berichtete die » Berliner 
Börſen⸗Zeitung« in der Nummer 216 am 11. Mai 1872: »Frankreich, England 
und Deutſchland ſtehen jetzt gleichzeitig im Begriff, die Anwendung der Luftſchiffahrt 
zu militäriſchen und in Deutſchland auch zu poſtaliſchen Zwecken einer 
erneuten Prüfung zu unterziehen«. Der Große Generalſtab in Berlin ſchrieb im 
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Mai 1872 an Stephan, es ſei ihm bekanntgeworden, daß die Poſtverwaltung 
Verſuche anſtelle, die Luftſchiffahrt zu Zwecken der Poſt zu verwenden; er regte 
an, mit vereinten Kräften zu arbeiten. Auf Veranulaſſung der preußiſchen Regierung 
wurden von einem Ausſchuß von Gelehrten in Berlin unter dem Vorſitz des 
Profeſſors Helmholtz wiſſenſchaftliche Forſchungen über den Luftwiderſtand in bezug 
auf die Lenkbarkeit von Luftfahrzeugen angeſtellt. Die unter der Leitung von 
Helmholtz angeſtellten Verſuche zur Lenkbarkeit des Ballons mit der Schraube 
ſcheiterten aber. Das im Jahre 1872 aufgeſtellte Gutachten dieſes Ausſchuſſes 
ging dahin, daß die Lenkbarkeit des Ballous zwar grundſätzlich als ausführbar 
zu erachten ſei, daß aber hinſichtlich der Fahrgeſchwindigkeit gegen den Luftſtrom 
nur ganz geringe, überdies mit großen Schwierigkeiten erfüllbare Anforderungen 
geſtellt werden dürften, deren Maß die Verwertung lenkbarer Luftfahrzeuge für 
praktiſche Zwecke, namentlich für den Poſtdienſt, a in ſtrategiſcher 
Beziehung als ziemlich ausſichtslos erſcheinen ließe. Den Ergebniſſen der 
deutſchen wiſſenſchaftlichen Forſchung entſprachen im weſentlichen auch die Anſichten 
erfahrener Fachmänner, u. a. Gaſton Tiſſandiers', der während der Pariſer 
Beagerung als Luftſchiffer wertvolle Erfahrungen geſammelt hatte. Tiſſandiers 
wies darauf hin, daß ſich das prophetiſche Wort, das ſeinerzeit Franklin bei den 
erſten Luftfahrten der Gebrüder Montgolfier ausgeſprochen haben ſoll: »Das iſt 
ein Kind, das Zum Mann erwachſen wird, in der langen Zwiſchenzeit noch nicht 
erfüllt habe. In Deutſchland mühte jich der Ingenieur Haeulein aus Mainz ab, 
einen lenkbaren Ballon zu erfinden. 1873 gelang es ihm, in Wien eine Geſellſchaft 
von Geldleuten zuſammenzubringen, die nach feinem Vorſchlag ein Luftſchiff 
erbauen ließ, das als erſtes ſeiner Art mit einer Gasmaſchine zum Antrieb einer 
Schraube nach Art der damals noch neuen Schiffsſchraube verſehen wurde. Der 
Ballon erhielt eine Länge von 50 m, der größte Durchmeſſer war Y m. Seine 
Form war zylindriſch mit abgeſpitzten Enden. Mitglieder der Wiſſenſchaft und 
des Gewerbes gehörten der ausführenden Geſellſchaft an. Man ſtellte nach 
mehreren Verſuchen feſt: »Die mit dem Haenleinſchen Ballon gemachten Verſuche 
hätten über die Wirkſamkeit der Luftſchraube im Freien jeden Zweifel behoben 
und mit Sicherheit dargetan, daß die Luftſchraube ein paſſendes Mittel ſei, um 
bei Windſtille oder ſchwachem Wind die horizontale Fortbewegung eines 
Ballons in der gewählten Richtung zu bewirken. Ob aber die von Haenlein in 
Anwendung gebrachte Gasmaſchine der geeignete Motor zur Bewegung der Luft⸗ 
ſchraube ſei, darüber ſeien die Meinungen geteilt und die Verſuche noch nicht 
abgeſchloſſen. Oſterreichiſchen Kapitaliſten ſei es aber zu danken, daß über die 
Verwendbarkeit der Luftſchraube jeder Zweifel geſchwunden ſei; vielleicht ſei die 
Hoffnung nicht zu kühn, auf der von Haenlein gefundenen Grundlage ein lenkbares 
Luftſchiff herzuſtellen, das alle ue des Friedens und des Krieges, cite 
ſprechend allen Anforderungen der Wiſſenſchaft und des Verkehrs, befriedige«. 
Die Haenleinſchen Verſuche hatte auch Stephan aufmerkſam verfolgt. Das deutſche 
General⸗Poſtamt ſtand ſogar in Unterhandlungen mit Haenlein wegen Ankaufs 
ſeines Apparats; die Verhandlungen zerſchlugen ſich jedoch. Stephan ſah aber 
ſeine Anſicht beſtätigt, daß man es beim Luftballon mit einer äußerſt ernſten 
Sache zu tun habe, deren weitere Ausbildung wichtig und dankenswert und 
ſchrittweiſe zu verfolgen ſei. Durch die in den Akten des General-Poſtamts 
niedergelegten, meiſt von Stephans Hand herrührenden Aufzeichnungen giebt fich 
unverkennbar ſein Beſtreben, die Luftſchiffahrt, wenn irgend möglich, für den 
Betrieb der Poſtverwaltung dienſtbar zu machen. Am 24. Januar 1874 hielt 
Stephan in der Singakademie zugunſten des Wiſſenſchaftlichen Vereins zu Berlin- 
einen Vortrag über »Weltpoſt und Luftſchiffahrt!)-, in dem er die neueſten 
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praktiſchen Verſuche und Fortſchritte eingehend erörterte und ſich mit großer 
Zuverſicht über die Zukunft der Luftfahrt ausſprach. An den Schluß ſeines 
Vortrags ſtellte er die Worte: »Jenes Gefühl, von welchem der Dichter ſingt: 
Doch iſt es jedem eingeboren, daß er hinauf und immer vorwärts dringt, 
wenn über uns, im blauen Raum verloren, ihr ſchmetternd Lied die Lerche ſingt! 
wird nicht immer ein unerfülltes Sehnen der Menſchheit bleiben. Unſere 
Kinder werden ſeine ſchöne Verwirklichung erleben und der Früchte 
derſelben ſich zur Vervollkommnung ihres Daſeins erfreuen«. Die 
Perſon Stephans bildete ſich zu einem Mittelpunkt der Beſtrebungen aus, das 
leukbare Luftſchiff zu erfinden. Über das General-Poſtamt ergoß ſich eine Flut 
von Zuſchriften der Erfinder des In und Auslandes, die mehrere Aktenbände 
füllen. Stephan prüfte perſönlich alle Vorſchläge in eingehender Weiſe. Die 
Erfinder oder ſolche, die es ſein wollten, wünſchten in der Hauptſache Unterſtützung 
durch Hergabe von Mitteln zur Ausbeutung ihrer Pläne. Jeder betonte, daß 
ſeine Erfindung alles bisher Dageweſene übertreffe. Die verwegenſten Vorſchläge 
waren darunter. Als ein beſonders bemerkenswertes DVeifpiel ſei erwähnt, daß 
ein Seiler dem General-Poſtamt vorſchlug, eine Kettenſtraße ju einer gewiſſen 
Höhe in der Luft herzuſtellen, an der die Luftballone ihren Weg abzufahren 
bätten. Allen Einſendern gegenüber betonte Stephan, daß die Löſung der Frage 
hauptſächlich in der Herſtellung einer geeigneten Triebkraft-Maſchine zu ſuchen ſei, 
daß es ſich alſo um die Schaffung eines leichten, aber ſtarke Kräfte hervorbringenden 
Motors handle, der zunächſt zu erfinden ſei. An dieſem Motor mit den 
entſprechenden Eigenſchaften fehlte es aber vorläufig noch. Man kam ſchließlich 
zu der Überzeugung, daß von Menſchenhand ſchwerlich eine Maſchine zu erbauen 
ſein werde, die allen Launen des Luftmeers die Spitze zu bieten imſtande wäre. 

Die Wiſſenſchaft ließ ſich jetzt aber nicht mehr entmutigen; ſie ſetzte unge— 
achtet der bisherigen geringen Erfolge die begonnenen Verſuche mit raſtloſem Eifer 
fort. Das erſte Luftſchiff, das einen wirklichen Erfolg aufzuweiſen hatte, war 
ein von den franzöſiſchen Offizieren Krebs und Renard (1884/85) hergeſtellter, 
mit Luftſchrauben bewegter Ballon in Zigarrenform. Er konnte ſo gut geſteuert 
werden, daß er tatſächlich den Eindruck eines lenkbaren Luftſchiffs machte. Allein 
das Lenken war nur bei Windſtille möglich. Die durch die Schraube erreichte 
Geſchwindigkeit blieb weit hinter der eines mäßigen Windes zurück, ſo daß der 
Ballon ſelbſt bei geringer Luftbewegung die Beute des Windes wurde und für 
praktiſche Zwecke nicht verwendbar war. Die Gründe für die langſame Entwick— 
lung der Luftfahrt lagen zum Teil in der großen Schwierigkeit, nur in den 
Grundgedanken wurzelnde Entwürfe praktiſch auszuführen. Die Koſten für die 
Herſtellung der Luftſchiffe uſw. ſelbſt wie der Baulichkeiten, die zu den verſchie— 
denen Vorverſuchen gebraucht wurden, waren ſo bedeutend, daß es den Erfindern 
in den meiſten Fällen nicht möglich war, das JZutreffen ihrer Vorausſetzungen zu 
erproben oder auf Grund der Verſuchsergebniſſe weitere Verbeſſerungen vorzü⸗ 
nehmen, um mit abgeſchloſſenen Arbeiten vor die Offentlichkeit treten zu können. 
Inzwiſchen beſchränkte man ſich für praktiſche Zwecke darauf, die Herſtellung von 
frei vor dem Winde treibenden, d. i. nicht lenkbaren Luftballonen, unter Benutzung 
der bisher gemachten Erfahrungen zu vervollkommnen ſowie die Ausbildung der 
für den Ballondienſt erforderlichen Arbeitskräfte zu fördern. Der Erdenſohn hing 
alſo nach einem Jahrhundert Luftfahrt noch immer als Ballaſt an der großen 
leichten Gasluftblaſe und wurde willenlos vom Winde getrieben. f 

Erſt im Jahre 1887 bereitete ſich ein vollſtändiger Umſchwung vor; der 
Benzinmotor war erfunden, der bei genügender Leichtheit ſtarke Kräfte hervorzu⸗ 
bringen imſtande war, und nun ſetzten neue tatkräftige Bemühungen ein, den 
Ballon mit Hilfe der neuen Erfindung lenkbar zu machen. 1895 tritt zum erſten 
Male der Geueral Graf Zeppelin mit ſeinem Plan vor die Offentlichkeit, ein lenk⸗ 


220 Die Entwicklung der Luftfahrt und ihre Bedeutung für den Poſtverkehr. 


bares Luftſchiff zu bauen. Obgleich man ſeiner Erfindung zunächſt mißtrauiſch 
gegenüberſtand, gelang es ihm im Jahre 1898 dennoch, fein erſtes großes Luft— 
ſchiff zu bauen. Es beſtand aus einem ſtarken Aluminiumgerippe, war 128 m 
lang und faßte 11300 cbm Waſſerſtoffgas. Das war eine Größe, wie fie die 
Luftfahrt bei ihren Fahrzeugen bisher nicht gekannt hatte. Zum Antrieb der 
Schrauben wurden mehrere leichte Benzinmotoren verwendet; auch verſchiedene 
neue Gedanken brachte Zeppelin zum erſten Male zur Ausführung, z. B. die Ein— 
teilung des Ballons in eine Anzahl von Zellen uſw. An der Stelle mag erwähnt 
werden, daß bereits im Jahre 1852 der praktiſche Arzt Dr. Ludwig Mertens in 
Berlin einen Vorſchlag veröffentlicht hatte, der die Einteilung des Luftſchiffs in 
Zellen zur Anwendung bringen wollte. Ein Abdruck feiner Flugſchrift war von 
Mertens auch dem General-Poſtamt eingereicht worden. Ausgeführt wurde der 
Vorſchlag damals nicht; er hätte auch kaum Erfolg gehabt, da die vorgefebene 
Bewegung der Schraube durch Menſchenkraft zur Fortbewegung des Luftſchiffs 
nicht ausreichend geweſen wäre. Immerhin iſt der Mertensſche Vorſchlag aber 
der Erwähnung wert, weil er eine große Ahnlichkeit mit den ſpäteren Zeppelinſchen 
Plänen hat. Am 2. Juli 1900 unternahm Zeppelin feinen erſten Aufſtieg mit 
dem nach ihm benannten Luftſchiff. Wenn auch die erſten Verſuche noch keine 
voll befriedigenden Ergebniſſe aufweiſen konnten, ſo kam es doch allen Beteiligten 
klar zum Bewußtſein, daß man der Löſung der Frage mit Rieſenſchritten 
entgegenging. Von nun an beginnt der Siegeszug des lenkbaren Luftſchiffs, den 
im einzelnen zu verfolgen, hier zu weit führen würde. 

Neben den Bemühungen auf geroſtatiſchem Gebiet, den Ballon lenkbar zu machen, 
waren von den Erfindern aber die gerodynamiſchen Beſtrebungen nicht aufgegeben 
worden. Die Akademie der Wiſſenſchaften zu Paris ſchrieb 1874 einen Preis von 
3000 Fr. aus für die beſte Abhandlung über den Flug der Vögel. Bei keinem von der 
Akademie bis dahin ausgeſetzten Preiſe waren jemals Arbeiten in ähnlicher Menge einge— 
ſandt worden, wie fie nun in übergroßer Anzahl zuſammenſtrömten. Ein Beweis, 
welche außerordentlich große Teilnahme die älteſte Flugfrage immer noch in den 
Köpfen der Erfinder erregte. Man beobachtete den Flug der Vögel und zerbrach 
ſich den Kopf, es ihnen gleichzutun. Man forſchte nach einem einfachen Mittel, 
Flügel ſo raſch zu bewegen, wie ein Vogel, eine Fliege es tut. Man verſuchte, 
die Anzahl Flügelſchläge bei den Inſekten feſtzuſtellen, was mit Hilfe des während 
des Fliegens hörbaren ſummenden Tones gelang. Durch die bewegten Flügel 
wird die ſie umgebende Luft in Schwingungen geſetzt, deren Anzahl ſehr bedeu— 
tend iſt, ſo daß ſie von dem Ohre als ſummender Ton wahrgenommen werden. 
Bei einer Stubenfliege hat man den Ton, der ſich bei raſchem oder langſamem 
Fliegen, Erheben oder Niederſinken nur wenig ändert, auf dem Klavier aufgeſucht; 
es war . Und dieſem Ton entſprechen 156 Doppelſchwingungen in der Sekunde. 
Die Juſekten tragen demnach hauptſächlich durch die ganz ungeheure Schnelligkeit 
der Flügelbewegung ihren verhältnismäßig ſchweren Körper durch die Luft. Welch 
außerordentlich ſtarke Muskelkraft im Verhältnis zur Kleinheit des Körpers muß 
alſo bei einer Fliege, bei einer Biene uſw. in Wirkſamkeit treten. Alle Beobach- 
tungen verſuchte man bei der Löſung des gerodynamiſchen Flugrätſels nutzbar zu 
machen. Selbſt das größte Flugtier, das jemals in der Vorwelt auf der Erde 
gelebt hat, der Pterodactylus ornithostoma, mit ſeinen fledermausartigen Haut— 
flügeln von 15 m Spannweite, entging nicht dem vergleichenden Spürſinn der 
Erfinder. Alle möglichen Arten von Flugmaſchinen waren im Laufe der Jahr. 
bunderte aufgetaucht und als nicht brauchbar wieder verworfen worden. Flügel 
flieger, Drachenflieger uſw., alles war ſchon einmal dageweſen, und Fachmänner 
und Laien mühten ſich nach wie vor ab, der Natur das Geheimnis zu entreißen, 
den Vögeln oder Juſekten ihre Kunſt abzulauſchen, um dann ſo wie dieſe fliegen 
zu können. Die Anzahl der verfehlten Pläne war ohne Maßen. \ 
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Erſt dem Verliner Otto Lilienthal gelang es, in den neunziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts den gerodynamiſchen Flugverſuchen neue Wege zu weiſen. Er durchflog 
mit ſeinem Flugzeug, aus 30 m Höhe herab, ohne weitere Arbeitsleiſtung als mit 
dem freien Fall gegen den Wind, Strecken von 200 bis 400 m Länge. Er er— 
kannte, daß eine mechaniſche Kraft, ein Motor, unumgänglich nötig ſei, um 
längere Flüge zu erzielen. Leider verunglückte Lilienthal bei einem Kunſtflug am 
9. Auguſt 1896 bei Rathenow. Es iſt das Schickſal vieler wichtiger Erfindungen, 
daß ihre Bedeutung erſt ſpät allgemein erkannt wird. So war die Teilnahme 
für die Fliegerei damals zwar allgemein, aber der Glanbe fehlte, und in ſolchem 
Sinne wurden auch die Verſuche Lilienthals bewertet. Die Grundſätze, die Lilien— 
thal aufgeſtellt hatte, wurden erſt ſpäter bahnbrechend auf dem Gebiete des mecha— 
niſchen Fluges. Seine Arbeiten über das Gleitfliegen bildeten den Ausgangspunkt 
für weitere ähnliche Verſuche, aus deren Ergebniſſen das Drachenflugzeug entſtand. 
Die Gebrüder Wright (Amerika), denen 1903 der erſte Flug mit einem durch 
Benzinmotoren angetriebenen Flugzeug gelang, haben anerkannt, daß ſich ihre 
Erfolge auf den Arbeiten Lilienthals aufbauen. Nachdem die erſten Erfolge im 
mechaniſchen Flugweſen errungen waren, ging es mit dem Fliegen ſchnell vorwärts. 
Aus den ſchwerfälligen häßlichen Kaſten, mit denen der erſtaunten Welt. gezeigt 
wurde, daß nicht allein der Ballon »leichter als die Luft«, ſondern auch ein 
Apparat »ſchwerer als die Luft fliegen könne, iſt heute, alſo innerhalb einer 
verhältnismäßig kurzen Friſt, eine zierliche leichte Flugmaſchine entſtanden, bei 
deren Anblick ſich beim Beſchauer, ſieht er ſie in den Wolken ihre Kreiſe ziehen, 
manchmal Zweifel ergeben, ob es ein Flugzeug oder ein wirklicher Vogel iſt, der 
dort in den Lüften ſchwebt. 

Trotz aller Erfolge auf geroſtatiſchem wie aerodynamiſchem Gebiet hatte die 
Luftfahrt für Poſtzwecke jedoch bis dahin noch keine Bedeutung erlangt. Am 
10. Juli 1909 wurde in Frankfurt (Main) eine zwiſchenſtaatliche Luftſchiffahrts— 
Ausſtellung eröffnet, die den Zweck verfolgte, der Offentlichkeit zum erſten Male 
ein klares und umfaſſendes Bild von der Entwicklung und dem damaligen Stande 
der Luftſchiffahrt zu geben. Alle bekannten Arten von Luftfahrzeugen, Zeppelin, 
Parſeval uſw., waren vertreten. Mit beſonderer Spannung wurde damals den 
Verſuchen des Fliegers Euler!) entgegengeſehen, der größere Flüge mit ſeinem 
Flugapparat unternehmen wollte. Vom 26. September bis 3. Oktober 1909 fand 
bei Berlin die erſte Flugwoche auf dem Flugfeld in Johannisthal ſtatt. Poſt— 
beförderungen kamen bei dieſen Unternehmungen noch nicht in Frage. 

Im Auguſt 191! erſchien in den Zeitungen die Nachricht von der Einrichtung der 
erſten regelmäßigen europäiſchen Flugpoſt. Vom 1. September an ſollte täglich von 
dem Aerodrom in London ein Flieger mit ſeiner Flugmaſchine nach Windſor fahren, 
um hier Poſtſäcke mit Briefen abzuliefern. Der König hatte erlaubt, daß der 
fliegende Briefträger im Windſor⸗Park landete. Der Flugpoſtdienſt war von 
privater Seite eingerichtet; mit dem Poſtminiſter wurde ein regelrechter Vertrag 
abgeſchloſſen. Große Anſchlagzettel kündeten die Einzelheiten der neuen »Aerial-Poſt. 
an. Zur Beförderung wurden nur von der Geſellſchaft ausgegebene Anſichts— 
karten oder Briefe zugelaſſen. Sie mußten in Umſchläge eingeſchloſſen ſein, die von 
der Geſellſchaft zum Preiſe von 1 Schilling und 1 Penny abgegeben wurden. 
„Nach dem Abkommen mit der Poſtverwaltung ſollten alle Sendungen außer dem 
gewöhnlichen Poſtſtempel einen beſonderen Aufdruck erhalten, der die ſtolzen 
Worte enthielt: »Erſte Luftpoſt des Vereinigten Königreichs. Eine Verantwort— 
lichkeit für Beſchädigung, Verſpätung oder Verluſt der aufgegebenen Sendungen 
wurde nicht übernommen. Die deutſche Poſtverwaltung war von dem engliſchen 
eee zur Teilnahme an der Eröffnung des Betriebs der erſten Flieger— 


1) Jetzt Staatsſekretär des Reichsamts für Luft und Kraftfahrweſen. 
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poſt nach London eingeladen. Sie konnte der Einladung zwar nicht nachkommen; 
doch erregte die Nachricht naturgemäß ihre ſtarke Teilnahme, und das General 
Poſt Office in London wurde um Auskunft über die Erfahrungen erſucht. In 
dem Antwortſchreiben teilte das General Poſt Office mit, daß die ſogenannte Flug— 
voſt nur ein einziges Mal verkehrt habe, daß die ganze Sache keinen wiſſenſchaft— 
lichen Wert beſitze, ſondern im Gegenteil den Beweis erbracht habe, daß das 
Flugzeug praktiſch vorläufig als ordentliches Beförderungsmittel noch nicht zu 
verwenden ſei. Obwobl dieſe amtlichen Angaben den ſo geräuſchvoll angekündigten 
Luftpoſtdienſt zu einer kurzlebigen Abſonderlichkeit herabminderten, beanſpruchten 
die engliſchen Zeitungen doch für Großbritannien den Ruhm, als erſtes Volk 
die Flugmaſchine in den Dienſt der Poſt geſtellt zu haben. 

Für das deutſche Poſtweſen ſollte das Jahr 1912 inſofern beſonders denk— 
würdig werden, als in ihm zum erſten Male Poſtſendungen in größerer 
Zahl durch die Luft befördert werden konnten. Zuerſt unternahmen im Februar 
1912 Privatflieger der Gradewerke einige Flüge zwiſchen Bork (Bahnhof) und 
Brück (Mark), wobei ſie Poſtſachen mitbeförderten, die ſie bei dem Poſtamt in 
Brück zur Weiterbeförderung einlieferten. Gelegentlich einiger am 19. Mai 1912 
zwiſchen Mannheim und Heidelberg veranſtalteter Schauflüge geſtattete die Poſt— 
verwaltung,, daß gewöhnliche Briefpoſtſendungen befördert werden durften, und 
daß die Sendungen mit nachſtehenden Aufgabeſtempeln je nach der Richtung 
bedruckt wurden: 

Flugpoſt Mannheim Heidelberg 
(Tagesangabe) 


Flugpoſt Heidelberg-Mannheim 
(Tagesangabe). 


Eine beſondere Luftpoſtmarke wurde nicht ausgegeben. Bei der Genehmigung 
war von der Poſtverwaltung zur Bedingung gemacht worden, daß die für die 
Flugvoſt beſtimmten Sendungen auch wirklich mit den Luftfahrzeugen Beförderung 
erhielten. Leider wurde der Bedingung nur ſehr unvollkommen entſprochen. 
Von etwa 35 000 eingelieferten Sendungen konnten nur 2900 Stück wirklich 
durch die Luft befördert werden, die übrigen mußten auf dem gewöhnlichen Wege 
weitergeleitet werden. Zur Förderung der deutſchen Luftſchiffahrt geſtattete die 
Poſtverwaltung ferner im Mai 1912 der Deutſchen Luftſchiffahrts⸗Aktien-Geſellſchaft 
Frankfurt (Main), Zweiganſtalt in Friedrichshafen (Bodenſee), widerruflich, daß 
au Bord ihrer Luftſchiffe Poſtbetriebsſtellen für die Annahme und Bearbeitung 
der von Mitfahrern der Luftſchiffe während der Fahrt innerhalb Deutſchlands 
aufgelieferten gewöhnlichen Briefe und Poſtkarten von poſtordnungsmäßiger Be— 
ſchaffenheit eingerichtet, und daß die Sendungen mit einem beſonderen, die Art 
der Beförderung kennzeichnenden länglichen Aufgabeſtempel bedruckt wurden. Der 
Stempel trug die Inſchrift: »Luftpoſt (Name des Luftſchiffs und Tagesangabe)«. 
Zur Freimachung der Sendungen wurden gewöhnliche Poſtwertzeichen benutzt. 
Alle Sendungen waren ohne beſonderen Flugzuſchlag der Ferngebühr unterworfen; 
Einſchränkungen für den Orts-, Nachbarorts- und ausländiſchen Grenzverkehr 
fanden nicht ſtatt. Die Wahrnehmung des Poſtdienſtes geſchah ausſchließlich auf 
Koſten und Gefahr der Unternehmerin. Bei der Landung der Luftſchiffe gingen. 
die Luftpoſtſendungen nach der Übergabe an die Orts-Poſtanſtalten in den ge 
wöhnlichen Poſtverkebr über. Dieſer Luftpoſtdienſt wurde von Perſonen ausgeübt, 
die zur Bemannung der Luftſchiffe gehörten; Beamte der Reichspoſt hatten damit 
keine Befaſſung. Die Einrichtung diente alſo ausſchließlich der Bequemlichkeit der 
Luftreiſenden, fand auch Anklang, hatte aber keine Bedeutung für den allgemeinen 
Verkehr. In der Weiſe wurde der Luftpoſtdienſt auf den Luftſchiffen »Schwaben«, 
»Viktoria Luiſe« und »Hanſas während der Sommermonate 1912 aufrechterhalten. 
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Vom 9., bis 23. Juni 1912 fand in Darmſtadt eine ſogenannte Poſtkartenwoche 
zum Beſten der Mutter- und Säuglingsfürſorge in Heſſen ſtatt. Um die Teil 
nahme der Einwohnerſchaft für den guten Zweck zu heben, wurde die Einrichtung 
einer vuftpoſtverbindung zwiſchen den Städten Frankfurt (Main), Offenbach (Main), 
Darmſtadt, Worms und Mainz in Ausſicht genommen. Die Beförderung der 
aufgelieferten Luftpoſtſendungen erfolgte durch den Zeppelin⸗Luftkreuzer » Schwaben . 
Die Sendungen erhielten den Abdruck eines für den Zweck beſonders hergeſtellten 
Aufgabeſtempels »Flugpoſt am Rhein und Main« mit dem Namen der betreffenden 
Stadt und der Tagesangabe. Außer der gewöhnlichen Poſtfreimarke mußten die 
Sendungen mit einer von der Zentrale für Mutter- und Säuglingsfürſorge aus— 
gegebenen beſonderen Luftmarke verſehen werden. Durch Unachtſamkeit wurden 
anfangs nicht allein die Poſtfreimarken, ſondern auch die Luftmarken mit dem 
beſonderen Luftpoſtſtempel bedruckt. Nachdem dies zur Kenntnis der Poſtbehörde 
gekommen war, wollte man das unzuläſſige Verfahren einſtellen; auf Verwendung 
der Schützerin des Unternehmens, der Großherzogin von Heſſen, wurde jedoch in 
der Erwägung, daß ein Verbot den Erfolg des Unternehmens gefährdet hätte, 
ausnahmsweiſe geſtattet, das bisherige Verfahren — Abſtemplung der amtlichen 
Poſtfreimarke und der Luftmarke — bis zum Schluß der Unternehmung beizu— 
behalten. Obgleich den Privatmarken ein eigentlicher Sammelwert nicht beiwohnt, 
ſind ſie durch die amtliche Abſtemplung doch zu einer willkommenen Beute der 
Briefmarkenſammler geworden. Der Austauſch der Säcke mit Luftpoſtſendungen 
an und von Bord der »Schwaben« geſtaltete ſich damals an den Unterwegsorten 
ziemlich ſchwierig. Die Aufnahme der Briefbeutel erfolgte mit einem Seil und 
nahm geraume Seit in Anſpruch. Einfacher ging das Abgeben der vom Luft— 
ſchiff mitgebrachten Poſten vor ſich. Die Beutel wurden an Fallſchirmen abge— 
worfen, doch war dies auch nicht ganz ungefährlich; es kam einige Male vor, 
daß ein Fallſchirm riß und die Briefſäcke aus beträchtlicher Höhe zur Erde fielen. 
Neben dem Luftſchiff »Schwaben« wurden auch noch Luftpoſtſendungen durch die 
Eulerſche Flugmaſchine Gelber Hund« befördert. Der Flieger hielt damals die 
feſtgeſetzte Fahrzeit genau inne; er legte die 27 km lange Strecke von Frankfurt 
(Main) nach Darmſtadt in 14 Minuten zurück. Die Geſamtauflieferung an Luft- 
poſtkarten betrug bei dem beſchriebenen Luftpoſtunternehmen rund 460 700 Stück. 
Am 30. Juni 1912 veranſtaltete die Ortsgruppe Pforzheim des Deutſchen Luft- 
flottenvereins Schauflüge und erhielt von der Poſtverwaltung für den Tag die 
Genehmigung zur Einrichtung einer Flugpoſt von Pforzheim nach Karlsruhe 
(Baden). Ein beſonderer Aufgabeſtempel mit der Inſchrift »Flugpoſt Pforzheim — 
Karlsruhe (Tagesangabe)« wurde hergeſtellt. Dem Flieger gelang es jedoch nicht, 
die aufgelieferten und mit dem Flugpoſtſtempel bedruckten Sendungen nach Karls— 
ruhe zu befördern; die Sendungen mußten auf dem gewöhnlichen Wege nach 
ihrem Beſtimmungsort geleitet werden. Eine weitere Luftpoſtbeförderung wurde 
aus Anlaß der Sammlungen für die Nationalflugſpende vom 13. bis 26. Oktober 
1912 zwiſchen Frankfurt (Main) und Wiesbaden eingerichtet, wobei das Zeppelin- 
Luftſchiff »Viktoria Luiſe« und einige Flieger die Beförderung übernehmen ſollten. 
Zur Abſtemplung wurde ein beſonderer Aufgabeſtempel mit der Inſchrift »Frank⸗— 
furter Luftpoſt (Tagesangabe)« verwendet. Die von den Veranſtaltern gehegten 
Erwartungen hinſichtlich der Einnahmen bei dem Unternehmen erfüllten ſich jedoch 
nicht; der Erfolg war als mäßig zu bezeichnen. Im ganzen wurden ungefähr 
20 000 Luftpoſtkarten abgeſetzt und durch die Luft befördert. 

Die Erfahrungen, die bei den vorſtehend beſchriebenen Einzelunternehmungen 
gemacht wurden, zeigten, daß insbeſondere bei Flugmaſchinen, die damals den 
Wechſelfällen der Witterung mehr als die Luftſchiffe unterworfen waren, Vorſicht 
geboten und ihre Verwendbarkeit zur regelmäßigen Poſtbeförderung noch keineswegs 
gewährleiſtet war. Im nächſten Jahre (1913) wurde vom Vaterlaͤndiſchen Frauen⸗ 
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verein, Ortsgruppe Düſſeldorf, aus Anlaß eines Kinderhilfstages eine Luftpoſt. 
beforderung mit Genehmigung der Poſtverwaltung eingerichtet. Ein beſonderer 
Aufgabeſtempel »Luftpoſt am Rhein, Düſſeldorf (Tagesangabe)« wurde zur Ab— 
ſtemplung der Sendungen hergeſtellt. Die Beförderung der Karten fand am 
22. Aprit 1913 in vier Briefbeuteln durch das Militärluftſchiff III ftatt. Eine 
weitere Luftpoſtbeförderung wurde am 11. Mai 1914 zwiſchen Dresden und Leipzig 
von der ſtädtiſchen Flugplatzleitung Dresden zu wohltätigen Zwecken veranſtaltet. 
Auch hier waren beſondere Stempel angefertigt, die die Aufſchrift »Flugpoſt Dresden — 
Leipzig (Ortsname, Tagesangabe)« trugen. Die Luftpoſt von Dresden nach Leipzig 
umfaßte ſieben Beutel im Geſamtgewicht von 131 kr mit 32 605, Luftpoſtkarten, 
während von Leipzig nach Dresden 11314 Luftpoſtkarten im Gewicht von 60 % kg 
zu befördern waren. Gelegentlich der am 17. Mai 1914 in Mannheim ſtattfin— 
denden Schauflüge fand eine Luftpoſtbeförderung ſtatt, bei der zur Beförderung 
mit Flugzeug nach Speyer eingelieferte und mit dem Aufgabeſtempel »Flugpoſt 
Mannheim-Spever (Tagesangabe)« bedruckte Sendungen befördert wurden. 

Der Ausbruch des Weltkrieges im Auguſt 1914 ließ wie viele andere Dinge 
auch die Luftpoſtbeförderung einſtweilen in den Hintergrund treten. Während des 
Krieges zeigte ſich aber, daß das Flugzeug als Mittel zur Überbringung von Nach— 
richten aus und nach entlegenen und auf gewöhnlichen Wegen ſchwer erreichbaren 
Gegenden eine große Rolle ſpielen konnte. So ſchuf die deutſche Heeresverwaltung 
in Rußland eine Luftverbindung, die zunächſt nur für militäriſche Zwecke gedacht 
war, ſpäter aber zur Übermittlung von Poſtſendungen mitbenutzt wurde. Zunächſt 
nur für den Verkehr zwiſchen Breſt-Litowſk und Kiew eingerichtet, konnte die Luft, 
poſtverbindung ſchließlich derart ausgebaut werden, daß die Heeresverwaltung 1918 
in Rußland über ein Luftpoſtnetz von Helſingfors bis zur Krim verfügte (ſ. das 
nachſtehende Kartenbild). Die Heeresluftpoſt verkehrte zwar nicht täglich; ſie hatte 
aber doch verhältnismäßig gute Ergebniſſe. | 

Mitte 1917 begann die deutſche Reichs-Poſtverwaltung ſich wieder eingehender 
mit der künftigen Verwendungsmöglichkeit von Flugzeugen für die Poſtbeförderung 
zu beſchäftigen. Sie trat mit der Inſpektion der Fliegertruppen in Berlin in Ber: 
bindung und erhielt von ihr die Zuſage auf Stellung von Flugzeugen und Führern 
zur Vornahme regelmäßiger Luftpoſtverſuche. Vom 15. Februar bis 15. Juni 1918 
find darauf zwiſchen Berlin und Cöln mit Zwiſchenlandung in Hannover regel— 
mäßige Poſtflüge ausgeführt worden. Zunächſt wurden ſtatt der Briefpoſten mit 
altem Zeitungspapier gefüllte Säcke mitgegeben. Das Ergebnis hinſichtlich der 
Zuverläſſigkeit des Betriebs war aber ungünſtig; nur in etwa 25 v H der Fälle 
konnte der Flugplan über die ganze Strecke durchgeführt werden. Das wenig er— 
mutigende Ergebnis ließ ſich zum Teil darauf zurückführen, daß die Fliegertruppe 
der Poſtverwaltung zur Ausführung der Poſtflüge nicht die beſte Auswahl an 
Flugzeugen und Führern zur Verfügung ſtellen konnte. Nach den damaligen Er— 
fahrungen mußte die Reichs-Poſtverwaltung davon abſehen, den flugtechniſchen 
Teil des Luftpoſtverkehrs in eigenen Vetrieb zu übernehmen; ſie erklärte ſich aber 
bereit, privater Unternehmungsluſt durch Mitgabe von Poſtſendungen Förderung 
angedeihen zu laſſen, ſoweit es die Verkehrsverhältniſſe vorteilhaft erſcheinen 
ließen. Demgemäß wurde, als die Deutſche Luft-Reederei G. m. b. H. in Berlin 
als erſtes Luftverkehrsunternehmen aus Anlaß der Tagung der Nationalverſamm— 
lung am 1. Februar 1919 eine Flugverbindung zwiſchen Berlin und Weimar ein- 
richtete, der Geſellſchaft auf ihren Antrag vom 5. Februar 1919 an die Beförde— 
rung von Luftpoſtbriefen und zeitungen zwiſchen Berlin und Weimar mit ſpäterer 
Einſchaltung von Leipzig zunächſt verſuchsweiſe übertragen. Die Poſtverwaltung 
ſchloß mit der Reederei ein Übereinkommen mit täglichem Rücktrittsrecht ab, nach 
dem die Unternehmerin ſich verpflichtete, täglich zu beſtimmten Zeiten Flugzeuge 
von Berlin⸗Johannisthal nach Weimar und umgekehrt von Weimar nach Berlin 
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Johannisthal fliegen zu laſſen, ſoweit nicht ungünſtiges Wetter den Flug verhinderte. 
Die Reederei hatte eine Anzahl von geeigneten Flugzeugen und gute Führer 
bereitzuſtellen, ſo daß, abgeſehen von etwaiger Behinderung durch das Wetter, ein 
regelmäßiger Flugdienſt geſichert erſchien. Die Reederei verpflichtete ſich ferner, 
u. U. durch Einſtellung mehrerer Flugzeuge, alle Zeitungen und Briefe zu befördern, 
die ihr von der Poſtverwaltung ¼ Stunden vor der Abfahrtszeit übergeben würden, 
und für die Beförderung der en zwiſchen Flugplatz und Flug— Poſtanſtalt 
auf ihre Kojten zu ſorgen. Die Unternehmerin hatte jo früh wie möglich, ſpä— 
teſtens aber 1 Stunde vor der planmäßigen Abfahrtszeit, die Flug-Poſtanſtalt zu 
benachrichtigen, ob der Flug ſicher, wahrſcheinlich oder keines falls ſtattfinden würde. 
Den Verkehr vermittelten leichte Flugmaſchinen, die im Krieg als Aufklärungs— 
flugzeuge gedient hatten und, mit ihren 200 pferdigen Motoren eine Stundenge— 
ſchwindigkeit von durchſchnittlich 150 km erreichten. Mit den Maſchinen konnte 
die 250 km lange Strecke Verlin- W zeimar in 2 Stunden zurückgelegt werden. 
Schon im März 1919 gelangte die zweite Luftpoſtlinie Berlin Hamburg, während 
der Badezeit bis Weſterland verlängert, zur Eröffnung, und als dritte Linie 
wurde am 15. April das rheiniſche Induſtriegebiet an das Luftpoſtnetz angeſchloſſen, 
indem die Städte Berlin, Hannover, Gelſenkirchen, mit ſpäterer Einſchaltung von 
Braunſchweig, durch Luftpoſten Verbindung erhielten. Bald darauf konnten weitere 
Linien nach Warnemünde und Swinemünde eingerichtet werden, die Linie Berlin 
Stralſund-Rügen war in Vorbereitung. 

Sogleich bei Beginn der erſten regelmäßigen Luftpoſtverbindungen erließ die 
Reichs⸗Poſtverwaltung Beſtimmungen für die neue Beförderungsart, die im weſent— 
lichen hierunter mitgeteilt werden, inzwiſchen aber durch die nachſtehend ebenfalls 
angegebenen neuen Vorſchriften zum Teil überholt ſind. 

Die Luftpoſtbriefe mußten vom Abſender freigemacht ſein; nicht oder unge— 
nügend freigemachte Briefe wurden mit der Luftpoſt nicht befördert, ſondern an 
den Abſender zurückgegeben, der auf der Sendung beſonders anzugeben war. 
Die beſtehenden Portofreiheiten galten nicht für die Sendungen. Die Gebühr, 
einſchließlich der Gebühr für die Eilbeſtellung am Beſtimmungsort, war für 
Briefe im Gewicht bis 20 8 auf 1 /, für ſolche über 20 bis 250 g auf 
1A 50 Pf. feſtgeſetzt. Im übrigen unterlagen die Sendungen den allgemeinen 
Vorſchriften der Poſtordnung. Auf der Aufſchriftſeite mußten ſie mit dem 
Vermerk »Durch Flugzeug. Durch Eilboten.« als Flugpoſtſendung gekennzeichnet 
ſein. Die Luftpoſt⸗Aufgabeſtempel, die anfangs für die erſten Strecken ein- 
geführt waren, wurden 708 wieder abgeſchafft; man entſchloß ſich, ſtatt 
der Sonderſtemplung beſondere Luftpoſtmarken auszugeben. Für die Beförde— 
rung der Briefſendungen erhielt die Deutſche Luft-Reederei für jeden Brief 
bis zum Gewicht von 20 g 50 Pf., für jeden Brief über 20 bis 250g 1 AM. 
Zur Luftpoſtbeförderung wurden auch Zeitungen zugelaſſen, die die Verleger als 
Stücke für gewonnene Bezieher bei der Poſtverwaltung anzumelden hatten. 
Die Poſtverwaltung erhob die geſetzliche Zeitungsgebühr und die für Zeitungen 
nach Art der Babnhofsbriefe feſtgeſetzte Sondergebühr von 12 l monatlich. 
Die Feſtſetzung einer weiteren Gebühr für die Luftbeförderung der Zeitungen 
wurde der Luft⸗Reederei überlaſſen mit der Einſchränkung, daß dies nur nach 
wirtſchaftlich— ſachlich en Grundſätzen zu geſchehen habe. 

Somit war ein ſtändiger deutſcher Luftpoſtdienſt eingerichtet, der günſtige 
Zuverläſſigkeitsergebniſſe aufzuweiſen hatte. Die Benutzung der Luftpoſtlinien durch 
die Bevölkerung ließ aber viel zu wünſchen übrig. Fahrten, bei denen nur I ke 
Luftpoſt, ja oft nicht eine einzige Sendung mitgeführt wurde, waren keine Seltenheiten. 
Anſcheinend zog die Offentlichfeit die billigere Beförderung durch die Bahnpoſt der 
teureren und zudem nicht ſo ſicheren Luftpoſtbeförderung vor. Um den Ausbau des 
vuftverkehrsnetzes zu fördern und das neue Verkehrsmittel in möglichſt weitem Um, 
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fang der Allgemeinheit dienſtbar zu machen, ließ die Poſtverwaltung eine Reihe von 
Erleichterungen in den Verſendungsbedingungen eintreten. Zunächſt wurde der 
Freimachungszwang aufgehoben. Im Juni 1919 ging man daran, die Gebühren 
für Luftpoſtſendungen erheblich herabzuſetzen. Gleichzeitig konnte der Kreis der 
zur Luftbeförderung zugelaſſenen Sendungen bedeutend erweitert werden: es war 
von nun an geſtattet, gewöhnliche und eingeſchriebene Poſtkarten und Briefe 
ſowie Pakete und Zeitungen auf dem Luftweg befördern zu laſſen. Die Annahme 
von Luftpoſtſendungen wurde auf alle Reichs-Poſtanſtalten ausgedehnt, wobei es 
geſtattet war, gewöhnliche Briefe und Karten durch die Briefkaſten einzuliefern. 
Nach den verbilligten, noch heute gültigen Gebührenſätzen iſt außer der geſetz⸗— 
lichen Poſtgebühr eine beſondere Fluggebühr zu entrichten. Sie beträgt 

für Briefe im Gewicht bis 20 g 10 Pf., 

über 20 » 50 g 40 , 

„ 50 2 100 3 80 , 

» 100 »250 g 120K 
Wird Einſchreibung oder Eilbeſtellung gewünſcht, ſo ſind die dafür geltenden 
poſtordnungsmäßigen . beſonders zu zahlen. Für Poſtkarten beträgt 
der Flugzuſchlag 10 Pf. Nicht oder unzureichend freigemachte Luftpoſtkarten und 
Luftpoſtbriefe ſind mit den für Poſtkarten und Briefe feſtgeſetzten beſtimmungs— 
mäßigen Zuſchlägen zu belegen und entſprechend zu behandeln. Portofreie Briefe 
und Poſtkarten ſind von der Luftpoſtbeförderung ausgeſchloſſen. Für Pakete 
(bis zum zuläſſigen Meiſtgewicht von 20 kg) ſind die Gebühren wie für ein 
dringendes Paket zu erheben, dazu tritt eine Fluggebühr von 5 / für jedes 
angefangene Kilogramm. Für die Flugpakete, für die im übrigen die für 
dringende Pakete erlaſſenen Poſtordnungsbeſtimmungen anzuwenden ſind, iſt Frei— 
machungszwang vorgeſchrieben. Die größte Ausdehnung der Luftpoſtpakete iſt 
auf 60.cm in jeder Richtung (Höhe, Breite, Länge) beſchränkt; außerdem find, 
entſprechend der für Briefe und Poſtkarten getroffenen Anordnung, portofreie 
Pakete zur Luftpoſtbeförderung nicht zugelaſſen. Damit die Paketkarte nicht 
ſpäter als das Luftpoſtpaket am Beſtimmungsort eintrifft, iſt die von der Ver— 
ſendungsart der gewöhnlichen Paketkarten abweichende Beſtimmung getroffen 
worden, daß ſie haltbar am Luftpoſtpaket zu befeſtigen, mit dieſem auf dem 
Luftwege zu befördern und erſt am Beſtimmungsort abzunehmen iſt. Alle Luft— 
poſtſendungen müſſen die Aufſchrift Durch Flugpoſt« oder »Durch Luftpoſt« 
tragen. Die bei den Poſtanſtalten aufkommenden Luftpoſtſendungen werden mit 
den ſchnellſten Beförderungsmitteln der nächſten in Frage kommenden Flug-Poſt— 
anſtalt zugeführt, von wo die Weiterbeförderung mit den beſtehenden Luftver— 
bindungen erfolgt. Über die letzte Flug-Poſtanſtalt hinauszuleitende Luftpoſt— 
ſendungen müſſen gleichfalls mit den ſchnellſten Beförderungsmitteln weitergeſandt 
werden. Am Beſtimmungsort werden die Luftpoſtkarten und briefe auf den 
gewöhnlichen Beſtellgängen ausgetragen, ſoweit nicht die Eilbeſtellung beſonders 
verlangt worden iſt. Man iſt hierbei von dem Gedanken ausgegangen, daß es 
vielen Auflieferern von Luftpoſtſendungen, z. B. den Markenſammlern, weniger 
um die ſchnelle Austragung der Sendungen als um die Beförderung durch die 
Luft an ſich zu tun iſt; iſt aber die ſofortige Beſtellung erwünſcht, ſo bietet ſich 
die Möglichkeit dazu durch die Vorauszahlung des Eilbotenlohns. Luftpoſtpakete 
ſind auch bei der Beſtellung wie dringende zu behandeln. Für Luftpoſtſendungen, 
die aus Verſehen oder aus Anlaß von Luftpoſtbetriebsſtörungen nicht mit der 
Luftpoſt befördert worden ſind, kann auf Verlangen die Fluggebühr erſtattet 
werden; doch werden für Luftpoſtſendungen, die infolge von Betriebsſtörungen 
nur auf einem Teile der Luftpoſtſtrecke Luftbeförderung erhalten haben, keine 
Gebühren erſtattet. Die Überweiſung von Zeitungen, deren Luftbeförderung bis 
dahin auf Grund einer Vereinbarung zwiſchen Verlegern und Fluggeſellſchaften 
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geſchah und für die die Poſtverwaltung anfangs die Gebühr wie für Zeitungen 
nach Art der Bahnhofsbriefe erhob, wurde . Die Überweiſung an 
die Aluggeſellſchaften hat jetzt lediglich durch die Poſtverwaltung zu geſchehen. 
Der Beſteller einer Zeitung kann bei der AbſatzPoſtanſtalt die Luftbeförderung 
der Zeitung auf einer der eingerichteten Luftpoſtſtrecken für den Zeitraum von 
7 Tagen und darüber beantragen. Auch der Zeitungsverleger kann von ſich aus 
Deitungen an . Bezieher mit der Luftpoſt verſenden laffen. Für die Luft⸗ 
beförderung iſt außer dem Zeitungsbezugspreis eine beſondere Fluggebühr zu 
erheben, die ſich nach dem Jahresgewicht der beſtellten Zeitung richtet und nach 
dem Satze von 5 % 40 Pf. für das Kilogramm berechnet wird. Bei den Poſt— 
anſtalten iſt dieſe Fluggebühr für einen Monat derart zu ermitteln, daß das in 
der Zeitungspreisliſte augegebene Jahresgewicht der beſtellten Sul mit 45 Df. 
(für 7 Tage mit 15 Pf., für 14 Tage mit 25 Pf. und für 21 Tage mit 35 Pf.) 
zu vervielfältigen it, wobei Bruchteile des Jahresgewichts unter ½ kg nach 
unten, ſolche über ) kg nach oben auf volle Kilogramm abzurunden find. Für 
außergewöhnliche Zeitungsbeilagen wird neben der gewöhnlichen Gebühr ein 
Flugzuſchlag nach dem Satze von 5 V 40 Pf. für L ka erhoben, wobei der 
Geſamtbetrag des Zuſchlags auf eine durch 5 teilbare Pfennigſumme nach oben 
abzurunden if. Die Beſtellungs-Poſtanſtalten haben bei den Verlags Poſtan— 
ſtalten auf den Beſtellzetteln die Beſtellung von Luftpoſtzeitungen beſonders zu 
vermerken. Für die möglichſt vom Verleger ſelbſt zu fertigende Verpackung der 
Luftpoſtzeitungen gelten die allgemeinen Dienſtvorſchriften über die Verpackung 
der Zeitungen. Für die Aufſchrift ſind in die Augen fallende Papierbänder mit 
der Bezeichnung »Luftpoſtzeitung nach . . . .. « zu benutzen. Bei der Leitung der 
Luftpoſtzeitungen find die Beſtimmungen für die übrigen Luftpoſtſendungen finn- 
gemäß anzuwenden. Für die Ausgabe und das Abtragen der Zeitungen gelten 
die allgemeinen Beſtimmungen. Im Oktober 1919 wurde die Luftpoſtbeförderung 
von Druckſachen zugelaſſen. Die Luftbeförderungsz uſchläge für die Druckſachen 
bis 250 g werden nach den Sätzen für Briefe erhoben, für ſchwerere Druckſachen 

im Gewicht über 250 bis 500 g beträgt die Gebühr 2.4 40 Pf., 

» * ” 500 » l ke » » » 4 A 80 Pf. 
Anfang Auguſt 1919 gab die Reichs Poſtverwaltung amtliche Flugpoſtmarken zu den 
Werten von 10 und 40 Pf. aus, die bei den größeren Poſtanſtalten zu kaufen find. 

Feſte Luftbeförderungsverträge hat die Poſtverwaltung nicht abgeſchloſſen, 
ſondern ſich bisher darauf beſchränkt, mit den zum Luftpoſtverkehr zugelaſſenen 
Unternehmungen, wie anfangs mit der Deutſchen Luft⸗ Reederei, vorläufig loſe 
Vereinbarungen mit jederzeitigem Rücktrittsrecht zu treffen, wonach die Flugunter— 
nehmungen verpflichtet werden, täglich zu beſtimmten Zeiten Flugzeuge verkehren 
zu laſſen. Als Entſchädigung erhalten die Unternehmungen ſeit der Einführung 
der neuen Gebührenſätze gleichmäßig 5 /, für jedes Kilogramm der beförderten 
vuftpoſtſendungen und Zeitungen ausſchließlich der Verpackung oder den anteil— 
mäßigen Betrag für Ladungen im Sand unter I kg vergütet. Für Flugpoſt— 
ſendungen und zeitungen, die von den Strecken einer Luftverkehrsunternehmung 
auf die Strecken eines anderen Unternehmens übergehen, wird für die zweite und 
weitere Luftpoſtſtrecke keine Vergütung gewährt; aus der Poſtkaſſe bezieht demnach 
nur die Geſellſchaft Gebühren, die die Luftpoſtſendungen und «zeitungen zuerſt 
übernimmt. Die Beförderung der Poſtſendungen zwiſchen Flughäfen und Poſt— 
anſtalten, die bisher von den Unternehmern ausgeführt werden mußte, übernahm 
die Poſtverwaltung auf ihre Koſten. Die Unternehmer haften der Poſtverwaltung 
für die ihnen anvertrauten Poſtſendungen in dem Umfang, in dem die Poſtver⸗ 
waltung den Abſendern gegenüber haftpflichtig iſt; die Poſtverwaltung wiederum 
haftet für die Luftpoſtſendungen nach den Beſtimmungen des Poſtgeſetzes. Zur 
Luftpoſtbeförderung ſind bisher folgende Unternehmungen zugelaſſen worden: 


Die Entwicklung der Luftfahrt und ihre Bedeutung für den Poſtverkehr. 229 


1. Deutſche Luft⸗Reederei G. m. b. H. in Berlin. 
Strecken: 
a) Berlin-Leipzig-Weimar (Ausdehnung nach Frankfurt, Main geplant), 
b) Berlin-Hamburg (während der Badezeit bis Weſterland), 
„) Berlin-Braunſchweig-Hannover-Gelſenkirchen (mit Zubringerlinien von 
und nach Dortmund und Duisburg), 
d) Berlin- Warnemünde; 
2. Luft⸗Fahrzeug G. m. b. H. in Berlin. 
Strecke: Berlin-Stralſund-Rügen; 
3. Sablatnig Flugzeugbau G. m. b. H. in Berlin. 
Strecke: Berlin -Swinemünde (mit Zubringerlinien von und nach Herings— 
dorf über Ahlbeck); 
4. Deutſche Luftſchiffahrts A.-G. (Delag) in Friedrichshafen. 
Strecke: Berlin-Friedrichshafen (mit Luftſchiff Bodenſee, hin an geraden, 
zurück an ungeraden Tagen). 
Das nachfolgende Kartenbild veranſchaulicht das Luftpoſtnetz nach dem Stande 
von Juli 1919; dahinter iſt der Fahrplan der damals von Berlin ausgehenden 
Luftpoſtlinien abgedruckt. | | 
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Fahrplan der von Berlin ausgehenden Luftpoſtlinien 
(nach dem Stande vom 20. Juli 1919). 
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Während im Februar 1919 die durchſchnittliche Poſtbelaſtung eines Flugzeugs 
3,1 kg betrug, hob ſich dieſe Ziffer im Monat Juli 1919 auf 21,1 kg. Der Yuft- 
poſtverkehr war ſomit auf dem beſten Wege, ſich weiter auszudehnen. Die Poſt— 
verwaltung erhoffte von der Gebührenermäßigung einen großen Aufſchwung. 
Leider entſtanden den Fluguuternehmungen plötzlich große Schwierigkeiten in der 
Betriebsſtoffverſorgung. Zunächſt mußten einzelne Flüge ausfallen, ſchließlich 
blieb nur übrig, Ende Juli 1919 die Luftpoſtflüge einzuſtellen. Dringendſte Vor⸗ 
ſtellungen des Reichspoſtminiſteriums beim Reichswirtſchaftsminiſterium um Be— 
triebsſtoffbelieferung der Flugunternehmungen waren ergebnislos. Das Reichs- 
e erklarte, daß die Knappheit an Betriebsſtoffen ſo groß ſei, 

daß nur die allerwichtigſten Verbraucherzweige, insbeſondere die für die Ernährung 
und den Bergbau, mit Betriebsſtoff verſehen werden könnten. So mußte der 
Luftpoſtbetrieb vorläufig ruhen. Nur die Deutſche Luftſchiffahrts A.-G. hat bis 
Ende November 1919 ihre Fahrten mit der »Bodenſee« aufrechthalten können, 
zum 1. Dezember 1919 den Betrieb wegen Umbaues des Luftſchiffs aber ebenfalls 
auf einige Monate eingeſtellt. Das Verſagen des geſamten deutſchen Luftpoſt— 
verkehrs war um ſo bedauerlicher, als der neue Dienſtzweig allmählich anfing, 
ſich in der Geſchäftswelt und der Offentlichkeit einzuführen. 

Zu erwähnen iſt noch, daß die Reichs-Poſtverwaltung während der Zeit der 
Eiſenbahnverkehrseinſchränkungen vom 5. bis 15. November 1919, wie bereits einmal 
am Frühjahr 1919, einige Fluggeſellſchaften veranlaßt hat, gewöhnliche Poſtſen— 
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dungen bis zur vollen Belaſtung der Flugzeuge zu befördern. Das iſt gelungen 
auf den Strecken 

Berlin— Breslau, Berlin- Leipzig, Berlin Warnemünde (Deutſche Luft-Reederei); 

Berlin -Schneidemühl-Danzig-Königsberg (Pr.) (Albatros); 

Dresden -Berlin (Sächſiſche Luft-Reederei); 

Berlin-Friedrichshafen (Delag). 
Auf einigen weiteren Strecken, z. B. Berlin-Braunſchweig-Hannover-Gelſenkirchen, 
ferner auf ſächſiſchen und bayeriſchen Strecken, auf denen die Poſtverwaltung 
ebenfalls den Luftverkehr wünſchte, konnten die beteiligten Flugverkehrsgeſellſchaften 
den Betrieb infolge augenblicklicher techniſcher Schwierigkeiten nicht aufnehmen. 
Die eingerichteten Notluftpoſten wurden bei Eintritt beſſerer Verkehrsverhältniſſe 
der hohen Koſten wegen aufgehoben. | 

Die Ergebniſſe des bisherigen Luftpoſtverkehrs haben erwieſen, daß die Poſt— 
flüge im allgemeinen pünktlich ausgeführt werden können, daß aber das Flugzeug 
für den Poſtverkehr nur bedingt brauchbar iſt, ſolange nachts nicht mit Sicher- 
heit geflogen werden kann. Das Flugzeug wird deshalb vorläufig nur in be— 
ſchränktem Umfang, im allgemeinen nur auf größere Entfernungen, mit der 
Schnellzugbeförderung in Wettbewerb treten können, da ein Teil der Zeiterfparnie 
bei der Übermittlung der Poſtſendungen zum und vom oft weit entfernten Flug- 
platz (3. Z. bis zu 15 km) aufgehoben wird. Hier ſchwebt dem Verfaſſer als 
Zukunftsbild eines Abhilfsmittels Abflug und Ankunft des Flugzeugs von und 
auf dem Poſthof vor. Vielleicht bringt uns die ſpätere Zeit eine Erfindung, 
eine Art Hubvorrichtung, die es den Luftfahrzengen geſtattet, ſich vom Poſthof 
ohne Anlauf in die Luft zu erheben und anderſeits ſich ohne Auslauf niederzu— 
laſſen. Die wenig günſtigen Erfahrungen, die bisher über die Wirtſchaftlichkeit 
der Luftpoſten gemacht worden ſind, haben das Reichspoſtminiſterium bewogen, 
ſich zu den von verſchiedenen Seiten gegebenen Anregungen auf Erwerb von 
Heeresflugzeugen und landungsplätzen zwecks Übernahme der Luftpoſten in eigenen 
Betrieb ablehnend zu verhalten. Auch ein anderer, beſonders von ſüddeutſcher 
Seite für den Luftverkehr ins Auge gefaßter Weg, ein gemiſcht-wirtſchaftliches 
Unternehmen unter Beteiligung von Staat und Gewerbe zu gründen, muß unter 
den jetzigen Umſtänden als kaum gangbar erachtet werden. Andere Länder ſtehen 
gleichfalls auf dem Standpunkt, daß die etwaige Verſtaatlichung des Luftverkehrs 
das Flugweſen hemmen und untergraben würde, ſolange es noch im Werden iſt. 
In England hat ſich der zur Prüfung der Frage eingeſetzte Luftverkehrsausſchuß 
für einen Privatbetrieb mit ſtaatlicher Unterſtützung entſchieden. Als beſonderer 
Grund wird hierfür angeführt, daß der ganze Luftverkehr noch im Anfang ſeiner 
Entwicklung ſtehe und daß in ſolcher Zeit, in der eine Erfindung die andere jage, 
ſich wohl ein privates Unternehmen in die Ausführung einer vielverſprechenden 
Erfindung einlaſſen könne; der Staat aber, der dem Parlament verantwortlich 
ſei, müſſe die Sache reiflich überlegen. Deshalb dürfte der Privatbetrieb mit 
ſtaatlicher Unterſtützung der gegebene Weg ſein. 


Die Deutſche Luft-Reederei, die den größten Teil der Poſtflüge ausgeführt 
hat, will den im Sommer 1919 unter großen geldlichen Opfern betriebenen 
Luftpoſtdienſt nur dann wieder aufnehmen, wenn ihr Staatszuſchüſſe in irgend— 
einer Form gewährt werden. Über die Notwendigkeit derartiger Staatszuſchüſſe 
beſteht bei den beteiligten Reichsminiſterien trotz des dringenden Gebots der Spar— 
ſamkeit kein Zweifel, ſchon im Hinblick darauf, daß das deutſche Fluggewerbe ſonſt 
im Wettkampf mit dem Ausland unterliegen müßte. England, Frankreich, 
Amerika uſw. haben bereits hohe Unterſtützungsmittel für Flugunternehmungen 
bereitgeſtellt. Die amerikaniſche Poſtverwaltung hat allein für die Strecken 
New Pork Omaha, Boſton Atlantic City und Boſton- Chicago 8 Millionen 
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Dollar zur Förderung des Luftpoſtdienſtes ausgeworfen. In welcher Form und 
Höhe Staatsbeihilfen bei uns zu gewähren ſein werden, darüber wird z. S 
zwiſchen den beteiligten oberſten Reichsbehörden verhandelt. 

Werfen wir noch einen Blick auf das Ausland. Da Deutſchland während 
des Krieges und bis in die letzte Zeit vom Auslandsverkehr abgeſchnitten 
war, können wir über die neueren Verſuche des Auslandes nur aus Zeitungs: 
nachrichten ſchöpfen. Während Deutſchland bereits im Jahre 1912 verſchiedene 
aut ausgefallene Luftpoſtbeförderungen ausgeführt hatte, fand der erſte Luftpoſt— 
verſuch in Frankreich erſt am 15. Oktober 1913 zwiſchen I Villacoublay und Saint— 
Julien (Gironde) ſtatt. »Le Journal« brachte darüber einen längeren Aufſatz und 
betonte darin ausdrücklich, daß es ſich nur um einen Verſuch gehandelt habe. 
Erſt in den Jahren 1918/19 ſind in Frankreich einige Luftpoſtverbindungen, 
Paris-Lille, Paris-London, eingerichtet worden, die den Anſpruch auf Be 
achtung erheben können. Durch eine im »Journal officiel« veröffentlichte 
Verfügung ſind die Gebühren für die Beförderung von Luftpoſtſendungen in 
Fraukreich feſtgeſetzt worden. Die angegebenen Beträge ſind wie in Deutſch— 
land neben den gewöhnlichen Poſtgebühren zu entrichten, und zwar für den 
Verkehr innerhalb Frankreichs und im Verkehr mit Corſika und Marokko auf 
Entfernungen 

bis 500 km: bis 20g 0.75 Fr, 20 bis 100 g 1.50 Fr., 100 bis 200 g 2.25 Fr.; 
über 500 bis 800 km: bis 20g 1.00 Fr., 20 bis 100 & 2.00 Fr., 100 bis? 008 3 3. 00 Fr. ; 

über 800 kin: bis 208 9 1.25 Fr., 20 bis 10 08 2.50 Fr., 100 bis 200 g 3.75 Fr. 

Für den Verkehr zwiſchen Frankreich und ala werden erboben 

1. die Weltpoſtvereinsgebühren; 

2. eine Gebühr zugunſten des Urſprungslandes, 
berechnet nach dem Verhältnis von 3 Fr. für 20 & (oder 2 sh. 6 p. für die 
engliſche Einheitsunze). In den franzöſiſchen Kolonien reichen die Verſuche, 
Luftpoſtverbindungen zwiſchen der nordafrikaniſchen Küſte und den in der Wüſte 
Sahara liegenden Militärpoſten zu ſchaffen, bis in den Beginn des Jahres 1917 
zurück, Doch ſollen die Verſuche über we enige Einzelleiſtungen nicht binansgefommen 
fein. Für die Zukunft plant man einen Flugverkehr zwiſchen Frankreich und 
Indochina. In England wurde im Mai 1917 ein beſonderer Ausſchuß zur 
Prüfung der Luftpoſtpläne nach dem Kriege ene in dem Staats- 
behörden, Parlament, Handel und Gewerbe vertreten waren. Der Ausſchuß hat 
es ak zu greifbaren Ergebniſſen nicht gebracht; es find in England, außer 
der Verbindung Paris-Lond don, noch keine Luftpoſtlinien eingerichtet worden. 
Soweit aus Außerungen von Staatsmännern, Zeitungsberichten uſw. bekannt— 
geworden iſt, geht England jetzt aber mit aller Kraft daran, ein Luftverkehrsnetz 
im Inland und ein Weltverkehrsnetz im Ausland zu ſchaffen. Es will ſeinem 
Flugzeuggewerbe einen möglichſt großen Abſatz ſchaffen und ſucht ſich deshalb 
durch geldliche Unterſtützung ausländiſcher Luftpoſtunternehmungen die Führerſchaft 
im zukünftigen Weltluftpoſtverkehr zu ſichern. Augenblicklich iſt England anſcheinend 
bemüht, den Flugverkehr Polens und der Tſchechoſlowakei in die Hand zu 
bekommen. Zeitungen und Staatsmänner ſprechen offen aus, daß England, wie 
zur See, auch in der Luft unbedingt die Vorherrſchaft haben müſſe, wolle es 
anders ſeine Weltvormachtſtellung aufrechthalten. Unermüdlich wird in engliſchen 
Blättern für den Ausbau der Luftſtreitkräfte durch Schaffung einer übermächtigen 
. flotte Stimmung gemacht. Zeitungsnachrichten zufolge ſoll demnächſt 
eine Verſuchsluftpoſtlinie zwiſchen London und Briſtol, Birmingham, Mancheſter, 
Neweaſtle und Glasgow eingerichtet werden, als deren? Ausgangspunkt der Flugplatz 
Hounslow bei London genannt wird. Die Luftpoſtgebühr ſoll 2 sh. für jeden 
Brief neben den gewöhnlichen Poſtgebühren betragen. Gelingt der Verſuch, dann 
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ſollen ſpaͤter auch andere Städte ſowie Irland mit London durch die Luftooſt ver- 
bunden werden. Man plant ferner mehrere Großluftſtraßen 


1. England Nordamerika Canada, - 
2. England -Frankreich- Spanien -Weſtafrika, 

3. England Frankreich -Italien-Agypten Kapland, 

4. Agypten-Indien Birma Hongkong, 

5 


Indien Auſtralien-Britiſch Polyneſien—Südſeeinſeln. 

Agypten ſol der Mittelpunkt für die britiſchen Luftverbindungen mit Indien, 
Auſtralien und Südafrika werden. Ein wöchentlicher Luftpoſtverkehr zwiſchen 
Bombay und Karachi ſoll bereits am 17. Januar 1920 begonnen haben. Die 
Überfliegung des Atlantiſchen Ozeans, die zwar dem Sport gewidmet war, 
hauptſächlich aber für das engliſche Flugzeuggewerbe Stimmung machen ſollte, 
hat gezeigt, was das Flugzeug leiſten kann. Für den regelmäßigen Flugverkehr 
nach Amerika werden zwei Wege erwogen: Irland Island Neufundland und 
Irland Portugal Azoren Neufundland. In Oſterreich-Ungarn wurde am 
20. März 1918 von der Poſtverwaltung die erſte Luftpoſtlinie von Wien nach 
Lemberg und im Anſchluß hieran von der Heeres verwaltung eine militäriſche Luft— 
poft von Lemberg nach Kiew eröffnet. Die Poſtverwaltung erhob außer der ge— 
wöhnlichen Poſtgebühr eine beſondere Luftpoſtgebühr von 1,50 K für je 20 g, 
zu deren Verrechnung beſondere Luftpoſtmarken ausgegeben wurden. Der Luft⸗ 
poſtverkehr konnte jedoch nicht lange aufrechterhalten werden und wurde bald ein 
geſtellt. Am weiteſten vorgeſchritten mit ſeinen Luftpoſteinrichtungen ſcheint außer 
Deutſchland Italien zu ſein. Als erſte Luftverkehrslinie richtete es 1917 eine Be 
darfsluftpoſt zwiſchen Civita Vecchia und Sardinien ein, die ſich nach italieniſchen 
Berichten bewährt haben ſoll. Eine weitere Luftpoſtſtrecke wurde von der Poſt— 
verwaltung ſpäter zwiſchen Neapel und Palermo in Betrieb genommen. Neuer- 
dings hat die italieniſche Regierung einen Wettbewerb für Poſt- und en 
flugzeuge ausgeſchrieben und als Preis 2 Millionen Lire ausgeſetzt. Den Preis 
ſoll das am vorteilhafteſten und zweckmäßigſten gebaute Fahrzeug 5 1 1 Spanien 
plant e eine Reihe Luftpoſtoerbindungen, die von Madrid ausgehend ſtrahlen— 
förmig die Landeshauptſtadt mit den entfernten Provinzen verbinden ſollen. Bei 
dem wenig entwickelten Eiſenbahnnetz Spaniens koͤnnte dieſes Land ein dankbares 
Feld für 15 Luftverkehr abgeben. Die Schweiz eröffnete im Sommer 1919 eine 
Luftpoſtlinie 5 5 Bern und Zürich. Neben den gewöhnlichen Poſtgebühren 
iſt eine beſondere Fluggebühr von 50 Centimen zu entrichten, die auf der Sendung 
durch eine befondere Flugpoſtmarke zu verrechnen iſt (gewöhnliche 50-Centimen⸗Marke 
mit Aufdruck des ſchweizeriſchen militäriſchen licgerabjeihens in roter Farbe). 
Die Vereinigten Staaten von Nordamerika haben 1918 einen Luftpoſtdienſt zwiſchen 
New Pork, Philadelphia und Waſhington eingerichtet (Luftgebühr 24 c) 
und planen jetzt eine Luftverbindung New York-San Francisko. Der Dienſt ſoll 
von Luftſchiffen ausgeführt werden, deren Fahrtdauer mit Einſchluß eines vier 
ſtündigen Aufenthalts in Chicago auf 48 Stunden berechnet wird. Vom ameri- 
kaniſchen Aeroklub iſt kürzlich ein anfangs für 1920 geplanter, jetzt auf 1921 ver⸗ 
ſchobener Wettflug um die Welt ausgeſchrieben worden, der mit Preiſen von un- 
gefähr 1 Million Dollar ausgeſtattet fein ſoll. Außerdem hat ein amerilaniſcher 
Privatmann einen Preis von 50 000 Dollar ausgeſetzt für das erſte Flugzeug, 
das den Stillen Ozean in der Richtung Kalifornien Japaniſche Inſeln -Auſtralien 
überfliegt. In Japan hat die Poſtverwaltung nach einer Bekanntgabe des Ver. 
kehrsminiſteriums in Tokio eine regelmäßige Luftpoſtbeförderung zwiſchen Tokio 
und Oſaka eingerichtet. Zur Feier dieſes Ereigniſſes find vom Verkehrsminiſterium 
Erinnerungsmarken ausgegeben worden, zu deren Abſtemplung beſondere Luftpoſt⸗ 
aufgabeſtempel benutzt werden. Die Ausführung der Flüge iſt einer Privatgeſell— 
ſchaft übertragen worden. 
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Wir erſehen aus den wenigen Beiſpielen, wie außerordentlich ſich überall die 
Teilnahme für den Luftverkehr regt, wie alle Länder friedliche Flugverkehrspläne 
vorbereiten. Alle, ehemalige Kriegführende wie Neutrale, arbeiten an der Nutzbar— 
machung des Luftverkehrs als Verkehrsmittel für Voft- und Perſonenbeförderung. 
Der Luftverkehr der Zukunft wird vorausſichtlich einen großen Wettbewerb zwiſchen 
den einzelnen Staaten hervorrufen und, nachdem dies allgemein erkannt iſt, rüſtet 
man fieberhaft zu dieſem Kampfe. In den Zeitungen taucht bald aus Braſilien, 
bald aus Chile, bald aus Auſtralien, China uſw. eine Nachricht auf, die von der 
bevorſtehenden Einrichtung von Luftpoſtlinien Kunde gibt. Geſetze zur Regelung 
des Luftverkehrs ſind in den meiſten Staaten im Entſtehen. So wird denn kommen, 
was kommen muß: ein allgemeiner Weltluftverkehr. 

Mit dem Vorherſagen iſt es zwar eine mißliche Sache, zumal da der Luftver— 
kehr etwas vollkommen Neues darſtellt und es keine Erfahrungen gibt, auf die 
man ſich ſtützen könnte. Trotzdem darf man aber bei der Beurteilung der Zukunfts— 
ausſichten dieſes Verkehrszweigs voller Hoffnung ſein, wenn man den Werdegang 
anderer Verkehrsmittel zum Vergleich heranzieht. Als die erſten Eiſenbahnen ihren 
Betrieb eröffneten, wagten nur einige Beherzte, ſich dem neuen, angeblich gefährlichen 
Verkehrsmittel anzuvertrauen. Man hielt nicht viel von der Neuerung, bei der 
ein auf der Schiene liegender Stein genügen konnte, unſägliches Unheil anzurichten, 
und behauptete, die alten Poſtknutſchen, die Schnellpoſten uſw. ſeien der Eiſenbahn 
ſchon der Sicherheit wegen bei weitem vorzuziehen. Und wie iſt es heute? Die 
Eiſenbahn hat ſich die Welt erobert. Ebenſo war es mit den Dampfſchiffen, und 
wahrſcheinlich wird es mit den Luftſchiffen und Flugzeugen ähnlich werden. Auch 
1 55 neueſten Verkehrsmittel ſteht die Allgemeinheit, wie damals der Eiſenbahn 
und den Dampfſchiffen, mit einem gewiſſen Mißtrauen gegenüber. Wenn die Ent- 
wicklung des Flugzeugs aber weiter ſo fortſchreitet, werden die Luftfahrzeuge bald 
einen hohen Grad von Sicherheit erreicht haben, der allen billigen Anforderungen 
genügt, die die Offentlichkeit an ein Schnellverkehrsmittel zu ſtellen gewohnt iſt. 
Eine neuere Statiſtik!) zeigt, daß im Zeitraum der Aufſtellung bei je 1000 Flügen 
0,095 Flieger tödlich verunglückten, 0,286 verletzt, von den Fahrgäſten aber keiner 
getötet, ſondern nur 0,476 verletzt wurden. Die meiſten Unfälle haben ſich beim 
Abfliegen oder Landen ereignet, die wenigſten in der Luft. Trifft die Statiſtik 
zu, ſo wäre die Betriebsſicherbeit der Luftfahrzeuge nachweislich größer als die eines 
anderen Schnellverkehrsmittels. Jedenfalls ſteht feſt: das Fliegen bietet heute ſchon 
einen derartigen Grad von Sicherheit, daß man ſich getroſt einem Flugzeug anver- 
trauen kann. Das Vertrauen der Offentlichkeit wird ſich von ſelbſt einſtellen, 
wenn ſie gute Ergebniſſe ſieht. 

Das Flugweſen iſt verhältnismäßig jung. Es hat einen ungeahnten Auf— 
ſchwung genommen, und doch ſteht das Flugzeug zweifellos noch im Anfang 
ſeiner Entwicklung, die einerſeits ins Rieſenhafte geht — Flugzeuge mit einer 
verfügbaren Ladelaſt von 1700 kg ſind heute keine Seltenheit mehr —, anderſeits 
in immer weiter fortſchreitender Verbeſſerung der Bauart, Betriebsſicherheit, Aus- 
ſtattung uſw. beſtehen wird. Unter den Flugzeugen unterſcheidet man gegen— 
wärtig drei Arten. Zur erſten Gruppe gehören die ſogenannten C. Flugzeuge, das 
find die leichten einmotorigen Maſchinen, die als Poſt- und Verkehrsflugzeuge 
bisher am meiſten Verwendung gefunden haben. Als nächſte Gattung reihen ſich 
die G.⸗Flugzeuge (Groß -Ilugzeuge) an, bei denen in der Regel zwei Motoren zur 
Verwendung kommen. Eine Weiterentwicklung der G. Flugzeuge ſtellen die zur dritten 
Gruppe zählenden R. Flugzeuge (Rieſen Flugzeuge) dar. Bei ihnen iſt es möglich, 
etwaige Motorinſtaudſetzungen kleinerer Art während der Fahrt auszuführen. Die 
R.⸗Flugzeuge können bei großer Tragfähigkeit eine hohe Betriebsſicherheit erreichen, 


Die Jahlenangaben find der Zeitſchrift für Flugtechnik und Motorluftſchiffahrt entnommen. 
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da fie mit mehreren Motoren ausgerüſtet find und ſich beim Verſagen eines Mo- 
tors mit Hilfe der übrigen noch in der Luft zu halten vermögen. Wie ſich die 
R.⸗Flugzeuge und die Luftſchiffe in das Arbeitsgebiet teilen werden, iſt Sache 
der Zukunft. Die bisherige Annahme neigte dahin, daß dem Luftſchiff die weiten, 
großen Strecken zufallen müßten, und daß das Flugzeug den Subringerdienft, alfo 
den Kleinverkehr, zu übernehmen hätte. Neuerdings ſcheint aber feſtzuſtehen, daß 
die R.⸗Flugzeuge, in deren Bau Deutſchlands Fluggewerbe bisher an erſter Stelle 
ſtand und hoffentlich bleiben wird, bei befriedigender Weiterentwicklung in Zukunft 
in ſchärfſten Wettbewerb mit den Luftſchiffen treten werden. Die Leiſtungen des 
Flugzeugs werden ſich vielleicht noch in einem Maß erhöhen, das man in ſeinem 
ganzen Umfang jetzt noch nicht annähernd vorauszuſehen vermag. 

Der Hauptvorzug des Flugzeugs, feine Geſchwindigkeit, wird erſt auf großen 
Entfernungen zur vollen Geltung kommen. Dazu iſt aber unerläßlich, den Flugbetrieb, 
wie ſchon vorher erwähnt iſt, Tag und Nacht durchführen zu können. Der ganze 
Vorteil des Flugzeugs geht verloren, wenn das Flugzeug nachts durch den Schnell— 
zug überholt wird. Die mächtigſten Widerſacher des Fliegers ſind ſtarke Stürme, 
Regen, Schneegeſtöber, fein ſchlimmſter Feind iſt der Nebel. Er iſt beſanders bei 
der Landung ſehr gefährlich. So verunglückte kürzlich bei einem Pyoſtflug 
zwiſchen Berlin und Königsberg (Pr.) in der Nähe von Flatow (Weſtpr.) tödlich 
der verdienſtvolle Flieger, Hauptmann v. Voigt, mit einem Albatrosflugzeug, als 
er im Nebel notlanden wollte. Hoffentlich iſt es einer nicht zu fernen Zeit vor- 
behalten, dieſe Feinde zu überwinden. Unerläßlich wird es ſein, für die Luftfahrt 
eine Art Wegebezeichnung, nachts Leuchtfeuer, einzuführen, wie fie für den See— 
verkehr geſchaffen worden find und ſich bewährt haben. Vorläufig find die Luft-, 
fahrzeuge noch von der Wetterlage abhängig und können deshalb in bezug auf 
Pünktlichkeit nicht mit den Eiſenbahnen in Wettbewerb treten; für die Poſtbe— 
förderung auf dem Luftweg muß aber die unerläßliche Forderung der Pünktlich— 
keit erhoben werden. Der meteorologiſchen Wiſſenſchaft bietet ſich hier eine dank— 
bare Aufgabe, beratend und helfend mitzuwirken. Bis vor kurzer Zeit wußten 
wir von den uns umgebenden Luftſchichten nicht viel mehr als die alten Völker 
vom Meere. Jetzt hat die fortgeſetzte Beobachtung der atmoſphäriſchen Vor- 
gänge aber jo weit geführt, daß es möglich iſt, die Wetterlagen, Stürme, Gewitter 
bildungen uſw. mit einiger Sicherbeit vorher zu beſtimmen. Man weiß nun, daß 
in den Luftſchichten unſerer Erde eine ganze Reihe beſtimmter und unveränderlicher 
Strömungen, ähnlich wie in unſeren Weltmeeren, vorhanden iſt. Die Luft— 
ſtrömungen genau feſtzulegen und die Kenntnis davon für den Luftverkehr aus— 
zunutzen, iſt dem Wetterdienſt vorbehalten. Die genaue Erforſchung des Luft- 
raums mit ſeinen Eigenheiten bildet daher ſeine dringende Aufgabe der nächſten 
Zukunft. Es wird notwendig fein, über die ganze Erde einen einheitlichen 
Wetterdienſt einzurichten. Die meteorologiſchen Wetterbeobachtungsſtellen haben 
den in Fahrt befindlichen Flugzeugen, die ſämtlich mit Funkgerät ausge⸗ 
rüſtet ſein müſſen, durch Funkſpruch Kunde über etwa eintretende Witterungs- 
umſchläge uſw. zu geben, um fie dadurch in den Stand zu ſetzen, erforderlichen— 
falls in Nothäfen Zuflucht zu ſuchen. | 

Wie fi) bei der Schiffahrt im Laufe der Seit eine Großſchiffahrt auf den 
Meeren und eine Kleinſchiffahrt an den Küſten herausgebildet hat, jo wird voraus— 
ſichtlich die Zukunft eine Großluftfahrt (Weltluftwege) und eine Kleinluftfahrt 
(Luftwege im eigenen Land als Ergänzungs. und Infahrtſtrecken) bringen. 
Wahrſcheinlich wird ſich die Luftfahrt aber ſchneller entwickeln als ehemals die Seefahrt. 
Nachdem kürzlich die Überfliegung des Atlantiſchen Ozeans gelungen iſt und Pläne 
zur Bezwingung des Stillen Ozeans auf dem Luftweg in Angriff genommen 
ſind, wird man es nur als eine Frage der Zeit anſehen können, bis die erſten, 
Länder verbindenden Großfluglinien bergeftellt fein werden, dazu beſtimmt, in 
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ihrer Geſamtheit eine Verbindung rund- um die Erde zu ſchaffen. Die Notwendig⸗ 
keit einer vertraglichen Regelung der Luftfahrt zwiſchen den einzelnen Staaten 
iſt deshalb ein dringendes Bedürfnis. Deutſchland iſt durch feine Lage wie ge 
ſchaffen, ein Mittelpunkt dieſes zukünftigen Großluftverkebrs zu werden. Du darf 
es nicht die Hände in den Schoß legen und tatenlos zuſehen, was die anderen 
Länder ſchaffen werden, ſondern Deutſchland muß trotz aller Not der Zeit die 
führende Rolle behaupten, die es bisher im Luftpoſtverkehr innegehabt hat. Leider 
hat die Schwierigkeit der Vetriebsſtoffbeſchaffung unſerm Vorwärtskommen auf 
dieſem Gebiet ſtarke Feſſeln angelegt, und die Folgen der Betriebseinſtellung im 
Luftpoſtverkehr können für Deutſchland außerordentlich ſchwerwiegend werden. 
Der Friedensvertrag hat unſern bisherigen Feinden das Recht eingeräumt, die 
deutſchen Flugplätze nach ihren Wünſchen zu benutzen. Die Feinde werden jede 
Gelegenheit zu benutzen ſuchen, um Deutſchland in der Luft völlig auszuſchalten 
und unſer Land ihrerſeits mit einem Netze von Luftverkehrslinien zu überſpannen. 
Hier gilt es für Deutſchland, dasſelbe Recht für ſich in allen anderen Staaten 
zu verlangen. Die Luftſtraßen müſſen, wie die Seewege es find, allgemein zu— 
gänglich werden; durch die Grenzen der Länder dürfen dem Luftverkehr keine 
Hinderniſſe erwachſen, ſoll nicht der Hauptzweck der Luftfahrt, die große Ger 
ſchwindigkeit, vereitelt werden. Erſt in dem durch keine Landesgrenzen gehemmten 
Verkehr auf großen . wird! der eigentliche Vorteil des Flugzengs, das 
Ungebundenſein an Landſtraßen und Verkehrswege, mit ſeiner großen Schnelligkeit 
ganz zur Geltung kommen. Sache der Behörden, der Luftminiſterien aller Länder 
wird es ſein, zu verſuchen, dieſes Ziel möglichſt ſchnell zu erreichen. Völlige 
Gleichberechtigung aller Länder im Luftverkehr iſt neben der Frage der Wirtſchaft— 
lichkeit, die gegenwärtig nicht allein bei uns, ſondern auch in den ſiegreichen 
Staaten bei allen Erörterungen über die Ausſichten der zukünftigen Luftfahrt im 
Brennpunkt ſteht, die Vorausſetzung für den Ausbau des Weltluftverkehrs. Von 
vielen Städten ergeht der Ruf, das Reich möge ſie in das Luftpoſtnetz einbeziehen. 
Allen dieſen Städten kann man nur zurufen: »Schafft zunächſt Flugplätze und 
ſtellt ſie den Flugverkehrsgeſellſchaften unentgeltlich oder gegen ein geringes Ent— 
gelt zur Verfügung«. Private Unternehmer werden ſich mit der Anlage und 
Unterhaltung von Landungsplätzen wegen der großen Unſicherheit in bezug auf 
den geldlichen Erfolg des Unternehmens vorläufig nicht befaſſen wollen oder können. 
Der Staat ſelbſt kann die Leiſtung ebenfalls nicht übernehmen; es bleibt alſo 
nur die Selbſthilfe. Der Flugplatz ſoll möglichſt nicht weit vom Ort oder von 
der Poſtanſtalt entfernt ſein; denn entlegene Flugplätze ſtellen, wie ſchon erwähnt 
iſt, den Vorteil der Luftbeförderung ſehr in Frage. Neuerdings hat ſich ein Verein 
der Flugplätze und Luftverkehrsunternehmungen unter dem Namen »Flug und 
Hafen« gebildet. In dem Verein wollen ſich die Luftverkehrs- und Flugplatz 
unternehmungen, im beſonderen auch die Städte ſowie die Reiche- 110 Landes⸗ 
behörden, ſammeln, die Flugplatzeigner find oder es zu werden beabſichtigen. Der 
wichtigſte Zweck des Vereins iſt, die Anlage und Unterhaltung der Flugplätze für 
den Luftverkehr zu fördern und ihre Verwaltung unter Wahrung der wirtſchaft— 
lichen Selbſtändigkeit zu vereinheitlichen. 

Die Verwaltung des deutſchen Luftverkehrs ruht jetzt in den Händen des durch 
Erlaß der Reichsregierung vom 4. Dezember 1918 neu geſchaffenen Reichsluftamts, 
das unter dem Namen »Reichsamt für Luft- und Kraftfahrweſen« Ende 1919 
dem neuen Reichsverkehrsminiſterium unterſtellt worden iſt. An der Spitze 
des Reichsamts ſteht als Staatsſekretär der in Flugkreiſen weit bekannte 
Auguſt Euler. Sogleich nach Übernahme des Amtes ging er daran, das Flug— 
gewerbe durch Gewinnung von Aufträgen lebenskräftig zu erhalten. In 
mehreren Denkſchriften führte er aus, daß das Deutſche Reich den größten Wert 
darauf lege, mit den übrigen Völkern in der Luftfahrt gleichen Schritt zu halten, 
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ſchon aus dem Grunde, weil die Luftfahrt mit ihren idealen Intereſſen 
in der Zukunft mehr als ein anderes Mittel geeignet ſei, völker— 
verſöhnend und politiſch ausgleichend zu wirken. 

Möge er recht behalten! Das Reichspoſtminiſterium iſt bereit, dem Vorbilde 
Stephans getreu, zu feinem Teil an der Erfüllung dieſes hohen Zieles mitzu— 
arbeiten. 


Schriftwerke. 


Jahrbuch der angewandten Naturwiſſenſchaften 1914 
bis 1919. Dreißigſter Jahrgang. Unter Mitwirkung von Fachmännern 
herausgegeben von Dr. Joſeph Plaß mann. Mit 253 Bildern auf 
33 Tafeln und im Text. Lex.⸗80 (XVI und 520 S.). Freiburg i. Br. 
1920, Herderſche Verlagshandlung. 22.4; geb. 26 % (dazu die im 
Buchhandel üblichen Zuſchläge). 


Ein geſchätzter, ſtets willkommen geheißener Freund erſcheint nach fünfjähriger, 
durch den Krieg verurſachter Pauſe wieder auf dem Büchermarkt, und doch iſt er 
nicht der alte. Während das Werk früher als Jahrbuch der Naturwiſſenſchaften 
in teils kürzeren, teils ausführlicheren Abhandlungen über die im letzten Jahre 
gewonnenen Ergebniſſe der Forſchungen und ihrer Anwendungen auf dem weiten 
Felde der Naturwiſſenſchaften belehrte, wird im Vorwort als grundlegende Anderung 
des neuen Jahrgangs der Verzicht auf theoretiſche Abhandlungen angekündigt. Sie 
boten ſowohl dem Forſcher wie auch dem nach Bereicherung feines Wiſſens verlangen- 
den Laien eine erwünſchte Zuſammenfaſſung der Erkenntniſſe von bleibendem Werte 
dar und haben nun zugunſten der techniſchen Anwendungen des exakten Wiſſens weichen 
müſſen, weil es ſich als nicht mehr durchführbar herausſtellte, daneben den Fort— 
ſchritten der einzelnen Wiſſenszweige bei ihrem ſchnellen Entwicklungsgang in 
Sammelberichten zu folgen. Manch einer wird ſie ſchmerzlich vermiſſen. An Stelle 
der Berichte über Phyſik, Chemie, Aſtronomie, Zoologie, Botanik, Mineralogie 
und Geologie ſind Abhandlungen aus ihren praktiſchen Anwendungsgebieten getreten. 
In den erſten drei Abſchnitten, die ſich auf die Technik des Hoch, Tief-, Maſchinen⸗ 
und Apparatebaues, auf Verkehrsweſen und Elektrotechnik, auf chemiſche Technologie, 
das Berg- und Hüttenweſen erſtrecken, erhält der Leſer einen Überblick über die 
Verbeſſerungen im Bau- und Verkehrsweſen, im Groß und Kleingewerbe. So— 
wird ein neues Gründungsverfahren mit Betonpfählen in bauunſicherem Gelände, 
die Herſtellung kleiner und großer Gebäude aus Gußbeton, die Anwendung neuer 
Bauweiſen mit Ziegel und Holz, Neukonſtruktionen einer Waſſerturbine, einer 
Fördermaſchine, einer Rollbahn und einer Meßeinrichtung von 1,0000 Millimeter 
Genauigkeit beſchrieben. Neben Aufſätzen über die Elektriſierung der Gotthard» 
bahn, über Verbeſſerungen im elektriſchen Nachrichtenverkehr finden die neueſten 
Taſchen⸗ und Glühlampen, Gleichrichter, hochempfindliche Selenzellen uſw. Er 
wähnung. Aus der chemiſchen Technologie ſeien die Abhandlungen über Waffer- 
reinigung, Großherſtellung von Waſſerſtoff, Harzgewinnung, Anfertigen von Erfah. 
nahrungsmitteln, Marmelade, von Fett aus Hefe uſw., aus dem Berg- und 
Hüttenweſen die Aufſätze über Schachtabteufen nach dem Verſteinerungsverfahren, 
Bekämpfung von Grubenexploſionen, über elektriſches Roheiſenſchmelzen erwähnt. 
Es find dies aus den 126 Berichten dieſer Abſchnitte wahllos herausgegriffene 
Gegenſtände, und es würde zu weit führen, gleiche Angaben aus den folgenden 
Abſchnitten, die die Land- und Forſtwirtſchaft, Anthropologie und Urgeſchichte, 
Medizin, Tierheilkunde, Luftfahrt, Erdkunde und Kriegstechnik behandeln, anzu⸗ 
ſchließen. Ihre Reichbhaltigkeit und Vielſeitigkeit bei anſprechender Darſtellung. 
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werden jedem Leſer, namentlich auch mit Rückſicht auf die niedergelegten Be⸗ 
obachtungen und Erfahrungen des Krieges, ebenſo Intereſſe abgewinnen wie die 
mit erläuternden Bemerkungen angefügten . und Tafeln über die 
Himmelserſcheinungen, die bis Ende November ſichtbar ſind und deren Beobachtung 
dem freien Auge zugänglich iſt. Ein Totenbuch der in den Jahren 1914 bis 1919 
verblichenen Vertreter der Wiſſenſchaft und Technik beſchließt das inhaltsreiche 
Werk, das in feiner guten Ausſtattung das alte Gewand zeigt. 


Jahrbuch der Elektrotechnik. Aberſicht über die wichtigeren Erſchei⸗ 
nungen auf dem Geſamtgebiete der Elektrotechnik. Unter Mitwirkung 
zahlreicher Fachgenoſſen herausgegeben von Dr. Karl Strecker. Siebenter 
Jahrgang. Das Jahr 1918. 212 S. Preis geb. 24 & zuzüglich 10 vH 
Sortimentsteuerungszuſchlag. München und Berlin 1919. Druck und 
Verlag von R. Oldenbourg. 


Das Jahrbuch faßt die elektrotechniſche Literatur des Jahres 1918 zu knappen, 
bündigen Berichten über die Forſchungsergebniſſe und ihre Anwendungen, über 
ſoziale, wirtſchaftliche, Rechts- und ſonſtige Fragen dieſes Gebiets zuſammen. Es 
kommt damit einem Bedürfnis entgegen, das bei dem ſchnellen Fortſchreiten der 
hier zutage tretenden Entwicklung aus dem doppelten Geſichtspunkt einer Stütze 
des Gedächtniſſes und eines Nachſchlagebuchs dringend Erfüllung heiſcht. 

Im Abſchnitt Elektriſches Nachrichten⸗ und Signalweſen finden ſich u. a. In- 
haltsangaben von Aufſätzen über Erfahrungen mit der Tränkung von Telegraphen⸗ 
ſtangen, über zuläſſige Längen der Betriebsſtrecken in Telegraphenleitungen und 
Anwendbarkeit des Hughes⸗Apparats für Mehrfachbetrieb, über beſondere Gegen- 
ſprechverfabren im iudiſchen Netz, über Wellenausbreitung und »erzeugung im 
Funkverkehr, über Hörbarkeit der von Nauen und Eilveſe herrührenden Zeichen in 
Neuſeeland auf 19 000 km, über Anwendung der Kathodenröhrenverſtärker in 
zamerikaniſchen Fernſprechleitungen und über Mehrfach⸗Fernſprechen und „Telegra— 

phieren zwiſchen Baltimore und Pittsburg. Herausgeber und der Stab der Mit⸗ 
arbeiter, die nur mit ihrer Berufstätigkeit zuſammenhängende Abſchnitte zur Bear- 
beitung übernommen haben, bürgen für richtige Auswahl und treffende Wieder— 
705 der Abhandlungen. Die Anordnung des Stoffes iſt überſichtlich und erleichtert 
das Nachſchlagen. Es handelt ſich um ein auch vom Verlag gut ausgeſtattetes 
Buch, nach dem man gern greift, auch wenn es nicht gerade der Augenblick gebietet. 


Elektrotech nik für Alle. Eine volkstümliche Darſtellung der Lehre 
vom elektriſchen Strom und der modernen Elektrotechnik. Von Hanns 
Günther (W. Dehaas). Dritte, ſtark vermehrte und verbeſſerte Auf⸗ 
lage von » Der elektriſche Strom«. Mit 373 Abbildungen im Text. 318 S. 
Preis 13,75 . Franckhſche Verlagshandlung. Stuttgart 1919. 


Der Verfaſſer ende ſich an die Leſer, die ſinnenden Auges die ihnen ebenſo 
wunderbar wie rätſelhaft erſcheinenden Wirkungen des elektriſchen Stromes in der 
Straßenbahn, im Drahtverkehr, bei der Straßen- und Dimmerbeleuchtung, in der 
Anwendung der Röntgenröhre und vieler anderer Dinge betrachten und darüber 
belehrt ſein möchten. Im leichten Unterhaltungston bringt er, von den einfachen 
Hauptſätzen der Elektrizitätslehre ausgehend, die Anwendungen des ellektriſchen 
Stromes in Telegraphie und Feruſprechweſen, für den Maſchinenantrieb, die Kraft- 
übertragung, für Heizung und Beleuchtung, in der Galvanotechnik und Röntgen⸗ 
technik und für den drahtloſen Verkehr zur Darſtellung. 

Mit Rückſicht auf den Zweck des Buches, der Belehrung der Laienwelt zu 
dienen, kann über gelegentliche Ungenauigkeiten und Übertreibungen hinweggeſehen 
werden; (mit der Ubertragungsſchaltung nach Abb. 196 kann man nicht telegra- 
phieren, der Siemenstelegraph kann nicht in einer Minute mehrere tauſend Wörter 
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übermitteln, ſeine Einführung hat mit den Anforderungen des Preſſeverkehrs 
wenig oder nichts zu tun, die Verbindung London Indien, die ſogenannte Indo— 
linie, enthält mehrere Leitungen; ihre Abertragungsſtelle beim Berliner Haupt⸗Tele⸗ 
graphenamt kann nicht als »Allerheiligſtes« angeſprochen werden. S. 146 ff.). 
Die leichte, flüſſige. Darſtellung, der reiche Inhalt, die einfache Ausſtattung mit 
zahlreichen, leicht verſtändlichen Abbildungen und deutlichem Druck werden einem 

Volksbuch, wie es hier in gutem Sinne vorliegt, durchaus gerecht. 


Kurzes Lehrbuch der Elektrotechnik. Von Dr. Adolf Thomälen, 
a. o. Profeſſor an der Techniſchen Hochſchule Karlsruhe. Achte verbeſſerte 
Auflage. Mit 499 Textbildern. 504 S. Preis gebunden 24 ./. Berlin, 
Verlag von Julius Springer. 1920. 

Von dem 1903 in erſter Auflage erſchienenen Buche, deſſen Vorzüge wir 1912 
bei der fünften Auflage (Archiv S. 508) hervorgehoben haben, iſt inzwiſchen die ſiebente 
Auflage 1918 und jetzt die achte veranſtaltet worden. Die ſchnelle Aufeinanderfolge 
dieſer Neuausgaben beweiſt am beſten die Beliebtheit, deren ſich das Werk zu 
erfreuen hat. Zur Einführung in das Studium der Elektrotechnik, ihrer phyſi⸗ 
kaliſchen Grundgeſetze ſowie des Baues und der Wirkungsweiſe der elektriſchen 
Maſchinen iſt es hervorragend geeignet. In jeder neuen Auflage find Ergänzungen 
und Verbeſſerungen vorgenommen. So war in der ſiebenten Auflage u. a. der Teil 
über den Magnetismus vollſtändig neu bearbeitet worden, indem neben der Kraft— 
wirkung des magnetiſchen Feldes von vornherein die Induktionswirkung, das 
1 Geſetz für den Magnetismus und der magnetiſche Fluß behandelt wurden. 
In Übereinſtimmung mit den ſich daraus ergebenden Vorſtellungen wurden auch 
das elektriſche Feld und der elektriſche Fluß dargeſtellt. Sehr zum Vorteil des 
Buches und zum beſſeren Verſtändnis für den Leſer find dieſe Ausführungen in 
der neueſten Auflage teils geändert, teils erweitert und verdeutlicht worden. Außer 
einigen anderen Ergänzungen ſind die Grundgeſetze der Wanderwellen und die 
Vorgänge beim Einſchalten von Leitungen angefügt worden. Auf jedem Gebiet 
hält ſich das Werk auf der Höhe der Forſchung. Die muſtergültige Ausſtattung 
des Buches iſt eine neue Empfehlung für den Verlag. 


Der Parallelbetrieb von Wechſelſtrommaſchinen. Von Profeſſor 
Dr. Guſtav Beniſchke. Zweite verbeſſerte Auflage. Mit 72 Abbil— 
dungen. 102 S. Ladenpreis geheftet 4 %, gebunden 5,60 . Braun. 
ſchweig, Druck und Verlag von Friedrich Vieweg und Sohn. 1918. 


Der vorliegende zweite Band der gut eingeführten und allenthalben mit Recht . 
geſchätzten Sammlung »Elektrotechnik in Einzeldarſtellungen« behandelt, vom 
Parallelbetrieb der Gleichſtrommaſchinen ausgehend, das Zuſammenarbeiten von 
Wechſelſtrommaſchinen. Dieſer Parallelbetrieb geſtaltet ſich weſentlich ſchwieriger 
als der erſte, weil die Bedingung zu erfüllen iſt, daß nicht nur die Klemm⸗ 
ſpannungen gleich ſein müſſen, ſondern daß auch beide Maſchinen Ströme von 
gleicher Periodenzahl zu liefern haben, deren Nullpunkte und Scheitelwerte zu— 
ſammenfallen. Die Maſchinen müſſen im Tritt ſein, der Ausgleichsſtrom darf 
eine gewiſſe Größe nicht überſteigen. Im Anſchluß an das Verfahren beim 
Parallelſchalten und an die Vorausſetzungen für einen glatten Betrieb erörtert der 
Verfaſſer die Störungen beim ZJuſammenarbeiten, das Pendeln und das Außertrittfallen 
der Maſchinen, das auf Interferenz der aufgedrückten und Eigenſchwingung eines 
gekuppelten Syſtems beruht, während dies von anderen bisher als Reſonanz⸗ 
ſchwingung eines einfachen unabhängigen Syſtems wie eine Stimmgabel oder ein 
im Takte ſeiner Eigenſchwingung angeſtoßenes Pendel betrachtet wurde. Es werden 
dann die Mittel zur Vermeidung und Beſeitigung des Pendelns, die ſich nach 
den verſchiedenen Antriebsformen richten, ferner die ſchwierigeren Verhältniſſe für 
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den Parallelbetrieb zweier Zentralen, die Schaltungsweiſen für das Zuſammen— 
arbeiten von Einphaſen⸗ und Dreiphaſenmaſchinen ſowie die Vorgänge und Hand- 
griffe bei der Inbetriebſetzung einer Schaltanlage für Parallelbetrieb beſprochen. 
Auch dieſes Werk iſt in der vom Verfaſſer bekannten klaren und ſtreng folgerichtig 
durchgeführten Darſtellung unter Heranziehung zahlreicher praktiſcher Fälle geſchrieben. 


Erdbüchlein. Kleines Jahrbuch der Erdkunde für 1920. Herausgegeben 
unter Mitarbeit von Dr. Richard Bitterling, Prof. Heinrich Fiſcher, 
T. Kellen, Ernſt Wächter und Prof. Dr. K. Weule. Mit 42 Ab- 
bildungen und Kärtchen. Stuttgart, Frauckhſche Verlagshandlung, 1920. 
80 S. 80. 3,60 W. ö . 

Die Lehr⸗ und Handbücher und Kartenwerke der Erdkunde haben den großen 
Veränderungen, die der Krieg auf der Weltkarte gezeitigt hat, nicht folgen können, 
zumal da die neuen Grenzen großenteils noch gar nicht einmal feſtſtehen. Wer ſich 
über die eingetretenen und noch im Fluſſe befindlichen Verſchiebungen unterrichten 
will, muß meiſtens auf den Verſailler Friedensvertrag nebſt Nachtragsverhandlungen 
und auf weit zerſtreute Einzelveröffentlichungen zurückgreifen. Die damit verbundene 
Mühewaltung wird teils ganz erſpart, teils weſentlich erleichtert durch die vorliegende 
Erſcheinung des Büchermarktes, die als wiederkehrendes Jahrbuch gedacht, einen 
zunächſt bis zu Beginn des Jahres 1920 reichenden überblick über die Ver⸗ 
ſchiebungen auf der Weltkarte mit vielen auf amtlichen Grundlagen oder auf 
ſonſtigen zuverläſſigen Quellen beruhenden Angaben über Bevölkerungszahl, dichte 
und »bewegung, Stammeszugehörigkeit und Sprachenverhältniſſe, über Größe der 
abgetretenen und den neuen Staaten angegliederten Landesteile u. m. a. bietet. 
Das Buch füllt eine auf dem Gebiet der Erdkunde tatſächlich vorhandene Lücke 
aus und verſpricht in ſeiner ſpäteren Ausgeſtaltung ein willkommenes Hilfsmittel, 
eine Ergänzung zum Atlas, ein Nachſchlanebuch für den Politiker, Volkswirt, 
Lehrer und unſere Leſer zu werden, die den Wunſch haben, über die geographiſchen 
Umgeſtaltungen auf dem laufenden zu bleiben. Außerdem enthält das Buch einige 
leſenswerte Abriſſe über Heimat und Fremde, über die Frage, was wir an unſeren 
Kolonien verloren haben, über die Lage des britiſchen Weltreichs ſowie kurze Mit- 
teilungen über die Zahl der Menſchen auf der Erde, der Sprachen, der Einwohner 
der Millionenftädte, über die Welthandelsflotte, über die Briefmarken ſeit 1914 u. a. 


Große Verkehrs- und Handelskarte von Süddeutſchland und 
Republik Oſterreich. Fünffarbige Ausführung. Als Hand- und Wand⸗— 
karte zuſammengeſtellt aus dem Koch und Opitzſchen Verkehrsatlas. Maß⸗ 
ſtab 1: 600 000. Größe 90: 125 em. Preis der Karte in Unſchlag 
einſchließlich Teuerungszuſchlag 7,20 %. Verlag A. Bartz, Ulm a. D. 

Die Karte gibt im Raum zwiſchen Schweidnitz, Eiſenach und Bingen im 

Norden, Baſel, Chur, Meran und Marburg an der Donau im Süden die Reichs-, 
Landes- und Provinzgrenzen, die Haupt-, Neben- und Kleinbahnen mit ihrer Ver: 
kehrsbedeutung, die ſchiffbaren Flüſſe und die Kanäle, die Städte und Dörfer in 
acht Abſtufungen nach der C die Ser und Flußhäfen, Kur und 
Badeorte und die Bodenerhebungen an. Bei der dichten Lage der angegebenen 
vielen Orte würde die Deutlichkeit gelitten haben, wenn auch noch die Kunſtſtraßen 
eingezeichnet worden wären. Die vollſtändig neugeſtochene Karte bietet mit den 
in hellgrünen Tönungen gehaltenen Grenzen, den in rot und blau kräftig hervor⸗ 
gehobenen Eiſenbahnen und Waſſerwegen ein klares, überſichtliches und durch die 
Farbengebung auf das Auge des Beſchauers wohltuend wirkendes Bild der ge— 
ſchaffenen neuen Verhältniſſe. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
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Die Großfunkſtelle Kamina (Togo). 
Von Telegraphendirektor Dr. Roſcher in Berlin. 


Einleitung: Funkanlagen in den deutſchen Schutzgebieten. 


Der Ausführung des Planes, in den deutſchen Schutzgebieten die Funk— 
telegraphie zu verwerten, ſtanden lange Zeit unüberwindliche Hinderniſſe entgegen. 
Die Beförderung ſowie die Bedienung und Unterhaltung der verwickelten, in den Tropen 
beſonderer Gefährdung ausgeſetzten Apparate und Maſchinen bereiteten Schwierigkeiten, 
die bei wachſender Entfernung von der Küſte oder von der Eiſenbahn immer ſchärfer 
hervortraten. Namentlich waren aber in den tropiſchen Schutzgebieten die elektriſchen 
Störungen ſo ſtark, daß ein Betrieb überhaupt nur an wenigen ſtörungsfreien 
Tagen und Nächten hätte aufgenommen werden können. Erſt das Syſtem der tönenden 
Löſchfunken, das die Geſellſchaft für drahtloſe Telegraphie m. b. H. ausgearbeitet 
hatte, ließ eine Überwindung der Schwierigkeiten erhoffen. Der Vorzug dieſes 
Syſtems beſteht neben anderen Vorteilen darin, daß im Empfangsfernhörer ein muſi⸗ 
kaliſch reiner Ton erzeugt wird, der aus den ziſchenden und brodelnden, durch die 
atmoſphäriſchen Störungen verurſachten Nebengeräuſchen leichter herauszuhören 
iſt. Mit Hilfe dieſes Syſtems gelang es, eine Reihe von leiſtungsfähigen Funkſtellen 
in den deutſchen Schutzgebieten herzuſtellen. Im März 1911 wurden die Funkſtellen 
Muanſa und Bukoba am Viktoriaſee in Deutſch Oſtafrika eröffnet. Es folgte eine 
Reihe von Küſtenfunkſtellen, die mit den Bordfunkſtellen der für den Afrikaverkehr 
beſtimmten Schiffe in Verbindung treten ſollten, ſo in Swakopmund, Lüderitzbucht 
Lame Südweſtafrika), Duala (Kamerun), Daresſalam (Deutſch Oſtafrika) und 
Lome (Togo) !). 

Unabhängig davon wurde in den deutſchen Südſeebeſitzungen ein Netz von Groß⸗ 
funkſtellen geſchaffen. Sein Mittelpunkt war die Anlage auf der deutſchen Karolinen⸗ 
infel Jap, die Anſchluß an das deutſch⸗niederländiſche und damit an das Weltkabelnetz 
hatte. Weitere Großfunkſtellen wurden in Rabaul (Gazellenhalbinſel), Nauru und 
Apia (Samoa) errichtet. 


1) Näheres hierüber in dem Aufſatz des Verfaſſers: »Die Funktelegraphie in den deutſchen Schutz⸗ 
gebieten. (Telegraphen⸗ und Fernſprechtechnik, Sonderheft Juni 1920.) 
Urchto f. Poft u. Telegr. 8. 1920. 19 
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Der Gedanke, ob es ſich nicht ermöglichen ließe, das mehr und mehr an Bedeutung 
nal neue Verkehrsmittel für den unmittelbaren Nachrichtenaustauſch zwiſchen 

eutſchland und feinen Kolonien nutzbar zu machen, lag nahe. Das war um jo mehr 
zu erſtreben, als ein telegraphiſcher Nachrichtenaustauſch zwiſchen dem Deutſchen 
Reich und ſeinen afrikaniſchen Schutzgebieten nur unter Benutzung von Kabellinien 
ausländiſcher Geſellſchaften möglich war. Die dadurch bedingte Abhängigkeit vom 
Ausland konnte beſonders in Zeiten politiſcher Verwicklungen nicht nur in militä— 
riſcher und politiſcher Hinſ ſicht von den nachteiligſten Folgen begleitet ſein, ſondern 
auch Handel und Verkehr in empfindlicher Weiſe ſchädigen. Alle Nachrichten über 
politiſche und wirtſchaftliche Ereigniſſe und über Verwaltungsangelegenheiten in den 
Kolonien waren auch ſchon in Friedenszeiten gewiſſermaßen der Überwachung und 
einſeitigen Färbung der fremden Kabelmacht unterworfen. Eine Anderung dieſes 
unerwünſchten Zuſtandes konnte nur hinſichtlich der weſtafrikaniſchen Schutzgebiete 
eintreten, die an das in Ausſicht genommene deutſch⸗ ⸗ſüdamerikaniſche Kabel von 
Monrovia aus angeſchloſſen werden ſollten. Für Deutſch Oſtafrika war die Her— 
ſtellung einer deutſchen Kabelverbindung wegen der hohen Koſten und der großen 
Schwierigkeiten bei Erlangung der notwendigen Kabellandungspunkte auf fremden 
Gebieten in abſehbarer Zeit nicht zu erwarten. Die Verbindung über Land mit dem 
deutſchen Kabel an der Weſtküſte konnte auch nur durch fremdes Gebiet, den belgiſchen. 
Kongo, erfolgen. Selbſt wenn die afrikaniſchen Schutzgebiete ſämtlich durch deutſche 
Kabel und Landlinien mit der Heimat verbunden waren, blieb die Gefahr beſtehen, 
daß dieſe Linien in Kriegszeiten vom Feinde zerſtört und auf die Weiſe die Kolonien 
in kriegeriſchen Zeiten vom telegraphiſchen Verkehr mit dem Mutterland gänzlich 
abgeſchnitten würden. 


Die Vorarbeiten. 


Reichweitenverſuche für eine Verbindung Deutſchland- Mittelafrita. 


So erwünſcht hiernach eine Funkverbindung zwiſchen Deutſchland und feinen 
Kolonien war, waren doch trotz aller techniſchen Fortſchritte die ganz beſonderen 
Schwierigkeiten nicht zu verkennen. Es handelte ſich um Entfernungen von 5 500 
bis 6 000 km. Außerdem war auch hier wie bei den kleineren für den Verkehr mit 
Schiffen oder innerhalb der Schutzgebiete beſtimmten Anlagen mit heftigen Störungen 
des Empfangs durch Gewitterentladungen zu rechnen; dieſe Störungen mußten 
ſogar bei den größeren Empfangsantennen noch mehr in die Erſcheinung treten. 
Nach Lage der geographiſchen und ſonſtigen Verhältniſſe war eine rein deutſche Funk— 
verbindung zunächſt zwiſchen Deutſchland und Kamerun (Entfernung rd. 5 500 km) 
zu erſtreben. Dieſe Frage wurde bereits im Juni 1908 in dem »Ausf ſchuß für gemein⸗ 
ſame Arbeiten auf dem Gebiet für Funktelegraphie« und dann ſpäter immer wieder 
erörtert. Man war ſich von vornherein klar, daß unbeſchadet des großen Anteils, 
den die Wiſſenſchaft an den Fortſchritten der Funktelegraphie hat, die hier vor— 
liegenden Fragen nicht durch theoretiſche Forſchungen und Laboratoriumsverſuche 
entſchieden werden konnten, ſondern nur durch Verſuche unter den wirklichen Verhält— 
niſſen. Dabei mußte man, wenn die Verſuche in zweckmäßiger und wirtſchaftlicher 
Weiſe durchgeführt werden ſollten, vom Kleineren zum Größeren fortſchreiten. In 
dieſem Sinne wurden im Herbſt 1909 auf Veranlaſſung des Reichs-Poſtamts, des 
Reichs⸗Kolonialamts und des Reichs⸗Marineamts mit verfügbaren Mitteln die erſten 
Verſuche angeſtellt, nachdem die Geſellſchaft für drahtloſe Telegraphie ihre nach dem 
Syſtem der Knallfunken betriebene Verſuchsgroßfunkſtelle Nauen mit ihrem Syſtem 
der tönenden Löſchfunken ausgerüſtet und die Leiſtung von 6 kW auf 20 kW An⸗ 
tennenenergie, d. h. ſo weit geſteigert hatte, als es zur Überbrückung einer Entfernung 
von etwa 6 000 km nach den damaligen Erfahrungen notwendig erſchien. Da eine 
dem Stande der Technik entſprechende Anlage zur Erprobung der notwendigen Größe 
der Gegenfunkſtelle, der Bauart und Höhe der Türme, des Umfangs und der Form 
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der Antennengebilde fehlte, mußten als notdürftiger Erſatz einige auf zwei Woer— 
mann⸗Dampfern eingebaute Empfangsanlagen dienen, die auf der Hinreiſe nach 
Kamerun ſowie auf der Rückreiſe feſtzuſtellen hatten, auf welche Entfernungen ein 
Empfang von Nauen möglich war. Die Verſuche, die im Jahre 1909 mit einer Wellen— 
länge von 1000, 1 500, 1 600 und 2 000 m ſtattfanden, ergaben, daß zwar einzelne 
Zeichen bis zu 4600 km empfangen wurden, daß aber eine gute Verſtändigung nur 
etwa bis zur Hälfte der Entfernung Kameruns erreicht wurde und daß einzelne Wörter bis 
zu rund 3600 km aufgenommen wurden. Bei der eingehenden Prüfung des Ergebniſſes 
kam man zu dem Schluß, daß die Schiffsantenne für den Empfang auf ſo große Ent— 
fernungen doch nicht ausreichte, weil ſie wegen ihrer geringeren Größe weniger Energie 
aufnahm und ihr Wirkungsgrad dadurch verringert wurde, daß ſie mit künſtlichen 
Mitteln auf die Eigenſchwingung der Großfunkſtelle gebracht werden mußte. Die 
Notwendigkeit guter Reſonanz zwiſchen der Gebe- und der Empfangseinrichtung 
beſtätigten weitere Verſuche zwiſchen Nauen und der von der Geſellſchaft für draht— 
loſe Telegraphie für die öſterreichiſche Regierung erbauten Großfunkſtelle in Pola 
(init den Wellen 1 500 und 2 000 m) inſofern, als dabei weſentlich höhere Empfangs- 
ſtärken feſtgeſtellt wurden als im Verkehr mit den neben der Funkſtelle liegenden 
Schiffen — bei einer Wellenlänge von 1600 m war die Empfangslautſtärke 21mal, 
bei einer Länge von 2000 m 28mal ſtärker. 

Im Frühjahr 1910 unternommene Verſuche mit dem Dampfer »Bosnia« auf 
der Fahrt nach New Pork ergaben mit der 2 000-m-Welle eine Reichweite von faſt 
5 000 km 


Nach dieſem Ergebnis war auf weitere Erfolge zu hoffen, wenn die gewonnenen 
Erfahrungen verwertet wurden. In den Reichshaushalt für 1911 wurden daher 
200 000 .# für Fortſetzung der Reichweitenverſuche eingeſtellt. Bei den neuen Ber 
ſuchen mußte bei der Sendefunkſtelle auf weitere Vergrößerung der Energie hingewirkt 
und zum Empfang mußte an Stelle der kleinen Schiffsantenne eine Empfangsantenne 
hergeſtellt werden, die derjenigen der Sendefunkſtelle an Größe in elektriſcher Beziehung 
einigermaßen gleichkam. Das ließ ſich nur auf dem Feſtland ermöglichen. Die Geſell— 
ſchaft erbot ſich, eine entſprechende Empfangsſtelle mit einem bewegbaren Haus und 
den nötigen Apparaten in Kamerun zu crrichten und auf Empfang von Nauen zu 
verſuchen. An der Küſte bei Duala konnte man die Anlage nicht aufſtellen, da der 
Kamerunberg in der Richtung nach Deutſchland hinderlich geweſen wäre. Für den 
Fall, daß ſich die atmoſphäriſchen Störungen in Kamerun als zu bedeutend er— 
wieſen, ſollte die Anlage in Togo verſucht werden. 

Mit Rückſicht auf günſtigere Verkehrs- und geographiſche Verhältniſſe (Telegraphen— 
linie, Hinterlandeiſenbahn) beſtimmte man ſpäter als Ort der Empfangsſtelle zunächſt 
Togo. Die Geſellſchaft hatte einen geeigneten Platz in der Gegend von Atakpame 
oder Sokode durch Vorverſuche zu ermitteln. Nach den Bedingungen hatte die Geſell— 
ſchaft bei der Großfunkſtelle Nauen zur Erhöhung ihrer Leiſtungsfähigkeit die vor- 
handene Schirmantenne weiter zu vergrößern, die Antennenenergie durch Aufſtellen 
eines größeren Senders auf 35 bis 45 kW zu ſteigern und außerdem eine zweite 
Einrichtung mit einer Antennenleiſtung von mindeſtens 80 kW aufzuftellen und den 
eiſernen Gitterturm zur Vergrößerung der Antenne von 100 m auf 200 m zu erhöhen. 
Die Erhöhung der Antennenenergie auf 35 kW erfolgte 1910/11. Als Gegenfunk⸗ 
ſtelle follte die Geſellſchaft eine den Größenverhältniſſen der Anlage in Nauen ent- 
ſprechende Empfangsſtelle für die Dauer der Verſuche in Togo errichten und betreiben. 
Als Antennenträger für dieſe Anlage dienten drei in Abſtänden von etwa 225 m 
hintereinander auf Steingrundmauern aufzuſtellende 75 m hohe eiſerne Gittertürme 
aus Profileiſen. Die Turmſpitzen ſollten wagerechte, dachförmig ausgeſpannte Un- 
tennendrähte tragen. 42tägige Verſuchsreihen — abgeſehen von Vorverſuchen mit 
einer Ballonantenne in Togo — waren in der Weiſe vorgeſehen, daß die Großfunk— 
ſtelle Nauen zweimal täglich an 40 aufeinander folgenden Tagen zu gewiſſen Tages- 

| 19* 


244 Die Großfunkſtelle Kamina (Togo). 


und Nachtſtunden mit mindeſtens 80 kW Antennenenergie gab. Auch Verſuche mit 
dem 35⸗kW-Sender ſowie Verſuche in Kamerun konnte das Reich verlangen. 
Im Falle des Gelingens der Reichweitenverſuche wollte man nach einem Beſchluß 
des Ausſchuſſes vom Mai 1911 in Togo oder Kamerun eine Großfunkſtelle und in 
Oſt⸗ und Südweſtafrika zur Verbindung dieſer Schutzgebiete untereinander und mit 
der entweder ſogleich oder ſpäter zu errichtenden Großfunkſtelle in Togo oder Kamerun 
zwei Großfunkſtellen errichten. Die Herſtellung dieſer Anlagen in Afrika follte unab- 
hängig von den für den Küſtenverkehr geplanten kleineren Funkſtellen erfolgen. 

Der Platz für die Empfangsſtelle in Togo wurde von den Vertretern der Geſell— 
ſchaft ſchließlich bei Anae, eine Tagereiſe nördlich von Atakpame, dem Endpunkt der 
Hinterlandbahn, an der Straße nach Sokode, gewählt. An Stelle der aus leichten Stahl— 
rohren beſtehenden Rendahlmaſte, die leicht zu befördern ſind, keiner Grundmauern 
bedürfen und mit dem ſogenannten Kippverfahren in kurzer Zeit leicht aufgerichtet 
werden können, und die man ausgewählt hatte, um ſie für die mannigfachen Verſuche 
an verſchiedenen Orten aufſtellen zu können, mußte eine ſchwerere Bauart gewählt 
werden. Die Rendahlmafte erwieſen ſich für die tropiſchen Verhältniſſe als zu wenig 
widerſtandsfähig. Ein Tornado warf zwei bereits aufgerichtete Türme um, und 
bald darauf wurden abermals drei vollſtändig aufgeſtellte Maſte umgeſtürzt und zerſtört. 
Nunmehr gelangten eiſerne Gittermaſte aus Winkeleiſen zur Aufſtellung, die nach 
menſchlichem Ermeſſen jedem Tornado ſtandhalten mußten. | 

In der Nacht zum 7. Juni 1911 glückte zum erſten Male fünf Minuten lang eine Auf- 
nahme der Zeichen von Nauen, und zwar mit Hilfe eines Feſſelballons von 10 obm, 
der nach Einſturz der Türme als Antennenträger diente und ſich 150 m über dem Erd- 
boden befand, während die Geſamtlänge des Empfangsdrahtes 300 m betrug. Neben 
den Zeichen von Nauen hatte die Empfangsſtelle auch Zeichen von der engliſchen Groß— 
funkſtelle in Poldhu erhalten, wenn auch die einzelnen Wörter nicht entzifferbar waren. 

Damit war zum erſten Male die drahtloſe Brücke zu der fernen afrikaniſchen Kolonie 
geſchlagen und in kaum mehr als zehn Jahren ein Fortſchritt erreicht worden, wie 
es auf dem Gebiet der praktiſchen Verwertung techniſcher Erfindungen kaum ein 
Beiſpiel gibt. Gerade durch dieſe Schnelligkeit des Erfolges und angeſichts der großen 
Schwierigkeiten verdienen die Leiſtungen der deutſchen Funktechnik, die die aus⸗ 
ländiſche dadurch weit übertraf, höchſte Anerkennung. 


Die Vorverſuche Nauen-Kamina (Togo). 


Dieſe Erfolge waren ermutigend, wenn auch nicht zu verkennen war, daß man bis 
zum betriebsſicheren Verkehr noch einen weiten Weg zurückzulegen hatte. 

Der Verſuchsplatz bei Anae wurde ſpäter zugunſten eines anderen aufgegeben, 
der etwas weiter ſüdlich in Kamina bei Atakpame, in unmittelbarer Bahnnähe 
3,5 km vom damaligen Endpunkt der Hinterlandbahn, Agbonu, entfernt lag, und 
der auch der Lage nach geeigneter war. 

Inzwiſchen wurden die Vergrößerungsarbeiten auf der Großfunkſtelle Nauen 
weiter fortgeſetzt, der Turm wurde auf 200m erhöht und die wagerechte Antennenfläche 
von 15 000 m? auf 140 000 m? vergrößert. Die Antenne wurde in der Mitte durch 
den hohen Turm, am Außenrand von 18 Holzmaſten getragen, die von dem Turmfuß 
in einem Abſtand von 400 m auf einen Kreis verteilt waren. Die Schwingungsenergie 
von 80 kW wurde nach dem Syſtem der tönenden Löſchfunken aus einer Anfangs- 
energie von 200 kW und außerdem auch in Jom dauernder Schwingungen durch 
eine Hochfrequenzmaſchine erzeugt. | 

Anfang Januar 1912 folgten weitere Verſuche mit einer Antennenenergie von 
etwa 35 kW, die nach und nach bis auf etwa 80 kW gefteigert wurde, und mit einer 
Wellenlänge von 3 000, 3 500 und 5 000 m. Es wurden in Kamina zwar einige 
Zeichen von der Funkſtelle Norddeich empfangen, aber fie konnten nicht entziffert 
werden. Dagegen wurde von Nauen nichts aufgenommen. Im Februar und März 
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aber gelang es mehrfach, einige zuſammenhängende Sätze des von Nauen mit 50 kW 
Antennenenergie gegebenen Textes lesbar aufzunehmen. Es wurde von den euto- 
päiſchen Funkſtellen Madrid (3 760 km), Rom (Coltano 4 200 km), Clifden (5 100 km) 
und Poldhu (4 900 km), von den afrikaniſchen Funkſtellen Duala (1 100 km), Lüderitz⸗ 
bucht, Maſſaua, Tenerife u. a. ſowie von der amerikaniſchen Funkſtelle Glacebay 
(7 100 km) Empfang erzielt. Bei den Verſuchen waren die Telegramme noch lesbar, 
wenn die atmoſphäriſchen Störungen 20mal ſtärker waren als die ankommenden 
Zeichen. Es ſtellte ſich heraus, daß eine Wellenlänge von 5000 m nicht aus- 
reichte, ſondern daß fie auf 7000 bis 9000 m vergrößert werden mußte. Ver⸗ 
wendet wurde in Togo eine geknickte Antenne mit drei Maſten zu 75 m in 
einer Reihe mit 200 m Abſtand, Richtung umgekehrt von Nauen; die Größe 
der Kapazitätsfläche betrug 35 000 qm. Die atmoſphäriſchen Störungen waren 
beim Empfang mit längeren Wellen größer als bei kurzen. Die Morgenſtunden er- 
wieſen ſich für die Übertragung günſtiger als die Abendſtunden, obwohl die Laut— 
ſtärke nicht ſo groß war wie abends, aber die atmoſphäriſchen Störungen waren 
gleichzeitig ſchwächer. Die von den Funkſtellen Duala, Swakopmund und Muanſa 
angeſtellten Beobachtungen der Nauener Sendeverſuche blieben ergebnislos. 

Die Verſuche erlitten durch den Einſturz des 200-m-Turmed in Nauen am 30. März 
1912 eine längere Verzögerung. Man ſtellte nun in Nauen eine gerichtete Antenne 
her, die aus 20 Drähten beſtand und von zwei Eiſengittermaſten und zwei Rendahl⸗ 
maſten von je 120 m Höhe getragen wurde. Erſt im Frühjahr 1913 konnten die Verſuche 
fortgeſetzt werden. In Togo empfing man mit einer von einem Turme zu 120 m 
und drei je 75 m hohen Türmen getragenen Empfangsantenne. Die Sendeantenne 
in Nauen war anfangs 900 m, ſpäter 750 m lang und erhielt eine Energie von 100 kW. 
Es wurden insgeſamt an 52 Tagen Verſuche angeſtellt. An 37 Tagen wurde Empfang 
erzielt, davon jedoch nur an 17 Tagen lesbarer Text aufgenommen. Die höchſte Zahl 
der in einem Gebeabſchnitt aufgenommenen Textwörter betrug 535, die größte Laut⸗ 
ſtärke 7 Ohm (parallel zum 4 000⸗Ohm⸗Fernhörer). Als günſtigſte Wellenlänge 
wurde die 4 500-m-Welle ermittelt. In den Fällen mit beſter Lautſtärke 
traten auch die atmoſphäriſchen Störungen am meiſten auf. Die Stärke der Stö— 
rungen war häufig unter 0,1 Ohm. Eine Geſetzmäßigkeit bezüglich des Auftretens 
und der Stärke der Störungen ließ 18 nicht feſtſtellen. Die Ergebniſſe waren nach 
allem noch weſentlich beſſer als die im Frühjahr 1912 erzielten und ließen mit Sicher⸗ 
heit erwarten, daß das geſteckte Ziel erreicht werden würde. | 

- Weitere Verſuche wurden auch von Bordfunkſtellen beobachtet, die ebenfalls guten 
Empfang beſtätigten. Auf der Fahrt nach Amerika wurden die Zeichen auf 3 421 km 
mit 50 Ohm Lautſtärke zwiſchen 6 und 7 Uhr vorm. und einzelne Wörter auf 5093 km mit 
400 Ohm Lautſtärke gehört. Eine Bordfunkſtelle hörte auf der Fahrt nach Afrika 
die Zeichen in der Nacht auf 3 177 km. | | 

Eine zweite Verſuchsreihe begann am 4. Mai. In dem 2ltägigen Zeitraum wurde 
nur an 6 Tagen lesbarer Empfang erzielt. Die Verſuche wurden daher am 24. Mai 
abgebrochen. Man verſuchte nach dieſem Tage noch, durch Anderung der Antenne 
in Togo günſtigere Ergebniſſe zu erzielen. Ein Erfolg zeigte ſich jedoch nicht. Die 
Empfangslautſtärke in Togo beſſerte ſich zwar gegenüber der in dem erſten Verſuchs⸗ 
abſchnitt erlangten weſentlich. Wegen der in dieſer Jahreszeit auftretenden ſtarken 
atmoſphäriſchen Störungen und Gewitter war aber eine Aufnahme der Nachrichten 
nur in einigen Nächten möglich. | 

Von der Telefunken⸗Geſellſchaft wurden dann wiederholt Verſuche zwiſchen 
Nauen und Togo ausgeführt, um günſtigere Antennenformen, verſchiedene Wellen⸗ 
längen und verbeſſerte Empfangseinrichtungen zu erproben. Dabei gelang es im 
allgemeinen wieder, einen erheblich beſſeren Empfang in. Togo zu erzielen als bei 
den Verſuchen im Frühjahr 1913. Im September 1913 begann man mit dem Bau 
eines 250 m hohen Eiſengittermaſtes in Nauen, der die 120 m hohen Rendahlmaſte 
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erſetzen ſollte. Der Bau war Ende März 1914 beendet. Man entſchloß ſich im Fe— 
bruar 1914 zu einer weiteren 40tägigen Verſuchszeit, die als den vom Reichs⸗Poſtamt 
geftellten Bedingungen (. nac ed entſprechend anerkannt werden ſollte, wenn 
in drei aufeinander folgenden fünftägigen Zeiträumen je 1200 Wörter im Kamina 
fehlerfrei aufgenommen wurden. Die Verſuche fanden vom 10. Februar 1914 an ſtatt. 
Geſandt wurde von 9 Uhr nachm. bis 6 Uhrvorm. mit der Wellenlänge 4500m in jeder 
vollen Stunde 20 Minuten lang mit dem tönenden Sender(etwa 80 kW Antennenenergie), 
außerdem Sonntags von 8bis 11 Uhr vorm., und zwar jede volle Stunde 16 Minuten lang 
mit einer Wellenlänge von 9 400 m und jede halbe Stunde ebenſo lange mit der Wellen- 
länge 6 800 m. — Bei der Wellenlänge 9 400 m war, obwohl die Lautſtärken ziemlich 
gu! waren, infolge der bedeutend größeren Störungen als bei der Heinen Welle ein 

extempfang nicht möglich. Im übrigen gelang bereits in den erſten 15 Verſuchs— 
tagen die erwähnte Mindeſtleiſtung. In dem erſten fünftägigen Verſuchsabſchnitt 
wurden 1 619, in dem zweiten 1 721 und in dem dritten 1 540 Wörter in Kamina 
aufgenommen. Vom 6. bis einſchließlich 18. März konnten in jeder Nacht 5 bis 
10 Telegramme — im ganzen 70 —, die der Großfunkſtelle Nauen vom Reichs⸗Poſtamt 
zur Beförderung übermittelt worden waren, in Togo aufgenommen werden. In 
Kamina wurde mit der bereits fertiggeſtellten endgültigen Empfangsantenne aufge- 
nommen, die von Norden nach Süden verlief, 3 755 m lang war, aus einem etwa 
11 mm dicken Drahtſeil beſtand und von drei Türmen von je 75 m Höhe und vier 
Türmen von je 120 m Höhe getragen wurde (Abb. 1). Der Hauptturm in Nauen hatte 
eine Höhe von etwa 200 m erreicht; die Antenne war zur Zeit der Verſuche in einer 
Höhe von 180 m angebracht. Die ankommenden Zeichen wurden in Kamina durch 
Liebenröhren verſtärkt. Am beſten kamen die Zeichen in den erſten Abend— 
ſtunden (9 bis 11 Uhr MEZ.) und in den frühen Morgenſtunden (5 und 6 Uhr MEZ.) 
an. Von 12 bis 4 Uhr nachts waren die Gewitterſtörungen meiſt ſo ſtark oder die Zeichen 
kamen ſo ſchwach an, daß ſie nicht aufzunehmen waren. Die niedrigſte Lautſtärke 
der Zeichen wurde mit 50, die größte mit 1 Parallelohm gemeſſen, während die Luft— 
ſtörungen zwiſchen 2 und 0,01 Parallelohm ſchwankten. Es war noch möglich, den 
von Nauen geſandten Wortlaut in Kamina aufzunehmen, wenn die Stärke der Luft— 
ſtörungen (nach Parallelohm gemeſſen) nicht mehr als das Dreißigfache der Laut— 
ſtärke der ankommenden Zeichen betrug. 

Die Funkſtelle Muanſa beobachtete die Reichweitenverſuche. Sie hörte zwar mit 
einer Lautſtärke von 200 Ohm Zeichen, von denen zu vermuten war, daß ſie von 
Nauen herrührten. Die Aufnahme zuſammenhängender Wörter war aber infolge 
der atmoſphäriſchen Störungen, die ſich durch andauerndes Rauſchen, Knacken, 
Brodeln und Ziſchen im Fernhörer bemerkbar machten, nicht möglich; nur zweimal 
konnten einzelne Buchſtaben aufgenommen werden. 

Auf Grund des guten Ergebniſſes wurde der Geſellſchaft die für die ordnungs- 
mäßige Durchführung der Verſuche in Ausſicht geſtellte Beihilfe des Reichs von 
192 700 gezahlt. | | 

Die erſten Send everſuche von Kamina fanden in der Nacht zum 1. April 1914 ſtatt. 
Hierbei wurden die Zeichen von Kamina in Nauen mit einer Lautſtärke von unter 
1 Ohm bei Verwendung der dreifachen Verſtärkung durch die Liebenröhre aufgenommen. 

Kurz darauf hörte der Verfaſſer dieſer Abhandlung in Nauen die Zeichen ſo deutlich, 
daß er den Wortlaut mühelos aufnehmen konnte. 


Die Herſtellung der Großfunkſtelle Kamina (Togo). 
Die Genehmigung für die Herſtellung von Großfunkſtellen 
in den deutſchen Schutzgebieten in Afrika. 
Bei der zunächſt offengelaſſenen Frage, ob die für die Verbindung der afrika— 
niſchen Kolonien mit dem Mutterland geplante Großfunkſtelle in Togo oder Kamerun 
zu errichten war, ſprach manches für Kamerun. Es war das größere und wichtigere 


Die Großfunkſtelle Kamina (Togo). 


(ur ure m use h uagd wgufgurg „) 
bund apayyuniforg 2% >Bujnousunszugg 210 


vanay tb % — 


00 
| w Oel uu e. ul won) 1 
e 254 U 4780 40 g i reyuauyasey + =1 1 — 
a — — — 
| DE 05 — 054 „—. — 1 pi 
wog] U . OC WIN e 4 OC. X HA w 0¹ 22 UN il 
Be 009 | 925 SL5 005 . 


8 Juawepunyt 


giupun. g 


apnegabsabug,dwz Sneyuauryasem 
s, 05% 05% 555 009 925 
3 — 2 8 n * N. 22 Di 54 I. . N A. DEREN SINE r RL n s 2 RI SEIN RT 77 EI . TH Ae I PR? Am I 2 n 255 Be SS N Sa Be Se ” > . . N 
— mm ???! RE 
% deu, us. w SL i | 
un] OL 4 4 40 -sbus,duJ Ae 20 
4 47 2 wur 
® 


4y2ısuy 
1 345 


248 Die Großfunkſtelle Kamina (Togo). 


der beiden Schutzgebiete, und der Beſtand der Großfunkſtelle ließ ſich daſelbſt ſichern, 
während dies für das von engliſchen und franzöſiſchen Gebieten eingeſchloſſene ſchmale 
Schutzgebiet Togo, das zur Abwehr von etwaigen Handſtreichen nur über geringe 
militäriſche Kräfte verfügte, nicht zutraf. Anderſeits ſtellten ſich aber der Wahl 
eines geeigneten Platzes in Kamerun namentlich bezüglich der Beförderung der Appa- 
rate und Maſchinen und der telegraphiſchen Verbindung mit der Küſte Schwierigkeiten 
entgegen. Nach dem günſtigen Ergebniſſe der Vorverſuche in Togo entſchloß man ſich 
daher, das Ergebnis weiterer Verſuche nicht abzuwarten, ſondern zur Herbeiführung 
einer baldigen Verbindung zunächſt in Togo eine vollwertige Großfunkſtelle zu erbauen. 
Kamerun war ja ohnehin durch die Küſtenfunkſtelle Duala an das koloniale Funknetz. 
über die Togofunkſtelle angeſchloſſen. f 
Obgleich der Kapitalbedarf und dementſprechend das wirtſchaftliche Wagnis bei 
Funktelegraphenanlagen erheblich geringer iſt als bei Kabelanlagen, hatte man doch 
davon Abſtand genommen, die afrikaniſchen Großfunkſtellen ebenſo wie die Küften- 
funkſtellen für unmittelbare Rechnung des Reichs auszuführen. Die dabei zu löſende 
Aufgabe ſetzte eine Summe von Sondererfahrungen voraus. Bei der eigenartigen 
Natur der Funktelegraphie konnten unerwartete bautechniſche und betriebstechniſche 
Schwierigkeiten auftreten, die ein nach allen Richtungen hin bewegliches Privat- 
unternehmen, das über einen Stab von auf dieſem Gebiet erfahrenen Ingenieuren, 
Technikern und Beamten verfügt, leichter überwinden konnte als die Reichsverwaltung, 
die für die Errichtung und den Betrieb von großen Funktelegraphenanlagen in über— 
ſeeiſchen Gebieten noch keine geſchulten Kräfte beſaß. Die Geſellſchaft für draht— 
loſe Telegraphie kam in erſter Linie für die Errichtung der Großfunkſtellen in Betracht. 
Zu ihren Gunſten ſprach hauptſächlich, daß ſie in allen Weltteilen 0 Fuß gefaßt 
und bereits eine große Zahl von Funkſtellen im Ausland ſowie die Anlagen in den 
deutſchen Schutzgebieten errichtet hatte, und daß ſie ferner hierbei wie auch gelegentlich 
der Reichweiten⸗ und Vorverſuche zur Überbrückung der Entfernung zwiſchen Deutſch— 
land und Mittelafrika wertvolle Erfahrungen geſammelt hatte, die ohne weiteres 
den vorliegenden Plänen zugute kamen. Bis dahin hatte auch keine andere Geſellſchaft 
eine ſolche Verbindung verbürgt oder ausgeführt. | 
Auf Grund diefer Erwägungen und des günſtigen Ausfalls der Vorverſuche erhielt 
die Geſellſchaft für drahtloſe Telegraphie am 12. Juni 1913 eine Genehmigung für 
die Herſtellung je einer unmittelbaren funktelegraphiſchen Verbindung zwiſchen 
Deutſchland und Togo ſowie zwiſchen Togo und Deutſch Südweſtafrika auf die 
Dauer von 20 Jahren vom Tage der endgültigen Inbetriebnahme dieſer Verbindung 
an unter folgenden Bedingungen. | | 
Die Unternehmerin verpflichtete ſich, auf ihre Koſten 
a) in Kamina bei Atakpame (Togo) eine Großfunkſtelle zu errichten und auf 
die Dauer von 20 Jahren zu betreiben, die imſtande war, mit der Groß— 
funkſtelle Nauen ſowie mit einer Großfunkſtelle in Deutſch Südweſtafrika 
und einer in Deutſch Oſtafrika geplanten Großfunkſtelle zu verkehren; 
b) ihre Großfunkſtelle Nauen fo zu vergrößern und zu verbeſſern, daß zmifchen. 
ihr und der Großfunkſtelle in Togo ein wechſelſeitiger Verkehr möglich war; 
c) bei Windhuk (Deutſch Südweſtafrika) eine Großfunkſtelle zu errichten und 
auf die Dauer von 20 Jahren zu betreiben, die imſtande war, mit der An- 
lage in Togo und der für Oſtafrika geplanten Großfunkſtelle zu verkehren. 


Auf Verlangen des Reichs hatten die unter a bis e genannten Großfunkſtellen 
ſoweit wie möglich auch mit anderen in- und ausländiſchen Funkſtellen zu verkehren. 
Zwiſchen den Großfunkſtellen in Togo und Nauen ſollte im allgemeinen täglich wenig— 
ſtens für die Dauer von 4 Stunden ein wechſelſeitiger Verkehr mit einer Telegraphier— 
geſchwindigkeit von mindeſtens 75 Buchſtaben in der Minute möglich ſein. Wenn an 
einzelnen Tagen dieſe Leiſtung wegen atmoſphäriſcher Störungen in Togo nicht erreicht 


249 


Die Großfunkſtelle Kamina (Togo). 


(ur uni uf ue e eee usgofgorg 211) 
uandıg apauzunjgorg 2% 28 ulunuzunzzun 21% 


Si , Bunyyaıy / 


got, x | | . 9 
'opnegeg-Jabugydw7 7 | | 5 i | 
BPNEBY-SPU2S S | | | 8 
Sανοο 


8 N N Od. 
8 WIN] N 
207,0 Sek a 09 N * 
WIN] | 
-wunydS a 9 gap una 
Ä 8 
suawepungt‘ | | | 
4 4 . 5 . gi % ER 2 — u e 8 N SER Di * u DA I % 37 . us IE 
YUudjuy 


yaısuy 


20 


Archiv f Po u. Telegr. 8. 1920 


250 Die Großfunkſtelle Kamina (Togo). 


wurde, ſollte als Mindeſtleiſtung gelten, daß innerhalb je 5 aufeinander folgender 
Tage mindeſtens 1 200 gebührenpflichtige Wörter zu 10 Buchſtaben nach jeder Richtung 
hin übermittelt werden konnten. Für die Verbindung Togo-Südweſtafrika mußte 
täglich wenigſtens 4 Stunden ein ſicherer wechſelſeitiger Verkehr mit einer Telegraphier— 
en von mindeftens 75 Buchſtaben in der Minute durchführbar ſein. 

ei längerem Ausfall des Verkehrs infolge atmoſphäriſcher Störungen ſollte die 
Reichsbeihilfe gekürzt werden. Sie ſollte für die Funkſtelle in Togo 
592 000 „ und für die Funkſtelle in Südweſtafrika 454 000 .# vom Tage der end— 
gültigen Inbetriebnahme für den öffentlichen Verkehr auf die Dauer von 20 Jahren 
betragen. Die endgültige Inbetriebnahme der Verbindung Nauen-Togo ſollte 
erfolgen, wenn während des Probebetriebs die vorgeſchriebenen Leiſtungen wenigſtens 
für 30 Tage erreicht worden waren. Die Verbindung Togo-Südweſtafrika ſollte 
endgültig in Betrieb genommen werden, wenn 8 Tage hintereinander täglich 
400 Wörter zu je 10 Buchſtaben in jeder Richtung mit einer Geſchwindigkeit von 
75 Buchſtaben in der Minute hatten befördert werden können. Das Reich behielt ſich 
das Recht vor, die Funkſtellen in Togo und Südweſtafrika jederzeit käuflich zu erwerben. 
Zur Abwicklung des Verkehrs Deutſchland-Togo hatte die Unternehmerin die Funk— 
ſtelle Nauen gegen eine vom Reiche zu zahlende Jahresvergütung von 111 5004 
zur Verfügung zu ſtellen und durch ihre Angeſtellten zu betreiben. Dem Reiche wurde 
das Vorkaufsrecht auf die Funkſtelle Nauen, die jederzeit angekauft werden konnte, 
eingeräumt. Das Reich ſollte die beſtimmungsmäßigen End- und Durchgangsgebühren 
für die aus Deutſchland und ſeinen Hinterländern ſowie die aus den deutſchen Schutz— 
gebieten und deren Hinterländern herrührenden oder dahin gerichteten Telegramme, 
die über die unter dieſe Genehmigungen fallenden Funktelegraphenverbindungen 
befördert wurden, und außerdem von ſämtlichen Gebühren für die Beförderung von 
Telegrammen über dieſe Verbindungen einen Anteil von 75 v H erhalten. Das 
Reich konnte die Funkſtelle jederzeit vorübergehend durch eigene Beamte bedienen 
laſſen. Auf den Betrieb der drahtloſen Verbindungen ſollten der Internationale 
Telegraphenvertrag und der Internationale Funktelegraphenvertrag nebſt den Aus- 
führungsübereinkünften ſowie die beſonderen Vorſchriften des Reichs für den Funk— 
telegraphendienſt Anwendung finden. Die Feſtſetzung der Gebühren, der Abſchluß 
von Verträgen mit anderen i über die Leitung der Telegtamme 
und die Gebühren ſowie der Abſchluß von allen 11 85 mit anderen Regierungen 
unterlagen der Genehmigung des Reichs. Deutſche Regierungstelegramme ſollten 
eine Gebührenermäßigung von 50 vH genießen. Die Unternehmerin war verpflichtet, 
die in Deutſch Oſtafrika zum Verkehr mit Funkſtellen in Togo und in Südweſtafrika 
vorgeſehene Großfunkſtelle auf Verlangen des Reichs im Rechnungsjahr 1914 zu 
errichten. Ob darüber hinaus die Großfunkſtelle in Oſtafrika noch weitergehende 
Aufgaben zu erfüllen haben würde, blieb der Beſtimmung des Reichs vorbehalten. 
Für die Errichtung und den Betrieb dieſer Funkſtelle ſollte der Geſellſchaft ebenfalls 
eine Beihilfe gezahlt werden. Das Reich konnte die Unternehmerin durch Betriebs- 
verſuche feſtſtellen laſſen, ob zwiſchen Nauen einerſeits und den Großfunkſtellen in 
Südweſtafrika und Oſtafrika anderſeits ein unmittelbarer Verkehr möglich war, oder 
durch welche Mittel ein ſolcher Verkehr erreicht werden könnte. Dem Reichs⸗Poſtamt 
ſollte die Möglichkeit gewährt werden, ſich jederzeit über den Stand des ſich aus dieſer 
Genehmigung ergebenden Unternehmens zu unterrichten. 

In einem beſonderen Abkommen wurde beſtimmt, daß die Unternehmerin kein 
Alleinrecht auf die funktelegraphiſche Beförderung von Telegrammen zwiſchen Deutſch— 
land und den afrikaniſchen Schutzgebieten und zwiſchen dieſen untereinander beſaß. 
Über den Probebetrieb wurde vereinbart, daß er den Nachweis liefern ſollte, ob die 
einzelnen Teile der Anlagen für ſich und im Zuſammenarbeiten bei voller Belaſtung 
allen Anforderungen genügten, welche Wellenlängen ſich bei Tage und bei Nacht für den 
Betrieb am beſten eigneten, und wie die Betriebszeiten zu wählen ſein würden. 
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Die Großfunkſtelle Nauen mußte für den Verkehr nach Afrika wie folgt vergrößert 
werden. Es wurde ein tönender Sender mit 100 kW Schwingungsenergie in der 
Antenne aufgeſtellt. Als Antennenträger wurden ein Hauptturm von 252 m Höhe 
und fünf Türme von je 120 m Höhe vorgeſehen. Die Sendeantenne ſollte aus 20 


Abb. 3. 


Die Keſſelaulage der Großfunkſtelle Kamina. 


4mm ſtarken Bronzelitzen von 800 m Länge, die Empfangsantenne aus zwei je 


9 mm ſtarken Bronzelitzen von 1700 m Länge beſtehen. Die Anordnung tft aus 
der Abb. 2 erſichtlich. 


Die Beſchreibung der Großfunkſtelle Kamina. 


Die Großfunkſtelle in Togo, für die man an dem für die Verſuche verwandten 
Platz in Kamina bei Atakpame feſthielt, war für eine Antennenenergie von etwa 
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100 kW vorgeſehen; für die Verbindung zwiſchen der Großfunkſtelle und der Küſten⸗ 
anlage in Lome waren Zuſatzapparate für 2,5 kW Antennenenergie in Ausſicht ge 
nommen. Als Antennenträger dienten drei eiſerne Gittermaſte von je 75 m Höhe 
und ſechs von je 120 m Höhe; von den letzten waren vier mit um 7m überragenden 
Aufſätzen für die Empfangsantenne verſehen. Die Sendeantenne beſtand aus 
20 Bronzelitzen (5mm Durchmeſſer) von 600 m Länge, die Empfangsantenne aus 
einem Bronzeſeil (12 mm) von 3 350 m Länge, die Erdungsanlage aus 30 Kupfer- 


Abb. 4. 
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Der Turbinenraum der Großfunkſtelle Kamina. 


blechplatten (1 qm), das oberirdiſche Gegengewicht aus 20 Kupferdrähten (2,5 mm) 

von etwa 1 600 m Länge. Für die Zuſatzfunkſtelle war außerdem eine kleine Sende 
und Empfangsantenne vorgeſehen. 

Zur Kraftanlage gehörten 

die Dampferzeugungsanlage mit 3 Waſſerrohrkeſſeln (davon einer als Vorrat), 

eingerichtet für Ben vgl. Abb. 3. Das Holz follte von einer im 

Schutzgebiet gelegenen Aufforſtung bezogen werden. Auch während des 

Feldzugs wurde mit Holz, das in der Nähe gewonnen wurde, gefeuert. 

Dieſe Betriebsweiſe hat ſich gut bewährt. Die Dampferzeugungsanlage 

war mit allen erforderlichen Nebenapparaten, wie Waſſer⸗ und Dampf- 

meſſer, Waſſerreiniger, Ringrohrleitung, Ekonomiſer und Saugzuganlage 
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ausgerüſtet. Zur Rückkühlung des Dampfes war ein gewaltiges 30 m 
hohes Rückkühlwerk vorhanden; 

die Turbinen⸗ und Dampfmaſchinenanlage, beſtehend aus 2 Dampfturbinen 
von 500 PS und 2 ſtehenden Dampfmaſchinen von 120 PS (davon je 
eine als Vorrat, überhaupt waren alle Teile der Kraftanlage in e 
Ausführung vorhanden), vgl. Abb. 4; 

die Starkſtromanlage mit folgenden Teilen | 

2 Wechſelſtromerzeugern, jeder von etwa 350 kW (davon einer als 
Vorrat), direkt gekuppelt mit je einer Dampfturbine; 


Abb. 5. 


Der Senderaum der Großfunkſtelle Kamina. 


2 Gleichſtrommaſchinen von je 75 kW und 220 bis 250 Volt leine als 
Vorrat), direkt gekuppelt mit je einer der 120pferdigen Dampfmaſchinen, 
zur Erregung der Wechſelſtromerzeuger, Ladung der Sammlerbaitenie, 
zum Antrieb von Entlüftern uſw.,; 
Sammlerbatterie mit 131 Zellen, 259 Ampereſtunden bei einſtündiger 
Entladung; 
Sonderladeſatz, beſtehend aus Gleihftrommotor und Zuſatzdynamo 
von rund 15 kW, 20 bis 120 Volt; 
1 Gleichſtrom⸗Wechſelſtrom-⸗Umformer! von 10 kW (für den Zuſatzſender). 

Die Sendeanſage beſtand aus dem großen Sender (100 kW Schwingungsenergie 
in der Antenne für die Wellen 3 500, 4 200, 5 500, 7 500 und 9 500 m) und aus dem 
Zuſatzſender (2,5 kW Schwingungsenergie) für einen Wellenbereich von 600 
bis 1 400 m. Zur Empfangsanlage gehörten 3 Hörempfänger mit einem ſtetigen 
Wellenbereich von 200 bis 14 000 m für die Großfunkſtelle und von 300 bis 2 500 m 
für die Zuſatzanlage. Abb. 5 ſtellt den Senderaum dar. 


— — 
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Zu den Gebäuden der Funkſtelle gehörten: das Sendehaus (Abb. 6) — beſtehend 
aus Keſſelhaus, Maſchinenhaus, Hochfrequenzraum, Sammlerraum, Brennholz— 
ſchuppen, Werkſtatt, Lager — das Wohnhaus für den Leiter, das Empfängerhaus, 
ein Wohnhaus für die Telegraphiſten (Abb. 7) ſowie eins für die Maſchiniſten. 

Zwiſchen der Ortſchaft Agbonu, Station der Togo⸗Hinterlandbahn, und der Funk⸗ 
ſtelle war zur Beförderung der Eiſenteile für die Antennenträger, die Maſchinen uſw. 
eine Feldbahn von über 5 km Länge gebaut. Am Bahnhof von Agbonu ſtand ein 
5⸗Tonnen⸗Kran, der über das Gleis der Togobahn und der Feldbahn hinwegreichte 
und eine unmittelbare Überleitung der Güter ermöglichte (Abb. 8). Die Feldbahn 
führte durch den Buſch neben der von der Erbauerin hergeſtellten Fahrſtraße nach 
Kamina. Auf dem Platze der Funkſtelle ging ein Zweig zu einer Sandgewinnungs— 
ſtelle ab. Der Sand diente zur Anfertigung von Zement und Ziegeln, die allenthalben 
zum Bau der feſten Säufer benutzt wurden. Auf dem Gelände befanden ſich drei 


Abb. 6. 
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Das Sendehaus und die Antennenanlage der Großfunkſtelle Kamina. 


tiefe Brunnen, aus denen das Waſſer mit elektriſchen Kreiſelpumpen in den 10 m 
hohen Waſſerbehälter gehoben wurde (Abb. 9). Von hier aus lief es dann den ver— 
ſchiedenen Verbrauchsſtellen im Dampfkeſſelhaus ſowie in den Wohnhäuſern, der 
Ziegelei, den Waſchplätzen uſw. zu. Unweit des Waſſerbehälters befand ſich die Ziegelei. 

Das Rieſengelände (Abb. 10 und 11), das eine Fläche von 4 qkm bedeckte und 
von einer 4 km langen Feldbahn und 8 km a Wegen durchquert wurde, war von 
der Schutzgebietsverwaltung unentgeltlich zur Verfügung geſtellt worden. Mancherlei 
Schwierigkeiten hatten einen glatten Fortgang der Bauarbeiten verhindert: Ausbruch 
von Feuer, Verſinken von Bauteilen in der Brandung in Lome beim Löſchen u. a. 
Der Eröffnung der Anlage ſollte ein Probebetrieb mit Nauen vorangehen. Er 
wurde am 20. Juni 1914 begonnen, aber infolge des Kriegsausbruchs eingeſtellt. 


Die Großfunkſtelle Kamina im Kriege. 
Leiſtungen. 
Der Krieg, der der Fortführung des Werkes zur Schaffung eines deutſchen Kolonial 


funknetzes Einhalt gebot, gab Gelegenheit, zu zeigen, ob die Großfunkſtelle Kamina auch 
dieſe harte Prüfung zu beſtehen vermochte. Das iſt in vollem Maße der Fall geweſen. 
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Kurz nach der engliſchen Kriegserklärung und nachdem ein Reutralitätsvorſchlag 
des Gouverneurs des Schutzgebiets Togo von dem Gouverneur der engliſchen Gold- 
küſtenkolonie abgelehnt worden war, kamen zwei engliſche Unterhändler aus der Gold— 
küſte nach Lome, um wegen der Übergabe Lomes und eines Teiles des Schutzgebiets 
mit dem Gouverneur zu verhandeln. Dieſer mußte Lome aufgeben und ordnete an, 
daß der Ort am nächſten Tage den Engländern übergeben werden ſollte, während 
ſich die dienſtfähigen Europäer mit der Polizeitruppe unter ſeinem Befehl nach Kamina 
begeben ſollten, um da der Anweiſung des Reichs⸗Kolonialamts gemäß die Großfunk⸗ 
ſtelle zu verteidigen. Bei der Räumung Lomes und des Hinterlandes wurde in der 
Nacht zum 7. Auguſt 1914 die Küſtenfunkſtelle Lome derart unbrauchbar gemacht, 


Abb. 7. 
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Das Empfänger und Telegraphiſtenhaus der Großfunkſtelle Kamina. 


daß eine Wiederherſtellung außerordentlich erſchwert, wenn nicht unmöglich wurde. 
Der Turm der Funkſtelle wurde umgelegt. 


Die Großfunkſtelle Kamina hat außerordentlich wertvolle Dienſte geleiſtet, obgleich 
der Probebetrieb noch nicht beendet und die Anlage noch nicht abgenommen worden 
war und noch nicht alle endgültigen Apparate beſaß. Zunächſt ſtand die Großfunk⸗ 
ftelle dauernd empfangs⸗ und ſendebereit für die Gegenanlage in Nauen. 
Dann wurden für den Verkehr mit den Funkſtellen Nauen, Windhuk und Duala 
geeignete, als günſtig für die einzelnen Anlagen ermittelte Empfangs- und Sende⸗ 
zeiten feſtgeſetzt. Im Verkehr mit Nauen und mit Windhuk wurde am Tage mit 
der 6 000 m-, nachts mit der 4 500-m-Welle gearbeitet. Duala ſandte tags mit der 
2 500-m-, nachts mit der 1 600⸗m-⸗Welle, Kamina immer mit der 4 300-m⸗ Welle. 
Wichtig war der Verkebr Kamina-Duala vor allem nach der Zerftörung der Küſten⸗ 
funkſtelle Lome. 
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Die Warnung der in der Reichweite Kaminas liegenden Handelsſchiffe und die 
Aufforderung, neutrale Häfen aufzuſuchen, haben gute Erfolge gehabt, denn, wie bekannt 
wurde, war die Zahl der in feindliche Hände geratenen Schiffe ſehr gering. Aus einer 
Statiſtik, die nach einer Umfrage der Wiſſenſchaftlichen Kommiſſion des Preußiſchen 
Kriegsminiſteriums aufgeſtellt worden iſt, ergibt ſich, daß durch die Warnungsrufe 
der deutſchen Funkſtellen der heimiſchen Volkswirtſchaft insgeſamt 800 000 Tonnen 
Frachtraum erhalten worden find. Die Hamburg⸗Amerika⸗Linie hat 47 Dampfer mit 
287 237 Bruttotonnen als durch die Funktelegraphie gerettet angegeben und beziffert 
den Wert der geretteten Dampfer auf 93,3 Millionen Mark. Bei dieſem Rettungswerk 
ſind die deutſchen überſeeiſchen Funkanlagen, vor allem die Großfunkſtellen Kamina 
und Windhuk, nicht unerheblich beteiligt geweſen. 


Abb. 8. 
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Der Ladekran für den Bau der Großfunkſtelle Kamina. 


Von größtem Nutzen war die Großfunkſtelle Kamina dadurch, daß nach der Unter⸗ 
brechung des deutſchen Kabels für den wichtigen Verkehr der weſtafrikaniſchen Kolo— 
nien der Heimat ein unabhängiger Weg zur Verfügung ſtand. So konnten ſogar 
Telegramme von Weſteuropa nach Berlin, die wegen der Unterbrechung der Ber- 
bindungen in Europa ihre Beſtimmung nicht erreicht hatten, auf dem großen Umweg. 
über Spanien-Teneriffa-Monrovia-Lome (über das Kabel der Deutſch⸗Südameri⸗ 
kaniſchen Telegraphengeſellſchaft) und dann drahtlos über Kamina nach Nauen be- 
fördert werden. Auf Grund einer Vereinbarung mit der Kabelſtation Pernambuco 
wurde ein nicht . Teil des auf ihr vorliegenden Verkehrs von Südamerika 
nach Deutſchland über Lome-Kamina geleitet, der nach der Unterbrechung des deut- 
ſchen Kabels, am 5. Auguſt 1914, wegen der ſtarken Beanſpruchung der ausländiſchen 
Erſatzwege oder aus ſonſtigen Gründen überhaupt nicht oder nur mit ſehr großen 
Verzögerungen hätte abfließen können. Daß auch eine unmittelbare einſeitige Ver- 
bindung von Kamina nach Deutſch Oſtafrika erreicht wurde, konnte ſpäter feſtgeſtellt 
werden. Die Nachrichten von Kamina, u. a. auch wichtige amtliche Telegramme, 
wurden von einer mit Hilfe von Apparaten der Bordfunkſtellen und der zerſtörten 
Funkſtelle Daresſalam hergeſtellten Anlage aufgenommen. Der Sicherheit halber wurde 
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Windhuk erſucht, ſeinerſeits die Telegramme für Deutſch Oſtafrika ebenfalls abzugeben. 
Auch vom militäriſchen und politiſchen Standpunkt war die dauernde Verbindung 
mit Berlin und die Vermittlung der amtlichen Nachrichten nach Duala und Windhuk 
ſehr vorteilhaft. Die Verbindung von Kamina nach Duala hat gut gearbeitet; damit 
haben ſich die Befürchtungen, die früher erwähnt wurden, als nicht ſtichhaltig erwieſen. 
Auch von Duala konnten alle Telegramme in Kamina aufgenommen und ſo ihrer 


Abb. 9. 


Beſtimmung zugeführt werden, obgleich der Betrieb oft ſehr ſchleppend war und die 
Zeichen ſehr ſchwach oder überhaupt nicht ankamen. Die Urſache dieſer Erſcheinung 
lag in der ſtarken Belaſtung der einen Sammlerbatterie (eine Erſatzbatterie war leider 
nicht vorhanden) infolge des lebhaften Kriegsverkehrs mit Fernando Po, dem im 
Eingang des Dualahafens liegenden Dampfer „Kamerun, der Küſtenfunkſtelle Lome 
und der Großfunkſtelle Kamina. Wenn mit der Maſchine geſandt wurde, war der 
Empfang in Kamina mit Verſtärkerröhre gut, folange der Motor in Duala gleich 
mäßig lief; ſobald aber ſein N wurde, empfing Kamina nicht. 
Außerdem hatte das Senden mit der Maſchine den Nachteil, daß inzwiſchen die Batterie 
nicht aufgeladen werden konnte und das ſtarke Geräuſch der Maſchine in dem nicht 
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weit entfernten Empfangsraum die Aufnahme erheblich ſtörte, wenn nicht ganz ver⸗ 
hinderte. Immerhin wurden trotz aller dieſer Schwierigkeiten von der Kuͤſtenfunk⸗ 
ſtelle Duala in der Zeit vom 1. bis 24. ya 1914 im Verkehr mit Kamina 248 Tele- 
gramme abgegeben, aufgenommen und abgehört. Trotz der abſichtlichen Störungen 
durch feindliche Funkſtellen, z. B. des Eiffelturms, gelang die Aufnahme der Tele⸗ 
tamme ohne weſentliche Beeinträchtigung. Der Funkverkehr des Eiffelturms mit 
franzöſichen feſten Funkſtellen konnte häufig verfolgt werden. Während der allerdings 
ſehr knapp bemeſſenen Ruhezeiten wurde verſucht, den feindlichen Verkehr zu ſtören, 
ſo den des Eiffelturms und der engliſchen Kriegsſchiffunkſtellen an der Weſtküſte und 
den der feindlichen Küſtenanlagen. 


Abb. 10. 
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Die Turmanlage der Großfunkſtelle Kamina. 


Der Verkehr, den die Großfunkſtelle Kamina zu e hatte, war bedeutend, 
wenn man berüdjichtigt, daß es ſich meiſt um chiffrierte Meldungen handelte. Im 
Auguſt wurden von Nauen nach Kamina 152 Telegramme mit 4 511 Wörtern in 
2 998 Betriebsminuten befördert und in Nauen 77 Telegramme mit 1 828 Wörtern 
AL | 
[8 beſte Empfangszeiten wurden die Seiten von 1 bis 4.30 Uhr vorm. und von 8 Uhr 
vorm. bis 1 Uhr nachm. ermittelt. Der Verfaſſer dieſes Aufſatzes hat wiederholt mit⸗ 
85555 und guten Empfang beſtätigen können. Abgeſehen von einer kleinen örtlichen 
Störung, bei der eine Drahtzuführung von der Verſtärkungslampe zur Batterie unter⸗ 
brochen war, traten keine Störungen auf. Die atmoſphäriſchen Beeinfluffungen 
waren allerdings zuweilen auch in den angegebenen betriebsgünſtigſten Zeiten ſo ſtark, 
daß der Verkehr ſchwierig war. | 
In der Großfunkſtelle Nauen, die bei nd für Reichszwecke in Betrieb 
genommen und militäriſch beſetzt wurde, beſtand die Antennenanlage damals aus 
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einem 250 m hohen Turme, 3 Eifengittertürmen und einem Rendahlmaſt von je 
120 m Höhe. Zwiſchen den Türmen war eine nach Togo (Kamina) gerichtete An⸗ 
tenne, aus 20 Drähten beſtehend, aufgehängt; ihre Eigenſchwingung betrug 4 000 m, 
die Kapazität 16 000 em. An Sendeapparaten waren ein Tonfunkſender von 
80 kW und ein Hochfrequenzſender von rund 100 kW vorhanden. Die Grundfrequenz 
der Maſchine betrug 8 000 Wechſel, der Tonfunkſender arbeitete mit den Wellen 
4800, 6 500, 7 500 und 9 400, der Hochfrequenzſender mit den Wellen 9-400 und 
4 700 m. 
Die Verteidigung der Großfunkſtelle. 


0 0 nach dem Eintreffen der Feldtruppen des Schutzgebiets Togo an dem 
Orte der Großfunkſtelle Kamina ergab ſich die Notwendigkeit, wichtige Punkte des 


Abb. 11. 


gefallenen Hauptmann Pfaehler). 


Verteidigungsgelandes untereinander und mit den vermutlichen Hauptanmarſch⸗ 
ſtraßen des Feindes telegraphiſch zu verbinden. Zu dieſem Zwecke wurde eine Feld⸗ 
telegraphenabteilung gebildet. Dem Aufbau und dem Betrieb eines genügend aus⸗ 
gedehnten und veräſtelten Feldtelegraphennetzes ſtellten ſich bedeutende Schwierig⸗ 
keiten in den Weg. Es fehlte an Fachleuten. Nur die Beamten der Poſt⸗ 
verwaltung des Schutzgebiets ſtanden zur Verfügung. Außerdem war das Apparat⸗ 
und Leitungsgerät knapp bemeſſen. Zum Glück hatte man bei der Räumung Lomes 
aus den Beſtänden des Poſtamts an Telegraphenzeug mitnehmen können, was zu 
erreichen und zu befördern war. Es wurde ergänzt aus den ſonſtigen von Kamina 
erreichbaren Vorratsbeſtänden der Poſtverwaltung, vor allem in dem benachbarten 
Ata kpame. | 
Um Erſprießliches zu leiften, mußte vorzugsweiſe auf die Ausbildung ‚geeigneter 
Mannſchaften für den Bau und den Betrieb des Netzes Gewicht gelegt werden. Für 
den Betriebsdienſt und die Leitung des Baues der Feldleitungen wurden nach Beruf 
und beſonderen Eigenſchaften geeignete Europäer, für Dienſtleiſtungen im Be⸗ 
triebsdienſt und für den Leitungsbau Farbige, unter ihnen auch die aus dem Hinter⸗ 
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land ſtammenden fleißigen und kräftigen Kabureleute, die von dem Kommandeur 
zu Arbeitsdienſten aus dem Norden nach Kamina herangezogen wurden, nachhaltig 
eingedrillt. 

Die ſtrategiſche Hauptſtelle war in Kamina — Hauptquartier — untergebracht 
(vgl. die Abb. 12). Sie hatte Verbindung mit dem Empfängerhaus der Großfunk⸗ 
ſtelle unter Benutzung einer Doppelader eines vorhandenen, Beleuchtungszwecken 
dienenden Kabels. Sonſt wurden die Leitungen aus dem vorzüglichen, 3 mm ſtarken 
Bronzedraht der Reichs⸗Telegraphenverwaltung hergeſtellt, der von natürlichen 
Stützpunkten (Bäumen uſw. oder roh bearbeiteten Stangen) getragen wurde, aber auch 
vielfach auf die Erde gelegt werden mußte. Soweit angängig, wurde das vorhandene 
Netz der Poſtverwaltung oder der Eiſenbahn mitbenutzt. In Agbonu, dem Endpunkt 
der von Lome kommenden Hinterlandeiſenbahn, war im Bahnhofsgebäude die 
techniſche Hauptſtelle des Netzes unter Benutzung eines Klappenſchranks aus den 
Poſtbeſtänden untergebracht. Grundſätzlich wurde Einzelleitungsbetrieb, Doppel⸗ 
leitungsbetrieb nur da eingerichtet, wo Kabeladern verfügbar waren. Die Zwiſchen⸗ 
ſtellen waren nebeneinander geſchaltet. Wie die Entfernungsangaben zeigen, mußten 
zum Teil bedeutende Strecken überbrückt werden. Zwiſchen Atakpame, dem Unter⸗ 
kunftsort der Europäerkompagnie, und Kamina wurde auch eine täglich mehrmals 
verkehrende Poſt eingerichtet. | 

Die ſtrategiſche Lage verlangte bald den Ausbau des Netzes nach Südoſten, von 
wo die aus Dahomey anrückenden Franzoſen zu erwarten waren. Die Feldtelegraphen⸗ 
ſtelle Njamaſſilä diente als Stützpunkt für die Aufklärung nach Dahomey zu und 
erhielt Radfahrerverbindung mit den weiter vorgeſchobenen Aufklärungstruppen. 

Bei der Verteidigung mußten zwei Geſichtspunkte maßgebend ſein: 6 

die Großfunkſtelle ſolange als möglich betriebsfähig im Beſitz zu halten, und 
wenn ſie übergeben werden mußte, ſie auf keinen Fall in betriebsfaͤhigem 
Zuſtand dem Feind auszuliefern; das war wiederholt vom Reichs⸗ 
Kolonialamt angeordnet worden. | 

Die Antwort auf die erfte Frage ergab ſich natürlich aus militäriſchen Erwägungen. 
Das von engliſchen und franzöſiſchen Beſitzungen eingeſchloſſene ſchmale Schutzgebiet 
. nur über geringe Streitkräfte (Polizeitruppe). Zur Verteidigung ſtanden 
zur Verfügung etwa 150 Europäer (vielfach Nicht⸗Soldaten), aus denen, ſoweit ſie 
nicht für andere Zwecke verwendet wurden, eine ⸗Europäerkompagnie⸗ gebildet wurde, 
und die Polizeitruppe des Schutzgebiets, etwa 400 Farbige, von denen die meiſten 
Reſerviſten und Rekruten waren. Eine das ganze Gelände, einſchließlich des zur 
Betriebsfähigkeit unbedingt erforderlichen Teiles des Luftleitergebildes, umſpannende 
Verteidigungslinie zu beſetzen, war nicht möglich. Dazu wären wohl 6 000 Mann 
nötig geweſen. Der ſtellvertretende Gouverneur faßte als letzte Verteidigungs⸗ 
ſtellungen das Maſchinen⸗, das Maſchiniſten⸗ und das Empfängerhaus ins Auge 
und beabſichtigte, zur Zerſtörung zu ſchreiten, wenn die Gebäude nicht mehr zu halten 
waren. Der Zeitpunkt der Zerſtörung wäre dadurch ſoweit als möglich hinausgeſchoben 
worden, aber es war zum mindeſten fraglich, ob zur völligen Zerſtörung genügend 
Zeit war. Außerdem war aber dor allem die ſichere Aufrechterhaltung des Funkbetriebs 
nicht mehr möglich, wenn der Feind bereits das außerhalb der genannten Gebaͤude 
befindliche Antennengebiet beſetzt hätte, denn dann würde er natürlich ſogleich den 
Luftleiter zerſtört haben. 

Nach einer Beſprechung mit den älteſten Offizieren und mit Vertretern der Ge⸗ 
ſellſchaft für drahtloſe Telegraphie wurde die Frage, ob zur Unbrauchbarmachung 
der Großfunkſtelle die Zerſtörung des Maſchinen⸗ und des Empfängerhauſes genüge, 
oder ob auch die Türme niederzulegen ſeien, dahin beantwortet, daß die Türme nicht 
ſtehenbleiben dürften. Der Feind könne andernfalls mit Hilfe von auf Kriegsſchiffen 
vorhandenen oder ſonſt herbeizuſchaffenden Sendevorrichtungen den Verkehr anderer 
deutſcher funktelegraphiſcher Anlagen (Duala, auf deutſchen Kriegs⸗ und Handels⸗ 


261 


Die Großfunkſtelle Kamina (Togo). 


ien aba 11 mon qua eee ee eee 299 e eee 229 e su; 


6 
8poyog swocyayy 4 Mien 


2 ——— 7 —— . — 65 — 9 K 


481 


/Ojzue)yj-Bulwey 
o 


sneysobuerduz Cr—-wyg1 — di 
= BUIWB)/ 2 ſonbion 77 9 u wey 


1 99% 


262 Die Großfunkſtelle Kamina (Togo). 


ſchiffen, vielleicht auch den Verkehr Nauen Windhuk) ſtören oder auffangen und 
ſeine eigenen Nachrichtenmittel für den Verkehr zwiſchen Kamina und den engliſchen 
und franzöſiſchen Küſtenfunkſtellen in Weſtafrika einerſeits und England und Frank— 
reich anderſeits wertvoll ergänzen. Zur Serftörung der Anlage einſchließlich Nieder- 
legung der Türme brauche man 4 bis 5 Stunden Zeit. Der Zeitpunkt dafür müſſe 
aus der militäriſchen Lage heraus beurteilt werden, d. h. man müſſe zur Zerſtörung 
ſchreiten, wenn die Einnahme der Großfunkſtelle innerhalb dieſer Friſt zu erwarten ſei. 
In dieſem Sinne wurde das Reichs-Kolonialamt um Verhaltungsmaßregeln 
ebeten. Die Antwort vom 16. Auguſt lautete: »Überlaffen Maßregeln dortigem 
f ll Wichtige Station darf auf keinen Fall unzerſtört in die Hände des Feindes 
allen. 

Hiernach mußte das bisherige Verteidigungsverfahren geändert werden. Das 
Ausheben von Schützengräben wurde eingeſtellt. Das vorhandene Netz von mit Feld- 
wachen oder größeren Streitkräften beſetzten Feldtelegraphenſtellen wurde ſo erweitert, 
daß der Kommandeur durch ihre ſtändige Verbindung mit Kamina jeweils über die 
Lage im geſamten Verteidigungsgebiet genau unterrichtet war. 

Dieſe Anderung ſtellte an die Leiſtungen der Feldtelegraphenabteilung weiter 
ſehr hohe Anſprüche; ſchleunigſt mußten neue Stellen in das Netz einbezogen werden, 
fo im Süden Kaminas an der Chra und in Amuno. Aus Mangel an Zeit und Kräften 
mußte häufig der blanke Kupferdraht auf langen Strecken auf die Erde gelegt werden. 
Ganz ungewöhnliche Schwierigkeiten, wie zu erwarten war, bot der Bau der Leitung 
in öſtlicher Richtung, nach Tſcheti zu. Schon auf dem Wege nach Awagome, 
einem an an der Straße Utakpame-Sofode, begannen die Schwierigkeiten. 
Die als Träger für den Leitungsdraht verwendeten Kabureleute hatten, ihrer 
Laſt müde, größtenteils die Drahtringe weggeworfen und ſich ſeitwärts in den 
Buſch geflüchtet. Nur mit Mühe gelang es, 11 Verzögerung des Baubeginns die 
genügenden Mengen Draht am Ausgangspunkt der neuen Leitung, Awagome, zur 
Stelle zu haben. Der Bau ſelbſt zeigte alle Schwierigkeiten, die ein ſolches Gelände 
im Buſch nur bergen kann. Dabei ſtanden, abgeſehen von zwei für die Bedienung 
der Stelle beſtimmten weißen und einem farbigen Poſthilfsboten, nur Kabureleute 
zur Verfügung, die natürlich nicht die geringſten Vorkenntniſſe beſaßen und auch bei 
der Unruhe des Feldzugs und der unvermeidlichen Abſchwächung der Moral der 
FJarbigen nicht mehr jene Willigkeit und jenen Eifer bei der Arbeit zeigten, die man 

ihnen ſonſt nachrühmt. Das Gelände war für den Leitungsbau ſo ungünſtig wie 

möglich. Wo nicht reiterhohes Gras das Vorwärtskommen ſtark hinderte, taten es 
umgeworfene Bäume, dicke über den Weg laufende Baumwurzeln, große Steine, 
breite Waſſerlachen und durch den Regen angeſchwollene brückenloſe Bäche; vielfach war 
überhaupt erſt nach Beſeitigung der Hinderniſſe oder een eee Übergänge 
ein Weiterkommen möglich. Dies alles ſowie der Mangel an Verpflegung und oben- 
drein ein ununterbrochener, echter Tropenplatzregen machten die Leute ſo unwirſch 
bei der Arbeit, daß ſie nur mit äußerſtem Nachdruck zum Aushalten veranlaßt werden 
konnten. Wenn der Bau nicht bis zur Dunkelheit vi war, konnte nicht damit 
gerechnet werden, daß am nächſten Tage noch genug Baumannſchaften zur Ver⸗ 
fügung ſtanden. 

Die Dämmerung trat ſchon ein, als wenige Kilometer vor dem beabſichtigten 
Endpunkt der Betrieb auf einer behelfsmäßigen Stelle im Walde verſucht wurde. 
Die Freude war ſehr groß, als trotz der ſtarken Ableitung des Stromes über den in 
das feuchte Gras gelegten blanken Draht Sprechverſtändigung ſogar bis Kamina 
erzielt wurde. Weckverſtändigung konnte freilich a erreicht werden. Es wurde 
angeordnet, daß ſich die neue Stelle in beſtimmten Friſten zur Empfangnahme von 
Nachrichten in die Leitung einſchalten und melden ſollte. Am nächſten Tage wurde 
die Leitung bis zum Orte Agbakovhe verlängert. Von Agbakovhe vermittelte eine 
Radfahrerverbindung den Verkehr mit dem am Monufluß aufgeſtellten Poſten, 
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der ſeinerſeits durch Streifpoſten weiter nach vorn aufklären ließ. Die neue Stelle 
hat beſonders wertvolle Dienſte geleiſtet, weil von dieſer Richtung her die Franzoſen 
anrückten. 

Das Netz hatte hiernach am 19. Auguſt die in der Abb. 13 dargeſtellte Geſtalt“). 

Der Betrieb auf dem Feldtelegraphennetz hat ſich während der ganzen Dauer des 
Feldzugs gut abgewickelt. Störungen traten wenig auf und konnten immer ſchnell 
und ohne fühlbare Verkehrsſtockungen beſeitigt werden. Das gute Arbeiten des 
Netzes iſt zurückzuführen auf das gute dauerhafte Bauzeug und den Eifer der Be- 
dienungsmannſchaften, die ſich ihrer harten Aufgabe mit lobenswertem Fleiß unter⸗ 
zogen, obgleich ſie in den abgelegenen Stellen infolge der zum Teil ungünſtigen 
Wegeverhältniſſe und des Mangels an zuverläſſigen Trägern ſehr unter Verpflegungs⸗ 
ſchwierigkeiten zu leiden hatten. 

Beſondere Vorſicht beim Betrieb des Netzes war geboten, um die Übermittlung 
für uns ſchädlicher Nachrichten an den Feind durch Farbige zu vermeiden. Es wurde 
angeordnet, auf den Feldleitungen nur deutſch zu ſprechen, die einzelnen Stellen 
u mit mindeſtens einem Europäer zu beſetzen und keine Privatgeſpräche zu 
ühren. 

Dieſe Verteidigungsart hat ſich voll bewährt. Planmäßig konnte ein guter Auf⸗ 
klärungsdienſt eingerichtet und das Ergebnis ſchnell dem Kommandeur gemeldet 
werden, der eine zweckentſprechende Verteilung der Kräfte vorzunehmen und ſeine 
Befehle ſofort bis in die entfernteſten Punkte gelangen zu laſſen vermochte. Trotz 
der an Zahl und Feuerkraft dem Feinde weit unterlegenen Verteidigungstruppen 
konnte die ſchließlich unvermeidliche Übergabe der Großfunkſtelle bis zum 27. Auguſt 
1914 hinausgeſchoben werden, nachdem an der Chra (etwa 47 km ſüdlich) das De 
tigfte Gefecht ſtattgefunden hatte, durch das der Vormarſch des Feindes, dem ſchwere 
Verluſte beigebracht wurden, abermals eine Zeitlang aufgehalten worden war. 


Die Zerſtörung der Großfunkſtelle. ö 

Die Zerſtörung der Großfunkſtelle ging nach einem Zerſtörungsbefehl des Kom⸗ 
mandeurs in folgender Weiſe vor ſich. Nachdem auf das Zeichen der Dampfſirenen 
die tüchtig eingeübten Mannschaften der „Sprengabteilung« (Angeſtellte der Ge⸗ 
ſellſchaft für drahtloſe Telegraphie, andere Europäer und Farbige) ihre Poſten ein⸗ 

enommen und die „Räumungspolizei« das gefährdete Gelände völlig geräumt 

hatte, gab der Leiter der Zerſtörung, der am Umblick gewährenden Ingenieurhaus 
ſtand, durch Fernſprecher nach dem Empfängerhaus (nördlicher Abſpannmaſt des 
Luftſpannleiters) und durch Radfahrer an den Poſten am ſüdlichen Abſpannmaſt des 
Luftleiters Befehl | 

zum Loswinden der Empfangsantenne (vgl. Abb. 1). Sobald die An⸗ 
tenne heruntergefallen war, hatten die dafür beſtimmten Mannſchaften ſie an mehreren 
Stellen zu durchſchneiden. Gleichzeitig wurde durch Fernſprecher 

die Serftörung des Empfängerhauſes und 

die Zerſtörung des Maſchinenhauſes angeordnet. Die Apparate, Maſchinen, 
Fa Ar wurden zerſchlagen und größtenteils geſprengt oder wie alle Schrift. 
ſtücke, Aufzeichnungen uſw. verbrannt. Dann wurde 

die Zerſtöbrung der Sendeantenne befohlen. Man löſte die Antenne an 
mehreren Punkten und zerſchnitt ſie nach dem Herabfallen an verſchiedenen Stellen. 
Schließlich ſchritt man 


*) Anmerkungen. 
1. In der Vermittlungsſtelle von Agbonu war ein Klappenſchrank fuͤr 5 Doppelleitungen 
aufgeſtellt; in Kamina Hauptquartier ſtanden 3 Fernſprechapparate (ſogenannte Sp⸗Gehäuſe). 
Die Geſpräche von dem einen in den anderen Leitungszweig mußten daher hier vermittelt 
werden. 
2. In Awagome war die Leitung nach Agbakovhe an der Telegraphenſtange abgezweigt. 
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Das Netz der Feldtelegraphenleltungen bei der Verteidigung der Großfunkſtelle Kamina, Stand vom 19. Auguſt 1914. 
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zum Niederlegen der Türme, indem bei jedem Turm an zwei Abſpann⸗ 
fundamenten die daran befeſtigten Pardunen gelöſt wurden. Die Türme fielen mit 
mächtigem Getöſe in die gewollte Mal! der Länge nach hin, einige harmonikaarti 
zuſammen. Das Gitterwerk war völlig verbogen. Wie erzählt wurde, war das Geräuſ 
des Falles der Türme in der Stille der Nacht weithin gehört worden. 

Obgleich das Zerſtörungswerk während der Nacht, meiſt ſogar bei bedecktem 
Himmel, ausgeführt werden mußte, iſt es glatt und ohne Zwiſchenfälle verlaufen. 
Glücklicherweiſe fanden keine atmoſphäriſchen Entladungen ſtatt, durch die trotz aller 
Vorſicht Beſchädigungen der Betciligten hätten eintreten können. Da mit 
einer feindlichen Meeren pe zu rechnen war — engliſche Offiziere erzählten 
dem Verfaſſer, daß Streifwachen noch kurz vor dem Niederlegen der Türme in 
unmittelbarer Nähe geweſen ſeien —, mußte die Zerſtörung fo viel als möglich be- 
ſchleunigt werden. Sie konnte in 4½ Stunden ausgeführt werden, wegen der 
Schwierigkeiten infolge der Dunkelheit und der ſtarken Verroſtung der Pardunen- 
ſchrauben dauerte fie 2½¼ Stunden länger als angenommen war. Auf feindlicher 
Seite (in Nr. 81 der „Wireless World« von 1919) wird geäußert, man habe ſich damit 
begnügen ſollen, die Großfunkſtelle betriebsunfähig zu machen, man hätte aber nicht 
unweſentliche Teile zerſchlagen ſollen. Demgegenüber muß hervorgehoben werden, 
daß das Zerſtörungswerk eine unvermeidliche Folge des Krieges war. Man durfte 
dieſes wichtige Nachrichtenmittel nicht in die Hände des Gegners fallen laſſen, wollte 
man ihm nicht die Möglichkeit bieten, es für ſeine Zwecke zu verwenden, und damit 
ſich ſelbſt aufs ſchwerſte ſchädigen. Namentlich hätten die Gegner den Verkehr der 
deutſchen Kriegsſchiffe und beſonders den Verkehr zwiſchen den Funkſtellen Duala 
und Wind huk und zwiſchen Windhuk und Nauen ſtören können. Wenn man ſich aber 
auf die Vernichtung wichtiger Teile bätte beſchränken wollen, ſo konnten die ganz 
gebliebenen Teile immer noch unter Benutzung von Erſatzſtücken wieder betriebs- 
fähig gemacht oder anderweit für Zwecke der Kriegführung verwendet werden. Sie 
hätten alſo zur Vermehrung der gegneriſchen Kriegsmittel gedient. Da es überdies 
Pflicht des Verteidigers war, die Anlage ſo lange als irgend möglich zu ihrer Bei— 
behaltung als Verkehrsvermittler betriebsfähig zu erhalten, mußte ſchließlich die 
Zerſtörung der gewaltigen, ein ausgedehntes Gelände beanſpruchenden Anlage mit 
ihren neun hohen Türmen mit größter Schnelligkeit ausgeführt werden, damit der 
immer näher heranrückende Feind, dem die ſchwachen Verteidigungstruppen mehr- 
fach Halt zu bieten, den ſie aber nichk zurückzuwerfen vermocht hatten, ſie nicht vor der 
Vollendung des Vernichtungswerkes überraſchte. Die Zerſtörer konnten daher nicht 
in aller Gemächlichkeit die Teile auswaͤhlen, die ihnen ausreichend erſchienen, um die 
Anlage fo betriebsunfähig zu machen, daß fie nicht in kurzer Zeit wieder hergeſtellt 
werden konnte, ſondern die Zerſtörung mußte in kürzeſter Zeit, noch dazu während der 
Nacht, durchgeführt werden. Weiter aber war bei der Zerſtörung der Anlage der 
Geſichtspunkt maßgebend, daß der Feind nicht wertvolle Fabrikationsgeheimniſſe 
u. dgl. erfuhr, zumal da es bis dahin den Engländern und Franzoſen nicht gelungen 
war, auf eine ſolche Entfernung in den Tropen einen betriebsſicheren Funkverkehr 
herbeizuführen. g 

Wenn die für die Verbindung der afrikaniſchen Schutzgebiete mit dem Mutterland 
in Ausſicht genommene Großfunkſtelle im Innern Kameruns errichtet worden wäre, 
hätte ſie ſich, wie mit großer Wahrſcheinlichkeit angenommen werden kann, länger 
halten können als die für den Kriegsfall äußerſt ungünſtig gelegene Großfunkſtelle 
Kamina. Vermutlich hätte der Feind zwar den Kameruner Feldzug von vornherein 
tatkräftiger geführt und zweifellos zugunſten des Kameruner Unternehmens weit 
weniger Truppen für Togo aufgeboten, aber trotzdem hätte angeſichts der weit beſſeren 
Verteidigungsmöglichkeit die Bezwingung der Großfunkſtelle aller Vorausſicht nach 
bedeutend längere Zeit erfordert. Wenn man alſo von den früher dargelegten ge⸗ 
wichtigen Gründen, die für die Wahl Togos ſprachen, abſieht und lediglich den 
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Verlauf der kriegeriſchen Ereigniſſe zugrunde legt, ſo wird man zugeben müſſen, 
daß Kamerun vorteilhafter als Platz der Großfunkſtelle geweſen wäre. 

So war die erſte Großfunkſtelle, die in den Tropen errichtet war, als Kriegsopfer 
vernichtet. Die Großfunkſtelle Kamina hat den erhöhten Anforderungen entſprochen, 
die die beſonderen Verhältniſſe des Krieges noch vor ihrer Abnahme von ihr verlangten. 
Es war ein glücklicher Umſtand, daß dieſes wertvolle Nachrichtenmittel gerade noch 
vor Kriegsausbruch fertiggeſtellt worden war, und daß ein Verkehr mit dem Mutter- 
land nach der Serftörung der Kabelverbindungen erzielt werden konnte. Trotz der 
durch ein verhängnisvolles Geſchick nur kurz bemeſſenen Dauer ihrer Wirkſamkeit wird 
die Großfunkſtelle Kamina für immer einen wichtigen Markſtein in der Entwicklung 
des Weltverkehrs bilden. | 


Urkunden über die preußiſche Lehnspoſt 1700 bis 1711. 
Von Poſtrat Dr. Staedler in Berlin. | 


H. v. Stephan in der »Geſchichte der Preußiſchen Poſt« (Berlin 1859) ge- 
denkt auf Seite 122 der wenig bekannten Tatſache, daß, gleichwie vom kaiſerlichen 
Hauſe Habsburg im 16. und 17. Jahrhundert das Staatspoſtweſen des Reichs 
und der öͤſterreichiſchen Erblande in der Form des mittelalterlichen Lehnrechts !) 


) Das Lehnsweſen, nach ſeiner öffentlich -rechtlichen Seite betrachtet, erſcheint als ein früher 
Verſuch des mittelalterlichen und frühneuzeitlichen ſogenannten Patrimonialſtaats zur Durchführung 
der gleichen Maßnahmen, die das von anderem Geiſte getragene 18. Jahrhundert unter der ſoge⸗ 
nannten Gewaltenteilung verſtand. Zweck der lehnrechtlichen Ordnung war es, die Hoheitsrechte 
der Geſetzgebung, Rechtſprechung und Verwaltung, wenn auch nicht grundſätzlich, ſo doch von Fall 
zu Fall, dem Staatsoberhaupt (Kaiſer) abzunehmen und ihre Ausübung unter beſtimmten Rechts- 
ſicherungen anderweit berufenen Rechtsträgern zuzuweiſen. Dem Verſuche mußte der dauernde Erfolg 
verſagt bleiben, weil das in perſonenrechtlicher Auffaſſung befangene Zeitalter die notwendige Vor— 
ausſetzung einer Unterſcheidung zwiſchen dem Staat als ſolchem und dem Staatsoberhaupt noch 
verkannte. Nicht verkennen ließ ſich indeſſen die Tatſache, daß das Staatsoberhaupt (der Kaiſer, 
ſeit dem 17. Jahrhundert in ſteigendem Maße die Landesherren), in deſſen Perſon ſich alle Seiten 
der ſtaatlichen Wirkſamkeit vereinigten, zur alleinigen Ausübung der Staatshoheitsrechte je länger 
je mehr außerſtande war. Und als man dazu überging, Abhilfe zu ſchaffen, geſchah dies, der 
herrſchenden Auffaſſung entſprechend, durch perſonenrechtliche Übertragung einzelner Hoheitsrechte 
auf Stellvertreter des Staatsoberhaupts, die ſich, durch perſönliche Beziehungen mit dieſem verbunden, 
zu ſeiner Vertretung eigneten. Ein weiteres kam hinzu: da die urſprüngliche Machtfülle des 
Staatsoberhaupts vom Grund und Boden des Staatsgebiets abgeleitet, d. h. ſachenrechtlich begründet 
wurde, ſo mußten auch die einzelnen Hoheitsrechte als Gegenſtände dinglichen Rechts erſcheinen und 
demgemäß die zur ſtellvertretenden Ausübung einzelner Hoheitsrechte (oder Gruppen von ſolchen) 
berufenen Vaſallen zu dieſen Rechten ein ſachenrechtliches Verhältnis erlangen. Letzteres erhielt ſeine 
Ausgeſtaltung als Nießbrauch öffentlichen Rechts und die nicht ganz zutreffende, weil ſchuldrechtliche 
Bezeichnung als Lehen (— Leihe). Dem einzelnen Lehnsverhältnis lag regelmäßig ein ſchuldrecht⸗ 
licher Vorvertrag zwiſchen dem Staatsoberhaupt (Lehnsherrn) und dem Vaſallen (Lehnsträger) zugrunde, 
der dazu beſtimmt war, den dinglichen, in die Formen der ſogenannten Inveſtitur (ſ. Anm. 8, 11, 13) 
gekleideten Lehnsvertrag vorzubereiten, wobei als weſentlicher Anſpruch auf Seiten des Lehnsherrn 
derjenige auf die Lehnstreue des Lehnsträgers, auf Seiten des letzteren der Anſpruch auf die Nutzung 
der Lehnsſache bedungen wurden. Lehnsſache waren grundſätzlich ſachenrechtliche, und zwar unbe— 
wegliche Gegenſtände, doch wurden auch bewegliche Sachen und vor allem Rechte lehnsfähig, indem 
ihnen die Lehnrechtslehre die Eigenſchaft unbeweglicher Sachen ausdrücklich beilegte. Amter waren 
demnach lehnsfähig, ſoweit fie ihrer Natur nach am Grund und Boden zu haften vermochten. Das 
Poſtlehn, verhältnismaͤßig ſpät aufgekommen, wie die Staatspoſt ſelbſt und das an dieſe geknüpfte 
kaiſerliche, ſpäter landesherrliche Hoheitsrecht, war lehnsfähig, indem es zu den Straßen, auf denen 
ſich der Poſtverkehr notwendigerweiſe bewegte und die ihrerjeirs als Beſtandteil vom Staatsgrund 
und »boden nach patrimonialer Auffaſſung im Eigentum des Staatsoberhaupts ſtanden, in rechtliche 
Beziehung geſetzt wurde. Bekanntlich ſchließt ſich noch das Preußiſche Allgemeine Landrecht (1794), 
obgleich ſeinen Ausführungen zum Lehnrecht ſchon damals mehr die Bedeutung eines Lehrbuchs als 
die eines Geſetzes beigemeſſen wurde, der überlieferten Auffaſſung unveraͤndert an, indem es das 
Poſtweſen mit als ein Regal in Anſehung der Landſtraßen bebandelt (Teil II, Titel 15, Abſchnitt 4). 


Urkunden über die preußiſche Lehnspoſt 1700 bis 1711. 267 


eingerichtet wurde — Familien Thurn und Taxis) ſowie Paar?) — jo auch in 
Preußen am Ausgang des 17. und im Anfang des 18. Jahrhunderts ein Lehns— 
poſtweſen beſtanden hat. An der erwähnten Stelle heißt es hierüber: 


»Am 15. Juni 1700 errichtete Friedrich III. das General-Erb-⸗Poſt⸗ 
meiſter⸗Amt für die geſamten Kur-Brandenburgiſch⸗Preußiſchen Lande 
und belehnte mit dieſer Würde den Grafen von Wartenberg und deſſen 
männliche Deſcendenten. Ihm wurde die geſamte Direktion des Poſt— 
weſens und des Fuhrwerks in dem ganzen Staate übertragen. In dem 
Inveſtitur⸗Patent“) kommt zum erſtenmal die Benennung „General ⸗Poſt⸗ 
Amt“ vor, welche von da ab bei amtlichen Erlaſſen gebraucht wurde, 
mithin bereits über anderthalb Jahrhunderte beſteht, während welcher 
den die Namen der meiſten anderen Staatsbehörden geändert worden 
ſind ®)«. 


In den beſonderen Verhältniſſen der preußiſchen Staatsentwicklung“) lag es 
begründet, daß das preußiſche Lehnspoſtweſen nach kurzem Beſtand bereits wieder 
unterging, bevor es verwaltungsrechtlich hatte Wurzel ſchlagen können. Wartenberg 
wurde 1711 ſeiner Amter enthoben (vgl. Anm. 15), hauptſächlich auf Betreiben 
des Kronprinzen, nachmaligen Königs Friedrich Wilhelms I. Das Poſtlehn fiel 
zugleich an die Krone zurück, die es bis zum Ende der Regierung König Friedrichs 1. 
nicht wieder vergab. Vollends unter deſſen Nachfolger ſchlug die Entwicklung der 
preußiſchen Behörden und Amterordnung gänzlich neue Bahnen ein, die für das 
Fortbeſtehen lehnrechtlicher Staatseinrichtungen keinen Raum mehr geſtatteten. 
Staatsrechtlich hat deshalb das Poſtlehn von 1700 keine Spuren hinterlaſſen. 
Dennoch erſcheint es gerechtfertigt und im Rahmen der Aufgaben des Poſtarchivs 
liegend, die über die Wartenbergſche Lehnspoſt in Preußen erhaltenen Urkunden 


2) Thurn und Tazis 1615 bis 1806. Ein en der Lehnsurkunden — Lehnsbrief und Lehne: 
revers (vgl. Anm. 13) — ift im Abdruck bei K. Zeumer, Quellenſammlung zur Geſchichte der 
Deutſchen Reichsverfaſſung, Leipzig 1904, S. 329 ff., zugänglich. Seit 1806 Weiterbeſtand z. T. 
auf Grund von Landeslehn. Ausführlichere über das rechtliche Schickſal der Tavisſchen Lehnspoſt 
nach dem Untergange des alten Reichs ſ. bei Klüber »Das Poſtweſen in Teutſchland, Erlangen 1811, 
S. 61. Wegen der Errichtung des Tazisſchen Poſtlehns im Großherzogtum Weimar ſ. die an- 
ſchauliche Beſchreibung bei i Annalen 1817 (Bd. 30, S. 311 der Jubiläumsausgabe, Stutt- 
gart und Leipzig 1912). Endſchaft 1867 zufolge Vertrags mit Preußen vom 28. Januar 1867 
(Geſetzſamml. S. 354), vgl. preußiſches Poſt⸗Abernahmegeſetz vom 16. Februar 1867 (ebenda S. 353). 

3) Gräfliches Haus Paar, 1624 bis 1720, f. Stephan, Geſchichte der Pr. Poſt S. 206. Wegen 
der Lehnspoſt des Hauſes Carvajal im ſpaniſchen Amerika, 1514 bis 1769, ſ. Archiv 1919, S. 183 

) Vgl. Anm. I, 8, 11, 13. 

5) Wegen Umwandlung der Bezeichnung in »Reichs⸗Poſtamt⸗ ſ. Allerh. Erlaß vom 23. Februar 1880, 
Reichsgeſetzbl. S. 25. 

6) Als erſter unter allen deutſchen Staaten ſtreifte Preußen die patrimoniale Staatsauffaſſung 
ab und brachte es zu der neuzeitlichen ſtaats⸗ und vermͤgens rechtlichen Scheidung zwiſchen Staat und 
Landesherrn Gausgeſetz 5 Wilhelms I. vom 13. 8. 1713, Abdruck bei Hermann Schulze, Haus · 
geſetze, Bd. 3, Jena 1883, S. 737 ff.). Damit war auch dem Lehnsweſen i in Preußen der bisherige Reſt 
feiner oͤffentlich⸗ rechtlichen Wirtſamkeit entzogen. Ihr Ende kraft Geſetzes erfuhr ſie in Preußen durch 
das Edikt vom 5. 1. 1717 nebſt Reſolution vom 24. 1. 1717 (Mylius, Corpus Conſtitutionum 
Marchicarum Bd. II, Abt. 5, S. 81 ff., Nr. 59 und 60); was im preußiſchen Verfaſſungsſtaat an 
Lehen noch erhalten blieb (vgl. Juſtizminiſterialbl. 1849, S 402 ff.), war nicht mehr öffentlichen 
Rechts, insbeſondere hatten die nach wie vor lehnrechtlich behandelten »Erbämter in den Provinzen 
bis zuletzt (1918) nur noch Bedeutung als Hofmürden (f. Ziffer 45 des 1 vom 
19. 1. 78, Abſchn. X des Zeremonialbuchs für den Kgl. Pr. Hof, Berlin 189 Unter den 
gedachten Erbämtern befand ſich übrigens bis zuletzt noch das eines 9 Erb⸗Candpoſt . 
meiſters in Schleſien« (vor der Erwerbung Schleſiens unter Friedrich II. durch die öſterreichiſche 
Gräflich Paarſche Jamilie, auch nach der Ablöſung des öſterreichiſchen Poſtlehns durch Kaiſer Karl VI., 
bekleidet; ſ. Handbuch für den Kgl. Pr. Hof u. Staat für 1914, Berlin 1913, S. 48 zu Ziffer 3; 
letzter Inhaber des Erbamts war Graf Heinrich von Reichenbach Goſchütz). Wegen Jortbeſtehens 
der „ Wirkſamkeit lehnrechtlicher Verhältniſſe vgl. preuß. 88 zum BGB. 
Art. 89, § 1 zu b (betr. Allg. Landrecht Teil I, Titel 18, 8 1 bis 679) 
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der verwaltungsrechtlichen und verwaltungsgeſchichtlichen Forſchung zugänglich zu 
machen. 

Die Urkunden befinden ſich in einer Sammlung von Poſtedikten und Patenten 
von 1614 bis 1813 (6 Bände, Verzeichnis der Bücherei des R.P. M. 1899 Bd. , 
S. 36), in der ſie die Stücke Nr. 41 bis 44 (1. Band) und Nr. 114 2. Band) 
bilden. Inhaltlich haben ſie zum Gegenſtande: 


Stück Nr. 41”): 

Die ſchriftliche Erklärungs) der »Leihe«, d. h. die Erklärung des 
Lehnsherrn, Kurfürſten Friedrichs III., daß er das General-Poſtamt dem 
Grafen Wartenberg zu Lehnrecht übertrage, vom 11. Mai 1700; 

Stück Nr. 429): 
Verkündung der Erklärung (Nr. 41), vom gleichen Tage; 
Stück Nr. 43 10): | 

Anweiſung an die kurfürſtliche Lehnskanzlei vom 15. Juni 1700, be— 
treffend Vornahme der Huldigungshandlung und Ausfertigung des Lehns— 
briefs 1), eingeſchloſſen in einen Aktenvermerk der Kanzlei vom 9. Juli 1700, 
wonach die Huldigungshandlung anderweit am 21. Juni 1700 vorge- 
nommen worden und wegen Ausfertigung des es Termin 
gehalten iſt; 


Stück Nr. 4412): 
Abſchrift der Verhandlung vom 21. Juni 1700 über die Vornahme 
der Huldigung, das ſogenannte eee 


Stück Nr. 114%; 

Entlaſſung der Poſtbeamtenſchaft aus der Geherſamspſicht gegenüber 
den Anweiſungen des Grafen Wartenberg nach der Wiederaufhebung 
des Lehnsverhältniſſes und der Verabſchiedung des Grafen Wartenberg 
aus au! Stellung als General-Poſtmeiſter, vom 7. März 171118). 


RE derten gedruckte Urkunde, Papiergröße 313 zu 192 mm, Hochblatt, Zeilenzahl: 22, 32, 
33, 7; auf S. 1 Kopfleiſte mit dem mittleren brandenburgiſchen (10Felder-) Wappen in Schmuck 
umrahmung. 

) D. i. die Willenserklärung des Lehnsherrn, betreffend die Errichtung des Vorvertrags 
(ſ. Anm. 1). Wegen der entſprechenden Willenserklärung des Lehnsträgers ſ. Anm. 21. Die münd⸗ 
liche und feierliche Erklärung gleichen Inhalts bildet demnächſt die erſte Handlung der Inveſtitur 
(. Anm. 1, 11, 13). Im vorliegenden Falle hat man ſich der Form nach auf die zweite Inveſtitur⸗ 
handlung, die ſogenannte Huldigung, beſchränkt. 

255 Einſeitig gedruckte Urkunde, Papiergröße 289 zu 183 mm, Hochblatt, Zeilenzahl: Titel 5, 
Text 

; 10) Vierſeitig gedruckte Urkunde, Papiergröße 326 zu 197 mm, Hochblatt, deilenzahl: Über- 
ſchrift 6, Aktenvermerk 15 (Eingang) und 18 (Beſchluß mit Unterfchrift), Text der Anweiſung 6, 39, 
39, 11 (einſchl. Unterſchrift). 

11) Die Aushändigung des Lehnsbriefs bildet die dritte Handlung der Inveſtitur Im vorliegenden 
Falle befindet ſich der Lehnsbrief nicht bei unſerer Sammlung. Sein Inhalt ergibt ſich aus der 
Urkunde Nr. 41 und der Anweiſung zu Nr. 43. 

12) Dreifeitig . Urkunde, Papiergröße 326 zu 197 mm, Hochblatt, Zeilenzahl: Über» 
ſchrift 7, Text 23, 32, 13 (einſchl. Unterſchrift). 

13) Außer dem Lehnsprotokoll und dem Lehnsbrief (ſ. Anm. 11) gehören zu den über die In⸗ 
veſtitur aufzunehmenden Urkunden noch die ſogenannten Lehnsdinumeramente, d. h. eine Beſchreibung 
des Lehnsgegenſtandes unter Aufzählung der Lehnszubehörteile und der ſogenannte Lehnsrevers oder 
Gegenbrief, d. i. eine Erklärung des Lehnsträgers über den Empfang des Lehns. Auch dieſe Stücke 
ſind in der Sammlung nicht enthalten. 

1) Einſeitig bandaefchriebene Urkunde, Papiergröße 317 zu 193 mm, Hochblatt, Zeilenzahl 
(ohne die Unterſchrift) 29. 

16) Wegen der in der Perſon Wartenberas liegenden Gründe zur Aufhebung des Lehnsverhält⸗ 
niſſes — es wurden ihm Mißwirtſchaft und Unterſchlagung zum Vorwurf gemacht — ſ. ausführlich 
G. A. Stenzel, Geſchichte des Preußiſchen Staats, Hamburg 1841, Bd. 3, S. 7]ff, 193 
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Die Tezte lauten in der Rechtſchreibung der Urſchriften 10, wie folgt: 
Stück Nr. 41. 


Wir Friderich der Dritte, von Gottes Gnaden Margraf zu Bran- 
denburg, tot. Tit., Thun kund und bekennen hiemit für Uns, Unſere 
Erben und Nachkommen, Marggrafen und Churfürften zu Brandenburg, 
daß, nachdem der Wohlwürdige, Hoch⸗Wohlgebohrne Unſer Ober⸗Cammerer, 
Obriſter Stallmeiſter, General⸗Oeconomie⸗Director und Ober⸗Hauptmann 
aller Unſerer Chatoul⸗Aembter, auch beſonders Lieber und Getreuer Johann 
Caſimir des Heil. Römiſchen Reichs Graf zu Wartenberg, des Johanniter— 
Ordens Ritter, Uns nun verſchiedene Jahre her viel conſiderable, ange 
nehme Dienſte !“) zu Unſerm ſonderbahren gnädigſten Vergnügen geleiftet 
hat, alſo Wir auch billig darauf bedacht ſeyn, Ihm deßhalb eine ſolche 
Marque Unſerer Churfürſtlichen Gnade und Erkäntlichkeit zu geben, deren 
nicht allein Er auf die übrige Zeit ſeines Lebens, ſondern auch Seine 
Erben und Nachkommen, wenn der Höchſte über Ihn dermahleinſt ge— 
bieten wird, ſich zu getröſten haben mögen. Und gleich wie nun Unſere 
in GOtt ruhende Vorfahren an der Chur hiebevor in Dero Landen ver- 
ſchiedene Erb⸗Aembter, deren ſich nicht allein diejenige, welchen dieſelbe 
zuerſt conferiret worden, ſondern auch deroſelben Erben und Nachkommen, 
wann dieſelbe Ihrer Eltern und Vor-Eltern Exempel in der Uns ſchul⸗ 
digen Treu und Devotion nachgefolget, zu erfreuen gehabt, etabliret und 
angeordnet, alſo auch Wir dieſes Recht ebenfals billig zu exerciren 
haben und alſo nach dem Exempel anderer benachbarten Churfürſten des 
Reichs 18). das General-Poſt-Aambt in allen Unſern Landen erwehntem 
Unſerm Ober⸗Cammerer, Grafen von Wartenberg, auf eben dergleichen 
Fuß zuzuwenden gnädigſt reſolviret und gut gefunden; Thun auch ſolches 
und beſtellen oberwehnten Grafen von Wartenberg zu Unſerm General— 
Erb⸗Poſt⸗Meiſter in allen Unſern in⸗ und außerhalb Reichs belegenen 
Landen dergeſtalt und alſo ne?), daß er Uns und Unſerm Churfürſtl. 
Hauſe überall treu, hold und gewärtig ſeyn, Unſern Nutzen und Beſtes, 
wie er bißher rühmlich gethan, ſuchen und befördern, Schaden und Nach— 
theil aber, ſo viel an ihm iſt, verhüten und abwenden, abſonderlich aber 
auf das Regale Unſerer Poſten, an was Ort dieſelbe itzo angeordnet 
ſeyn oder künfftig ferner angeordnet werden möchten, genaue Acht haben, 
wie dieſelbe nicht allein in dem itzigen Stande erhalten, ſondern auch 
der daraus zu des gemeinen Weſens und Unſerm beſondern Nutzen 
entſpringende Vorteil zu vermehren und zu erweitern, alle erſinnliche 
Sorgfalt tragen, zu ſolchem Ende die in Unſern Landen beſtellte Poſt— 
Meiſter und Poſt⸗Bediente, einen jeden an feinem Orte zu feiner Schul⸗ 
digkeit gebührend anhalten, daß die an Uns 20) haltende oder von Uns 

an andere ablaſſende Briefe, Relationes und Reſcripta ſicher und uner- 
öffnet aufs ſchleunigſte hin und wieder gehen mögen, auff alle Weiſe 


16) Zur Vereinfachung des Satzes iſt der in den Urkunden beobachtete Wechſel von deutſcher 
und lateiniſcher Schrift bei der vorliegenden Wiedergabe unberückſichtigt geblieben. Dagegen iſt die 
Schreibweiſe unverändert wiedergegeben worden. 

17) Der gleiche Beweggrund kommt in dem Lehnsbriefe fuͤr Lamoral von Taxis (27. 7. 1615) 
zum Ausdruck: »die angenehm, getreu -, unverdroſſen, nutzbar und erſprießliche Dienſte uſw. 

18) Abweichend iſt bei Stephan a. a. O. von einem Vorgang Oſterreichs die Rede. 

19) Das folgende bis » verbindlich gemacht hat« iſt die Aufzahlung der Lehnspflichten des 
Grafen W., die auch den Inhalt des hier fehlenden Lehnsreverſes gebildet haben müſſen (ſ. Anm. 13). 

20) Jin Tagisfhen Lehnsrevers (20. 7. 1615) wird die Portofreiheit des Lehnsherrn hierbei 
noch ausdrücklich ausbedungen. 
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befördern, alle Eingriffe, die Uns in Unſer Poſt-Regal von andern 
möchten gethan werden wollen, ſeinem beſten Vermögen nach verhüten 
und abkehren, daß der bey den Poſten ſich befindende Uberſchuß ſo hoch, 
als es das gemeine Weſen und das Commercium nur einiger Geſtalt 
erleiden will, getrieben werden möge, ſich bearbeiten, nicht weniger auch, 
daß ſolcher Uberfhuß von Quartalen zu Quartalen richtig eingebracht 
und an diejenige Orte, wohin Wir es befehlen, gezahlet und darüber 
richtige Rechnung geführet werde, Sorge tragen, auch ſich hierunter, wie 
auch ſonſten bey der General-Direction des Poſt-Weſens in allen Unſern 
Landen dergeſtalt verhalten und ſolchen Fleiß darunter anwenden ſoll, 
wie Wir Uns deſſen zu ſeinem vor Unſer Intereſſe habenden Eiffer, 
Treue und Devotion verſichert halten und Er ſich durch ſeine Uns ſpecialiter 
darauf geleiſtete Pflichte?!) darzu abſonderlich obligiret und verbindlich 
gemacht hat. Vor ſolche ſeine unterthänigſte Bemühung ſoll Er an 
Jährlicher Beſoldung Eintauſend Rthl. und daneben von dem bey den 
Poſt⸗Geldern ſich befindenden Uberſchuß den dreyßigſten Pfenning zu 
genieſſen, wie auch der Wohnung in Unſern Berliniſchen Poft-Haufe 
vor ſich und die Seinige ſich zu gebrauchen haben, Nach bemeldtes 
Unſers Ober⸗Cammerern, des Grafen von Wartenbergs, Tode aber des— 
ſelben alsdann überlebender älteſter Sohn, wer derſelbe ſeyn wird, Ihm 
in dieſem Erb⸗General-Poſt⸗Ambt fo fort fuccediren und dieſes Erb-Ambt 
mit eben den Verrichtungen, auch darzu gehörenden Avantagen und 
Emolumenten, wie ſelbige hierin dem Vater gnädigſt conferiret werden, 
zu reſpiciren haben; Welches alles Wir für Uns, Unſere Erben und 
Nachkommen, Marggrafen und Churfürſten zu Brandenburg, mehr er- 
wehntem Unſerm Ober-Cammerer, dem Grafen von Wartenberg, hiermit 
gnädigſt verſprechen und zuſagen, auch Ihn dabey jedesmal Churfürſtlich 
mainteniren und ſchützen wollen ?). | | 

Und Wir, Churfürſt Friderich der Dritte, verleihen erwehntem Grafen 
von Wartenberg und feinen Nachkommen das Erb-General-Poft-Ambt in 
allen Unſern Landen beſter und beſtändigſter maſſen, wie obſtehet. Des 
zu Uhrkund haben Wir dieſes Patent eigenhändig unterſchrieben und 
Unſer Majeſtät⸗Siegel daran hängen laſſen. So geſchehen Schönhauſen, 
den 11. May 1700. 

(Stelle des Siegels.) 


Stück Nr. 42. 


VOn Gottes Gnaden Friderich der Dritte, Marggraf zu Brandenburg, 
des Heil. Röm. Reichs Ertz⸗Cammerer und Churfürſt, in Preuſſen, zu 
Magdeburg, Cleve, Jülich, Berge, Stettin, Pommern etc. Hertzog etc. etc. 

UNſern Gruß zuvor, Lieber, Getreuer, Nachdem Wir den Wohlwür— 
digen, Hoch und Wohlgebohrnen Unſern Ober-Cammerern, Obriſten Stall- 
meiſter, General-Deconomie-Dirertorn und Ober⸗Hauptmann aller Unferer 
Chatoul⸗Aembter, den Grafen von Wartenberg, des Johanniter-Ordens 
Ritter, zum General-Erb⸗Poſt⸗Meiſter in allen Unſern Landen in Gnaden 
beſtellet und Ihm die Reſpicirung ſolches Unſers Poft-Regald vor Ihn 
und ſeine Nachkommen dergeſtalt conferirt, wie du aus dem Ihm darüber 


2!) Die »geleiſtete Pflicht bezeichnet die bei den Urkunden fehlende Willenserklärung des 
Grafen W. zum Lehnsvorvertrag (ſ. Anm. I). 

22) Der Anſpruch auf Schutz durch den Lehnsherrn iſt außer den Nutzungsrechten ein weiteres 
grundſätzliches Vertragsrecht des Lehnsträgers. 
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ertheilten Patent, wovon die Abſchrifft?) hiebey gehet, mit mehrerm 
erſehen wirſt; Als haſt du dich gehorſamſt darnach zu achten, in allen 
gedachtes Unſer Poſt⸗Regal betreffenden Sachen dich an gedachten Unſern 
Ober⸗Cammerern und General⸗Erb⸗Poſt⸗Meiſtern zu addreſſiren und dem⸗ 
jenigen, was dir darauf von Uns befohlen werden wird, jedesmal ge— 
bührend nachzukommen. Seynd dir mit Gnaden gewogen. Geben Cölln 
an der Spree, den 11. May 1700. 


Stück Nr. 43. 


— on 


(Überſchrift.) Der Churfürſtlichen Brandenburgiſchen Lehens⸗Cantzley 
zu Cölln an der Spree dem Herrn Grafen von Wartenberg etc. über die 
ihm geſchehene Belehnung mit dem General Erb⸗Poſt⸗Meiſter⸗Ambt 
ertheiltes Atteſtatum. 

NAchdem Seine Churfürftliche Durchlauchtigkeit zu Brandenburg etc., 
Unſer gnädigſter Herr, in Gnaden reſolviret, Dero Ober⸗Cammerer, 
Johann Caſimiren Grafen von Wartenberg, das General- Poſt-Meiſter⸗ 
Ambt in allen Dero Chur- und übrigen Landen in Gnaden zu conferiren, 
dergeſtalt und alſo, daß Krafft desſelben Er und feine Männliche Leibes 
Lehens⸗Erben ſolche Erb-General-Doft-Meifter-Bedienung als ein Lehen 
von Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit und Dero Churfürſtliche 
Nachkommen an der Chur und Churfürſtlichen Hauſe zu recognosciren 
gehalten ſeyn ſolle; Und Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit dahero 
an Dero hieſige Cantzeley folgender maſſen ſub dato Schönhauſen, den 
15. Junii 1700 zu reſcribiren ſich gnädigſt gefallen laſſen: 

VOn Gottes Gnaden Friderich der Dritte, Marggraf zu Bran⸗ 
denburg, des Heiligen Nömiſchen Reichs Ertz-Cämmerer und Ehur- 
fürſt, in Preuſſen, zu Magdeburg, Cleve, Jülich, Berge, Stettin, 
Pommern Hertzog etc. Unſern gnädigen Gruß zuvor; Veſter Hoch⸗ 
gelahrte Räthe, Liebe, Getreue; Wir geben Euch hiermit in Gnaden 
zu vernehmen, daß Wir zu einiger Vergeltung der Conſiderablen, 
getreuen und mühſahmen Dienſte, welche Uns Unſer Ober⸗Cäm⸗ 
merer etc., der Graf von Wartenberg, nun verſchiedene Jahre 
nacheinander geleiſtet hat, und damit nicht allein Er vor ſeine 
Perſohn, ſondern auch ſeine gantze Männliche Poſterität ein immer⸗ 
wehrendes Kennzeichen Unſerer vor Ihn tragenden ſonderbahren 
gnädigſten Propenſion haben möge, Ihm das General- Erb⸗Poſt⸗ 
Meiſter⸗Ambt in allen Unſern Chur- und übrigen Landen in Gnaden 
conferiret haben, dergeſtalt und alſo, daß Krafft desſelben Er und 
ſeine Männliche Leibes⸗Lehens⸗Erben und Deſcendenten ſolche Erb- 
General⸗Poſt⸗Meiſter⸗Bedienung als ein Lehen von Uns und Unſern 
Nachkommen an der Chur un Churfürſtlichen Haufe recognoſciren, 
mit ſolchem Erb⸗Amt von Fällen zu Fällen beliehen werden, auch 
ſelbiges gleich andern bey Unſerm Churfürſtlichen Hauſe ſich befin- 
denden Erb⸗Aemtern, und zwar ſolchergeſtalt zu reſpiciren haben 
ſollen, daß nehmlich alle und jede Unſere Poſt⸗Bediente an Ihn 
verwieſen werden, um auch von Ihm auf Unſern gnädigſten Befehl 
und Anordnung wegen Ihrer bey dem Poſt⸗Weſen Sabenber Ver⸗ 
richtung behörige Anweiſung zu empfangen, und daß bemeldter 
Unſer General-Erb⸗Poſtmeiſter und deſſen Männliche Lehns⸗Erben 
alles, was zu der Ober⸗Direction des Poſt⸗Weſens gehöret, beobachten, 
abſonderlich aber dahin ſehen ſollen, damit Unſer Poſt⸗Regal nicht 


2) Die Abſchrift iſt die Urkunde Nr. 41. 
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allein in dem Stande, wie es itzo iſt, ohne allen Eintracht erhalten, 
ſondern auch noch ferner erweitert und verbeſſert, die mit den 
Poſten hin- und mieder-gehende Briefe ſchleunig und ſicher über⸗— 
bracht, den Paſſagiers mit den Fahrenden Poſten eilends und 
bequemlich fortgeholffen, das Fuhr⸗Werck in allen Unſern Landen, 
deſſen Einrichtung Wir ebenfalß dem General-Poft-Amt untergeben 
haben wollen, dem Publico zum Beſten in gute Ordnung gebracht, 
Unſere Poſt⸗Intraden wohl menagiret und richtig berechnet, auch 
ſo hoch als immer möglich gebracht, alle Poſt-Bedienungen, unter 
welchen Wir die Poſtmeiſter Chargen ſelbſt und immediate auf 
bemeldtes Unſers General-Erb⸗Poſtmeiſters und feiner in ſolcher 
Charge habenden Succeſſoren Vortrag, die Geringern aber, als 
Poſt⸗Schreiber, Poſtilions und dergleichen, durch Ihn allein, ſeinem 
Gutbefinden nach, vergeben laſſen wollen, mit geſchickten, redlichen 
und des Poſt⸗Weſens erfahrnen Leuten beſtellet und in genere alles 
dasjenige gethan und beobachtet werde, waß zu guter, Uns und 
dem Publico erſprießlicher Adminiſtration und Ober Direction 
gedachtes Poſt⸗Weſens gehöret und erfordert wird. Und gleichwie 
ſolches Ihm Unſerm General Erb-Poſt⸗Meiſter und denenjenigen 
von ſeinen Söhnen und Männlichen Deſcendenten, die Ihm in 
ſolcher Bedienung ſuccediren werden, keine geringe Mühe und Arbeit 
machen wird, alſo iſt auch billig, daß Er und Sie dafür gebührende 
Belohnung und Ergötzlichkeit zu genieſſen haben, allermaſſen Wir 
Ihnen dann deßhalb Ein Tauſend Reichsthaler Jährlicher Beſoldung 
aus Unſerer Poſt⸗Caſſe und danebſt den Dreyßigſten Theil von 
dem nach Abzug der auf das Poſt⸗Weſen anzuwendenden Speſen 
übrig bleibenden Beſtandes der Poſt-Gelder ſamt der freyen Woh- 
nung in Unſerm Berliniſchen Poſt⸗Hauſe in Gnaden zugeleget 
haben, dergeſtalt, daß erwehnter Unſer General-Erb⸗Poſt⸗Meiſter 
und nach Ihm Sein alsdann lebender älteſter Sohn, und ſo ferner 
desſelben übrige Männliche Deſcendenten, wie ſolches in Unſerer 
Chur-⸗Marck. Brandenburg bey Erb⸗Aemtern Recht und Gewohnheit 
iſt, bey gedachtem Erb⸗General-⸗Poſt⸗Amt und deſſen Verwaltung 
ſolches alles zu genieſſen und ſich deſſen zu erfreuen haben, auch 


dabey und Unſern Nachkommen an der Chur, ſo lange einige von 


des Grafen von Wartenberg Männlichen Leibes-Lehens⸗Erben vor- 


handen, gebührend geſchützet, gelaſſen und mainteniret werden 


ſollen; Und ob ſchon Er, der Graf von Wartenberg, ſolches feines 
Erb⸗General⸗Poſt⸗Amts halber ſich Uns bereits vorhin mit gewiſſen 
Pflichten verwand gemacht hat, ſo iſt dennoch Unſer gnädigſter 
Wille und Befehl, daß Er bey Unſerer hieſigen Lehens⸗Cantzeley 
deßhalb annoch den gewöhnlichen Lehens-Eyd ablegen ſoll, immaſſen 
Ihr denſelbigen in einem gewiſſen Termino, den Ihr dazu anzu- 
berahmen, auch demnegſt einen förmlichen Lehen⸗Brief, dem obiges 
alles gebührend inſeriret werden muß, vor Ihn zu entwerffen und 
ſelbigen zu Unſerer eigenhändigen Vollenziehung einzuſenden, in 
ſolchem Lehen⸗Briefe habet Ihr auch in ſpecie Unſers Ober-Cäm- 
merers und General-Erb⸗Poſt⸗Meiſters beyder itztlebenden Söhnen, 
Friderichs und Caſimiren Grafen von Wartenberg und derer, die 
Er nach Gottes Willen ferner erzeugen wird, ausdrückliche Meldung 
zu thun und die Belehnung auf dieſelbe expreſſe mitzurichten, damit 
alſo Er, der Graf von Wartenberg, feine Söhne und übrige Männ- 
liche Leibes⸗Lehens⸗Erben und Nachkommen deſſen allen ſich um fo 
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viel gewiſſer zu getröſten haben mögen; Wornach Ihr Euch alſo 
gebührend zu achten, und Wir ſeynd Euch mit Gnaden gewogen. 
Geben Schönhaufen, den 15ten Junii 1700. 

Friderich 


und unten 


P. v. Fuchs 20 


SO haben Wir zwar dem Churfürſtlichen Reſcripto zu gehorſamſter 
Folge die Anädigft anbefohlene Belehnunge unterthänigſt zu bewerckſtelligen 
Uns vorgenommen; Nachdem aber Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit 
dieſe Belehnunge vor Dero hohen Perſon zu Oranienburg, den 21ten Junii, 
jüngſthin auf Art und Weiſe, wie folget?s), in Gnaden haben verrichten 
laſſen. So hat es damit ſein Rechtliches Bewenden und iſt der Regiſtratur 
des Nieder⸗Barnimbſchen Creyſes einverleibet, worüber auch der Lehen— 
Brieff forderſamſt ſoll ausgefertiget werden. Urkundlich unter Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit anhangenden Lehen Siegel. Actum Cölln 
an der Spree, den 9ten Julii 1700. 

Churfürſtliche Brandenburgiſche Lehens⸗Cantzeley daſelbſt. 
P. von Fuchs. 
Daniel Stephani, 
Lehn⸗Secretarius. 
Stück Nr. 44. 

(Überſchrift.) Copia Protocolli Des Actus der Belehnung, wie ſolchen 
zu Oranienburg, den 21. Junii 1700, in Praeſentz Seiner Churfürſtlicher 
Durchlauchtigkeit etc., des Herrn Ober Cämmerers etc. Grafen von Warten⸗ 
bergs, des würcklichen Geheimen Staats-Rathes, Herrn von Fuchs und 
Geheimen Staats ⸗Secretarii Ilgen 20) geſchehen. 

(Eingang.) ANfänglich habe auf Seiner Churfürſtlichen Durchlauch— 
tigkeit gnädigſten Befehl des Herrn Ober⸗Cämmerers Hod)- »Gräfflichen 
Excellentz ich (Ilgen) folgenden Eyd vorgeleſen, und iſt derſelbe von Seiner 
Excellentz Wort vor Wort nachgeſprochen worden. 

(Eideswortlaut.) DEmnach der Durchlanchtigſte, Großmächtigſte Fürſt 
und Herr, Herr Friderich der Dritte, Marggraf zu Brandenburg, des 
Heiligen Römiſchen Reichs Ertz⸗Cämmerer und Churfürſt, in Preuſſen, 
zu Magdeburg, Cleve, Jülich, Berge, Stettin, Pommern, der Caſſuben 
und Wenden, auch in Schleſien und Croſſen Hertzog, Burggraf zu Nürn⸗ 
berg, Fürſt zu Halberſtadt, Minden und Camin, Graf zu Hohenzollern, 
der Marck und Ravensberg, Herr zu Ravenſtein und der Lande Lauen- 
burg und Bütow; Mein gnädigſter Herr, mich, Johann Caſimir Grafen 
von Wartenberg und nach mir meine Männliche Leibes⸗Lehens⸗Erben 
und Deſcendenten zu Dero Erb-General-Poft-Meiftern in allen Dero 
Landen in Gnaden beſtellet und angenommen; Als gelobe und ſchwere 
Ich hiermit zu GOTT dem Allmächtigen, daß Ich böchft-erwehnter Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit und Dero Churfürſtlichen Hauſe, auch 
Erben und Nachkommen an der Chur, jedesmahl treu, gehorſam und 
gewärtig ſeyn, Dero Präeminentz, Intereſſe und Beſtes überall ſuchen 

21) Paul Selber von Fuchs, geb. 15. 12. 1640, wurde 1667 Profeſſor der Rechtswiſſenſchaft 
in Duisburg, 1670 Kabinetteſetretär des Großen Kurfürſten, 1684 von dieſem geadelt, 1702 Reichs 
freiherr, verſtarb am 7. 8. 1704. 

25) »Wie folget«, d. h. Urkunde Nr. 44. 

26) Heinrich Nüdeger von Ilgen, 1683 Geheimer eppedierender Sekretär, 1693 Hofrat, 1699 
Geheimer Rat. Im Staatsrat 2408 er die Poſtangelegenheiten vor, die ſich auf das Ausland 
bezogen (Stephan a. a. O. S. 124). 
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und befordern, Schaden und Nachtheil aber meinen euſſerſten Kräfften 
nach verhüten und abwenden, abſonderlich aber Seiner Churfürſtlichen 
Durchlauchtigkeit hohes Poſt-Regal gebührend beobachten, dabey Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit Nutzen und die Commodität des Publici 
treulich ſuchen, wenn von andern, Sie ſeyn, wer Sie wollen, Seine 
Churfürſtliche Durchlauchtigkeit in ſolchem Ihrem Poft-Regal einiger 
Eingriff gethan werden ſolte, ſolches in Zeiten abkehren und unter Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit hohen Autorität alle dienſame Mittel 
dawider zur Hand nehmen, daß abſonderlich die an Seiner Churfürft- 
lichen Durchlauchtigkeit einkommende und unter Dero hohen Nahmen 
abgehende Briefe ſicher, uneröffnet und ſchleunig überkommen, befordern, 
daß der Ertrag und Überſchuß bey dem Poſt-Weſen ſo hoch, als es das 
Publicum nur einiger Geſtalt erleiden wil, gebracht, ſolcher Uberſchuß 
auch gebührend adminiitriret und berechnet werde, behörige Obacht tragen 
und in dieſem allen, wie auch ſonſt mich dergeſtalt erweiſen und beſagtes 
Churfürſtliche Poſt⸗Regal dergeſtalt reſpiciren wil, wie es einem getreuen, 
ſorgfältigen General⸗Erb⸗Poſt⸗Meiſter oblieget und gebühret, ich mir auch 
ſolches vor höchſt-erwehnter Seiner Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit und 
Dero Churfürſtlichen Hauſe zu verantworten getraue; So wahr mir GOtt 
helffe durch ſeinen Sohn JEſum Chriſtum. 
(Beſchluß.) NAchdem dieſer Eyd alſo abgeleget, haben Seiner 
Churfürſtlichen Durchlauchtigkeit nach einer von des würcklichen 
Geheimen Rahts, Herrn von Fuchs, Excellentz gehaltenen kurtzen Rede 
des Herrn Ober⸗Cämmerers Hochgräfflichen Excellentz vermittelſt dar— 
ereichtem und von Seiner Excellentz unterthänigſt berührten Huts 2“) mit 
em General-Erb-Doft-Meifter-Amt in allen Churfürſtlichen Landen belieben 
und inveſtiret, worauf des Herrn Ober⸗Cämmerers Excellentz ſich deßhalb 
gegen Seine Churfürſtliche Durchlauchtigkeit unterthänigſt bedancket und 
damit . Actus beſchloſſen worden. 
In fidem Protocolli ſubſcripſit 
Ilgen. 


Stück Nr. 114. 


Demnach Seine Kbniglich Majeſtätt in Preußen etc. etc. Unſer 
allergnädigſter Herr, Dero geweſenen Ober Cämmerer, dem Grafen von 
Wartenberg, bekandt gemachet, aus was Uhrſachen Er und feine pofteritaet 
auf die demſelben hiebevor conferirte Erbchargen weiter keine reflexion 
machen könte, und dan zu ſolchen Erbchargen das General Erb Poſt Ambt 
mit gezogen werden wollen; So haben zwar allerhöchſtgedachte Seine 
Königl. Maveſtät bereits allergnädigſt disponiret, wie es mit dem Poſt⸗ 
weſen in allen Dero Landen hinführo zu halten, und daß ſelbiges mit 
allen dem, was davon dependiret, durch Dero würklich Geheimbden Etats 
Rath und Hoff Cammer Praeſidenten, dem von Kameken?s), eu chef 
dirigiret und reſpiciret werden ſoll, allerhöchſt ermelte Se. Königl. 
Mayeſtät wollen aber auch alle und jede bey dem Poſtweſen beſtellete 
Bediente, vom erſten bis zum letzten, keinen ausgenommen, aller depen- 
dentz, ſo dieſelbe von dem Graff von Wartenberg als General Erb Poſt— 
meiſter und ſeinen Deſcendenten bishero gehabt, Sie mögen von Sr. 
Königl. Mayeſtät ſelbſt dazu angewieſen ſeyn oder auf des Grafen be» 
gehren oder auch freywillig ſich dazu eingelaßen haben, hiermit gäntzlich 


2˙) Die Überreichung des Hutes gehört zu den feierlichen Symbolen der Lehnsinveſtitur. 
25) Ernſt Bogislav von Kameke, 1711 Geheimer Staatsminiſter, „Beneral-Dojtmelfter, ſpäter 


Präſident des Generaldirektoriums; verſtarb 1726 (Stephan, wie Anm. 26). 
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liberiret und entbunden, auch ihnen insgeſambt befohlen haben, in Poſt— 
ſachen nicht mehr an den Graffen von Wartenberg und feine Deſcendenten, 
ſondern einzig und allein ſich jedesmahl an ermelten den von Kameken 
zu addreſſiren, auch demjenigen, was derſelbe auf Sr. Königl. Majeſtät 
Befehl und in Dero Nahmen Ihnen aufgeben wirdt, jedesmahl mit 
behöriger treue und fleis nachzukommen. 
Uhrkundlich unter allerhöchſtgedachter Sr. Königl. Mayeſtät eigen. 
händigen Unterſchrifft und beygedrucktem Dero Inſiegell. Gegeben Cölln 
an der Spree, den 7. Martij 1711. | 


Friderich 


Patent Ä v. Ilgen. 
an die ſämbtliche Poſt Bediente. ö 


Die Staatsangehörigkeit der Reichsbeamten in den an Polen 
abgetretenen Gebieten. 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Breithaupt in Berlin (Reichspoſtminiſterium). 


Viele der aus den abgetretenen Gebieten nach Deutſchland ausgewanderten 
Beamten werden ſich nicht bewußt ſein, daß ſie nach dem Friedensvertrag die 
deutſche Reichsangehörigkeit verloren haben und Staatsangehörige von Frankreich, 
Polen, des Freiſtaats Danzig oder der Tſchechoſlowakei geworden find. Es be 
darf keines Hinweiſes daranf, daß der Wechſel der Staatsangehörigkeit von mannig— 
facher Bedeutung iſt. Erwähnt ſei nur, daß Perſonen, die nach dem Friedens— 
vertrag der deutſchen Reichsangehörigkeit verluſtig gegangen ſind, trotz ihrer Ab— 
wanderung in das Deutſche Reich nicht das Wahlrecht zum deutſchen Reichstag, 
zu den Landesverſammlungen und Gemeindevertretungen haben. Dagegen gibt 
ihnen die fremde Staatsangehörigkeit den Vorteil, daß ihr Eigentum der 
Liquidation auf Grund des Friedensvertrags nicht unterliegt, ſowie daß ſie 
nicht verpflichtet find, über ihre im Ausland gelegenen Güter nach dem Auskunfts- 
pflichtgeſetz vom 8. Mai 1920 (RGBl. S. 939) Auskunft zu geben, und daß 
ihre ausländiſchen Wertpapiere von der Anmeldung und Beſchlagnahme gemäß 
der Bekanntmachung vom 12. Mai 1920 (Deutſcher Reichsanzeiger Nr. 102) frei 
find. Trotz der wirtſchaftlichen Vorteile, die ihnen zurzeit der Erwerb einer fremden 
Staatsangehörigkeit gewährt, wird der Wunſch dieſer Perſonen, deren deutſches 
Volksempfinden infolge der durchgemachten Unbilden vielfach beſonders ausgeprägt 
iſt, dahin gehen, ſich wieder mit vollem Recht Angehörige des Deutſchen Reichs 
nennen zu können. Beſonders trifft dies bei den Beamten zu. Für ſie kann 
ſich weiter das mißliche Verhältnis ergeben, daß ſie als Beamte im Dienſte des 
Reichs oder eines der deutſchen Gliedſtaaten ſtehen, ohne deutſche Reichsange⸗ 
hörige und Angehörige eines der deutſchen Länder zu ſein. Der größte Teil der 
nach Deutſchland ausgewanderten Beamten iſt aus den an Polen verlorenen Ge— 
bieten gekommen. Der folgenden Unterſuchung, inwieweit die Beamten der Ab- 
tretungsgebiete der deutſchen Reichsangehörigkeit verluftig gegangen find und auf 
welchem Wege ſie dieſe wiedererwerben können, ſollen daher die für die 1 
nal maßgebenden Beſtimmungen des Friedensvertrags zugrunde gelegt 
werden. a % 
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Art. 91 Abſ. 1 und 2 des Friedensvertrags lautet: 

Die deutſchen Reichsangehörigen, die ihren Wohnſitz in den endgültig 
als Beſtandteil Polens anerkannten Gebieten haben, erwerben von Rechts 
wegen die polniſche Staatsangehörigkeit unter Verluſt der deutſchen. 

Indes können deutſche Reichsangehörige und ihre Nachkommen, die 
ſich nach dem 1. Januar 1908 in jenen Gebieten niedergelaſſen haben, die 
polniſche Staatsangehörigkeit nur mit beſonderer Genehmigung des pol⸗ 
niſchen Staates erwerben. 


Entſcheidend iſt danach, ob der betreffende deutſche Reichsangehörige bereits 
vor dem 1. Januar 1908 in den abgetretenen Gebieten gewohnt oder ob er ſeinen 
erſten Wohnſitz in dieſen Gebieten nach dem 1. Januar 1908 genommen hat. 
Trifft die letzte Vorausſetzung zu, ſo iſt er nach dem Friedensvertrag deutſcher 
Reichsangehöriger geblieben. Von dem ihnen zuſtehenden Optionsrecht für Polen 
werden die in Betracht kommenden Beamten kaum Gebrauch machen, zumal da 
der Erwerb der polniſchen Staatsangehörigkeit von der beſonderen Genehmigung 
des polniſchen Staates abhängig ift, und nach Art. 8 des polniſchen Staatsange— 
hörigkeitsgeſetzes vom 20. Januar 1920 die Verleihung der polniſchen Staatsan⸗— 
gehörigkeit nur an ſolche Perſonen erfolgen ſoll, die die polniſche Sprache beherrſchen. 
Außerdem wird man ſagen müſſen, daß ein deutſcher Beamter, der eine fremde 
Staatsangehörigkeit für ſich beantragt, damit pflichtwidrig handelt. Er verletzt 
die Treuepflicht gegenüber dem Deutſchen Reich und muß die ſich daraus erge— 
benden Folgerungen durch Ausſcheiden aus dem Dienſte ziehen. Die Beamten, 
die erſt nach dem 1. Januar 1908 ihren Wohnſitz in den Provinzen Poſen oder 
Weſtpreußen genommen haben, behalten alſo nach dem Friedensvertrag ihre bis— 
herige Staatsangehörigkeit. ' | 

Dagegen find nach Abſ. 1 Art. 91 alle Perſonen deutſcher Reichs“ 
angehörigkeit, die ihren Wohnſitz zurzeit des Inkrafttretens des Friedensvertrags, 
dem 10. Januar 1920, in den abgetretenen Gebieten hatten, und die darin 
bereits vor dem 1. Januar 1908 anſäſſig waren, unter Verluſt der deutſchen 
Reichsangehörigkeit Polen geworden. Der Verluſt der deutſchen Reichsangehörig— 
keit ſchließt hier gleichzeitig den Verluſt der Staatsangehörigkeit als Preuße, 
Mecklenburger uſw. ein. Dabei macht es, wie man bei ſtrenger und ſinngemäßer 
Auslegung des Art. 91 annehmen muß, keinen Unterſchied, ob der Betreffende 
feinen Wohnſitz ununterbrochen von der Zeit der Begründung ſeines erſten Wohn— 
ſitzes in dem abgetretenen Gebiet an bis zum Inkrafttreten des Friedensvertrags 
in dieſem Gebiet oder ob er ihn in der Zwiſchenzeit auf kürzere oder längere 
Dauer in anderen Teilen Deutſchlands gehabt hat. Ein deutſcher Reichsange— 
höriger, der zu irgendeinem Zeitpunkt vor dem 1. Januar 1908, etwa in 
den Jahren 1897 bis 1900, in Bromberg, danach in Kiel, Berlin oder Köln ge— 
wohnt und der zur Zeit des Inkrafttretens des Friedensvertrags ſeinen on in 
Poſen gehabt hat, hat danach feine deutſche Reichsangehörigkeit verloren und ift 
polniſcher Staatsangehöriger geworden. 

Der Verluſt der deutſchen und der Erwerb der polniſchen Staatsangehörigkeit 
iſt allerdings kein endgültiger. Nach Art. 91 Abſ. 3 des Friedensvertrags haben 
alle über 18 Jahre alten Perſonen das Recht, für die deutſche Reichsangehörigkeit 
zu optieren, d. h. ſie können in einer förmlichen Erklärung gegenüber der zuſtän⸗ 
digen Behörde zum Ausdruck bringen, daß fie deutſche Reichsangehörige fein 
wollen und erlangen damit ohne weiteres ihre alte Staatsangehörigkeit wieder. 
An dem einmal geſchaffenen Zuſtand wird durch die Beſtimmung jedoch bis zur 
Abgabe der Optionserklärung nichts geändert. Der Optionsvertrag mit Polen 
iſt noch nicht zuſtande gekommen. Beſtimmungen darüber, in welcher Form und 
welcher Behörde gegenüber die Optionserklärung abzugeben iſt, beſtehen noch nicht. 
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Su hoffen iſt, daß die Beſtimmungen und ihre Handhabung durch die deutſchen 
Behörden den Betroffenen die Option in jeder Weiſe erleichtern werden. Bis zu 
dem Zeitpunkt, in dem der noch zu ſchließende Optionsvertrag in Kraft tritt, 
kann von den betroffenen Perſonen die deutſche Reichsangehörigkeit daher nur auf 
einem der im deutſchen Reichs- und Staatsangehörigkeitsgeſetz vom 22. Juli 19135 
(RGBl. S. 583) aufgeführten Wege wiedererworben werden. 

Der Umſtand, daß der Betroffene deutſcher Reichs- oder bundesſtaatlicher Be⸗ 
amter iſt, Tchließt den Eintritt des Verluſtes der deutſchen Staatsangehörigkeit 
nicht- aus. Nach deutſchem Beamtenrecht iſt nicht unbedingt 5 daß der 

eamte die deutſche Reichsangehörigkeit beſitzt. Ein Ausländer z. B., der im 
Ausland als Reichsbeamter angeſtellt wird, erlangt dadurch nicht die deutſche 
Reichsangehörigkeit!). Mit dem Verluſt der deutſchen Reichsangehörigkeit ift ferner 
der Verluſt der Beamteneigenſchaft nicht notwendig verbunden?). Das zeigt auch 
die Beſtimmung des $ 22, Ziffer 5 des Reichs⸗ und Staatsangehörigkeitsgeſetzes, 
wonach ein Beamter, folange er ein Amt bekleidet, aus der deutſchen Reichsan⸗ 
gehörigkeit nicht »entlaſſen« werden kann. Es iſt für die Stellung als Beamter 
etwas weſentlich anderes, ob ein Beamter die Entlaſſung aus der Staatdange- 
hörigkeit von ſich aus betreibt — was als pflichtwidriges Verhalten anzuſehen 
und mit feiner Beamtenſtellung nicht vereinbar iſt — oder ob er die Staatsan- 
gehörigkeit auf anderem Weg als durch Entlaſſung, hier durch den Deutſchland 
aufgezwungenen Friedensvertrag, verliert. 

Die Feſtſtellung, daß ein großer Teil der aus den abgetretenen Gebieten nach 
Deutſchland ausgewanderten Beamten der deutſchen Reichsangehörigkeit verluſtig 
gegangen fein ſoll, kann natürlich nicht befriedigen. Ebenſowenig kann die Be 
amten die Ausſicht, daß ihnen in Zukunft die Option für Deutſchland die deutſche 
Reichsangehörigkeit wiederverleiht, zufriedenſtellen. Der deutſch⸗polniſche Vertrag 
über die vorläufige Regelung von Beamtenfragen vom 9. November 1919 (RGBl. 
1920 S. 77) hilft aus der Schwierigkeit nicht heraus; aus ihm läßt ſich nicht 
folgern, daß die in Polen einſtweilen verbliebenen deutſchen Beamten ihre deutſche 
Reichsangehörigkeit behalten haben. Das Beamtenabkommen enthält keine Be- 
ſtimmung über die Staatsangehörigkeit der zum Dienſt in Polen beurlaubten 
Beamten. Dadurch, daß fie in dem Abkommen als »deutfche« Beamte bezeichnet find, 
wird an ihrer Staatsangehörigkeit nichts geändert, denn das deutſche Beamtenrecht 
kennt, wie geſagt, auch deutſche Beamte, die nicht deutſche Reichsangehörige ſind. 

Einen Ausweg aus der unerwünſchten Lage, daß fortan viele Ausländer als 
deutſche Beamte tätig find, zeigt dagegen der § 15 des Reichs und Staatsan⸗ 
gehörigkeitsgeſetzes (St AG.). Dieſe Beſtimmung in Verbindung mit § 8 des 
Geſetzes ſetzt feſt, daß ein Ausländer die Staatsangehörigkeit eines deutſchen Glied— 
ſtaats und damit die deutſche Reichsangehörigkeit durch ⸗Einbürgerung«, d. h. 
durch Erklärung der Verwaltungsbehörde, erwerben kann, und daß als Einbürge⸗ 
rung die im Reichsdienſt erfolgte Anſtellung eines Ausländers gilt, der ſeinen 
dienſtlichen Wohnſitz in einem Bundesſtaat hat. Der $ 15 des StA. wird 
auch auf die zurückwandernden Beamten anzuwenden ſein, die zwar nach dem 
ſtarren Wortlaut Polen geworden ſind, aber ſich doch nach wie vor als deutſche 
Reichsangehörige fühlen. Vorausſetzung für den Erwerb der deutſchen Reichsan- 
gehörigkeit iſt nach § 15 die Anſtellung und der dienſtliche Wohnſitz in einem der 
deutſchen Gliedſtaaten. Ein Ausländer, der im Inland wohnt und deutſcher Be- 
amter iſt, ſoll auch deutſcher Staatsangehöriger ſein. Als gleichgültig wird dabei 
anzuſehen ſein, ob die Verlegung des Wohnſitzes nach Deutſchland der Anſtellung 
vorhergeht oder nachfolgt, und man wird ſagen können: Der Ausländer, der bereits 
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deutſcher Beamter iſt, gilt mit der Erlangung eines dienſtlichen Wohnſitzes im Inland 
in dem deutſchen Gliedſtaat als eingebürgert, in dem er feinen Wobnſitz hat. Die 
Erlangung eines dienſtlichen Wohnſitzes iſt nicht gleichbedeutend mit der tatfäch- 
lichen Überſiedlung des Beamten, kann ihr vielmehr vorausgehen. Bereits die 
Verſetzung des Beamten begründet für ihn einen neuen dienſtlichen Wohnſitz, auch 
wenn der Beamte zunächſt noch an ſeiner alten Dienſtſtelle verbleibt. Der durch 
den Friedensvertrag zum Polen gewordene deutſche Beamte erlangt demnach die 
deutſche Reichsangehörigkeit dann wieder, wenn ihm die Verfügung wegen ſeiner 
Verſetzung nach einem Orte des Deutſchen Reichs zugeht. 

Dabei iſt folgendes zu beachten. Die deutſche Reichsangehörigkeit ſetzt, abge— 
ſehen von den Ausnahmefällen der SS 33 und 34 des Sta., die Staatsange— 
hörigkeit in einem der deutſchen Gliedſtaaten voraus. Nach § 15 erlangt nun 
der im Reichsdienſt angeſtellte Beamte die Staatsangebörigkeit des Landes 
(deutſchen Gliedſtaats), in dem er feinen dienſtlichen MWohntig bat. Es kann daher 
der Fall eintreten, daß -der Beamte aus dem abgetretenen Gebiet die bundes- 
ſtaatliche Staatsangehörigkeit, die er bisber hatte, nicht wiedererlangt und Ange— 
höriger eines anderen deutſchen Gliedſtaats wird. Ein in der Provinz Poſen an- 
ſäfſiger Poſtbeamter z. B., der früher Preuße war und durch den Friedensvertrag 
die deutſche Reichs- und preußiſche Staatsangehörigkeit verloren hat, erwirbt, 
wenn er jetzt nach Braunſchweig verſetzt wird, nicht wieder die preußiſche, ſondern 
die brannſchweigiſche Staatsangehörigkeit. 

Nicht ſo leicht wie für die noch im Dienſte befindlichen Beamten geſtaltet ſich 
der Wiedererwerb der deutſchen Reichsangehörigkeit für die Beamten im Ruheſtand 
und für die Witwen und Waiſen von Reichsbeamten, die durch den Friedensver⸗ 
trag die deutſche Staatsangehörigkeit verloren haben. Für ſie kann die Frage 
mit Rückſicht auf die Beſtimmungen im § 57 des . (RBG.) 
und § 15 des Beamtenhinterbliebenengeſetzes (BHG.) noch beſondere Bedeutung 
gewinnen, da nach dieſen Beſtimmungen a Bezug des Ruhegehalts und des 
Witwen- und Waiſengeldes ruht, ſolange ein Ruhegehaltsempfänger und Hinter- 
bliebener nicht im Beſitz der deutſchen Reichsangehörigkeit iſt. Für den Kreis 
dieſer Perſonen gibt es den Wiedererwerb der deutſchen Staatsangehörigkeit durch 
eine Verſetzungsverfügung nicht, ſondern ſie ſind, wenn ſie nicht auf den Erlaß 
der noch fehlenden Beſtimmungen über die Option warten wollen, die ihnen den 
Wiedererwerb der deutſchen Reichsangehörigkeit hoffentlich erleichtern wird, auf 
die förmliche Einbürgerung nach § 8 ff. des SAG. angewieſen. Das ift aber 
ein umſtändlicher Weg. Die Bestimmungen des 8 57 RBG. und § 15 BSG. 
haben für die Berechtigten ſelbſt zurzeit aber nicht die Bedeutung, wie es auf den erſten 
Blick erſcheint inſofern, als über die Verteilung der Penſionslaſten zwiſchen 
Deutſchland und Polen verhandelt wird, und einſtweilen noch ohne Rückſicht auf 
die Staatsangehörigkeit der Staat die Beträge zahlt, in dem der Berechtigte 
ſeinen Wohnſitz hat. 

Hat nach dem Friedensvertrag eine große Anzahl Deutſcher die deutſche Reichs- 
angehörigkeit verloren, ſo ſind doch die Bande des Blutes und die tatſaͤchlichen 
Verhältniſſe ſtärker als das dem deutſchen Volk in dem Vertrag von Verſailles 
aufgezwungene Recht. Es widerſpricht jedem volkstümlichen Empfinden, daß die 
Flüchtlinge aus den abgetretenen Gebieten, auch wenn ſie nicht Beamte ſind, die 
deutſche Staatsangehörigkeit verloren haben ſollen. Die Beſtimmungen über den 
Verluſt der deutſchen Reichsangehörigkeit werden daher kaum beachtet, zumal da 
dem polniſchen Staate nichts daran gelegen ſein kann, die aus den polniſchen 
Gebieten nach Deutſchland abwandernden deutſchen Beamten uſw. als feine Staats- 
angehörigen in Anſpruch zu nehmen. Klagen darüber, daß die aus Polen nach 
Deutſchlaud gewanderten Perſonen im Deutſchen Reich nicht als Deutſche angeſehen 
werden, ſind nicht laut geworden. Dieſe Perſonen haben ſich ſelbſt, meiſt in Unkenntnis 
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deſſen, daß fie durch den Friedensvertrag ihrer deutſchen Reichsangehörigkeit be- 
raubt worden ſind, bei ihrer Anmeldung als Reichsdeutſche ausgegeben und 
damit ihren Willen, deutſche Reichsangehörige zu bleiben auch ohne förmliche 
Option — und deshalb allerdings in rechtsunwirkſamer Form — offenbart. 
Wer von ihnen wegen der Liquidation ſeines Eigentums oder aus anderen Gründen 
trotz ſeiner Aberſiedlung nach Deutſchland Wert darauf legt, Pole zu bleiben, mag 
ſich auf das förmliche ihm im Friedensvertrag gegebene Recht berufen. Für ihn 
iſt es dann nur recht und billig, daß er im deutſchen Reich als Ausländer gilt 
und an den Rechten eines deutſchen Staatsbürgers keinen Anteil hat. 


Kleine Mitteilungen. 


Der Bahnbau Tanger- Dakar. Die Internationale Parlamentariſche 
Handels⸗Konferenz hat in ihrer Sitzung vom 22. Mai 1919 in Brüſſel einſtimmig 
die folgende Entſchließung angenommen: »Die Vorarbeiten für eine Eiſenbahn von 
Tanger nach Dakar ſollen ſo raſch wie möglich in Angriff genommen werden; 
die Bahn ſoll die franzöſiſche Vollſpur erhalten — die gleiche Spurweite wie die 
aller europäiſchen Eiſenbahnlinien, außer in Rußland, Spanien und Portugal — 
und für Schnellzüge geeignet ſein. Ferner hat die franzöſiſche Regierung das 
Protektorat von Marokko von den Hemmniſſen zu befreien, die infolge der Algeciras— 
Akte dem wirtſchaftlichen Vorgehen Frankreichs entgegenſtehen. Der franzöſiſchen 
Regierung liegt im weiteren ob, in Verhandlungen mit der ſpaniſchen Regierung 
einzutreten, um fie zu veranlaſſen, daß Spanien in feinen Beſitzungen oder in Ge— 
bieten, die unter ſeiner Schutzherrſchaft ſtehen, die neue Eiſenbahn in gleicher Weiſe 
und hinſichtlich der baulichen Bedingungen in völliger Übereinftimmung mit der 
Linie in dem franzöſiſchen Gebiet herſtellt. Spanien wird ferner erſucht werden, 
die Vollſpur einzuführen, und die portugieſiſchen Zweigbahnen haben alle Vorteile 
der Hauptbahn zu erhalten, die ihrerſeits jo ausgedehnt werden ſoll, daß ihr An— 
ſchluß an vorhandene oder geplante Bahnen in den Kolonien der ‚Vereinigten 
Mächte“ geſichert ift«. (Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen, 
1919, S. 586.) 


Nachruf. | 
Wirklicher Geheimer Ober⸗Poſtrat Menny 7. 


Am 7. Juni iſt der Wirkliche Geheime Ober⸗Poſtrat und Miniſterialrat im Reichs⸗ 
poſtminiſterium Menny im 65. Lebensjahr unerwartet an Herzlähmung geſtorben. 

Menny trat 1874 in den höheren Dienſt der Telegraphen verwaltung, beſtand 
1883 die höhere Verwaltungsprüfung und wurde 1894 Poſtrat. Nach ſeiner Be- 
rufung in das Reichs⸗Poſtamt wurde er 1902 zum Geheimen Poſtrat und vor- 
tragenden Rat, 1907 zum Geheimen Ober-Boftrat und 1918 zum Wirklichen Ge- 
heimen Ober-Poſtrat mit dem Rang eines Rates erſter Klaſſe ernannt. Die 
langjährige und erfolgreiche Tätigkeit des Heimgegangenen bei der oberſten Poſt— 
behörde war hauptſächlich der Entwicklung des Fernſprechweſens gewidmet. Durch 
mehrfache Studienreiſen hatte er ſeine Kenntniſſe von dem Fernſprechweſen in 
fremden Staaten erweitert und vertieft. An der Ausarbeitung der Fernſprechge⸗ 
bühren⸗Ordnung vom Jahre 1899 und bei den ſpäteren mehrfachen Neuregelungen 
der Fernſprechgebühren hat er hervorragend mitgewirkt. 


280 Schriftwerke. 


Mit dem Archiv für Poſt und Telegraphie verbanden den Entſchlafenen be— 
ſonders enge Beziehungen; von 1913 bis zu ſeinem Tode lag ihm die Schrift— 
leitung und Herausgabe dieſer Fachzeitſchrift ob. Er hat ſich der Aufgabe, für 
die er mit ſtarkem ſprachlichem Feingefühl und durchdringendem Verſtand ausge— 
rüſtet war, mit vieler Liebe unterzogen und durch Heranziehung berufener Mit- 
arbeiter dafür geſorgt, daß den Leſern des Archivs immer weitere Gebiete zur Er- 
weiterung ihres Wiſſens zugänglich wurden. 

Sein amtliches Wirken, ſein ſchlichtes offenes Weſen und die Lauterkeit ſeiner 
Geſinnung ſichern dem Verblichenen ein dauerndes ehrendes Gedenken. 


Schriftwerke. 


Die Materialprüfung der Iſolierſtoffe der Elektrotechnik. Heraus— 
gegeben von Walter Demuth, Oberingenieur und Prüffeldvorſtand der 
Geſellſchaft für drahtloſe Telegraphie (Telefunken), Berlin, unter Mit- 
arbeit von Kurt Bergk und Hermann Franz, Ingenieure derſelben 
Geſellſchaft. Mit 76 Textabbildungen. 137 S. Preis 12 4, gebunden 
14,40 1. Berlin, Verlag von Julius Springer, 1920. 

Das als Nachwirkung des Krieges noch immer gebotene Beiſeitelaſſen früher 
für elektriſche Anlagen bewährter Bauſtoffe und die Notwendigkeit, dafür Erſatz⸗ 
ſtoffe zu verwenden, zwingt zu regelmäßigen Prüfungen der Rohſtoffe, der Halb— 
und Fertigerzeugniſſe. Die ÜUberlaſtung des Materialprüfungsamts in Lichterfelde, 
der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt in Charlottenburg und der Staats— 
laboratorien mit ſolchen Arbeiten und die dadurch verurſachten Verzögerungen in 
der Ausführung machen die Einrichtung von eigenen Materialprüfſtellen in der 
Induſtrie nötig. Sie wird von den amtlichen Stellen durch Eichung der Maſchinen 
und Anlernung von Perſonal aus der Praxis erleichtert. Auch das vorliegende 
Handbuch dient dieſem Zweck, indem es eine gründliche Einweiſung in das ganze 
Stoffgebiet vermittelt und eine Anleitung zur Vornahme der Prüfungen gibt, 
wie ſie zum Teil vom Verband Deutſcher Elektrotechniker vorgeſchrieben ſind. 

Nach Aufſtellung eines Fragebogens zur Beurteilung der feſten IJſolierſtoffe 
werden im erſten Teil die verſchiedenen Prüfverfahren, die dazu nötigen Maſchinen 
und Sondereinrichtungen, das Vorgehen bei den mechaniſchen und technologiſchen, 
den phyſikaliſchen und elektriſchen Prüfungen behandelt. In gleicher Weiſe iſt 
nach Zuſammenfaſſung allgemeiner Vorfragen über Herkunft und Lieferungsform 
für die flüſſigen Iſolierſtoffe und Lacke die Prüfung der Ole und Fette, Iſolier⸗ 
lacke und Vergußmaſſen dargeſtellt, wobei die Ole und Fette nicht nur als Iſolier- 
ſtoffe, ſondern auch nach ihren Eigenſchaften als Schmiermittel für eleftrifche 
Maſchinen einer eingehenden Betrachtung unterzogen werden. Im zweiten Teile 
find die Iſolierſtoffe, und zwar die reinen Naturerzeugniſſe und die daraus her— 
geſtellten Stoffe (Aſbeſt, Glimmer, Glas, Porzellan uſw.) nach Vorkommen, Ge⸗ 
winnung, Eigenſchaften und Verwendung beſchrieben. Daran ſchließt ſich ein 
Aberblick über die von der Induſtrie jo zahlreich geſchaffenen Kunſtſtoffe ver- 
ſchiedenſter Zuſammenſetzung, wie Ambroin, Cellon, Gummon, Mikanit, Preßſpan 
uſw., wobei Herkunft und Zuſammenſetzung, Lieferungsform, Farbe, ſpezi⸗ 
fiſches Gewicht u. a. aufgeführt ſind. 

Das Buch zeugt von gründlicher Durcharbeitung des Gebiets und praktiſchen Er- 
fahrungen. Mit ſeinem gediegenen, durch Abbildungen der Maſchinen, Aufriſſe und 
Schaltungsſkizzen ergänzten Inhalt iſt es ein wertvolles Hilfsmittel für das Material- 
prüfungsweſen. 
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Der preußiſch⸗amerikaniſche Poſtvertrag von 1852. 


Nach archivaliſchen Quellen bearbeitet von Ober- und Geh. Poſtrat a. D. 
Sautter in Berlin. | 


Am 15. Dezember 1848 wurde zwiſchen dem britiſchen Miniſter für die auswärtigen 
Angelegenheiten Viscount Palmerſton und dem Geſandten der Vereinigten Staaten 
am britiſchen Hofe Georg Bancroft in London ein Vertrag über die Vervollkommnung 
der Poſtverbindung zwiſchen England und Nordamerika geſchloſſen. Der Austauſch 
der Ratifikationsurkunden fand am 26. Januar 1849 in London ſtatt. Der Vertrag 
enthielt Beſtimmungen, die nicht allein für die vertragſchließenden, ſondern auch für 
zahlreiche andere Staaten von Bedeutung waren. Zunächſt wurde darin vereinbart, 
daß das Porto für die Briefbeförderung über den atlantifchen Ozean, das ſogenannte 
Seeporto, fortan nur 8 Pence (62 Silbergroſchen) anſtatt wie bisher 1 Schilling 
(10 Silbergroſchen) für den einfachen bis ½ Unze oder 1 Lot ſchweren Brief be- 
tragen ſolle. Das bedeutete eine beträchtliche Ermäßigung, die nach dem Poſtvertrag 
zwiſchen Preußen und England vom 1. Oktober 1846 auch dem preußiſch-amerikani— 
ſchen über England ſich bewegenden Briefverkehr zugute kommen mußte. Ferner 
fetzte der Vertrag die Befugnis für die Vereinigten Staaten feſt, auf dem Weg 
über England geſchloſſene Briefpakete mit anderen europäiſchen Staaten wechſeln zu 
dürfen; das war ein Zugeſtändnis von Wichtigkeit, das die britiſche Regierung 
ſonſt in ihren Poſtverträgen nicht einzuräumen pflegte. So war z. B. Preußen in 
dem obengenannten Poſtvertrag ſolche Ermächtigung nicht zugeſtanden worden. 
Leider war in dem neuen britiſch⸗-amerikaniſchen Vertrag der Zwang zur Freimachung 
der im Einzeldurchgang durch die beiden Länder zu befördernden Briefe, alſo auch 
der über England zu leitenden preußiſch-amerikaniſchen Briefſchaften, aufrechterhalten 
worden. g 

Als das preußiſche Handelsminiſterium, dem damals die Poſtverwaltung unter- 
ſtand, von dem Wortlaut des Vertrags durch das Miniſterium der auswärtigen 
Angelegenheiten Kenntnis erlangt hatte, erkannte es ſofort, daß das britiſche Zu— 
geſtändnis an Amerika zur Einrichtung von Briefkartenſchlüſſen des Durchgangs 
verkehrs nicht nur das Mittel bieten werde, durch Einrichtung preußiſch-amerikaniſcher 
Briefpakete den läſtigen Zwang zur Freimachung der Briefe zu beſeitigen, ſondern 
wahrſcheinlich auch noch Portoermäßigungen und ſonſtige Verkehrserleichterungen 
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durchzuſetzen. Mancherlei Rückſichten ließen die Herſtellung eines unmittelbaren 

preußiſch⸗amerikaniſchen Poſtverkehrs ohnehin wünſchenswert erſcheinen. Zu jener 
Zeit ſchlug der von Jahr zu Jahr ſteigende Briefverkehr mit Amerika ſehr ver— 
ſchiedene Wege ein; die Poſt wurde teils über England, teils über Frankreich, zu einem 
beträchtlichen Teil über Bremen geleitet. Ferner wurden die ſämtlichen zwiſchen 
europäiſchen und amerikaniſchen Häfen fahrenden Privatſchiffe zur Briefbeförderung 
benutzt. Bei allen Beförderungsarten unterlagen die Briefe verſchiedenen, weſentlich 
voneinander abweichenden Gebührenvorſchriften, deren richtige Anwendung nicht 
allein für die Poſtanſtalten ſchwierig war und die größte Aufmerkſamkeit erforderte, 
ſondern deren Verſchiedenheit auch unabläſſig Rückfragen und Beſchwerden des 
Publikums hervorrief. Auf dem Gebiete durch Einrichtung preußiſch-amerikaniſcher 
Briefkartenſchlüſſe zu einer einheitlichen Gebührenfeſtſetzung und Behandlung zu ge— 
langen, erwies ſich als ein bei der zunehmenden Wichtigkeit der Verkehrsbeziehungen 
ſehr fühlbares Bedürfnis. Das Handelsminiſterium wandte ſich daher an das 
Miniſterium des Auswärtigen mit dem Exſuchen, auf diplomatiſchem Wege feſtſtellen 
zu laſſen, ob die Regierung in Waſhington geneigt ſei, auf Grund des in dem neuen 
britiſch-amerikaniſchen Poſtvertrag britiſcherſeits gemachten Zugeſtändniſſes mit 
Preußen i in unmittelbaren Poſtverkehr zu treten. In Abweſenheit des Miniſterreſi⸗ 
denten in Waſhington wurde der preußiſche Generalkonſul S. W. Schmidt in New 
Mork mit Anknüpfung der erforderlichen Verhandlungen beauftragt. Die preußiſche 
Anregung fiel bei der amerikaniſchen Regierung auf guten Boden. Staatsſekretär 
Clayton ſprach ſich über den Vorſchlag der Einrichtung preußiſch-amerikaniſcher Brief— 

kartenſchlüſſe ſehr günſtig aus und verwies den Generalkonſul zur näheren Beſprechung 
der Angelegenheit an den Generalpoſtmeiſter Collamer. Der ſtand erſt ſeit wenigen 
Monaten an der Spitze der Poſtverwaltung und war damals mit wichtigen Perſonal⸗ 
angelegenheiten beſchäftigt; er übertrug daher die Verhandlungen ſeinem Beigeord— 
neten, dem erſten Aſſiſtant Poſtmaſter-General, Major Hobbie, einem auf dem Gebiete 
beſonders ſachverſtändigen, bewährten Beamten, der bei dem Abſchluſſe des Poſtver— 
trags zwiſchen den Vereinigten Staaten und England hervorragend tätig geweſen 
war und auch im Jahre 1847, bei perſönlicher Anweſenheit in Bremen, mit dem 
Leiter des bremiſchen Poſtweſens, Senator Duckwitz, die erſte unmittelbare deutſch— 
ametifanifche Seepoſtverbindung Bremen- New Pork vereinbart hatte. Leider fiel 
der Beginn der Serbannlunden in eine ungünſtige Zeit. Durch den Frieden von 
Guadalupe Hidalgo vom 2. Februar 1848 hatte Mexiko infolge des verlorenen Krieges 
mehr als die Hälfte ſeines großen Gebiets an die Vereinigten Staaten abtreten müſſen. 

Es war nunmehr deren Sache, in der ungeheuren, freilich dünn beſiedelten Länder— 
maſſe für Einrichtung des Poſtweſens zu ſorgen. Um dieſelbe Zeit waren die Gold— 
funde in dem von Mexiko an die Vereinigten Staaten abgetretenen Californien gemacht 
worden, was einen gewaltigen Zuſtrom von Menſchen in das bisher menſchenleere 
Gebiet zur Folge hatte. Dadurch war die Poſtverwaltung in Waſhington plötzlich 
vor die ſchwierige Aufgabe geſtellt, nach einem fo weit entfernten Landſtrich Poſt- 

verbindungen herzuſtellen und in Gebieten, wo noch der reine Naturzuſtand herrſchte, 
Poſteinrichtungen ins Leben zu rufen. Es lag auf der Hand, daß die Arbeitskraft 
der Leiter des nordamerikaniſchen Poſtweſens durch dieſe dringlichen Arbeiten aufs 
äußerſte in Anſpruch genommen war und daß die Aufmerkſamkeit für die weniger 
wichtige Vereinbarung eines Poſtvertrags mit Preußen in den Hintergrund trat. 

Für den Fortgang der Verhandlungen war auch der Umſtand hinderlich, daß 
dem mit deren Führung amerikaniſcherſeits beauftragten gewiegten Fachmann auf 
preußiſcher Seite ein Nichtfachmann, der preußiſche Miniſterreſident Freiherr von 
Gerolt, gegenüberſtand, der nach der Rückkehr auf ſeinen Geſandtenpoſten an Stelle 
des Generalkonſuls in New Vork die Angelegenheit in die Hand genommen hatte. 

Obwohl Gerolt mit regſtem Eifer, großer Umſicht und Tatkraft ans Werk ging, fehlten 

ihm doch die fachmänniſchen Kenntniſſe, um auf Anfragen und Einwendungen des 
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amerikaniſchen Vertreters ſogleich erwidern zu können. Er war genötigt, in allen 
ſolchen Fällen immer erſt an das Miniſterium des Auswärtigen in Berlin zu berichten, 
das dann wiederum das Handelsminiſterium erſuchen mußte, die für die Anweiſung 
des Geſandten erforderlichen Angaben zu liefern. Bei der langen Seit, die der Nach— 
richtenaustauſch zwiſchen Amerika und Europa damals in Anſpruch nahm, verſtrichen 
Wochen und Monate, bis der Geſandte in den Stand geſetzt war, dem amerikaniſchen 
Unterhändler zu antworten. Hätte man die Führung der Verhandlungen, wie es 
in anderen Fällen geſchehen war, z. B. beim Abſchluß des erſten Poftvertrags zwiſchen 
Preußen und England, den der Geh. Poſtrat Seidel im Jahre 1846 in London zu- 
ſtande gebracht hatte, einem Mitgliede der preußiſchen Poſtverwaltung an Ort und 
Stelle übertragen oder wenigſtens dem Geſandten einen ſachkundigen Poſtbeamten 
an die Seite geſtellt, ſo wäre der Vertragsabſchluß ohne Zweifel in kürzerer Friſt 
gelungen. Aus welchen Gründen dies nicht geſchehen iſt, geht aus den Akten nicht 
hervor. 

Ein neues Hindernis ergab ſich im Laufe der Verhandlungen in Geſtalt des am 
6. April 1850 abgeſchloſſenen deutſch⸗öſterreichiſchen Poſtvereinsvertrags. Preußiſcher— 
ſeits war von vornherein N in dem Poſtvertrag mit den Vereinigten 
Staaten das Porto für die deutſche Beförderungsſtrecke — entſprechend dem ameri— 
kaniſchen Inlandsporto von 5 Cents — auf den einheitlichen Satz von 2 Eilber- 
groſchen für den einfachen Brief feſtzuſetzen. Dem amerikaniſchen Unterhändler war 
dies auch zugeſagt. Das bedeutete eine Abweichung von dem hinterher geſchloſſenen 
Vereinsvertrag, der für das deutſche Porto drei Taxſtufen von 1, 2 und 3 Silber- 
groſchen je nach der Entfernung vorſchrieb. Es waren daher zunächſt Verhandlungen 
mit den Vereinsverwaltungen nötig, um ihre Zuſtimmung zu der geplanten Ab— 
weichung von den Beſtimmungen des kaum ins Leben getretenen Vereinsvertrags 
herbeizuführen. Sie zogen ſich in die Länge, weil nicht alle Vereinsverwaltungen 
geneigt waren, der Abweichung ohne weiteres zuzuſtimmen. Die Fürſtlich Thurn-und— 
Taxisſche Poſtverwaltung lehnte ihre Zuſtimmung ab. Größere Schwierigkeiten ver— 
urſachten die langwierigen Verhandlungen mit Belgien, England und den Vereinigten 
Staaten wegen Ermäßigung des belgiſchen und engliſchen Durchgangsportos und 
des Seeportos, die angeſtrebt werden mußte, um das Porto für die mit den preußifch- 
amerikaniſchen Briefpaketen zu befördernden Briefe ſo niedrig bemeſſen zu können, 
daß die neue Beförderungsgelegenheit mit den beſtehenden Gelegenheiten in Wett— 
bewerb treten konnte. Erſt im Herbſt 1851 gelang es der perſönlichen Einwirkung 
des in London anweſenden Handelsminiſters von der Heydt, die Ermäßigung des 
belgiſchen und engliſchen Durchgangsportos zu erreichen. Die Herabſetzung des See— 
portos gelang dagegen überhaupt nicht, obwohl Belgien, dem in Rüdficht auf die Ein- 
nahme an Durchgangsporto am Zuſtandekommen der neuen Poſtverbindung gelegen 
war, durch ſeine diplomatiſchen Vertreter in London und Waſhington die Wünſche 
Preußens unterſtützte. In den Vereinigten Staaten beſtand für eine Ermäßigung 
des Seeportos wenig Neigung. Der amerikaniſche Generalpoſtmeiſter erklärte, daß 
er das Seeporto in ſeiner jetzigen Höhe eigentlich für mäßig genug halte, immerhin 
wolle er, wenn ſich England zu einer Herabſetzung entſchließen könne, einer ſolchen 
auch ſeinerſeits nicht entgegen ſein. England dagegen wollte von einer Seeporto— 
ee nichts wiſſen, worin es die laue Haltung Amerikas wohl beſtärkt haben 
mochte. an wies preußiſcherſeits darauf hin, daß ſich ſelbſt bei der beantragten 
Herabſetzung des Seeportos auf 15 Cents für die Unze das Porto für einen mit den 
preußiſch⸗amerikaniſchen Briefpaketen zu befördernden Brief immer noch etwas höher 
ſtellen werde als bei der Beförderung über Bremen, und daß daher England in ſeinem 
eigenen Nutzen handle, wenn es die Ermäßigung zugeſtehe, weil es ſich dadurch den 
Durchgangsverkehr erhalte. Auch dieſe Ausführungen blieben eindruckslos; England 
lehnte den preußiſchen Antrag kurz ab. Während die Verhandlungen ſchwebten, 
erging ein Mahnruf des preußiſchen Miniſterreſidenten in Waſhington, man wöge 
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die ſchon ſo lange ſchwebende Angelegenheit baldigſt zum Abſchluß bringen, weil bei 
längerem Zögern zu befürchten ſei, daß bei der Wandelbarkeit der Anſichten im Schoße 
der Regierung und der amerikaniſchen geſetzgebenden Körperſchaften das ganze müb- 
ſelig aufgerichtete Vertragswerk zu Fall kommen könne. Die Mahnung wurde von 
der Bertiner Regierung beherzigt. Der Vertrag wurde am 26. Auguſt 1852 nach 
beinahe dreijähriger Dauer der Verhandlungen von dem Handelsminiſter von der 
Heydt unterzeichnet und trat mit dem 1. Oktober 1852 für Preußen in Wirkſamkeit. 
Für die Vereinigten Staaten, in deren Namen der Generalpoſtmeiſter Hall unter— 
zeichnet hatte, ſollte die Wirkſamkeit des Vertrags einen Monat nach Auswechſlung 
der Vertragsurkunde beginnen.“ 

Die wichtigſten Vorſchriften des Vertrags waren folgende. Zu Auswechſlungs— 
Poſtanſtalten wurden in Preußen das Poſtamt in Aachen, in Amerika die 
Poſtämter 0 New York und Boſton auserſehen. Anderungen in der Beziehung 
waren der Verſtändigung beider Verwaltungen vorbehalten. Hiervon machte die 
preußiſche Poſtve erwaltung ſofort in der Weiſe Gebrauch, daß ſie an Stelle des 
weniger geeigneten Poſtamts in Aachen das erſt wenige Monate vorher, am 1. April 
1852 errichtete Speditionsamt Nr. 10 in Köln, deſſen Bahnpoſten auf der Strecke 
Köln-Aachen-Verviers verkehrten, zur Abfertigungsſtelle und Empfangsſtelle für die 
Kartenſchlüſſe nach und aus Amerika beſtimmte. Der Vertrag war auf den Brief— 
verkehr zwiſchen Preußen und den Staaten des deutſch-öſterreichiſchen Poſtvereins 
einerſeits und den Vereinigten Staaten und ihren Territorien anderſeits anwendbar. 
Außerdem behielten ſich die vertragſchließenden Teile vor, auch Briefe nach und von 
rückliegenden Ländern nach vorgängiger Mitteilung eines Verzeichniſſes der betreffenden 
Gebiete und der Gebührenſätze in die preußiſch-amerikaniſchen Briefpakete aufnehmen 
zu laſſen. Der nicht über ½ Unze wiegende Brief galt als einfach. Das Porto betrug 
30 Cents, nämlich 5 Cents für die Be förderung auf amerikaniſchem Gebiet, 20 Cents 
für das Seeporto und das britiſche ſowie be Agiſche Durchgangsporto, und 5 Cents für 
Deutſchland. Bei ſchwereren Sendungen ſtellte ſich das Porto für Sendungen bis 
zum Gewicht von 1 Unze auf 60 Cents und ſtieg für jede weitere Unze oder einen 
Bruchteil davon um je 60 Cents. Die Vorauszahlung des Portos war freigeſtellt, 
eine Freimachung nur zum Teil aber nicht geſtattet. Zwei preußiſche Lot wurden 
für eine amerikaniſche Unze gerechnet. Urſprünglich hatte die amerikaniſche Poſt— 
verwaltung für die Briefe nach den neu erworbenen Gebietsteilen Californien und 
Oregon in Rückſicht auf die ihr erwachſenden großen Koſten der Poſtbeförderung 
zwiſchen den Küſten des atlantiſchen und des Stillen Ozeans ein höheres Porto!) be⸗ 
anſprucht, doch ließ ſie im Laufe der Verhandlungen ihren Anſpruch »im Geiſte der 
Freigebigkeit«, wie der Generalpoſtmeiſter betonte, und in der Abſicht fallen, zwiſchen 
den beiden vertragſchließenden Staaten gleich von vornherein eine Einheitsgebühr 
herzuſtellen. Zeitungen bis zum Gewicht von 2 Unzen das Stück waren bei voller 
Voraus zahlung des ermäßigten Portos von 6 Cents zugelaſſen, Druckſachen anderer 
Art genoſſen dagegen keine Portoermäßigung. Den Briefportoſätzen lag die Annahme 
zugrunde, daß auf die Unze durchſchnittlich 4 Briefe entfallen würden. Wenn ſich 
die Vorausſetzung als unzutreffend erweiſen und die Durchſchnittszahl der auf die 
Unze entfallenden Briefe geringer ſein ſollte, war vereinbart, daß zur Deckung des 
etwaigen Verluſtes zwiſchen beiden Verwaltungen höhere Portoſätze verabredet werden 
konnten. Jedem Briefpaket war eine Briefkarte beizugeben, worin der Betrag des 
jeder Verwaltung nach der Zahl der Briefe zuſtehenden Portos zu vermerken war. 
Etwaige Anderungen der Eintragungen mußte die abſendende Verwaltung gegen 
ſich gelten laſſen, wenn ſie am Beſtimmungsort durch zwei Beamte feſtgeſtellt waren. 


) Die Portoreformakte vom 3. März 1851 ſetzte das Briefporto in den Vereinigten Staaten 
von 5 auf 3 Cents berab, jedoch mit der Einſchränkung, daß für Briefe auf Entfernungen von mehr 
als 3000 Meilen, worunter Californien und Oregon fielen, eine zweite Gebührenſtufe von 6 Cents 
in Anwendung zu kommen babe. 
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Den damaligen Gepflogenheiten des Poſtdienſtes entſprechend, war eine ſehr um— 
ſtändliche Stemplung der Briefe vorgeſehen. Neben dem gewöhnlichen Aufgabeſtempel 
erhielt jeder Brief einen Abdruck des Stempels des abſendenden Auswechſlungs— 
Poſtamts auf der Vorderſeite und des empfangenden Auswechſlungs⸗Poſtamts auf 
der Rückſeite. Ferner trug jeder freigemachte Brief das geſtempelte Wort »Paid« 
nebſt dem Betrage des Portos in roter Farbe in der rechten oberen Ecke der Vorder— 
ſeite. Endlich war auf jedem Briefe zum Zwecke der Abrechnung mit England für 
etwa zurückgeſchickte unbeſtellbare Briefe entweder der Name des Schiffes oder die 
Bezeichnung »Br. Packet« bzw. »Am. Packet«, jenachdem er mit einem britiſchen 
oder amerikaniſchen Dampfer Beförderung erhielt, durch Stempelabdruck auf der 
Rückſeite anzubringen. Mit Hinzurechnung des Stempelabdrucks der Beſtimmungs— 
Poſtanſtalt war alſo jeder freigemachte Brief mit nicht weniger als 6 Stempelabdrücken 
bedeckt, wozu noch einige Stemplungen bei Umleitungen im Aufgabe und Beſtim⸗ 
mungsland treten konnten. Eine derartige zeitraubende, Mühe und Arbeit ver- 
urſachende Abſtemplung der Briefe glaubten die Poſtverwaltungen in damaliger Zeit 
nicht entbehren zu können!). 5 

Einſchreibbriefe waren im Vertrag nicht vorgeſehen, weil das Verfahren der Ein 
ſchreibung im amerikaniſchen Poſtbetrieb damals noch unbekannt war. Trotzdem 
ließ die preußiſche Poſtverwaltung nach Vertragsabſchluß Einſchreibbriefe nach den 
Vereinigten Staaten zu, allerdings unter der Beſchränkung, daß die Einſchreibung 
nur bis zur preußiſchen Grenzausgangs⸗Poſtanſtalt gültig war; von dort ab wurden 
die Einſchreibbriefe als gewöhnliche Briefe weitergeſandt. Bei Erlaß der Vorſchrift 
ſcheint man damit gerechnet zu haben, daß die Vereinigten Staaten in naher Seit 
zur Einführung des Einſchreibverfahrens in ihrem inneren Poſtbetrieb übergehen 
und dann auch Einſchreibbriefe im Verkehr von Staat zu Staat zulaſſen würden; 
die Erwartung hat ſich drei Jahre ſpäter in der Tat erfüllt. 

Ein bemerkenswerter Artikel des Vertrags beſtimmte, daß jede Verwaltung der 
anderen Veränderungen oder Verbeſſerungen vorſchlagen kann, und daß, ſobald beide 
Teile über den Vorſchlag einig geworden ſind, der Vertrag als verändert oder verbeſſert 
gelten ſoll. Durch die bei Poſtverträgen bisher nicht übliche wichtige Vereinbarung 
war der Ausbildung des Vertrags nach den praktiſchen Erfahrungen und Bedürfniſſen 
erfreulicherweiſe das Tor geöffnet. Um die läſtige Beſchränkung des Druckſachenver⸗ 
ſands auf Zeitungen zu beſeitigen, kamen beide Verwaltungen überein, mit England 
und Belgien wegen der Zulaſſung von Druckſachen und Druckwerken aller Art bis 
zum Einzelgewicht von 16 Unzen gegen ermäßigtes Porto in den preußifch-amerifa- 
niſchen Briefpaketen in Verhandlungen zu treten. 

Die Beförderung der neuen Kartenſchlüſſe fand auf dem Weg über Aachen 
Oſtende-Dover-Liverpool oder Southampton mit britiſchen oder amerikaniſchen 
Paketbooten ſtatt, und zwar acht⸗ oder neunmal monatlich mit Abgang von Köln am 
dritten Tage 11½ Uhr nachts vor Abfahrt des Dampfers. Von Liverpool verkehrten 
die Dampfſchiffe ſechs⸗ bis ſiebenmal, von Southampton zweimal im Monat. Um 
für die Hauptmaſſe der in Köln angeſammelten Briefſchaften den Anſchluß an die 
Dampfer auf jeden Fall zu ſichern, wurde ſchon am vierten Tage vor ihrem Abgang 
ein Vorverſand von Köln abgelaſſen. In Preußen begann die Ausführung des Ver— 
trags am 1. Oktober 1852, in Amerika am 30. Oktober 1852. Das Porto für 
den einfachen Brief wurde von der preußiſchen Poſtverwaltung auf 13 Silbergroſchen 
feſtgeſetzt, nicht, wie man urſprünglich beabſichtigt und gehofft hatte, auf 11 Silber- 
groſchen, weil die angeſtrebte Ermäßigung des Seeportos leider mißlungen war. Auf 
der erſten deutſchen Poſtkonferenz in Berlin hatte die preußiſche Verwaltung den 
übrigen Vereinsverwaltungen in ziemlich ſichere Ausſicht geſtellt, daß ſie in der Lage 
ſein werde, mit der neuen Verbindung den einfachen Brief zum Portoſatze von nur 


1) Im Jahre 1855 wurde eine Vereinfachung der Stemplung durchgeführt. 
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11 Silbergrojchen zu befördern. Über den höheren Portoſatz gab ſich daher im Kreiſe 
der Vereinsverwaltungen mehr oder weniger Enttäuſchung kund, da nun die Gebühr 
für den Weg über Bremen nach wie vor billiger blieb. Einzelne Verwaltungen — 
die Thurn⸗und⸗Taxisſche, die badifche, württembergiſche und die bayeriſche — lehnten 
den Beitritt zu dem preußiſch-amerikaniſchen Vertrag vorläufig ab und nahmen 
davon Abſtand, ihren Poſtanſtalten von dem Beſtehen des neuen Verſendungswegs 
Mitteilung zu machen, was, wie ſpäter dargelegt werden ſoll, für die Entwicklung 
des Verkehrs auf dieſem Weg ungünſtig war. 

Der erſte, am 30. Oktober von New Pork mit dem Dampfer Baltic abgefertigte 
Kartenſchluß, der über 4 000 Briefe enthielt, ging am 13. November der Bahnpoſt 
Nr. 10 Verviers-Köln!) zu. Die amerikaniſche Postverwaltung begann ſogleich, auf 
Grund des Artikels 4 des Vertrags die Briefpakete nach Preußen zur Aufnahme von 
Sendungen des Durchgangsverkehrs aus den Vereinigten Staaten und aus rückwärts 
gelegenen Ländern nach Europa zu benutzen und der preußiſchen Poſtverwaltung 
anheimzuſtellen, auch ihrerſeits Briefe nach Ländern jenſeits der Vereinigten Staaten 
in die neuen Kartenſchlüſſe aufnehmen zu laſſen. Es handelte ſich hierbei um Sendungen 
nach und von den britiſchen Beſitzungen in Nordamerika und Weſtindien, Mexiko, 
Cuba und den Staaten an der Weſtküſte von Südamerika. Das erſte Verzeichnis 
der für die Sendungen des Durchgangsverkehrs an die Vereinigten Staaten zu ver— 
gütenden Portoſätze gab den Anlaß zu einer Meinungsverſchiedenheit über die Aus— 
legung des Vertrags zwiſchen beiden Verwaltungen. Während die amerikaniſche Poſt— 
verwaltung für die Briefſchaften neben dem in dem preußiſch-amerikaniſchen Einheits— 
porto von 30 Cents für den einfachen Brief bereits enthaltenen Betrage von 5 Cents 
für Amerika noch ein beſonderes Porto von 5 Cents für die Beförderung auf ameri— 
kaniſchem Gebiet beanſpruchte, vertrat die preußiſche Poſtverwaltung den Stand— 
punkt, daß das Einheitsporto von 30 Cents das amerikaniſche Inlandsporto bereits 
einſchließe und daher ihrerſeits neben dieſem Einheitsporto nur noch das Porto für 
die Weiterbeförderung über See nach den Beſtimmungsländern von den Abſendern 
zu erheben und an Amerika zu vergüten ſei. Sie wies darauf hin, daß die amerikaniſche 
Poſtverwaltung nach dem Vertrag verpflichtet ſei, die nach der Einheitsgebühr frei— 
gemachten Briefe aus Deutſchland bis zum Beſtimmungsort frei zu befördern, z. B. 
von New York bis San Franzisko, wogegen bei Sendungen nach Cuba, Mexiko, 
Südamerika, die in New York oder Boſton den Poſtdampfern übergeben würden, 
die ganze Leiſtung der amerikaniſchen Poſt in der Umarbeitung der Sendungen im 
inneren Betrieb des New Porker oder Boſtoner Poſtamts beſtände. Eine eigentliche 
Beförderung der Briefe auf amerikaniſchem Gebiet fände alſo nicht ſtatt, vielmehr 
handle es ſich nur um die geringfügige Arbeit der Weitergabe an den Poſtdampfer, 
die man zweifellos als in der Einheitsgebühr inbegriffen erachten müſſe. Die ameri— 
kaniſche Poſtverwaltung wollte die Richtigkeit dieſer Anſchauung längere Zeit nicht 
anerkennen. Der preußiſche Geſchäftsträger in Waſhington, dem die Verhandlungen 
mit dem amerikaniſchen Generalpoſtmeiſter auch in dem Fall übertragen worden 
waren?), hatte große Mühe, ihn von der e des preußiſchen Standpunkts 
zu überzeugen. Erſt Ende September 1853 konnte Herr von Gerolt berichten, daß 


) Faſt alle von der Ober-Poſtdirektion in Köln in den Jahren 1852 bis 1855 über den 
preußiſch-amerikaniſchen Poſtvertrag erſtatteten Berichte find von dem Poſtaſſiſtenten Stephan, dem 
ſpäteren General-Poſtmeiſter, verfaßt, der in einer Anſprache bei Gelegenheit der Einweihung des 
neuen Kölner Ober-Poſtdirektionsgebändes (1893) den Hörern mitteilte, daß er während feiner mehr— 
jährigen Tätigkeit in der Auslandsdienſtſtelle der Ober⸗Poſtdirektion in Köln zu Beginn der 50er 
Jahre den erſten Gedanken an die Gründung des Weltpoſtvereins gefaßt habe. 

2) Auffallenderweiſe bediente ſich die preußiſche Poſtverwaltung in allen den Poſtvertrag be— 
treffenden Fragen, auch in ſolchen rein betrieblicher Natur, der diplomatiſchen Vermittlung. Nur 
in ſeltenen Ausnahmefällen verfebrte ſie unmittelbar mit dem Poſt Office Department in Wafbing- 
ton, während die Ober-Poſtdirektion in Köln einen regen Schriftverkehr mit der amerikaniſchen Zen- 
tral⸗Poſtbebörde pflegen durfte. 
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der Generalpoſtmeiſter jetzt nachgegeben und beſchloſſen habe, den Anſpruch auf Ver⸗ 
gütung von 5 Cents Inlandsporto bei den Durchgangsbriefen fallen zu laſſen. Das 
preußiſche Poſtdepartement war nun in die Lage verſetzt, die Portoſätze für alle im 
Durchgang durch die Vereinigten Staaten zu befördernden Briefe entſprechend zu 
ermäßigen. Infolgedeſſen ſtellte ſich das Porto billiger als bei der Beförderung im 
Einzeldurchgang durch England. Der neue Weg hatte auch den Vorzug der Schnellig- 
keit, indem die Briefe, z. B. nach Weſtindien, von New Vork, Boſton, Charleſton und 
New Orleans aus drei- bis viermal im Monat Beförderung erhielten, während bei 
der Einzelauslieferung an England nur ein- oder zweimal im Monat mit dem nach 
Weſtindien fahrenden Dampfer von Southampton ab Verſendungsgelegenheit beſtand. 
Einen weiteren Meinungsaustauſch zwiſchen beiden Verwaltungen bot die ab— 
weichende Behandlung der unzureichend freigemachten Briefe. In Amerika war 
es Sitte, derartige Briefe ohne jede Berückſichtigung des Wertes der verwendeten Frei— 
marken mit dem vollen Porto zu belegen, was zu bitteren Beſchwerden der deutſchen 
Empfänger Anlaß gab. Die Zahl ſolcher Sendungen war damals nicht gering. Nach 
den perjönlichen Feſtſtellungen des Poſtmeiſters von New Vork befanden ſich bei den 
am 27. Auguſt 1853 mit dem Dampfer Humboldt nach Europa beförderten Briefen 
unter je 400 Briefen nur 332 richtig freigemachte, während 68, alſo der ſechſte 
Teil, mit Freimarken von nicht ausreichendem Werte verſehen waren. Der preußiſche 
Geſchäftsträger in Waſhington erhielt den Auftrag, dem Generalpoſtmeiſter vor- 
zuſchlagen, daß man, wie es im Verkehr Preußens mit England, Schweden und 
anderen Staaten bereits geſchehe, das fehlende Porto vom Empfänger einziehen 
ſolle, ſofern der Abſender die Schuld an der unrichtigen Freimachung trage, in ſolchen 
Fällen dagegen, in denen ein Beamter die unzureichende Botas un des Portos 
verſchulde, dieſen haftbar machen, die Sendung ſelbſt aber als richtig freigemacht 
behandeln möge., Mit dem Vorſchlag drang der Geſandte nicht durch. Der General— 
poſtmeiſter Campbell lehnte ihn mit der Verſicherung ab, daß er zwar alles tun werde, 
um die Abſender und die Poſtanſtalten zur richtigen Freimachung der Briefe anzu— 
halten, daß er ſich aber zu weiteren Maßnahmen nicht verſtehen könne. In dem Bericht 
an den Miniſter des Auswärtigen äußerte der Geſandte, daß man in Amerika eher 
den Poſtvertrag mit Preußen kündigen, als auf den durch ihn übermittelten preußiſchen 
Vorſchlag eingehen werde. Gegenüber der unnachgiebigen Haltung mußte der zu ſo 
zahlreichen Beſchwerden der deutſchen Briefempfänger Anlaß gebende, den Betrieb 
bei der Bahnpoſt 10 erſchwerende Übelftand der unzureichenden Freimachung von 
Briefen aus Amerika hingenommen werden. In einem Punkte bewies man aber auf 
amerikaniſcher Seite in der Angelegenheit doch ein gewiſſes Entgegenkommen, indem 
man bei unzulänglich freigemachten Briefen von höherem Gewicht den Wert der 
verwendeten Freimarken inſoweit gelten ließ, als dadurch ein oder mehrere Portoſätze 
gedeckt wurden. War z. B. ein dem vierfachen Porto unteriiegender Brief mit 80 
ſtatt mit 4 x 30 = 120 Cents freigemacht, fo betrachtete man 2 Portoſätze = 2 x 30 
= 60 Cents durch die Marken als vorausbezahlt und überließ es der preußiſchen Poſt, 
für die weiteren 2 Portoſätze das Porto mit 2 * 13 = 26 Silbergroſchen vom 
Empfänger nachzuerheben. Das war immerhin eine Milderung des urſprünglichen 
ſchroffen Standpunktes. Auch in den Kreiſen der amerikaniſchen Briefempfänger 
wurden Klagen laut über zahlreiche Fälle, in denen Briefe aus Deutſchland, trotzdem 
ſie dort als richtig freigemacht anerkannt waren, am Beſtimmungsort in den Ver— 
einigten Staaten mit dem vollen Porto belegt wurden. Das hatte ſeinen Grund in 
der Verſchiedenheit des amerikaniſchen Unzengewichts und des preußiſchen Lots und, 
nach Abſchluß des deutſch-öſterreichiſchen Poſtvereinsvertrags, des deutſchen Zoll— 
lots. Die amerikaniſchen Eingangs-Doftanftalten unterzogen die Briefe aus Deutſch— 
land der genaueſten Nachwiegung und belegten Briefe, die bei Zugrundelegung des 
Unzengewichts ein höheres Porto bedingt hätten, trotz des in Preußen aufge⸗ 
druckten Stempels »Paid« mit dem vollen Porto ohne Berückſichtigung der verwendeten 
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Freimarken. In Preußen verfuhr man umgekehrt, indem man die amerikaniſche 
Gewichtsermittlung, von augenſcheinlichen Irrtümern abgeſehen, als maßgebend 
erachtete und die als freigemacht überwieſenen und bezeichneten Sendungen als ſolche 
behandelte. Dem in der Natur der Sache wohlbegründeten Verfahren ſchloſſen ſich 
die Vereinigten Staaten allmählich an; der Generalpoſtmeiſter in Wafhington trat 
gegen Ende des Jahres 1853 ſelbſt mit dem Vorſchlag hervor, man möge die preußiſche 
Gewichtsermittlung in Amerika und die amerikaniſche in Preußen als maßgebend 
anerkennen, vorbehaltlich der Fälle des offenbaren Irrtums (cases of manifest error). 
Damit war der durch den Übereifer der Poſtämter in New York und Boſton verurſachte 
große Übelſtand aus der Welt geſchafft. 

Wie ſchon erwähnt iſt, fand der neue preußiſch-amerikaniſche Poſtvertrag nicht bei 
allen dem deutſch-öſterreichiſchen Poſtverein angehörigen Verwaltungen freundliche 
Aufnahme. Während die ſüddeutſchen Poſtverwaltungen dem Vertrag ganz fern 
blieben, ließen ſich die Poſtverwaltungen der Hanſeſtädte Hamburg und Bremen aus 
Sonderrückſichten dazu beſtimmen, für ihren Briefverkehr mit Amerika, auch für den 
durch ſie vermittelten Verkehr aus Skandinavien, andere Verſendungswege, namentlich 
die Einzelauslieferung an England, zu bevorzugen. Die Briefe aus Mittel- und Süd— 
deutſchland nahmen vorwiegend den Weg über F Frankreich. Das hatte zur Folge, 
daß ſich ein großer Unterſchied in dem Umfang der in den preußiſch⸗amerikaniſchen 
Briefpaketen hin und her beförderten Sendungen zuungunſten Amerikas heraus- 
bildete. In Amerika wies man alle Sendungen nach Deutſchland und den rüdliegenden 
Staaten (Skandinavien, Rußland, Mittelmeerländer) den preußiſch⸗amerikaniſchen 
Briefpaketen (Prussian closed mail) zu, ſoweit nicht die Abſender einen anderen 
Beförderungsweg ausdrücklich vorgeſchrieben hatten. Die Folge davon war, daß nach 
den Feſtſtellungen des Poſtamts in New Vork wöchentlich 10 000 Briefe mit den 
Kartenſchlüſſen nach Preußen abgeſandt wurden, wogegen das Poſtamt in den Brief- 
pafeten von der Bahnpoſt 10 nur 1500 Sendungen in der Woche empfing. Über 
das auffallende, die amerikaniſche Poſtkaſſe ſchädigende Mißverhältnis führte die 
amerikaniſche Poſtverwaltung Beſchwerde und erſuchte um Aufklärung. Das gab 
dem preußiſchen Handelsminiſter Veranlaſſung, mit der Thurn-und⸗Taxisſchen Poft- 
verwaltung und den Poſtverwaltungen der ſüddeutſchen Staaten wegen Serbei- 
führung einer Verſtändigung über den Beitritt dieſer Verwaltungen zum preußiſch— 
amerikaniſchen Poſtvertrag erneut in einen Meinungsaustauſch zu treten. Nach 
längeren Verhandlungen gelang es, den Widerſtand der ſüddeutſchen Staaten zu über— 
winden und ſie dem Beitritt geneigt zu machen. Auch die Poſtverwaltungen der 
freien Städte Hamburg und Bremen zögerten nicht länger, ihre ablehnende Haltung. 
aufzugeben. Nur die Thurn-und⸗Taxisſche Poſtverwaltung weigerte ſich hartnäckig, 
den Vertrag anzuerkennen, und zwar allein deshalb, weil ſie für die Briefe nach 
Amerika das volle Vereinsporto von 3 Silbergroſchen erheben wollte, während im 
preußiſch⸗amerikaniſchen Vertrag ein einheitliches deutſches Porto von nur 2 Silber— 
groſchen ausbedungen war. Infolge der Weigerung hatte Preußen die Weiter— 
beförderung der aus dem Thurn-und⸗Taxisſchen Poſtbezirk ſtammenden Briefſendungen, 
für die das deutſche Porto mit 3 Silbergroſchen erhoben war, mit den preußiſch— 
amerikaniſchen Briefpaketen unterſagt, was dazu führte, daß die Abſender, wenn ſie 
auf dieſem Wege Briefe befördert wiſſen wollten, genötigt waren, ſie zur Einlieferung 
bei den preußiſchen Poſtanſtalten an Geſchäftsfreunde und andere Mittelsperſonen 
in preußiſchen Städten zu ſchicken. Aufgebracht über die Hemmung des Verkehrs 
wandte ſich der einflußreiche Handelsſtand in Frankfurt (Main) beſchwerdeführend 
an die Poſtkommiſſion des Frankfurter Senats, die den preußiſchen Reſidenten bei 
der freien Stadt Frankfurt auf diplomatiſchem Weg erſuchte, ihr eine amtliche Dar— 
ſtellung der zwiſchen Preußen und Thurn und Taxis ſchwebenden Streitfrage zu 
liefern. Aber weder die Bemühungen der Poſtkommiſſion noch die eindringliche Er— 
mahnung des preußiſchen Sandelsminifters an die Thurn-und⸗Taxisſche Poſtver— 
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waltung, »er hoffe, daß durch ihren Beitritt zum Vertrage der deutſchöſterreichiſche 
Poſtverein dem Auslande gegenüber als eine Einheit erſcheinen werde«, hatten 
irgendwelchen Erfolg. Es entſpann ſich vielmehr ein jahrelang dauernder, milunter 
unerfreuliche Formen annehmender Schriftwechſel zwiſchen Frankfurt (Main) und 
Berlin über die Angelegenheit, wobei tapzisſcherſeits mit Aufbietung aller U 
Schärfe!) Preußen aus dem Vereinsvertrag das Recht beſtritten wurde, dem Verkehr 
aus dem Thurn-und⸗Taxisſchen Poſtbezirk nach Amerika die Aufnahme in die preußiſch— 
amerikaniſchen Briefkartenſchlüſſe zu verſagen. Beſonders bemerkenswert, weil den 
Beweggrund der Thurn-und-Taxisſchen Weigerung völlig klarſtellend, iſt ein Schreiben 
vom 19. April 1855, worin ſich die Thurn-und⸗Taxisſche Verwaltung bereit erklärt, 
ihren Widerſtand aufzugeben, wenn ihr eine Entſchädigung für den Portoverluſt bei 
den Briefen nach Amerika in der Weiſe gewährt würde, daß Preußen bei den Briefen 
aus Amerika nach dem Thurn-und⸗Taxisſchen Poſtbezirk auf die Hälfte des ihm allein 
zufließenden deutſchen Portos verzichte. Der Vorſchlag wurde von Preußen mit 
dem Bemerken zurückgewieſen, daß man es mit Entſchiedenheit ablehne, durch ein 
Opfer aus der preußiſchen Poſtkaſſe die Willfährigkeit der Thurn-und-Taxisſchen Poſt— 
verwaltung in der Sache zu erkaufen. Erſt im Jahre 1859 — faſt ſieben Jahre nach 
dem Inkrafttreten des preußiſch-amerikaniſchen Poſtvertrags — trat die Thurn-und— 
Taxisſche Poſtverwaltung plötzlich aus freien Stücken mit der Mitteilung hervor, daß 
ſie beſchloſſen habe, den durch den Vertrag geſchaffenen Verſendungsweg unter den 
verabredeten Bedingungen künftig ebenfalls zu benutzen, ohne indeſſen ihren früher 
ausführlich dargelegten Rechtsſtandpunkt zu verlaſſen. Was zu der unvorhergeſehenen 
Sinnesänderung Anlaß gegeben hat, iſt aus den Akten nicht erſichtlich?). Damit war 
endlich die vom Miniſter von der Heydt erſtrebte Einheit des deutſch⸗öſterreichiſchen 
Poſtvereins gegenüber den Vereinigten Staaten erreicht und das Mittel geboten, 
die auf amerikaniſcher Seite beklagte zu geringe Ausnutzung der Briefkartenſchlüſſe 
aus Preußen nach Amerika ganz zu beſeitigen. 

Für die Entwicklung des Verkehrs mit Amerika war es von beſonderem Vorteil, 
daß die Vereinigten Staaten durch ihr neues Poſtgeſetz vom 3. März 1855 die Zu⸗ 
laſſung von Einſchreibbriefen in ihrem inneren Verkehr beſchloſſen, allerdings 
ohne Übernahme irgendwelcher Verantwortlichkeit und Entſchädigung im Falle des 
Verluſtes oder der Beſch ädigung. Durch einen von dem Generalpoſtmeiſter Campbell 
einerſeits und dem Miniſter von der Heydt anderfeits unterm 29. Auguſt / 14. Oktober 
1855 unterzeichneten Nachtragsvertrag wurde das Einſchreibverfahren alsbald in 
dem Verkehr zwiſchen beiden Staaten eingeführt, auch hier unter Wegfall jeglicher 
Erſatzpflicht. Damit war einem dringenden Wunſche der deutſchen Handelswelt, 
insbeſondere der Banken und Bankiers, entſprochen, die bei dem regen Austauſch 
von Wertpapieren, Zinsſcheinen uſw. mit Amerika ein ſicheres Verſendungsmittel 
bisher ſehr entbehrt hatten. Die in Preußen bis dahin nur bis zur Grenze unter Ein— 
ſchreibung zugelaſſenen Briefe boten die erfordertiche Sicherheit nicht. Sie konnten 
von der Bahnpoſt 10 nur als gewöhnliche Briefe in den Kartenſchlüſſen nach Amerika 
weitergegeben werden, ſo daß ſich ihre Spur von da ab verlor. Um ſich den Empfängern 
in Amerika und den See⸗Verſicherungsgeſellſchaften gegenüber wenigſtens über die 
erfolgte Abſendung von wertvollen Papieren ausweiſen zu können, griffen die Ab— 
gender zu dem Auskunftsmittel, ſich bei den amerikaniſchen Konſuln in Deutſchland die 


1) Die aufgeworfenen Streitfragen gaben damals den beiden Rechtsbeiſtänden des General-Poſtamts, 
Geh. Ober -Poſtrat Grein und Geh. Poſtrat v. Mühler, Veranlaſſung' zur Ausarbeitung ausführlicher 
Rechtsgutachten. 

) Nach einem Bericht des diplomatiſchen Vertreters Preußens bei der freien Stadt Frank, 
furt (Main) wäre die General-Poſtdirektion längſt geneigt geweſen, dem preußiſchamerikaniſchen 
Vertrag beizutreten; der Widerſtand ging von der fürjtl. Zentralverwaltung in Regensburg aus, die 
einen Einnahmeverluſt befürchtete. Ohne deren Zuſtimmung durfte die General-Poſtdirektion den 
Beitritt nicht erklaͤren. ö 
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Tatſache der Abſendung unter großer Umſtändlichkeit amtlich beſcheinigen zu laſſen. 
Dazu gab namentlich der im Winter 1854 erfolgte Untergang des Dampfers Arctic 
Veranlaſſung. Dabei gerieten viele Staatspapiere und Zinsſcheine in Verluſt, ohne 
daß von den Verſicherungsgeſellſchaften Schadenserſatz zu erlangen war, weil keine 
Beweiſe dafür beigebracht werden konnten, daß ſich die verlorenen Werte unter der 
Poſtladung des Schiffes befunden batten. Unter ſolchen Umſtänden mußte die Ein- 
führung des Einſchreibverfahrens im Verkehr mit den Vereinigten Staaten, wenn auch 
unter Ablehnung einer Exſatzpflicht, dem Handelsſtand in beiden Ländern hochwill— 
kommen ſein. 

Bald nach dem Inkrafttreten des neuen Poſtvertrags ſtellte ſich ein Betriebs- 
hindernis heraus, mit dem bei feinem Abſchluß offenbar nicht gerechnet worden 
war. Die Bahnpoſten 10 waren während der nur 2 Stunden 25 Minuten 
betragenden Fahrzeit von Verviers bis Köln nicht ſelten außerſtande, die Be— 
arbeitung der aus Amerika eingegangenen Poſten rechtzeitig zu vollenden. Der 
Umfang der Poſten vergrößerte ſich raſch. Im Jahre 1853 hatte der Verkehr 
bereits ſo zugenommen, daß zur Unterbringung und Bearbeitung der damals 
Dienstags und Donnerstags eingehenden amerikaniſchen Poſt drei Poſtwagen mit 
15 Beamten und unteren Beamten in den Zug eingeſtellt werden mußten. 
Trotzdem kam es vor, daß die Bearbeitung der Poſtſachen für Süddeutſchland, die 
von Köln mit dem Rheindampfer nach Mainz weiterbefördert wurden, da die 

Bahn nach Coblenz noch nicht eröffnet war, bei der Ankunft in Köln noch 
nicht in Angriff genommen war. Dann mußten die Briefſäcke in aller Eile 
mit Wagen zur Abfahrtſtelle des Dampfers geſchafft werden, um während der 
Fahrt unter einem auf dem Verdeck aufgeſchlagenen Zelt aufgearbeitet zu 
werden. Mißlicher war es, wenn es nicht gelang, die Kartenſchlüſſe für Nord— 
deutſchland bis zur Ankunft in Köln fertigzuſtellen, ſo daß die Brüſchaften für 
Hamburg, Bremen, Berlin uſw. den Anſchluß an den Zug Deutz-Berlin ganz 
oder zum Teil verfehlten. Bittere Klagen der Kaufmannſchaft in den Hanſe⸗ 
ſtädten ſowie des amerikaniſchen Konſuls in Hamburg waren die Folge. Zur Be— 
ſeitigung des Übelſtandes wurde eine Reihe von Vorſchlägen gemacht. Zunächſt 
beantragte die Ober-Poſtdirektion in Köln die Ausdehnung der Bahnpoſten 10 auf 
die Strecke von Verviers bis Lüttich, wodurch bei der verlängerten Fahrt höchſt wert— 
volle Arbeitszeit hätte gewonnen werden können. Auf belgiſcher Seite war man nicht 
abgeneigt, auf die Anregung einzugehen, man verlangte aber für jeden Wagen und 
jede Fahrt von Lüttich bis Verviers eine Vergütung von 30 Fr. Preußen 
zögerte, die hohe Forderung zuzugeſtehen; als man ſich aber zur Annahme ent— 
ſchloß, lehnte die belgiſche Verwaltung aus Rückſichten des Eiſenbahnbetriebs ab, 
die preußiſchen Bahnpoſtwagen in Lüttich in die Züge einzuſtellen, ſo daß der aus— 
ſichtsreiche Plan fallen gelaſſen werden mußte. Um in Verviers beim Eingang der 
amerikaniſchen Poſten ſtets die erforderlichen Beamten zur Stelle zu haben und unnötige 
Fahrten der Beamten von Köln nach Verviers zu vermeiden, beantragte die Ober— 
Poſtdirektion in Köln die Einrichtung einer Zweiganſtalt des Bahnpoſtamts 10 in 
Verviers, die dann am 1. September 1854 mit einem Beamtenſtand von 1 Vorſteher, 
4 nachgeordneten Beamten und 1 unteren Beamten ins Leben trat. Dadurch 

war wenigſtens die Bereitſchaft der nötigen Arbeitskräfte ſichergeſtellt. 

Eine weitere Anregung der Ober⸗Poſtdirektion in Köln, zur Erleichterung des dienft- 
betriebs in den Bahnpoſten 10 die gegenſeitige Uberl e der Briefichaften i im Verkehr 
mit Amerika fortan ſtatt nach einzelnen Portoſätzen nach dem Geſamtgewicht der Sen— 
dungen ſtattfinden zu laſſen, fand ebenfalls die Zuſtimmung der oberſten Poſtbehörde. 
Sie erſuchte das Miniſterium des Auswärtigen, durch den Geſandten in Waſhington der 
dortigen Zentralpoſtbehörde einen entſprechenden Vorſchlag machen zu laſſen. Obwohl 
der Geſandte darauf hinweiſen konnte, daß das Verfahren der Übergabe nach dem Gewicht 
der Sendungen im Verkehr zwiſchen Preußen und England bereits mit gutem Erfolg 
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eingeführt ſei, gelang es ihm nicht, die Zuſtimmung der amerikaniſchen Poſtverwaltung 
zu dem Vorſchlag zu erreichen. In dem darüber erſtatteten Bericht äußert er am 
Schluſſe, »er habe den Generalpoſtmeiſter Campbell wiederholt gebeten, zur Be— 
ſeitigung der Schwierigkeiten im Poſtverkehr mit Europa einen praktiſchen Beamten 
herüberzuſenden, was dieſer auch tun würde, wenn er eine brauchbare Perſönlichkeit 
finden fünnee. In der Bemerkung wird man den Wunſch zwiſchen den Zeilen leſen 
dürfen, daß die preußiſche Poſtverwaltung, ſtatt die Diplomatie mit der Erledigung 
derartiger betrieblicher Angelegenheiten zu belaſten, dazu ſchreiten möge, einen Poſt— 
fachmann zur perſönlichen Erörterung nach Waſhington zu entſenden. Sieben Jahre 
ſpäter (1862) ließ Preußen die Frage der Übergabe der Sendungen nach dem Gewicht 
durch den Geſandten erneut aufnehmen; doch blieben die Erörterungen wiederum 
fruchtlos. Erſt in dem Zuſatz⸗Poſtvertrag vom 7./23. April 1870 wurde die 
gegenſeitige Überlieferung der Sendungen nach dem Gewicht angenommen, nachdem 
ſeit der erſtmaligen Anregung der zweckmäßigen Maßregel 15 Jahre verſtrichen waren. 

Ein weitſchauender, eigenartiger Plan zur Beſeitigung der Betriebsſchwierigkeiten 
beim Eingang der amerikaniſchen Poſt war im Schoße der oberſten Poſtbehörde ſelbſt ent— 
ſtanden, nämlich die Einrichtung einer preußiſchen Poſtagentur in New Pork. 
Die Tätigkeit der Dienſtſtelle war offenbar ſo gedacht, daß die amerikaniſche Grenz— 
ausgangs⸗Poſtanſtalt ihr die Briefe für Deutſchland zuführen und daß ſie die Briefe 
bis kurz vor Abgang des betreffenden Dampfers in unmittelbare Kartenſchlüſſe auf 
deutſche Poſtämter an großen Orten und auf Bahnpoſten aufnehmen ſollte. Der 
bis zur Abfahrt des Schiffes aufkommende Reſt der Sendungen wäre in den Karten- 
ihluß auf die Bahnpoſt Verviers-Köln aufzunehmen geweſen. Hierdurch hätte die 
Arbeit in der Bahnpoſt auf ein ſo geringes Maß zurückgeführt werden können, daß 
allen Schwierigkeiten vorgebeugt geweſen wäre. Das General-Poſtamt hatte im De- 
zember 1860 den Ober⸗Poſtſekretär Kämpffer aus Münſter (Weſtf.) zu einer Studien- 
reiſe nach den Vereinigten Staaten entſandt, um die Einrichtungen des dortigen 
Poſtweſens gründlich kennen zu lernen und über das Ergebnis ſeiner Beobachtungen 
einen Bericht vorzulegen. Daneben war ihm der beſondere Auftrag erteilt, eine an- 
ſchauliche Darſtellung zu liefern »über die ganze Behandlung der Poſten aus Preußen 
nach New York und Boſton und in umgekehrter Richtung, über die Expedition, 
Verpackung, Ein- und Ausladung, Dekartierung und Enkartierung in New York und 
Boſton, über die Beförderungsweiſe vom Landeplatz nach den Poſtämtern und um— 
gekehrt nebſt Angabe der zu den einzelnen Verrichtungen erforderlichen Friſten und 
Kräfte und der Schlußzeiten, wobei ein möglichſt eingehender Nachweis darüber 
wünſchenswert iſt, bis um welche Zeit für gewöhnlich die Hauptmaſſe der in der Poſt 
nach Preußen enthaltenen Briefſchaften in New Pork und Boſton aufgegeben oder 
von weiter her eingetroffen zu fein pflegt«. Der von dem genannten Beamten über 
die örtlichen Verhältniſſe erſtattete ausführliche Bericht ſollte für die Frage der Ein— 
richtung der preußiſchen Poſtagentur in New Pork verwertet werden, indeſſen wurde 
der Plan trotz der Vorbereitungen nicht weiter verfolgt. Aus welchen Gründen es 
unterlaſſen iſt, geht aus den Akten nicht hervor. Auch der ungewöhnliche Gedanke, 
einen preußiſchen Poſtbeamten bei dem Poſtamt in New Hork als eine Art von Aus— 
kunftsperſon zu beſchäftigen, wurde nicht verwirklicht, obwohl der Generalpoſt— 
meiſter Blair dem preußiſchen Geſandten erklärt hatte, daß ihm die Anweſenheit eines 
preußiſchen Poſtbeamten beim Poſtamt in New Pork für alle praktiſchen Zwecke 
zur Erleichterung des wechſelſeitigen Poſtverkehrs erwünſcht ſei. So unterblieben 
die beiden Maßnahmen, von denen wohl mancher Erfolg zu erwarten geweſen wäre. 
Die Betriebsſchwierigkeiten bei den Bahnpoſten 10 aber ſteigerten ſich andauernd 
und konnten nur durch fortgeſetzte Vermehrung der Beförderungsmittel und des 
Bahnpoſtperſonals zwar einigermaßen bekämpft, aber niemals befeitiat werden. Die 
Zahl der Arbeitskräfte bei der Zweigſtelle des Bahnpoſtamts in Verviers war ſchon bis 
auf 15 Beamte und 5 untere Beamte gewachſen. Erſt im Jahre 1887 fand der Betrieb 
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der Bahnpoſten 10 die durch die mächtige Zunahme des Verkehrs ſeit dem Inkraft— 
treten des Weltpoſtvertrags dringend notwendig gewordene Erleichterung, indem die 
Reichs-Poſtverwaltung einen zweiten Verſendungsweg nach und von England über 
Dueenborougb-Niffingen durch die Niederlande ins Leben rief und die Anordnung 
traf, daß die nordamerikaniſche Poſt für das nördliche Deutſchland und die Hinter— 
länder (Skandinavien, Rußland) den auf dem neuen Weg eingerichteten Bahn— 
poſten 8 zuzuführen ſei, während den Bahnpoſten 10 nur die Bearbeitung der für 
Mittel- und Süddeutſchland und die Hinterländer aufkommenden Briefſchaften ver— 
bleiben ſolle. Die Entlaſtung war ſehr fühlbar. Doch trat ſie nur bei völlig regel— 
mäßigem Verkehr ein. Wurde in England der Anſchluß an den Dampfer von Queen— 
borougb nach Vliſſingen nicht erreicht, fo daß auch die amerlkaniſche Poſt für den 
Norden über Oſtende auf die Bahnpoſt 10 Verviers-Köln geleitet werden mußte, 
ſo herrſchte bei ihr der frühere höchſt unerquickliche Zuſtand. Um gründlich Wandel 
zu ſchaffen, erübrigte daher nur, auf den alten Pan aus den 50er Jahren zurück— 
zukommen: der Vorſchiebung der Bahnpoſten Verviers-Köln in das belgiſche Gebiet 
hinein. Diesmal zeigte ſich die belgiſche Verwaltung ſehr entgegenkommend, weil 
die von deutſcher Seite erfolgte Einrichtung des Bahnpoſtkurſes durch die Niederlande in 
ihr die Beſorgnis wachgerufen hatte, daß ihr bei etwaiger Unwillfährigkeit den deut— 
ſchen Wünſchen gegenüber noch größere Teile des Uberfesverkehre mit der beträcht— 
lichen Einnahme an Durchgangsporto durch Ableitung auf die niederländiſche Strecke 
entzogen werden könnten. Sie bewilligte die Ausdehnung der Bahnpoſten 10 bis 
Oſtende ohne jede Entſchädigung. Am 1. Juli 1889 begann der neue Dienſt der Bahn— 
poſten 10 Oſtende-Verviers-Köln, womit durch den Gewinn von 5 Stunden Arbeits- 
zeit bei jeder Fahrt allen Schwierigkeiten abgebolfen war!). 

Anfang September 1867 erſchien in Bertin der frühere 1. Beigeordnete des ameri— 
kaniſchen Generalpoſtmeiſters, John A. Kaſſon, der bereits im Jahre 1863 die Ver— 
einigten Staaten bei der Pariſer internationalen Poſtkonferenz vertreten hatte und daher 
mit europäiſchen Poſtverhältniſſen vertraut war, um als Vertreter der amerikaniſchen 
Regierung mit Preußen als der Vormacht des Norddeutſchen Bundes einen neuen 
Poſtvertrag zu vereinbaren. Die Verhandlungen nahmen einen günſtigen Ver:auf und 
führten raſch zur Verſtändigung über die weſentlichſten Punkte. Es zeigte ſich jetzt, 
wieviel leichter und ſchneller die Unterhandlungen zwiſchen zwei Fachmännern zum 
Ziele führten, als wenn, wie es früher der Fall war, von Preußen ein Diplomat 
mit der Führung betraut war, der in allen Zweifelsfällen erſt Anweiſung aus der 
Heimat einholen mußte. Schon nach Ablauf von 6 Wochen kam der Poſtvertrag 
zwiſchen dem Norddeutſchen Bund und den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
vom 21. a 1867 zujtande, der mit dem 1. Januar 1868 in Kraft trat und alle 
früheren Verträge zwiſchen den beiden Verwaltungen ſowie zwiſchen den Vereinigten 
Staaten einerſeits und Bremen und Hamburg anderſeits außer Wirkſamkeit ſetzte. 
Der Vertrag brachte die beträchtliche Portoermäßigung von 6 ¼ auf 4 Silbergroſchen 
für die über Bremen oder Hamburg und von 12 auf 6 Silbergroſchen für die über 
Belgien und England zu befördernden Briefe. 

Baden, Württemberg, Bayern, Oſterreich und Luxemburg traten dem neuen 
Vertrag bald bei. Von jetzt an erledigte das General-Poſtamt alle das Vertrags- 
verhältnis betreffenden Angelegenheiten im unmittelbaren Schriftwechſel mit dem 
Poſt Office Department in Waſhington und verzichtete auf jede diplomatiſche Ver— 
mittiung. Auf dieſem Wege kam der obenerwähnte kurze Zuſatzvertrag vom 7.23. April 
1870 zuſtande, der neben der Verabredung der gegenſeitigen Überlieferung der Briefe 
nach dem Geſamtgewicht eine Verminderung des Briefportos für den Weg über 
Bremen oder Hamburg auf 3 Silbergroſchen, über Oſtende und England in geſchloſſenen 
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Briefpaketen auf 4 Silbergroſchen vorſah. Einen abermaligen Fortſchritt brachte 
das Jahr 1871. Der »Baltiſche Lloyd«, eine Stettiner Dampfſchiffahrtsgeſellſchaft, 
die etwa allmonatlich einen Dampfer von Stettin über Kopenhagen um die Nord— 
ſpitze von Schottland herum nach New Pork fahren ließ, bot dem General-Poſtamt 
die Mitbeförderung von Briefen unter ſo günſtigen Bedingungen an, daß das Porto 
für Briefe nach Amerika auf dieſem Weg auf 2½ Silbergroſchen ermäßigt werden 
konnte. Das General-Poſtamt nahm das Anerbieten an und vereinbarte mit der 
Poſtverwaltung der Vereinigten Staaten einen Zuſatz zu den Poſtverträgen vom 
21. Oktober 1867 und vom 7.23. April 1870. Nachdem ſich auch die hanſeatiſchen 
Dampfſchiffahrtslinien, Bremer Lloyd und Hamburger Paketfahrt, nach längeren 
Verhandlungen zu einer entſprechenden Herabſetzung der Beförderungsvergütung 
bereit erklärt hatten, konnte das Briefporto für die drei deutſch-amerikaniſchen Be— 
förderungswege vom 1. Oktober 1871 an auf den einheitlichen Satz von 2½ Silber— 
groſchen feſtgeſetzt werden. 3 

Inzwiſchen war die engliſche Poſtverwaltung, die von den geplanten Portoherab— 
ſetzungen Kenntnis erhalten hatte, aus freien Stücken, wohl aus Gründen des Wett— 
bewerbs, mit dem überraſchenden Angebot hervorgetreten, das britiſche Seeporto für 
Briefe aus Deutſchland nach den Vereinigten Staaten bei Beförderung mit engliſchen 
Schiffen auf die Hälfte des bisherigen Satzes von 3 Pence, alſo auf 1½ Pence für 
die Unze, zu ermäßigen, wenn Deutſchland bereit ſei, das Porto für den einfachen 
Brief nach Amerika über England auf nicht höher als 3 Silbergroſchen feſtzuſetzen. 
Das günſtige Angebot wurde, vorbehaltlich der noch einzuholenden Zuſtimmung der 
Poſtverwaltung der Vereinigten Staaten, vom General-Poſtamt mit Vergnügen 
angenommen. Nach Eingang einer zuſtimmenden Erklärung aus Waſhington konnte 
das Porto für Briefe nach Nordamerika über Oſtende und England mit Wirkung 
vom 1. Oktober 1871 an von J auf 3 Silbergroſchen herabgeſetzt werden. Die ein— 
ſchneidenden Portoermäßigungen der letzten Jahre veranlaßten den deutſchen General- 
konſul in New York zu der Außerung, »der briefliche Austauſch zwiſchen beiden 
Ländern ſei in einem Maße erleichtert worden, der faſt über die Erwartung des 
Publikums ginge«. | 

Wieviel mehr aber erſtaunte die Welt, als auf Grund eines Nachtragsabkommens 
vom 31. Oktober / 18. November 1873 vom 1. Dezember 1873 an Poſtkarten im 
Verkehr mit Amerika auf den drei deutſchen Linien über Bremen, Hamburg und 
Stettin gegen das billige Porto von 1 Silbergroſchen zugelaſſen wurden. Die Preſſe 
bewertete die neue große Verkehrserleichterung nach Verdienſt; die Zeitung »Berliner 
Börſenkurier« feierte ſie in nachſtehenden ſchwungvollen Worten: »Es iſt eine kleine 
und unſcheinbare Mitteilung, welche die Reichs-Poſtverwaltung an das Publikum 
gelangen läßt, und doch birgt ſie einen größeren Kulturfortſchritt jn ſich, als ſich in 
zehn Leitartikeln auseinanderſetzen ließe. Die Notiz ſagt weiter nichts, als daß 
vom 1. Dezember 1873 an das Porto für die Korreſpondenzkarte von Deutſchland 
nach Amerika über die deutſchen Häfen einen Silbergroſchen beträgt! Einen Silber— 
groſchen von Deutſchland nach Amerika! Die Entfernung, die Trennung — 
ſie verblaſſen vor dem einen Wort ‚einen Groſchen“! Vor dieſen Erleichterungen 
des Verkehrs verſchwinden — wenigſtens dem Geiſte und in der Anſchauung — die 
Entfernungen, denn wer — beſonders wer von der minder gutſituierten Majorität 
— für einen Silbergroſchen nach feiner Heimat korreſpondieren kann, fühlt ſich nicht 
halb ſo weit entfernt von derſelben, als wenn jeder Brief dahin eine Haupt- und 
Staatsaktion iſt. Vielleicht auch begrüßen wir in dieſer Nachricht den erſten Schritt. 
zu einem einheitlichen Weltporto. Eine Korreſpondenzkarte nach Amerika koſtet als— 
bald nur noch den dritten Teil von dem, was noch vor ſechs Jahren ein Brief nach 
einer etwas entfernten Stadt Preußens koſtete. Jedenfalls liegt eine ganze Welt 
in den wenigen trockenen Worten: „Das Porto einer Korreſpondenzkarte 
nach Amerika koſtet nunmehr einen Silbergroſchen“!« 
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Er hatte recht, der Verfaſſer des Aufſatzes, mit ſeiner Vermutung daß das 
Weltporto nahe ſei. Am 9. Oktober 1874 geſchah in Bern die erlöſende Tat ber Unter- 
ee, des »Allgemeinen Poſtvereinsvertrags«, und vom 1. „ Ji 1875 an trat 
dem Groſchenporto für die Weltpoſtkarte das Weltporto von 2 Silbergroſchen für 
den Brief zur Seite. Von 13 Silbergroſchen im Jahre 1852 war das Porto für den 
Brief zwiſchen Deutſchland und Amerika auf 2 Silbergroſchen im Jahre 1875 geſunken. 
Aber welche Fülle von ſtiller, zäher, unverdroſſener Arbeit, welcher Aufwand an 
Gewandtheit, Weitblick und Tatkraft waren erforderlich, um in dem Zeitraum von 
23 Jahren das Ziel zu erreichen! Eine ſtattliche Reihe von Aktenbänden im Archiv der 
oberſten Reichs⸗-Poſtbehörde legt von dieſem mühevolken Entwicklungsgang beredtes 
Sam ab. | 


Die Preußiſche Hauptverwaltung der Staatsſchulden (1820 bis 1920) 
und die Reichsſchuldenverwaltung. 


Von Poſtrat H. Herzog in Berlin. 


Vor kurzem konnte die Preußiſche Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
auf ein 100 jähriges Beſtehen zurückblicken. Die dazu erſchienene, im amtlichen 
Auftrag von dem Geheimen Finanzrat Dr. Moll bearbeitete Gedenkſchrift“) 
enthält viele bemerkenswerte Angaben, die um ſo mehr Beachtung verdienen, weil 
mit der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung die Reichsſchuldenverwaltunz 
verbunden iſt. 

Das Staatsſchuldenweſen war in Preußen durch Verordnung vom 27. Ja⸗ 
nuar 1810 dem neu errichteten Miniſterium der Finanzen zugewieſen worden. 
Die Lage der preußiſchen Finanzen war damals wenig günſtig und geſtaltete 
ſich in den folgenden Kriegsjahren noch viel ungünſtiger. Zur Hebung des 
Staatskredits erging zunächſt die Kabinettsordre vom 7. Mai 1818, die die 
Bildung eines von einer Staatsſchulden-Tilgungskaſſe zu verwaltenden Til⸗ 
gungsfonds von jährlich 1 Million Taler anordnete. Am 17. Januar 1820 
erging dann die bedeutungsvolle Verordnung »wegen der künftigen Behandlung 
des geſamten Staatsſchuldenweſens«. Sie brachte zunächſt den Schuldenſtand 
des Staates, den man bisher wie in anderen Ländern geheim gehalten hatte, 
in einem »Etat« zur allgemeinen K Kenntnis, erklärte dann dieſen Staatsſchulden⸗ 
etat auf immer für geſchloſſen, ſo daß neue Anleihen nur mit Genehmigung der 
künftigen Reichsſtände zuläſſig ſein ſollten, traf Sicherungen für die Staats— 
gläubiger und ſetzte endlich als ſelbſtändige, von der übrigen Staats- und 
Finanzverwaltung ganz abgeſonderte Behörde die » Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden« ein. Nach dem genannten Etat betrug die geſamte preußiſche 
Staatsſchuld 217 248 762 Taler. Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
ſollte der zukünftigen reichsſtändiſchen Verſammlung jährlich Rechnung legen; 
einſtweilen ſollte es dem Staatsrat gegenüber geſchehen. Bis zum Zuſammen— 
tritt der Reichsſtände ſollte ferner der Mitverſchluß der eingelöſten Staats— 
ſchuldendokumente einer Deputation des Berliner Magiſtrats übertragen 
werden. Zur Tilgung der Staatsſchulden wurden beſtimmte Staatseinnahmen, 
insbeſondere aus dem Verkauf von Staatsgütern, überwieſen. Ein jährlicher 
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Betrag von 1 vH des Schuldkapitals wurde für einen allgemeinen 
Tilgungsfonds bewilligt, dem auch Zinserſparniſſe zufließen ſollten. Die neue 
Behörde ſollte aus einem Präſidenten und 4 Mitgliedern beſtehen; neue Präſi⸗ 
denten und Mitglieder ſollten durch die zukünftige reichsſtändiſche Verſamm⸗ 
lung, einſtweilen durch den Staatsrat vorgeſchlagen werden. Die Verordnung 
ſetzte eine beſondere Verantwortlichkeit der Staatsſchuldenverwaltung feſt und 
erklärte, dieſe Behörde ſei unbedingt dafür verantwortlich, daß Staatsſchulden⸗ 
dokumente nur innerhalb des Etats ausgeſtellt würden. Demzufolge wurde 
vorgeſchrieben, daß Präſident und Mitglieder der Behörde neben dem all⸗ 
meinen Staatsdienereid einen beſonderen Eid vor dem Juſtizminiſter zu leiſten 
hätten. Mitübernommen wurde durch die neue Behörde die ſchon erwähnte 
»Staatsſchulden-Tilgungskaſſe« ſowie die »Kontrolle der Staatspapiere«, die 
1 jetzt als beſondere Abteilung der Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
beſtehen 

Die Tätigkeit der Behörde erſtreckte ſich in den erſten 30 Jahren 
hauptſächlich auf die Verwaltung der Schulden des abgeſchloſſenen Etats von 
1820, denn zur Begebung neuer Anleihen hätten Reichsſtände, die es nicht gab, 
ihre Zuſtimmung erteilen müſſen. Erſt mit dem Zuſammentritt des Ver: 
einigten Landtags 1847/48 wurde die Vorbedingung zur Aufnahme neuer 
Schulden goſchaffen. 

In den erſten Jahren war die wichtigſte Aufgabe der Behörde die Feſt— 
ſtellung noch »illiquider« Schulden, nämlich von 15 249 039 Talern Schulden, 
die im Etat von 1820 als »noch in Liquidation und Verhandlung begriffen, 
noch nicht vollſtändig anerkannte Schulden« aufgeführt waren, ferner von 
25 914 694 Talern provinzieller Staatsſchulden, die gleichfalls zu prüfen waren. 
Zu den weiteren Aufgaben gehörte die bereits im Jahre 1810 angeordnete 
Konſolidierung der Staatsſchulden, d. h. die Vereinheitlichung der ſämtlichen 
inländiſchen Staatsſchulden zu einer einzigen Staatsſchuldgattung (Staats⸗ 
ſchuldſcheinen) ſowie die Konverſion der höher verzinslich geweſenen Schuld— 
dokumente auf 4 vH. Dieſe Arbeiten ſchritten gut voran, jo daß Ende 1832 
bereits 35 Millionen Taler ſtatt mit 5 nur mit 4 v H zu verzinſen waren. 
Bis zu demſelben Zeitpunkt hatte die verzinsliche Staatsſchuld, da die Til— 
gungsvorſchriften ſorgfältig eingehalten wurden, eine Verminderung um etwa 
ein Fünftel erfahren. Im Jahre 1842 konnte zum Betrage von nahezu 99 Mil⸗ 
lionen Talern eine Konvertierung der Staatsſchuldſcheine von 4 auf 312 v H 
vorgenommen werden. Die Tilgung wurde weiter gefördert, ſo daß bis 1848 
die Staatsſchuld auf 122,9 Millionen Taler herabgemindert war. Von dem 
zum 11. April 1847 nach Berlin einberufenen Vereinigten Landtag erbat die 
Regierung dann die Zuſtimmung zur Aufnahme einer Anleihe von 30 Mil: 
lionen Talern, die aber nicht erteilt wurde. Bei ſeiner zweiten Tagung ge— 
nehmigte der Landtag dagegen die Beſchaffung von 15 Millionen Talern durch 
Anleihen, worauf am 25. April 1848 ein königlicher Erlaß über die Ausgabe 
von Staatsſchuldverſchreibungen erging, die wieder mit 5 vH verzinslich 
ſein ſollten. 

Die Hauptverwaltung der Staatsſchulden war 1820, wie erwähnt, als eine von 
der ſonſtigen Staats⸗ und Finanzverwaltung ganz abgeſonderte, völlig unab⸗ 
hängige Behörde geſchaffen worden. Nachdem die Verfaſſungsurkunde vom 
31. Januar 1850 erlaſſen war, beſtanden Bedenken, ob die Ausnahmeſtellung 
der Staatsſchuldenverwaltung mit der konſtitutionellen Regierungsform und 
der Einheitlichkeit der Finanzverwaltung überhaupt verträglich ſei. Dieſe Be⸗ 
denken löſte das Geſetz vom 24. Februar 1850, betreffend die Verwaltung des 
Staatsſchuldenweſens und Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion. Nach 
dieſem Geſetz, das noch heute die Grundlage v2 preußiſchen Staatsſchulden⸗ 
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weſens bildet, blieb die Hauptverwaltung der Staatsſchulden zwar eine von der 
allgemeinen Finanzverwaltung abgeſonderte ſelbſtändige Behörde, die ſtets in 
ihrem Namen und in der Regel ſelbſtändig verfügt; doch Wurde fie inſo— 
weit der oberen Leitung des Finanzminiſters unterſtellt, als mit der ihr 
durch S 6 des Geſetzes gewährten Unabhängigkeit vereinbar tft. Nach dieſem 
§ 6 iſt die Behörde in bezug auf die Ausgabe, Verzinſung und Einziehung 
der Schuldurkunden durchaus ſelbſtaͤndig und allein verantwortlich geblieben. 
Sie iſt weiter auch dafür allein verantwortlich, daß kein Staatsſchuldendoku— 
ment über den geſetzlich beſtimmten Betrag hinaus ausgefertigt wird, daß die 
Verzinſung pünktlich erfolgt, daß in den beſtimmten Zeiträumen der zur Til— 
gung überwieſene Betrag unverkürzt verwendet, ſchließlich daß jedes eingelöſte 
Staatsſchuldendokument vorſchriftsmäßig vernichtet wird. Im übrigen ent: 
hält das Geſetz die näheren Vorſchriften über die Zuſammenſetzung und die 
Aufgaben der Staatsſchuldenkommiſſion, die die fortlaufende Aufſicht über alle 
der Hauptverwaltung der Staatsſchulden unter eigener Verantwortlichkeit ob— 
liegenden Geſchäfte zu führen hat. Die Staatsſchuldenverwaltung ſelbſt ſollte 
fortan aus dem Direktor und 3 (ſtatt 4) Mitgliedern beſtehen. Die Staats- 
ſchulden-Tilgungskaſſe und die Kontrolle der Staatspapiere blieben der Haupt— 
verwaltung in bisheriger Weiſe untergeordnet. . 

In der Folgezeit wurden alte Schulden getilgt, aber auch neue Schuldver— 
pflichtungen eingegangen. So wurden allein von 1850 bis 1866 zwölf neue 
Anleihen aufgenommen, überwiegend für den Bau von Staatseiſenbahnen 
oder den Erwerb vorhandener Bahnen, wodurch die preußiſche Staatsſchuld bis 
Anfang 1866 auf 273,8 Millionen Taler anwuchs. Da die Anleihen, abwei— 
chend von den Vereinheitlichungsbeſtrebungen der Verordnung von 1820, zu 
verſchiedenem Zinsfuß und mit beſonderen Tilgungsplänen ausgegeben wur— 
den, nahmen die Geſchäfte der en erheblich an Um— 
fang zu. 

Die Koſten des Krieges von 1864 in Höhe von nicht ganz 221 Millionen 
Talern konnten aus den Überſchüſſen der Jahre 1863 bis 1865 und aus dem 
Staatsſchatz gedeckt werden. Für den Krieg von 1866 wurden die Geldmittel 
zunächſt ohne Anleihe beſchafft; erſt nach dem Krieg erhielt die Regierung 
einen Kredit von 60 Millionen Talern bewilligt. Nach 1866 blieben die 
Finanzverwaltungen der neuen Landesteile zunächſt geſondert beſtehen. Erſt 
1868 und 1869 wurde die Vereinigung durchgeführt. Dabei übernahm Preußen 
ungefähr 86 Millionen Taler Schulden der neuen Landesteile in 78 verſchie— 
denen Anleihen, ſo daß die Geſchäfte der Staatsſchuldenverwaltung erheblich 
zunahmen. Insgeſamt hatte dieſe Behörde nach dem, Etat für 1869 eine 
sſchuld von 47915 Millionen Talern zu verwalten. 

Neue Wege wies das Geſetz vom 19. Dezember 1869, betreffend die Kon— 
ſolidation preußiſcher Staatsanleihen. Es änderte die Tilgungsgrundſätze 
und ſchuf die »freie Tilgung dahin, daß Tilgungen in Zukunft nur nad) jedes: 
maliger Beſtimmung des Staatshaushalts aus ſeinem etwaigen Überſchuß 
und durch Ankauf eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchrei— 
bungen (alſo nicht mehr durch Ausloſungen) ſtattfinden ſollten. Anderſeits 
führte das Geſetz eine bedeutende Vereinfachung der im Laufe der Zeit wieder 
zu zahlreich gewordenen verſchiedenen Anleihepoſten herbei und wurde jo die 
Grundlage jenes umfangreichen Unternehmens der Vereinheitlichung der 
preußiſchen Staatsſchulden, das erſt nach 21½ Jahrzehnten beendet werden 
konnte. Da für die neuen Schuldverſchreibungen den Gläubigern gegenüber 
eine Verpflichtung des Staates zur Tilgung nicht mehr beſtand, ſo erhielten die 
neuen, »Konſols« genannten Papiere die Eigenſchaft einer Rentenſchuld. Für 
die neuen Konſols übernahm der Staat gegenüber den Gläubigern die Ver— 
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pflichtung, von feinem Kündigungs- und damit auch Konvertierungsrecht nicht 
vor dem 1. Januar 1885 Gebrauch zu machen. Von erheblicher Bedeutung 
wurde noch die Beſtimmung des Geſetzes, daß ſpätere Anleihen mit der konſoli⸗ 
dierten Anleihe vereinigt werden könnten; davon wurde namentlich bei der 
1879 beginnenden Verſtaatlichung der Eiſenbahnen Gebrauch gemacht. 

Eine wichtige Erweiterung erfuhr der Aufgabenkreis der Preußiſchen Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden mit der Begründung des Norddeutſchen Bundes. 
Urſprünglich beſtand die Abſicht, die Verwaltung des geſamten Schuldenweſens 
des Bundes durch ein beſonderes Geſetz zu regeln. Ein dahingehender Geſetz⸗ 
entwurf, der dem Reichstag des Norddeutſchen Bundes am 19. Oktober 1867 
zuging, ſah in enger Anlehnung an das preußiſche Geſetz vom 24. Februar 
1850 die Schaffung einer beſonderen Bundesſchuldenverwaltung vor, die aber 
mit der preußiſchen Schuldenverwaltung dadurch in Verbindung ſtehen ſollte, 
daß der Direktor der preußiſchen Behörde zugleich der Leiter der Bundes— 
ſchuldenverwaltung wäre. Wenngleich der Reichstag mit dem Grundgedanken 
des Geſetzes, der Übertragung der bewährten preußiſchen Grundſätze und Einrichtun⸗ 
gen auf die Verwaltung der Bundesſchulden, durchaus einverſtanden war, ſcheiterte 
das Geſetz doch daran daß zwiſchen Bundesrat und Reichstag über Einzelheiten 
erhebliche Meinungsverſchiedenheiten beſtanden, die ſich nicht ausgleichen ließen. 
So nahm der Bundesrat ſchließlich davon Abſtand, ein grundlegendes Geſetz 
über die Verwaltung der Bundesſchulden zu ſchaffen und begnügte ſich mit der 
Herbeiführung eines vorläufigen Zuſtandes für eine Anleihe, die am 9. No⸗ 
vember 1867 zu außerordentlichen Ausgaben für die Bundesmarine und die 
Küſten verteidigung bewilligt worden war. Die Regelung erfolgte durch 
Bundesgeſetz vom 19. Juni 1868 dahin, daß jene Anleihe »bis zum Erlaß eines 
definitiven Geſetzes über die Bundesſchuldenverwaltung« von der Preußiſchen 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden verwaltet werden ſollte; die obere Leitung 
ſollte unter Aufrechthaltung der unbedingten Verantwortlichkeit der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden dem Bundeskanzler zuſtehen. Zugleich wurde 
eine beſondere Bundesſchuldenkommiſſion geſchaffen, die dem Bundesrat und 
Reichstag gegenüber die Verpflichtungen hat, die die preußiſche Staatsſchulden⸗ 
kommiſſion gegenüber den beiden Häuſern des Landtags erfüllt. Die vor⸗ 
läufige Regelung blieb nicht nur während der ganzen Dauer des Beſtehens des 
Norddeutſchen Bundes, ſondern auch noch lange Zeit nach der Begründung des 
Deutſchen Reichs in Geltung, indem in den Anleihegeſetzen des Norddeutſchen 
Bundes und des Reichs regelmäßig beſtimmt wurde, daß die neuen Anleihen 
von der Preußiſchen Hauptverwaltung der Staatsſchulden nach den Vorſchriften 
des Geſetzes vom 19. Juni 1868 zu verwalten ſeien. 
| Der große wirtſchaftliche Aufſchwung in Deutſchland nach dem Kriege 

1870/71 wirkte natürlich günftig auf das Staatsſchuldenweſen Preußens ein. 
Die Jahre 1872 bis 1875 weiſen erhebliche Überſchüſſe auf; dazu kamen Über: 
weiſungen des Reichs aus der franzöſiſchen Kriegskoſtenentſchädigung ſowie 
gewiſſe Mehreinnahmen infolge Einziehung des preußiſchen Staatspapier⸗ 
geldes. So war es möglich, die preußiſche verzinsliche Staatsſchuld, die An⸗ 
fang 1870 noch 1 273,2 Millionen Mark betragen hatte, bis Anfang 1876 auf 
rund 889 Millionen Mark zu vermindern. In der Folge brachte der be⸗ 
ginnende Niedergang des Wirtſchaftslebens, vor allem aber der Hinzutritt 
neuer Staatsaufgaben eine außerordentliche Steigerung der Staatsſchulden. 
Nachdem ſchon im Jahre 1875 ein Betrag von 38 Millionen Mark für den 
Ankauf von Eiſenbahnen bereitgeſtellt worden war, begann mit dem Geſetz 
vom 20. Dezember 1879 die großzügige preußiſche Eiſenbahnverſtaatlichung, 
die ihren einſtweiligen Abſchluß in dem Geſetz vom 9. Mai 1890 fand, die 
Verſtaatlichung von 36 großen Eiſenbahnlinien herbeiführte und in den Jahren 
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1895, 1897, 1903 und 1904 noch weitere Ankäufe von Bahnen im Gefolge 
hatte. So wuchſen die Staatsſchulden Preußens bis 1895 auf 6 / Milliarden 
Mark an. Zu erwähnen iſt hierbei, daß nach den Verſtaatlichungsgeſetzen der 
Erwerb der Eiſenbahnen in der Weiſe vollzogen wurde, daß die Aktien gegen 
die durch das Geſetz vom 19. Dezember 1869 geſchaffenen Konſols umgetauſcht, 
bei den Prioritätsobligationen aber verſchiedene Wege eingeſchlagen wurden: 
teils wurden auch ſie gegen Konſols umgetauſcht, teils kündigte man ſie und 
zahlte ihre Beträge durch Geldmittel, die durch Ausgabe von Konſols beſchafft 
wurden, zurück, teils ließ man ſie, ſoweit ſie noch nicht kündbar waren, beſtehen 
und übernahm ſie in dieſer Geſtalt als Staatsſchulden. Umfangreiche Konver— 
tierungen wurden von der Staatsſchuldenverwaltung in den Jahren 
1885 und 1886 durchgeführt, nachdem der Landtag die Ermächtigung zur Kün— 
digung der zu 4½ vH verzinslichen Köͤnſols zum 1. April 1885 erteilt hatte. 
Der günſtige Erfolg der Konvertierung — von 545,8 Millionen Mark ge— 
kündigter Konſols brauchten nur 22 700% bar zurückgezahlt zu werden — 
führte zugleich zur beſchleunigten Herabſetzung des Zinsfußes der noch zu 5 und 
4½ b H verzinslichen, vom Staate übernommenen Eiſenbahnprioritäten. 
wozu das Geſetz vom 8. Mai 1885 die Ermächtigung erteilt hatte. Insgeſamt 
hatten die Konvertierungen das Ergebnis, daß ſich der Jahresbetrag der vom 
preußiſchen Staate für ſeine Schulden zu zahlenden Zinſen um die ſtattliche 
Summe von 18 Millionen Mark im Jahr verminderte. 

Von weiteren wichtigen Maßnahmen aus dem zur Erörterung ftehenden 
Zeitabſchnitt iſt die durch Geſetz vom 20. Juli 1883 angeordnete Einrichtung 
des Staatsſchuldbuchs zu nennen. Es handelt ſich dabei darum, daß die Staats— 
gläubiger ihre Inhaber-Schuldverſchreibungen auf ihren Namen oder auf den 
Namen eines von ihnen zu benennenden Gläubigers in ein Staatsſchuldbuch 
eintragen laſſen können. Die Gläubiger entgehen dadurch den Gefahren und 
Koſten der Aufbewahrung der Schuldverſchreibungen. Nach der Eintragung 
werden die damit in eine Buchſchuld umgewandelten Schuldverſchreibungen 
einſchließlich der Zinsſcheine vernichtet; die Zinſen werden zu denſelben Fällig— 
keitstagen, an denen die Zinsſcheine fällig waren, durch die Staatsſchulden— 
Tilgungskaſſe je nach den Wünſchen der Gläubiger ausgezahlt oder überwieſen. 
Nachdem anfänglich nur die zu 4 v H verzinslichen Konſols zur Eintragung in 
das Staatsſchuldbuch zugelaſſen geweſen waren, wurden durch Geſetz vom 
8. Juni 1891 ſämtliche Konſols für eintragsfähig erklärt, nachdem im Jahre 
vorher Konſols zu 3 v H begeben waren. Zum Beweiſe, wie ſehr die Einrich— 
tung des Staatsſchuldbuchs einem wirklichen Bedürfnis entſprochen hat, ſei an— 
geführt, daß Ende 1 1895 von der geſamten konſolidierten preußiſchen 
Staatsſchuld von 6 144,2 Millionen Mark bereits nahezu 1 Milliarde Mark 
— 16 vH der Geſamtſumme in das Schuldbuch eingetragen war. 

Dem Norddeutſchen Bunde legte der Krieg von 1870/71 bedeutende Schuld— 
verpflichtungen auf, doch konnte die Kriegsſchuld des Bundes — Ende 1871 
660 Millionen Mark — infolge Eingangs der Kriegskoſtenentſchädigung Frank— 
reichs bald gekündigt und zum vollen Betrag zurückgezahlt werden; infolge— 
deſſen hatte ſich die von der Preußiſchen Hauptverwaltung der Staatsſchulden 
mit ausgeübte Verwaltung von Anfang 1873 an nur noch mit Rückſtänden der 
gekündigten Bundesſchulden zu befaſſen. Die Bundesſchuldenkommiſſion des 
Norddeutſchen Bundes erhielt mit der Gründung des Reichs den Namen 
»Reichsſchuldenkommiſſion« und wurde zunächſt mit anderen Aufgaben (Ver— 
waltung des Reichskriegsſchatzes, des Reichsinvalidenfonds uſw.) betraut. Die 
erſte Schuld des Deutſchen Reichs war die unverzinsliche Schuld in Geſtalt der 
Reichskaſſenſcheine nach dem Geſetz vom 30. April 1874 zum Geſamtbetrage 
von 120 Millionen Mark. Die Ausfertigung der Scheine wurde durch das 
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Geſetz der Preußiſchen Hauptverwaltung der Staatsſchulden unter der Bezeich— 
nung »Reichsſchuldenverwaltung« übertragen. Ebenfalls unter dieſem Namen 
hatte die preußiſche Staatsſchuldenverwaltung nach dem Geſetz vom 27. Januar 
1875 die Ausgabe von Schatzanweiſungen des Deutſchen Reichs zu bewirken. 
und in derſelben Weiſe wurde ſpäter bei allen Anleihegeſetzen verfahren, ſo daß 
die mit der Hauptverwaltung der preußiſchen Staatsſchulden vereinigte Reichs— 
ſchuldenverwaltung zu einer ſtändigen Einrichtung wurde. Bei den zuerſt 
im Jahre 1877 ausgegebenen Reichsſchuldverſchreibungen handelte es ſich an— 
fänglich um verhältnismäßig kleine Summen. Bald aber mehrten ſich die 
Anleihen des Reichs, und am 31. März 1895 belief ſich die verzinsliche Reichs— 
ſchuld bereits auf mehr als 2 Milliarden Mark. Die preußiſche Einrichtung 
des Staatsſchuldbuchs wurde auf das Reich durch Geſetz vom 31. Mai 1891 
übertragen. Auch das Reichsſchuldbuch hatte Erfolg, denn Ende März 1895 
waren bereits 186,1 Millionen Mark in das Reichsſchuldbuch eingetragen, 
d. h. 8,9 v H der geſamten Reichsanleihen. | 

Aus dem Zeitraum von 1896 bis 1913 find als beſonders wichtige Begeben— 
heiten die Konvertierungen von 4 auf 3½ v H zu erwähnen, die für Preußen 
auf dem Geſetz vom 23. Dezember 1896 und für das Neid) auf dem Geſetz 
vom 8. März 1897 beruhten. Von ſonſtigen wichtigen Geſetzen ſind zu nennen 
das preußiſche Geſetz vom 8. März 1897, das zu dem Grundſatz der Zwangs— 
tilgung der Staatsſchulden, wie er vor 1869 beſtanden hatte, zurückkehrte, dann 
das ebenfalls preußiſche ſogenannte Komptabilitätsgeſetz, das die Rechtsgrund— 
ſätze für die Aufſtellung und Durchführung des Haushalts feſtlegte und die 
auch für die Staatsſchuldenverwaltung beſonders wichtigen Vorſchriften über 
den Abſchluß, die Legung und Abnahme der Rechnungen enthält. Erwähnung 
verdienen noch die in den Jahren 1904 und 1910 erlaſſenen Geſetze wegen 
Anderung der Vorſchriften über das Staats- und Reichsſchuldbuch, durch 
die u. a. zur Vermeidung von Koſten und Umſtändlichkeiten die Eintragung 
von Buchſchulden gegen Bareinzahlung, ohne Einreichung von Stücken, ermög— 
licht und ferner zur Erleichterung des Nachweiſes der Rechtsnachfolge neben 
dem eigentlichen Gläubiger der Schuldbuchforderung die Eintragung einer ſoge— 
nannten »Zweiten Perſon« ins Schuldbuch geſtattet wurde, die nach dem Tode 
des Gläubigers deſſen Rechte gegenüber der Staats- und Reichsſchuldenverwal— 
tung auszuüben befugt iſt. 

Neben den feſten Anleihen finden wir unter den preußiſchen Staatsſchulden 
zuerſt für 1904 verzinsliche Schatzanweiſungen, wie ſie das Reich ſchon vorher 
eingeführt hatte. Die Grundlage für ſie bildete das Eiſenbahnanleihegeſetz 
vom 25. Juni 1904, durch das der Finanzminiſter freie Hand erhielt, wann, 
zu welchem Zinsfuß und unter welchen ſonſtigen Bedingungen die Schatz— 
anweiſungen zu begeben ſeien. Die Verwaltung der Schatzanweiſungen wurde 
der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Bis zum 31. März 1914 
belief ſich die Schatzanweiſungsſchuld des preußiſchen Staates auf 882,6 Mil— 
lionen Mark, welcher Betrag 8,5 v H der geſamten preußiſchen Staatsſchuld 
ausmachte. In das Staatsſchuldbuch waren zu dieſer Zeit 3 631,2 Millionen 
Mark der konſolidierten Staatsanleihen eingetragen, d. h. 39 v H des Geſamt— 
betrags dieſer Anleihen, ein Zeichen, wie ſehr ſich die Benutzung des Staats- 
ſchuldbuchs eingebürgert hatte. | | 

Im Reich iſt außer dem ſchon erwähnten Konvertierungsgeſetz von 1897 
und den Geſetzen von 1904 und 1910 wegen Anderung der Vorſchriften über 
das Reichsſchuldbuch vor allem die Reichsſchuldenordnung vom 19. März 1900 
zu nennen, die eine Zuſammenſtellung der bis dahin in vielen Geſetzen ver: 
ſtreuten Beſtimmungen über die Aufnahme und Verwaltung der Reichsſchulden 
enthält. Auch danach verbleibt die Verwaltung der Reichsſchuld bis auf 
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weiteres der Preußiſchen Hauptverwaltung der Staatsſchulden unter der Be⸗ 
zeichnung »Reichsſchuldenverwaltung«. Was die Tilgung der Reichsſchulden 
betrifft, ſo hielt noch das Reichsgeſetz vom 14. Mai 1904 an dem Grundſatz der 
freien Tilgung feſt. Dagegen ſchuf das Reichsgeſetz vom 3. Juni 1906 nach 
dem Vorbild des preußiſchen Geſetzes vom 8. März 1897 eine Tilgung in 
Höhe von wenigſtens ¼ v H des jeweiligen Schuldbetrags des Reichs, und das 
Geſetz vom 15. Juli 1909 erhöhte die Tilgung dahin, daß nicht mehr / v H. 
ſondern 1 v H jährlich nicht von der jeweils vorhandenen, ſondern von dem am 
30. September 1910 vorhandenen Schuldbetrag getilgt werden ſollten. Für 
die vom 1. Oktober 1910 an aufgenommenen Anleihen ſind ſogar Tilgungen 
von 1,9 v H oder 3 v H für Anleihen zu nicht werbenden Zwecken vorgeſchrieben. 
Über die Tilgungen werden jährlich genaue Angaben in dem Bericht der Reichs⸗ 
ſchuldenkommiſſion und in der dieſem Bericht beigefügten Nachweiſung der 
Reichsſchuldenverwaltung gemacht. Die Möglichkeit der Begebung beſonderer 
Schutzgebietsanleihen unter Bürgſchaft des Deutſchen Reichs wurde durch das 
Geſetz vom 18. Mai 1908 geſchaffen. Die Ausgabe von Schutzgebietsanleihen 
zu 4 vH iſt 1908, 1910, 1911, 1913 und 1914 erfolgt. Die geſamte verzins⸗ 
liche Reichsſchuld belief ſich am 31. März 1914 auf 4,9 Milliarden Mark, die 
Schutzgebietsſchuld auf 183,8 Millionen Mark. In das Reichsſchuldbuch waren 
zu demſelben Zeitpunkt 1,4 Milliarden Mark (ungefähr 30 v H der Geſamt— 
ſchuld) eingetragen. | | 

In der Zeit feit 1914 fteht die Tätigkeit ſowohl der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden als auch der Reichsſchuldenverwaltung im Zeichen des Welt— 
kriegs; doch traten die Geſchäfte der preußiſchen Behörde, wenngleich ſie be— 
trächtlich zunahmen, erheblich hinter der der Reichsſchuldenverwaltung zurück. 
weil es in erſter Linie galt, den Kapitalmarkt für Kriegsanleihen frei zu halten 
und insbeſondere langfriſtige Anleihen für das Reich aufzunehmen. 

Für die Reichsſchuldenverwaltung war zunächſt das Geſetz vom 4. Auguſt 
1914, betreffend die Ergänzung der Reichsſchuldenordnung, von Bedeutung, 
das für die Flüſſigmachung der Reichskredite außer den Schuldformen der 
Schuldverſchreibung und der Schatzanweiſung auch die Wechſelform einführte, 
dann das Darlehenskaſſengeſetz vom gleichen Tage, das nach Vorgängen in den 
Jahren 1864, 1866 und 1870 in Anlehnung an die Reichsbankhauptſtellen 
und Reichsbankſtellen eine große Anzahl von Darlehenskaſſen ſchuf und die 
Ausſtellung von Darlehenskaſſenſcheinen über Beträge von 1, 2, 5, 10, 20 und 
50 Mark durch die Reichsſchuldenverwaltung vorſah. Der Höchſtbetrag der 
auszugebenden Darlehenskaſſenſcheine war anfangs auf 1½ Milliarden Mark 
feſtgeſetzt und beträgt jetzt nach dem Erlaß des Reichskanzlers vom 28. No: 
vember 1918 30 Milliarden Mark. Mehrarbeiten für die Reichsſchuldenver— 
waltung hatte auch das Geſetz vom 22. März 1915, betreffend die Ausgabe von 
Reichskaſſenſcheinen und Reichsbanknoten zu 10 Mark, im Gefolge. 

Die Anleihegeſetze für die Finanzierung des Krieges begannen am 4. Auguſt 
1914 mit der Bewilligung von 5 Milliarden Mark. Inzwiſchen find die An: 
leihekredite des Reichs bis zum 30. September 1919 auf 178,3 Milliarden Mark 
geſtiegen, wovon an dieſem Tage 162,7 Milliarden Mark flüſſig gemacht waren. 
Letzteres geſchah durch Begebung der Kriegsanleihe zu 5 vH ſowie der zu 
5 und 4½ v H verzinslichen Schatzanweiſungen, ferner durch Begebung von 
unverzinslichen Schatzanweiſungen und von Reichswechſeln. Um von der ge⸗ 
waltigen Arbeitsleiſtung, die damit für die Reichsſchuldenverwaltung verbunden 
war, ein Bild zu geben, ſei nur angeführt, daß für die neun Kriegsanleihen zum 
Geſamtbetrage von 68,5 Milliarden Mark nicht weniger als 60,3 Milliarden 
einzelne, auf 100 bis 100 000 Mark lautende Anleiheſtücke gedruckt und dann 
durch Namensunterſchrift ausgefertigt werden mußten. Allein im Rechnungs⸗ 
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jahr 1918 ſind von der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe für das Reich nicht 
weniger als 103 Millionen Stück Zinsſcheine über 2 848 Millionen Mark ein⸗ 
gelöſt worden. An Reichswechſeln hatte die Kontrolle der Staatspapiere bis 
Anfang Oktober 1919 nach und nach 5 821 Stücke zum Geſamtbetrag von 
2,2 Milliarden Mark in inländiſcher und ausländiſcher Währung auszufertigen. 
Zu dem großen Erfolg der Kriegsanleihen hat in erheblichem Maße die Ein— 
richtung des Reichsſchuldbuchs beigetragen; weſentlich war namentlich, daß für 
Schuldbuchzeichnungen jedesmal ein Vorzugskurs galt. Die Zahl der Konten 
im Reichsſchuldbuch, die zu Beginn des Krieges ungefähr 30 000 betrug, belief 
ſich Ende September 1919 auf 1 330 000, und die Schuldbuchforderungen wuch— 
ſen in derſelben Zeit von 1,4 Millionen auf 19 Milliarden Mark an. Nach 
Abſchluß des Krieges hat die Reichsſchuldenverwaltung an der Sparprämien— 
anleihe von 1919 mitzuwirken gehabt. | 

Das Perſonal der Preußiſchen Staatsſchuldenverwaltung beſtand zu Beginn 
ihrer Tätigkeit im Jahre 1820 aus 21 Köpfen und ſtieg bis 1890 auf 70 Köpfe. Bis 
1914 vermehrte ſich die Kopfzahl des Perſonals nach und nach auf 360. Im 
Kriege hat ſich der Beamtenſtab der vereinigten Preußiſchen Staats- und Reichs— 
ſchuldenverwaltung ſodann auf 1956 Kräfte erhöht, wovon etwa 1 000 als 
Hilfsarbeiter im Vertragsverhältnis ſtehen. 

Ob die Preußiſche Hauptverwaltung der Staatsſchulden nach 100 jähriger 
Wirkſamkeit weiter beſtehen wird, oder ob ſie in der einen oder anderen Weiſe 
der ihrerſeits ſelbſtändig zu machenden Reichsſchuldenverwaltung angegliedert 
werden oder vielleicht auch ganz in ſie aufgehen ſoll, iſt zurzeit noch nicht 
entſchieden. | | 


Die Berliner Rohrpoſt im Weltkrieg. 
Von Poſtrat Gieſecke in Berlin. 


Als die Berliner Stadtrohrpoſt am 1. Dezember 1876 — mit zunächſt vier 
Maſchinenanlagen, 15 Rohrpoſtämtern und einem Rohrnetz von 25 900 m Länge — 
ins Leben trat!), ſtand fie einer doppelten Aufgabe gegenüber. Sie ſollte erſtens 
zur Entlaſtung der Boten und der Stadttelegraphenleitungen helfen, die beim 
Haupt⸗Telegraphenamt von außerhalb für Berlin eingehenden Telegramme den 
Stadtämtern zur Beſtellung und umgekehrt die bei den Stadtämtern aufgegebenen 
Telegramme dem Haupt -Telegraphenamt zur Weitergabe zuzuführen ſowie Stadt— 
telegramme zu übermitteln; zweitens ſollte ſie der Beförderung eiliger Briefe und 
Poſtkarten im Ortsverkehr und im Verkehr von und nach außerhalb dienen. 
Seitdem iſt die Anlage, um den Anſprüchen der ſich gewaltig ausdehnenden Reichs— 
hauptſtadt Genüge zu leiſten, vielfach verbeſſert und fortſchreitend ausgebaut worden; 
die Zahl der Rohrpoſtanſtalten iſt verfünffacht, die der Rohrlänge auf das Sieben- 
fache gebracht, eine Reihe von Vororten iſt an das Netz angeſchloſſen, auch das 
Telegraphennetz Groß Berlins, im gleichen Schritt mit dem Anwachſen der Stadt, 
ſtändig ausgeſtaltet und vervollkommnet worden — die Aufgaben der Rohrpoſt 


1) Die als Vorläufer der Stadtrohrpoſt im Jahre 1865 hergeſtellte -pneumatiſche Verbindung⸗ 
zwiſchen der Königlichen Telegraphen-Fentral-Station (dem jpäteren Haupt-Telegraphenamt) in der 
Franzöſiſchen Straße und dem Zweigamt im Börſengebäude ſowie die drei Jahre ſpäter gebaute Er- 
weiterungsankage von der Zentral. Station nach der Zweigſtelle am Potsdamer Tor mit der Zweig⸗ 
anſtalt am Brandenburger Tor als Zwiſchenſtelle dienten nur dem inneren dienſtlichen Verkehr. 
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ſind unverändert geblieben. Für die Verteilung der Telegramme auf Draht und 
Rohrpoſt galt dabei und gilt auch heute der Grundſatz, in erſter Linie die Rohr- 
poſt zu benutzen und die telegraphiſche Beförderung nur dann zu wählen, wenn 
die Sendung dadurch ſchneller ihrer Beſtimmung zugeführt wird. Dementſprechend 
werden die Telegramme zwiſchen dem Haupt⸗Telegraphenamt und den nahe ge 
legenen Rohrpoſtämtern im allgemeinen mit der Rohrpoſt befördert, während im 
Verkehr mit den entfernter gelegenen Anſtalten, beiſpielsweiſe den großen 
Amtern in Charlottenburg, Schöneberg, Wilmersdorf, hauptſächlich der Telegraph 
verwandt wird. Eine Ausnahme machen die Glückwunſchtelegrämme, die auch 
dann der Rohrpoſt übergeben werden, wenn die Beförderung auf ihr mehr Zeit 
erfordert als die Übermittlung durch den Telegraphen. Dagegen find die ſo— 
genannten Vorzugstelegramme, das find die Staats., Amts- und dringenden Tele- 
gramme, ſtets durch den Telegraphen abzuſetzen, falls nicht etwa in Ausnahme— 
fällen die Beförderung mit der Rohrpoſt oder durch Boten ſchneller zum Ziele 
führen würde. Bei dieſer Art der Verteilung ſind im Kalenderjahr 1913, das 
das ſtärkſte Verkehrsjahr vor dem Kriege darſtellt, rund 8,4 Millionen Telegramme 
mit der Rohrpoſt befördert worden, während etwa 4,5 Millionen Telegramme 
zwiſchen dem Haupt⸗Telegraphenamt und den Rohrpoſtämtern auf dem Drahtweg 
übermittelt wurden. Die Dahl der im gleichen Zeitraum der Rohrpoſt an- 
vertrauten Briefe und Karten beläuft ſich auf rund d Millionen Stück. Insgeſamt 
find hiernach in jener Zeit werktäglich im Durchſchnitt 35 000 Sendungen mit der 
Rohrpoſt befördert worden. Für das Jahr 1914 liegen zwar zuſammenfaſſende 
Aufzeichnungen nicht vor; nach Einzelzählungen iſt aber der Verkehr 
in der erſten Hälfte des Jahres gleichmäßig, und zwar in einem ſolchen 
Umfang weiter gewachſen, daß man die Zahl der Mitte Juli 1914 täglich mit 
der Rohrpoſt verſchickten Gegenſtände (Telegramme, Briefe und Karten) mit 36 500 
ziemlich genau ſchätzen wird. Wenn man dieſe Zahlen mit den Ergebniſſen des 
erſten Betriebsjahrs (1877) vergleicht, zeigt ſich, daß ſich die Leiſtungsziffer, das 
iſt die auf I kim Fahrrohr entfallende Zahl der beförderten Sendungen, in den 
37 Jahren verdoppelt hat. 

In dieſe friedliche Entwicklung fielen wie Blitzſchläge die Ereigniſſe des 
Sommers 1914. Zunächſt ſpürte man die Entladung im Brennpunkte des 
Telegraphenbetriebs, im Haupt⸗Telegraphenamt. Bis zum. 24. Juli blieb der 
Verkehr mit einem täglichen Durchſchnitt von etwa 100 000 Telegrammen unver: 
ändert. Dann begann die Steigerung; namentlich der Preſſeverkehr und der 
Verkehr mit dem Ausland wuchſen in wenigen Tagen zu gewaltigem Umfang an. 
Am 27. Juli wurden beim Amt über 127 000, am 29. mehr als 139 000 Telegramme 
verarbeitet. Am 30. Juli erreichte der Verkehr mit 170 134 Telegrammen ſeinen 
Höhepunkt. Dieſem Anſturm gegenüber reichten die vorhandenen Kräfte nicht aus, 
obwohl die Beamten in vorbildlicher Pflichttreue weit über das vorgeſchriebene 
Leiſtungsmaß hinaus an den Apparaten ausbarrten. Um der Telegrammaſſen 
Herr zu werden, mußte die Behörde durchgreifende Mittel anwenden. Zuerſt 
wurden alle Übungslehrgänge geſchloſſen und die dadurch freigewordenen 
Kräfte dem Haupt⸗Telegraphenamt für einfachere Dienſtleiſtungen überwieſen. Auch 
bei anderen Amtern und in den Büros der Ober-Poſtdirektion vorübergehend ab- 
kömmliche Beamte wurden dem Amte zugeteilt. Um die an den Stadttelegraphen- 
(Ferndrucker.) Leitungen beſchäftigten Beamten für die großen Leitungen freizu— 
bekommen, wurde ſchließlich — am 31. Juli — beſtimmt, daß die Telegramme 
zwiſchen dem Haupt⸗Telegraphenamt und den Rohrpoſtämtern mit Ausnahme der 
Vorzugstelegramme bis auf weiteres ausſchließlich durch Rohrpoſt befördert werden 
ſollten. 

Die letzte Maßnahme, die allein beim Haupt⸗Telegraphenamt etwa 40 tüchtige 
Kräfte für andere Zwecke verfügbar machte, bedeutete zwar für die Abwicklung 
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des Telegrammverkehrs eine recht wirkſame Hilfe, die Rohrpoſt ſtellte fie aber vor 
eine ſchwere Aufgabe. Denn etwa drei Viertel der Telegramme, die bis dahin 
durch den Draht befördert worden waren, wurden jetzt, im Augenblick der Hoch— 
flut, auf die Rohrpoſt abgeſchoben. Die Geſamtzahl der Sendungen, die am 
letzten Juli. und erſten Auguſttage täglich mit der Rohrpoſt befördert wurden, 
ſchwoll infolgedeſſen und da der Verkehr der Eil- und Rohrpoſtſendungen eine 
1 Steigerung erfuhr wie der Telegrammverkehr (rund 75 vH), auf etwa 
5 000 an. 


Daß bei ſolch plötzlichem Maſſenandrang die Fahrpläne nicht a genau Imme: 
gehalten und die Vorfchriften über die Zahl und Bepackung der Büchſen nicht 
immer bis ins kleinſte befolgt wurden, bedarf keiner Begründung. Aber in der 
Erkenntnis, daß in dieſen Tagen der Entſcheidung über Krieg oder Frieden von 
der ſchnellen Beförderung jeder einzelnen Sendung Großes abhängen, daß eine 
Verſpätung ſelbſt von wenigen Stunden für manchen Abſender oder Empfänger 
unendlich viel Kummer und Herzeleid bedeuten könnte, tat ein jeder ſeine Pflicht 
bis zum äußerſten; in beiden Zweigen, im Telegraphen⸗ wie im Rohrpoſtbetrieb, 
iſt es denn auch gelungen, den rieſigen Verkehr ohne empfindliche Verzögerungen 
zu bewaͤltigen. 


Mit dem Abbruch der Beziehungen zu einem Teil unſerer Nachbarländer ging 
nun zwar in den folgenden Tagen die Zahl der Telegramme und Eilſendungen 
ſtark zurück. Trotzdem wurden die gleichzeitig ergehenden Einberufungen zum 
Heeresdienſt recht ſtörend empfunden. In wenigen Tagen hatten viele hundert 

Beamte die Feder mit dem Schwerte vertanfcht, und täglich eilten weitere Leute 
zu den Fahnen. An eine Wiederaufnahme des Ferndruckerverkehrs in dem früheren 
Umfang war unter dieſen Umſtänden nicht zu denken; die Rohrpoſt mußte viel— 
mehr die ihr am 31. Juli übertragenen erweiterten Geſchäfte — zum Teil mit 
Aushilfskräften — weiter beſorgen, am erſten Mobilmachungstag ſogar mit. vollem 
Nachtdienſt. Da ſich hierbei herausſtellte, daß die Inbetriebhaltung während der 
ganzen Nacht über das Bedürfnis hinausging, wurde die Rohrpoſt jedoch in der 
nächſten Nacht ſchon um 2 Uhr, in den darauffolgenden beiden Nächten um 1 und 
12 Uhr geſchloſſen. Vom 6. Auguſt an wurde der Betrieb wieder nach den alten 
Plänen durchgeführt; ausgenommen blieben nur zwei für Heereszwecke wichtige 
n für die bis zum Kriegsende der Tag- und Nachtbetrieb beibehalten 
wurde 

Bald machte ſich, wenn auch zunächſt nur vorübergehend, der Mangel an 
Brennſtoffen fühlbar. Um Kohlen und Ol zu ſparen, wurde deshalb am 7. Auguſt 
angeordnet, daß im ganzen Rohrpoſtnetz 755 und werktäglich nach den Sonn⸗ 
tagsfahrpläuen gefahren werden ſolle, d. h. auf den Strecken mit zwei Rohr: 
verbindungen wurde ein Fahrrohr außer Valnieh geſetzt, auf den Linien mit nur 
einem Rohre wurde die Zugzahl — wenigſtens zum Teil — vermindert Zur 
Verhinderung von Roſtanſatz in den ſtillgelegten Rohren wurde beſtimmt, daß in 
den Verbindungen mit Doppelfahrrohren allwöchentlich das Rohr zu wechſeln fei. 
Eine zwei Tage ſpäter erlaſſene Anordnung ging noch weiter, indem fie für die 
Zeit von 7 bis 10 Uhr vormittags den Fahrplan ganz ausſchaltete und die Züge 
nur noch nach Bedarf verkehren ließ. Da durch dieſe Maßnahmen, insbeſondere 
durch die allgemeine Einfübrung der Sonntagspläne, der Bedarf an Kraftluft 
erheblich herabgemindert wurde, konnte man die Lufterzeugung ohne Beeinträchti⸗ 
gung des Verkehrs einſchränken. Die Maſchinenanlage in Charlottenburg wurde 
deshalb außer Betrieb geſetzt. 

Trotz dieſer durch die Not der Zeit erzeugten Einengungen ſtieß die Beförde⸗ 


rung der Sendungen zunächſt auf keine Schwierigkeiten, da der Verkehr, wie 
erwähnt, ziemlich ſchwach war. Mitte Auguſt 1914 war die Zahl der beim 
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Haupt⸗Telegraphenamt verarbeiteten Telegramme beiſpielsweiſe nur ungefähr zwei 
Drittel ſo groß wie die aus Mitte Juli. 

Auch die wenige Wochen ſpäter einſetzende Verkehrszunahme, die den Tele 
gramm und Rohrpoſtverkehr bald wieder den Umfang wie vor Ausbruch des Krieges 
erreichen ließ, konnte mühelos bewältigt werden, da die Maſchinen gut arbeiteten, 
Ro pre, Büchſen und Treiber in beſtem Zuſtand waren und die Bedienung der 
Apparate zum größten Teil noch in den Händen der alten bewährten Kräfte lag. 
Es war ſogar möglich, im Laufe der nächſten Monate das Rohrpoſtnetz um einige 
Amter zu erweitern, deren Anſchließung ſchon vor dem Kriege beſchloſſen und ein- 
geleitet war. Am 8. Oktober wurde der Rohrpoſtbetrieb bei den Poſtämtern 
N 113 (Bornholmer Straße) und Berlin-Pankow 2 (Berliner Straße), am 17. März 
1915 beim Poſtamt Charlottenburg 9 (Kaiſerdamm) aufgenommen; am 1. Mai 1915 
konnte außerdem ein bc zwiſchen den Poſtämtern NW 6 und NW 40 
dem Verkehr übergeben werden. Das Rohrnetz vergrößerte ſich dadurch um ins— 
geſamt 6567 m. 

Eine weitere merkliche Verkehrsſteigerung brachte das Jahr 1915 nicht. All. 
mählich begannen aber die immer neue Jahrgänge umfaſſenden Einziehungen zum 
Heeresdienſt den Betrieb einſchneidend zu beeinfluſſen. Da in den Rohrpoſt— 
betriebſtellen viele ältere und kränkliche Beamte beſchäftigt waren, die für den 
Dienſt mit der Waffe nicht in Betracht kamen und in körperlich anſtrengenderen 
Stellen des Poſtdienſtes nicht ohne weiteres verwendet werden konnten, war der 
Abgang an eingearbeiteten Kräften in dieſem Dienſtzweig während des erſten 
Kriegsjahrs in einigermaßen erträglichen Grenzen geblieben. Das änderte ſich aber 
in dem Maß, in dem die Heeresverwaltung, durch die ſchweren Verluſte auf den 
Schlachtfeldern und die Ausdehnung und Vermehrung der Kriegsſchauplätze ge— 
zwungen, ihre Forderungen auf Geſtellung von Heerespflichtigen verſchärfte. Um 
dieſen Anforderungen genügen zu können, mußte die Verwaltung den Kreis der 
Stellen, die an Aushilfskräfte übertragen werden durften oder mußten, immer 
weiter ziehen und die Verwendung von Fachbeamten immer mehr auf ſolche Dienſt— 
ſtellen beſchränken, die ohne tiefere Fachkenntniſſ e oder längere praktiſche Erfahrungen 
nicht ausgefüllt werden konnten. Zu dieſen beſonders ſchwierigen Dienſtzweigen 
gehört der Rohrpoſtdienſt nicht. Die in den Rohrpoſtbetriebſtellen noch beſchaͤftigten 
Beamten (meiſt Poſtſchaffner und Poſtboten) mußten deshalb, ſoweit nicht in Aus— 
nahmefällen Abweichungen von der Regel notwendig erſchienen, nach und nach 
zurückgezogen und durch Aushelfer erſetzt werden. 

Doch auch hierbei ſtellten ſich wachſende Schwierigkeiten heraus, denn bei der 
ſtarken Nachfrage nach männlichen Arbeitskräften in allen Zweigen des Wirtſchafts— 
lebens liefen Meldungen geeigneter Leute immer ſpärlicher ein. Die jüngeren Aus- 
helfer, die in der erſten Kriegszeit eingeſtellt waren, wurden außerdem allmählich 
ſelbſt zum Heer eingezogen, ſo daß ein häufiger Wechſel in der Stellenbeſetzung an der 
Tagesordnung war, zum Schaden des Dienſtes. Im Winter 1915/16 eutſchloß 
man ſich daher, die Rohrpoſtbetriebſtellen im weiteſten Umfang mit Frauen zu 
beſetzen. 

Etwaige Zweifel darüber, ob die Frauen für den Rohrpoſtdienſt geeignet 
wären, erwieſen ſich glücklicherweiſe als unbegründet. Insbeſondere war im 
Jahre 1916 eine weſentliche Abnahme der Leiſtungen in dieſem Betriebszweig 
nicht zu ſpüren, obwohl der Verkehr dem Vorjahr gegenüber eine leichte Zunahme 
erkennen ließ. Zwar wuchs die Zahl der Rohrpoſtſtörungen, die ſchon im Vor— 
jahr eine kleine Steigerung erfahren hatte, auf rund das Doppelte der Friedens— 
zeit an; doch war die Schuld dafür nicht allein in der Bedienung der Apparate 
zu ſuchen, ſie lag vielmehr zum großen Teil in dem — als Folge des minder— 
wertigen Leders — äußerſt ſchlechten Zuſtand der Treiberſtulpen und Lederbüchſen. 
Jedenfalls war es vorläufig unbedenklich, den Rohrpoſt-Apparatdienſt von Frauen 
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verſehen zu laſſen, und man konnte hinſichtlich dieſes Dienſtzweigs den weiteren 
Einziehungen der Beamten ohne Sorgen entgegenblicken. 

Zur Einſchränkung des Verbrauchs an Sparmetallen wurde in jener Zeit ver- 
ſucht, die im Rohrpoſtbetrieb verwendeten Aluminiumbüchſen durch Büchſen aus 
Stahl zu erſetzen. Die Verſuche waren jedoch nicht ſonderlich günſtig; insbeſondere 
blieben die Stahlbüchſen an Dauerhaftigkeit weit hinter den bisher benutzten Büchfen 
zurück. Man ſuchte ſich deshalb — in gleicher Weiſe, wie dies im Laufe des 
Krieges wohl die meiſten Haushaltungen in ähnlicher Lage getan haben — dadurch 
zu helfen, daß man nochmals unter den vorhandenen alten Beſtänden gründliche 
Umſchau hielt. Dabei ermittelten einzelne Amter ſo viele zurzeit ride 
Büchſen, daß der Bedarf an anderen Stellen reichlich gedeckt und eine Neube- 
ſtellung bis nach Kriegsende hinausgeſchoben werden konnte. 

Eine weſentliche Veränderung und Erweiterung erfuhr die Rohrpoſtanlage im 
Februar 1916 durch die Verlegung des Haupt⸗Telegraphenamts von der Franzöſiſchen 
Straße nach der Oranienburger Straße. Da das Poſtamt 24, das ſeit 1876 das Ein- 
gangstor zu den Rohrpoſtämtern des Nordens gebildet hatte, mit der Verſchiebung 
des Telegraphen⸗Sammelpunkts in ſeine unmittelbare Nähe ſeine Berechtigung als 
ſelbſtändige Telegraphen⸗ und Rohrpoſtbetriebſtelle verlor, wurde der Rohrpoſtbetrieb 
dort, ebenſo wie der Telegraphenbetrieb, am Tage der Eröffnung des neuen 
Telegraphen⸗Dienſtgebäudes eingeſtellt. Die gleichzeitig eröffnete Stadtrohrpoſtſtelle 
des neuen Haupt⸗Telegraphenamts umfaßte die bisher in das Poſtamt 24 
einmündenden ſechs Rohrlinien nach dem Telegraphenamt 2 (Börſe) und den 
Poſtämtern 4, 22, 28 (jetzt 58), 31 und 54, ferner vier weitere Apparate für eine 
zweite Verbindung nach dem Amt Börſe, für ein Rohr nach dem Schloß und für 
zwei Rohre nach dem Poſtamt 6. Außer dieſen zehn Verbindungen, die in gewöhn— 
licher Weiſe, jedoch mit Apparaten neuerer Bauart — mit ſelbſttätiger Anzeige 
vorrichtung und Abſtellung der Arbeitsluft (Bauart 1912) — betrieben werden 
ſollten, waren für den Verkehr zwiſchen der im Gebäude des alten Amtes ver— 
bliebenen Rohrpoſtſtelle und dem neuen Amte noch vier Verbindungen, für jede 
Richtung zwei, für Kreisbetrieb eingerichtet Das Rohrnetz wurde durch die Er: 
weiterung um rund 9 km vergrößert. | 

Abgeſehen von dieſer Veränderung, die in der Hauptſache ſchon in den Vor— 
jahren ausgeführt war, ſo daß zur Eröffnung der neuen Betriebſtelle nur die 
— in einer Nacht zu erledigende — Umſchaltung nötig war, wurden in der 
weiteren Kriegszeit aus Mangel an Arbeitskräften und Bauſtoffen nur noch kleine 
laufende Arbeiten und auch dieſe nur dann vorgenommen, wenn fie zur Aufrecht— 
haltung des Betriebs unbedingt erforderlich und mit geringen Mitteln herzuſtellen 
waren. Als einzige größere Arbeit iſt die Auswechſlung des Rohres zwiſchen dem 
Haupt⸗Telegraphenamt und dem Poſtamt 4 (Stettiner Bahnhof) im Frühjahr 1917 
zu nennen, das im Laufe der Jahrzehnte ſo undicht geworden war, daß ſeine 
weitere Benutzung den Betrieb ernſtlich gefährdete. Neuanſchließungen an das Netz 
wurden gänzlich zurückgeſtellt. Selbſt wichtige Anlagen, deren Notwendigkeit bereits 
anerkannt war, z. B. die Anſchließung der Poſtämter Berlin⸗Rummelsburg, 
Schöneberg 5 und Charlottenburg 7, mußten unterbleiben. 

Der Betrieb der letzten beiden Kriegsjahre ſtand unter dem Zeichen der Not 
bei dauernd ſteigendem Verkehr. War der recht erhebliche Zuwachs an Heeres— 
ſendungen in den erſten Kriegsjahren durch den ſtarken Rückgang des Privat- 
verkehrs ausgeglichen worden, ſo änderte ſich das Bild, je mehr es dem allgemeinen 
Wirtſchaftsleben gelang, ſich den Kriegsverhältniſſen anzupaſſen. Zahlenmäßig läßt 
ſich die Steigerung am beſten an dem Telegrammverkehr zeigen, über den die 
. Überfichten vorliegen. Während hiernach der Zuwachs 1916 gegenüber 
em Verkehr des letzten Friedensjahrs nur knapp 7 vH betrug, belief er ſich 1917 
bereits auf 20 vH, im darauffolgenden Jahre fogar auf rund 35 vH. Ahnlich 
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lagen die Verhältniſſe im Rohrpoſt- und Eilbriefverkehr, der 1918 auf einigen 
Rohrlinien mehr als die doppelte Stärke des Jahres 1913 aufwies.“ 

Das wirkſamſte Mittel, die Rohrpoſt der gewaltigen Verkehrsſteigerung ent— 
ſprechend aufnahmefähiger zu machen, wäre die Wiedereinführung der Werktags— 
pläne, insbeſondere die Wiederbenutzung der zweiten Rohre, geweſen. Hierzu 
fehlte es aber an der erforderlichen Kraftluft, da die zur Verfügung ſtehenden 
Betriebſtoffe, Kohle und Ol, an Güte und Menge ſo gering waren, daß weder 
die ſtillſtehenden Maſchinen in Charlottenburg in Betrieb genommen, noch die 
übrigen Anlagen nach ihrer Leiſtungsfähigkeit ausgenutzt werden konnten. Auch 
die Inſtandhaltung der Maſchinen ſtieß bei dem Mangel an Roh- und Bauſtoffen 
auf die größten Schwierigkeiten. 

Unter dieſen Umſtänden mußte man ſich darauf beſchränken, wenigſtens auf 
der am ſtärkſten beanſpruchten und wichtigſten Linie, der nach dem Weſten Berlins 
und den großen weſtlichen Vororten, Wandel zu ſchaffen, die namentlich auf ihrer 
Anfangsſtrecke — vom alten Haupt⸗Telegraphenamt zum Poſtamt 9 — mit Tele- 
grammen und Rohrpoſtbriefen geradezu überſchwemmt wurde. Zu dem Zweck 
entſchloß man ſich, die Beförderung der Telegramme zwiſchen dem Haupt— 
Telegraphenamt und den großen Vororten nach und nach der Rohrpoſt wieder 
abzunehmen — im Verkehr mit den am weiteſten gelegenen Amtern Steglitz, 
Grunewald und Halenſee war dies zur Abkürzung der Beförderungsdauer ſchon 
Weihnachten 1915 und im Sommer 1916 geſchehen — und die Telegramme wieder 
wie zur Friedenszeit durch den Draht zu übermitteln. Wurde der Erfolg der 
Maßnahme, die Ende 1917 im weſentlichen durchgeführt war, auch dadurch etwas 
beeinträchtigt, daß die Frauen, denen nach vorheriger Ausbildung die Bedienung 
der Telegraphenapparate übertragen wurde, aus Mangel an Übung meiſt nicht in 
der Lage waren, den Telegrammverkehr ohne Inanſpruchnahme der Rohrpoſt zu 
bewältigen, ſo war die Entlaſtung der Rohre doch recht erheblich. 

Trotzdem ließ es ſich bei der unaufhaltſam fortſchreitenden Verkehrsſteigerung 
nicht umgehen, auf der Strecke altes Haupt⸗Telegraphenamt-Poſtamt 9 ungeachtet 
der Schwierigkeiten in der Luftbeſchaffung alle vorhandenen Mittel heranzuziehen, 
ſo daß während der letzten Jahre drei Verbindungen, zwei unmittelbare und eine 
über das Poſtamt 66, in Benutzung waren. Außerdem wurde geſtattet, daß 
die ai allgemeinen zuläſſige Büchſenzahl in den Hauptverkehrsſtunden überſchritten 
wurde. 

Daß ein ſolcher Hochbetrieb in Verbindung mit den immer mangelhafter 
werdenden Betriebs- und Bauſtoffen viele Störungen im Gefolge hatte, liegt auf 
der Hand. Im Jahre 1918 war ihre Zahl etwa fünfmal ſo groß, als ſie im 
Frieden geweſen war. Als Urſache der Störungen wurde faſt immer das gleiche 
feſtgeſtellt: »Mangel an Luft«, »Schlechtes Leder der Treiberſtulpe«, »Unrichtige 
Bedienung«. Wollte man die zuletzt genannte Erſcheinung, das häufige Vor— 
kommen unrichtiger Bedienung, etwa auf nach und nach eingeriſſene beſondere 
Unzuverläſſigkeit der Aushelferinnen zurückführen, ſo würde man ihnen indes Unrecht 
tun. Sie ließen es, wenigſtens die meiſten von ihnen, an Fleiß und Eifer nicht mangeln. 
Aber ihnen fehlte die Erfahrung, die überall die Vorausſetzung für gute 
Leiſtungen bildet; es fehlte ihnen vor allem die körperliche Leiſtungsfähigkeit, 
nachdem Not und Entbehrungen, Kummer und Sorgen ihnen die beſten Kräfte, 
ihnen wie dem ganzen deutſchen Volke, genommen hatten. Immerhin iſt es den 
Aushelferinnen in den letzten beiden Jahren des Krieges gelungen, den Anforde— 
rungen fo weit gerecht zu werden, daß die Verzögerung der Sendungen in erträg- 
lichen Grenzen blieb. Daß die Beſeitigung der Störungen ſchnell und ſicher 
ausgeführt wurde und daß alles geſchah, um die techniſchen Anlagen im Rahmen 
des Erreichbaren auf der Höhe zu erhalten, darf als Verdienſt der maſchinen⸗ 
techniſchen Beamten nicht unerwähnt bleiben. 
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Wenn die Rohrpoſt hiernach trotz der überaus ſchweren äußeren Bedingungen, 
trotz der Schwierigkeiten in der Luft- und Stoffbeſchaffung, trotz der mannigfachen 
Mängel der Bedienung nicht verſagt, ſondern ihre Aufgabe ſelbſt bei ſtärkſtem 
Verkehr, wenn auch nicht immer mit genauer Einhaltung der Überkunftsfriſten, 
dennoch ganz erfüllt hat, ſo iſt dies ein vollgültiger Beweis dafür, daß die Anlage 
techniſch und verwaltungsmäßig auf ſicherem Grund aufgebaut iſt. Wohl war 
es oft nicht leicht, der immer neu auftretenden Schwierigkeiten Herr zu werden; 
doch es iſt gelungen, durch alle Wechſelfälle des Krieges hindurch den Betrieb 
ohne jede Unterbrechung aufrechtzuhalten bis zum Tage der Waffenruhe. Was 
ein Verſagen der Rohrpoſt für die Reichshauptſtadt bedeutet hätte, iſt kurz 
geſagt: Die Laufzeit der Telegramme wäre um Stunden verlängert, der Eilbrief- 
verkehr wäre lahmgelegt worden. Daß dies nicht geſchah, fer als Verdienſt der 
Rohrpoſt gebucht. Sie hat ſtandgehalten auch in den Zeiten der Not. 


Ein Boteneid aus dem Jahre 1536. 
Von Rechnungsrat Eugen Müller in Münſter (Weſtf.). 


In dem Aufſatz »Münſteriſche Botenanſtalten im 16. und 17. Jahrhundert. 
(Archiv 1918, S. 469 ff.) iſt ausgeführt, daß die erſten Rats- oder Stadtboten, 
die die Hauptſtadt des Fürſtbistums Münſter ſchon um die Wiedertäuferzeit 
(1524-1536) unterhielt, der Stadt eine Bürgſchaft zu ſtellen und einen Eid 
zu leiſten hatten, daß ſie ihre Obliegenheiten getreulich erfüllen wollten. Das 
aus der Zeit ſtammende »Aidt- und Huldungs-Buch« der Stadt Münſter enthält 
den Wortlaut des Boteneides, der als Ergänzung der Mitteilungen über das Boten- 
weſen am Ausgange des Mittelalters bemerkenswert iſt. Er lautet: 

„31. Huldunge des Baden (oder Botten). | 

Ick, N. love und ſwere, dat ick nar duſſen dage der ſtadt van Munſter 
will weſen truwe und holt und den Borgermeſteren und Raide (Rat) 
darſolveſt bedenſthaftig, er beſte to doen und er ergeſte to laten und to 
keren na minen vif ſinnen und aller miner macht to helen, dat mi van 
Borgermeſtern und Rait oft van jumande in deren namen wert bevalen, 
to helen und to ſwigen ſunder argeliſt. 

Und alle und itliche breve und badeſchap, de mi bevalen werden, ock 
alle filver und golt oder geltsgewerde, dat fi watterlei dat fi, fo mi 
titliß gedaen wert, jumande to brengen, dat fall und will ick truweliken 
verwaren und averbrengen in aller maten, als mi dat bevalen wert tor 
ſtede, dar ick dat brengen und leveren ſall. 

Und ick ergendtz waer wes vernemmen werde buten of binnen Munſter, 
dat were tegen de Borgermeſtere und Raidt vorß. of tegen ere perſonen, 
lif, ere und gut of tegen nutticheit der ſtadt Munſter, dat fall und will 
ick van ſtunt an den Borgermeſteren apenbaren, ſo balde ich mi des erſten 
bekomen kan. 

Und oft ick will ſwigen und helen, wes mi van Borgermeſtern und Raide 
vorß. of erer wegen van jumande bevalen wert, to ſwigen. 

Alle deſſe vorg. puncte und idlich beſunder lauv ick alſo vaſt to holden 
und to doen in aller miner witſchap und vif ſinnen. Dat mi godt ſo 
helpe und de hilligen «. 

Den Boteneid hatten in damaliger Zeit auch die Kaufleute und andere Bürger 
zu leiſten, die bei ihren regelmäßigen Reiſen ins Ausland Wie Pakete und 
Geldſendungen für andere Perſonen beſorgten. 
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Die Sparkaſſen im Deutſchen Reich und in Preußen haben ſich 
ſehr erfreulich entwickelt. Es liegen vor für die Sparkaſſen im Deutſchen Reich 
die Ergebniſſe bis zum Jahre 1917 (Statiſtiſches Jahrbuch für das Deutſche 
Reich von 1919), für die Sparkaſſen in Preußen die Ergebniſſe bis zum Jahre 1918 
(Veröffentlichungen des Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts in Berlin von 1919). 
Der Überſichtlichkeit wegen find nachſtehend die Angaben vom Jahre 1915 an 


zuſammengeſtellt. 
Die Sparkaſſen im Dentſchen Reich. 


E Sahl der \ | a Vermögen ER ua rober 
IZweig⸗ Spar haben Sparkaſſen Rück einſchl. Rück. Abnahme 
S Er der Ein⸗ obne lage gutge · zah· des 
Jahr. en 8 een bü Rücklage) ſchriebene 
kaſſen Neben über⸗ Sparbücher leger . Zen lungen Gut⸗ 
. kaſſen] haupt 0 Millionen Mark habens 


am Jahresſchluß Millionen Mark 


371378 916 12053 25 780 79020 38122 2811 104] 8 500 8671 — 171 
3140| 8 98312 12327 205 92721 434 24 1611 136 9 6588 600 ＋ 1058 
345119 06012 211 30 772 98725 35828 38101 193113 627 9638| + 3 989. 


1915 
1916 
1917 


Die Sparkaſſen in Preußen. 


Zu- oder 


— — 
3 I Gefamt- 2 
3 Zahl 8 EBERLE u Io engen N Einlagen 8 
Zweig⸗ Spar: 6 haben | Sparfafien Rück. einſchl. Rück- Abnahme 
Spar⸗ 00 ſtellen : der Ein. eine lage N des 
Jahr kaſſen [Neben ⸗ über Sparbücher leger | Rüdlage) 8 lungen Gut · 
. Mienen Mart babene 


am Jahresſchluß Millionen Mark 
6 354 6456 — 102 
73516 531[(T＋ 820 
102837356 2927 
140699 3147 4755. 


1915 17665 269 7035 15 692 54313 639 16 467 723 
1916 [17685 31107079 16 685 23913 53517 586 737 
1917 17755 49107 266 19 174 85014 33818 676 775 
1918 [1701 5 52872297 20 54209216 941025 1410 812 


Die Verluſte der Schiffahrt während des Krieges. Die amerikaniſche 
Zeitſchrift »The Rudder« hat die Größe des Verluſtes ausgerechnet, den die Welt⸗ 
ſchiffahrt, ausgenommen die Schiffahrt Deutſchlands und der mit Deutſchland ver- 
bündeten Staaten, während der Kriegsjahre erlitten hat. Das Blatt zieht nicht 
allein den Wert der verlorengegangenen Schiffe in Betracht, ſondern auch den 


.) Die 7 229 Sparſtellen befanden ſich in 5 659 Orten. Die meiſten Sparſtellen (1 123) hatte 
die Rheinprovinz; es folgen die Provinz Schleſien mit 908, Brandenburg (einjchl. des Stadtkreiſes 
Berlin) mit 852, Sachſen mit 797, Hannover mit 735, Heſſen⸗Naſſau mit 693, Oſtpreußen mit 546, 
Weſtfalen mit 509, Schleswig⸗Holſtein mit 459, Weſtpreußen mit 283, Pommern mit 254 und die 
Hohenzollernſchen Lande mit 33 Sparſtellen. Eine Sparſtelle kam auf 44,66 qkm gegen 45,89 qkm 
im Jahre 1917. Auf ein Sparbuch entfiel eine Einlage von durchſchnittlich 1056 & gegen 
905 & im Jahre 1917, auf den Kopf der Bevölkerung eine ſolche von 498 „ gegen 396 & im 
Jahre 1917. Von dem Vermögen der Sparkaſſen (25,141 Milliarden Mark) waren angelegt 
24,314 Milliarden Mark, und zwar in Wertpapieren 12,059 Milliarden Mark oder 49,6 vH, 
in Hypotheken 8,008 Milliarden Mark oder 33 vH, bei offentlichen Anſtalten oder Vereinigungen 
3,818 Milliarden Mark oder 15,7 vH, gegen Schuleſchein, Wechſel und Jauſtpfand 429 Millionen 


Mark oder 1,7 vH. 
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Wert der Ladungen, die Einbuße an Verdienſt, au verlorengegaugenem Eigentum, 
Geld und Lebensverſicherungen. Wie in der nachſtehenden Überſicht im einzelnen 
nachgewieſen wird, kommt der Verfaſſer auf Grund feiner Berechnungen zu dem 
. daß der Tonnengehalt der verlorengegangenen Schiffe insgeſamt rund 
15 Millionen Brutto Regiſtertonnen LE und daß der geſamte Wertverluſt 
ſich auf rund 6 905 000 000 Dollar beläuft. Dazu kommen die Unkoſten, die den 
ä aus der Inſtandſetzung eiche Schiffe erwachſen ſind. 


Der Verluft beläuft ſich 


für die übrigen 
Verbündeten und 
die am Kriege nicht 
beteiligten Mächte 


für die Vereinigten 
Gegenſtand des Verluſies Staaten für England 
von Amerika 


auf Brutto- Regiſtertonnen 


Tonnengehalt der verlorengegan— | | | 
genen Schifffe Um. 911854 9043744 °: 511226 


zuſammen 15 067 861 Brutto-Negiſtertonnen. 


Der Verluſt beläuft ſich 
ARE ei | für die übrigen 
für die Vereinigten \ Verbündeten und 
Staaten für England die am Kriege nicht 
9 ' „„ 
von Amerika a beteiligten Mächte 


auf Dellar 


Gegenſtand des Verluſtes 


auf Dollar auf Dollar 


Wert der verlorengegangenen 
Schiffe (jede Tonne zu 200 Dol- | 
lar gerechnet) 182 370 800 1 808 748 800 1022 152 600 


„ ͤ ́ U)] 


zuſammen 3013 572 200 Dollar. 


Wert der verlorengegangenen La- 
dungen (jede Tonne zu 100 Dol— | 
lar R ee 91185 400 904374400 511226300 


zuſammen 1 506 786 100 Dollar. 


Verluſt an Verdienſt (Tonne und 
Monat zu 7,65 Dollar gerech— | 
M/. .. 134 033 122 1340 331217 759521023 


ziuſammen 2233 885 362 Dollar. 


Verluſt an Eigentum, Geld und 
Lebensverſicherungen (100 DO Dol⸗ | 
lar für jede Tonne)... . 9118 510 90437440 51122630 
— 


zuſammen 150 678 610 Dollar. 


Der Geſamtverluſt beträgt ..... 416 707 862 4 143 891857 2344322 553 


zuſammen 5 901 922272 Dollar. 
(Nachrichten für Handel, Induſtrie und Landwirtſchaft 1919, Nr. 135, S. 11/12.) 
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Nachweis 
von Aufſätzen und Mitteilungen über das Poft-, Telegraphen- und Feruſprechweſen 
aus der Zeitſchriftenſammlung der Bücherei des Neichspoſtminiſteriums. 


(April bis Juni 1920) 


| A. Liſte der Zeitſchriften. 
Enthalten im Archiv 1920, S. 84 und 186. 

Nachträge: 
4%. Mitteilungen aus den deutſchen Schutzgebieten. Berlin. 
„la. Nachrichtenblatt des Reichsſchatzminiſteriums. Berlin. 
71a. Unter dem Reichsadler. Berlin. 


B. Nachweis der Aufſätze uſw. !). 
1. Gemeinſame Angelegenheiten des Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechweſens. 


eee Das Polniſch⸗Danziger Abkommen (Poſt-, Telegraphen- und Senne wel) 88. 329. 
Der Arbeiterfchug der Welt, von Prof. Dr. Schiff 9. Ergänzungsheft 16 S 
Arbeitswiſſenſchaft, von Meinhold 70. 361. 
— Architekturgeſchichte, vom Sinn der ..., von Fechter 25. Bd. 183 S. 399. 
Bauholz-Erhaliung, von Wendt, Regierungs-. und Baurat 18. Beil. (Der Holzbau) 21. 
- Baufunft, vom Sinn der neuen ..., von Fechter 13. Jahrg. 21 S. 241. 
— Die Baunotrente, von Müller 87. 112. 
— Bauweſen, Irrlehren im ..., von Dr.Ing. Ehrenberg 87. 134. 

— Beleuchtungskörper für direkte und indirekte Beleuchtung 58. Jahrg. 31 Beil. 149. 
Bertzit (veredelte minderwertige Brennſtoffe, wie Abfallholz, Torf) 58. Jahrg. 31 Beil. 138. 
— Danzig, zur völkerrechtlichen Stellung ..., von Dr. Loening, Amtsrichter und Hochſchuldozent 

60. 92. 
Deutſchland und das Völkerbundd arbeitsrecht, von Prof. Dr. Manes 24. Bd. 58 S. 193. 
—Die Finanzen der europäifchen und der wichtigeren außereuropäiſchen Staaten, von Dr. Schwarz, 
Wirkl. Geh. Oberfinanzrat und Präſident des Landesfinanzamts in Magdeburg (Poſt und 

Telegraphie) 33. Bd. 1 S. 53. 

Finnlands Ausſichten im Weltverkehr als Durchgang von Nordrußland und Sibirien 88. 337. 
— Gewinn- und Geſchäftsbeteiligung 32. 457. 

Gewinnbeteiligung der Beamten und Arbeiter 23. 298. 
Die wiſſenſchaftlichen Grundlagen der Wärmebedarfsberechnung 1 Gebäuden, Vortrag von 
Dr.-Ing. Hencky 35. 241. 
Handarbeit, Kopfarbeit und e von Member, Geh. Regierungsrat 60. 84. 
Hausbock, zur Kenntnis des ..., von Prof. Dr Eckſtein, Geh. Regierungsrat 89. 210. 
Holz, von der Blaufäule des ... 58. Jahrg. 31 Beil. 98. f 

- Soziale Hygiene, Umſtellung der ..., von Dr. Fiſcher⸗Defoy, Stadtſchularzt (Tuberkuloſe) 
Kultur und Preſſe, von Kahn 24. Bd. 58 S. 273. 

Laboratorien für Induſtriebetriebe, von Buchholtz 58. Jahrg. 31 S. 241. 252. 
— Die Mundart als Erklärerin ſchriftſprachlicher Wörter 80. 129. 

Hochfeuerfeſte Naturſteine 58. Jahrg. 31 Beil. 150. 

Pſpychotechnik und Betriebsdienſt, von Buſſe, Regierungsbaumeiſter 88. 473. 

Pſychotechnik und Taylorverfahren im Straßenbahnbetrieb, von Tramm, Betriebsingenieur der 

Großen Berliner Straßenbahn 70. 305. 

— Die Rentenkampfneuroſe, von Dr. eee Gerichtsaſſ N und eie der Suddeutſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft 88. 453 

— Die polniſche Republik als Nachbarſtaat e von Salle, Landgerichtsrat (Reichs. und 
Staatsbeamte) 52. Jahrg. 8 S. 239. 

— Michtlinien für die Wärmewirtſchaft des Hausbrandes (aufgeftellt von der bayeriſchen Landes · 
kohlenſtelle) 18. 218. 

— Schriftreform 70. 285. 

- Schwemmſteine 58. Jahrg. 31 Beil. 93. 

— Sozialismus, Gegenwartsfragen des ..., von Schumacher „ der Produktions - 
mittel, »Vergeſellſchaftunge, Betriebsrätegeſetz) 61. Heft 1 S 


) Die fettgedruckten Zahlen bedeuten die Zeitſchriften in der Lifte unter A, die danebenſtehenden Zahlen die Seiten. 
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une Der »brennende Steine in Eſthland 58. Jahrg. 31 Beil. 131. 


Tages preſſe, Probleme der ..., von Dr. Jöhlinger, Dozent der Staatswiſſ enſchaften und 
Zeitungskunde 61. Heft 1 S. 215. 
Taylor, für und wider .. 52. Jahrg. 8 S. 285. 
Tinten, über die Einwirkung von ... auf metalliſches Eifen, von Prof. Dipl.-Ing. Bauer und 
Prof. Dr. Mecklenburg 49. Jahrg. 1919 S. 322. 
- Typen und Normung 70. 366. 

- Typijterung, Bau Erziehung und Taylor⸗Syſtem, von Prof. Dipl.-Ing. Muſchter 18. 214. 
Verkehrsfreiheit und Voͤlkerbund, von Dr. Wehberg 76. Bd. 15 S. 468. 
Verkehrsgeographie, Betrachtungen zur . . ., von Prof. Dr.-Ing. Blum 7. 187. 413. f 

Vorkongreß der Poſtangeſtellten Europas in Wien am 4. Februar 1920 (Satzung) 16. Jahrg. 15 

S. 220, 23. 266. 316. 
Die Wirtſchaftsrechnung im ſozialiſtiſchen Gemeinweſen, von Miſes 9. Bd. 47 S. 86. 
Wohngenoſſenſchaften, von Hofmann, 70 87. 242. 265. 
Billige Wohnungen, der Ruf nad) . 2915. 
Die Zählerheizung. i ir ee Sen sterbe von Klinger, Ober: 
ingenieur 35. 
Zerſtörungsurſachen an e e im Turbinenbetrieb und Mittel zur Bekämpfung, von 
Siegmon, Marinc Chefingenieur 58. Jahrg. 31 S. 187. 
Deutſchland. Nichtig iſt ein Abkommen, wonach ein Beamter auf unlauterem Wege bei feiner Be 
börde eine Genehmigung für den Auftraggeber vermitteln ſoll (Entſch. des RG. vom 
30. Oktober 1919) 59. Beil. Nr. 850. 
Amtsbezeichnung Er u der ö und n Anderungen 
der . . . 23. 
Amtsbezeichnungen 155 Beſoldungsreform 12. 149. 
Amtspflichtverletzungen, Erſatzanſprüche des Reichs gegen Reichsbeamte wegen .. (Entſch. des 
RG. vom 22. Februar 1918) 7. 286. 
Amtsverluſt zufolge Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte wird nicht entſchädigt, wenn ſich 
nachträglich Geiſtesſtörung herausgeſtellt hat (Entſch. des RG. vom 15. Dezember 1919) 
59. Beil. (Rechtſprechung) Nr. 1384. 
Angeſtelltenverſicherung, die Zukunft der ..., von Hagen, Kammergerichtsrat und Geh. Juſtiz- 
rat 20. 350. 
Angeſtelltenverſicherung, zur Erweiterung be . . , von Dr. Meltzing 86. 191. 
Anrechnung der Offizierskriegsbeſoldung auf das Zivildienſteinkommen verheirateter Beamter 
(Entſch. des RG. vom 5. März 1918) 7. 287. 
Anſprüche von Zivilangeſtellten bei Unfällen anläßlich der Verteidigung von Dienſträumen, 
Uf. des Reichsſchatzminiſters vom 7. April 1920 la. 191. 
Diätariſche Anſtellung im Unterbeamtendienſt un, preuß. Miniſters der öffentlichen 
2 Arbeiten vom 24. April 1920) 30. 121, 88. 377. 397. 
— Arbeiterweſen im Verkebrsgewerbe, Streifterror (Eingabe 55 Handelskammer Bayreuth an den 
| bayeriſchen Staatsminiſter für V 37. Jahrg. 27 S. 417, 88. 437. 
Die 48 ſtündige Arbeitswoche 27. 99, 12. 150. 
Arbeitszeit der Angeſtellten und gewerblichen eo 37. Jahrg. 27 S. 329. 
Architekten, die Reform des Hochſchul-Studiums für .. (Verwaltungsbeamte) 18. 250. 
Architekten, die neue Gebührenordnung der . .. 1920 18. 162. 
Die Arzteſchaft unter zder Macht der Krankenkaſſen, von Dr. Ritter 36. II. Vierteljahr 131. 
»Aufenthalt« eines Beamten im Sinne des Reichsdoppelſteuergeſetzes (Entſch. des Bayer. Verw. 
Ger.⸗Hofs vomk6. Dezember 1918) 16. Jahrg. 416 Beil. (Rechtſprechung) 4. 
Zur Ausführung der Verträge über den Übergang der ſüddeutſchen Pojt- und Telegraphen: 
verwaltungen auf das Reich 27. 143. 
Ausführungsbeſtimmungen für die Gewährung von Ergänzungs baukoſtenzuſchüſſen aus Reichs- 
mitteln zur Vollendung von Neubauten aus dem Jahre 1919 90. 570. 


Baukoſtenausgleichsabgabe 87. 201. 3 
Bauunterhaltungsarbeiten, Verträge über ..., Richtlinien für Neuvergebung, Vf. des Reich;, 
ſchatzminiſters vom 13. April und 8. Juni 1920 ja. 208. 431. 
Bauvereinigungen, Of. des preuß. Miniſters für „ vom 31. Januar 192), etr. 
Gewährung ſtaatlicher Zinszuſchüſſe an gemeinnützige ... 48. 86. 
Die deutſchen Beamten in Polen 23. 236. 291. 
Beamten und Arbeitervertretungen bei der Poſtverwaltung, Betriebsräte 23. 295. 318. 
— Beamten. und Diſziplinarrecht im Hinblick auf die legten Unruhen, Streitfragen des ... 20. 382. 
Beamtenabkommen zwiſchen dem Reich und dem Memelgebiet 23. 295. 
Deutſcher Beamtenbund und Beamtenſtreik, von Dr. Damme, Obervetwaltungsgerichtsrat 20. 420 
Der Deutſche Beamtenbund und der Generalſtreik 27. 85. 107, 16. Jahrg 15 S. 231, 23. 207. 
— Das neue Beamtengeſetz 27. 84, . 155, 57. 97. 
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Deutſchland. Beamtenrätegeſetz, Entwurf eines . . . 23. 262. 324, 57. 120. 
Beamtenrecht Kündigung von Veamten bei Einberufung zum Kriegsdienſt (Entſch. des RG. 


* 


vom 29. November 1918) 34. 131. 
Beamtenrecht. Amtsuberſchreitung. Vei der Frage, ob den Beamten der Vorwurf einer Amts- 
überſchreitung trifft, kommt es nicht ſowohl auf die nachträglich ermittelte wirkliche Lage 
der Dinge an, als vielmehr darauf, wie der Beamte ſie zur Zeit der Vornahme der ihm 
zur Laſt gelegten Tat aufgefaßt bat und auffaſſen durfte ch des OVG. vom 16. Juli 
1919) 59. Beil. (Nechtſprechung) Nr. 1456. 


Das deutſche Beamtentum in den abgetretenen Gebieten 23. 20. 

Beamtentum, zur Reform des ..., von Prof. Dr. Lotz, Oberverwaltungsgerichtsrat 60. 81. 123. 

Beamtenunfallfürſorgegeſetz vom 2. Juni 1902, zu § 1 Abſ. 3 des . . .. Weder die Berechtigung 
noch die Höhe eines Anſpruchs aus § 1 Abſ. 3 wird dadurch beeinflußt, daß der Kranke 
von Familien oder anderen Hausſtands angehörigen gepflegt und gewartet wird, Begriff 
der Hilfloſigkeit (En:ſch. des Rr. vom 13. Januar 1920) 59. Beil. (Rechtſprechung, 
Nr. 1459. 

Über die zuläſſige Beanſpruchung des Holzes nach den preußiſchen Hochbauvorſchriften 89. 22°. 

Befugnis, für den Fiskus Verträge abzuſchließen, deckt ſich nicht mit der Befugnis zur Prozeß— 
vertretung (Entſch. des RG. vom 18. November 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. (Recht- 
ſprechung) 6. 


Beihilfe für Beamte, Angeſtellte und Arbeiter im beſetzten Gebiet, Vf. des Reichsſchatzminiſters 


vom 8. und 25. Mai 1920 1a. 275. 288. 
Beihilfen wegen Wohnungsnot, allgemeine If. des preuß. Juſtizminiſters vom 23. März 19205 


über . . . 44. 1.15. 


Einmalige Beſchaffungsbeihilfe, Koſten der . . . bei der Reichs⸗Poſtverwaltung 27. 109. 


Beſchaffungsbeihilfe, der von feiner Ehefrau getrennt lebende Beamte iſt verpflichtet, von der 


ihm zuſtebenden .. . den Unterſchied ehen der ibm als Verheirateten und der den 
Ledigen zukominenden Veihilfſe neben der außerdem von ihm laufend zu zahlenden Unter: 
haltsrente an feine Ebefrau zu zahlen (Entſch. des LG. III Berlin vom 6. September 
191 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 48. 

Beſchlaguahme. Iſt der Rechtsweg zuläſſig für Erſatzanſprüche gegen den Staat oder einen 
anderen öffentlich rechtlichen Verband wegen geſetzwidriger Veſchlagnahme? Bedeutung 
der Klagebegründung hierfur (Entſch des RG. vom 21. November 191 34. 16. 

Beſetzung der Unterbeamtenſtellen der Eiſenbahnverwaltung mit Inbabern des Anſtellungs 
ſcheins für den Unterbeamtendienſt, Pf. des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
vom 9. April 1920 30. „9. 

Das neue Beſoldungsgeſetz 16. Jahrg. 15 S. 217, Jahrg. 16 S. 1, 53. 55, 57. 75. 89. 113, 
23. 190. 223. 25. 287. 315, 12. 159. 163. 165. 185. 208. DIS. 225, 27. 113. 121, 
45. 227 

Preußiſche Beſeldungsordnung. If. des preuß. Finanzminiſters und des preuß. Miniſters des 
Innern vom 12. Mai 1920, betr. Ausfuhrung der Geſetze zu Dienſteinkommensverbeſſe— 
rungen 24, 149, 48. 181. 

Die finanzrechtlichen Beſtimmungen der Reichsverfaſſung, von Dr. Diepenhorſt (Poſt. und 
Telegraphenweſen) 33. Bd. 1 S. 13. 

Betriebsräte und Beamte 12. 139, 23. 229. 

Betriebsrätegeſetz, Erluß des vreuß. Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 3. Mai 1920, betr. 
die Durchführung 5 .. . vom J. Februar 1920 89. 253 

Das Betrieborätegeſetz 62. ‚32. 230, 27. 97, 15. 159. 


Betriebsunfall, wenn 1 5 * durch einen Betriebsvorgang in Schrecken verſetzt 
wird und dieſe Schreckwirkung ihm Schaden bereitet (Entſch. des RG. vom 20. November 
1919) 16. Jabrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 48. 


Betriebsunfall. Von welchem Zeitvunkt ab und in welcher Höhe kann ein Beamter, der im 
Reichsdienſt einen Betriebsunfall erlitten bat und darauf in deu preußiſchen Staatsdienſt 
zurückgetreten iſt, Erſatz der Koſten des Heilungsverfahrens beanſpruchen? (Entſch. des 
RG. vom 13. Mai 1919) 34. 106. 5 

Betriebsvertretungen nach dem Betriebsrätegeſetz vom 4. Februar 1920 im Bereich der Staats 
eiſenbahnverwaltung, Verordnung vom J. April 1920 30. 65. 81. 

Das Briefgeheimnis, von Kohler, Poſtdirektor (Telegraphen- und Fernſprechgeheimnis) 27. 181. 


Deutſchland im Zwang zur Weltwirtſchaft und Weltpolitik, von Dr. Leutwein 75. 97. 


Dienſtſtellenausſchüſſe in Vaden 88. 240. 
Dienſtwohnungen 12. 232, 16. Jabra. 16 S. 26, 45. 301, la. 428. 
Dienſtwohnungen. Im Falle der Aufgabe von Dienſtwohnungen und der Kündigung von 
Mietwohnungen liegt die Sorge um Beſchaffung einer anderen Unterkunft in erſter Linie 
| gen lies j 9 
dem Wohnungsinhaber ſelbſt ob, Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 16. Mai 1920 und 
des preuß. Juſtizminſters vom 4. Juni 1920 la. 283, 44. 284. 


Schriftwerke. 313 


Deutſchland. Dienſtwohnungen, Haftung des Staates für die geſundheitsgefährliche Beſchaffenheit 


der . . . (Entſch. des RG. vom 5. Oktober 1917) 7. 283. 

Dienſtwohnungen, Nichtbenutzung von ... (freiwilliger Verzicht auf eine Dienſtwohnung), Vj 
des Reichsſchatzminiſters vom 29. Mai 1920 la. 329, 39. 622 

Dienſtwohnungen, Raumgebührniſſe für die örtliche Wee Vf. des Reich hsſchatzminiſters 
vom 24. April 1920 la. 261. 

Diſziplinarverfahren im Anſchluß an ein ſtrafgerichtliches Nera en ( 78 RB .), Entſch. des 

Reichsdiſziplinarhofs vom 7. Juli 1919 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 2. 

Eidesleiſtung der Beamten der Reichs-Poſt. und Telegraphenverwaltung 23. 391. 

Einkemmenſteuer, B ſtimmungen des Reichaminiſters der Finanzen vom 21. Mai 1920 über die 
vorläufige Erhebung der . . . durch Abzug vom Arbeitslohn für das Rechnungsjahr 1920 
45. 30, la. 386, 44. 302, 90. 832. 934, 39. 583. 

Einkommenſteuer. Unzuläſſigkeit des Verzichts eines Beamten auf ſein Gehalt im voraus 
(Entſch. des preuß. OVG. vom 6. November 1918) 20. 470. 

Einwirkung der Heizſtoffpreiſe auf Mietverhältniſſe, zur Verordnung vom 22. Juni 1919, betr. 
die . . ., von Dr. Lange, Stadtrat 87. 116. 

Eiſenbahnfahrkoſten bei Dienſtreiſen der Staatsbeamten, Verordnungen vom 8. und 26. April 
1920 34. 121. 126, 48. 158. 

Eiſenbahnperſonal und Parlament (Beamtenverhältniſſey, 88. 319. 

Eiſenbahn Werfitättendienft, zur Umwandlung des .. ., von Meſtwerdt, Regierungs- und Bau 
rat 88. Mar 

Entlaſſung der entbebrlichen Hilfskräfſe aus den Pot und Telegraphendienſt 27. 85. 


Erbbaurecht, die Bedeutung des . . . für de Baugenoſſenſchaften, von Dr. Ebel, Referent im 


Reichsarbeitsminiſterium 87. 131. 

Erhöhung der Poſtgebühren, Entwurf eines Poſtgebührengeſetzes 23. 207, 27. 89. 125, 37. 
Jahrg 27 S. 360. 381. 

Erneuerung der öffentlichen Verwaltung, Richtlinien für die Auswahl und Anſtellung der 
höheren Beamten in den allgemeinen und beſonderen Zweigen der Verwaltung 32. 319. 


Fachausſchüſſe, Stellung der Mitglieder der . . . bei der Eitenbahnverwaltung 88. 231. 
Die Fachberatung der beteiligten Kreiſe in unſerer Geſetzgebung, von Prof. De. Oſterrieth 
60. 101. 


Feiertage, Arbeitspflicht an . . ., von Dr. Funke, Landgerichtsrat 60. 129. 
U 


Dr. Fiſcher, Unterſtaatsſekretär a D., Wirkl. Geh. Rat, Nachruf, von Gieſeke, Wirkl. Geh. Rat 
8. 125 

Beamtenrechtliche Fragen anläßlich der Verreichlichung der bayeriſchen Eiſenbahnen und Poſten, 
von Dr. Reindl, Miniſterialrat 12. 167. 177. 194. 

Fürſorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen aus Anlaß der gegenwärtigen Unruhen, 
Erlaß des preuß. Miniſters des Junern vom 22. März 1920, Richtlinien für die Aus- 
führung der Verordnung (Verordnung des preuß. Miniſters der Öffentlichen Arbeiten 
vom 22. April 1920) 30. 119, 34. 118, 48. 121. 

Fuhrkoſtenentſchädigungen für Baubeamte, N. des Reichsſchatzminiſters vom 14. April 1920 
la. 206. . 

Gebührenfreiheiten im Poſt- und Telegraphenverkehr, Aufhebung der . . . 27. 114, 44. 314. 

Gedingeverfabren, zur Einführung des neuen . . . in den preußiſch-heſſiſchen Eiſenbahnwerkſtätten, 
von Schmelzer, Regierungs- und Baurat 88. 239. 

Gehaltszulagen, die Feſtſtellung des Voranſchlags begründet nicht den Anſpruch der Gemeinde 
beamten auf die darin vorgeſehenen . . . (Entſch. des RG. vom 18. März 1919) 8. 122. 


Generalſtreik, Arbeitszwang und Reichsverfaſſung, von Dr. jur. h. c. Vuch, Senatspräaſident a. . 
60. 116. 

Generalſtreik, Stellungnahme des Reichspoſtminiſteriums zum .. . 27. 146, 23. 296, 7la. 115, 
16. Jahrg. 16 S. 30. 

Geſetze über Erhöhung der Poſt, Telegraphen— 15 Fernſprechgebühren, Entſchließungen von 
Handelskammern zu den ... 37. Jahrg. 27 S. 416. 440. 451, 20. 506, 33. Bd.! 
S. 284. 

Geſetzgebung, der Weg der . . . nach der neuen Reichsverfaſſung, von Triepel 6. Bd. 39 S. 456. 

Die Gewerkſchaftsbewegung 1918,19 und die Entfaltung der wirtſchaftlichen Ideologien in der 

Arbeiterklaſſe, ron Lederer (Geweikſchaften, Entwicklung der Löhne, Streiks und Ausfper- 
rungen, Arbe itsgemeinſchaften, Organiſationsverhältniſſe, Betriebsräte, Sozialiſierung) 9. 
Bd. 47 S. 219. 

W und werkäufe für andere Reſſorts, Vf. des Neichsſchatzminiſters vom! 9. April 
1920 la. 232. 


Subſidiäre Haftpflicht der Beamten (Eutſch. des RG. vom 6. November 1917) 7. 


Heilkoſten. Können unfallverletzte Veamte die Erſtattung von Heilkoſten in 5 ver: 
langen? (Entſch. des NS. vom 25. Februar 1919) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 45. 


Heizungskoſten in Dienſtwohnungen, Erlaß des preuß. Finanzminiſters vom 1. Juni 1920 89. 313. 
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Deu tſchland Hochbauverwaltung, die Entwicklung der preußiſchen . . . 89. 298 


5 


Höchſtgrenze für Mietzinsſteigerungen, die Anordnung, betr. Einführung einer ... vom 9: De. 
zember 1919, von Jander, Wohnungsinſpektor 87. 204. 

Höchſtmieten, von Dr.‘ Ing. Wehl, Reg.⸗Baumeiſter a. D. 87. 163. 

Der Irrtum bei der Preisberechnung, von Prof. Dr. Lenel, Geh. Rat 20. 417. 


Die Kabinette in der alten Regierung, von von Müller, Admiral a. D. 36. II. Vierteljahr 9 


Kaiſerbilder und monarchiſche Hoheitszeichen, Erlaß des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
vom 23. Mai 1920, betr. Entfernung der ... 89. 285. oo. 

Kanzleibeamte, feine Vergütung für vermehrte Schreibarbeit der ... (Entſch. des RG. vom 19. Fe. 
bruar 1919) 34. 166. 

Kanzleiſtil, Altes und Neues vom ..., von Gieſecke, Poſtrat. 8. 102. 


Kinderzuſchläge nach dent“ „Beſoldungsgeſetz vom 30. April 1920 und den N g 


mungen dazu 127.177. 
ä bei Anſprüchen von Beamten aus ihrem Dienſtverhältnis, Beginn der Friſt 
zur Entſch. des RG. vom 29. Januar 1918) 7. 286. 


N Kleingarten und Landbau (Erlaß des e Eiſenbahnminiſters vom 12. März 1920) 88. 289 


Zur Kleinwohnungsfrage, von Prof. Dr-Ing Zeller, Privatdozent 18. 257. 269. 

Sächliche Koſten der Beamten- und Arbeiterausſchuͤſſe, Erſtattung der ... aus Haushaltsmitteln 
23. 295. 

Krankenkaſſe, der Honoraranſpruch des freien Arztes gegen die ... 20. 516, 5 311. | 

Krankenverſicherung, Erhöhung des Grundlohns und Ausdehnung der Verſicherungspflicht es 
153, 5. 251. 274. 287, 74. 362, 39. 490, 30. 163, 42. 33. 


Krankenverſicherung, Erläuterungen zum Tarifabkommen zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten vom 
9. Dezember 1919 42. 17, 5. 215. 

Krankenverſi icherung, die Heraufſetzung des Grundlohns und die Ausdehnung der Verfiderungs- 
pflicht in der ..., von Dr. Jaeger, ſtädt. Verſicherungsamtmann 5. 321. 


Ara kerperſichernngepficht, Befreiung der Beamten von der ... (Vf. des preuß. Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten vom 6. März 1920 und des Reichsſchaßminiſters vom 20. Januar 
1920) 30. 37, 51a. 13.' 

Kriegsteuerungszulagen. Die Grenze, bis zu der eigenes Einkommen der Kinder nicht zu be— 
rückſichtigen iſt, wird vom 1. Januar 1920 an von 30 4 auf 50 & erhöht (Pf. des 
preuß. Jinanzminiſters vom 11. Februar 1920) 33. 66. 


Die Kriegsteuerungszulagen uf. bei der Reichs⸗Poſt- und Telegraphenverwaltung, von Schmidt 
Rechnungsrat 8. 128. 

Kriegsteuerungszulagen für aus dem Heeresdienſt beurlaubte und entlaſſene Militäranwärter, 
allgemeine Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 7. April 19²⁰ und des preuß. Juſtiz. 
miniſters vom 20. Mai 1920 34. 120, 44. 223 


Lebensverſicherungsprämien, von der Geſamtſumme der von einem Steuerpflichtigen zu zahlenden ... 
darf höchſtens der Betrag von 600 & von dem ſteuerpflichtigen Geſamteinkommen abge: 

zogen werden (Entſch. des preuß. OVG. vom 5. November 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. 
(Rechtſprechung) 5. 

Lehrfilme für das Eiſenbahnbildungsweſen, von Günther, Direktionsrat 88. 325. 335. 

Lichtverbrauch in Wohnungen ohne Gasmeſſer und Elektrizitätszähler (Vf. des Reichsſchatzminiſters 
vom 19. Mai 1920) ia 333. 

Lieferungen, Vf. des preuß. Miniſters der offentlichen Arbeiten vom 6. Februar 1920, betr. 
öffentliche Ausſchreibung von Leiſtungen und .. . 48. 119. 


Lieferungen, Vf. des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 21. Februar 1920, betr. 


gemeinnützige „ aften (Berückſichtigung bei der Vergebung von Arbeiten 
und Lieferungen) 48. 
Lieferungsverträge, ar 95 .. . 37. Jahrg. 27 S. 382. 465. 


Lieferungsverträge können wegen der Revolution aufgehoben werden (Entſch. des RG. vom 


2. Dezember 1919) 35. 264. | 
Lieferungsverträge, langfriſtige .. ., Anderung der ... wegen Erhöhung der Selbſtkoſten, Prü- 
fung durch den Wirtſchaftsrat beim Reichswirtſchaftsminiſterium 37. Jahrg. 27 S. 300. 
Lohnangeſtellte, Vergütungen für . . ., Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 19. April 1920 la. 209. 


Lohnangeſtellter. Entlohnung eines ... als Handwerker, Pf. des preuß. Jinanzminiſters vom 
1. April 1920 34. 19. 


Lohnregelung für Arbeiter und Angeſtellte (im gegenſeitigen Benehmen der Behörden), Vf. des 


Reichsminiſters der Finanzen vom 28. April 1920 la. 276. — 

Lohnregelung für, Betriebsarbeiter im Geſchäftsbereich des Reichsſchatzminiſters, Vf. des Reichs. 
ſchatzmmiſters vom 12. und 20. Mai 1920 la. 278. 286. 

Lohnregelung für Verwaltungsarbeiter, Zuſätze zum Manteltarifvertrag (Vf. des Reichs— 
ſchatzminiſters vom 15. März, 19. Mai und 14. Juni 1920) la. 154. 285. 469, 48. 
103, 47. 103, 39. 595. 
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Deutſchland. Maßnahmen der Reichs ⸗Arbeitsgemeinſchaft und des Deutſchen Beamtenbundes ası- 
läßlich des Staatsſtreichs 23. 196. 
— Mehraufwand an Umzugskoſten, Erſtattung des ... und Zuſchußgewährung 57. 81, 27. 102, 
33. 75, la. 287, 30. 167. 
Mieten für Kaſernen⸗ uſw. Wohnungen (Dienſtwohnungen), Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 
26. April 1920 la. 247. 
Die Mietſteigerungen im Reiche bis Ende 1919, von Adolph 87. 165. 
Militäranwärter, Befreiung der .. . von den bei den Anſtellungsbehoͤrden üblichen Vorprüfungen, 
Vf. des Reichs ſchatzminiſters vom 24. April 1920 la. 248. 


— Nachrichtendienſt, Preſſe und Volksſtimmung im Weltkriege 46. 1929. 
—Nachrichtenweſen, Reform des ... und das Wolffſche Telegraphenbüro 52. Jahrg. 8 S. 256. 
—Nachtdienſt, Heranziehung der Beamtinnen zum ... 23. 206. 
— Neuregelung des Dienſtes der Bezirksaufſichtsbeamten 23. 235. 
— Normalpapiere, von Prof. Herzberg, Geb. Regierungsrat 49. Jahrg. 1919 S. 259. 
— Ofen und Kochherde, Erhöhung der Beihilfen an Beamte zu den Anſchaffungskoſten für ... 
N (Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 18. Mai 1920) 48. 197, 27. 128. 
— Offizierspenſionsgeſetz, „ (Entſch. des RG. vom 19. April 1919) 7. 288. 
— Orden, Überlaffung von preußiſchen .. . als Andenken, Bf. des Chefs der Admiralität vom 
21. April 1920 45. 205. N 
— Aber Ortszuſchlag und Dienſtwohnungen 27. 183, 23. 390. 
— Oſtmarken⸗Gehalts⸗ und l ſowie Erzichungsbeihilfen, Erlaß des preuß. Finanz. 
miniſters vom 27. März 1920 89. 169, 47. 113. 
— Keine politiſchen Parteiverſammlungen in Poſtdienſträumen 23. 207. 
— Penſionsanſpruch. Wird gegenüber dem Penſionsanſpruch eines Beamten die Einrede der Arg⸗ 
liſt dadurch begründet, daß dem Beamten Unterſtützung en in ned Höhe gewährt 
worden find? (Entſch. des RG. vom 16. September 1919) 3 34. 111. 


— Penfionsanfprud gegen eine Beamten ⸗Penſions und N je, öffentlicher Charakter 
des .. . (Entſch. des RG. vom 11. Dezember 1917) 7 


— Penſionsgeſetz vom 27. März 1872, zu K 23 des . .. . ce der Verwaltungsbehörde, 
Beſchwerde (Entf. des RG. vom 7. Januar 1920) 59. Beil. (Rechtſprechung) Nr. 1458. 
Perſonalakten, Offenlegung der . .. 23. 321, 39. 579. b 
— Poſtagent, Beamteneigenſchaft der ſtändigen Vertreterin eines ... (Entſch. des RG. vou 
22. Dezember 1919) 27. 139. I 
— Poſtagenten, Neuregelung ber Vergütungen der .. . 23. 270 
Poſtaushelfer, Übernahme der ... in den Beamtendienſt 27. 85, 23. 236. 
— Doſtgehilfinnen bei Poſtämtern III 23. 238. 294, 71a. 115. 
— Die Proletariſierung der geiſtigen Arbeit, von Dr. Nauecker, Archivar im bayeriſch. Miniſterium 
für Soziale Fürſorge 36. II. Vierteljahr 44. 
— Prufung. Pf. des preuß. Finanzminiſters vom 11. Mai 1920, betr. erleichterte Prüfung der 
„ und Militäranwärter der allgemeinen Verwaltung 48. 159, 
34. 145. 
— Kein Rechtsanſpruch des Beamten auf Verſetzung i in ein anderes Amt (Entſch. des RG. vom 
3. Mai 1918) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 46, 7. 289. 
Die Rechtſchreibfrage im Deutſchen Sprachverein 80. 97. 
— Neue Bene e, Stellungnahme der Handelskammern gegen die .. . 23. 297. 326, 37. 
Jahrg. 27 S. 439. 
- Aus der Reichs: en und dem Deanitihbeiket 27. 98, 23. 228, 16. Jahrg. 16 
S. 10. 
— Neichsfinanzhof, Geſchäftsordnung des ... 90. 861, 33. Bd. I S. 347. 
V RNieichsfinanzhof, die Stellung des ..., von Dr. Kloß, Geh. Rat und Reichsfinanzrat 80. 113. 
— »Die Reichsfinanzreform 1919/1920, von Prof. Dr. Waldecker 36. II. Vierteljahr 241. 
— Meichegefepblatt, Mängel bei Abfertigung des .. . 20. 521 
— Bedürfen Reichsgeſetze der Zuſtimmung des Reichsrats? 20. 384. 
— Das Reichsheimſtättengeſetz 15. 151, 23. 265, 87. 180, 20. 490. 
— Die Neichajteuergefege von 1919, von Dr. van der Borght, kaiſerl. Präſident a. D. (Poft-, 
Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren) 33. Bd. 1 S. 136. 
— Reichsverfaſſung, kritiſche Vorbetrachtungen zur neuen .. ., von Wittmayer 6. Bd. 39 S. 385. 
— Neichsverſicherungsamt, Geſchäftsbericht des. für das Jahr 1919 1. 201. 
— Reichsverſicherungsordnung, Stellung der Landesverf ſicherungsanſtalten zum SL, betr. 
Anderungen der ... (Bericht des Geh. Ober⸗Regierungsrats Düttmann) 5. 
== Reichenerficherungsordnung S 555, 586. Tod des Verletzten in einem gerede an Ruhr 
ſtellt eine Folge des Betriebsunfalls dar (Entſch. des RBel. vom 23. Januar 1919) 16. 


Jahrg. 16 Beit. (Rechtſprechung) 2. 
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Deutſchland. Reichswirtſchaftsrat, der Aufbau des ... (Poſt und Beamtenſchaft) 77. 329, 27. 184. 
Reiſekoſten der Staatsbeamten, Tagegelder bei auswärtiger Beſchäftigung, eine »längere Zeit 
dauernde Beſchaͤftigung (Entſch. des RG. vom 26. Februar 1918) 7. 287. 

Richtlinien für die Gewährung von Beihilfen und Unterſtützungen für Schäden, die deutſchen 


Reichsangehörigen infolge der durch den Xrieg bewirkten Abtretung preußiſcher Gebiets— 
teile entſtanden ſind 90. 871. 


Richtlinien für ein engeres Zuſammenarbeiten der Verſicherungsauſtalten und der Krankenkaſſen 
auf dem Gebiete des Heilverfahrens und der Krankheitsverhütung 5. 193, 42. 29. 38. 

»Rückhleibegelders für Juſtizbeamte aus dem vorzeitig beſetzten Gebiete der Provinz Poſen, 
allgemeine Vf. des preuß. Juſtizminiſters vom 6. 3 1920 44. 181. 

Ruhegehaltsbemeſſung, ein neues Syſtem der . . ., von Dr. Fraenkel, Rechtsanwalt 20. 361. 

Ruhegehälter uſw., Fortzahlung der . .. an Beamte und 5 im Ruheſtand 
uſw., die in den abzutretenden Gebieten wohnen und die deutſche Reichsangehörigkeit ver 
lieren, Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 9. April 1920 1a. 231, 5la. 21 

Schadenserſatz wegen e eee »Unterfahrens- der Grundmauern des Nachbarhauſes (Entich.. 
des RG. vom 29. Januar 1919) 16. Jahrg. 15 Beil. (Rechtſprechung) 47. 

Schadens verſicherung des Reichs 86. 128. 5 

Schiedsgerichtsverfahren. e bei ſchiedsrichterlicher Entſcheidung von Streitigkeiten 
mit Unternehmern 88. ! 

Über Schiedsgerichtsweſen, von ie ehemal. Vorſitzenden des Deutſchen Buchbinderverbandes 
60. 105. N 
Schlafwagenbenutzung bei Dienſtreiſen, Erſtattung der Koſten für .. 

miniſters vom 5. Juni 1920 la. 350, 39. 580. 
Schlichtungsaus ſchüſſe, das Verfahren vor den ..., von Scheuer, Gerichtsaſſeſſor 20. 431. 
Schlichtungsweſen im Bereich der Staatseiſenbahnverwaltung, Verordnung vom J. April 1920 
30. 97. 

Schriftwechſel mit der F und dem Beamtenbeirat beim Reichspoſt— 
miniſterium 23. 

- Schweiaepflicht, 5 von der beruflichen . . . (Rundſchreiben des Reichsaufſichtsamts für 
Privatverſicherung vom 4. März 1920 an alle die Lebensverſicherung betreibenden Unter- 
nehmungen), Befreiung der Behörden von der Schweigepflicht 73. 2. 

Selbſtkoſtenberechnung und Lohnſyſteme im induſtriellen Betrieb 32. 319. 
Z:cdlungstätigfeit, Mufberen oder Fortſetzung der ..., von Dr.-Ing. Düttmann, Regierungs- 
baumeiſter 87. 188. | 
— Siedlungszwecke, Überlaſſung reichseigener Grundſtücke zu . . ., If. des Reichsſchatzminiſters vom 
16. April 1920 la. 221. 
- - Sommerzeit. cine Früherlegung der Stunden im Sommer (Eingaben von Handelskammern) 
37. Jahrg. 27 S. 257. 337. 371. 
Deeutſch-polniſche Staatsangehörigkeitsfragen, von Dr. Schätzel, Gerichtsaſſeſſor 20. 357. 
Stempel, Berechnung des . . . für eine Beſtallung als Beamter bei Straſverſetzung (Entſch. des 
NG. vom 2. Januar 1920) 20. 465. 
— Die neue Steuerpefegarbung des Deutſchen Reichs und die Neuordnung des Finanzweſens 
27. 
1 10 Strafmilderung in Diſziplinarſachen, Geſetz über die . . . 23. 321. 
Strafjuſtiz, die Reform der .. ., von Prof. D. Dr. Wach, Wirkl. Geh. Rat 26. 71 
— Strafprozeßordnung § 4. Generalſtreik als Grund für die Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand (Entſch. er RG. vom 19. September 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 1. 
Strafprozeßreform und Strafrechtsreform, von Dr. Meyer, Staatsrat 26. 134. 
— Strafregiſterverordnung (If. des Reichsminiſters der Juſtiz vom 12. Juni 1920) 90. 90, 
44. 321. 
— Streik und paſſive Reſiſtenz 23. 257. 285. 
- Das Streikrecht der Beamten 57. 108, 23. 295, 16. Jahrg. 16 S. 27. 
— Zagegelder der Beamten, die vorübergehend außerhalb ihres Wobnoris bei einer ‚Behörde be- 
ſchaftigt werden 27. 108, 57. 98, 16. Jabrg. 16 S. 15, 23. 269, la. 237, 48. 198. 
— Teuerungszulage für Beamte aus den an Polen abgetretenen Gebieten, Pf. des Reichsſchatz⸗ 
miniſters vom 19. Mai 19020 la. 288. 
— Übergang der banerifchen und . Poſt auf das Reich 16. Jahrg. 15 S. 222, 
Jahrg. 16 S. 15. 17, 12. 127, 57. 83, 78. 48, 27. 100. 126. 151, 23. 238. 251. 
- Nun Verpflichtung der 115 zur Ableiſtung ron ... obne Bezahlung 23. 205. 324. 
— Der Übertritt aus dem unteren in den mittleren Dienſt 12. 135. 
— Umgeſtaltung der Verwaltung und der Perſonalverhältniſſe 16. Jahrg. 15 S. 226. 
— Unfallfürſorge, preußiſche Beamte im Heeresdienſt (Entſch. des RG. vom 12. April 1918) 7. 288. 
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Deutſchland Unfallverſicherung, Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung, e 


— 


für 1918 1. 1. 159. 

Unruhen. Aus führungsbeſtimmungen des preuß. Miniſters des Innern vom 25. Mai 1920 zur 
4 über die durch innere Unruhen verurſachten Schäden vom 19. Mai 1920 
48. 197 | 

Unterrichtsfurfe für untere Beamte 27. 147, 23. 324. 

Vereidigung der Eiſenbahnbeamten aus Anlaß ihres Übertritt3 in den Reichs dienſt, Vf des 
Reichs verkehrsminiſteriums vom 25. Mai 1920 30. 166. Ä 

Verfaſſung für Preußen, zum Entwurf einer ..., von Holtz, Wirkl. Geh Rat (Oberrechnungs ; 
kammer) 20. 333. 

Vergebung von größeren und mittleren Bauarbeiten unter Berüdfichtigung veränderlicher Löhne 
und Preiſe, von Baun, Reg.⸗Baumeiſter 89. 165. 


Verbalten des Beamtenperſonals untereinander 23. 295. 


e kritiſche Betrachtungen zu den jüngſten ..., von Prof. Dr. Hennig 


75. 

Das . in der Frankfurter Verfaſſung von 1849 27. 184. 

Das deutſche Verkehrsweſen. Ein Rückblick auf die geſchichtliche Entwicklung des Verkehrs auf 
Land- und Waſſerſtraßen, in der Luft und auf den Eiſenbahnen mit beſonderer Berüd- 
ſichtigung der elektriſchen Zugförderung und ihrer geplanten Einführung auf den zu⸗ 
künftigen deutſchen Reichseiſenbahnen, von Trautvetter, Hilfsarbeiter im Miniſterium der 
öffentlichen Arbeiten 7. 382. 

Das Verordnungsrecht im Reiche ſeit dem November 1918, von Jacobi, a. o. Profeſſor der 
Rechte an der Univerſität Leipzig 8. Bd. 39 S. 273. 

eee von Beamten, Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 12. Mai 1920 1a. 281, 
27. 168. 


Verſicherungsweſen. Über die Pflicht erkrankter Verſicherter, ſich Operationen zu unterziehen 
(Entſch. des RVA. vom 4. Juni 1919) 27. 107, 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 7. 

Verſicherungsweſen. Selbſtändige Verſicherungsämter, von Dr. 3 4 5. 261. 

Verträge, die geplante Verordnung über es von . . . 32. 

Verwaltungsakademie in Berlin 23. 297. 

Verwaltungsarbeiter, laufende Beihilfen für . . ., Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 16. April 
1920 1a. 210. 

Die Verwaltungsreform und die Anſtellung von höheren Beamten in den allgemeinen und 
Sonderzweigen der Verwaltung 32. 276. 


Verwendung überzähliger Reichsbeamten bei Beſetzung offener Stellen bei Reichsbehörden, Pf. 


des Reichsſchatzminiſters vom 19. Mai 1920 la. 284. 
Auch eine »Warnunga, die ſich an einen Beamten richtet, kann eine Drohung ſein, ſobald ſie 


ſich als Ankündigung der Zufuͤgung eines vom Warnenden ſelbſt zu verwirklichenden Ubels 
für den Beamten darſtellt (Entſch. des RG. vom 10. Februar 1920) 59. Beil. Nr. 1064. 


- Wartegeldempfänger, Erlaß des preuß. Finanzminiſters vom 8. Mai 1920, betr. Zahlung der 


Wartegelder und der Kriegsbeihilfen an ... 89. 285, 34. 144 

Waſſerverbrauch in Dienſtwohnungen, Erlaß des preuß. Finanzminiſters vom 3. Mai 1920, 
betr. die Entſchädigung für ... 89. 273, 48. 162, 34. 144, 44. 265. 

Die politiſchen Wirren und die Poſtbeamtenſchaft 16. Jahrg. 15 S. 225. 


Wochenhilfe oder Wochenfürſorge für Angehörige von Reichs, oder Staats- uſw. Beamten 


5. 236. 

Wohlfabrtsämter, von von Frankenberg, Stadtrat 5. 161. 

Wohnungen, Räumung von ... in reichseigenen Gebäuden durch ausgeſchiedene Inhaber, Pf. 
des Reichsſchatzminiſters vom 13. März 1920 la. 175. 

Wohnungsfürſorge für Poſtbeamte 53. 56, 23. 207. 

Wohnungsnot und Notwohnungen, von Neuhaus, Eiſenbahn-Oberſekretär 88. 285, 11. 266. 

Wohnungsweſen, zur Neuordnung des ... auf der Grundlage der Zwangs wirtſchaft, von 
Dr. Kiefersauer, Bezirkamtsaſſeſſor 87. 182. 

Zivilſupernumerare, allgemeine Pf. des preuß. Finanzminiſters vom 26. April 1920, betr. die 
Verhältniſſe der infolge des Krieges verfpätet einberufenen ..., Militäranwärter und 
Kanzleidiätare ſowie Förderung der Ausbildung der ... und Militäranwärter 34. 139. 

Nichtpenſionsfähige Zuſchüſſe in folge der Beförderungsſperre (Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 
9. März 1920) 1a. 139. 

Bayern. Beamtenfragen im bayeriſchen Landtag 12. 183. 211. 228. 


— Beamtenvertretungen 12. 269. 


— Staatliche heiztechniſche Beratungsſtellen in Bayern 18. 260. 
— Erläuterungen zum Entwurf des Übernahmevertrags auf das Reich (Beamtenverbältniſſe) 
12. 145. 159. 
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Deutſchland. Bayern. Die neue bayeriſche Gehaltsordnung 12. 206. 219. 

— — Eine bayeriſche Poſterinnerungsſtiftung 12. 231. 

— — Rücktritt oder nicht?, von Dr. Reindl, Miniſterialrat (Rücktritt der bayeriſchen Verkehrs 
beamten vom Reichsdienſt) 12. 266, 23. 387. 

— — Die Stellungnahme der bayeriſchen Beamten zum Verkehrsſtreik in den Märztagen 27. 105 

— — Staatliche Wohnungsfürſorge in Bayern 87. 151. 285, 18. 260 

— ee eee Neue Amtsbezeichnungen in Württemberg 12. 169. 

— — Die Arbeiterpenſionskaſſe der württembergiſchen Verkehrsanſtalten 88. 411. 

— — Arbeiterräte in Württemberg politiſche Körperſchaften im Sinne des § 197 des Strafgeſetz— 
buchs, ordnungsmäßiges Zuſtandekommen eines Arbeiterrats (Entſch. des LG. Ellwangen 
vom 26. November 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. i 75 

— — Beirat der württembergifchen Verkehrsbeamten 88. 310. 

— — Von der Eigenart der Entwicklung der Staatsgewalt in Württemberg auf Grund der Ver— 
faſſung vom 25. September 1819, von Dr. Bühler, Privatdozent (württembergiſches Be- 

amtenrecht) 6. Bd. 39 S. 362. 

— — Einſtufung der württembergiſchen Verkehrsbeamten in die Reichsbeſoldungsordnung 78. 63. 

— — Förderung der gemeinnützigen Bautätigkeit 87. 192. 

— — Regelung der Gehaltszulagen in Württemberg 12. 169. 

— Zweck und Nutzen der Sterbekaſſe von Angehörigen der Wc le 78. 49. 
England. Das neue Budget (Poſt, Telegraphie und e ee 77. 272. 285. 
— Einführung der 24⸗Stunden-⸗Zeit beabſichtigt 27. 
Finnland. Finanzlage 1920 (Poſt- und 1 77. 256. 
Frankreich. Erhöhung der Poſt. und Telegraphengebühren 27. 117, 71. 66, 43. 83. 

— Die neuen franzöſiſchen Maße 70. 286. 

Italien. euren der Vorſteher der italienischen Boft- und Telegraphenämter 71. 52, 
27. | 

— Streik des 1 Poſt⸗ und Telegraphenperſonals 23. 326. 

Oſterreich. Erhöhung der Poſt., Telegraphen, und ee 27. 140. 

— Die neuen Gehaltsklaſſen in Oſterreich 27. 86. 102. 

— Geſetz über den achtſtündigen Arbeitstag 74. 212, 7. 296. 

— Geſetz vom 13. April 1920 über die Mitwirkung, der Nationalverſammlung an der Regelung 
von Eiſenbahntarifen, Poſt , Telegrapben» und Fernſprechgebühren und Preiſen der 
B ſowie von Bezügen der in ſtaatlichen Betrieben Beſchäftigten 85. 
211, 27. 

— Verkehrskonferenz e des Poſt-, leasen und Fernſprechverkehrs) 88. 425. 

Polen. Erhöhung der Poſt, und Telegrammgebühren 27. 169. 
Schweiz. Aus dem Bereiche der ſchweizeriſchen Verkehrsverwaltungen 27. 145. 

— Bundesgeſetz vom 6. März 1920, betr. die Arbeitszeit beim Betrieb der Eiſenbahnen und 
anderer Verkehrsanſtalten 7. 476. 

— Urabſtimmung der ſchweizeriſchen Poſtbeamten über den Streit 23. 208. 

Ungarn. Einführung der Sommerzeit auf den Eiſenbahnen 88. 330. 


II. Poſtweſen. 
Allgemeines. Wiſſenſchaftliche Betriebsleitung in der Briefabfertigung, von Wolf, Ober-Poſtſelretär 
95. ö g 
— Briefeſchießen, zur Geſchichte des . . ., von Horſtmann, Poſteleve 8. 112. 
— Briefumſchlag, hundert Jahre .. . 27. 110. 
— Internationales Büro des. Weltpoſtvereins, aus dem Geſchäftsbericht des . . . 27. 167. 
— Amerikaniſche e aus Eiſenbeton 88. 281, 18. Beil. (Mitteilungen über Zement 
uſw.) 68. 
— Die geplante Fährverbindung zwiſchen England und Schweden, von Wernekke, Geh. Regierungs- 
rat 76. 138. 
— Geldentwertung, Urſachen und Wirkungen der ..., von Dr. Auhagen, Profeſſor an der Land— 
wirtſchaftlichen Hochſchule in Berlin 61. Heft 1 S. 81. 
— Geldproblem, die ſoziale Seite des .. . 11. 171. 
— Die ſchnellſten Handelsſchiffe der Welt 58. Jabrg. 31 Beil. 110. 
— Der Kanaltunnel Calais-Dover 8. 121, 88. 356. 
— Kraftwagenverkehr und Kraftwageninduſtrie 58. Jahrg. 31 Beil. 117. 
— Luftſchiffe mit Heliumfüllung 27. 148. 
— Luftverkehr Genf-Paris 88. 495. 
— Nordiſche Luftverſicherung 86. 132. 
— Die Möglichkeiten eines europäiſchen Luftverkehrs, von Dr. Breuer 75. 107. 
— Motorläufer 58. Jahrg. 31 Beil. 121 
— Der Laleiniſche Münzbund (Union Latine) 11. 343. 
— Notgeld, von Dr. Friedensburg 24. Bd. 58 S. 268. 
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Allgemeines. Der internationale Poſtſcheck 27. 118. 
— Das Poſtweſen auf der Inſel Malta in den Jahren 1914/15 bis 1917/18 71. 53. 


— 


Rohrpoſtfernanlagen, Unterſuchungen über die Leiſtungsfähigkeit der verſchiedenen Betriebs. 
arten von ..., von Schulz, Ingenieur und Mafchinenmeifter 68. Jahrg. 9 S. 7 

Rundflug um den Allantiſchen Ozean 70. 255, 46. 1923. 

Transatlantiſcher Schnellverkehr, ein verkürzter .., von Dr. Hennig, Proſeſſor an der Ver ⸗ 
kehrshochſchule Düſſeldorf 58. Jahrg. 31 S. 305. 

Valuta und Poſtgebühren 18. Jahrg. 16 S. 5. 

Allerlei über Wagen, Zugkraft und Straßen, von Sie, Poſtrat 8. 97. 

Weltpoſtkongreß von Madrid 71. 49, 27. 116, 23. 2 

Weltpoſtverkehr, die Wiederherſtellung des . . . 76. 8b. 15 Beil. (Chronik und Archivalien) 380. 

Weltſchiffbau am 31. März 1920 38. 404, 75. 177. 

Die jüngſte Weltſchiffbau⸗Statiſtik und ihre Lehren, von Dr. Hennig, Profeſſor An der Verkehrs. 
hochſchule Düjjeldorf 36. II. Vierteljahr 185. 


Deutſchland. Gelber Anſtrich der Poſtwagen 27. 109. 


Ausdehnung des bargeldloſen Zahlungsverkehrs 27. 147. 

Aushändigung der für Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Perſonen 
beſtimmten Poſtſendungen 27. 187. 

Automobilhaftpflicht, die Entlaſtung von der ... 86. 185. 

Bahnpoſtwagen als Schutzwagen 23. 238. 296. 

»Barlose für »Bargeldlos« 80. 125. 

Belohnungen für Ermittlung von Poſtdieben 23. 296. 

Die Beſchränkungen des deutſchen Poſtverkehrs in der Zeit von 1914 bis einſchließlich 1918, 
von Jahn, Rechnungsrat 8. 161. 

Betriebsvereinfachungen zur Herabminderung der Ausgaben i für Pakete und 
Wertbriefe, Verſchmelzung des Portos und Beſtellgeldes uſw.) 27. 

Briefgeheimnis, Verletzung des ..., Klage auf Schadenserſatz (eine mit 1 7515 Mann in Ehe⸗ 
ſcheidung liegende Frau hatte ſich einen an dieſen gerichteten Brief verſchafft, geöffnet 

und photographieren laſſen, Entſch. des OL. Hamburg vom 9. April 1918) 20. 471. 

Briefgeheimnis, Wahrung des ... gegenüber Steuerbehörden 23. 296, 27. 167. 

Briefmarken⸗Wettbewerb, das Ergebnis des neuen ..., von Stahlbuſch, Poſtdirektor 27. 163. 

Einheitliche Briefumſchläge und Poſtkarten, von Wolf, Ober⸗Poſtſekretär 57. 123. 

Das Bündnis der Hamburg -Amerika-Linie mit den nordamerikaniſchen Reedereien und ſeine 

f Bedeutung, von Prof. Dr. Hennig 21. 56. 

Einſchreibbrief, Haftung des Annahmebeamten für den Verluſt eines ..., der, zugleich Eilbrief, 
nur als gewöhnlicher Eilbrief behandelt worden iſt (Entſch. des RG. vom 10. Oktober 
1919) 27. 128. 

Einſchreibbriefe, Vorſchlag zur vereinfachten Behandlung der .. . 16. Jahrg. 16 S. 12. 

Erhöbung der Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland 27. 139, 37. Jahrg. 27 S. 462 

Erſatzbetrag für gewöhnliche Pakete, Erhöhung des ... 27. 114, 23. 325. 

FJeldpoſtpakete, Entwendung von ..., Bewußtſein der Beamteneigenſchaft, § 354 des Straf- 
geſetzbuchs (Entſch. des NG. vom 22. Oktober 1918) 16. Jahrg. 16 Beil. (Recht. 
ſprechung) 6. 

Die Jörderaulage beim Poſtamt 4 (Hauptbahnhof) in Chemnitz, von Sturm, Geh. Poſtrat 
8. 176. 

Gebühren für Briefſendungen, Herſtellung von Normalbriefumſchlägen durch die Poſtverwaltung, 
die nicht mit Freimarken beklebt und nicht abgeſtempelt zu werden brauchen, von Handels- 
kammern beantragt 37. Jahrg. 27 S. 403. 439. 459. 

Gebührenfreiheit im Poſtverkehr, Aufhebung der ... 39. 5%. 

Geldüberweiſungen aus dem Ausland durch die Poftanftalten (Auszahlungskurs), Eingaben von 
Handelskammern 37. Jahrg. 27 S. 439. 

Gepäckverſicherungskoſten, Erſtattung der ... bei Dienſtreiſen 27. 169, la. 304. 

Kaſſenausfälle, Entſchädigungen auf ..., Neuregelung 23. 294. 

Kleinbahnen, das Reich und die ..., von Fritſch, Wirkl. Geh. Rat 85. 65. 

Kraftfahrzeug-Geſetz, durch 8 15 des ... wird dem Berechtigten keine Pflicht zur Ermittlung 
des i auferlegt (Entſch. des RG. vom 6. Oktober 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. 
(Rechtſprechung) 5 

Das neue Kraftwagen: und Verkehrsnetz der Reichs poſt 27. 105. 140. 155. 169, 23. 238. 

Luftverkehr 27. 140, 88. 467. 

Mangel an Kleingeld, allgemeine Regelung zur Abhilfe des ... (Vf. des Reichsſchatzminiſters 
vom 15. März 1920) la. 157, 39. 357, 33. 67, 37. Jahrg. 27 S. 349. 

Mipftände im Poſtverkehr, Eingaben von Handelskammern 37. Jahrg. 27 S. 239. 

eee ee Frage der Haftung der Poſt bei ordnungswidriger Erledigung von 

Jahrg. 1 229. 

Nachnahmen, Erhöhung des Höchſtbetr ags für Poſtnachnahmen, Eingaben von Handelskammern 

37. Jahrg. 27 S. 325. 347. 437. 
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Deutſchland. Neuregelung des Kaſſen- und eu der Verkehrsämter 27. 153. 

— Gebündeltes u Haftung für die Richtigkeit ... (Entſch. des Landgerichts Verden vom 
22. Januar 1920) 62. 149, 15. 223. 

— Keine Portofreibeit der Krankenkaſſen im Verkehr mit Behörden 5. 278. 

— Poſtaushelfer im Beſtelldienſt als Beamte im Sinne des Strafgeſetzbuchs (Entſch. des RG. vom 
8. Oktober 1918) 8. 123. 

— en Anderungen der ..., von Dr. Nickau, Poſtrat 27. 133. 

— Wann iſt ein Poſtpaket im Sinne des § 354 des Strafgeſetzbuchs unterdrückt? Iſt der Verluſt 
des Gewahrſams der Poſtanſtalt vorausgeſetzt? (Entſch. des RG. vom 9. Oktober 1918) 
8. 159. 

— Fee eee des Verſicherungsbüros Walter Strauß in Frankfurt (Main) 86. 193. 

— Poſtſcheckverkehr. Der Dienſt bei den Poſtſcheckämtern 12. 140. 

— Poſtüberwachung zur Verhinderung der Kapitalflucht (Eingabe des Präſidenten des Deutſchen 
Induſtrie- und Handelstags an den Reichsfinanzminiſter) 37. Jahrg. 27 S. 414, 27. 166. 

— N (Verminderung der Zahl der Briefbeſtellungen) 27. 161, 16. Jahrg. 16 


— Neue Poſtwertzeichen 27. 146. 
— Poſtwertzeichen, Schwierigkeiten bei der Beſchaffung von ..., Eingaben von Handelskammern 
37. Jahrg. 27 S. 424. 462. 5 

— Die Reichsbank, Verwaltungsbericht für 1919 27. 173. 

— Reichseiſenbahngedanke, zur Geſchichte des ..., von Lagatz, Regierungsaſſeſſor 7. 321. 

— Das werdende Reichsſchiffahrtsamt 38. 491. 

— Das zukünftige Schnellbahnnetz von Groß Berlin, eine Beſprechung von Schimpff 7. 146. 

— Der ſtrafrechtliche Schutz der Poſtwertzeichen 57. 133. 146. 

— Die deutſche Seeſchiffahrt nach dem Vertrage von ul 77. 293. 317. 347. 

— Silbergeld, Ankauf und Außerkursſetzung des .. . 27. 139, 34. 121. 

— Sparkaſſen⸗Reiſe⸗Kreditbriefe, von Knigge, Direktor der Girozentrale Magdeburg 62. 137. 

— Umgehung der erhöhten Poſtgebühren 23. 325. 

— Unſatzſteuer für Privatpoſthaltereien 27. 148. 

— Valuta, Neubefeſtigung der deutſchen ..., von Lansburgh 36. II. Vierteljahr 304. 

— Vereinfachung des Nachnahmeweſens, Auflaſſung der Bahnſtations-, Güterſtations⸗ und Staats- 
kaſſen und der bargeldloſe Zahlungsverkehr, von Pfeiffer, Direktionsrat 88. 275. 

— Vereinheitlichung von Eiſenbahn und Poſt (Aufſatz des ehemaligen Staatsſekretärs des Reichs. 

| Poſtamts Rüdlin) 88. 249. 

— Verletzung eines Reisenden durch einen Poſthandwagen, keine Haftpflicht des Poſtfiskus (entſch. 
des OCG. Jena vom 13. Oktober 1919) 27. 115. 

— Zinsſcheine inländiſcher Wertpapiere, Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 31. März 1920, betr. 
Ablieferung der bei der Reichsbank zahlbaren, durch öffentliche Kaſſen eingelöften eg 
34. 127, 48. 161. 

— Württemberg. Beſtellgeld für Pakete, Eingaben von Handelskammern 37. Jahrg. 27 S. 327. 

— — Neue amtliche Freimarken 27. 102. 

Belgien. Die Organiſation der Poſtverwaltung in re bei Kriegsausbruch und während des 
Krieges, von Kalmbach, Poſtſekretär 78. 41. 

England. Britiſche Luftverkehrspläne 27. 86, 75. 125. 

— Poſtſparkaſſen 11. 3922. 

— Verkehrsſtatiſtik der engliſchen Fluglinien 70. 274. 

Finnland. Erhöhung der Poſtgebührenſätze 27. 140. 

Frankreich. Luftpoſtdienſt 27. 117. 

— Poſtſcheckverkehr 4. 175. 

— Franzöſiſcher Schiffspoſtdienſt, von Herzog, Poſtrat 8. 108. 

— Sonntagspoſtdienſt in Frankreich 71. 49, 27. 140. 

— Staat und Handelsflotte (Subventionen) 77. 316. 

Italien. Die italieniſche Feldpoſt während des Krieges 1915 bis 1918 71. 81 

— Italieniſcher Luftpoſtdienſt 75. 125. 

— Poſtſcheckverkehr 71. 60. 

— Poſtſparkaſſen 11. 224. 

Luxemburg. Erhöhung der Poftgebührenfäre 71. 72 

— Poſtſcheckverkehr 71. 60. 

Niederlande. Holländiſche Überfeelinien 77. 343. 

Norwegen. „ Norwegens, von Dr. jur. Paszkowſki (Fährverbindung nach England) 
7. 351. 


Oſterreich. Das öſterreichiſche Bahnkraftweſen 88. 423. 

— Geſetz vom 10. Dezember 1919, betr. die vorläufige Regelung der Luftfahrt 7. 292. 
— Luftſchiffahrt in Oſterreich 75. 125. 

— Das Poſtſparkaſſenamt in Wien im Jabre 1918 8. 113, U. 313. 

Polen. Poſtſparkaſſe 11. 309. 
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Schweden. Luftverkehr 27. 95. 

— Staatliche Reedereidarlehen, von Chriſt 38. 494. 

— Waſſerkräfte für die ſchwediſche Eiſenbahnelektriſierung (Stellungnahme der ſchwediſchen Tele— 
graphenverwaltung zu der Eiſenbahnelektriſierung) 88. 449. 


Schweiz. Poſtſcheckverkehr 71. 61, 27. 187. 
Tſchechoſlowakei. Gebährenerhöhungen für Poſtſendungen 27. 109. 
Ungarn. Poſtſparkaſſe 11. 317. 


Afrika. Briefverkehr bei der Poſtverwaltung des Südafrikaniſchen Bundes N Briefe) 27. 86. 
— Flugverkehr Algier Timbuktu 46. 2041. 
— Die Luftpoſt der Sahara 75. 125. 
— Tunis. Das tuneſiſche Poſtweſen während der Kriegsjahre 1914—1918 71. 57. 73. 87. 
Amerika. Luftverkehr zwiſchen Pernambuco und Buenos Aires 46. 1988. 
— Panamakanal, die Verkehrsentwicklung im ... 58. Jahrg. 31 Beil. 113. 
— Braſilien. Luftpoſt 46. 1923. 
— Chile. Gründung einer franzöſiſchen Luftverkehrsgeſellſchaft in Chile 75. 179. 
— . Das Poſtweſen der Republik Columbien in den Jahren 1916/17 und 1917/18 
1. 65. 
— Neu⸗Fundland. Das Poſtweſen von Neu-Fundland im Zeitraum 1913,14 bis 1916/17 
71. 55. 
— Vereinigte Staaten von Amerika. Luftverkehrsſtatiſtik 75. 125. 
— — Aneerikaniſche Schiffahrtspläne, ich Schiffahrtspolitik (Poſtbefoͤrderung) 58. 
Jahrg. 31 Beil. 101, 77. 370. 


Aſien. Eine Luftpoſtlinie Japan-Korea-China-Siam-Niederländiſch Indien 75. 125. 
— Japan. Flugweſen 46. 2109. 


III. Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen. 
(Mit Ausnahme des drahtloſen Telegraphierens und Fernſprechens [j. unter IVI) 


Allgemeines. Aluminium, von Dr. Meyer, Telegr.Ing. 8. 155, 32. 413. 
— Selbſttätige Anrufverteiler in Fernſprechämtern mit Handbetrieb 32. 242. 
— Atom, die Größe des ..., von Dr. Meinecke 70. 251. 
— Der mechanijch-afuftifhe Aufbau eines Telephons 32. 378. 
— Aufſuchen 35 unterirdiſchen Kabeln uſw., Verfahren zum ... 58. Jahrg. 31 Beil. 130, 
32. 435. 
— Benutzung der Meereswellen zur Kraftgewinnung 58. Jahrg. 31 Beil. 115. 
— Vom Beryllium (ein ſeltenes Metall) 58. Jahrg. > 8 191. 
— Blitzſchlag, magnetiſche Wirkungen eines ... 32. 
— Durchhänge von Freileitungen, von Grothe 32. 311. 357. 
— Eiſenbetonfüße zur Erhaltung angefaulter Leitungsmaſte 27. 148. 
— Galvaniſches Element mit Luft als Depolarifator 68. Jahrg. 9 S. 35. 
— Die vier Elemente der Alten als Kraftſpender in Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
(atmoſphäriſche Elektrizität) 58. Jahrg. 31 S. 262. 
— Entwicklungstendenzen in der Erzeugung und Verteilung n Energie, von Bechſtein 
58. Jahrg. 31 S. 225. 5 
— Fernſprechrelais, von Gherardi und Jewett 4. 68. 
— Das Haltephon, eine Erleichterung für Fernſprechteilnehmer 32. 279. 
— Härten und Vergüten (von Metallen), von Dr. Fraenkel, Univ.⸗Profeſſor 70. 278. 
— Holz Imprägnierung mit ölgelöften Chromverbindungen (Chromol) im Keſſelverfahren, von 
Dr.⸗Ing. Nenning, Baurat 18. Beil. (Der Holzbau) 35. 
— Der Induktionsſchutz, von Peters, Ober⸗Telegraphenſekretär 27. 151. 157. 171. 
— Induktionsſtörungen in den deutſchengliſchen Telegraphenkabeln und 185 Beſeitigung, von 
Kunert, Telegrapheningenieur 68. Jahrg. 8 S. 201, Jahrg. 9 S. 1 
Kautſchuk 77. 219. 350. 
Kontakte, die Berechnung von ..., von Höpp, Ober⸗Ingenieur 32. 205. 232. 
Über den Kontaktwiderſtand 32. 334. 
Die Korroſion durch Erdſtröme elektrischer Bahnen 68. Jahrg. 8 S. 217, 32. 260. 
Kreuzungstabellen 12 Fernſprechleitungen bei Parallelführung von Kraft. und Fernſprech⸗ 
anlagen 32. 472 
Zur Kritik der Meſſungen mit dem Röhrenvoltmeter, von Salinger 68. Jahrg. I S. 28. 
Kupfergewinnung aus den Dämpfen der Metallbrennereien 8. 121. 
Leitungsiſolator mit Metallglocke 32. 219. 
Lichttelephonie, neue Apparate für ... 32. 379. 
Die Meſſung kleiner Widerſtände mit Magnet Iſolationsinduktoren, von Fuhrmann 32. 452. 
Meſſungen an Guttapercha⸗Telegraphenkabeln mit Einzeladern mit Wechſelſtrömen niederer 
Frequenz, von Kunert 68. Jahrg. 8 S. 189. 


1 
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Allgemeines. Neue Methode zur Ortsbeſtimmung von Waſſerfehlern in Papier- und Faſerſtoff. 
kabeln, von Tietgen 32. 292. 
— Ein neues Mikrophon, von Soret und Eouespet 68. Jahrg. 9 S. 33. 
— Aber das Nebenſprechen in kombinierten Fernſprechaͤmtern, von Lichtenſtein 32. 208. 
— Normung von Metallen 32. 213. 
— Pferdeſtärke, Kilowatt und Kilojoule 58. Jahrg. 31 S. 288, 32. 440. 
— Platinproduktion 58. Jahrg. 31 Beil. 108. 
— Preisgeſtaltung und Preispolitik in der Elektrotechnik 32. 469. 
— Der Queckſilberdampf⸗Groß. Gleichrichter, von Dipl.Ing. Clarnfeld, Oberingenieur 70. 327. 
— Magnetiſche Stürme 58. Jahrg. 31 S. 223. 
— Telegrammverzögerungen 27. 147. 
— Internationale Telegraphenſtatiſtik für 1918 43. 70. 
— Unterſuchungen über die Größe und Beſtändigkeit von Kontaltverbindungen unter beſonderer 
Berückſichtigung des Aluminiums, von Richter 32. 345. 368. 386. 409. 433. 448. 
— Eine Vereinigung aller Berufstelegraphiſten und »telepboniſten aller Länder 12. 189. 
— Waſferrafte, die Ausnutzung der ... von Treiber, Oberingenieur 70. 341. 
— Der Welttelegraphenverein im Jahre 1919 27. 115. N 
— Die Weſensunterſchiede der FJeruſprechſyſteme mit Wählerbetrieb, von Dr.-Ing. Lubberger 68. 
Jahrg. 8 S. 216. 
— Wolfram als Material für elektriſche Kontakte 70. 408. 
— ee Objektives von der ..., von Dr. Ambronn 70. 247, 32. 280, 58. Jahrg. 31 
17 


Deutſchland. Ai de über die Zukunft der deutſchen ... 58. Jahrg. 31 Beil. 107. 
— e . unter Leitung von Telegrapheningenieuren, von Arnholz 68. Jahrg. 8 
19 
— Bericht über die Tätigkeit des Telegraphen⸗Verſuchsamts im Jahre 1919, von Wagner 68. 
Jahrg. 9 S. 1. 21. 
le vorläufige Höchſtgrenzen für die Leitungen des ... 58. Jahrg. 31 
Beil. 129. N | 
— e e e des Wählerbetriebs für Fernſprechämter in Deutſchland, von Kruckow 
2. 
— Amtliche Fernſprechanſchlüſſe von Beamtenwohnungen, as des Reichsſchatzminiſters vom 
18. Mai 1920 la. 287. 
— Fernſprechgebühren⸗Ordnung, Ausführungsbeſtimmungen zur ... 90. 879. 
— Die Fernſprechnot und die Beamtinnen 27. 140, 71a. 115. 
— Fürſorge für die Sicherheit des Straßenverkehrs bei Rabellegimgfäebeiten, keine Ausübung 
öffentlicher Gewalt (Entſch. des RG. vom 22. November 1917) 7. 280. 
— Gebühren für die Beförderung der Telegramme ber Reichsbehörden, Vf. des Reichsſchatzminiſters 
vom 6. Mai 1920 und des Reichswehrminiſters vom 15. Mai 1920 la. 263, 39. 479, 
45. 263, 5la. 21. 
— Das Geſetz über Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren 27. 131. 
— Körpergröße der Telegraphengehilfinnen 27. 116, 23. 269. 
— Mißſtände im Telegramm⸗ und Fernſprechverkehr, Eingaben von Handelskammern 37. Jahrg. 27 
S. 452. 
— Deutſche Platinfunde 58. Jahrg. 31 Beil. 115. 
— Deutſche Seewarte, die Aufgaben der ..., von Capelle, Geh. Ober⸗Regierungsrat und Direktor 
der Deutſchen Seewarte (Nachrichtendienſt, Wettervorausſage) 2. 145. 
— e der Elektrizitätswirtſchaft. Die Folgen des Elektrizitätsgeſetzes 32. 223. 481. 
35. 283. 


— Telegramme in verabredeter Sprache, Verwendung der Telegraphenſchluͤſſel, Einwirkung des 
preuß. Miniſters für Handel und Gewerbe auf den Deutſchen ndujirie und Handelstag 
37. Jahrg. 27 S. 367, 86. 164. 

— Telegraphengeſetz, zur Auslegung des § 3 Ziff. 3b des ... (Entſch. des RG. vom 15. Februar 
1917) 8. 116. 

— Mittelalterliche ſtädtiſche Telegraphie, von Dr. Muller 8. 110. 

— Telephonie und Nadiotelegraphie 4. 31 N 

— Aberſee- Telegramme, Beförderung von ..., Eingaben von Handelskammern 37. Jahrg. 2 
S. 404. 

— e in der deutſchen Elektrotechnik, die bisherigen und zukünftigen ... 
85. 

— . am Fernſprecher 27. 86, 68. Jahrg. 9 S. 13. 14. 

— Bayern. Aufhebung des Fernſprech⸗ und Telegraphengeheimniſſes bei Schiebergeſchäften 16. 
Jahrg. 16 S. 30, 27. 166, 23. 327. 

Dänemark. Erhöhung der Telegraphen. und Fernſprechgebühren 27. 109. 

England. Neue Beſtimmungen für Preſſetelegramme 27. 86. 

— Engliſche Kabel- und Unterſeekabel-Linien, von Ballet, Poſt. und Telegr.⸗Ing. 4. 37. 
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Frankreich. Elettriſierung der franzöſiſchen Eiſenbahnen und ihre Rückwirkung auf den 38 der 
Telegraphen- und Fernſprechleitungen 32. 220. 
— Erweiterung des franzöſiſchen Aberland⸗Jernſprechnetzes 75. 179. 
— Verbeſſerung des Pariſer Fernſprechverkehrs durch Einführung des Anruf. an Stelle des Dienft- 
leitungsbetriebs im Verbindungsleitungsverkehr 32. 556, 43. 65. 
Italien. Die elektriſche Induſtrie und ihre ſtaatliche Subvention 77. 212. 
enzemburg. Telegraphen und Fernſprechweſen in den een 1917 und 18 43. 37. 
Oſterreich. Neue Fernſprechgebühren in Oſterreich 27. 
Polen. Neue Fernſprechlinien in Polen 76. 151. 
Rußland. Platingewinnung 58. Jahrg. 31 Beil. 123. 
Schweiz. Das ſchweizeriſche Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen im Jahre 1918 8. 147. 
Spanien. Spaniens Ein⸗ und fahr von Hüttenerzeugniſſen im Jahre 1918 (Kupfer) 58. 
Jahrg. 31 Beil. 132. 
Tſchechoſlowakei. Ausbau des Telegraphenverkehrs 76. 151. 
Afrika. Welche Geſchäftsmöglichkeiten bietet Südafrika der beutfchen le men 
Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen), pon Dipl.-Ing. Weyhauſen 32. 374. 
— Kabeltelegraphiſche Längenübertragung zwiſchen Duala (Kamerun) und Lome (Togo), v 
Dr. Rauſchelbach 49a. Ergänzungsheft Nr. 9b S. . 
— Südafrikaniſche Union. Telegraphen- und Fernſprechweſen im Jahre 1918 43. 68. 
Amerika. Vereinigte Staaten von Amerika. Fernſprechverkehr in Newyork 27. 109. 
— — Telegraphen- und Fernſprechweſen in den Vereinigten Staaten von N im Jahre 1918 
ö 43. 54. 
Auſtralien. Neuſeeland. Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen 1917/18 43. 39. 


IV. Drahtloſes Telegraphieren und Fernſprechen. 


Allgemeines. Antennenanordnungen, auch auf Flugzeugen und Unterfeebooten 40. Bd. 15 S. 343 

— Aber elektriſche Beſtimmungsſtücke von Kleinantennen, von Jaeger 40. Bd. 15 S. 318. 

— Der ſenkrechte Durchgang elektromagnetiſcher Wellen durch eine Schicht räumlich veränderlicher 
Dielektrizitätskonſtante, von Wallot 40. Bd. 15 S. 341. 

— Über Empfangsanlagen der drahtloſen Telegraphie, von Leithäuſer 40. Bd. 15 S. 178. 

— Empfangsverſtärker für Funktelegraphie 88. Jahrg. I S. 34. 

— Entwicklung von Luftrahmen für radioelektriſche Verbindung unter Waſſer, von Willoughby 
und Lowell 40. Bd. 15 S. 341. 

— Aber die Ergebniſſe der radioelektriſchen Verſuche während der Sonnenfinſternis am 29. Mai 
1919 40. Bd. 15 S. 242. 

— Der Feſſenden⸗Pelorus e eine Warnung bei ſeinem Gebrauch, von Feſſenden 
40. Bd. 15 S. 341, 32. 420. 

— Ein neuer Frequenzmeſſer für ſchwache Tonſtröme, von Wolff 40. Bd. 15 S. 321. 

— Junkſprache aus anderen Welten? 58. Jahrg. 31 S. 247. 

— Der Funkſpruchempfang auf Lichtbildſtreifen 8. 160. 

— Die Funktelegraphie im Geſchäftsbericht des Internationalen Büros des Welttelegraphen⸗ 
vereins für 1919 27. 168. f 

— Funktelegraphie in größeren Höhen, von Jentzſch. Graefe 40. Bd. 15 S. 311. 

— Funkverbindung Holland-Indien 32. 439. 

— Funkverkehr Deutſchland-Italien 76. 150 

— Hochfrequenzmaſchinen 32. 420. 

— Hochfrequenz⸗Mehrfachtelephonie 5 telegraphie längs Leitungen, von Faßbender und Habann 
40. Bd. 15 S. 407, 32. 

— Der Hochfrequenzwiderſtand von le und Spulen 68. Jahrg. 9 S. 33. 

— Über Hochvakuumverſtärker, von Schottky 40. Bd. 15 S. 326. 

— Kartenentwurf zur Ortsbeſtimmung nach funktelegraphiſchen Peilungen, von Prof. Dr. Maurer 
56. 57. 

— Tönende Löſchfunkenſender (Kopplungsbemeſſung für Stoßerregung) — Patent der Telefunken⸗ 

| Geſellſchaft 16. Jahrg. 15 S. 223. 

— Meſſung und Vergleichung der Energien im Empfänger der drahtloſen Telegraphie 68. Jahrg. 9 

S. 18. 


— Energetiſche Meſſ a im Hertzſchen Felde der Flugzeugantenne, von Baldus und Haſe 40. 
Bd. 15 S. 354. 

— Eine Methode der Wellenmeſſereichung mit Benutzung harmoniſcher Oberſchwingungen, von 

| von Ettenreich 40. Bd. 15 ©. 236. 

— Drahtloſer Notruf für Schiffe 70. 285, 46. 1924, 32. 358. 456. 

— a und Richtungsbeſtimmungen von Schiffen auf See und in ber Luft mit drahtloſen 
Zeichen, von Friedrich 58. Jahrg. 31 S. 257. 268, 76. 150. 

— Drabtlofer Preſſedienſt 58. Jahrg. 31 S. 303. 

— Prüfeinrichtungen und Wellenmeſſung 40. Bd. 15 S. 255. 
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Allgemeines. NRabmenantennen, Theorie der . .. 32. 439. 
— Drabtloſe Richtungstelegraphie, von Kapitän Round 68. Jahrg. 9 S. 34. 
— Schaltungsanordnungen von Verſtärkerröbren in Kaskade und insbeſondere zur Vermeidung 
des Selbittönens 40. Bd. 15 S. 256. 
Drahtloſer Schreibempfang über 12 000 km 40. Bd. 15 S. 264. 
Schwingungserzeugung mit Vakuumröbren 40. Bd. 15 S. 428. 
Schwingungserzeugung mit Funkſtrecken 40. Bd. 15 S. 240. 
Schwingungserzeugung mit Lichtbogengeneratoren 40. Bd. 15 S. 434. 
Statiſtik der Funktelegraphie im Jahre 1918 27. 102. 
Strahlungsformeln für Luftdraht. und Rahmenantennen 40. Bd. 15 2.241. : 
Sturmwarnungen, Verbreitung von ... durch Lotſenfabrzeuge mit funktelegraphiſchen Stationen 
38. 469. ö 
— Intereſſante Taſtſchaltungen, von Dornig 32. 367. 


— Iſt die drahtloſe Telegraphie als Verkehrsmittel für uberlandzentralen geeignet? 68. Jabra. 9. 
S. 16. 


„ 


— Drahtloſe Telegraphie und geographiſche Länge 40. Bd. 15 S. 203. 

— Drabhtloſe Telegraphie unter Waſſer 68. Jahrg. 9 S. 35. 

— Drahtloſe Telephonie England-Niederlande 76. 151. 

— Transatlantiſche drabtlofe Telephoͤnie 68. Jabrg. 8 S. 217, 40. Bd. 15 S. 263, 4. 177. 

— Aber die Theorie der Stoßioniſation, von e 40. Bd. 15 S. 289. | 

— Ein Überlagerunas- Wellenmeſſer 68. Jahrg. 8 S. 217. 

— Umſchalter 40. Bd. 15 S. 427. 

— Unterdrückung atmoſphäriſcher Störungen bei drabtlojem Empfang 32. 399. 

— Unterſuchungen über die Beſeitigung der Oberſchwingungen bei Maſchinenſendern, von Meißner 
und Wagner 40. Bd. 15 S. 200. 392. 


— Unterwaſſerſchall⸗Signalweſen, Entwicklung und beutiger Stand des .. ., von Dr. Lichte 
89. 249. 


— Unterwaſſer⸗Stromlinien⸗ und Erdſtromtelegraphie 40. Bd. 15 S. 252. 435. 
— Quantitative Verſuche mit Rahmenantennen in der Radiotelegraphie 40. Bd. 15 S. 240. 
— Verſuche a drahtloſe Anpeilung von Flugzeugen, von Baldus und Buchwald 40. Bd. 15 
— Neue Verſuche über funktelegraphiſche Richtſender, von Kiebitz 40. Bd. 15 S. 299. 
— Über die mittelfreauenten Vorgänge in Tonfunkſendern, von Martens und Zickner 40. 
Bd. 15 S. 266. 
— Vorrichtungen zur Anderung oder Konſtanthaltung der Wellenlänge, der Kopplung uſw. 40. 
Bd. 15 S. 346. 423. 
Deutſchland. »Drahtloſe« als Sammelbegriff für drahtloſe Telegraphie und Telephonie 58. 
Jahrg. 31S. 191. 
— Freigabe der Aufſtellung und Benutzung funktelegraphiſcher Empfangsanlagen 38. 323. 388. 
— Funktelegraphie im öffentlichen Verkehr 40. Bd. 15 S. 264. 
— r er und Schlüffel der Wetterfunkſprüche und funktelegraphiſchen Zeitſignale) 
2. 234. 


— Das Reichsfunknetz 40. Bd. 15 S. 352. 

— FJunktelegraphiſche Richtungsſtationen 38. 274. 

— Drahtloſe Telegraphie im Eiſenbahnweſen 32. 473. 

— Drahtloſe Telephonie Eberswalde-Konſtanz 40. Bd. 15 S. 264. 

— Drahtloſe Telephonieverſuche mit dem Luftſchiff »Bodenſee« 58. Jahrg. 31 Beil. 110. 
— Verwendung der deutſchen Funktelegraphie für das Preſſeweſen 76. 150, 27. 160, 23. 326 
England. Die engliſchen Beſtimmungen über drahtloſe Telegraphie in der Schiffahrt 38. 317. 
— Luftſchiffahrt und drahtloſe Telegraphie 32. 495. 

— Britiſches Reichsfunknetz 68. Jahrg. 8 S. 217, 32. 399, 40. Bd. 15 S. 439. 

— Drahtloſe Sturmwarnungen 32. 495. 

Schweden. Funkſtation an der ſchwediſchen Weſtküſte 32. 262. 

Amerika. Venezuela. Funkſtation in Caracas 75. 126. 


— Vereinigte Staaten von Amerika. Eine neue drabtloſe Großſtation an der Weſtküſte 
Nordamerikas 75. 126. 


— — 3 der Organization of Radio Corporation of America“ 68. Jahrg. 9 S. 33, 
32. 4 
— — Die drahtloſe Telegraphie in den Vereinigten Staaten von Amerika 32. 416. 495 
Mfien. Neue Oſtaſien⸗Funkpläne der Marconi⸗Geſellſchaft 78. 151. 
— Japan. Geſetz über die drahtloſe Telegraphie 43. 42. 57 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Archiv 
für Poſt und Telegraphie 


Beiheft zum Amtsblatt des Reichspoſtminiſteriums 
Herausgegeben im Auftrage des Reichspoſtminiſteriums 


Nr. 10 | Berlin, Oktober 1920 


Inhalt: Die älteften weſtfäliſchen Briefe aus dem 9. bis 15. Jahrhundert, S. 325. — Ein Fuͤrſt⸗ 
biſchoͤflicher Poſtfuhrvertrag aus dem Jahre 1679, S. 329. — Die ſchweizeriſchen beſpannten 
Poſtfuhrwerke und ihr Bau zur Zeit des Kriegsausbruchs, S. 333. — Zur Frage, wer die 
Koſten für das Niederlegen von Telegraphenleitungen bei Baumfällungen zu tragen hat, S. 356. 

Kleine Mitteilungen: Schadenshaftung der Bahn bei Plünderung von Eiſenbahnfrachtgur während 
der Revolutionsunruhen, S. 357. — e der Poſtbeſtellung vor dem Krieg iſt Beweis 
grund für die Ankunft abgeſandter Briefe, S. 358. — Neue japaniſche Schiffahrtslinien, S. 358. — 
Weltſchiffbau am 31. März 1920, S. 359. — Das neue Fernheizwerk von Neukölln, S. 360. — 
Die Härtebeſtimmung des Holzes, S. 360. 


Die älteſten weſtfäliſchen Briefe aus dem 9. bis 15. Jahrhundert. 
Von Rechnungsrat Eugen Müller in Münſter (Weſtf.). 


Alles Wiſſenswerte über die allgemeine Entwicklung des Schrifttums, über die 
Uranfänge des Briefſchreibens und über die Geſchichte des Briefes findet ſich mit 
wiſſenſchaftlicher Gründlichkeit zu einem erſchöpfenden Geſamtbild vereinigt in dem 
Prachtwerk »Das Buch von der Weltpoſt« ). 

Das Mittelalter, in dem man hinſichtlich des Schreibſtoffs etwas beſchränkt 
war, zeigt nur eine mäßige . des Briefſchreibens in der verkehrs- 
mäßigen Bedeutung des Wortes. Das Pergament, auf das man hauptſachlich 
angewieſen war, hatte einen zu hohen Preis, als daß es die Abfaſſung und Ver 
ſendung von brieflichen Mitteilungen weiteren Kreiſen geſtattet hätte. Überdies 
war noch im 12. und 13. Jahrhundert die Kenntnis des Leſens und Schreibens 
ſehr ſelten anzutreffen, weshalb man ſich ſowohl beim Schreiben als auch beim 
Leſen der wohl nicht immer ganz zuverläſſigen Hilfe beſonderer Schreiber und 
Vorleſer bedienen mußte. Alle dieſe Umſtände waren der Entwicklung des Briefes 
wenig hold. Einen neuen bis dahin ungeahnten Aufſchwung nahm die Entwid- 
lung erſt mit der Einführung des Lumpenpapiers im 14. Jahrhundert. Der neue 
Schreibſtoff erwies ſich fügſam in jeder Beziehung. Er ließ ſich leicht beſchreiben, 
in jede Größe und Form bringen, leicht falten und verſchließen, wobei gleich— 
wohl, neben der Billigkeit des Papiers, ſeine ausgiebigſte Ausnutzung tunlich war. 

Wie L. Schmitz (jetzt Univerſitätsprofeſſor Dr. L. Schmitz⸗Kallenberg in Münſter, 
der den Verfaſſer auf die Veröffentlichung hinwies) im Jahre 1903 in dem Auf— 
ſatz »Zwei Originalbriefe von c. 11887 mitteilte, haben ſich nur wenige 
Urſchriften geſchloſſener Briefe aus dem früheren Mittelalter erhalten. Aus dem 
12. Jahrhundert waren bis 1903 nur zwei Stück bekanntgeworden, die der Zeit 


) Das Buch von der Weltpoſt. Von O. Veredarius. Berlin 1885, S. 1 bis 23. 
— Mitteilungen des Inſtituts für A Geſchichtsforſchung. 24. Band. Innsbruck 
1903, S. 345 bis 352. 
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Friedrichs I. angehören ). »Infolgedeſſen war denn auch die Kenntnis über die 
äußere Form der Briefe, zumal über die Art ihres Verſchluſſes bis zum 13. Jahr— 
hundert, wo ihre JZabl allmählich zunimmt, im ganzen noch ſehr gering. Ob fie 
überhaupt jemals allſeitig werden wird, iſt wohl kaum anzunehmen, da ſchwerlich 
noch größere Funde in dieſer Hinſicht zu erwarten ſind ). Denn die Briefe 
hatten ja meiſt, wenn der Empfänger von ihnen Kenntnis genommen hatte, ihre 
Bedeutung verloren; ſie aufzubewahren lag — in der Regel wenigſtens — kein 
Anlaß vor. Hierzu kam auch noch die äußere Form: waren es doch durchweg, 
wie aus dem wenigen Erhaltenen geſchloſſen werden kann und wie es auch in der 
Natur der Sache liegt, weil es ſich nicht um Urkunden handelte, die einen Rechts- 
anſpruch begründeten, ſondern um kurze einfache Mitteilungen, kleine Pergament⸗ 
ſtücke, ein paar Zentimeter hoch und breit, die deshalb auch nicht des Aufhebens 
wert erſchienen und auch aus Unachtſamkeit leicht verlorengehen konnten «. 

Neuerdings hat der Direktor des Staatsarchivs für die Provinz Weſtfalen, 
Geheimer Archivrat Profeſſor Dr. Philippi, den Verfaſſer darauf aufmerkſam ge— 
macht, daß ſich im münſteriſchen Staatsarchiv die beiden älteſten weſtfäliſchen 
Originalbriefe aus dem 9. Jahrhundert befinden, die, wenn auch nicht als Privat- 
briefe, ſo doch als Urkunden in Briefferm zu betrachten ſind. Nach Beſichtigung 
der Briefe kann der Anſicht des Archivdirektors nur beigetreten werden. Über 
den Befund mögen die folgenden kurzen Angaben genügen. 

1. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter 5). Länglicher, gefalteter, recht— 
eckiger Brief auf Pergament. Aufſchrift — mit Unterbrechungen in der Schrift 
für den Verſchlußſtreifen — auf der Rückſeite. Pergamentſtreifen, Siegel, Orts— 
und Zeitangabe fehlen. Geſchrieben 830 — 833. inhalt: 

»Ludwig der Fromme befiehlt ſeinem Miſſus, dem Biſchof Baderadus, 
durch ein an dieſen gerichtetes Mandat, daß er ein dem Kloſter Corvey 
erteiltes, aber von einigen Grafen bisher nicht in allen Punkten befolgtes 
Praecept dieſen verleſen laſſe und ihnen einſchärfe, dasſelbe nicht ferner 
zu verletzen. | 

2. Originalbrief (oder Abſchrift) im Staatsarchiv Münſter ?). (Nottuln, 
Ur. 1). — Gelblichbraunes Pergament mit Einſchnitten für den Verſchluß⸗ 
ſtreifen. Dieſer ſowie Siegel, Orts- und Zeitangabe fehlen. Bis an den Rand 
des Pergaments in Buchſchrift beſchrieben. Aufſchrift auf der ſonſt freien Rück⸗ 
ſeite unleſerlich. Geſchrieben 851 — 855. Inhalt: 

Mönch Bernhard erinnert den König (Lothar II.?) an die feinem Vater, 
dem Kaiſer (Lothar 1.?) in Gegenwart der Kaiſerin (Irmingard?) gegebenen 
Geſchenke, läßt ihm, da der Kaiſer den gegebenen Verpflichtungen nicht 
nachkommen könne, die Schuld nach «. 

Es erſcheint zweifelhaft, ob die aus dem 9. Jahrhundert ſtammende Urkunde 
ein Originalbrief oder eine Abſchrift eines ſolchen iſt. Der zu Rom verſtorbene 
zuverläſſige Gelehrte, Privatdozent Dr. Wilhelm Diekamp, nimmt das letztere an, 
ſowie daß das een vom Einband einer (Werdener) Handſchrift abge- 
löſt ſei. 

Den drittälteſten Selaimalbrier der als ein weſtfäliſcher anzuſprechen ift, ver- 
öffentlichte L. Schmitz in dem erwähnten Aufſatz ). 


3) Handbuch der Urkundenlehre. Von Harry Breßlau. Leipzig 1889, J. Bd. S. 955, Anm. 4. 
Dort heißt es: »Originale geſchloſſener Briefe haben wir nicht vor dem 12. Jahrhundert«. 

9) Die älteften geſchloſſenen Originalbriefe des Reichspoſtmuſeums ſtammen aus dem 15. Jahr- 
hundert (1430 1482). — Pal. Katalog des Reichspoſtmuſeums. Berlin 1897, S. Bf. 

5) Kaiſerurkunden in Abbildungen (Text). Berlin 1891, S. 4. Lieferung L Tafel 7a. 

6) Weſtfäliſches Urkundenbuch (Ergänzungsband). Von Wilhelm Diefamp, Munſter 1885, 
S. 33, Nr 2412. 

0 Der zweite von L. Schmi; veröffentlichte Brief it ein Schreiben des Propſtes des Stiftes 
St Severin in Köln an den Papſt, mithin kein weſtfäliſcher Brief. 
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3. Originalbrief im Fürſtlich Salm Horſtmarſchen Archiv in Coesfeld (Repert, 
Asbeck Tit. III, Fach 2, Paket 5, Nr. 31) ). Pergamentbrief in lateiniſcher Sprache. 
14 em lang und 6,4 ER breit. Aufſchrift auf der Rückſeite: »Domino Mona- 
steriensi episcopo«. Geſchrieben in der Seit von Mitte Auguſt 1187 bis 
Anfang Februar 1188. Inhalt: 

»Der Mainzer Erzbiſchöf Konrad ſchreibt an den Biſchof Sean 
(Grafen von Katzenelnbogen) von Münſter (1174 — 1203) hauptſächlich 
von der Fehde des Biſchofs (Balduin) von Utrecht mit Geldern « ). 


Über die Form und den Verſchluß des Briefes macht L. Schmitz folgende be— 
merkenswerte Angaben: 

„Zweifellos iſt das Schreiben ein Original. Es beweiſen dies die auf der 
Rückſeite befindliche Aufſchrift, die noch genau erkennbare Faltung und endlich 
die Einfchnitte in dem Pergament, durch die der Pergamentſtreifen für den Ver⸗ 
ſchluß und die Beſiegelung gezogen war. In welcher Weiſe der Brief gefaltet 
war, iſt auch noch deutlich ſichtbar: zunächſt einmal in der Länge, und zwar ge 
nau in der Mitte der Höhe, ſodann zweimal in der Höhe, ſo daß alſo drei 
ziemlich gleiche Teile entſtanden; von dieſen iſt darauf der linke in den rechten ge⸗ 
ſchoben. Dann ſind in der Mitte, oben und unten etwa 0,5 em vom Rande 
die Einſchnitte gemacht und durch dieſe der Pergamentſtreifen durchgezogen, auf 
deſſen Enden ſchließlich das Siegel aufgedrückt wurde. So war der Brief völlig 
verſchloſſen ; ſein Inhalt war nur lesbar, indem entweder das Siegel zerſtört und 
der' Pergamentſtreifen herausgezogen wurde oder unter Schonung des Siegels der 
Pergamentſtreifen gleich neben dem Siegel beiderſeits durchgeſchnitten und dann 
N herausgezogen wurde. Da ſich weder von dem Siegel noch von dem Pergament— 
ſtreifen eine Spur erhalten hat, ſcheint man die erſte Offnungsweiſe beliebt zu 
haben. 
| Auf den folgenden viertälteſten weſtfäliſchen Originalbrief machte ebenfalls 

Archivdirektor Philippi den Verfaſſer aufmerkſam. 

4. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter, (Fürſtabtei Herford). Außerſt 
ſeltener, klein gefalteter (5,5 em langer und 4,2 em breiter) und durch ſchmalen 
Pergamentſtreifen feſt verſchloſſener Pergamentbrief, der als »littera elausa« ver⸗ 
ſchickt wurde. Siegel abgelöſt. Auf der Rückſeite ſteht die Aufſchrift: »Magistro 
Sygenando in Hervordia commoranti«. Ohne Zeitangabe (um 1270). Nähere 
Beſchreibung des Briefes im Weſtfäliſchen Urkundenbuch 10). Inhalt: 

»Corvey ſchreibt an Magiſter Sigenand in Herford über die Rechte 
des Kämmerers beim Tode des Abtes über die camerlengi«. 


Bei der Ermittlung der folgenden, unter Nr. 5 bis 14 aufgeführten alten 
weſtfäliſchen Briefe aus dem 14. und 15. Jahrhundert war Geheimer Archivrat 
Dr. Krumbholtz dem Verfaſſer behilflich. 

5. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter. (Benninghauſen, Urkunden Nr. 84) 
um 1300. Geſchloſſener Pergamentbrief von 20 em Länge und 7 em Breite. 
Durch einen 14 em langen und 3 mm breiten Pergamentſtreifen verſchloſſen. 
Siegel abgeſprungen. In geſchloſſenem Zuſtand 6,7 em lang und 4 cm breit. 
Aufſchrift auf der Rückſeite: »Domine abatisse detur«. Inhalt: 


»Der Vizepfarrer Johannes zu Unna ſchreibt der Abtiſſin zu 
Benninghauſen, daß der Graf von der Mark feinem Officiat (Amt⸗ 


8) Abbildung in den Mitteilungen für Oſterreichiſche Geſchichtsforſchung a. a. O., S. 352. 

9%) Gemeint iſt die Fehde, die 1187 begann und am 27. März 1188 auf dem Mainzer Tage 
beigelegt wurde. 

10) Weſtfäliſches Urkundenbuch. Von Dr. Roger Wilmans, Staatsarchivar und Geheimer 
Archivrat. Münſter 1877 1894, IV. 1233, S. 601. 
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mann) Franco Fryſe in Büren verboten habe, die Güter des Kloſters in 
Benninghauſen zu beläſtigen; beklagt, daß der Beichtvater Theoderich 
von Benninghauſen geſtorben ſei, und zeigt an, daß er einen neuen 
Caplan erhalten habe«. 

— Unterſchrift ohne Datum: »ex parte Johannis viceplebani 
ecclesiae in Unna. 

6. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter. (Grafſchaft Ravensberg, Urkunden 
Nr. 42) aus der Regierungszeit des Erzbiſchofs Johannes von Bremen 
(1308 - 1327). Geſchloſſener Pergamentbrief von 21 cm Länge und 4 em 
Breite. Doppelt gefaltet mit 4 Schnittöffnungen. In geſchloſſenem Suftand 
6,5 em lang und 4 cm breit. Verſchlußſtreifen fehlt. Das aufgedruckt geweſene 
briefſchließende Siegel iſt nicht erhalten. Aufſchrift auf der Rückſeite. Inhalt: 

„Nicolaus, des verſtorbenen Grafen Jacobus von Halland Sohn, 
zeigt dem Erzbiſchof Johannes von Bremen den Tod der Königin 
Eufemia von Norwegen an und bittet ihn, in Erwägung ihrer alten 
Freundſchaft ſeine Sache am römiſchen Hofe zu einem erfolgreichen Ende 
zu führen; was der Graf von Ravensberg an Koſten verurſacht (con- 
stiterit), würden er und alle übrigen Freunde reichlich erſetzen «. 

7. Originalbrief auf Papier im Stadtarchiv Minden. Original Nr. 72. 
(Staatsarchiv Münſter, Stadt Minden, Urkunden Nr. 84). Ohne Jahresangabe (um 
1350), aufgedrucktes Siegel faſt ganz abgelöſt. Inhalt: 

»Alfrid von Holte, Ritter, bittet den Rat von Minden, die den 
Brief überbringenden Knechte um ſeines und der Ritterſchaft willen zu be 
ſchenken (»begaven«)«. a 

8. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter 11). (Fürſtentum Münſter, Urkunden 
Nr. 771 a). Geſchloſſener Pergamentbrief vom 12. November 1367 in lateiniſcher 
Sprache, 28 em lang und 16 em breit (geſchloſſen 10,5 em lang und 8,5 em 
breit). Verſchlußſtreifen und Siegel fehlen. Aufſchrift auf der Rückſeite. Inhalt: 

»Der Subprior Ayſo und der Konvent des Predigerkloſters zu 
Norden ſchreiben an den Johann von Overſtede, Lektor zu Minden und 
Vikar des Provinzials von Friesland, in betreff der von ihnen am 
11. Oktober 1367 vorgenommenen Neuwahl eines Priors für ihr Kloſter. 
Sie haben faſt einſtimmig den Menardus von Alandze gewählt und 
bitten um deſſen Beſtätigung«. | 

9. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter. (Stadt Minden, Urkunden Nr. 226 — 
Original Nr. 29) um 1400. Papier. Aufgedrucktes Siegel abgelöſt. Inhalt: 

| »Mathilde, Gräfin von Schaumburg, beklagt ſich beim Rat von 

Minden über die Wegnahme eines Pferdes auf der Mindener Straße «. 

10. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter. (Stadt Minden, Urkunden Nr. 227 — 
Original Nr. 30) um 1400. Papier. Ohne Zeitangabe. Inhalt: 

»Der Rat von Bremen bittet den Rat von Minden, dem Über: 
bringer des Briefes, Joh. Petri, der der Bevollmächtigte von vier vom 
Dechanten Ludolf von St. Martin geladenen Bremer Bürgern iſt, einige 

Ratsleute mitzugeben, ‚dat unse borgere nicht verunrechtet werden““. 

11. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter. (Stadt Minden, Urkunden Nr. 247 — 
Original Nr. 50), 14. Jahrhundert. Papier. Siegelreſt. Inhalt: 

»Dietrich und Rolf von der Horſt ſchreiben dem Rat von Minden, 
daß ſie bereit find, einen Boten zu fenden«. 


11) Abgedruckt in der Zeitſchrift des hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen (Jahrgang 1854). 
Hannover 1856, S. 392/3. 
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12. Originalbrief im Stadtarchiv Minden. Original Nr. 281 (Staatsarchiv 
Münſter, Stadt Minden, Urkunden Nr. 366) vom 21. Juni 1432. Papier. Siegel 
abgelöſt. Inhalt: 

»Graf Otto von Tecklenburg ſchreibt an Junker Albert von Hoya, 
daß er wegen ſeines Knechtes Johann von Schinna ſich mit denen von 
Minden wohl friedlich einigen wolle und bereit ſein würde, an genannten 
Tagen nach Herford glaubhafte Leute zu ſchicken. 

1432 up den daglı Albani«. 

13 Originalbrief im Stadtarchiv Minden. Original Nr. 283 (Staatsarchiv 
Münſter, Stadt Minden, Urkunden Nr. 369) vom 29. Juli 1432. Papier. Siegel 
abgelöſt. Inhalt: 

»Herzog Adolf von Jülich⸗Berg⸗Ravensberg teilt dem Bürger⸗ 
meiſter und Rat von Minden mit, daß der Graf von Tecklenburg dem- 
nächſt zu ihm kommen werde, er werde dann mit dieſem über deſſen Ange— 
legenheit mit der Stadt reden. 

Bielefeld, dinxtag na S. Jacobs dagh«. - 

14. Originalbrief im Staatsarchiv Münſter. (Stadt Minden, Urkunden Nr. 570 — 
Original Nr. 125), 15. Jahrhundert. Papier. Inhalt: 

„Cord von Molenbeke antwortet auf den Brief der Stadt Minden 
an den Herrn zur Lippe wegen des Juden Joſef: ſie möge ſich gedulden, 
bis der Herr wiederkommt«. 

Die vorſtehend aufgeführten Schreiben ſtellen die älteſten bisher bekanntge— 
wordenen Urſchriften geſchloſſener Briefe aus der Provinz Weſtfalen dar. Von 
Wichtigkeit wäre die Feſtſtellung, ob auch in anderen Provinzen oder Landes- 
teilen Deutſchlands Originalbriefe vorhanden find, die aus der Zeit vor dem 
15. Jahrhundert ſtammen. Jedenfalls gehören die hier bezeichneten weſtfäliſchen 
Briefe zu den allergrößten Seltenheiten ao zu den älteſten bekannten deutſchen 
Briefen. 


Ein Fürſtbiſchöflicher Poſtfuhrvertrag aus dem Jahre 1679. 
Von Rechnungsrat Eugen Müller in Münſter (Weſtf.). 


Ferdinand von Fürſtenberg, der von 1660 bis 1683 Fürſtbiſchof von Paderborn 


war und während ſeiner 23 jährigen Regierungszeit Großes für das Wohl des 
Landes leiſtete, wandte insbeſondere auch der Verbeſſerung des Verkehrsweſens 
ſeine eifrige Fürſorge zu. Nachdem er im Jahre 1678 auch Fürſtbiſchof von 
Münſter geworden war, richtete er ſchon am 26. Januar 1679 eine fahrende Poſt 
zwiſchen feiner Reſidenz in Neuhaus!) bei Paderborn und der Hauptſtadt des 
Furſtentums Münſter ein. Die Perſonenpoſt war zwar fchon 14 Jahre früher 
(1665) von ſeinem münſteriſchen Vorgäuger, dem kriegeriſchen Fürſtbiſchof Chriſtoph 
Bernhard von Galen, als erſte fürſtbiſchöfliche Fahrpoſt von Münſter (über Waren⸗ 
dorf, Klaholt, Herſebrock, Nienkerken, Rheda, Neuhauß). nach Paderborn ins Leben 
gerufen worden, hatte aber damals wegen vieler zu des Unternehmens nur 
vorübergehenden Beſtand gehabt!). 


) Eine Anſicht der fürſtbiſchöflichen Reſidenz Neuhaus, die der berübmteſte weſtfäliſche Baumeiſter 
Johann Conrad Schlaun 1719 im Auftrag des Kurfürſten von Cöln Clemens Auguſt, Herzogs von 
Bayern, zeichnete, befindet ſich im Beſitz des Altertumsvereins in Paderborn. Eine Abbildung davon 
ſewie eine größere Anſicht des prächtigen Schloßbaues 1095 die Kunſtgeſchichte AN Conrad 
Schlaun⸗ von Dr. Hartmann (Münſter 1910, Abb. 14 u. 108). 

2) Archiv 1914, S. 512 ff. 
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Univerſitätsprofeſſor Dr. L. Schmitz⸗Kallenberg, der die Urſchriften des 
Poſtfuhrvertrags vom 2. Januar 1679 ſowie des dazu gehörigen Nachtragsab— 
kommens vom 21. Januar 1681 kürzlich im Gräflich von Galenſchen Archiv!) 
aufgefunden hat, hatte die Freundlichkeit, beide Urkunden dem Verfaſſer zur 
Veröffentlichung im Archiv für Poſt und Telegraphie zur Verfügung zu ſtellen. 


Der Poſtfuhrvertrag lautet: 

»Demnach Ihre Hochfürſtliche Gnaden zu Paderborn und 
Münſter p. Unſer gnedigſter Fürſt und Herr, nötig erachtet, einen 
beſtändigen Poſtwagen, zwiſchen dero Reſidentz Neuhaus undt 
Münſter wochentlich hin undt wieder gehen zu laſſen; So iſt mit dero 
Underthan auß Beckum Paul Matthias Glogau, der folgende accord 


getroffen auff zwey Jahr lang, mit Donnerßtag den 26. dießes monats 


n 


Januarij zubeginnen, und alßdan das erſtemahl mit dem Wagen hieſelbſt 
zu Neuhaus abzufahren. | 


Sollen die Wagen an Form undt Größe, eben alſo, wie die Holländiſche 


Wagen, jo zu Arnheimb ordinario gebrauchet werden, da vier Perſohnen 
inwendig, undt zweye forne ſitzen können, eingerichtet werden. 


Mit drey oder vier Pferden woll beſpannen ſein. | 
„Soll der Wage wochentlich abgehen zu Neuhaus, Donnerßtags, auff Neun 


Uhr vormittag, futteren etwa eine Stundt zu Nienkercken oder Rhede, 
undt benachten zu Claholtz oder Herßebrock, alwho folgenden Freytag ſo 
frühe auff zu ſein, daß den Mittag in Wahrendorff futteren, undt bey 
guter tageszeit, ſo woll Winters alß Sommers, in Münſter anlangen 
könne. | | 


Zu Münſter ſoll derſelbe Wage, wochentlich, wieder abgehen, ahm Montag 


zu acht Uhr vormittag, undt benachten wieder zu Claholt oder Herßebrock, 
umb Dienßtags nachmittag, ſo balt alß möglich, zu Neuhaus zu ſein. 


Die gantze Fracht (Perſonengeld) einer Jeden Perſon, von Neuhauß biß 


Münſter, ſoll ſein, wan ſich ſechs Perſohnen beyſahmen finden, für die 
zwey beſte platze, ſo im Wagen, fur ſich ſehen, Jeder anderthalben Rthlr, 
fur die zwey Rückwarts fahrende, Jeder Ein Rthlr undt zwölff grofchen, 
fur die zwey forne im Wagen ſitzende, Jeder Ein Rthlr Sechs groſchen. 


Wan ſich begibt, daß minder als Sechs Perſohnen ſein, ſolle der Wage 


nichts deſto minder fahren, undt praeciſe ſeine gewöhnliche Zeit halten. 


Undt ſoll zahlen von Neuhaus biß Münſter 


Eine eintzele perſon Zwey Rthlr: | ur 

Zwey Perſohnen, Jeder Ein Rthlr: Vier undt Zwantzig groſchen. 

Drey Perſohnen Ein Jeder Anderthalben Rthlr: 

Vier Perſohnen ſollen nicht anders zahlen, alß wan Sechße da weren, 
Nemblich die Zwey für ſich fahrende, Jeder anderthalben Rthlr, undt 


die Rückwärts fahrende, Jeder Ein Rthlr Zwölff groſchen ſollen aber 


ſchuldig ſein, ſich alle vier binnen in den Wagen zu ſetzen, undt den 
platz vorn im Wagen ledig zu laſſen, damit der Fuhrmann daſelbſt, zu 
erfüllung ſeiner fracht, etwa furfallende Wahren, deſto beſſer laden könne. 


„Die Packereyen ſo paſſagiers bey ſich haben, betreffendt, ſoll ein Felleiſen, 


ſo jede perſon unter dem arm trägt, undt ungefehr Dreißig Pfundt 
ſchwer iſt, frey ſein. | | 

Kuffer, Fäßlein undt andere Packen aber ſollen gewogen, undt das 
hundert pfundt mit Einem Rthlr bezahlt werden. | 


Wer nicht gantz überfähret, ſondern unterwegs bleibt, der zahlet fo woll 


von gewogener Wahre, alß ſeiner Perſon, nach obbeſchriebenem Unter- 


y) Miefertiche Handſchrift Nr. 589. 
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ſcheidt der platze, undt auch nach Unlerſcheidt der anzahl leuten, 
Nemblich: f 1 | 2 

Von Neuhaus biß Nienkercken oder Rhede den vierten theill der Fracht. 

Von Neuhauß biß Claholt oder Herßebrock die helffte. 

Von Neuhauß biß Wahrendorff, Drey viertell. 

Deßgleichen von Münſter biß Wahrendorff Ein viertell. 

Von Münſter biß Claholt oder Herßebrock, die helffte. 

Von Münſter biß Nienkercken oder Rhede, Drey viertell der Fracht. 

9. Alle undt jede Fracht ſoll dem Fuhrgan bezahlet werden zu Neuhaus 
oder Münſter, da der Wage abfahret, ehe er fortfahret. 

10. Wan gar kein eintziger paſſagier, noch Fracht furhanden were; So ſoll 
der Wage gleichwoll, jeden orts, zu gewönlicher ſtunde, fortlauffen, damit 
allezeit eine beſtändige Ordtnung pleibe. 

Damit nun die vorbeſchriebene articulen zu Jedermänniglichens 
Wißenſchafft gelangen mögen; So ſollen ſelbige alſobalt in Truck auf: 
gegeben undt publicirt werden, undt wollen Ihro Hochfürſtliche Gnaden 
nicht allein die Unkoſten ſelbigen trucks bezahlen, ſondern haben auch zu deſto 
beſſerer des Fuhrmans auffkommen Ihm zur anlage Funffzig Rthlr nebſt ein 
Fuder Haberen gnädigſt geſchencket, wie dan ferner einen Befreyungsbrieff, 
krafft deſſen er undt fein Hauß zu Beckum vom Schatz undt Einquartirungslaſt 
frey fein ſoll, alß lange er dießen Poſtwagen obgemelter maßen führet. 

Für obberürte Funffzig Rithlür undt Fuder Haberen ſoll Paul (Glogau) 
ſchuldig ſein, ſo woll zu. Münſter alß Neuhaus jedeßmahl, wan ein 
Wage abgehet, ſich bey dem Fürſtlichen Küchenſchreiber anzumelden undt 
an Fiſch⸗ undt dergleichen Küchenwahren, oder Packetlein, Ihrer Hoch— 
fürſtlichen Gnaden zugehörig (: geſtalt der Bedienten ſachen darunter 
keineswegs gemeinet fein :) etwas zu uberſchicken were; Waß dan unter 
Funffzig Pfundt ſchwer iſt, ſoll er unendtgeltlich allemahl mitnehmen, 
undt beſtellen, Waß aber uber Funffzig Pfundt wieget, fol Ihm nach 
gewicht, wie von gemeinen Wahren, in articulo 7. vermeldet iſt, bezahlet 
werden. Eß haben auch Ihre Hochfürſtliche Gnaden gnedigſt reſolviret, 
auff ihre Koſten Zwei neue Arnheimiſche Wagen, wie Articulo 1. be— 
ſchrieben ſein, verfertigen zu laſſen, undt dem gedachten Paul Matthias 
(Glogau) zum gebrauch hinzugeben; Eß ſollen ſelbige Wagen aber, nach 
Umblauff der Zweyen Jahren (: wan dan dießer contract nicht länger 
continuirt würde:) Ihrer Hochf. Gnaden zugehörig fein undt bleiben, 
Undt ſoll mehrgemeldeter Paul nun zu anfang ſeinen eigenen Wagen 
brauchen, biß die Arnheimiſche Wagen verfertiget werden können. 
Noch haben Ihre Hochfürſtl. Gnaden gnädigſt zugeſtanden, undt be- 
fehlen ihren Zollbedienten jeden orts, who dieſer Poſtwage durchlaufft, 
alle Wahren, ſo der Paul Matthias auff demſelben bey ſich haben, undt 
überführen wirdt Zollfrey undt unaufgehalten paſſiren zu laſſen. Ur- 
kundt Hochfürſtlichen Handtzeichens undt Secretinſiegels. Sigt. auf Hoch⸗ 
fürſtlichem Reſidentz Schloß Neuhaus den 2. Januarij 1679. 

(Siegel) | Ferdinand. 
Dem Poſtwagenunternehmer wurde gleichzeitig wegen Befreiung von allen 
ſtädtiſchen Abgaben und Laſten folgender „Freibrief“ ausgefertigt: 

„Demnach Ihre Hochfürſtliche Gnaden zu Paderborn undt Münſter p. 
Unſer gnedigſter Fürſt undt Herr, Dero Unterthanen undt Einwöhneren 
zu Beckumb Paull Matthiaß Glogau Zu Führung des Poſtwagens 
Zwiſchen hieſiger dero Reſidentz Neuhauß undt dero Statt Münſter, 
gnedigſt haben beſtellen laſſen, So haben wegen ſelbigen dem publico 
leiſtenden Dienſtes (ſolang derſelb mit Ihrer Hochfürſtl. Gnaden gnedigſten 
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willen dabey continuiren Wirt :) ihne von Schatz, Einquartierung undt 

allen Bürgerlichen aufflagen frey gegeben, geſtalt ſolches thuen hiemit 

undt in Krafft dieſes Brieffes, wornach ſich Jedermenniglich Zu richten 

hat, Beſagten Paull Matthias Dawieder nicht zu beſchweren, Uhrkundt 

Hochfürſtl. Handt Zeichens und Secret Inſiegels. Signatum Neuhauß 

den 2ten Januarij 1679. 
(Siegel) 

Als die Perſonenpoſt zwei Jahre lang beftanden hatte, erklärte ſich der Poſt⸗ 
fuhrunternehmer außerſtande, die Poſtfahrten fortzuſetzen, wenn ihm nicht eine 
Beihilfe aus der fürſtlichen Kaffe gewährt würde. Infolgedeſſen wurde ein Nach- 
tragsabkommen mit ihm abgeſchloſſen, das alſo lautete: 

„Nachdem ſich bey Ihrer Hochfürſtlichen Gnaden zu Paderborn und 
Münſter p. Unſerm gnädigſten Fürſten und Herren, dero Münſterſcher 
Bürger auß Beckumb Paul Glochau underthänigſt beclaget, daß mit 
Führung des wochentlichen Poſtwagens zwiſchen hie und dero Statt 
Münſter ohne erkleckliche Beyſteur deßwegen nicht continuiren könte, daß 
offters ſo viel Leuthe nicht hette, daß ſölches die Fracht nicht außwerffen 
und darvon die pferde und darauff die Knechte halten könnte, Unnd 
höchſtgemeldete Ihre Hochfürſtliche Gnaden nöthig befunden, daß ſolcher 

im gang gehalten werde, Alß haben Sie beſagten Glochau, dahmit ſich 
derſelbe umb deſto weniger zu beſchwehren, jährlichs Zwey Fuhder Habern 
und ein Fuhder Roggen Paderborniſcher maß, fo er von dero Korn- 
ſchreibern hieſelbſt Dietherichen Sur Veſten Zu empfangen, und annebenſt 
Fünff und Zwantzig Rthlr in gelt, welche Sie demſelben abſonderlich 
Zahlen laſſen wollen, Zugelaget, Mit der außtrücklich bedingter und von 
Ihme Glochau acceptirter Condition, daß Sie hingegen mit dem Poſt— 
wagen und was darzu gehörig nichts zu ſchaffen haben wöllen, ſonderen 
Er ſölches alles auß ſeinen privat mittelen hernehmen und machen laßen, 
und Ihre Hochfürſtliche Gnaden betreffende und zu dero Hoff Küchen er— 
fordereude Ihme auffgebende ſachen ohne abſonderliche erkendtuis, frey 
hin und her Zwiſchen hie und Münſter mit auffnehmen und führen 1 
Wie Er, Glochau, ein Dieſes gutwillig auff ſich genommen und deme 
allen alſo getreulich nachzukommen angelobt und verſprochen, Alß 
haben Sie darüber dieſen ſchein außzuferttigen und. Ihme mitzutheilen 
anbefohlen; Urkundt Ihres hierunter geſetzten Handtzeichens unnd Secrets, 
Sigt. auff dero Reſidentz Schloß Neuhauß den 21. Januarij 1681. 

(Siegel) Ferdinand. 


In Münſter hatte die Perſonenpoſt von Neuhaus Anſchluß an die vierſpännig 
fahrenden Poſten nach Deventer, nach Weſel und nach Rheine. Nach der damals 
bedeutenden holländiſchen Handelsſtadt Deventer war am 25. Februar 1679 eine 
Perſonenpoſt von Münſter (über Coesfeld, Geſcher, Stadtlohn, Vreden und die 
bolländiſchen Orte Borculo und Lochem) eingerichtet worden. Zwei Tage ſpäter 
trat die Poſt nach Weſel (über Coesfeld und Borken) ins Leben. Die Perſonen⸗ 
poſt nach Rheine, die den Anſchluß über Bentheim nach Amſterdam und über 
Lingen nach Zwolle vermittelte, beſtand ſeit dem 16. April 1679. Alle Perfonen- 
poſten waren zur Beförderung von 6 Perſonen eingerichtet. Bei der ſteigenden 
Bedeutung Hollands für Münſter und das Münſterland wurde 1695 eine wöchent— 
lich zweimalige Fahrpoſt von Münſter (über Burgſteinfurt, Gronau, Enſchede, 
Goor) nach Swolle eingerichtet. Vom Jahre 1698 an war Neuhaus nicht mehr 
Ausgangsort der fahrenden Poſten. Seitdem verkehrten die eingangs erwahnten 
Perſonenpoſten, wie ſchon 1665, zwiſchen den Hauptſtädten der beiden Fürſtbis⸗ 
tümer Paderborn und Münſter. 


Ferdinand. 
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Die ſchweizeriſchen beſpannten Poſtfuhrwerke und ihr Bau 
zur Zeit des Kriegsausbruchs. 


Von A. Kellersberger, Adjunkt bei der ſchweizeriſchen Oberpoſtdirektion in Bern. 


Die Zeit, in der oft gleichzeitig über 100 Reiſende, ihr Gepäck und die Poſtſendungen 
mit langen Zügen von beſpannten Poſtfuhrwerken aller Art Beförderung fanden, 
iſt vorbei. Der Pferdepoſtbetrieb im großen, der ſich in der Schweiz bis zur Ge— 
ſtellung von Extrapoſten mit durchlaufenden Wagen und von Beiwagen in unbe- 
ſchränkter Zahl entwickelt hat, wird durch neuere Verkehrsmittel, vor allem durch die 
Eiſenbahnen, mehr und mehr verdrängt. Bald wird der eidgenöſſiſche Poſtwagen, 
der den Poſtverkehr einſt weit über die Landesgrenzen hinaus vermittelte und 1914 
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noch Strecken von rund 79 km auf italieniſchem und von 5,6 km Länge auf 
öſterreichiſchem Gebiet befuhr, vom Großbetrieb Abſchied nehmen müſſen. Der Eifen- 
bahn wichen auch die letzten zehnplätzigen Kupeelandauer, die früher zwiſchen 
Nyon und La Cure verkehrten. Ihnen werden bald die achtplätzigen Kupee⸗ 
landauer folgen, deren ſtattliche Erſcheinung im Bannkreis der Berge an die 
beſte Zeit der alten Poſtkutſchenherrlichkeit erinnert. Aber auch wenn einmal 
dieſe und alle anderen zur Bewältigung des großen Poſtverkehrs nötigen Wagen⸗ 
attungen verſchwunden ſein werden und die Perſonenbeförderung zum größten 
eil an die Eiſenbahnen übergegangen iſt, wird immer noch eine beträchtliche 
Anzahl beſpannter Poſtfuhrwerke verkehren. 
Im Einzugsgebiet der Eiſenbahnen entſtehen trotz der Verdichtung des Eiſenbahn⸗ 
netzes fortwährend neue Poſtwagenverbindungen. Sind dies auch meiſt nur kleinere 
— die mittlere Länge der Poſtkurſe, die im Jahre 1852 noch 24,2 km betrug, ſank 
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Bergpoſtſchlitten am Flüela (Graubünden). 
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1870 auf 12,3 und 1913 auf 7,2 km —, ſo unterſtützen ſich hier Eiſenbahn und 
Poſt doch nach wie vor, indem ſie ſich Reiſende und Sendungen zuführen. 

In der Einrichtung von Poſtkurſen zur Reiſendenbeförderung wird die ſchwei— 
zeriſche Poſtverwaltung auch in Zukunft eine ihrer vornehmſten volkswirtſchaftlichen 
Aufgaben erblicken. Wo den Bewohnern von abſeits der Eiſenbahn gelegenen Ge— 
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Zehnplätziger Kupeclandauer Nyon-La Cure. 


genden durch ſolche Kurſe eine regelmäßige und billige Verbindung mit der Außen— 
welt ermöglicht werden kann, wird die ſchweizeriſche Poſtverwaltung daher neben 
den Bedürfniſſen des Poſtverſendungsverkehrs auch die des Reiſeverkehrs zu befrie— 
digen ſuchen, ſofern es im allgemeinen Wohle liegt und nicht unverhältnismäßig hohe 
Koſten verurſacht. Auch der Verkehr, der ſich unter dem Einfluß der durch die Eifen- 
bahnen erleichterten Zufahrt auf längſt verlaffenen Poſtſtraßen regt, kann unter Um- 
ſtänden dazu führen, daß die alten Poſtſtraßen in beſchränktem Maße wieder von Poft- 
fuhrwerken befahren werden. 


Die ſchweizeriſchen beſpannten Poſtfuhrwerke und ihr Bau. | 335 


Als die Gotthardpoſt ihre letzte Reife machte, als „vom Gotthard der letzte Voftillion « 
im Liede verewigt war, da hätte wohl niemand geglaubt, daß je wieder Poſtwagen 
über den St. Gotthardpaß verkehren würden. Tatſächlich hatte damals ein beſchränkter 
Poſtbetrieb über den Gotthard wenig Ausſicht auf Verwirklichung. Davon zeugt 
am beſten der Wortlaut der Dankesurkunde, die die ſchweizeriſche Poſtverwaltung 
»allen Denjenigen, welche dem wichtigen, intereſſanten, aber auch mit großen Mühen 
und Gefahren verbundenen Bergpoſtdienſt ihre Kräfte geliehen haben«, namentlich 
aber den damaligen Poſtpferdehaltern, Poſtkondukteuren (Poſtſchaffnern) und 
Poſtillionen ftiftete. »Den 31. Dezember 1881, heißt es in der Urkunde, »werden die 
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Zehnplätzige Gotthardpoſt (nach dem Gemälde von N. Koh ler). 


ſchweizeriſchen Poſtwagen zum letzten Male über den St. Gotthardpaß fahren . Trotzdem 
kam es auch hier wieder zu einer Poſtverbindung mit Perſonenbeförderung: im Jahre 1909 
wurde der Poſtwagenbetrieb zwiſchen Andermatt und Airolo jeweils für die Dauer 
des Sommerdienſtes unter Verwendung von vierplätzigen Kaleſchen neuerdings auf— 
genommen. Dieſe wurden ſchon im folgenden Jahre durch ſechsplätzige Landauletwagen 
en da ſich der neue Gotthardkurs eines wachſenden Zuſpruchs in der Touriſtenwelt 
erfreute. 

Und nicht nur, wo es gilt, die Reiſenden der Hochgebirgswelt näherzubringen, 
als es bei der Fahrt mit der Eiſenbahn möglich iſt, ſondern auch bei Unterbrechun⸗ 
gen des Eiſenbahnbetriebs leiſten die Poſtfuhrwerke gute Dienſte. Dank ihrer 
zuverläſſigen Beſpannung treten fie manchmal ſelbſt da in die Lücke, wo ein 
großer Verkehr unter Benutzung unwegſam ſcheinender Pfade im Gang erhalten 
werden ſoll, ſo z. B. bei der Berninabahn, wenn wegen großer Schneemaſſen der Bahn⸗ 
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betrieb zwiſchen Alp Grüm und Cavaglia eingeſtellt und der Verkehr durch ein⸗ 
ſpännige Poſtſchlitten vermittelt werden muß. Hierfür wurde im Jahre 1912 ein Schlitt⸗ 
weg hergeſtellt, der zum Teil den Spuren des im 17. Jahrhundert aus Deutſchland 
über den Bernina und durch Cavaglia nach Italien führenden Saumwegs folgt. 

Es iſt ſomit kein Grund vorhanden, zu glauben, die Eiſenbahnen würden in der 
Schweiz zur Alleinherrſchaft gelangen und die beſpannten Poſtfuhrwerke binnen 
kurzem gänzlich verdrängt haben. Das dürfte auch dem Fahrzeug der Zukunft, dem 
Kraftwagen, nicht überall vorbehalten ſein. Denn obgleich der Kraftwagen ſeinen 
Siegeslauf immer weiter ausdehnt und ſelbſt da erſcheint, wo der eidgenöſſiſche Per⸗ 
ſonenpoſtwagen ſeine oberſte Höhe, das Stilfſerjoch (2 760 m), erreicht, ſprechen für 
die Beibehaltung der mit Pferden beſpannten Poſtwagen doch noch in manchen Fällen 
nicht nur ibre in allen Verhältniſſen erprobte Brauchbarkeit, ſondern auch Gründe 
wirtſchaftlicher Natur. 
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Bernina ⸗Schlittenpoſt im Winter vor Eröffnung der Berninabahn. 


Man iſt daher in der Schweiz wahrſcheinlich noch lange und beſonders zur Win- 
terszeit auf eine große Zahl der gegenwärtig im Gebrauch ſtehenden Poſtfuhrwerke 
mit Pferdebeſpannung angewieſen und muß ſich ihnen zum Teil noch für längere 
Fahrten anvertrauen. Mit Rückſicht hierauf wird vielleicht manchem ein näheres 
Bekanntwerden mit den ſchweizeriſchen Poſtfuhrwerken willkommen ſein. 

Wem fie vom Reifen her vertraut find oder wer in der ſchweizeriſchen Landes⸗ 
ausſtellung in Bern mit den dort vorgeführten gebräuchlichſten Poſtfuhrwerken, 
unter denen bis zum Kriegsausbruch auch die Feldpoſtwagen vertreten waren, 
bekannt wurde, wird ſich ihrer gern erinnern. Aber auch wer nur mit ge— 
miſchten Gefühlen des vaterländiſchen Perſonenpoſtwagens zu gedenken vermag, 
würde Einrichtungen, wie fie in der »guten alten Zeit“ des Privatbetriebs be⸗ 
ſtanden, ſchwerlich den Vorzug geben. Für den Privatbetrieb, bei dem ſich nach 
Stäger!) die Perſonenbeförderung höchſt unbequem und langſam geſtaltete, und in 


) Stäger, Poſteinrichtungen zur Zeit der Helvetil. 
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dem Ebel!) geradezu ein mächtiges Hemmnis zum genußvollen Bereiſen der Schweiz 
erblickte, erhoben ſich in den Beratungen des Bundesverfaſſungsentwurfs vom 
Jahre 1871 nur noch vereinzelte Stimmen, eine Tatſache, die wohl nicht zuletzt 
der Vermehrung und Verbeſſerung des amtlichen Fuhrparks zugeſchrieben werden 
darf. Er beſtand nach der ſchweizeriſchen Poſtſtatiſtik damals aus 1 069 Wagen 
und 610 Schlitten im Werte von insgeſamt 1 325 295 Fr. gegenüber 460 Wagen im 
Schätzungswert von 671627 Fr. bei der Übernahme von den Kantonen im 
Jahre 1849. 5 5 

Begünſtigt durch die von der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung bis 1914 Jahr für 
Jahr erzielten Reinüberſchüſſe (1913: 1 004 610 Fr.) hat das Poſtfuhrweſen trotz 
des ſteigenden Verluſtes des Bundes bei der Perſonenbeförderung mit der Entwicklung 
des Verkehrs Schritt gehalten. Im Jahre 1913, wo mit den gewöhnlichen Poſtkurſen 
(alſo mit Ausſchluß der Extrapoſten, die eine Benutzung durch 3 459 Reiſende 
aufwieſen) 1 803 521 Reiſende befördert wurden, betrug der Verluſt 3 626 520 Fr. 
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Fünfſpännige Alpenpoſt (Stilfſerjoch) im Schnee (Juli 1910). 


Von den 794 Poſtkurſen für Perſonen⸗ und Gepaͤckbeförderung arbeitete nur einer mit 
Gewinn. Dabei darf allerdings nicht außer acht gelaſſen werden, daß — wie die 
ſchweizeriſche Oberpoſtdirektion in ihrer Abhandlung »Das ſchweizeriſche Poſtweſen 
in feiner Entwicklung bis zum Jahre 1912 ſchreibt — bei Unterdrückung der Reiſenden⸗ 
beförderung durch die Poſt, ganz abgeſehen von der volkswirtſchaftlichen Schädigung, 
der Poſtverwaltung kein ne Gewinn erwachſen würde, weil fie zur Beförderung 
der Poſtſendungen aller Art an Stelle der Perſonenfuhrwerke Gepäckfuhrwerke ſtellen 
müßte, deren Koſten nicht viel geringer wären, denen jedoch keinerlei Einnahmen an 
Fahrgeld gegenüberſtänden. | 
Die Einnahmen für die Beförderung von Reiſenden erreichten im Jahre 1913 
2 068 617 Fr., die Beförderungskoſten 5 695 137 Fr. Die Zahl der Poſtpferdehalter 
betrug 726, der Poſtillione 1 304 und die Anzahl der im regelmäßigen Dienſt ner 
wendeten Pferde 2 523. Die von den Poſtfuhrwerken zuruͤckgelegten Kursſtrecken 
ergaben bei einer Geſamtkurslänge von 7 012 km eine Jahresleiſtung von 9 709 334 km. 
Sum Zeugnis dafür, daß das ſchweizeriſche Poſtfuhrweſen auch in der 
Einrichtung der Beförderungsmittel den vielfältigſten Anforderungen gerecht wird, 
ſei geſtattet, die verſchiedenen Gattungen der zur Jeit des Kriegsausbruchs im Beſitz 


) Ebel, Anleitung, auf nützliche und genußvolle Art die Schweiz zu bereiſen. 
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und Betrieb der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung befindlichen beſpannten Fuhrwerke 
mit wenigen Worten vorzuführen. Zur Erläuterung mögen die Abbildungen auf 
den beigegebenen Tafeln I und II (S. 350 bis 355) dienen. 

Mit dem lauten Geraſſel, das dem mächtigen, mit 4 bis. 5 Pferden beſpannten, 
ohne Ladung rund 1 400 kg ſchweren Poſtwagen eigen iſt, kündet ſich der achtplätzige 
Kupeelandauer an (Abb. 1,25). Der Wagen weiſt alle Einrichtungen auf, die ge- 
eignet find, den Reiſegenuß zu erhöhen Er beſteht aus drei Abteilen, die nach allen 
Seiten freien Ausblick gewähren, nämlich dem Vorderabteil, das ſeitlich und vorn 
mit herablaßbaren Fenſtern verſehen iſt, dem Innenabteil und dem Hinterabteil mit 
Hochſitz, deren Lederverdecke zurückgeſchlagen werden können. Von den 8 gut ge 
federten Polſterſitzen ſind im Vorder- und Hinterabteil je 2 und im Innenabteil 4 vor⸗ 
handen. Dieſe Platzverteilung zeigt auch der eingangs erwähnte, im Ausſterben be- 
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findliche zehnplätzige Kupeelandauer (Abb. I, 26) mit dem Unterſchied, daß ſein 
Hinterabteil, das nach Art der Landauer (Abb. J, 10) mit einem vollſtändig zu 
öffnenden Lederverdeck ausgerüſtet iſt, in gleicher Anordnung wie im Innenabteil 
4 Plätze enthält. Der zehnplätzige Kupeelandauer hat, wie die Abb. I, 26 zeigt, ein 
feſtes Verdeck des Innenabteils, auf das das Gepäck verladen wird, ſo daß das 
Innenabteil geſchloſſen bleiben muß. 

Immerhin hat in dem Wagen jeder Reiſende ſeinen Eckplatz, was im Vergleich 
zu den früher gebräuchlichen zehnplätzigen Wagen, unter deren „Himmels ſich je 
3 Reifende auf demſelben Kiffen, im geſchloſſenen Innenabteil alſo 6 Reiſende, zu⸗ 
rechtdrücken mußten, eine Verbeſſerung bedeutete, die lebhaft begrüßt wurde. Ganz 
beſonders wußten dies die Leute zu ſchätzen, die oft in die Lage kamen, 
während langer Reifen bei Tag und Nacht mit dem Platze zwiſchen den anderen Fahr⸗ 
gäſten vorliebnehmen zu müſſen, aber nicht über ſoviel chriſtliche Geduld und eine 
ſo gute Leibesbeſchaffenheit verfügten, als — nach einem alten Reiſehandbuch — 
von einem ordentlichen Paſſagier verlangt werden darf. 

Von der früheren Einrichtung weiß heute nur noch der Gotthard⸗Poſtwagen 
(Gattung Kupee-⸗Berline, mit zu öffnendem, hinten auf dem Packkoffer angebrachtem 
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Außenſitz — Kabriolett —) zu erzählen, der im ſchweizeriſchen Landesmuſeum in Zürich 
von jenen Zeiten träumt, wo er als ſtolzer Fünfſpänner unter Mitnahme von 10 Rei⸗ 
ſenden (3 im Kupee, 6 im Innenabteil und 1 im Außenſitz) den Verkehr zwiſchen 
Flüelen und Camerlata (Italien) vermittelte. Wie mag da — im Gegenſatz zum 
geſchloſſenen ſechsplätzigen Innenabteil — der erhöhte, ein Abteil für ſich bildende 
einplätzige Außenſitz, auf dem ſich der Reiſende unter freiem Himmel ungeſtört dem 
Eindruck der mannigfaltigen Naturſchönheiten hingeben konnte, begehrt geweſen ſein! 
Um ſo mehr, als die Zuſchlaggebühr, gegen die der Schaffner den ihm gehörigen luftigen 
Platz abzutreten und ſich neben den Poſtillion oder auf das Verdeck des Wagens zu 
ſetzen hatte, nur 30 Rappen für die Wegſtunde betrug. Dem vollgeſtopften ſechs⸗ 
plätzigen Innenabteil des Wagens hätte gewiß auch jener Reiſende zu enirinnen 


Vierplätzige Extrapoſtkaleſche. 


verſucht, der, um allein zu ſein, vor einiger Zeit alle 8 Plätze des Splügenpoſtwagens 
von Splügen bis Thuſis bezahlte. An Bewerbern um den Schaffnerſitz und die erhöhten 
Verdeckſitze hat es denn auch nie gefehlt. Manch einer, der unrechtmäßig einen ſolchen 
Sitz erklommen hatte, fühlte ſich dort oben ſo hoch erhaben über die poſtamtlichen 
Vorſchriften, daß ihnen nicht immer leicht Beachtung zu verſchaffen war. Um ſolche 
Reiſende zum Herabſteigen zu bewegen, bedurfte es oft der kräftigſten Mittel. Ein⸗ 
facher geſtaltete ſich das Verfahren, wenn Erſatzwagen zur Stelle waren. Dann be- 
diente man ſich eines ſolchen, während man den Kurswagen, der inzwiſchen aus⸗ 
geſpannt worden war, ſtehen und den widerſpenſtigen Reiſenden bis auf weiteres 
darin ſitzen ließ. Wollte er nicht zurückbleiben, ſo mußte er nachgeben und ſich einen 
anderen Platz in der zur Abfahrt bereitſtehenden Poſt anweiſen laſſen. Beim 
erſten Peitſchenknall ziehen die Pferde an. Haben doch die an »des Dienſtes immer 
gleichgeſtellte Uhr« gewöhnten Tiere durch ungeduldiges Scharren längſt auch auf 
ihre Weiſe zu verſtehen gegeben, daß mit dem Eilwagen nicht zu ſpaßen iſt. N 

Um das Reiſen noch angenehmer zu geſtalten als in den verbeſſerten geſchloſſenen 
Wagen zu 10 Eckplätzen (Abb. I, 26), find ſpäter die obengenannten achtplätzigen 
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Kupeelandauer, Bauart 1889 (Abb. I, 25), eingeführt worden, bei denen das Verdeck 
des Innenabteils geöffnet werden kann. Zu der Verbeſſerung hat ſich die Verwaltung 
um ſo mehr veranlaßt geſehen, als auf verkehrsreichen Strecken auf dem feſten Verdeck 
der zehnplätzigen Wagen doch nicht alles Gepäck verladen werden konnte, und für das 
Gepäck deshalb zwei- und vierſpännige Brückenwagen (Abb. I, 29) mitgeführt 
werden mußten. Die Zahl der Brückenwagen geht infolge der Anderung der Verkehrs— 
verhältniſſe mehr und mehr zurück, obwohl viele ſolche Wagen noch innerhalb der 
Ortſchaften und beſonders bei Beförderungen zu und von den Bahnhöfen Ver— 
wendung finden. Zu dem Zwecke werden die Wagen, die meiſt einſpännig geführt 
werden, aber auch für die zweiſpännige Führung eingerichtet ſind, mit niedrigen 
Seitenwänden verſehen, an deren Innenflächen eiſerne Hülſen zum Einſtecken eiſerner 
Bogen angebracht find, über die eine Wagendecke aus waſſerdichter Leinwand aus- 
gebreitet wird. | 
Infolge der Zunahme der Paketſendungen finden neben den Brückenwagen inner- 
halb der Ortſchaften noch weitere Fahrzeuge in immer größerer Zahl Verwendung, 
ſei es im Verkehr mit den Bahnhöfen, ſei es im Beſtelldienſt. Das find die Paketwagen 
(früher Fourgons genannt), die eine geſchloſſene Ladeabteilung haben. Die Wagen 
ſind entweder mit einem offenen Bockſitz oder, nach Art der Kabriolettwagen, mit 
einer nach vorn offenen, überdachten, nur eine Sitzreihe enthaltenden Abteilung (Ka- 
briolett) verſehen. Sie werden hiernach eingeteilt in Paketwagen ohne Kabriolett 
(Reihe A) und in Paketwagen mit Kabriolett (Reihe B) (Abb. I, 27 und 28). Die 
Paketwagen beider Reihen ſind in verſchiedenen Größen vorhanden, die nach dem 
Rauminhalt der Ladeabteilung bezeichnet werden. Der Rauminhalt, zu deſſen Be- 
rechnung nur die runden Außenmaße in Betracht gezogen werden, ſteigt von 2 bis 
8,5 m?, womit dieſe Wagen die Größe umfangreicher Möbelwagen erreichen. Das 
Höchſtgewicht der leeren Paketwagen der Reihe 43 iſt auf 650 kg und das der 
Paketwagen der Reihe B3 auf 750 kg feſtgeſetzt, unter Einſchluß aller Zubehörteile. 
Wenn unter Benutzung des mit einer 20 em hohen Brüſtung verſehenen Daches, 
das eine Ladefläche von 2 bis 2½ m? bietet, mit ſolchen Wagen durchſchnittlich 
170 Pakete zu ungefähr 4 kg befördert werden können, ſo ergibt das mit dem 
zu 80 kg eingerechneten Gewicht des Poſtillions und des etwaigen weiteren Be- 
gleiters ein Nutzungsgewicht von 840 kg gegenüber einem toten Gewicht von durchſchnitt⸗ 
lich 700 kg. Paketwagen der Reihe B werden nur für den Beſtelldienſt oder für ſolche 
Paketwagenkurſe angefertigt, bei denen die Begleiter jeweils den Unbilden der Witte⸗ 
rung längere Zeit ausgeſetzt bleiben. Die Entlaſtung der Kupeelandauer (Abb. I, 25 
und 26) vom Gepäck, die eingeführt wurde, um die Offnung der Verdecke zu ermög- 
lichen, und die Verminderung der Reiſendenplätze von 12 auf 10 und auf 8 trugen 
mit dazu bei, daß, außer den erwähnten Brückenwagen, für verkehrsreiche Strecken 
von der Poſtverwaltung oder unter ihrer Aufſicht von den Poſtpferdehaltern Bei⸗ 
wagen geſtellt werden müſſen. Im Beiwagendienſt, für den die Poſtverwaltung 
ſchwere Opfer bringt, kommen hauptſächlich acht⸗ und ſechsplätzige Landauletwagen, 
ſechsplätzige Kabriolettkaleſchen und vierplätzige Landauer zur Verwendung; alle 
Wagen haben bewegliche Lederverdecke (zurückzuſchlagenden Himmel), die leicht 
geöffnet und geſchloſſen werden können (Abb. I, 24, 19, 18 und 10). Aber auch die 
übrigen Wagengattungen werden zum Teil als Beiwagen verwendet. Außer den 
genannten Wagengattungen ſtehen noch in Verwendung: vier., ſechs :, acht⸗„ neun ⸗ und 
zwölfplätzige Omnibuſſe, ſieben⸗, neun⸗ und elfplätzige Kupeeomnibuſſe, ſechsplätzige 
Kupeekaleſchen, ſechsplätzige Kupeeberlinen, ſechsplätzige Kabriolettberlinen, fech8- 
und achtplätzige Pavillonwagen, vierplätzige Kaleſchen, die in letzter Zeit verbeſſert 
wurden, um einen leichten und doch bequemen und dauerhaften vierplätzigen 
Wagen für Bergkurſe zu erhalten, vierplätzige Berlinen, zweiplätzige Kabriolette, 
zweiplätzige Bergwagen, zweiplätzige Bernerwägeli alter und neuer, im Jahre 1912 
eingeführter Bauart. Die Wagen und die Schlitten haben ſich, ſeitdem das 
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Poſtweſen im ganzen Umfang der Schweiz vom Bund übernommen wurde, raſch 
vermehrt. Anfang 1914 waren ohne die Feldpoſtfuhrwerke 2 190 beſpannte Wagen 
und 1 059 beſpannte Schlitten vorhanden, wovon allein auf den Poſtkreis Chur 
365 Wagen und 316 Schlitten entfallen. Das iſt eine erhebliche Zunahme, wenn man 
bedenkt, daß der den Hauptteil des Poſtkreiſes Chur bildende Kanton Graubünden 
am 1. Januar 1849 bei der Übergabe ſeines Fuhrweſens an den Bund nur fol⸗ 
gende Fuhrwerke beſaß: % | 
| 16 in beftem Stande befindliche Poſtwagen, 

3 große gedeckte Schlitten, 

15 kleine ungedeckte Schlitten, darunter 4 ohne Sitze, 

12 Packſchlitten, | 

2 große Packwagen (Fourgons) und 

1. kleinen Packwagen!). 8 


Die beſpannten Fuhrwerke werden fchon ſeit längerer Zeit im Wege der freien 
Vergebung beſchafft, indem leiſtungsfähige Wagenbauer unter Bekanntgabe der 
von der Poſtverwaltung feſtgeſetzten Preiſe und der Bauvorſchriften befragt werden, 
ob ſie die Lieferung zu übernehmen wünſchen. Die Fuhrwerke kommen 5 die Weiſe 
allerdings teurer zu ſtehen, als wenn ſie auf Grund öffentlicher Ausſchreibung vergeben 
oder wenn bei einer gewiſſen Anzahl von Wagenbauern Angebote eingeholt würden. 
Dafür darf auf eine preiswürdigere Arbeit gerechnet werden als bei der mit den 
Mißſtänden des öffentlichen Verdingungsweſens verbundenen Vergebung an den 
Mindeſtfordernden. Die Lieferung der neuen Poſtfuhrwerke, die jeder Poſtkreis 
bedarf, wird in der Regel Handwerkern übertragen, die in den betreffenden Poſtkreiſen 
anſäſſig ſind, ſo daß die leiſtungsfähigen Wagenbauer der Schweiz unter 
gleichen Bedingungen berückſichtigt werden. Seit 1908 wurden keine adt- 
plätzigen Kupeelandauer (Abb. I, 25) mehr gebaut; ihr Preis ſtellte ſich 
damals auf 4150 Fr., dagegen wurde noch im Jahre 1909 ein zehnplätziger 
Kupeelandauer (Abb. I, 26) hergeſtellt, der 4800 Fr. koſtetete. Jetzt kämen 
die achtplätzigen Kupeelandauer teurer zu ſtehen, da ſeither die Preiſe erhöht 
werden mußten. Sie betragen ſeit 1914 z. B. für ſechsplätzige Pavillons und 
Omnibuſſe 2 450 Fr., für vierplätzige Berlinen und Landauer 2 350 und 2 770 Fr., 
für zweiplätzige Kabriolette neuer Form 1 820 Fr., für Paketwagen A 3,5 und 
B 3,5 (mittlere Größe) 1 530 und 1 850 Fr., für einſpännige Brückenwagen 870 Fr., 
für ſechsplätzige Omnibusſchlitten 1 570 Fr., für vierplätzige Berlinen⸗ und Kaleſchen⸗ 
ſchlitten 1530 und 1 840 Fr., für zweiplätzige Berg⸗ und Kabriolettſchlitten 360 
und 1 100 Fr., für Paketſchlitten A3 und B 3 910 und 1 150 Fr., für einſpännige 
Gepäckſchlitten 200 Fr. | 

Die Schlittenlieferung wird gleicherweiſe wie die Lieferung der Wagen vergeben. Wie 
aus den Abbildungen I, 30 bis 41 erſichtlich iſt, werden offene Schlitten, ſolche mit 
feſten Verdecken und mit len ähnlich denen der Wagen, ſowie Schlitten ver- 
wendet, bei denen der hintere Teil des im übrigen ebenfalls feſten Verdecks herunter⸗ 
geklappt werden kann. Schlitten der letzten Art, zu deren Bau man in den meiſten 

ällen die Kaſten 7 8 gewordener Wagen benutzte, wurden unter dem Namen 
Kaleſchenſchlitten (Abb. I, 36) im Jahre 1910 in größerer Anzahl eingeführt und mit 
Rückſicht auf die vielen im Winter reiſenden Kranken vorerſt nur den Kurſen Chur- 
Aroſa zugeteilt. Eine beſondere Gattung ſind auch die offenen einſpännigen Berg⸗ 
ſchlitten (Abb. I, 30), die mit den einſpännigen Gepäckſchlitten (Abb. I, 41) während 
des langen Gebirgswinters den Verkehr über die Bergpäffe vermitteln, bis die Päſſe 


für das Rad offen find. Sobald dies der Fall iſt, treten wieder die geſchloſſenen 


Winterwagen (meiſtens Berlinen) und nach ihnen die offenen Sommerwagen, mit 


1) Lenggenhager, Beitrag zur Verkehrsgeſchichte Graubündens. 
urchid f. Por u. Telegr. 10. 1920. 28 
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den vier⸗ bis fünfſpännigen Kupeelandauern als Hauptwagen, an die Stelle der wenigen 
einſpännigen Schlitten, die ſich durch ihre einfache, niedrige Bauart und verhältnis. 
mäßig breite Spur als geeignetes und ſicheres Beförderungsmittel erwieſen haben. 
Der Umſtand, daß Schlitten mit ſchmaler Spur ſehr leicht ſtürzen, gab wegen des 
Schlittengleiſes über den Splügen, das bis zum Jahre 1852 nur 60 cm breit war, 
Veranlaſſung zu Unterhandlungen mit Oſterreich, die nach mehrjähriger Dauer 
ſchließlich zu der von der Kreispoſtdirektion Chur!) angeftrebten Erweiterung des 
Schlittengleiſes auf 90 em führten. Schon nach der erſten Fahrt ſollen die ſchweize— 
riſchen Fuhrleute in Splügen, die ſich bei der Umänderung ihrer Schlitten zuerſt 
widerſpenſtig gezeigt hatten und von der Kantonsregierung hierzu gezwungen 
werden mußten, in der Neuerung einen großen Fortſchritt erblickt haben. Den regel- 
mäßigen Verkehr über die Alpenpäſſe vermögen die Bergſchlitten aber bei aller 
Eignung oft nur mühſam und an vielen Stellen nur mit Hilfe beſonderer Winter- 
wege aufrechtzuhalten, ſo daß ſie trotz des hohen Genuſſes, den das Reiſen über die 
Berge an ſchönen Wintertagen bietet, von Vergnügungsreiſenden wenig benutzt werden. 
Mit dem Bau neuer Wagen und Schlitten kann begonnen werden, ſobald die 
Lieferungsverträge zwiſchen der Poſtverwaltung und den Lieferern abgeſchloſſen ſind. 
Durch die Verträge verpflichten ſich die Lieferer, die Bauvorſchriften in allen Teilen 
zu beachten und Überſchreitungen des vorgeſchriebenen Höchſtgewichts oder der Liefer- 
friſt möglichſt zu vermeiden. Die ſchweizeriſche Poſtverwaltung behält ſich vor, für 
neue Fuhrwerke zu beſtimmten Preiſen gewiſſe Teile, wie Achſen, Radbüchſen, Federn, 
Reifſtäbe, Spannplatten, Schlöſſer, Holzauflagen, Stoffe, Decken, Schirmhaken ufw., 
zu liefern, deren Koſtenbetrag vom Baupreis abgezogen wird. Vom Baupreiſe werden 
30 v H nach der erſten und 60 v H nach der zweiten Abnahme bezahlt, während 
der Reſt von 10 vH in der Regel nach Ablauf der Gewährleiſtungsfriſt von 6 Mo- 
naten ausgezahlt wird, ſofern das Fuhrwerk während der Zeit keine zu Laſten des 
Lieferers fallenden Mängel zeigt. Bei der Abnahme, die nach Vollendung des Fuhr— 
werks durch Wagner (Stellmacher), Spengler (Klempner), Schmied und Schloſſer 
in den Werkſtätten der Lieferer ſtattfindet, wird geprüft, ob die zur Verwendung ge— 
kommenen Holz- und Eifenteile den Vorſchriften entſprechen, ob die Zuſammenſetzung 
der einzelnen Beſtandteile fachgemäß ausgeführt iſt und ob die vorgeſchriebenen 
Maße eingehalten wurden. Die Erlaubnis zum Anſtrich wird erſt nach der erſten 
Unterſuchung und nach der richtigen Ausführung der dabei für nötig befundenen 
Nacharbeiten erteilt. Die zweite Abnahme findet ſtatt, wenn das Fuhrwerk in allen 
Teilen vollſtändig fertig iſt und auch in bezug auf die Polſterung und Bemalung 
nichts zu wünſchen übrig läßt. Dabei wird auch das Gewicht ermittelt, das mit 
Rückſicht auf die Beſpannung die vorgeſchriebene Grenze nicht erheblich überſchreiten 
darf. Der zweiten Unterſuchung folgt die Übernahme des Fuhrwerks, das 
ſofort in Gebrauch genommen wird, um während der ſechsmonatigen Gewähr— 
leiſtungszeit erprobt zu werden, worauf die dritte Abnahme ſtattfindet. Es wurde 
zu weit führen, den Bau der verſchiedenen Poſtfuhrwerke bis in alle Einzelheiten 
zu beſchreiben. Doch ſoll verſucht werden, durch einige Angaben über den Bau eines 
der . Wagen zu zeigen, wie ſich der Bau der Poſtfuhrwerke im allge- 
meinen vollzieht. 5 
Als Beiſpiel wählen wir den ſechsplätzigen Pavillonwagen, Bauform Va, mit 
hohem Bockſitz (Abb. I, 22), von dem ſich ein beſpanntes Muſter im ſchweizeriſchen 
Poſtmuſeum in Bern befindet. Der Wagen beſteht in der Hauptſache aus dem 
Kaſten mit Obergeſtell, dem Vordergeſtell mit der Deichſel und den Wagſcheitern, 
den 6 Wagenfedern, den 2 Schmierachſen, den 4 Rädern, der Bremſe und dem 
Radſchuh. Der Kaſten ſetzt ſich zuſammen aus einer vierplätzigen Berline mit hinterem 
Packkoffer und einem Kabriolett zu 2 Plätzen, auf deſſen Dache der zweiplätzige Bock. 


) Poſtaliſche Gedenkblätter von Anton Stäger, Kreispoſtdirektor in Chur. 
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ſitz angebracht iſt. Wir ſchicken voraus, daß ſich die abgekürzte Bezeichnung Bau- 
form Va auf die Größenverhältniſſe der Schenkel (Größe V) und des Körpers (Größe a) 
der Achſen bezieht. Die Achſen kommen bei dem Pavillonwagen mit Rädern Nr. Va 
zur Verwendung, d. h. mit ſolchen Rädern, deren Büchſen der Achſenſchenkelbau⸗ 
form V und deren Größe den durch a vorgeſchriebenen Maßen entſprechen. Mit 
ſolchen Angaben werden die verſchiedenen Wagengattungen, von denen es im Be- 
trieb der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung zur Zeit des Kriegsausbruchs 21 gab, näher be⸗ 
zeichnet. Das Eigengewicht der Pavillonwagen, die gewöhnlich mit 2 Pferden befördert 
werden, beträgt mit Zubehör durchſchnittlich 800 kg; ihr Nutzungsgewicht macht bei voller 
Ladung ungefähr ebenſoviel aus, wenn man das Gewicht des Poſtillions, des Bock— 
ſitzreiſenden und der übrigen Reiſenden auf je 80 kg und das Gewicht des Gepäcks 
auf 150 kg veranſchlagt. Vor Beginn der Arbeiten entwirft der Wagner Pläne in 
natürlicher Größe. Dabei richtet er a9 den von der Poſtverwaltung für den 
Kaſten und die Geſtelle vorgeſchriebenen Maßen. Er braucht daher nicht erſt zu prüfen, 
welche Form der Kaſten erhalten ſoll, wie hoch er über dem Erdboden ſein muß, um 
dem Untergeſtell Raum zu geben, wie der Durchlauf des Kaſtens mit Rückſicht auf 
die Spurweite und Radhöhe und wie die Räder und Achſen in bezug auf die Stürzung 
und Unterachſung beſchaffen ſein müſſen, wo der Achsnagel anzubringen iſt uſw. 
Alles geht aus den von der Poſtverwaltung den Lieferern zugeſtellten Plänen und 
Maßüberſichten hervor, die einen Beſtandteil der Lieferungsverträge bilden. Trotz⸗ 
dem iſt der Kaſtenriß in natürlicher Größe für den Wagner unentbehrlich, da er ihm 
zum Anfertigen der Muſter dient, die für jedes Stück Sl nötig find, das nicht von 
allen Seiten gerade ift. Nach dieſen Muftern, die an den Verbindungsſtellen genau 
zu bezeichnen find, werden die Verzapfungen angeriffen und fo ausgearbeitet, daß 
fie zweckmäßig und ae! zuſammengepaßt werden können, ohne daß mit Flicken 
nachgeholfen werden muß. Der Wagner wählt aus feinem Vorrat an trockenem Holz . 
die geeigneten Stücke aus. Er wird dabei ebenſoſehr auf möglichſt geringen Holz⸗ 
verbrauch als auf gute Beſchaffenheit der beim Poſtwagenbau zuläſſigen Holzarten 
(Eſchen⸗, Ulmen- oder Nußbaumholz für die Kaſten; Eſchenholz für die Geſtelle, 
Landen, Deichſeln, Wagfcheiter; Nußbaumholz für die Radnaben; Eſchen⸗, Ulmen- 
oder Akazienholz für die Radſpeichen und Eſchen⸗ oder Ulmenholz für die Radfelgen) 
achten, da ungeſunde, ahne riſſige oder äſtige Stücke nicht abgenommen würden. 
Buchenholz darf gar nicht, Tannenholz nur für die Dachbretter, Fußböden, Pack— 
rahmen, die Füllungen der Kiſſenrahmen ſowie für die inneren Verkleidungen verwendet 
werden. Der Wagner, der nicht nur die Holzteile, ſondern auch die Eiſenteile genau kennen 
muß, ſticht an der Hand ſeines Planes die Holzſtärke jedes einzelnen Stückes nach dem 
Fall, Seitenzug und der Beanſpruchung durch die Beſchläge ab und arbeitet es aus. 
Das erheiſcht z. B. bei den in dem Verzeichnis zu Tafel II mit Nr. 2, 3 und 5 be⸗ 
zeichneten Stücken beſondere Sorgfalt, da fie Einzug und Fall aufweiſen und viel- 
fach verzäpft ſind. Darauf werden die einzelnen Beſtandteile zuſammengeleimt, 
wie es das Kaſtengerippe (Tafel II) zeigt. Das Gerippe wird aber nicht nur durch 
den Leim, ſondern auch ſchon durch die „Seele des Kaſtens zuſammengehalten, als 
welche die vom vorderſten bis zum hinterſten Querholz (Verz. Nr. 1 und 13) reichenden 
ſtarken Eiſenſchienen, die Kaſtenſpangen (Verz. Nr. 63), bezeichnet werden, die vom 
Schmied vor der endgültigen Zuſammenſetzung des Kaſtens auf die Hauptſchweller 
e werden müſſen. Auch die Winkel zur Verbindung der Koffer⸗ und 
aſtenecken (Verz. Nr. 64, 65, 66), die Spriegelſchienen (Verz. Nr. 67) uſw. ſind 
vom Schmied anzubringen, bevor der Wagner ſeine Arbeiten fortſetzen und das 
Gerippe mit Hilfe des Spenglers bekleiden kann. ö 
Sum Kaſtengerippe gehören die unter Nr. 1 bis 36 des Verzeichniſſes zu Tafel II 
aufgeführten Beſtandteile; von den Bodenquerhölzern (Verz. Nr. 13, Längenſchnitt) 
wird jedoch zunächſt nur das hinterſte Querholz angebracht, waͤhrend die übrigen erſt 
beim Einſetzen des Bodens hinzukommen. 
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Einzeln betrachtet ſehen die Beſtandteile Nr. 2, 7, 8, 9, 10, 11, 12 und 24 ungefähr 
ſo aus, wie es ſich aus den am unteren Rande der Tafel II als Beiſpiel angebrachten 
Zeichnungen ergibt. Sobald das Gerippe in feiner Hülle ſteckt, die aus den Dach— 
brettern (Berz Nr. 37) mit Blechüberzug, den mit Eiſenblech verkleideten Seiten⸗ 
füllungen, den übrigen Füllungen, den Fenſterrahmen und den Böden beſteht, wird 
der Kaſten vom Schmied übernommen. Er hat inzwiſchen alle für den Wagen nötigen 
Beſchläge angefertigt oder zugerichtet. Die Räder hat er unter Verwendung der 
von der Verwaltung gelieferten Reifen bereits beſchlagen, ebenſo das Untergeſtell 
(Tafel II, Vorwagen) mit dem unteren Schalenblech (Verz. Nr. 68) und dem kleinen 
unteren Scheibenkranz (Verz. Nr. 69), dem großen unteren Scheibenkranz (Verz. 
Nr. 70), der Verbindungsſchiene (Verz. Nr. 71), den 2 Geſtellarmſchienen (Verz. 
Nr. 72), den 2 Federhänden (Verz. Nr. 73, Seitenanſicht), den 2 Deichfelbügeln 
(Verz. Nr. 74), den Sprengwaghaken (Verz. Nr. 75), den 4 Fußtritten (Verz. Nr. 76) 
und der Deichſelbrücke (Verz. Nr. 78). Dabei foll nur neues, ſogenanntes gutes 
Eiſen oder Stahl verwendet werden, und alle Beſtandteile ſollen dicht anſchließen, 
ſauber geſchmiedet und von zweckmäßiger Form und Stärke fein. Die zum Unter- 
geſtell Se Holzbeſtandteile, nämlich die 2 Seitenarme (Verz. Nr. 56 und 57), 
die 2 Sprengwagen (Verz. Nr. 58 und 59), die Deichſelſchere (Verz. Nr. 60), das 
Federnſtöckli für die Querfeder (Verz. Nr. 61), die 4 Federnſtöckli für die Längs⸗ 
federn (Verz. Nr. 62), ſowie die Räder, die der Wagner zum Büchſen und Verputzen 
aus dem Vorrat der Poſtverwaltung gegen die von ihm angefertigten neuen Räder 
erhält, konnten dem Schmied lange vor dem Kaſten übergeben werden, da der Wagner 
ſeine Arbeit mit der Fertigſtellung der Räder und des Untergeſtells beginnt, ſobald 
der Wagen vergeben iſt. Gleichzeitig mit dem Kaſten erhält der Schmied vom Wagner 
den Bockſitzrahmen (Verz. Nr. 45), die Bockfußbretter (Verz. Nr. 46 und 47), das 
Ferſen⸗ und Kotbrett (Verz. Nr. 48 und 49), die Verdeckrahmen (Verz. Nr. 43), 

Dachſchutzbretter (Verz. Nr. 38), Fenſterrahmen (Verz. Nr. 42), Klappfenſter⸗ 
rahmen für das Vorderabteil (Verz. Nr. 41), Fußſackſtange (Verz. Nr. 44), Deichſel 
(Verz. Nr. 50), Wagſcheiter (Verz. Nr. 51). Dagegen werden die am Kaſten anzu⸗ 
bringenden Holzbeſtandteile des Obergeſtells, nämlich die 3 Ste. 30 bem e (Verz. 
Nr. 52, 53 und 54) und der hintere Federträger (Verz. Nr. 55), dem Schmied 
zuletzt abgeliefert. Erſt wenn durch entſprechende Bearbeitung dieſer Beſtandteile, 
wobei die Höhe vom Erdboden zum Kaſten nötigenfalls noch auf das richtige Maß 
gebracht werden kann, etwaige kleine Unterſchiede ausgeglichen ſind, werden auch ſie 
endgültig angebracht. Um die 3 Obergeſtellträger (Verz. Nr. 52, 53 und 54) mit dem 
oberen Schalenblech (Verz. Nr. 79) und dem kleinen oberen Scheibenkranz (Verz. 
Nr. 80), den großen oberen Scheibenkranz (Verz. Nr. 81), die Bodenſpangen 
(Verz. Nr. 82), Spannfeder (Verz. Nr. 83), Radſchuhhaken (Verz. Nr. 84), 
hinteren Federhände (Verz. Nr. 85), den hinteren Federträger (Verz. Nr. 55) 
leichter am Kaſtenboden anbringen zu können, wird der Boden nach oben 
ene der Kaſten alſo auf den Kopf geſtellt. In der Benennung der Wagen- 

eſtandteile herrſcht, wie beiläufig bemerkt ſei, keine rechte Einheitlichkeit. Je 
nach dem Spielraum, der der perſönlichen Auffaſſung der Handwerker gelaſſen iſt, 
wird oft der gleiche Beſtandteil hier ſo, dort anders bezeichnet. Dies gilt auch von den 
wichtigſten Beſtandteilen, z. B. vom Achsnagel (Verz. Nr. 86), der auch Reib⸗, 
Dult-, Schloß, Rank, Spannagel, Lenkzapfen uſw. genannt wird. Nur im Süden 
kommt der Achsnagel immer unter dem gleichen Namen vor, heißen ihn doch die 
Handwerker italieniſcher Zunge mit derſelben Beharrlichkeit il maschio (das Männchen), 
mit der fie das zugehörige Schalenblech mit femina (Weibchen) bezeichnen. Wenn fie 
fi) dabei vom, Gedanken an die wichtige Rolle des Achsnagels leiten laſſen, fo gibt 
ihnen jenes Sprichwort recht, das, in Würdigung der großen Bedeutung des kleinen 
Wagenbeſtandteils, ſagt: »Der Achsnagel iſt ein kleines Ding, aber er hält einen 
großen Wagen zuſammen«. Das Vordergeſtell ſowie die Hinterachſe mit den Hinter- 
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rädern und Federn werden nun probeweiſe unter den Kaſten geſchoben und nach 
Richtigſtellung aller Maße (Federhände, Träger uſw.) endgültig angebracht. Wie 
bei den meiſten Poſtwagen bedient man ſich auch beim Pavillonwagen der Drei- 
federanordnung, d. h. es werden unter Wahrung des zur Federung nötigen Spiel- 
raums in den Hängtaſchen zwei Federn in der Längsrichtung mit einer Querfeder 
verbunden. Die Hängtaſchen hängen loſe und ſo ſchräg ineinander, daß ſie bei der 
durch die Belaſtung erzeugten Verlängerung der Federn ungefähr ſenkrecht zu ſtehen 
kommen. Die Laſt, von der je ein Viertel durch die 2 Querfedern auf die Längsfedern 
übertragen wird, verteilt ſich auf die Längsfedern zu je ein Achtel bei den Hängtaſchen 
und zu je ein Achtel bei den vorn an der Sprengwage (Verz. Nr. 58) und hinten 
an dem Kaſtenquerholz (Verz. Nr. 13) befeſtigten Federhänden (Verz. Nr. 73 
und 85), in denen die Längsfedern mit ihren vorderen Augen ruhen. Die Längs- 
federn werden beim ſogenannten Einbinden der Achſen, deren Patten vorn ebenfalls 
höher ſtehen ſollen als hinten, mit Briden und Bridenblättern (Verz. Nr. 87 und 88) 
feſt und mit Steigung auf den Achſen angebracht und durch die Hängtaſchen (Verz. 
Nr. 89) mit den Querfedern verbunden. | | 


In früheren Seiten kam der Kaſten unmittelbar auf die Achſen zu liegen oder 
er hing in Ketten oder, wie es erſtmals bei den in Kocs (Ungarn) hergeſtellten und 
daher Kutſchen genannten Wagen der Fall war, in Riemen. Auch die über Lang- 
bäumen angebrachten Kaſten der gegen Ende des 17. Jahrhunderts in Berlin ge- 
bauten und deshalb unter dem Namen Berlinen in Gebrauch gekommenen, vierſitzigen, 
mit beſonderem Kutſcherſitz (Bock) verſehenen Kutſchen, die ſich außerdem durch leichtere 
Bauart und Lenkbarkeit auszeichneten, hingen noch in Riemen an Federn. Erſt am 
Anfang des 19. Jahrhunderts wurden in England Kutſchen ohne Langbaum gebaut, 
deren Kaſten unmittelbar auf Federn ruhten. Dieſen Verbeſſerungen darf es vor allem 
zugeſchrieben werden, wenn die Voreingenommenheit gegen das in früheren Zeiten 
als Aufwand verpönte, an vielen Orten verbotene Kutſchenfahren immer mehr ſchwand. 
In der Folge gelangte denn auch die Wagenbaukunſt überall zur Blüte, beſonders 
da, wo ihr gute Straßen förderlich waren, z. B. in Frankreich, das ſchon im 18. Jahr- 
hundert über ein treffliches Straßennetz verfügte. Wie empfänglich man um die Wende 
des 18. Jahrhunderts z. B. in Deutſchland für Yan Hoss im Wagenbau war, 
vernehmen wir aus dem Munde des Wirtes zum goldenen Löwen in Goethes Hermann 
und Dorothea: | 


»Was der Junge doch fährt! und wie er bändigt die Hengſte! 
Sehr gut nimmt das Kütſchchen ſich aus, das neue; bequemlich 
Säßen viere darin, und auf dem Bocke der Kutſcher. 

Diesmal fuhr er allein; wie rollt es leicht um die Ecke!! 


Nachdem der Kaſten durch Anſtecken der Räder an die Achsſchenkel, die zuſammen 
die Bewegungsteile ausmachen, ſein Gangwerk erhalten hat, muß darauf Bedacht 
genommen werden, das Gangwerk in die Gewalt des Poſtillions zu bringen, der von 
ſeinem hohen Bocke nicht nur die Pferde zu beherrſchen hat, ſondern auch die Räder 
mit ihren vielen Beinen, wie die alten Griechen die Radſpeichen nannten. Dazu 
wird der Wagen nach dem Anbringen der zum Bocke gehörigen Eiſenteile 
mit einer Bremsvorrichtung ausgerüſtet, deren Überſetzungen ungefähr ein Zehntel 
des Gewichts des vollbeladenen Wagens ausmachen. Beim Pavillonwagen, der 
vollbeladen durchſchnittlich 1 600 kg wiegt, müßte alſo im ganzen eine 160fache Uber⸗ 
ſetzung vorhanden ſein, was auch ungefähr zutrifft, da die Hebellängen und die 
Steigung der Spindel (Verz. Nr. 90) ſo bemeſſen ſind, daß ſich bei der Kurbel (Verz. 
Nr. 91) und beim Bremshebel (Verz. Nr. 92) entſprechende Überſetzungen ergeben. 
Die Bremsvorrichtung, deren ſämtliche Beſtandteile außen am Wagen angebracht 
ſind, und deren Hebel (Verz. Nr. 92) durch eine mit Gelenkband (Verz. Nr. 93) ver⸗ 
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ſehene Bride (Verz. Nr. 94) an der Hinterachſe befeſtigt iſt, wirkt in der Weiſe, daß 
der mit Trägern (Verz. Nr. 95) am Kaſten hängende, quer vor den Hinterrädern 
liegende, durch den Zugwinkel (Verz. Nr. 96) mit dem Bremshebel (Verz. Nr. 92) 
verbundene Spannbalken (Verz. Nr. 97) mit den gußeiſernen Spannplatten (Verz. 
Nr. 98) gegen die Radreifen gepreßt wird. Die vierteilige Zugſtange 
(Verz. Nr. 99), die die Mutter (Verz. Nr. 100) der rechtsläufigen, in ihrem Gehäuſe 
(Verz. Nr. 101) liegenden Mechanikſchraube (Verz. Nr. 90) gabelartig umfaßt und 
mit dem Bremshebel (Verz. Nr. 92) verbindet, iſt an dem Hebel mit einem Reglungs— 
ſtück (Verz. Nr. 102) zum Verkürzen und Verlängern des Bremszuges und da, wo ſie 
die en ändert, mit Übertragungswinkeln (Verz. Nr. 103) ſo am Kaſten befeſtigt, 
daß beim Gebrauch der Spannung in den Gelenken keine Klemmungen entſtehen. 
Bei der Fahrt auf ſteilen Wegſtrecken darf ſich das Begleitperſonal jedoch nicht aus— 
ſchließlich auf die vom Bockſitz aus bequem zu handhabende Bremsvorrichtung ver— 
laſſen, ſondern es hat neben dem mäßigen Gebrauch dieſer Vorrichtung den ſtets 
mitzuführenden Radſchuh zu unterlegen, der früher und bis vor nicht allzu langer 
Zeit das einzige Mittel war, um ein Wagenrad zu bremſen und ſo die Fahrgeſchwindig— 
keit zu vermindern. Alle Beſchläge, die vorerſt nur probeweiſe und ungefeilt am 
Wagen angebracht wurden, werden nun wieder abgebrochen, zurechtgefeilt und 
endgültig angeſchraubt. Damit iſt die Schmiedearbeit vollendet. Gleichzeitig mit 
den Schmiedearbeiten, von denen hier nur die wichtigſten erwähnt wurden, iſt auch 
die Schloſſerarbeit fertig geworden, die in der Hauptſache im Anbringen der Schlöſſer, 
Riegel, Schlagleiften, Gelenkbänder, Türgriffe, Türgriffgehäuſe, Laternenſtützen und 
den Vorrichtungen zum Aufhängen der Kurstafeln und des Briefkaſtens beſteht. 
Die unter den Eiſenteilen liegenden Holzteile werden vor dem Anſchlagen mit dicker 
Olfarbe gut beſtrichen. Jetzt legt der Wagner die letzte Hand an, indem er die Holz— 
teile fertig ausſchafft und verputzt und die Sitze (Verz. Nr. 39) ſowie die den Kaſten 
in zwei Räumlichkeiten (Vorderabteil und Innenabteil) trennende Zwiſchenwand 
(Verz. Nr. 40) einſetzt, wodurch der Wagen ein gefälliges, ſauberes Ausſehen bekommt, 
dem eine behagliche innere Ausſtattung entſpricht.. Der Wagen erhält dann noch 
die Vorrichtung zum Anſchirren von 2 Zugtieren, indem die Deichſel, an deren Zunge 
ſich die Nagelſchilde 50b und die Anſtoßplatte 500 und an deren Spitze ſich die 
Zwinge 50d, die Schutzbleche 50e, die Deichſelnaſe 50k, der Kettenring 50g und die 
Aufhaltketten 50h befinden, eingepaßt und mit dem Deichſelnagel 50 a in der Schere 
(Verz. Nr. 60) befeſtigt wird, und indem die Wagſcheiter, deren Beſchläge aus der 
Kappe 51a, dem Ringe 51b und den Haken 51 beſtehen, in die Sprengwaghaken 
(Zughaken) eingehängt werden. 

Iſt das Ergebnis der erſten Abnahme, die jetzt ſtattfindet, befriedigend oder ſind 
nur unbedeutende Nacharbeiten nötig, um allen Anforderungen zu genügen, ſo wird 
der Wagen dem Maler und, nachdem dieſer den mehrmaligen Olfarbenanſtrich bis 
zum Schleiflack und bis zum Lackieren der Fenſterrahmen ausgeführt und den Anſtrich 
zum Schutze gegen die Fäulnis auch auf ſämtliche Holzteile im Wageninnern ausge— 
dehnt hat, dem Sattler übergeben. Da es ſich im vorliegenden Fall um einen unge- 
polſterten Sommerwagen mit Sitzen aus amerikaniſchen Holzauflagen handelt, be— 
ſchränken ſich die Arbeiten des Sattlers auf das Anbringen der Packdecke aus getränkter 
Leinwand, die Lieferung der Packſtricke, die Anfertigung des wegnehmbaren Bock— 
kiſſens, deſſen Rahmen vom Wagner geliefert wurde, des Fußſacks, der Schlüſſeltaſche, 
des Peitſchenſtiefels, des Bremsſtangendeckleders, der Tür⸗ und Fenſterriemen und der 
Vorhänge. Nach Ausführung der Sattlerarbeit und nach dem Einſetzen der Fenſterſcheiben 
beendigt der Maler den in den eidgenöſſiſchen Farben gehaltenen Anſtrich. Bei dem 
Anlaß wird der Wagen mit dem ſchweizeriſchen Landeswappen und mit dem Poſthorn 
geſchmückt, in dem wir heute noch die Verkörperung der Poſt erblicken, obwohl feine Ver⸗ 
wendung einer längſt entſchwundenen Zeit 99 In dem Zuſammenhang mag 
erwähnt werden, daß die ſchweizeriſchen Kantone als Inhaber des Poſtregals bis zum 
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Jahre 1849, alſo bis zum Übergang des Poſtweſens an den Bund, ihre beſonderen Poft- 
ſignale hatten, und daß in einzelnen Kantonen außerdem das Blaſen beſtimmter Unter- 
haltungsſtücke vorgeſchrieben war. Nach jener Zeit ertönte das Geſchmetter und 
der vom Zauber ſchlichter Volksweiſen erfüllte Geſang des Poſthorns immer ſeltener. 
Daran vermochte bei der zunehmenden Ausdehnung des Eiſenbahnnetzes auch der 
Umſtand nichts zu ändern, daß das Poſthorn bald nach der Übernahme des Poſtweſens 
durch den Bund als Beſtandteil der Ausrüſtung der Poſtillione erklärt wurde und kein 
Poſtillion ohne das Poſthorn im Dienſte der regelmäßigen Eilwagen und Extra⸗ 
poſten erſcheinen durfte. Während im Jahre 1861 noch 26 Poſtillione mit den in 
dem Kreisſchreiben des Poſtdepartements vom 2. Chriſtmonat 1853 über die Ein- 
führung der Poſthörner ausgeſetzten Belohnungen von 10 und 20 Fr. für gutes Poſt⸗ 
hornblaſen bedacht werden konnten, wurde 10 Jahre ſpäter nur noch eine, die letzte 


Umladen von Poſtwagen auf Schlitten. 


Belohnung ausgerichtet. Deſſenungeachtet ließ auch ſeither noch da und dort ein 
Poſtillion fein ⸗Poſthörnle« erſchallen. So vor Jahren drunten am Limmatſtrand, 
auf der an den ſonnigen Halden der Lägern nach Baden führenden Poſtſtraße, ſo 
droben in der hohen Alpenwelt, z. B. bei den Fahrten der Umbrailpoſt. Da erfreute 
man ſich noch kurz vor Kriegsausbruch der melodiſchen Poſthorntöne, nicht ahnend, 
wie bald der rauhe Kriegsbeſen dieſes Stück Poeſie vom Stilfſerjoch herabfegen ſollte. 


Wenn das eidgenöſſiſche Wappen, überragt vom Sinnbild der Poſt in Geſtalt des 
friedlichem Verkehr rufenden Poſthorns, am Wagen erglänzt, iſt der Bau vollendet: 
ur zweiten Abnahme ſteht die »gelbe Poſtkutſches fertig. So wird unſer 
Poſtwagen im Volksmund genannt, weil er (ganz im Gegenſatz zu den feldgrauen 
Wagen der Feldpoſt, Abb. I, 42 und 43) weithin ſichtbar gekennzeichnet iſt durch den 
in ſchwarz und gelb, vorherrſchend aber in gelb gehaltenen, aus der Zeit des fürſtlich 
Thurn-und⸗Taxisſchen Reichspoſtbetriebs überlieferten Anſtrich. Wird der neue Wagen 
abgenommen, ſo folgt ſeine Indienſtſetzung und nach der Probezeit von 6 Monaten 


die dritte Abnahme. Zeigt ſich hierbei, daß keine Mängel entſtanden ſind, die zu Laſten 
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des Lieferers fallen, ſo iſt der Wagen endgültig angenommen, und die Gewährleiſtung 
von 10 vH des Lieferpreiſes wird ohne Abzug ausgezahlt. 


Die Poſtfuhrwerke halten durchſchnittlich 20 bis 25 Jahre, oft aber viel längere 
Zeit im Betrieb aus. Die älteſten der gegenwärtig in Verwendung ſtehenden Wagen 
und Schlitten ſtammen aus dem Anfang der ſiebziger Jahre. Im allgemeinen darf 
die Dauerhaftigkeit der Poſtwagen, einſchließlich derjenigen, die jahraus, jahrein 
gebraucht werden, verhältnismäßig groß genannt werden, wenn man in Betracht 
zieht, daß nicht allein Standfeſtigkeit, Bequemlichkeit für die Reiſenden und große 
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Albulahoſpiz (Graubünden) vor der Eröffnung der Albulabahn. 


ſichere Räume für das Gepäck und für die Poſtſendungen, ſondern auch gefällige 
und leichte Bauart zu den unerläßlichen Anforderungen gehören. Die Lebensdauer 
der Poſtfuhrwerke bildet jedoch keinen ſicheren Maßſtab für ihre wirklichen Leiſtun— 
gen, da dieſe je nach den verſchiedenartigen Verkehrs- und Straßenverhältniſſen ſehr 
ungleich ſind. Ä 


Eine ganz erhebliche Verminderung erfuhren die 1 der Poſtfuhrwerke 
infolge des Krieges. Bei ſeinem Ausbruch, mitten im Hochſommer 1914, wurden 
die meiſten Sommerwagen ins Innere des Landes zurückgezogen und außer Ge— 
brauch geſetzt. Das fiel in eine Zeit, als gerade die Wagen, die ſchon durch ihre äußere 
Erſcheinung zur Volkstümlichkeit des ſchweizeriſchen Poſtkursbetriebs und zur Belebung 
der heimatlichen und der zwiſchenſtaatlichen Beziehungen beitrugen, berufen waren, 
ſich ihres Anſehens würdig zu zeigen und die großen Anforderungen des damals 
in erfreulicher Entwicklung begriffenen Verkehrs zu erfüllen. Wie ungern z. B. in 
Italien der ſchweizeriſche Poſtwagen vermißt würde, wie ſehr man ſich durch feine 
langjährigen, treuen Dienſte daran gewöhnt hatte, in ihm einen Angehörigen zu er— 
blicken, zeigte ſich darin, daß man die ſchweizeriſchen Poſtfuhrwerke, die wegen der 
nach Kriegsausbruch eingetretenen Verkehrsverminderung in Clefen überflüſſig ge 
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worden und daber in die Schweiz zurückzuführen waren, nicht mehr fortlaſſen wollte. 
Erſt durch Verhandlungen gelang es, die Fuhrwerke heimwärts zu ſchaffen, nad) 
dem ſie in Villa di Chiavenna längere Zeit zurückbehalten worden waren, obwohl die 
guten Beziehungen der beiden Länder nie daran zweifeln ließen, daß die ſchweize⸗ 
riſche Poſtverwaltung auch fernerhin mit einer genügend großen Anzahl Poſtwagen 
für die Aufrechthaltung des Verkehrs mit Italien beſorgt ſein werde. 

Für die Pflege und den Unterhalt der Poſtfuhrwerke werden keine Koſten ge 
ſcheut, ſolange ſie ſich noch lohnen. Iſt dies aber einmal nicht mehr der Fall, ſo 
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Albulapoſt (Kt. Graubünden). 


regt ſich umſonſt etwas wie Anhänglichkeit an die alten Gefährte. Sie werden ohne 


Gnade ausgeſondert und bei Gelegenheit gewöhnlich auf Abbruch verkauft. 

Was der ſchweizeriſche Perſonenpoſtwagen geweſen iſt, wird aber nicht ſobald 
in Vergeſſenheit geraten. Daß feiner überall, namentlich in Gegenden, deren Be- 
wohner ein gut Stück ihres Lebenswegs mit ihm zurückgelegt haben, und in den 
vielen Ortſchaften, wo ſein Erſcheinen das wichtigſte Ereignis des Tages bildete, 
noch lange gedacht wird, zeigt ſich beſonders dadurch, daß die Bevölkerung es ſich 
jeweils nicht nehmen läßt, ihrem Poſtwagen unter großer Beteiligung das letzte 
Geleit zu geben, wenn er auf Nimmerwiederſehen aus ihrem Kreiſe ſcheidet. 
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Tafel J. 


Die verſchiedenen Gattungen der zur Zeit des Kriegsausbruchs im Beſitz und 
Betrieb der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung befindlichen beſpannten Fuhrwerke. 
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Abb. 10. 


Bierplägige Kaleſche. Bierplätziger Landauer. Bierplägiger Omnibus. 


| 
| 
| 


X 


Sechsplätziger Omnibus. re rn Omnibus Siebenplätziger Kupeeomnibus. 


ackabteil vorn. 


— 
+ III 


— * — — 


— 


Sechsplätzige Kabriolett⸗Berline. | 


. 
N * 
K zu = Dim — 
= * — — ta Dunn, Be FE 
—— — FR 
— . —— — 
175 — — 
{Al 54 | 
ft 
194 | 
ö dere 
0 ——— | } 4 
. — — * 
A — >= —— — 
En a | ABS 
8 * X = R 
— 8 FF 
er TE N . 
—— — 
0 * 
. w 


D > 
— 


A 
L 


Sechsplätziges Landaulet. 


Sechsplätzige Kupee⸗Kale 


Digitized by Google 


352 | Die ſchweizeriſchen befpannten Poſtfuhrwerke und ihr Bau. 


Abb. 21. 
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Achtplätziger Kupee⸗Landauer. 
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Zweiplätziger Bergſchlitten. Zweiplätziger Kursſchlitten. 


Abb. 34. 


Bierplägiger Bergſchlitten. ierplählger Berlinenſchlitten eee Berlinenſchlitten 
(Koffer en) [Koffer vorn). 


Abb. 36. 


. Kaleſchenſchlitten. Sechsplätziger Om nibusſchlitten. Paketſchlitten A. 


Abb. 0 


Abb. 40. 


Paketſchlitten B. Gepäckſchlitten. Gepäckſchlitten. 


Feldpoſt⸗ Brücken wagen. Feldpoſt⸗Bürowagen. 
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Zur Frage, wer die Koſten für das Niederlegen von Telegraphen⸗ 
leitungen bei Baumfällungen zu tragen hat. Ä 


In einem Schreiben vom 13. Februar 1917 teilte der Rittergutsbeſitzer v. Tr. dem 
Fernſprechamt in H. mit, daß eine Reihe ihm gehöriger Bäume in unmittelbarer Nähe 
der Reichs- Telegraphenlinien an der Berlin-Frankfurter Kunſtſtraße trocken geworden 
ſei und gefällt werden müſſe. Gleichzeitig beantragte er, die Drähte vorübergehend 
niederzulegen, damit die Bäume beim Umhauen nicht auf die Telegraphenleitungen 
fielen. Die Reichs⸗Telegraphenverwaltung erklärte ſich bereit, dem Antrag ſtattzu— 
geben, ſofern v. Tr. die der Reichskaſſe durch das Niederlegen der Leitungen ent— 
ſtehenden Koften erſtatten würde. v. Tr. lehnte jedoch die Abernahme der Koften 
ab. Die morſchen Bäume blieben zunächſt weiter ſtehen. 

Ende Oktober 1917 ſenkte ſich bei einem Sturm ein Baum und zerriß eine 
Fernſprechleitung. Daraufhin teilte v. Tr. der Reichs⸗Telegraphenverwaltung 
Mitte November 1917 mit, er beabſichtige nunmehr, die morſchen Bäume fällen 
zu laſſen. Die Reichs⸗Telegraphenverwaltung legte die Leitungen Ende November 
1917 nieder, ſchaltete ſie vorübergehend in ein Kabel um und richtete ſie nach 
Fällung der Bäume wieder auf. Hierdurch entſtanden der Reichs ⸗Telegraphen— 
verwaltung rund 375 Mark Koſten. a . 

. v. Tr. weigerte ſich, dieſe Koſten zu erſtatten. Die Reichs ⸗Telegraphenverwal⸗ 

tung erhob bei dem Amtsgericht in A. Klage auf Erſtattung der Koſten. Zur 

Begründung ihres Anſpruchs machte ſie folgendes geltend: 

Dem Eigentümer morſcher Bäume, die ſich auf öffentlichen Wegen 

oder in deren Nähe befinden und umzubrechen drohen, läge die Pflicht 

ob, dafür zu ſorgen, daß Beſchädigungen und Gefährdungen Dritter und 

ihres Eigentums verhütet werden. Dieſe Pflicht des Baumeigentümers ergäbe 

ſich gegenüber den dieſe Wege als Verkehrsmittel benutzenden Dritten 

aus $ 823 Abſ. 1 BGB., gegenüber den Telegraphenlinien der Reichs— 

Telegraphenverwaltung aus § 823 Abſ. 1 und 2 BGB. in Verbindung 

mit den beſonderen Vorſchriften über den Schutz der Reichs⸗Telegraphen⸗ 

linien ($$ 317, 318 StGB.). Schon vor dem Eintritt einer Beſchädigung 

Dritter, insbeſondere der Reichs⸗Telegraphenlinien, ſei der Eigentümer der 

Bäume zu Maßnahmen verpflichtet, die geeignet ſeien, den gefahrdrohenden 

Quftand zu beſeitigen. Hierzu müßte er u. U. die Bäume fällen laſſen; 

die dadurch entſtehenden Koſten hätte er ſelbſt zu tragen. Sei die Ent— 

fernung der Bäume ohne Beſchädigung der Reichs ⸗Telegraphenlinien nur 

möglich, wenn die Reichsleitungen verlegt oder mindeſtens bewacht werden, 

ſo gehörten die Koſten, die durch derartige Maßnahmen verurſacht würden, 

zu den Koften des Baumfällens ſelbſt; mithin habe der Eigentümer der 

Bäume dieſe Koſten zu tragen und, wenn ſie von einem anderen — wie 

hier von der Reichs-Telegraphenverwaltung — verauslagt ſeien, dieſem 

zu erſtatten. Dies ergäbe ſich aus den Grundſätzen über Geſchäftsfüh— 

rung und ungerechtfertigte Bereicherung und folge im vorliegenden Fall 

auch aus dem vom Beklagten unter dem 13. Februar 1917 geſtellten 
Antrag auf Niederlegung der Reichsleitungen. 

Das Amtsgericht in A. wies die Klage ab. Die Reichs ⸗Telegraphenverwal⸗ 
tung legte Berufung ein. Das Landgericht verurteilte unter Abänderung des 
erſten Urteils den Eigentümer der Bäume, die Koſten der Niederlegung der Tele 
graphenanlagen zu tragen. | 

Aus den Entſcheidungsgründen: 

»Ein Auftragsverhältnis iſt zwiſchen den Parteien nicht zuſtande— 
gekommen, da ſich der Beklagte unſtreitig ſtets geweigert hat, die Koſten 
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der Leitungsniederlegung zu erftatten, und die Parteien ſomit über einen 
weſentlichen Punkt des Vertrags nicht einig geworden ſind. Dagegen 
iſt der Klageanſpruch aus dem Geſichtspunkt der auftragloſen Geſchäfts— 
führung gerechtfertigt. Als Eigentümer der morſchen Bäume, von denen 
einer ſogar unſtreitig bereits eine Leitung zerriffen hatte, war der Be- 
klagte gemäß §88 823 Abſ. 1, 1004 BGB. verpflichtet, den entſtandenen Schaden 
zu erſetzen und den noch weiterhin Gefahr drohenden Zuſtand zu be— 
ſeitigen, der für die Telegraphenleitungen und für deren ordnungsmäßige 
Benutzung durch die Allgemeinheit infolge des weiteren Verfallens der 
morſchen Bäume beſtand. Dem Kläger ſtand ſonach gegen den Beklagten 
ein Anſpruch zu, deſſen Erfüllung im öffentlichen Intereſſe lag. 
Unſtreitig konnte die Beſeitigung der hier fraglichen Bäume nicht 
ohne Niederlegung der Leitungen erfolgen. Mußte der Kläger dieſe daher 
zwar dulden, ſo war er aber nicht verpflichtet, auch die Koſten der 
Niederlegung zu tragen. Letztere iſt rechtlich ein Geſchäft, deſſen Beſor⸗ 
gung vor und zur Beſeitigung der Bäume vorgenommen werden mußte 
und welches damit in den Pflichtenkreis des Baumeigentümers fiel, 
während den Kläger nur eine Duldungspflicht treffen konnte. Der Be 
klagte hatte demnach die Pflicht, die Leitungen auf feine Koſten nieder- 
legen zu laſſen, eine Pflicht, die zweifellos im öffentlichen Intereſſe lag. 
Daher war ſein Wille, die Koſten der Niederlegung nicht zu tragen, 
nicht beachtlich ($ 679 BGB.). Der Kläger kann fie gemäß $ 683 BGB. 
| erſetzt verlangen. . .. | 7 a 
(Urteil des Landgerichts III Berlin vom 19. April 1920 — 18. S. 69. 19 —). 
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Schadenshaftung der Bahn bei Plünderung von Eiſenbahn— 
frachtgut während der Revolutionsunruhen. Für das Eiſenbahnfracht— 
recht iſt eine Entſcheidung von ganz befonderer Bedeutung, die jetzt das Reichs⸗ 
gericht gefällt hat. Danach kann ſich die Eiſenbahn von ihrer Haftung für 
Verluſt von Frachtgut, das bei Plünderungen anläßlich politiſcher Unruhen ge— 
raubt worden iſt, nicht einfach durch den Hinweis befreien, daß höhere Gewalt 
vorliege; ſie haftet vielmehr, wenn an einem Orte bereits tagelang Plünderungen 
ſtattgefunden haben, für die dabei beraubten Eiſenbahnfrachtgüter, da ſie ſolche 
wegen der herrſchenden Unruhen dieſem Orte nicht hätte zuführen ſollen. Der 
ſehr bemerkenswerte Streitfall betraf folgenden Sachverhalt. 

Die Schauſpielerin O. gab am 13. November 1918 bei der Eiſenbahn in 
Düſſeldorf einen Schließkorb als Eilgut zur Beförderung nach Bremen auf. 
Der Korb iſt unterwegs auf dem Bahnhof in Neuß durch Banden plündernder 
Soldaten und Einwohner ſeines ganzen Inhalts im angeblichen Werte von 
4060 & beraubt worden. Die Eiſenbahnverwaltung lehnte, da höhere Ge— 
walt vorliege, und ſie demnach nicht hafte, eine Entſchädigung ab, iſt aber auf 
die Klage der geſchädigten Schauſpielerin vom Landgericht Elberfeld und vom 
Oberlandesgericht Düſſeldorf dem Grunde nach zum Schadenserſatz verurteilt 
worden. In ſeinen Entſcheidungsgründen führt das Oberlandesgericht aus: »Mit 
Unrecht beruft ſich der beklagte Eiſenbahnfiskus auf den Befreiungsgrund, daß 
der Schaden durch höhere Gewalt verurſacht worden ſei. Nach der Rechtſprechung 
und begrifflich ſind unter höherer Gewalt alle von außen, d. h. außerhalb des Be⸗ 
triebsunternehmens, kommenden Eingriffe zu verſtehen, die nach menſchlicher Ein⸗ 
ſicht nicht vorauszuſehen ſind, und deren Eintritt und Wirkungen auch durch 
die zweckmäßigſten Vorkehrungen nicht abgewendet werden konnen. Es kommt 
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demnach nur darauf an, ob es dem Beklagten bei den gegebenen Verhältniſſen 
trotz Anwendung der äußerſten Sorgfalt und Vorſicht nicht möglich war, das 
ſchädigende Ereignis, alſo hier die Beraubung des Gutes, abzuwenden. An dieſer 
durch die beſonderen außergewöhnlichen Umſtände gebotenen Sorgfalt und Umſicht 
hat es aber der Beklagte fehlen laſſen. Die Gewalttätigkeiten und Plünderungen 
in Neuß hatten bereits am 9. November 1918 eingeſetzt und ununterbrochen 
bis zum 24. November gedauert. Da lag es nahe und war Pflicht des 
Beklagten, die Zufuhr von Gütern nach Neuß nach Möglichkeit einzuſchränken. 
Insbeſondere konnten den Beamten des Beklagten in Oüſſeldorf, alſo in unmittelbarer 
Nähe, die Zuſtände in Neuß nicht unbekannt bleiben, zumal da der Verkehr während 
der kritiſchen Zeit ungeſtört aufrechterhalten blieb. Welche Maßnahmen der Beklagte 
zu treffen hatte, um den Bahnhof in Neuß für den Transport der zum Durchgang 
beſtimmten Güter zu umgehen, mußte ſeinem Ermeſſen anheimgeſtellt werden. 
Ließ ſich das nicht ermöglichen, ſo mußte der Beklagte jedenfalls am 13. November, 
nachdem die Unruhen bereits tagelang gedauert hatten und ihr Ende noch nicht 
abzuſehen war, die Annahme von Gütern, die den Weg noch über Neuß nehmen 
mußten, bis auf weiteres ablehnen. Von einem mitwirkenden Verſchulden der 
Klägerin ſelbſt kann keine Rede ſein. Auch wenn ſie von den Vorgängen in Neuß 
unterrichtet geweſen ſein ſollte, durfte ſie doch ohne weiteres davon ausgehen, daß 
es Sache des Beklagten ſei, darüber zu befinden, ob die Sendung auf dem Trans— 
port beſonders gefährdet ſei. Erfolgte aber die vorbehaltloſe Annahme des Gutes, 
ſo war für die Klägerin ohne weiteres die Annahme begründet, daß eine ſolche 
Gefährdung nicht zu befürchten ſei. Hiernach kann ſich der Beklagte nicht auf 
höhere Gewalt berufen, muß vielmehr der Klägerin gemäß § 456 HGB. und 
§ 84 der Eiſenbahnverkehrsordnung den entſtandenen Schaden erſetzen«. Das 
Reichsgericht hat das oberlandesgerichtliche Urteil beſtätigt. (Entſcheidung des 
Reichsgerichts in Zivilſachen vom 15. Mai 1920 I. 67/20. Zeitung des Ver- 
eins Deutſcher Eiſenbahnverwaltungen 1920, Nr. 41, S. 481.) 


Zuverläſſigkeit der Poſtbeſtellung vor dem Krieg iſt Beweis— 
grund für die Ankunft abgeſandter Briefe. (Entſcheidung des Ober- 
landesgerichts in P., 2. Sivilfenat, vom 11. März 1918.) 

Aus den Gründen. Die Klägerin erhebt Anſpruch auf einen Teil der Ver— 
ſicherungsſumme, die durch den Tod ihres Mannes fällig geworden ſein ſoll. Die 
Beklagte wendet ein, daß das Verſicherungsverhältnis durch die Kündigung vom 
15. Januar 1914 erloſchen ſei. Dies trifft zu. Die Klägerin ſtellt zwar in Abrede, daß 
jene Schreiben ihrem Manne zugegangen ſeien. Dieſer kann nicht vernommen werden, 
da er verſtorben iſt. Das Beſtreiten, wofür die Klägerin keine tatſächlichen Unterlagen 
angeführt hat, verdient gegenüber den eingehenden Behauptungen der Beklagten und 
dem Zeugnis des B. keine Beachtung. Danach iſt davon auszugehen, daß das erſte 
Schreiben am 13. November 1913 verfaßt und nach dem Vermerk auf der Bei- 
tragsquittung auch zur Poſt gegeben worden iſt. Das Kündigungsſchreiben vom 
15. Januar 1914 iſt von Berlin abgefandt und der Abgang iſt im Portobuch der 
Beklagten vermerkt worden. Beide Briefe ſind 0 zurückgekommen. Bei der Aus 
verläſſigkeit der poſtaliſchen Beſtellung vor Beginn des Krieges muß deshalb als er— 
wieſen gelten, daß der Ehemann H. die Schreiben auch erhalten hat. (Eiſenbahn— 
und verkehrsrechtliche Entſcheidungen und Abhandlungen. Zeitſchrift für Eifen- 
bahn- und Verkehrsrecht 1919, Heft 4, S. 339/340.) 


Neue japaniſche Schiffahrtslinien. Die Nippon Puſen Kaiſha hat 
beſchloſſen, ihren geplanten »Um-die⸗Welt⸗Dienſt« nunmehr durchzuführen. Es 
handelt ſich um zwei Linien, die in entgegengeſetzter Richtung befahren werden. 
Die eine Linie nimmt Hongkong zum Ausgangspunkt, fährt über Singapore, 
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Colombo, Suez, Genua oder Marſeille nach New Pork, von dort durch den 
Panamakanal über San Franzisko, Yokohama nach Hongkong. In umgekehrter 
Richtung wird der bereits beſtehende Dienſt Hongkong-New York über Panama 
aufrechterhalten und auf der Rückfahrt über Suez, Colombo, Singapore nach 
Hongkong ausgedehnt. Zunächſt find vierwöchentliche Fahrten in Ausſicht ge- 
nommen. (Hanſa 1920, Nr. 26.) 

Weltſchiffbau am 31. März 1920. Nach Lloyds Regiſter befanden ſich 
außer in Deutſchland) Dampfer über 100 e und Segler 
über 50 Brutto-Regifter- Tonnen im Bau: 


Dampfer und 4 
5 . Motorſchiffe u Segler Zuſammen 
Zahl Br. R. T. Zahl Br. R. T.] Br. R. T. 
Großbritannien 3382931 | 40 11494 3394 425 
Vereinigte Staaten: | | 
Atlantiſche Küfte.. HERREN 277 1591 127 19| 11040 
Golfküſte UU 47 203 393 5 9 800 
: a , ; 2 573 298 
Pazifiſche Küſte und....... |: 95 506 163 32 78 400 
Große Seen ee 60 173 375 — — 
Britiſche Kolonien: 
Kanada, Große Seen 17 41318 — — 
Kanada, Küſte undd 42 122 120 18 6 185 231 259 
Andere Kolonien | 288 59882 4 1754 
Belgien . 7 25 640 — =: 25 640 
Braſilien EEE 33 5366 — — 5366 
Chin . 10 35325 — — | 3533 
Dänemark e 62 114851 — — 114 851 
Frankreich 60 238 962 5 1263 | 240 225 
Griechenland 22 1500 — — 1500 
Hollanʒ ii 140 366 257 1 324 366 581 
Italien mit Trieft .......... 118| 341 741 47 13 500 355 241 
pn 680 285 676 — — 285 676 
Norwegen 66 89 949 1 500] 90 449 
WOrtugal nee | 1 840 8 4370 5 210 
Schweden 67 116 833 6 1720| 118553 
Spaniernr nn 23 98201 1! 150 98 351 
Zuſammen . 2018| 7 801 450 187 140 500 | 7941950. 


Dies bedeutet gegen ende Dezember 1919 ein Mehr von etwa 80 000 R. T. 
Außerhalb Englands waren 4 547 525 R. T. im Bau, das ſind 320 000 R. T. 
weniger als Ende Dezember 1919. Die ennapmt ift auf das Fallen der Ziffern 
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in den Vereinigten Staaten (393 000 R. T. weniger) zurückzuführen. Dagegen haben 
Italien 41 000 R. T., Holland etwa 38 000 R. T. und Frankreich 43 000 R. T. 
mehr im Bau. Nach den Vorſchriften des britiſchen Lloyd ſollen 4 966 512 R. T. 
gebaut werden, und zwar 2 648 563 R. T. in dem Vereinigten Königreich und 
2317949 R. T. außerhalb Englands. Ein Vergleich mit den Zahlen vom 
März 1914 zeigt, daß damals in Großbritannien 1 890 856 R. T. und außerhalb 
Englands 1 450 208 R. T. im Bau waren, d. h. gegenwärtig werden gegen 
1914 etwa 11%, Mill. R. T. mehr gebaut, während der nicht engliſche U 
3 100 000 R. T. mehr im Bau hat. (Hanſa 1920, ©. 404.) 


Das neue Fernheizwerk von Neukölln, deſſen Bau, wie der »Geſund— 
heitsingenieur« ſchreibt, mit einem Koſtenaufwand von rund 2,5 Mill. Mark 
beſchloſſen worden iſt, ſoll in Verbindung mit dem ſtädtiſchen Elektrizitätswerk 
eine Reihe von ſtädtiſchen Gebäuden mit Wärme und zum Teil auch mit Warm— 
waſſer verſorgen. Das Heizwaſſer ſoll durch den Abdampf der Turbodynamos 
im Elektrizitätswerk und durch Friſchdampf aus einer Keſſelanlage mit Koksgrus— 
feuerung gewonnen und mit Wärmegraden bis zu 120° durch Umwälzpumpen in 
die Fernleitungen gedrückt werden. Dieſe werden in Betonkanäle verlegt, die den 
Straßenzügen der Stadt folgen. Die Verbindung der Fernleitungen wird durch 
Schweißen hergeſtellt; Längenänderungen in den Leitungen wird durch beweg— 
liche Auflager und Stopfbüchſenrohre Rechnung getragen. In den zu beheizenden 
Gebäuden miſcht ſich das Heizwaſſer dem in den Heizkörpern umlaufenden Waſſer 
zu und wird durch beſondere Wärmeverteilſtellen mit der üblichen Wärme der 
Schwerkraftheizungen verwendet. Durch die Erhöhung der Wärme des Heizwaſſers 
auf 120° wird die mit 1 Liter Waſſer fortleitbare Wärmemenge dn ver⸗ 
mehrt. Das Werk foll etwa 13 ſtädtiſche Gebäude verſorgen, die bis zu 2,5 km 
vom Kraftwerk entfernt ſind. Es verdient hervorgehoben zu werden, daß beab⸗ 
ſichtigt wird, an das Fernrohrnetz gleichzeitig einige ſtädtiſche Miethausneubauten 
anzuſchließen, ſo daß zum erſtenmal auch Mietwohnungen in größerem Umfang 
öffentliche Wärmeverſorgung erhalten. Die Anlage ſoll ſo gefördert werden, daß 
ſie zum großen Teile ſchon im kommenden Winter in Betrieb genommen werden 
kann. (Die Umſchau 1919, Nr. 34, S. 540.) 


Die Härtebeſtimmung des Holzes wurde bisher beſonders durch Druck 
vorgenommen. So belaſtete Bonelli eine Stahlkugel von 1 em Durchmeſſer mit 
50 kg und beſtimmte die Größe der Eindrücke in verſchiedene Holzarten. Statt 
der Kugel verwendete man auch eine kegelförmige Stahlſpitze. Ein neues Ver⸗ 
fahren gibt Nördlinger an. Er läßt Holzſtücke von beſtimmtem, gleichem Durch 
meſſer zerſägen, zählt die Sägeſtöße und berechnet die Zahl der auf | mm nötigen 
Stöße. Die Hölzer laſſen ſich danach in folgende Härteſtufen einteilen. 

1. Sehr weich: Eſpe, Pappel, Linde, Weymutskiefer, Weide; 

2. weich: Erle, Birke, Eſſigbaum, Fichte, Kiefer, Lärche, Haſelnuß, Lebens— 
a Roßkaſtanie, Schwarzkiefer und Weißtanne; 

3. ziemlich hart: Ebereſche, Zeder, Jypreſſe, Eſche, Ulme, Platane, Pflaume, Elsbeere ; 

4. hart: Apfel, Ahorn, Akazie, Birne, Weißbuche, e Eiche, Kirſche, 
Kreuzdorn, Maulbeerbaum, Nußbaum, Rotbuche, Wacholder; 

5. ſehr hart: Hickory, Hartriegel, Mandelbaum, Mahagonie, Steineiche, 
Schwarzdorn; 

6. äußerſt hart: Buchsbaum, Beinholz, Grenadillholz, Olive, Heckenkirſche, 
Sauerdorn; 

7. ſteinhart: Ebenholz, Teakholz. 

(Die Umſchau 1920, Nr. 22, S. 370.) 
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Zur Geſchichte der Hauptpoſtgrundſtücke in Königsberg (Pr.). 
Von Rechnungsrat Springer in Königsberg (Pr.). 


I. Die älteren Poſthäuſer. 


»Auf der Brücke!) die Kaufmannsbörſe mit dem kleinen Häuschen der Poſtbude, 
woſelbſt alltäglich um 10 Uhr vormittags und 5 Uhr abends die Kaufleute aus 
den drei Städten?) und die Fremden zuſammenkommen, auf und ab gehen, ihre 
Geſchäftsangelegenheiten beſprechen und Montags ihre Briefe an auswärtige Kauf— 
leute aufzugeben, Donnerstags aber die Briefe von ſolchen zu empfangen pflegen «. 
Mit dieſen Worten gibt uns der Reiſeſchriftſteller Caſpar Stein?) um 1644 die 
erſte Nachricht über ein dem allgemeinen Verkehr dienendes Poſthaus in Königs— 
berg. Auch die nahen Beziehungen zwiſchen Handel und Poſtbetrieb kommen zum 
Ausdruck. Sie waren damals ſchon, vor drei Jahrhunderten, ſo innig, daß man 
Börſe und Poſtamt ſogar baulich verbunden hatte, denn die »Poſtbude« war 
offenbar ein Anbau, eine ſogenannte Abſeite “), die an die Kneiphöfiſche Börſe s) 
angebaut worden war. Entſtanden iſt das Poſthäuschen wohl gleichzeitig mit 
der im Jahre 1624 erbauten Börſe. 

Dieſe Poſtanſtalt lag zwar nicht ganz im Mittelpunkt der Stadt, aber doch 
recht günſtig im Kneiphof, der nebſt der Vorſtadt bis zum heutigen Tage der 
Hauptſitz des Königsberger Großhandels und Geldverkehrs geblieben iſt. 


I) Gemeint iſt die die Kneipböfifche Langgaſſe mit der Vorderen Vorſtadt verbindende Grüne 
Brücke. Die Börje ſtand dort noch bis 1875 auf Pfaͤhlen im Pregel. 
N *) Königsberg beftand ehemals aus den drei Städten Altitadt, Kneiphof und Loͤbenicht, um die 
ſich ein Kranz von »Freiheiien« ſchloß, die teils fürſtlich, teils ſtädtiſch waren. Die wichtigſte 
der fürſtlichen Freiheiten, die Burgfreiheit, wird uns noch näher beſchäftigen, da in ihr das heutige 
Sanpipe nne liegt. 

3) Caſpar Stein, Peregrinator (um 1644), Überfegung aus dem Lateiniſchen von A. mu 
Königsberg 1911, S. 52/53. 

4) Abgeleitet von Apſis, Abſide. 

9 Die Altſtädiſche Börſe lag auf der Laſtadie, dem heutigen Hauptſpeicherviertel origeberge 
Sie ging bereits Ende des 17. Jahrhunderts als ſolche ein, wurde aber noch bis vor wenigen 
Jahrzehnten als Speicher benußt. Fortan diente die Kneiphoͤfiſche Börſe der ganzen Stadt. Der Löbenicht 
hat eine eigene Börſe nie beſeſſen. 
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Leiter des Poſtamts war ſeit 1643 Hans Bünſing, »Ihre Königl. Mt. in 
Pohlen und Schweden wie auch Ihr. Churf. Dht. zu Brandenburg und der drei 
Städte Königsberg beſtallter Poſtmeiſter«, wie er ſich gelegentlich ſelbſt nennt. 
Büuſing ſcheint aber mehr fernen eigenen und der Städte Vorteil wahrgenommen zu 
haben als den des Kurfürſten, denn dieſer beſtellte am 24. Februar 1646 Martin 
Neumann zum Poſtmeiſter, befahl auch bald darauf die Abſchaffung der Stadt— 
boten). Ein kurfürſtlicher Erlaß vom 11. Mai 10646 befahl nochmals ſehr ſchroff, 
Bünſing ſolle »fid) des Poſtweſens nicht mehr aumaßen «). 

Außer dieſer Poſtbude und den ſpäteren Poſthäuſern in der Stadt beſtanden, 
wenn auch mit Unterbrechungen, in Königsberg noch Poſteinrichtungen, die ihren 
Sitz im Schloß hatten und bis weit ins 18. Jahrhundert hinein die Abfertigung 
von Poſten, ſogar der Hauptſache nach, beſorgten. So meldet die Königlich 
Preußiſche Hamas) Nr. 21 des Jahrgangs 1717: »Vom 14. März 1717 ab 
wird die Labiauſche?) Poſt nicht mehr auf der Kanzlei (im Nordflügel des 
Schloſſes), ſondern im hieſigen Hofpoſtamt, und zwar zweimal wöchentlich 
gleichzeitig mit der Littanſchen fahrenden 1) Poſt abgefertigt werden; Fama 
von 1724 Nr. 27: »Die auf königlichen allergnädigſten Befehl anſtatt der 
bisherigen reitenden angelegte fahrende Poſt von Königsberg über Pr. Eylau, 
Bartenſtein, Schippenbeil, Raſtenburg nach Soldau wird wöchentlich zweimal, 
Sonntags und Donnerstags um 4 Uhr nachmittags auf dem Schloß beim Boten: 
meiſter abgefertigt werden, der bisher auch die reitende Poſt abgefertigt hate; 
Wochentliche Königsbergiſche Frag- und Anzeigungsnachrichten ) von 1732 Nr. 37: 
„Auf königlichen Befehl it die Abfertigung der ſämtlichen Landpoſten, nach dem 
Oberland 12), Littauen und nach den ſogenannten polniſchen Amtern !?) dahin 
geändert worden, daß ſie gleich nach der Berliniſchen Poſt abgehen. Poſtſendungen 
ſind daher mindeſtens zwei Stunden vor Ankunft der Berliniſchen Poſt aufjzuliefern, 
ſowohl im Hof-Poſt⸗ als im Boteumeiſteramt auf dem Schloß«. Wir erſehen 
aus dieſen Zeitungsnachrichten auch, wie beide Verkehrsanſtalten Hand in Hand 
arbeiteten und die Poſtverbindungen gemeinſchaftlich benutzten. Erſt nach dem 
Ableben des Rats und Botenmceiſters Schreve wurden die ſogenannten Amter— 
poſten durch königlichen Erlaß vom 1. Dezember 1732 mit den anderen Poſten 
vereinigt und dem Hofpoſtamt unterſtellt. 


6) Wegen des Beſtrebens des Großen Kurfürſten, das Poſtweſen überall in eigene Hand zu 
nehmen, vgl. Stephan, Geſchichte der Preußiſchen Poſt. ©. 15. 

7) Die für die vorliegende Arbeit in weitem Umfang benutzten urkundlichen Quellen befinden 
ih vorwiegend im Staats- ſowie in dem noch ſehr wenig verwerteten Stadtarchiv zu Königsberg. 

8) Die Königlich Preußiſche Fama (Vorgängerin der Königsberger Hartungſchen Zeitung) 
beſtand, nachdem ihre Vorläufer im 17. Jahrhundert, der ⸗Europäiſche Mercurius« ſeit 1661 und die 
»Köninsbergiſche Ordinari Poſtzeitung« feit 1674, eingegangen waren, ſeit dem 1. Januar 1709 als zweimal 
wöchentlich ericheinende Zeitung in Königsberg. Die Tagesvreſſe fruͤherer Jahrhunderte wird von 
der Geſchichtsforſchung leider vernachläſſigt, da ihre Durchforſchung verhältnismäßig mühſam und 
zeitraubend iſt; dennoch iſt ihre Benutzung lohnend, da ſie oft wichtige, ſonſt kaum überlieferte 
Nachrichten bringt. 

9) Heute iſt ausſchließlich die Form »Labiauer« gebräuchlich. Der Königsberger Gelehrte 
Auguſt Hagen bedauert in jenen handichriftlichen Kollektaneen (Staatsbibliothek zu Königsberg), 
daß die in Koͤnigsberg bodenſtändige Endung »iches im Anfang des 1:J. Jahrhunderts inſolge des 
jahrelangen Aufenthalts der königlichen Familie und ihres zahlreichen Berliner Geſolges in Königs- 
berg in »er« berliniſiert worden jet. 

10) „Auf königlichen Spezialbefehl«, wie die Fama von 1716 Nr. 42 meldet, war die reitende 
Poſt nach Tilſit vom 1. Juni 1716 an in eine fahrende umgewandelt worden; die landes väterliche 
Fürſorge Friedrich Wilhelms J. für Schaffung guter Peſtverbindungen in Oſtpreußen iſt ja bekannt. 

1), Die Wochentlichen Königsbergiſchen Frag- und Anzeigungsnachrichten erſchienen auf koͤnig— 
lichen Befehl ſeit dem 12. Mai 1727 als »Intelligenzblatt«, als Anzeigenblatt neben der »Famaæa, 
der die politiſchen und Hofnachrichten vorbehalten blieben. 

12) Die Landſchaft etwa zwiſchen Oſterode (Oſtpr.) und dem Friſchen Haff. 

13) Gemeint find nicht die Poſtämter, ſondern die Hauptämter, die Vorläufer der heutigen 
Landratsämter. 
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Zweifellos iſt dieſes Schloßpoſtamt um Jahrhunderte älter als das Poſtämtchen 
auf der Grünen Brücke. Es beſtand ſſcherlich ſchon unter der Herrſchaft des 
Deutſchen Ritterordens, deſſen Hochmeiſter von 1457 bis 1525 im Königsberger 
Schloſſe wohnten. Das Schloß iſt alſo als das älteſte Poſthaus anzuſehen. 
Die Poſträume ſcheinen dort ſehr beſchränkt geweſen zu ſein, denn im Dezember 1699 
beſcheinigt der Botenmeiſter P. Schreve, daß eine kurfürſtliche Verordnung über 
Briefgebühren vor ſeinem »Stübchen zu Schloße« ausgehangen habe. 

Der Vollſtändigkeit wegen ſei noch eine von Baczko!“) gebrachte Nachricht 
erwähnt: »Das von Grumbkowſche, ſeit kurzem von Podewilsſche Haus in der 
Kehrwiedergaſſe !) enthielt vor alters die Poſt«. Dieſe Angabe wird aber von 
niemand beſtätigt; ihre Richtigkeit wird allgemein bezweifelt. Die innere Wahr— 
ſcheinlichkeit ſpricht auch keineswegs dafür, daß ſich das Königsberger Poſtamt in 
der erſten Hälfte des 17. Jahrhunderts oder früher noch — fpätere Seiten können 
nicht wohl in Frage kommen — in der ein wenig abgelegenen, nur von einigen 
Adelshöfen umgebenen Sackgaſſe befunden haben könnte, die die Kehrwieder 
einſt war. Ins Gewicht fällt auch, daß der um 1800 wirkende Baczko zwar 
für zeitgenöſſiſche Nachrichten vortrefflich, für weiter Zurückliegendes aber recht 
unzuverläſſig iſt. Er gibt die wildeſten Berichte erfindungsreicher Schriftſteller 
blindlings wieder. Auch Joachim !“) hebt hervor, daß Baczkos Angabe, in den 
Königsberger Akten wenigſtens, keine Beſtätigung finde. | 

Als nach dem Dreißigjährigen Kriege, von dem Oſtpreußen allerdings verhältnis. 
mäßig wenig berührt worden war, Handel und Wandel wieder aufblühten, erwies 
ſich die Poſtbude an der Börſe bald als viel zu klein. Man ſuchte hin und her, 
konnte aber zunächſt keine Unterkunft finden, die dem Bedürfnis für längere Zeit 
zu genügen verſprach. Im Jahre 1653 wollte man die Poſt in dem gleichfalls 
im Kneiphof gelegenen Biſchofshof !“) unterbringen. Auch ſollte der Poſtmeiſter 
Martin Neumann, der bis dahin Mietsentſchädigung und 6 Achtel Brennholz an 
Stelle der Wohnung empfangen hatte, dort wohnen. Die Sache zerſchlug ſich aber. 
Man ſcheint im Kneiphof überhaupt kein geeignetes Grundſtück gefunden zu haben 
und richtete daher den Blick auf andere Stadtteile. 1655 hören wir von der 
Abſicht, der Poſt auf dem Stallplatz 's) ein Haus einzuräumen. Es kam aber 
noch in demſelben Jahre zur Einrichtung eines kurfürſtlichen Hofpoſthauſes in der 
Altſtadt, und zwar — was bisher unbekannt war — in der Waſſergaſſe. Die 
genaue Lage dieſes Hauſes iſt nicht bekannt. Sie kann aber nicht ſo ungünſtig 
geweſen ſein, wie die durch das Poſtamt in der Börſe verwöhnten Kaufleute 
glauben machen wollten, denn die nicht ſehr lange Waſſergaſſe wird von dem 
wichtigſten Verkehrsſtraßenzuge Königsbergs durchſchnitten, und zwar wenige Schritte 
von der nach dem Kneiphof hinüberführenden Krämerbrücke. In jedem Falle lag 
das Haus der Kaufmannſchaft näher als das ſpäter (1663) bezogene Grundſtück 
in der Altſtädtiſchen Bergſtraße. Die Waſſergaſſe liegt aber in der Nähe des 
gleichlaufenden Pregels und iſt Aberſchwemmungen ausgeſetzt, die ſelbſt heute noch 
trotz weſentlich verbeſſerten Uferſchutzes hin und wieder vorkommen, wenn an 
haltende Weſtſtürme die Waſſer des Friſchen Haffs in den Pregel zurücktreiben. 


14) Ludwig von Baczko, Verſuch einer Geſchichte und Beſchreibung der Stadt Königsberg, 
1. Auflage, Königsberg 1788, S. 192 (die zweite und letzte Auflage erſchien 1804). 

15) Die beutige Thraterſiraße. An Stelle des von Grumbkewſchen Hauſes ſteht heute das Hotel 
Deutſches Haus, neuerdings vom Reich angekauft und zum Sitze des Landesfinanzamts beſtimmt. 

16) Joachim (Geh. Archivrat, Direktor des Staatsarchivs in Königsberg). Das Poſtweſen in 
Königsberg bis in das 19. Jahrhundert, Königsberger Hartungſche Zeitung Nr. 585 vom 14. De 
zember 1901. N 

17) Der Biſchofshof iſt erſt vor wenigen Jahrzehnten abgebrochen worden, an ſeiner Stelle 
ſteht heute die Turnhalle des Kneiphöfiſchen Gymnaſiums. 

16) Stallplag hieß ehemals der Hof der Schloßkaſerne des bisherigen Koͤnigsberger Küraffier- 
regiments. 
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Ein im Geheimen Poſtarchiv befindlicher Erlaß des Großen Kurfürſten über dieſes 
Haus iſt für die Benutzung der Poſthäuſer in alter Zeit ſo bezeichnend, daß er 
hier im Wortlaut wiedergegeben fe: 


Wir Friderich Wilhelm uſw. 

Thun hiemit kundt, alß wier zue deſto beßerer fortſtellung Vnſerer 
Churfürſtlichen Hoff Poſten nötig befunden Vnſer eigen Poſthauß alhiero 
1 Zu dem ende auch daßelbe in der Altſtädtiſchen Waßergaße er 
aufft und angeleget, daß wier darauff gnädigſt verordnet, daß Vnſer 
Hoff Poſtmeiſter Balthaſar Sturm daßelbe beziehen und bewohnen, alle 
Vnſere aus und eingehende Poſten in demſelben expediren, dan auch 
daßelbe gantze Hauß zum ſeinen Nutzen und beſten zugebrauchen haben 
ſolle, doch ſolchermaßen, daß, wie wier Ihm gnädigſt freygeſtellet, nach 
0 gelegenheit und gefallen einige Loſamenter in ermeltem Vnſerm 

oſthauſe zuvermieten, (maßen wier den hiemit auch gnädigſt verordnen, 
daß ſonnen Niemandt, weder von Vnſern Hoff. oder Kriegesbedienten 
noch gemeinen Soldaten in bemelten Vuſern Poſthauſe einlogiret werden, 
Sondern vielmehr von allen Beſchwerden daßelbe Krafft dieſes befreyet 
ſein ſoll) Er dahingegen, waß Er aus ſolcher Miete genießen möchte, 
zureparirung deßelben, damit ſolches allezeit in Bäwlichen weſen erhalten 
werde, verwenden ſolle; Worzue wier Ihme aber jedesmahl die notdurfft 
der Materialien, alß Holtz, Kalck und Steine, gnädigſt wollen reichen 
und anführen [= anfahren] laßen, Geſtaldt wier dann hierdurch Vnſere 
verordnete Ober Rähte des Hertzogthumbs Preüßen gnädigſt Befehligen, 
daß Sie durch Vnſere bediente, So obige Materialien zuverwalten, 
Vnſerm Hoff Poſtmeiſter jedesmahl, ſoviel er deren wirdt benötiget ſeyn, 
vnſeümlich und vnverweigerlich außfolgen und anführen laßen ſollen. 
So haben wier auch über daß dieſes Vuſer Poſthauß aus Landesfürſtl. 
macht mit dieſem Privilegio begaben wollen, daß ex nune und folange 
daßelbe alß ein Poſthauß von Vnſern iezigen Hoff Poſtmeiſter Balthaſar 
Sturmen oder nach ſeinem abſterben von andern Vnſern zu dieſem 
Ambte beſtelten Dienern in Poßeßion wirdt gehalten werden, Ihnen ein 
freyer Weinſchanck in denſelben Krafft dieſes vnverhindert ſolle vergönnet 
und gnädigſt zugelaßen feyn. 

Zu Uhrkundt u. ſ. w. 

So geſchehen und gegeben zue Königßberg in Preüßen den J3ten July 
Anno 1656. [eigenhändig gez.] Friderich Wilhelm. 


Man ſieht, welche weitgehende Nutznießung dem Poſtmeiſter am Poſthaus 
eingeräumt wurde. Neben der Untervermietung entbehrlicher Räume (allerdings 
gegen die Laſt der baulichen Unterhaltung) wurde ihm und feinen Nachfolgern 
ſogar die Einrichtung einer Weinſtube geſtattet, die zweifellos nicht nur von den 
Poſtbenutzern beſucht worden iſt. | 

Die Klagen der Kaufmannſchaft, daß dieſes Haus zu abgelegen wäre, fanden 
endlich Gehör. Der Kurfürſt wollte es gegen ein der Stadt Kneiphof gehöriges Haus 
an der Grünen Brücke vertauſchen oder die Bude an der Börſe wieder einrichten 
und erweitern. Der in dieſer Angelegenheit ergangene Erlaß des Großen Kurfürſten 
an die Räte der drei Städte Königsberg lautet ): 

Von Gottes Gnaden Friderich Wilhelm uſw. 
Ehrbare und Weiſe, liebe Getreue, Euch kann nicht unwiſſend ſein, 
weßgeſtalt Wir in der Alten Stadt Königsberg zu behuff Unſerer Chur— 
fürſtl. Hoff⸗-Poſt vor nunmehro 5 Jahren Unſer eigen Poſt⸗Hauß ange— 


19) Urſchrift mit eigenhändiger Unterſchrift des Großen Kurfürſten im Königsberger Stadtarchiv 
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leget und in demſelben biß dato Unſere auß⸗ und eingehende Poſten 
Unſerm daſelbſt beſtalten Poſtmeiſter Baltzer Sturmen zu verwalten 
gnädigſt anbefohlen haben. Nachdem uns aber gebührend hinterbracht 
worden, daß ſothanes Uuſer Poſt-Hauß an ſolchem Orthe gelegen, da 
es einem und dem andern, abſonderlich der Kauffmannſchaft, nicht am 
bequemſten fallen thue, Wir aber dieſelben ſambt und ſonders gnädigſt 
gerne beſſer accommodiret und dahero das Poſt-Hauß nahe an der Börſe 
angeleget wißen möchten, zu dem Ende auch vernehmen, daß ſich das an 
der Grünen Brücke liegende, Euch zugehörige und itzo einem Barbier 
vermietete Wohnhauß nicht unbequem dazu ſchicken ſollte, alß verſehen 
Wir Uns gnädigſt zu Euch, daß Ihr ſolch erwehntes Hauß fo woll der 
Kauffmannſchaft als dem allgemeinen Weſen zum beſten zu Unſerm Poſt— 
Haufe einzurenmen und abzutreten Uns mit keiner wiedrigen Reſolution 
begegnen, ſondern die Anſtalt machen werdet, damit ſolches von obgemeltem 
Unſerm Poſtmeiſter Sturmen auf künftige Oſtern des 16611 ten Jahres 
bezogen und darin Unſere Hoffpoſten weiter verſehen werden möchten, 
wobey Uns dan auch zu guädigſtem Gefallen gereichen ſollte, wan Ihr 
das auf der Börſe vor dieſem gebrauchte Poſt Comtorchen wieder einzu⸗ 
reumen, auch daßelbe in etwas zu erweitern die Verordnung fügen 
würdet. Wir find dakegen des gnädigſten Erbietens, daß Wir Euch Uufer 
Poſt⸗Hauß in der Alten Stadt nach dem lauth Kaufbriefes von Uns 
bezahlten Werth hinwieder zu tradiren und abzutreten die gnädigſte 
Verordnung thun wollen. Erwarten Eure ehiſte unterthänigſte Erklährung. 


Geben Colln an der Spree den 12. Novembris anno 1660. 
leigenhändig gez.] Friderich Wilhelm. 


Aber auch dieſer Plan zerſchlug ſich. Erſt als im Sommer 1663 in Anmwefenheit . 
des Kurfürſten die Vorbereitungen für die am 18. Oktober desſelben Jahres voll- 
zogene Erbhuldigung der preußiſchen Stände?) im Gange waren und Königsberg 
im Mittelpunkt der Ereigniſſe ſtand, wurde auch die brennende Frage des Poſt— 
hauſes erledigt. Auf Vefehl des Kurfürſten wurde die ſogenannte Alte Münze 
in der heutigen Altſtädtiſchen Bergſtraße, am Altſtädtiſchen Markt, zum Poſthaus 
eingerichtet. Wegen ſeiner Wichtigkeit für die Geſchichte des Königsberger Hof— 
poſtamts bringen wir auch von dieſem Erlaß eine diplomatiſch genaue Abſchrift !): 


Denen Edlen, Unſern lieben getreuen Verordneten, Unſern Ober Rähten alhier. 
| Von Gottes Gnaden Friderich Wilhelm ufw. 
Unſern gnädigen Gruß zuvor. Edle Nähte, liebe Getreue. 

Wir ſindt ſchon vorhin gnädigſt dahin bedacht geweſen, wie das 
Poſthauß an einen bequemen Ort zulegen, damit es gleichſam in der 
Mitte ſituiret undt ſo woll Unſerm Reſidentz Schloße undt Canzeleyen 
alhier, alß auch den dreyen Städten Königßberg, den Freyheiten undt 
der Kaufmannſchaft in gleicher Nahe ſeyn möge. Undt nachdem Wir 
befunden, daß hierzu Unſer am Alt Städtiſchen Marckt gelegenes Hauß, 
die alte Müntz genandt, fo biphero von dem geweienen Hof Richter 
Georg von Rauſchke bewohnet worden, am aller bequemſten, ſo haben 
Wir nunmehr in Gnaden reſolviret, daßelbe hierzu einräumen undt 
aptiren zulaßen. 

Ergehet demnach Unſer gnädigſter Befehl hiermit an Euch, Ihr wollet 
alſofort gedachtem von Rauſchke ſchriftlich andeuten, daß er beſagtes 


20) Die Huldigung erfolgte nach Abfchüttlung der Pehnscherboheit über Oſtpreußen, die die 
Krone Polen nach dem zweiten Thorner Frieden im Jahre 1466 zwei Jahrhunderte lang innegehabt hatte. 
21) Urſchrift mit eigenhändiger Unterſchrift im Staatsarchiv zu Königsberg. 
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Unfer Hauß zwiſchen dato undt Bartholoäi 2) unfehlbar außräumt, 
damit daßelbe in Zeiten undt bey dieſen Sommertagen repariret, zu den 
Poſtexpeditionen angerichtet undt Unſerm Befehle gemees ferner von 
Unſerm Poſtmeiſter bezogen werden könne.“ 

So viel feine auf dieſes Hauß vorgeſchoßene Gelder betrifft, ſollen 
ihme dieſelben, undt zwar nach der Einräumung die Helfte undt bey 
volliger Tradition undt bergab der Schlüßel, auch Außgebung der 
Aſſecuration die andere elfte, erſtattet werden. Undt Wir ſeyn Euch 
mit Gnaden wolgewogen. 


Gegeben Königßberg, den Zten July 1603. 
leigenhändig gez.] Friderich Wilhelm. 


Die Münze war im Jahre 1528 in der Nähe des Holztors in der Altſtadt 
neu erbaut, ſpäter hierher nach dem Altſtädtiſchen Markt und Ende des 16. Jahr— 
hunderts (vor April 1592) weiter nach dem Platz verlegt worden, der noch heute 
der Münzplatz heißt. 1663 hatte die Alte Münze, wie aus dem obigen Erlaß 
hervorgeht, der Hofrichter a. D. Georg von za fe als Altersſitz und als 
Pfandſtück für ein dem Kurfürſten gewährtes Darlehn inne. Er mußte nun das 
Haus räumen, und der Hoipoſtmeiſter und das ihm unterſtellte Poſtamt zogen 
Anfang September ein. Dieſes Grundſtück hatte, wie vorweg bemerkt ſei, im 
18. Jahrhundert die Bezeichnung Altſtadt Nr. 48329), ſtit 1811 Altſtädtiſche 
Kirchenſtraße Nr. 18, feit 1888 Altſtädtiſche Bergſtraße Nr. 31. Das zwiſchen 
dem Schloßberg und dem Altſtädtiſchen Markt gelegene Straßeuſtück wurde im 
18. Jahrhundert und noch bis 181! auch Poſtſtraße bzw. Alte Poſtſtraße genannt. 
Die heutige Poſtſtraße, ehemals ein Teil der Junkerſtraße, führt amtlich erſt 
ſeit 1811 dieſen Namen. 

Jetzt iſt die nördliche Häuſerreihe der alten Poſtſtraße mit den ehemaligen 
Gebäuden des Hofpoſtamts, zur Freilegung des ſüdlichen Schloßflügels, beſeitigt 
und das Gelände zu öffentlichen Gartenanlagen umgeſtaltet worden. 


Sonderlich geeignet für Poſtzwecke war das neue Heim leider von vorn 
herein nicht. Zwar lag es im Mittelpunkt der Stadt, aber keineswegs im Brenn— 
punkt des damaligen Verkehrs. Viel ſpäter erſt hat ſich die Altſtadt zu dem 
Geſchäftsviertel, namentlich zum Hauptſitz des Modewarenhandels, der fie heute 
iſt, entwickelt. Die im Kneiphof wohnenden Großkaufleute klagten, wie wir ſchon 
wiſſen, lebhaft über die unbequeme Lage des Poſtamts in der Altſtadt. Um die 
Klagen recht zu verſtehen, muß man ſich vergegenwärtigen, daß die drei Städte 
Königsberg damals noch gegeneinander durch Mauern und Tore abgeſchloſſen 
waren und durchaus nicht immer friedlich miteinander lebten. Einſt hatten ſich 
die Kneiphöfer ſogar ſcharf darüber beſchwert, daß die Altſtädter das Kneiphöfiſche 
Krämertor nachts erbrochen hatten, um ihnen bei einer verheerenden Feuersbrunſt 
Löſchhilfe zu leiſten. Noch im Jahre 1709 ſträubten ſich die Altſtädter heftig 
gegen den vom König befohlenen Abbruch des Krumme-Grubetors mit der Begrün- 
dung, daß Diebe und Unfugftifter dann leicht aus einer Gerichtshoheit in die 
andere entſchlüpfen könnten. Der praktiſche und ſparſame König Friedrich Wilhelm J. 
machte dieſer Krähwinkelei endlich im Jahre 1724 ein Ende, indem er die drei 
Städte nebſt den Freiheiten zu einer Verwaltungsgemeinſchaft zuſammenfügte. 


Man wird die Beſchwerden der Handelswelt hiernach verſtandlich finden. 


Auch die Ortlichkeit war wenig günſtig. Die nördliche Häuſerreihe der Alt— 
Waschen Bergſtraße, in der ſich das Poſtamt befand, ſtand auf dem Abhang 

2 24. August 

23) Die Hausnummern liefen in Königsberg bis vor einem Jahrhundert durch den ganzen 
Stadtteil. Erſt 1811 erfolgte die Numerierung innerhalb der Straßen. 
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des Schloßbergs und hatte hinter ſich nur winzige, überdies ſchon erheblich höher 
als die Straße liegende Höſchen. Unmittelbar dahinter erhebt ſich der Südflügel 
des Schloſſes. Von einem Einfahren der Poſtwagen in die Höfe konnte ebenſo— 
wenig die Rede ſein, als von Erweiterungsbauten nach hinten hinaus. Als im 
Aufang des 18. Jahrhunderts der Raum immer unzureichender wurde, ſuchte 
man daher zunächſt um 1705— 1707 durch einen Neubau?) mehr Platz zu ſchaffen. 

Über den Neubau enthalten die Akten des Geheimen Staatsarchivs in Berlin 
die Angabe, daß 1707 »der p. Unfried den Bau des Schloßflügels wie auch des 
Poſthauſes unter Händen gehabt« habe. Dieſe Nachricht iſt wichtig, da ſie Schlüſſe 


auf die Bauform des damaligen Hofpoſtgebäudes zuläßt. Joachim Ludwig Schultheiß 


von Unfried, der Königsberger Oberbandirektor, iſt nämlich der Schöpfer ſehr 
beachtenswerter Bauwerke, wie des Pavillons in der Südoſtecke des Schloſſes und 
des Staatlichen Waiſenhauſes in Königsberg, als deren Urheber ehemals ſogar 
Andreas Schlüter galt. Ahnlich wie dieſe wird das Poſthaus vornehme und 
großzügige Gliederung mit Spätbarockanklängen gezeigt und ſich aus der Umgebung 
günſtig herausgehoben haben. Die Wirkung wird durch die günſtige Lage an 
der Nordſeite des Altſtädtiſchen Marktes noch erhöht worden ſein. 

Da indes durch den Neubau uur für kurze Zeit Beſſerung eintrat, richtete 
man das Augenmerk auf die Nachbargrundſtücke. Nach Weſten grenzten die Fleiſch— 
banken des Altſtädtiſchen Fleiſchergewerks an, die nicht verkäuflich waren. Im 
Jahre 1730 kaufte man aber das öſtliche Nachbargrundſtück (Altſtadt Nr. 484, ſpäter 
Altſtädtiſche Kirchenſtraße Nr. 19, ſeit 1888 Altſtädtiſche Bergſtraße Nr. 32) von 
feinem bisherigen Eigentümer Chriſtian Trescovius “). 

Das neu erworbene Haus Nr. 484, über deſſen Ausſehen nur bekannt iſt, daß 
es mit einem 35 Fuß langen und 8 Fuß breiten Balkon auf ſteinernen Säulen 


— — nn — — 


21) Daß das alte Hofpoſtamt bereits ums Jahr 1705 einmal von Grund auf neu erbaut 
worden war, geht mit Sicherheit aus einem Geſuch des Kauimanns Pierre Pellet vom 13 Sep— 
tember 1705 hervor, ihm als Erſatz für feine abgebrochenen Krambuden am Schloß das » jetzt wüſte 


Poſtgrundſtück am Altſtädtiſchen Markt« zu überlaſſen. Pellet wurde aber ablehnend beſchieden, 


weil das Poſthaus wieder an ſeiner alten Stelle erbaut werden ſollte. Wo ſich das Poſtamt wäh— 

rend der Bauzelt befunden hat, iſt nicht bekannt. | 

| 25) Wichtige Nachrichten über beide Pofgrundſtücke bringen die Königsberger Servisanlagen, 

die infolge des Servisreglements vom Jahre 1726 aufgeſtellt worden find. Dir Servisüterlichten find 

noch wenig bekannt und benutzt. Die uns berührenden Angaben ſeien daher hier wiedergegeben. 
Servisanlage für 1726: Altſtadt Nr. 483: Königliches Poſthaus. 

» Nr. 484: Eigentümer Chriſtian Trescovius. 


797. 
1 fehlen. 
17 0 Angaben wie für 1726. 
1731: feblt. : 
1732: Altjtadt Nr. 483: Königliches neuerbautes Packhaus. 
» Nr. 184: » Poſthaus. 


(Bis einſchließlich 1797: Angaben wie für 1732.) 
1798: Altſtadt Nr. 483: Königliches Poſtvackhaus. 
» Nr. 484: » Hofpoſtamt. 
1799: Altſtadt Nr. 483: Poſtpackhaus. | 
» Nr. 484 das alte Poſthaus. 
1800 und 1801: Angaben wie für 1799. 
1802: Altftadt Nr. 483: Poſtpackhaus. 
» Nr. 484: Eigentümer Stadtacciſe-Torinſpector Wernick (das alte 
f Poſthaus; iſt verkauft). 
1803: Altſtadt Nr. 483: Poſtpackhaus. 
N » Nr. 484: Ober⸗Tor Inſpector Wernick. 
1804: Altſtadt Nr. 483: Schloßbaumeiſter Schultz. 
» Nr. 484: Ober⸗Tor-Inſpector Wernick. 
1805: Altſtadt Nr. 483: Frau Aſſeſſor Hopp. 
u » Nr. 484: Negotiant Schnell. 
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geſchmückt war, wurde nun der Hauptſitz des Hofpoſtamts. Auf dem Grundftüd 
Nr. 483 errichtete man im Jahre 1730 abermals einen Neubau, das Poſtpack— 
haus, in dem auch die Zollabfertigung ftattfand. Aber die Beſtimmung des 
Hauſes heißt es in den Akten: »Dieſes Gebäude iſt von der Krone zu dem 
Ende erbaut worden, damit die per Poſt ankommenden Kaufmanns Waaren alda 
abgeladen und zu Verhütung der Zoll- und Acciſe-Defraudationen von dem in 
einem Nebenſtübchen wohnenden Acciſe-Einnehmer mit Zuziehung eines Zoll— 
bedienten ſicher ausbehalten und viſitieret werden können«. Zur Ausſchmückung 
des neuen Hauſes ſtiftete die Stadt ein Denkmal des regierenden Königs 
Friedrich Wilhelm J., um ſich bei dieſem, deſſen Unwillen ſie damals erregt 
hatte, wieder in Gunſt zu bringen. »Was vor Beſchuldigungen, Ungnade und 
Ungunſt wider den Magiſtrat bei Hofe aufgetrieben worden, läßt ſich in allen 
Umſtänden nicht berühren«, fo heißt es in den Akten. »Wir müſſen beſorget 
ſein, die aufgeſchwollenen Wellen in Ruhe zu bringen, wozu das Packhaus eine 
Occaſion giebet«. Der Danziger Bildhauer Johann Heinrich Meiſſner erhielt den 
Auftrag, »zur Gloire des Königs und zum Embelliſſement der Stadt« das Denkmal 
zu fertigen. Als Entgelt erhielt er: Vor die Königliche Statue in Lebensgröße 
von 72 Zoll hoch auf eine Weltkugel, ſo zwei Fuß rheinländiſch im Diameter, 
und rund umb mit Armaturen umbgeben, aus Gottländiſchem Sandſtein in Curas 
und mit einem Manteau Royal umbgeben, voll und zierlich ausgehauen: 100 Thaler; 
vor die beyde Waſſerſpringende Frazzenköpfe vier Thaler; 66 Thaler 60 Gr. vor 
die zwei ſitzende Sklaven oder Figuren an das fronte ſpis; 60 Thaler vor das 
Wappen mit der Crohne und darumb liegenden Armaturen; 50 Thaler für Transport— 
koſten und Diäten dem Bildhauer beym Aufſetzen der Arbeit; zwölf Thaler vor Eiſen 
und Blei, die Bildhauerarbeit zu befeſtigen und vergießen «. Für dieſe Beträge konnte 
man ein hervorragendes Kunſtwerk nicht erwarten und ein ſolches iſt das Denkmal 
auch nicht geworden. Heute ſteht es in den bereits erwähnten Gartenanlagen am 
ſüdlichen Schloßabhang, eingefügt in die neue Futtermauer des Schloßbergs. 

134 Jahre lang hatte das Hofpoſtamt hier ſeinen Sitz. Die örtlichen und 
baulichen Mangel wurden aber immer fühlbarer. Vor dem Poſtpackhauſe mußten 
die Poſten auf dem namentlich an Markttagen ſehr belebten Altſtädtiſchen Markte 
vorfahren, ſo daß die Sicherheit der Poſtgüter gefährdet war. Noch ſchlimmer 
war es vor dem Haufe Nr. 484. Es lag nicht mehr unmittelbar am Markte, 
ſondern dem mit einem Vorbau verſehenen Eckhaus an der Altſtädtiſchen Kirchen- 
ſtraße gegenüber. Bittere Klagen finden wir in den Zeitungen über dieſen Engpaß, 
der durch die Poſtgefährte noch verſchlimmert wurde und für die Vorübergehenden 
zeitweilig eine Gefahr bildete. Auch die Abwicklung des Poſtbetriebs litt unter 
den örtlichen Verhältniſſen. In einem Patent der Oberräte?*) vom 1. September 
1711, das auch in den Verkehr zwiſchen Poſt und Publikum einen bemerkenswerten 
Einblick gewährt, hören wir z. B., das Poſtamt habe Klage darüber geführt, daß 
bei Ankunft der Berliniſchen Poſten »ſowohl Kauf- als andere Diener und 
Jungens, welche zur Abholung der Briefe an dem Poſthauſe ſich verſammeln, 
nicht allein allerhand Inſolvenzien auf der Straße verüben, ſondern auch eine 
Zeithero ſich unterſtanden haben, die Originalbriefkarten aus dem verſchloſſenen 
Gegatter zu ziehen, ſolche zu zerreißen und gar weg zu practicieren, wodurch der Poſt 
allerhand Verdruß und Widerwillen gemachet g. Den Poſtbenutzern wird daher be 
fohlen, ihre Diener und Jungen zu beſcheidenem und anſtändigem Betragen anzuhalten. 


26) Die vier preußiſchen Ober- oder Regimentsräte, Landhofmeiſter, Oberburagraf, Kanzler und 
Obermarſchall, bildeten urſprünglich das Miniſterium des Herzogtums Preußen. Sie entſprachen etwa 
den Oberſten Gebietigern des Deutſchen Ritterordens, waren aber keineswegs unmittelbar aus ihnen 
hervorgegangen. Friedrich Wilhelm 1. lief den Oberräten nur noch ein Scheindaſein, und heute 
erinnern nur ihre, bis 1918 an Mitglieder des oſtpreußiſchen Adels verliehenen Titel an das che 
malige Miniſterium. 
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Das Abelſte war aber der trotz der wiederholten Neubauten mangelhafte 
bauliche Zuſtand der Poſtgebäude. Aus den Jahren 1756 und 1757 melden die 
Akten, daß am Hofpoſtamt (Nr. 484) u. a. der Balkon gänzlich verfault und der 
Gartenzaun umgefallen ſei. Die Koſten im Betrage von 397 Taler 5 Gr. 
wurden zur Zahlung an den Hofpoſtmeiſter Müller angewieſen (Geheimes 
Staatsarchiv in Berlin). Über das Packhaus gar heißt es in einer Eingabe an 
den ruſſiſchen Gouverneur, Generalleutnant von Korff“), vom Jahre 1758, 
daß die auf dem Hofraum zur Unterſtützung des Schloßbergs aufgeführte Mauer 
bereits ſtückweiſe eingefallen ſei und völlig einzuſtürzen drohe. Es könne aber der 
Koſten wegen nur das Notwendigſte geſchehen, alles übrige müſſe vor der Hand 
unterbleiben. Dennoch betrugen die Koſten nach dem Anſchlag des Baudirektors 
Gerhardt 448 Taler 38 Groſchen. Am 4. Juli 1758 meldete der im Packhauſe 
wohnende Akziſeeinnehmer Holtzhauſen, daß geſtern bei jo gewaltigem Regenguß 
das Waſſer viele Steine und Grus von dem Schloß Berge herunter brachte und 
daß durch Einfallung der Mauren durch die Steine und Grus das Waſſer durch 
die Drumme 2s) feinen ordentlichen Lauf nicht haben kann, ſondern ſolches in 
dem Cron⸗Poſt⸗Pack⸗Hauſe durch das Hauß und Stube gegangen, auch durch das 
Dach, da die Kapp⸗Fenſter und das Holtz ganz verfaulet, ſolches gleichfalls in die 
Packſtube gedrungen, ſodaß zu beſorgen ſtehet, daß bey dergleichen Waſſer⸗Fluth 
die Kaufmanns⸗Gütter verderben könnten. 

Den immer unhaltbarer werdenden Zuſtänden konnte dauernd nur durch 
Verlegung des Poſtamts an eine andere Stelle abgeholfen werden. Schon 1708 
hatte der bereits erwähnte Oberbaudirektor von Unfried den Vorſchlag gemacht, 
zur Zierde des Schloſſes an der anderen Seite des damals geplanten Prinzeſſinnen⸗ 
platzes (heute Prinzeſſinſtraße) ein neues Poſthaus gegenüber der Nordweſtecke des 
Schloſſes zu erbauen, alſo an der Stelle, wo ſeit 1848 das Hauptpoſtgebäude ſteht. 
Die Sache zerſchlug ſich aber, und man begegnete dem Raummangel, wie wir 
ſahen, dann vorläufig durch Ankauf des Hauſes Altſtadt Nr. 484. 


| II. Das jetzige Hauptpoſtgrundſtück Poſtſtraße Nr. 14 und 15. 

Im letzten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts hielt man ernſtlich wieder Umſchau 
nach einem neuen Heim. Altſtadt und Kneiphof mit ihren ſchon bei der Aufteilung 
des Grund und Bodens im Mittelalter recht eng geſchnittenen Grundſtücken 119 
ihren ſchmalbrüſtigen Giebelhäuſern ſchieden bei der Suche ganz aus. Die dritte 
alte Stadt, der abgelegene ſtille Löbenicht, kam vollends nicht in Frage. Der 
Blick richtete ſich daher auf die ehemaligen Freiheiten. Von dieſen war die nördlich 
vom Schloſſe rings um die Südhälfte des Schloßteichs gelegene Burgfreiheit die 
wichtigſte und am günſtigſten gelegene. Hier gab es umfangreiche Grundſtücke, 
namentlich geräumige Adelshöfe, in großer Zahl. Sie waren vom Herzog Albrecht e) 
und ſeinen Nachfolgern Hofbedienſteten ſowie Familien des oſtpreußiſchen Landadels 
verliehen worten für angebliche Verdienſte um den Staat, die aber vielfach nur 
in einem groͤßeren Darlehn an die ſtets geldbedürftigen Landesherren beſtanden. 

Ein ſolcher Adelshof, Burgfreiheit Nr. 84, heute Poſtſtraße Nr. 15 gelegen, 
kam nach dem Tode ſeines Beſitzers, des Geheimen Kriegsrats und Stadtpräfidenten 
von Hippel, im Jahre 1796 zum Verkauf. Leider kaufte der Staat das Grund— 
ſtück nicht ſofort aus erſter Hand, fondern erſt im Jahre 1797 von einem Swiſchen⸗ 


9 . der Beſetzung Oſtpreußens durch die Ruſſen im Siebenjäbrigen Kriege. 

*) In Koͤnigsberg gebräuchlicher Ausdruck für einen mit Holzbohlen bedeckten Graben odet 
Rinnſtein. 

20) Markgraf Albrecht von Brandenburg⸗ Ansbach war 1511—1525 letzter preußiſcher Hochmeiſter 
des Deutſchen Ruterordens, 1525 — 1567 exiter Herzog von Preußen. Als ſolcher hat er ſich große 
Verdienſte um das heutige Oſtpreußen erworben. U. a. iſt er der Stifter der Königsberger Univerſität. 
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beſitzer für einen um die volle Hälfte erhöhten Preis. Das Grundrtüd hat eine wechſelvolle 
Vorgeſchichte, die überdies mit der Geſchichte des zur Erweiterung des Poſtamts 
im Jahre 1847 hinzugekauften Nachbargrundſtücks, Poſtſtraße Nr. 14, mehrfach 
verquickt iſt. Wir wollen die ältere Geſchichte der beiden Grundſtücke daher 
beſonders betrachten. 


a. Poſtſtraße Nr. 15. 


Am 29. Auguſt 1560 war dem herzoglichen Kellerknecht Baltzer 3%) Zimmermann 
zur Belohnung für treue Dienſte das »Junkerkrüglein« (heutiges Grundſtück Poſt— 
ſtraße Nr. 15 und der anſtoßende weſtliche Teil von Nr. 14) in der Junkergaſſe 
als erbliches Eigentum nach Abſterben der bisherigen Inhaberin verſchrieben worden!). 
Die Geſchäfte in dieſem Kruge ſcheinen aber trotz der perſönlichen Bekanntſchaften, 
die Zimmermann als ehemaliger herzoglicher Kellerknecht unter den bei Hofe 
bedienſteten und dort verkehrenden Junkern zweifellos hatte, nicht gut gegangen 
zu ſein, denn Zimmermann ſtarb verſchuldet. Der Landhofmeiſter Albrecht Freiherr 
zu Kittlitz erwarb das Grundſtück, das damals aus einem Hauſe nebſt Hofbau 
und Gärtchen beſtand, von den Nachlaßgläubigern und erhielt unterm 3. April 
1595 die landesherrliche Beſtätigung über den Kauf. Da das Beſitztum für— 
die Verhältniſſe eines preußiſchen Landhofmeiſters recht klein war, Kittlitz es auch 
durch Erbauung von Stall und Badeſtube noch mehr eingeengt hatte, ſo war er 
auf Erweiterung auf Koſten des ausgedehnten Gartens der angrenzenden Land— 
hofmeiſterei bedacht, die ihm, dem Landhoſmeiſter, als Amtswohnung zugewieſen 
worden war (ſ. auch weiter unten: Poſtſtraße Nr. 14). Er nahm den günſtigſten 
Zeitpunkt nach dem Ableben des Markgrafen Georg Friedrich 2) wahr und ließ 
ſich mit Verſchreibung vom 1. Dezember 1603 ein etwas über ½ Morgen großes 
Gartenſtück der Landhofmeiſterei als erbliches Eigentum ſchenken. Da die anderen 
drei Oberräte Bedenken hatten, die Schenkung allein zu vollziehen, wurde noch 
die Mitunterſchrift der Herzogin Maria Eleonora 3%) erbeten und auch erlangt, 
die damit, wie in der Urkunde wörtlich zum Ausdruck kam, die Verantwortung 
den künftigen Landesherren gegenüber auf ſich nahm. | 

Von dieſem Geſamtgrundſtück verkauften die Erben des 1604 verftorbenen 
Kittlitz den öſtlichen Teil an den damaligen Landrat und Vogt zu Fiſchhauſen, 
ſpäteren Obermarſchall Fabian von Bord. Die Grenzlinie ging durch das 
Kittlitzſche Badehaus, ein Drittel des Häuschens dem Käufer überlaſſend. 
Von nun an blieben die beiden Einzelgrundſtücke, das Kittlitzſche und das Borckſche 
(heute Poſtſtraße. Nr. 15 und 14), getrennt, bis fie 1847 zum heutigen Haupt— 
poſtgrundſtück wieder vereinigt wurden. 

Beide Hälften haben mehrfach den Eigentümer gewechſelt. Das hier zunächſt 
behandelte Grundſtück Nr. 15 beſaß im erſten Drittel des 18. Jahrhunderts der 
Baron von Kettler, von dem es 1733 auf den Obriſtwachtmeiſter, ſpäteren Obrift 
von Rüts überging. Seine Witwe verkaufte es um 1760 (für die Jahre 1758 bis 
1762 der ruſſiſchen Beſetzung Oſtpreußens fehlen die Angaben in den hier benutzten 
urkundlichen Quellen) an den Landrat, ſpäteren Kriegs. und Domänenkammer— 


80) Baltzer — Raltbafar. ö f 

3) Als Gegenleiſtung wurde dem Baltzer Zimmermann außer einem maͤßigen Zins die Ver 
pflichtung auferlegt, nebſt den Tragheimern das Fließ zu reinigen und einmal im Jahre Wachdienſt 
zu leiſten. i 

32) Markgraf Georg Friedrich von Brandenburg-Ansbach war Vormund des geiſtesſchwachen 
Herzogs Albrecht Friedrich und Verweſer des Herzogtums Preußen. Er war ein prachtliebender und 
bauluſtiger Herr. Königsberg verdankt ibm u. a. den gewaltigen, baulich bedeutſamen Weftflügel 
des Schloſſes. 

33) Maria Eleonora, die Gemablin Albrecht Friedrichs, war eine geborene Prinzeſſin von Kleve. 
Durch die edelihe Verbindung erwarb Preußen und fpater Brandenburg die Anwartſchaft auf die 
kleveſchen Lande und ſchließlich die ganze Rheinprovinz. 
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Direktors“) Georg Chriſtoph von Börſtel. Von der Witwe dieſes Börſtel, Regina 
Wilhelmina geb. von Hoffmann, erwarb das Grundſtück durch Vertrag vom 
13. September 1779 für den Preis von 11 000 Gulden der damalige oſtpreußiſche 
Hofhalsgerichtsaſſeſſor und Kriminalrat Theodor Gottlieb Hippel. 

Hippel, bekannt als bedeutender Humoriſt und fruchtbarer Schriftſteller, war 
ein großer Sonderling. Haus und Garten hatte er ganz nach ſeinem Geſchmack 
eingerichtet. Aber feine Tür hatte er geſchrieben: »Allein und im Kleinen. — 
Mehr ſeyn als ſcheinen!« Das Haus war mit Möbeln, Gemälden, Vaſen und 
allerlei Seltenheiten bis zur Überladung vollgeſtopft. Jedes Stück hatte aber 
feine beſtimmte Bedeutung. Bei jeder Verzierung, beim Aufſtellen jedes Möbel- 
ſtücks dachte Hippel ſich etwas, für alles wußte er eine Erklärung zu geben. Die 
Gemäldeſammlung zeichnete ſich mehr durch Zahl als durch Wert aus. 

Nach Hippels Tode hatte man nichts Eiligeres zu tun, als ſein Haus zu 
verkaufen, und da es ſchon ein Jahr darauf an den Staat weiter veräußert und 
für Poſtzwecke eingerichtet wurde, kann man ſich denken, daß das von Hippel 
mit ſoviel Liebe eingerichtete Heim bald nicht wiederzuerkennen war. Der Kriegsrat 
Scheffner, Hippels Freund, äußert ſich hierüber in ſeiner eigenen Lebensbeſchreibung 
mit folgenden Worten: »Erxwachte Hippel, wie einſt Epimenides, wie würde ihm 
zu Mut werden, wenn er erführe, ſein ehemals mit faſt übertriebener Sorgfalt, 
oft ſpitzfindig ſomboliſch eingerichtetes und aufgeſchmücktes Haus ſei zuerſt in die 
Hände eines Mannes gefallen, der nicht zu ſeinen Lieblingen gehörte, und von 
dieſem mit großem Vorteil zum Poſthauſe verkauft worden — wenn er ſähe, 
wie die zum letzten Behuf nötigen Einrichtungen alle ſeine Anlagen von der Dach— 
ſpitze an bis zum Fundamentgewölbe zerſtört — beſonders aber, wenn er ſähe, 
wie ſeine angeblich zum Teil male parta ſchon wirkliche male dilapsa sunt. 
Könnte man es ihm verdenken, wenn er in ſein immer mehr verfallendes Monument 
auf dem Kirchhofe vor dem Steindammer Tor zurückeilte?« 

Die Akten melden über dieſen Grundſtückshandel, daß die Hippelſchen Ver— 
laſſenſchaftskuratoren, Kriminaldirektor Jacob Theodor Lilienthal und Kriminalrat 
Friedrich Auguſt Stägemann, Hippels Haus durch Vertrag vom 30. Juli 1796 
an den Geheimen Juſtiz⸗ und Tribunalsrat Ernſt Gottlieb Goſſow für das Meiſt⸗ 
gebot von 10 200 Talern verkauften. Goſſow erblickte aber, wie wir ſchon wiſſen, 
in dem Hauſe nur einen Handelsgegenſtand und verkaufte es ſchon am 24. Sep⸗ 
tember 1797 weiter an den Staat. 

In der äußeren Form blieb Hippels ehemaliges Wohnhaus noch ſehr lange 
unverändert 35). Erſt im Oktober 1850 wurde es abgebrochen und durch einen 
Neubau erſetzt. 

Den Kaufvertrag vom 24. September 1797 ſchloß namens des General- 
Poftens der samalige Vorſteher des Hofpoſtamts, Hofpoſtdirektor Wagners“), 


) Die Kriegs- und Domänenkammern waren die Vorläufer der beutigen Regierungen. Oſtlich 
des durch die Teilungen Polens ſeiner Zeit beſeitigten polniſchen »Korridorde gab es zwei Kammern, 
die Oſtpreußiſche in Königsberg und die Liiauiſche Kammer in Gumbinnen. 

3) Erhalten iſt eine Federzeichnung der alten Hofpoſtamtsgebäude aus dem Jahre 1840. 

36) Johann Ludwig Wagner war eine bemerkenswerte Perſönlichkeit. Als junger Poſtmeiſter 
in Pillau, erſt 25 Jahre alt, wagte er es, 1759 während der Beſetzung Oſtpreußens durch die 
Ruſſen Briefe des oſtpreußiſchen Oberpräſidenten Domhardt an König Friedrich den Großen zu über— 
mitteln, ja er zettelte ſogar in Gemeinſchaft mit dem Bauinſpektor Karl Ludwig Lange und dem in 
Pillau kriegsgefangenen preußiſchen Kapitän Ludwig Franz von Chambeau zur Befreiung des wich— 
tigen Seehafens Pillau und wenn möglich auch Königsbergs von den Ruſſen eine Verſchwörung an. 
Danach ſollte Pillau von der Seeſeite aus überrumpelt werden. Der beabſichtigte Handſtreich wurde 
aber entdeckt, alle drei Verſchworenen wurden zum Tode verurteilt, ſpäter jedoch zur Verbannung 
nach Sibirien begnadigt. Dort hat Wagner 4½ Jahre zugebracht. Endlich am 20. Juni 1763 
erhielt er »zu feiner großen, ja unausſprechlichen Freuden die Nachricht von feiner Freilaſſung, die 
auf Verwendung Friedrichs des Großen nach dem Frieden von Hubertusburg erfolgt war. Die von 
ihm erbetene Geldentſchädigung oder eine einträgliche Stelle erhielt Wagner zunächſt nicht. Er mußte 


Archiv f. Poſt u. Telegr. 11. 1920. 31 
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ab. Der Kaufpreis betrug jetzt 15 000 Taler, alſo rund 50 vH mehr als im 
Jahre vorher. Die bedeutende Preisſteigerung war zweifellos ungerechtfertigt, 
zumal da Goſſow offenbar keine Aufwendungen für das Grundſtück gehabt hatte 
und alle von ihm eingebrachten Ausſtattungsgegenſtände vom Verkauf ausſchloß. 
Im Vertrag heißt es u. a.: »Alle in dem verkauften Hauſe befindlichen Mobilien, 
nichts davon ausgenommen, verbleiben im Eigentum des Herrn Verkäufers, der 
dieſes Haus nur in derſelben Beſchaffenheit an das Königliche Hofpoſtamt über- 
geben wird, in welcher er es von den Herren Kuratoren des Geheimen Kriegsrath 
von Hippelſchen Nachlaſſes laut Contract vom 30 ten July 1796 an ſich gebracht 
hat, daher denn die an den Pfeilern angebrachten Spiegel, die Wandkronleuchter, 
Schaffe s'), Fußdecken und Statuen von dieſem Verkauf ausgeſchloſſen bleiben, 
wogegen die Tapeten und die in der Wand eingemauerten Gemälde bey dem Hauſe 
als Pertinenzſtück verbleiben«. 

Die Übergabe des Grundſtücks erfolgte am 31. Oktober 1797. 

Es ſind wohl zunächſt umfangreiche Umbauten der Innenräume erforderlich 
geweſen, denn wie die Akten 38) vermuten laſſen, war das alte Hofpoſtamtsgebäude 
mindeſtens noch bis 1798, das Poſtpackhaus gar noch bis 1803. im Gebrauch. 

Als der Raumbedarf nach den Kriegsjahren im Anfang des 19. Jahrhunderts 
wuchs, wurde der alte Hippelſche Pferdeſtall nebſt Wagenſchuppen auf dem Vor— 
platz abgeriſſen und an ſeiner Stelle in den Jahren 1817 und 1818 ein neues, 
do ei Stockwerke hohes, 47 Fuß langes und 33 Fuß tiefes Gebäude?“) errichtet, 
as ſechs heizbare, zum Poſtdienſtbetrieb eingerichtete Zimmer enthielt. Dieſes 
»Tafchengebäude« wurde 1850 an die damals neu gegründete Königliche Renten- 
bank für Oft- und Weſtpreußen abgetreten, 1891 aber zur dringend erforderlichen 
Straßenverbreiterung von der Stadt Königsberg angekauft und abgebrochen. 
Der nicht zur Straße gezogene Teil wurde mit dem Grundſtück Poſtſtraße 16 
verſchmolzen und wieder bebaut. 


b. Poſtſtraße Nr. 14. 


Im Mittelalter war das Gelände zwiſchen dem heute Poſtſtraße genannten 
Weſtende der Junkergaſſe, dem Steindamm, dem Geſekusplatz und der Prinzeſſin— 
ſtraße, über dieſe ſogar noch hinausreichend, unbebaut und höchſtens wohl als 
Gemüſeacker benutzt. Der öſtliche und ſüdliche, weitaus größte Teil des umfang— 
reichen Geländes, in dem etwa die öſtliche Hälfte des jetzigen Poſtgrundſtücks Nr. 14 
und der nach dem Geſekusplatz hinausgehende, jetzt durch den Neubau beſetzte 
ehemalige Poſtgarten mit enthalten find, ſcheint bereits um die Mitte des 16. Jahr⸗ 
hunderts oder noch früher ſchon dem Hans Jakob, des Heiligen Römiſchen Reichs 
Daeutſcher Nation Freiherrn und Erbtruchſeß zu Waldburg, als Wohnung über⸗ 
laſſen worden zu fein, denn er wohnte hier ſchon, als ihm dieſer »Hof für Unſerm 


ſein altes Poſtamt Pillau wieder übernehmen. Erſt acht Jahre ſpäter wurde ihm das durch die 
erſte Teilung Polens an Preußen gefallene Poſtamt in Graudenz verliehen. Am 17. März 1797 
erhielt er die Ernennung zum Direktor des Hofpoſtamts in Königsberg vom 1. Januar 1797 ab, 
das er noch elf Jahre lang geleitet hat. Im Jahre 1808 wurde er plötzlich verabſchiedet; ge 
ſtorben iſt er bochbetagt um 1820 in Königsberg. Val. das Buch »Johann Ludwig Wagners, 
gegenwärtig Königlich Preußiſchen Poſtdirektors zu Graudenz, Schickſale während ſeiner unter 
den Ruſſen erlittenen Staatsgefangenſchaft in den Jahren 1759-1763, von ihm ſelbſt be 
fhrieben« uſw., herausgegeben von H. Wuͤrzer im Tabre 1789 bei Friedrich Maurer in Berlin. 
Das Buch, von deſſen Inhalt das Archib für Poſt und Telegraphie 1881, S. 276, einen Auszug 
bringt, iſt recht ſelten. Ferner beſchäftigen ſich mit Wagner: Hagen in den Beiträgen zur Kunde 
nn I, von Raumers Hiſtoriſches Taſchenbuch 1892, Königsberger Hartungſche Zeitung 1896 und 
r. Haberland, Geſchichte der Stadt Pillau 1913. 

27) Schaff = Schrank, oſtpreupiſcher Ausdruck. 

80) S. Anm. 25. 

39) Auch dieſes Bauwerk iſt auf der in Anm. 35 erwähnten Federzeichnung erſichtlich. 
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Schloß in feiner Beſtallung zum Landhofmeiſter “e) vom 29. November 1565 als 
Dienſtwohnung lebenslänglich verſchrieben wurde. Aus der Beſtallung geht hervor, 
daß das Grundſtück, fortan die Landhofmeiſterei genannt, damals noch ziemlich 
roh war, denn es wurde jetzt erſt eingezäunt Die beiden nächſten Amtsnachfolger 
Hans Jakobs haben die Landhofmeiſterei nicht bewohnt, denn Hans Jakob war 
fie lebenslänglich“ !) verſchrieben, und er war nicht der Mann, ſich von feinen 
Rechten etwas nehmen zu laſſen. Bis zu ſeinem Tode mußten die Landhofmeiſter 
daher anderweit untergebracht werden. Urkundlich ſteht aber feſt, daß der dann 
folgende, uns als Eigentümer des Grundſtücks Poſtſtraße Nr. 15 und eines Teiles 
von Nr. 14 ſchon bekannte Landhofmeiſter Albrecht Freiherr zu Kittlitz die Land— 
hofmeiſterei innegehabt hat. Kittlitz war auch, wie wir gleichfalls ſchon wiſſen, 
der erſte, der ſich ein Stück der Landhofmeiſterei anzueignen wußte, und zwar zur 
Vergrößerung ſeines angrenzenden Privatbeſitzes. 

Nicht anders verfuhr der Obermarſchall Fabian von Borck, nachdem er den 
weſtlichen Teil des Kittlitzſchen Grundſtücks erworben hatte (ſ. oben). Zur Ver⸗ 
größerung ſeines Beſitzes erhielt Borck am 14. Februar 1628 unentgeltlich ein 
weiteres Stück des Landhofmeiſtereigartens und gleichzeitig eine Verſchreibung über 
ſein fortan »Borckenhof« genanntes Beſitztum, in der ihm u. a. auch die Gerichts- 
barkeit verliehen wurde. Die Grenzen des Borckenhofs werden in der Verſchreibung 
folgendermaßen feſtgelegt: »Erſtlich von dem einen Dritttheil der Badſtuben, ſo 
er mit zu dem Raum von des Herrn von Kitlitzen Erben an ſich gebracht, anzu— 
fangen, die Länge an der Junker⸗Gaſſen bis an Unſern Garten, welcher zu Unſers 
Hof⸗Meiſters Hauſe gebrauchet wird, einhundertdreyundachtzig und eine halbe 
Werk⸗Schu, von ſelbigem Ort die Quer an geſagtem Hof⸗Meiſters Garten ein- 
hundertvierunddreyßig Werk- Schu, von dieſem Ort wieder die Länge an des Hof— 
Meiſters Garten nahm Steintham zweyhundertſiebenzehn Werk⸗Schu, von da am 
Steintham etwas die Quer neunundzwantzig Werk- Schu, von dannen wiederumb 
etwas in die Länge bis an den Stein, welcher Borcken und des Herrn von Kitlitzen 
Erben ſcheidet, ſiebenundfünfzig Werk. Schu, und von dieſem Stein die Wand in 
der oft geſagten Erben Hof und Bau-Stäte durch die Bad⸗Stube durch, fo an 
der Junker⸗Gaſſen ſtehet und der Anfang gemachet worden, einhunderteinunddreißig 
und eine halbe Werk-⸗Schu, wie ſolches der durch Unſern geſchworenen Land-Meffer 
gefertigte und bey Unſerer Regiſtratur vorhandene Abriß“) klärlich ausweiſet 
und einhält. | — 

Ein Widerſpruch gegen dieſe abermalige Abbröcklung eines Teiles der Land- 
hofmeiſterei wurde nicht erhoben, weil — auch Borck hatte den Zeitpunkt zur 
Vergrößerung ſeines Beſitzes auf Koſten des kurfürſtlichen Grundeigentums klug 
gewählt — der bisherige Landhofmeiſter Friedrich Burggraf zu Dohna verſtorben 
war und ſein Nachfolger, der erſt am 15. Februar 1628 zum Landhofmeiſter 
ernannte bisherige Obermarſchall Andreas von Kreytzen keinen Wert auf die Land- 
hofmeiſterei legte, denn er blieb in der Obermarſchallei (am heutigen Berpplatz) 
wohnen, wo er ſeinerſeits reichlich für »Kompenfationen« ſorgte. | 

Später wurden noch wiederholt Teile des Landhofmeiſtergrundſtücks abge- 
trennt. So wurde 1648 ein Gartenſtück (am ehemaligen Poſtgarteu) heraus 
geſchnitten und dem auf dem angrenzenden Steindamm wohnenden Chriſtian 
Hochſchild zugeteilt; am 19. Oktober 1654 erhielten deſſen Nachbarn, der Tuch⸗ 
bereiter Chriſtoph Beyer und die Witwe des Andreas Zeidler, gegen Zinszahlung 
einen 114 Schuh langen und 23 Schuh breiten Streifen, der von der Ecke des 

im Winkel in den Landhofmeiſtereigarten hineinſpringenden Hochſchildſchen Zaunes 


0) Der Landhofmeiſter war der ranghöchſte der vier preußiſchen Oberräte (vgl. Anm. 26). 
45) Hans Jakob lebte nach einer Nachricht noch 1590. Nach einer anderen Quelle ſtarb er 
bereits 1586. . | | | 
2) Der Abriß fehlt in den Akten. 
31® 
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bis zum Borckenhof ging, um die gerade Linie und damit das gute Ausſehen 
des Gartens wieder herzuſtellen, wie die Begründung in der Verſchreibung eigen. 
artig genug lautet. 

Im Laufe der Jahre war das in der Gegend der heutigen Prinzeſſinſtraße 
ſtehende Wohnhaus der Landhofmeiſterei recht baufällig geworden, ſo daß es 
1661 abgebrochen werden mußte. Man wies den Landhofmeiſtern daher andere 
Wohngelegenheiten zu. Für das umfangreiche Grundſtück hatte man zunächſt 
keine rechte Verwendung. Vermutlich wurde es von einer in Königsberg woh ⸗ 
nenden Prinzeſſin wirtſchaftlich benutzt, worauf auch der Name der Prinzeſſin⸗ 
ſtraße zurückzuführen ſein mag. Schließlich fand ſich aber ein Liebhaber für die 
alte Landhofmeiſterei. 

Inzwiſchen hatten die Borckſchen Erben am 10. Oktober 1681 den Bordenhof 
an keinen Geringeren als den Feldmarſchall Freiherrn von Derfflinger verkauft, 
deſſen Erben nach feinem am 4. Februar 1695 erfolgten Tode das Grundſtück 
am 12. April desſelben Jahres an den General Johann Albrecht von Barfus 
weiterveräußerten. Dieſer offenbar auf die Erweiterung ſeines Grundbeſitzes ſehr 
bedachte Herr warf fein Auge fofort auf die ehemalige Landhofmeiſterei. Junächſt 
wurde ihm als Belohnung für geleiſtete Kriegsdienſte am 7. Juli 1698 der 
untere, ſüdliche Teil der Landhofmeiſterei (alſo der ſpätere Poſtgarten) als erbliches 
Eigentum verſchrieben, und zwar mit allen Rechten, die er über den Borckenhof 
beſaß, die Gerichtsbarkeit mit eingeſchloſſen. Dieſer Zuwachs grenzte, wie die 
Verſchreibung ſagt, im Weſten an die Grundſtücke des Steindamms, im Süden 
an die Altſtadt (alſo an den heutigen Geſekusplatz), die halbe Oſtſeite ging bis 
an den e und die daſelbſt erbaute neue Brücke (die Gegend der beu- 
tigen oberen Kantſtraße), die andere Hälfte bis an die Grenze des Borckſchen 
Grundſtücks. Am 27. Auguſt 1699 kaufte Barfus noch den Reſt der Landhof— 
meiſterei, alſo den vorderen (nördlichen) Teil von der erwähnten Brücke bis zur 
Junkergaſſe, für 2400 Gulden polniſch zu 30 Grofchen. Die Junkergaſſenſeite 
dieſes Zuwachſes reichte vom Borckenhof bis zur Bauſtätte des Kammerverwandten 
(urkundlich auch Kammeraſſeſſor genannt) Jagemann, deſſen Grundſtück vermutlich 
die heutige Nr. 15 der Junterſtraße war. Die Verleihung der Gerichtsbarkeit 
über dieſen neuen Zuwachs des Borckenhofs an Barfus iſt zwar in der Ver— 
ſchreibung nicht beſonders ausgeſprochen worden, ſie wurde aber, wie aus den 
Akten unzweifelhaft hervorgeht, von den Beſitzern des Borckenhofs tatſächlich 
ſtändig ausgeübt. Ausdrücklich behielt ſich der Kurfürſt beim Verkauf nur vor 
»die Durchfahrt der neuen Brücke hinter Unſerer Reſidenz nach der Junker Gaſſe 
werts über dieſen Dlaß«. Von dieſem Neuerwerb wurden die dem Eigentümer 
unbequem gelegenen Streifen zu beiden Seiten der Durchfahrt (der heutigen 
Prinzeſſinſtraße) ſpäter nach und nach verkauft. | 

Der Borckenhof hat noch mehrmals den Eigentümer gewechſelt. Zunächſt 
vermachte ihn der Reichsgraf Karl Friedrich von Barfus durch Teſtament vom 
24. Juni 1741 dem Geheimen Rat und Kammerdirektor Philipp von Roſey, 
deſſen Witwe und Erben ihn am 2. Januar 1746 für 10 000 Gulden preußiſch 
an den Oberſtleutnant Carl von Roſey verkauften. Da dieſer nicht über die 
erforderlichen Geldmittel verfügte, ſo bezahlte für ihn der Lizentrat Friedrich 
Wilhelm Schartow den Kaufpreis. Von den 10 000 Gulden ſcheint der Oberſt— 
leutnant von Roſey aber nur 2900 an Schartow abgezahlt zu haben, denn 
dieſer wurde für den Betrag von 7 100 Gulden von Roſey als Mitbeſitzer, und 
zwar für die Hälfte des Grundſtücks, angenommen. Beide verwalteten nun den 
Borckenhof gemeinſchaftlich und zogen die Nutzungen aus ihm je zur Hälfte. 
Der eigenartige Zuſtand wurde dadurch beendet, daß Roſey am 2. September 1749 
den ganzen Borckenhof für 14200 Gulden an Schartow verkaufte, und dieſer 
noch einen Betrag von 7 100 Gulden für die andere Hälfte des Beſitztums an 
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Roſey zahlte, der laut Akten am 21. Oktober 1749 über dieſen Betrag quittierte. 
Schartow machte mit dem Kauf gleichfalls ein gutes Geſchäft, denn ſchon wenige 
Monate ſpäter, am 14. März 1750 (Beſtätigung vom 2. April 1750), ver⸗ 
kaufte er das Grundſtück für 17 000 Gulden weiter an den Wirklichen Geheimen 
Kriegsrat und Etatsminiſter Johann Friedrich von Lesgewang. 

Lesgewang nahm ſich des Borckenhofs, den die Vorbeſitzer nur als Handelsware 
betrachtet hatten, endlich ernſthaft an. Inzwiſchen waren nämlich auf der ehe⸗ 
maligen Landhofmeiſterei, namentlich auf dem unteren, von den Anwohnern faſt 
als vogelfrei betrachteten Teil, arge Mißſtände eingeriſſen. Lichtſcheues Geſindel 
trieb dort ſein Weſen, und die aus dem Gefängnisturm am Altſtädtiſchen Hoſpital 
(auf dem heutigen Geſekusplatz) entwichenen Sträflinge nächtigten dort. Die An⸗ 
wohner des Steindamms hatten ſogar einen Fahrweg nach der Schloßbrücke her— 
über angelegt und an ihren Hinterhäuſern Aborte auf dem Lesgewangſchen Grund 
und Boden erbaut, ſo daß nach Lesgewangs Angaben bei ungünſtigem Wind in 
ſeinem Hauſe kein Fenſter nach dem Steindamm zu geöffnet werden und niemand 
im Garten hauſen konute. Schon der Oberſtleutnant von Roſey war hiergegen 
eingeſchritten, aber er wie auch Schartow hatten den ſchließlich angeſtrengten 
Rechtsſtreit in mehreren Rechtsgängen verloren. Sowohl der Magiſtrat (durch 
Urteil vom 11. September 1747) wie auch das Hofgericht (durch Spruch vom 
28. April und vom 6. Mai 1749) und eine königliche Verordnung (vom 12. Mai 1749) 
hatten den Anwohnern Recht gegeben. Lesgewang, der auf dem Borckenhof 
dauernd zu bleiben gedachte, griff die Sache gründlicher an. Er wandte ſich, da 
er vom Magiſtrat »eine zwar auf Schrauben geſetzte, in eſlectu aber abſchlägige 
Antwort« erhalten batte, unter Vorlegung der Verſchreibungen von 1628, 1698 
und 1699 an den König, der eine Abordnung mit der Schlichtung der Sache 
betraute. Es kam am 1. Mai 175! ein Vergleich zuſtande, wonach Lesgewangs 
Hauptgegnerin, die Chirurgenwitwe Anna Regina Krauſe, und ihre beiderſeitigen 
Nachbarn, die Schuſter Reinhold Kuhncke und Chriſtoph Sieren, auf den Durch— 
gang vom Steindamm zur neuen Brücke verzichteten und Pforten, Torwege und 
Aborte am Prinzeſſinplatz zu beſeitigen verſprachen. Lesgewang zahlte der Witwe 
Krauſe 200 Gulden Entſchädigung für die gehabten Prozeßkoſten, worüber die 
Krauſe unterm 3. Mai 1751 Quittung leiſtete. 

Seinen Grundbeſitz beſtimmte Lesgewang im Teſtament vom 28. September 1758 
zu einem Stift für vier adlige Damen, deren Zahl ſpäter vermehrt wurde. Auch 
die althergebrachte Gerichtsbarkeit wurde dem Stift durch königlichen Erlaß vom 
31. Juli 1769 verliehen, und zwar über die Grundſtücke Burgfreiheit Nr. 85 
lietzt Poſtſtraße Nr. 14), Nr. 86 (Junkerſtraße Nr. 18), Nr. 87/88 (Prinzeſſin— 
ſtraße Nr. 3) und Nr. 89 (Prinzeſſinſtraße Nr. 1). Die letzten drei Grundſtücke 
waren feiner Zeit bereits von der Familie Barfus veräußert worden (f. oben). 
Von dem Stiftseigentum, Burgfreiheit Nr. 85 (Poſtſtraße Nr. 14), wurde durch 
Vertrag vom 21. Dezember 1765 noch das öſtlich an der Junkerſtraße gelegene, 
93 Fuß lange Stück für 8 600 Taler an den Konſiſtorialrat Johann Jacob Dörffer 
verkauft, das als Nr. 85½ (heute Poſtſtraße Nr. 13) bezeichnet wurde. Das 
Grundſtück iſt dadurch bemerkenswert, daß in ihm die bekannten Romantiker 
E. T. A. Hoffmann, Dörffers Enkel, und Zacharias Werner ihre Jugendjahre 
verlebt haben. 
Die Lesgewangſchen Stiftsgründe wurden, wie oben bereits erwähnt iſt, von 
der Poſtverwaltung zur Erweiterung in Ausſicht genommen, als ſich gegen die 
Mitte des 19. Jahrhunderts die Unzulänglichkeit der bisherigen Poſtdienſträume 
immer mehr fühlbar machte. Am 18. Dezember 1846 richtete der damalige 
Generalpoſtmeiſter von Schaper an den König den Antrag, das Lesgewangſche 
3 für 30 000 Taler anfaufen zu dürfen, was durch Kabinetsordre vom 

8. Januar 1847 genehmigt wurde. Der am 10. Mai 1847 abgeſchloſſene Kauf⸗ 
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vertrag brachte das Stiftsgrundſtück, damals beſtehend aus Wohngebäude, Gehöft, 
Wagenſchuppen, Stallung und Garten, in den Beſitz der Poſtverwaltung. Mit 
verkauft wurde eine alte, ſpäter am 1. November 1878 für 24 264 &] 40 Pf. ab- 
geloͤſte Holzgerechtſame vom 9. September 1628, erneuert durch Kabinetsordre 
vom 20. November 1750, nach der jährlich 20 Achtel hartes Brennholz aus den 
königlichen Wäldern zu liefern waren. Die dem Borckenhof und ſpäter dem 
Lesgewangſchen Stift verliehen geweſene Gerichtsbarkeit wurde dadurch hinfällig, 
daß um die Mitte des 19. Jahrhunderts alle derartigen Vorrechte in Wegfall 
kamen. Ausgeſchloſſen vom Verkauf wurden die Grundzinſen, die dem Stift von 
den ehemals zum Borckenhof gehörigen und der Lesgewangſchen Gerichtsbarkeit 
bis zuletzt unterworfen geweſenen Grundſtücken zufloſſen. Es waren das damals 
die Häuſer Poſtſtraße Nr. 13, Junkerſtraße Nr. 18 und 19 und Prinzeſſinſtraße 
Nr. 1 bis 4. 

An Laſten mußte die Poſtverwaltung die Unterhaltung der Röhrenleitungen 
übernehmen, die das Stift mit Waſſer aus dem Oberteich verſorgten und ander— 
ſeits die Abwäſſer in den Schloßgraben ableiteten. Da an der Waſſerleitung noch 
andere Grundbeſitzer teilnahmen, die das für ihre Häuſer erforderliche Waſſer 
durch »Anſpitzung« der Röhren entnahmen, fo mag es an Verdruß und Wei— 
terungen nicht gefehlt haben. Anderſeits floß der Poſtkaſſe eine geringe Ver⸗ 
gütung dafür zu, daß dem Beſitzer der im ehemaligen Kantſchen Garten an der 
Ecke der Prinzeſſin⸗ und der Schloßſtraße eingerichteten Badeanſtalt erlaubt war, 
das aus dem Badehaus abfließende Waſſer in die Röhren des Poſtgrundſtücks 
zu leiten. Eine weitere Laſt iſt die noch heute »und bis auf ewige Zeiten⸗ 
erfolgende Lieferung von 10 Achtel Brennholz jährlich in A Weiß; 
buchenkloben an das Stift. 


c. Das vereinigte Grundſtück Poſtſtraße Nr. 14 und 15. 


Nun hatte die Poſt ein geräumiges Heim, das, wie man hoffte, bis in ferne 
Zeiten dem Verkehrsbedürfnis genügen würde. Man war deſſen auch nach dem 
Hinzukommen der im Jahre 1850 errichteten Ober⸗Poſtdirektion fo ſicher, daß 
die Poſt, wie oben geſagt, in demſelben Jahre das ſogenannnte Taſchengebäude nebſt 
einem kleinen Schuppen auf dem ehemals Hippelſchen Grundſtück Nr. 15 unent⸗ 
geltlich an die Rentenbank für Oft- und Weſtpreußen abtrat, die dort bis 1891 
ihr Heim hatte. Auch ſpäter traten mehrfach Verluſte an Grundfläche ein. Im 
Jahre 1868 wurde ein Streifen des Gartens am Kantberge von 148 Fuß Länge 
und durchſchnittlich 30 Fuß Breite zur Erweiterung der Kantſtraße und Schaffung 
des heutigen Geſekusplatzes““) an die Stadt unter der Bedingung verkauft, daß 
der Streifen nie bebaut werden dürfe. Ferner wurde ein Geländeſtreifen an 
der Poſtſtraße 1881 der Königsberger Pferdeeiſenbahngeſellſchaft zur Legung 
ihres Geleiſes mietweiſe überlaffen. Im Jahre 1910 wurde der Streifen ent- 
eignet und endgültig zur Straße geſchlagen. 


Die örtliche Lage des Grundſtücks war zunächſt nicht allzu günſtig. Es lag 
ganz und gar nicht im Mittelpunkt der Stadt. Auch darf man nicht vergeſſen, 


00 Das 1803 abgebrochene Haus Prinzeſſinſtraße Nr. 3 war dadurch bemerkenswert, daß in 
ihm, wie eine Gedenktafel beſagt, Immanuel Kant von 1783 bis zu ſeinem Tode (12. Februar 1804) 
wohnte und lehrte. 

4) An Stelle des Geſekusplatzes war ehemals ein Gewirr von alten Gäßchen, Winkeln und 
Türmen. Der Poſtgarten war gegen die auch in den Geſekusplatz mit einbezogene Schloßdamm— 
gaſſe durch den von Pappeln umſäumten, arg vernachläſſigten Schloß und Stadtgraben begrenzt, 
von dem der oberſte Leiter des Poſtweſens, Handelsminiſter von der Heydt, bei feiner Anweſenbeit in 
Königsberg aus Anlaß der Königskrönung im Jahre 1861 äußerte, daß er »kloakenmäßig, Gefichte- 
wie Geruchsſinn beleidigende ſei. Noch in den 1860er Jabren wurde der Garten durch eine Mauer 
abgeſchloſſen, die erſt beim Neubau im Jahre 1903 fiel. 
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daß Kantſtraße und Geſekusplatz erſt in der zweiten Hälfte der 1860er Jahre 
entſtanden ſind, und daß bis dahin an Stelle der Kantſtraße die enge, ſteile und 
mehrfach ſtark gekrümmte Straße »Am Danziger Keller«*5) die nächſte Verbindung 
mit der Altſtadt herſtellte. Erheblich weitere, doch keineswegs bequemere Wege 
nach der Altſtadt ſtellten Steindamm und Koggenſtraße bzw. Junkerſtraße und 
Schloßberg her. Für den im Kneiphof und in der Vorſtadt ſitzenden Großhandel 
gar war das Poſtamt ganz abgelegen Günſtig lag es nur für die ehemalige 
Burgfreiheit und den damals noch venig bebauten Tragheim“) ſowie für den 
Steindamm, eine der ehemaligen Freiheiten der Altſtadt. Erſt die neueſte Zeit 
mit ihrem Zuge nach dem Weiten?) hat das Hauptpoſtgrundſtück mehr nach der 
Mitte der Stadt gerückt. Weniger fühlbar für die Allgemeinheit wurde die 
Lage auch durch Einrichtung von drei Stadtpoſtanſtalten (Königſtraße, Sad 
heim und Kneiphof) und einer Bahnhofspoſtanſtalt im Jahre 1865. 

Ein Übelſtand allerdings trat erſt im Laufe der Jahre mit der Zunahme des. 
Verkehrs hervor, nämlich die Lage des Poſtgrundſtucks an der Abdachung der 
ſogenannten Samländiſchen Platte nach dem Pregeltal. Infolgedeſſen ſind die 
hauptſächlich in der Altſtadt befindlichen Modewarengeſchäfte genötigt, ihre zahl— 
reichen Pakete den Bergabhang hinaufzuſchaffen, während die Poſt die Paket— 
maſſen vald nach ihrer Annahme wieder hinunter und zum Bahnhof befördern 
muß. Bis zum Jahre 1903 war es noch erheblich ſchlimmer, indem auch 
die ankommenden Päckereien den Berg hinauf- und bei Beſtellung oder Abholung 
wieder hinabzubefördern waren. Hierin hat feit 1903 der Neubau am Geſekus— 
platz, der außer dem Telegraphenamt u. a. auch die Ankunftspackkammer aufnahm, 
Beſſerung gebracht. Leider iſt ihm aber der ehemalige Lesgewangſche Park und 
ſpätere Garten des Ober⸗Poſtdirektors zum Opfer gefallen. 

Das ſtetig wachſende Raumbedürfnis hat auch dieſer Neubau nur für kurze 
Zeit zu befriedigen vermocht. Durch die bevorſtehende Verlegung der Ober-Doft- 
direktion in ein eigenes Gebäude und durch Inbetriebnahme des neuen Bahnhofs 
poſtamts, das auch den Päckereibetrieb zum großen Teil aufnehmen ſoll, wird 
das Hauptpoſtgrundſtück aber ſoweit entlaftet werden, daß es dem Verkehrs— 
bedürfnis vorausſichtlich wieder für lange Zeit zu genügen vermag. N 
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Von Poſtrat H. Herzog in Berlin. 


Wie in anderen Ländern ſo dienten auch in Schweden die erſten Einrichtungen 
zur Briefbeförderung nicht der Allgemeinheit, ſondern dem Herrſcher und der 
Regierung. Kundmachungen hierüber ſind bis zum Jahre 1500 zurück vorhanden. 
Poſten im heutigen Sinne dagegen, alſo Verkehrsein richtungen, die die Beförderung 
von Briefen für jedermann übernahmen, ſind in Schweden zuerſt im Jahre 1620 
nachweisbar. Urkunden, die dies bezeugen, ſind in der großen Archivſammlung 
aufgefunden worden, die lange Zeit hindurch auf Axel Oxenſtiernas Schloß Tidoͤ 
in Weſtermannland aufbewahrt, 1848 aber an das ſchwediſche Reichsarchiv ver- 


% So genannt nach dem Danzker, dem ehemaligen als Abort. und zugleich als Verteidigungs- 
anlage erbauten Außenturm des Schlaeſſes. 

46 Vom pruzziſchen Trak-keim, das ein Dorf auf einer durch Brand entſtandenen Waldlichtung 
bezeichnet. | 

47) Infolge der vorherrſchenden Weſtwinde und des Rauchzuges nach Oſten baut man überall 
die Wohnungsviertel nach Weſten heraus, während die gewerblichen Anlagen vorwiegend im Ofen 
entſtehen. | | | 
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kauft wurde. Die eine Urkunde iſt ein Schreiben, das der in Hamburg als 
ſchwediſcher diplomatiſcher Agent tätige Holländer Leenart van Sorgen am 21. fe 
bruar 1620 an eine Perſönlichkeit in Schweden, nach Anſicht der ſchwediſchen 
Poſtverwaltung an den Kanzler Axel Oxenſtierna, gerichtet hat. Die zweite Ur- 
kunde iſt eine Briefgebühren-Abrechnung des Poſtmeiſters Jacob Kleinhans in 
Hamburg über. die in der Zeit vom 28. Juli 1620 bis 15. Juli 1621 von Hamburg 
nach Stockholm verſandten Briefe von Privatperſonen. Die ſchwediſche Poſtver⸗— 
waltung ſchließt aus dieſen Urkunden, daß ſchwediſche private Poſten zuerſt am 
28. Juli 1620 befördert worden ſeien, und zur Feier der 300 jährigen Erinnerung 
an dieſe poſtgeſchichtliche Begebenheit hat ſie jetzt in einem Heft »Svensk Poſt, 
1620) Nachbildungen der beiden Urkunden nebſt erläuternden Bemerkungen ver- 
öffentlicht. Die Urkunden, die für deutſche Fachkreiſe auch deshalb von Bedeutung 
ſind, weil ſie über die erſte Poſtverbindung zwiſchen Deutſchland und Schweden 
Auskunft geben, haben folgenden Wortlaut: 


J. 
Wolgeborrn Seer Eedle geſtrenge Heere. 

Nach erbietungh meinen ganſch vnterthänigen dienſt ich bin etsleiche wochen 
in Niderlant geweeſen, vndt (godt lob) geſont anhero widerumb angelangt, vndt 
finde hier bi mihr den Eedlen Heere Johan Rutgers, meinen ganſch vertrawten 
freundt, der ſelbige hatt mihr E. g. Schreiben von 3. Januarij auß Stockholm 
vberantwort vndt darneben den inholt muntleich Confirmiert wie ſijne ko: Mut. 
genedich geſinnet ſindt eine poſt ſwiſchen der ſweediſchen reichs grentſen marquere 
(Markarvd) vndt duſſe ſtadt Hamborgh anzuordnen welches Conceptum löbleich 
iſt weil ſeiine ko: Met allenthalbz ſeijne verwantſchafft vndt abgeſanten hatt, kan 
durch den mittel ſeijne ko: Mit ſtedes, waß durch ganſch Europa paſſiert, ver 
wiſſert ſejn, iſt auch nicht weiters nötigh, den auff duſſe ftadt, weil von hie 
wochentleich preciſe poſten vndt botten abgehen nach Italia, Hiſpania, Vrantcreich, 
Engelant, vndt durch ganſch Teutslant, biß in Bohemen, Scleſien, Oöſterreich 
vndt Hungarien, damit alle brieven ganſch ſicher können expediert wurden. An- 
langent mein bedenckent hier auff, eß wehr wol zu thun, aber de anordnungh wil 
große muhe geben erbiete mich den noch zu allen, waß zu ſeijne lo: M:t vndt 
E. g. dienſt ondt wolgefallen geſchen kan weil ich auch durch relation von den 
Eedlen Heere Johan rutgers verſtanden daß fine ko: Mit vndt E. g. in genadiges 
Contentament meinen geringen dienſt biß hero haben auff vndt angenhomen. 

De ordnung den duſſen poſt, ſol mihr duncken am beſten tho ſijn eben die 
ſelbige, wie man in Italia, Teutſchlant, Vrancrijck vndt Hiſpania gebraucht daß 
man die ordonieren von ein ander 5. 6. oder 7. mailen, nach gelegenheigt des 
vorths, vndt man ſchicket de brieven forth in einer valiſa (Felleiſen) verſchloſſen, 
die wurden durch ein friſch pfeert vndt friſch man von der eine poſt an der ander 
gebracht vndt alfoo vber nacht vndt tagh erpediert, wurden auch die poſten gelecht 
auß de ſtetteren (Städten), damit deß nachts die verſchloſſenen ſtetteren kein im- 
pedimentum ſollen geben, vndt iſt gewis, wan es richtigh geordnet iſt, vndt ge⸗ 
bürleich forthgehet, ſollen in 5 taghen de brieffen von hie an def Sweediſchen 
reichs grentſen ſeijn, iſt aber auff duſſe poft keine ſichre rechnung zu machen, wie 
anderwegen, weil daß waſſer driemahl paſſieren muſſen, welches durch ongewitter, 
eiſß vndt anders mehr kan impediert wurden ſonſt hatt man hie wochentleich 
brieven auß den Hage in 6 Tagen, von Collen in 5 taghen, von Francfrt, Antorff 
(Antwerpen), Heidelbergh, Praga in 8 tagen, von Paris in 13 taghen, von 
Lisbong in 18 taghen, von Cicilia, Venedigh, Roma in 3 wochen. 

) Der vollſtändige Titel der Schrift lautet (in deutſcher Überfegung): Die erſte vom ſchwediſchen 


Staat angeordnete Poſtbeförderung von Privatbriefen. Zur 300 jährigen Erinnerung. Mit Akten- 
ſtücken und Bemerkungen herausgegeben von der ſchwediſchen Generalpoftverwaltung. Stockholm 1920. 
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Weil den duſſe poſt gehen muß durch daß köningreich denemercken, vndt durch 
Holſtein, kan ſolches nicht geſchen ohne wiſſen von ehre kon: Met in denemercken 
vndt den durchleutigen Hertzoge von Holſtein, wehr mihr derwegen von nöthen 
nebens ample Inſtruction brieven von faveur von ſijne kon: M:t an ehre ko: 
Mit in denemercken, vndt ann den deurleuchtigen Hertzoge von Holſtein vber 
duſſe ſache, fol dan durch commandement von ehre ko: M:t vndt deurchleuchtige 
genade, an ehre Amptleuten, ſolchen poſt am beſten vndt ſicherſten angeordnet 
vndt continuiert wurden. 

Anlangent de onkoſtungh weß der auff ſolte gehen, kan nicht gewiß ſagen, 
ſondern nach Juformation von de ander poſten alles Calculiert ſolte wochentleich 
hin vndt wider vber 30 reichtsthaller, iſt ongefehr 1600. a. 1700 reichsthaller 
in daß Jahr koſten, dan jeder woche hatt jeder poſt ſwoomahl ſein officium, weil 
jeder roß, wan eß ſeine brieff an deſtinierten orth hatt bracht, widerumb ledich 
zurucke gehet, damitt hat ſeijne ko: M:t keine ander poſten oder botten nötigh, 
vndt wurden alle brieffen nicht allein preciſer expediert, den wol jemahl durch 
expreſſe botten iſt geſchen, ſondernn eß geſchicht wochentleich, wil den auch 100 
oder 150 reichtaller auff gehen fur onkoſtungh ehe den alles angeordnet iſt, diß 
iſt auff alles mein bedencken wan diß ſeijne ko: M:t genedichſt gefallen thut, vndt 
ich hier zu abſolute commiſſion habe, ſol den ſolches in aller diligentia procuriren, 
daß eß ſolte angeordnet wurden. Mocht auch gernn wiſſen, ob eß ſeijne ko: Mit 
genediges wolgefallen mochte ſeijn daß de kauffleute hie vndt zu Ambſterdam, 
ſoo ihre negotia haben in daß koninreich Schweeden, ihnen von ditto poſt auch 
ſolten dienen, vndt ob die brieffe auff niekopingh, norcöpingh, zurcöpingh, Telgen 
vndt Stockholm ſicher ſollen beſtelt wurden. 

Wil auff alles ſijne ko: Metz genadige reſolution vndt E. g. reſcription 
erwarten, von newes referire mihr auff deß Hernn rutgerfio ſeijne nebengehende 
Aviſen wil dan godt bitten vmb ſeijne ko: Met in Langwehren geſondheit vndt 
geluckige regerungh zu conſerviren nebe E. E. g. Wolgebornn ſeer Eedle geſtrenge Heere 
bleibt denſelben nach vntertanige ſalutation in ſijn heyligen ſchuts empfohlen, 
In Hamborgh den 21 Februarij 1620 

E. E. W. Dr 
Leenart van Sorgen. 


II. 


Vertzaichnus was wochentlich von denen Kaufleute Brieffe Empfang ſo nun 
Ein Jahr mit Ihre Maij: ts von Sweden Poſt aus Hamburg nach Stocholm 
Comen vnd bis pf ſelbige grentze ſeind Betzalt worden. 


ſſ 

1620. Aj 28 Julio p Ein Brief. 4 
adj 1 Auguſte p 3 Brief .... 12 
ir. 12 

18 ditto w: 12 
r 8 

adj Primo Septembr ........ 4 
I DI: ade 16 

13: DIR: ass 12 

22 ditto null. Zu 
is 12 

Mi 6 October 14 
13. dite 12 
dite 4 
ieee 16 


(Seite . . .. ſſ 138) 
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| (Übertrag... . ſſ 138) 
adj 4 Novembr ............ 12 


iii 20 

18 ditt o 40 
e 24 
Adj 2 Decembr V wPO 30 
9 ditttt ooo . 24 

16 ditto ii ꝓꝙ ̃ſ ꝑ(Cẽ . 16 
did 20 
Ao 1621 U. 5 Janner p 2 Brief..... 8 
' 12: dite — 28 
20 Dittes 16 
ee 12 

adj 3 Febrer .. ..... u are 16 
10 ditto 11 IRRE 20 
iii 12 

24 Ditto 12 
A 3 Mert 16 
10 ditt 20 

17. DH oss 16 

24 dito ñ 8 

31 ditt · (ͥ( ir E 18 

adj 7 AprillllXlk. 12 
diere. 20 

DIL bis 8 

29 ditt 20 

adj 4 Mail wowowͤwo — 
12 ditto ſͥpuſ /m 16 
e 12 
res nd 12 

adj 3 Jun Er 
10 ditt 2.222222. 4 

16 ditto [ OÜͥ O[ O VD Dm. 4 

2 iti 16 

29 dito 8 

adj 8 Julio ſů Dp UU—L⁰P p . 18 


13 ditt . 16 


Summa. . . . ſſ 706 
Machen a 16 ſſ mark 44.2. 

Was ſonſten von den wenig Brieffen Empfangen ſo aus Stocholm alhero 
komen hab ich daruon, weil es ſo gar nichtes odler) wenig geweſen, keine Memoria 
gehalten, ſoll aber ſo es begerdt wirdt Inßkunftig auch Notiret werden. Vermeine 
Aber Ihre Maij zt, odler) die ſijenigen werden es ſo gering Achten, daß ſie ſolches 
ehe den Poſtm er dieſes Ortts, vor Sijne Extra ordje muhe (als Z ittung Koppiren, 
vnd was mehr dergeſtaldt Jußkunftig vorfallen mughte) genießen laſſen, doch ſtehet 
alles beij deroſelbe wille vnd Discretion. | 

Hans Jacob Kleinhans 
k. Poſtmeiſter In Hamburg Uff. d. Solbrug. 


Aus dem Inhalt des abgedruckten Briefes — ſchreibt dazu die ſchwediſche 
Generapoſtverwaltung — geht hervor, daß die Regierung des Königs Guſtav II. 
Adolf (des großen Koͤnigs, der im Dreißigjährigen Krieg eine ſo bedeutende Rolle 
geſpielt hat) unterm 3. Januar 1620 ein Schreiben an Leenatt van Sorgen ge— 
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richtet und ihm dabei einen Plan zur Einrichtung einer regelmäßigen Poſtlinie 
zwiſchen Schweden (von Markaryd an der däniſchen Grenze) und Hamburg über: 
ſandt hat. Seiner Antwort, dem oben wiedergegebenen Briefe, hat Leenart van 
Sorgen einen ins einzelne gehenden Vorſchlag zur Einrichtung der Poſtlinie bei— 
gefügt. Aus der Frage in dem Brief, ob es der Wille der Regierung ſei, daß 
auch Kaufleute dieſe Poſtlinie zur Abſendung von Briefen benutzen ſollten, ſchließt 
die ſchwediſche Generalpoſtverwaltung, und gewiß mit Recht, daß zu der fraglichen 
Zeit, alſo im Anfang des Jahres 1620, für die Allgemeinheit irgendeine Poſt— 
verbindung Schweden Hamburg noch nicht beſtanden habe. Hinzuzufügen wäre 
noch, daß möglicherweiſe die ſchwediſche Regierung erſt durch die Anfrage van Sorgens 
auf den Gedanken gekommen iſt, die zunächſt nur als Regierungs- und Diplomaten- 
poſt gedachte Poſtverbindung auch Privatperſonen zur Verfügung zu ſtellen. Trifft 
dieſe Annahme zu, ſo iſt van Sorgen ohne Zweifel dadurch zu ſeiner Anregung 
gekommen, daß ihm die Wirkſamkeit der in Deutſchland, den Niederlanden, Ofter- 
reich, Spanien und anderen Ländern wirkenden Thurn-und⸗Taxisſchen Poſt bekannt 
war, die ja, wie an anderer Stelle nachgewieſen, !) von ihren erſten Anfängen an 
Privatbriefe beförderte. In der Tat erwähnt van Sorgen in feinem Briefe rüh— 
mend die Tätigkeit und vor allem die Regelmäßigkeit des in den genannten Ländern 
beſtehenden Poſtdienſtes, und auch ſeine Einzelvorſchläge wegen der hamburg— 
ſchwediſchen Poſt — Errichtung von Poſtſtationen in beſtimmten Abſtänden; Pferde⸗ 
und Leutewechſel an dieſen Stationen; Beförderung der Briefe in Felleiſen — ent- 
ſprechen ganz dem, was von den damaligen Einrichtungen der Thurn-und⸗Taxisſchen 
Poſt bekannt iſt. | | 
Leider liegt die Entſcheidung, die auf den Bericht van Sorgens von de 

ſchwediſchen Regierung getroffen worden iſt, nicht im Wortlaut vor, da die Re— 
gierungsakten gerade aus dem Jahr 1620 beſonders unvollſtändig und zum Teil 
abhanden gekommen find. In welchem Sinn aber die Entſcheidung — wahr— 
ſcheinlich im Spätfrühling 1620 — getroffen worden iſt, kann nach der abgedruckten 
Abrechnung des Poſtmeiſters Kleinhans nicht zweifelhaft ſein, da nach ihr ſeit 
Ende Juli 1620 tatſächlich Privatbriefe mit der regelmäßigen Staatspoſt zwiſchen 
Stockholm und Hamburg befördert worden find. Die ſchwediſche Generalpoftver- 
waltung nimmt denn auch an, es ſei von der Regierung beſtimmt worden, 
daß die hauptſächlich für die Beförderung amtlicher Sendungen beſtimmte Poſt— 
verbindung mit Hamburg gegen Bezahlung auch für Briefe von Privatperſonen 
benutzt werden dürfe. Sie nimmt ferner an, daß von der Regierung zu— 
gleich auch Gebührenſätze für die Privatbriefe feſtgeſetzt worden ſeien, was 
daraus hervorgehe, daß Poſtmeiſter Kleinhans die Briefe mit gewiſſen feſten 
Beträgen in ſeine Abrechnung aufgenommen habe. Anſcheinend ſind für jeden 
Brief 4 Schilling gerechnet, ſo daß dieſer Betrag die Freigebühr von Hamburg 
bis zur ſchwediſchen Grenze darſtellen würde. Wo in der Abrechnung eine nicht 
durch 4 teilbare Summe erſcheint, dürfte ein Fehler vorliegen. Nimmt man 
den Satz von 4 Schilling für einen Brief an, fo kommt eine Geſamtzahl von 
rund 175 Briefen heraus, die in dem Jahr, auf das ſich die Abrechnung bezieht, 
von Hamburg nach Stockholm befördert worden find. Im übrigen läßt die Ab- 
rechnung erſehen, daß die Poſt ziemlich regelmäßig gegangen iſt. Beſondere Er— 
wähnung verdient noch die Bemerkung am Schluſſe der Abrechnung, die den 
Wunſch ausſpricht, daß für die Briefe nach Hamburg wegen ihrer geringen Zahl, 
und um dem Poſtmeiſter ein Entgelt »für extraordinäre Mühe« zu geben, von 
einer Abrechnung abgeſehen werden möge. Als derartige beſondere Arbeit wird 
in erſter Linie das »Zeittung Koppieren« genannt, woraus ſich ergibt, daß auch 
der ſchwediſche Poſtmeiſter in Hamburg neben der eigentlichen Poſtbeſorgung die 


) Vgl. den Aufſatz »Die Anfänge der Tazisſchen Poſten«, Archiv 1916, S. 298. 
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Aufgabe hatte, Nachrichten (»Zeittung«) zu ſammeln, aufzuſchreiben und mit der 
Poſt abzuſchicken. 

Sur Erinnerung daran, daß vor 300 Jahren zum erſtenmal Privatbriefe mit 
einer ſchwediſchen Staatspoſt befördert worden ſind, hat die Generalpoſtverwaltung 
in Stockholm eine Erinnerungsmarke ausgegeben, die, von Profeſſor Olle Hjortzberg 
entworfen, die bekannten Züge des Königs Guſtav II. Adolf wiedergibt und an 
den beiden Seiten die Jahreszahlen 1620 und 1920 trägt. Als Vorbild zu dem 
Bilde des Königs hat der Künſtler die von Georg Petel im Jahre 1632 aus⸗ 
geführte und von Chr. Neidhardt 1643 in Nürnberg in Bronze gegoſſene Büſte 
genommen, zu der der König ſeinerzeit ſelbſt Modell geſeſſen hat und die ſich jetzt 
im Nationalmuſeum zu Stockholm befindet. 
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Die Reichsbank im Jahre 1919. 


In Jahre 1919 wurden an die Reichsbank größere Anforderungen als je zu: 
vor geſtellt. Sie mußte an Kredit und Zahlungsmitteln weit höhere Beträge zur 
Verfügung ſtellen als in den Kriegsjahren, da ſich die Anforderungen von Jahr 
zu Jahr geſteigert hatten. Die Entwicklung ſtand im engen Zuſammenhang mit 
der Geſtaltung der wirtſchaftlichen und politiſchen Lage Deutſchlands. Während 
des ganzen Jahres blieb die wirtſchaftliche Tätigkeit insbeſondere durch Rohſtoff— 
und Kohlenmangel, durch Warenknappheit und Teuerung, durch Arbeitsunluſt und 
Streiks, durch geſteigerte Lohnforderungen von Arbeitern und Angeſtellten ſowie 
durch V Verkehrsſchwierigkeiten ſtark beeinträchtigt. In der erſten Jahreshälfte kam 
es zudem in der Reichshauptſtadt und an manchen anderen Orten wiederholt zu 
blutigen Aufſtänden. Wenngleich ſich ſpäter die innerpolitiſche Lage beſſerte und 
nach Aufhebung der Blockade gegen Deutſchland die Ernährung durch Einfuhren 
gehoben werden konnte, wurde die günſtigere Geſtaltung der Verhältniſſe in ihren 
Wirkungen doch bald wieder dadurch gehemmt, daß nach der am 28. Juni 1919 
erfolgten Unterzeichnung des Friedensvertrags von Verſailles im In- und Aus⸗ 
land die Ungewißheit über die künftige Entwicklung Deutſchlands eher zu 
als abnahm. Unter der Einwirkung dieſer Urſachen ſteigerte ſich während des. 
Jahres 1919 die Entwertung der deutſchen Wechſelkurſe gegenüber dem Aus— 
land in einem vorher nicht für möglich gehaltenen Umfang. Im Inland beſtand 
die in den letzten Monaten des Vorjahrs einſetzende ſehr große Nachfrage nach 
Zahlungsmitteln während der meiſten Monate fort. Das Reich konnte ſeine 
großen Kreditanſprüche durch Aufnahme von langfriſtigen oder dauernden An— 
leihen nur unzulänglich befriedigen, ſo daß die ſchwebende Schuld einen außer: 
ordentlichen und unerwünſchten Umfang annahm und die wie üblich bei der Reichs- 
bank flüſſig gemachten Schatzanweiſungskredite nicht wie bisher durch Anleihe— 
erlöſe teilweiſe abgedeckt wurden. Wenn ſich gleichwohl der Stand der Reichsbank 
nicht noch mehr verſchlechtert hat, ſo hängt das mit dem eigenartigen Einfluß 
zuſammen, den die an ſich 1 Lage auf den Geldmarkt ausübte. Die 
aus der Kriegszeit herrührenden, durch Ausverkauf und Auflöſung der deutſchen 
Wirtſchaft entſtandenen flüſſigen Gelder konnten, obwohl die Umſtellung der Be- 
triebe auf den Friedensſtand faſt überall erfolgreich durchgeführt war, erſt teil⸗ 
weiſe wieder beſchäftigt werden. Sie ſuchten und fanden in wachſendem Umfang 
Anlage in den von der Reichsbank abgegebenen Schatzanweiſungen des Reichs. 
Daneben konnte der Markt ſtarke Kredit. und Geldbedürfniſſe der Bundesſtaaten 
und Gemeinden ſowie die zum Teil auf die Erhöhung der Warenpreiſe und die 
beginnende Wiederbelebung der Wirtſchaft zurückzuführenden Geldanforderungen 
einzelner Kreiſe von Handel und Gewerbe meiſt unſchwer befriedigen, wenn auch 
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in den letzten Monaten des Jahres eine leichte Geldverteuerung und Abnahme der 
überreichlichen Mittel des Geldmarktes feſtzuſtellen war. | 

Der Geldumlauf nahm 1919 eine große Ausdehnung an. Insbeſondere er- 

forderten die ſtändig zunehmende Teuerung und die Erhöhungen von Gehältern 
und Löhnen für den Zahlungsverkehr immer größere Barbeträge. Demzufolge 
wuchſen auch die im Schleichhandel verwendeten Beträge, die naturgemäß ſchwer 
den Weg zur Reichsbank zurückfinden. Die Abflüſſe in das Ausland zur Bezah⸗ 
lung rechtmäßiger, hauptſächlich aber unrechtmäßiger Einfuhren ſowie zu Ver⸗ 
mögensverſchiebungen dauerten in ſehr erheblichem Umfang an. Ins Gewicht 
fielen ferner die auf Grund des Waffenſtillſtandsvertrags an die feindlichen Be⸗ 
i zu leiſtenden Zahlungen. Erwähnung verdienen auch die Ende 
1918 begonnenen, insgeſamt mehr als 1½ Milliarden Mark betragenden Sen- 
dungen von Reichsbanknoten nach Belgien, die zur Rückerſtattung der im Krieg 
aus den beſetzten Gebieten nach Deutſchland zur Gutſchrift übergeführten Noten- 
beträge dienten. Im Verkehr wurden zeitweilig die baren Kaſſenbeſtände weit 
über das übliche Maß ausgedehnt, weil infolge von Bankbeamtenſtreiks nicht mit 
regelmäßiger oder ausreichender Lieferung von Zahlungsmitteln gerechnet werden 
konnte oder weil aus ſonſtigen Gründen wirtſchaftlicher und politiſcher Art die 
Gefahr einer Schließung von Bankunternehmungen beſtand. Der Zahlungsmittel 
umlauf verminderte ſich im dritten Vierteljahr vorübergehend, als nach Aufhebung 
der Blockade die Entwicklung der wirtſchaftlichen und politiſchen Verhältniſſe in 
etwas ruhigere Bahnen einzulenken ſchien und mit Hilfe erheblicher Reichsmittel 
zeitweiſe die Lebenshaltung verbeſſert und verbilligt werden konnte. Die überaus 
unbefriedigende Geſtaltung, die der Zahlungsmittelverkehr während des letzten 
Vierteljahrs annahm, führten außer den fortwirkenden angedeuteten Urſachen ins— 
beſondere noch die Geldaufſpeicherungen herbei, die größtenteils dazu dienten, die 
Beträge der Kenntnis der Steuerbehörde zu entziehen. 

Das anläßlich der ſtarken Zahlungsmittelkriſis im letzten Viertel des Jahres 1918 
auf Anregung der Reichsbank von Gemeinden uſw. ausgegebene Notgeld wurde 
Anfang 1919 faſt ganz wieder aus dem Verkehr gezogen. Im weſentlichen blieben 
zunächſt nur noch die ganz kleinen Abſchnitte im Umlauf, da die von der Reichs— 
finanzverwaltung veranlaßten Ausprägungen von 50Pfennig⸗Stücken aus Alu- 
minium erſt gegen Ende des Jahres einen genügenden Umfang N 

An Notgeld wurden ausgegeben 


J. ſeit Kriegsausbruch bis November 1916 .......... 8, Millionen ö 
2. ſeit Dezember 1916 bis September 1918 .. . . ..... 67,0 » 
3. feit Oktober 1918 bis Frühjahr 1919........ re 2003,0 


Die Notgeldbeträge find niemals gleichzeitig in der ganzen Höhe im Verkehr 
geweſen. Sehr große Beträge von Notgeldabſchnitten haben nicht einer Vermeh— 
rung des Geldumlaufs, ſondern lediglich — einmal oder mehrfach — dem Erſatz 
für unbrauchbar gewordene und deshalb aus dem Verkehr gezogene Stücke gedient. 
Die von der Reichsbank ermittelte höchſte Umlaufziffer belief ſich Anfang Januar 1919 
auf 1487 Millionen Mark. Ende Mai 1919 betrug der Geſamtumlauf nur noch 

190 Millionen Mark. Die Koſten, die der Reichsbank aus der Übernahme der 
Hälfte der Ausgaben für die Herſtellung und der durch Fälſchungen entſtandenen 
Verluſte erwuchſen, hielten ſich in engen Grenzen. 

Um den Bargeldverkehr einzuſchränken, ſuchte die Reichsbankverwaltung auch 
im Jahre 1919 dem bargeldloſen Zahlungs ausgleich weitere Ausdehnung 
zu verſchaffen. Sie gab wieder manche Anregungen an Behörden des Reichs, der 
Bundesſtaaten und Gemeinden ſowie an die Bankwelt und geſtaltete ihren eigenen 
Geſchäftsbetrieb durch eine Reihe von Maßnahmen aus. Alle Reichsbankneben⸗ 
ſtellen ſind durch Errichtung eines eigenen Poſtſcheckkontos unmittelbar an den 
Poſtſcheckverkehr angeſchloſſen und im Verkehr der Nebenſtellen mit beſchränktem 
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Überweiſungsverkehr find die Grenzen der von den Nebenſtellen unmittelbar 
auszuführenden Überweiſungen zwijchen" denſelben Perſonen von 150 000 & auf 
500 000 1 erhöht worden. 


Die auswärtigen Wechſelkurſe haben ſich 1919 abgeſehen won einigen 
Unterbrechungen ſehr verſchlechtert. 


Die Handels- und die Zahlungsbilanz geſtaltete ſich für Deutſchland 
weiter außerordentlich ungünſtig. Die Wareneinfuhr in das von Vorräten und 
Rohſtoſſen nahezu entblößte Inland erforderte, namentlich nach Aufhebung der 
Blockade Anfang Juli, ſehr große und angeſichts der Preis- und Kursentwicklung 
immer mehr ſteigende Summen, die ſich noch dadurch erhöhten, daß infolge der 
Waffenſtillſtandsbedingungen, der Beſetzung weiter Strecken deutſchen Gebiets 
und aus anderen Gründen eine wirkſame Grenzüberwachung nicht mehr mög— 
lich war und große Mengen zum Teil unerwünſchter und unnötiger Waren in 
das Inland ſtrömten. Die Ausfuhr brachte demgegenüber, teils aus Mangel an 
Rohſtoffen und Kohle, teils infolge ſtarken Rückgangs der Erzeugung, namentlich 
in den erſten Monaten des Jahres ſehr geringe Erträge, und auch die im weiteren 
Verlauf des Jahres mit der Entwertung der Valuta zunehmenden Käufe des Aus— 
landes von deutſchen Waren, Wertpapieren, Unternehmungen und Grundſtücken 
ſchufen keine ausreichend wirkſamen Gegenpoſten. Mangels genügender Vorräte 
an Wechſeln mußten ſchon rechtmäßige Einfuhren zum Teil durch Verwertung von 
Marknoten bezahlt werden. Das kursdrückende Angebot von Markzahlungsmitteln 
im Ausland wuchs mehr und mehr. Die Begleichung von Auslands verpflichtungen 
durch Aufnahme von Krediten wurde daher immer ſchwieriger, zumal da fortgeſetzt 
Streiks und politiſche Unruhen in Deutſchland, die wachſenden Ausgaben des 
Reichs und die damit im Zuſammenhang ſtehende zunehmende Banknotenausgabe 
das Vertrauen des Auslandes erſchütterten und die bekanntwerdenden, in ihren 
geldlichen Wirkungen noch unüberſehbaren Friedensbedingungen nicht dazu angetan 
waren, den Kredit Deutſchlands zu heben. Hierzu kam die ſchon länger andauernde, 
im Jahre 1919 ſich aber außerordentlich verſchärfende Kapitalflucht, die aus Angſt 
vor der politiſchen und wirtſchaftlichen Entwicklung oder aus Steuerfurcht nicht 
nur durch Verſendung von Zahlungsmitteln nach dem Ausland, ſondern auch 
durch Veräußerung von Wertpapieren, Waren und beweglichem Eigentum vor ſich 
ging. Die Waffenſtillſtandsbedingungen hatten zudem mit der Auslieferung der 
Handelsflotte das Überſeegeſchäft als valutabeſſerndes Mittel endgültig ausge 
ſchaltet. Der Reichsbank war die freie Verfügung über den ſtark zufammen- 
ſchmelzenden Goldbeſtand genommen und damit die Rückzahlung ausländiſcher 
Kredite erſchwert. | 


Die Reichsbank war mit allen Kräften beftrebt, der verhängnisvollen Ent- 
wicklung der deutſchen auswärtigen Wechſelkurſe entgegenzuwirken. Sie griff daher 
bei dem Goldwarengewerbe ein, dem ſie den wichtigſten Rohſtoff, das Gold, wenn 
auch nur noch in ſehr beſchränktem Umfang, lieferte. Hierbei wurden zur Hebung 
der Valuta die Vorſchriften über die Verwendung des Goldes, die bezwecken, mit 
einem möglichſt geringen Aufwand an zu verarbeitendem Gold einen möglichſt 
hohen Ertrag an Auslandsguthaben zu erzielen, weiter verſchärft. Der Geſamt— 
betrag der im Jahre 1919 für Goldwaren hereingekommenen Auslandswechſel von 
etwa ¼ Milliarde Mark beweiſt den Erfolg der Bemühungen, er gibt aber inſofern 
nicht das richtige Wild, als die aus dem Golde der Reichsbank gefertigten Waren 
hauptſächlich erſt im Jahre 1920 ausgeführt und bezahlt werden. Von weſent— 
lich größerer Bedeutung waren die im Einvernehmen mit dem Reichswirtſchafts— 
miniſterium einſetzenden Bemühungen, den Betrag der deutſchen Einfuhr dadurch 
zu ſteigern, daß die Ausfuhrfirmen und die fonft in Betracht kommenden Kreiſe 
mit großem Erfolg über den Zuſammenhang der Valutaentwicklung und der auf 
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dem Weltmarkt erzielbaren Warenpreiſe fortgeſetzt aufgeklärt und angeregt wurden, 
die Ausfuhrpreiſe nach Möglichkeit den Erforderniſſen der Valuta entſprechend zu 
berechnen. Um die zur Begleichung unentbehrlicher Einfuhren erforderlichen Werte 
zu beſchaffen, ſuchte die Reichsbank die aus der Ausfuhr herrührenden Auslands. 
wechſel uſw. an ſich zu ziehen. Die Heranziehung wurde dadurch erleichtert, daß 
ſich die Bank bereit erklärte, die von inländiſchen Ausfuhrfirmen auf ausländiſche 
Käufer gezogenen langſichtigen Tratten aufzukaufen und damit dem deutſchen 
Kaufmann die für das Auslandsgeſchäft wichtige Kursſicherung zu verſchaffen. 
Sehr erhebliche Mengen an ausländiſchen Zahlungsmitteln beſorgte die Reichsbank 
ferner durch den Verkauf von Wertpapieren und Zinsſcheinen ſowie dadurch, daß 
ſie ausländiſche Noten und Sorten im beſetzten und unbeſetzten Gebiet ankaufte. 

Das nach dem militäriſchen und politiſchen Zuſammenbruch Deutſchlands her— 
vorgetretene Bedürfnis weiter Volkskreiſe, die während des Krieges gezeichneten 
Reichsanleihen flüſſig zu machen, beſtand 1919 in verſtärktem Maße fort. Die 
Reichsbank trug den Verhältniſſen dadurch Rechnung, daß ſie von den Eigentümern, 
die für Verkäufe von Kriegsanleihen ein wirtſchaftliches Bedürfnis nachwieſen, 
Beträge zurückkaufte. Seit Dezember 1918 machte die Reichsfinanzverwaltung zu- 
nächſt Monat für Monat einen entſprechenden Betrag verfügbar, der auf die 
Reichsbank und die ſonſt als Vermittlungsſtellen bei den Kriegsanleihezeichnungen 
tätig geweſenen Anſtalten zur Aufnahme von Kriegsanleihen in geeigneter Weiſe 
verteilt wurde. In erſter Linie wurden kleinere Verkäuſe berückſichtigt, denen ein 
dringendes Geldbedürfnis zugrunde lag. Nach der Unterzeichnung des Friedens - 
von Verſailles wurde in Erfüllung der von der Reichsregierung im Laufe des 
Krieges wiederholt abgegebenen Erklärungen zur Feſtigung des Kriegsanleihemarktes 
unter Führung und Beteiligung der Reichsbank und unter Gewährleiſtung des 
Reichs eine Vereinigung für die deutſchen Kriegsanleihen gebildet, der die großen 
Banken und Bankhäuſer, der Verband der Girozentralen der deutſchen Sparkaſſen 
ſowie faſt alle bedeutenderen deutſchen Bankfirmen angehören. Als Vermittlungs- 
ſtelle der Vereinigung, die auch die Aufgabe hat, die aufgenommenen Beträge zu 
dauernder Anlage wieder unterzubringen, wurde im Auguſt 1919 die Kriegs: 
anleihe⸗Aktiengeſellſchaft gegründet. Die Geſellſchaft ift keine Erwerbsgeſellſchaft 
zugunſten der Aktionäre. Sie verteilt daher auf das 400 Millionen Mark be— 
tragende Grundkapital keinen Gewinn. Der Kurs, zu dem die Kriegsanleihen zu 
5 v H zurückgekauft wurden, ſtellte ſich Anfang 1919 auf 94 v H; er mußte nach 
und nach herabgeſetzt werden und betrug am Jahresſchluß 77,50 vH. 


Nach § 11 dis Bankgeſetzes ſtand dem Reiche das Recht zu, bis Ende 1919 


das Privilegium der Reichsbank für den Schluß des Jahres 1920 zu Fün- 
digen. Wenn das Reich von dieſer Befugnis keinen Gebrauch gemacht hat, ſo 
war hierfür in erſter Linie die Erwägung maßgebend, daß die gegen die Über- 
nahme der Reichsbank in das Reich ſprechenden Gründe nach den Erfahrungen 
während des Krieges eine unzweideutige und überzeugende Beſtätigung gefunden 
on Gerade die letzten Jahre haben klar erwieſen, von wie großem Wert es für 
as Reich iſt, wenn eine vermögensrechtlich ſelbſtändige, kreditwürdige und kredit— 
fähige Zentralnotenbank beſteht, die mit ihrem Kredit neben den Reichskredit zu 
treten vermag. Dementſprechend hält die Banknovelle vom 16. Dezember 1919 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 2117) die Reichsbank in ihrer bisherigen Verfaſſung aufrecht 
und beſchränkt ſich darauf, die Beteiligung des Reichs an dem Bankgewinn neu 
zu regeln, die auf die Einrichtung und den Geſchäftsbetrieb der Reichsbank bezüg- 
lichen Vorſchriften den veränderten politiſchen und wirtſchaftlichen Verhältniſſen 
anzupaſſen und die Abwicklung der von der Reichsbank während des Krieges 
übernommenen Kreditverpflichtungen durch die Zulaſſung von Devifenterminge- 
ſchäften zu erleichtern. Daneben ſieht ſie eine Ergänzung der den Geſchäftsbetrieb 
der Privatnotenbanken regelnden Beſtimmungen vor. 
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Nach Artikel 1 ift die Gewinnbeteiligung des Reichs für die Dauer der Be- 
freiung der Reichsbank von der Notenſteuer jährlich im Wege der Geſetzgebung 
feſtzulegen und das Reich befugt, am 31. Dezember desjenigen Jahres, innerhalb 
deſſen die Befreiungsfriſt außer Kraft tritt, von dem im § 41 des Bankgeſetzes 
vorgeſehenen Kündigungsrecht Gebrauch zu machen. Die Vorſchrift war not— 
wendig, da die Befreiung der Bank von der Notenſteuer und die mit der Kredit— 
gewährung an das Reich zuſammenhängende außerordentliche Gewinnſteigerung der 
Reichsbank Vorteile verſchafften, auf die die Anteilseigner kein Recht haben und 
die deswegen auch während des Krieges von Jahr zu Jahr im Wege des Sonder: 
geſetzes aus Billigkeitsgründen dem Reiche teilweiſe wieder zugeführt worden ſind. 


Die auf die Einrichtung bezüglichen Anderungen betreffen das Bankkuratorium 
und die Bankleitung, den Weiterbetrieb von Zweiganſtalten außerhalb des Reichs— 
gebiets (Danzig, Memel) und den Zentralausſchuß. Die Zahl der Mitglieder des 
Bankkuratoriums, das unter dem Vorſitz des Reichskanzlers die dem Reiche zu- 
ſtehende Aufſicht über die Reichsbank ausübt, iſt von vier auf acht Mitglieder er⸗ 
höht worden, von denen zwei durch den Neichspräſidenten und die übrigen ſechs 
durch den Reichsrat ernannt werden. Die dem Reiche zuſtehende Leitung Ber Banf 
ſoll nach wie vor vom Reichskanzler ausgeübt werden. Dagegen iſt die bisher 
im § 26 des Barkgeſetzes vorgeſehene Beſtellung eines ſtändigen Vertreters des 
Reichskanzlers in der Bankleitung angeſichts der gegen früher veränderten Stellung 
des Reichskanzlers und mit Rückſicht darauf, daß die Verfaſſung eine Stellver- 
tretung des Reichskanzlers nicht kennt, weggefallen. Die Zahl der Mitglieder des 
Zeutralausſchuſſes und ihrer Stellvertreter wurde auf je achtzehn erhöht, um 
drei großen, im Zentralausſchuß bisher nicht vertretenen Wirtſchaftsgruppen, näm— 
lich der in den Gewerkſchaften zuſammengeſchloſſenen Arbeiterſchaft, den Sparkaſſen 
und den Genoſſenſchaften, eine Vertretung zu ſichern. 


Um eine Durchkreuzung der bankpolitiſchen Maßnahmen der Reichsbank durch 
die Privatnotenbanken zu verhindern, ſind dieſe Banken weiterhin verpflichtet, vom 
1. Januar 1925 an Wertpapiere, insbeſondere Wechſel, gu feinem niedrigeren als 
dem für die Diskontierung zugelaffenen Satze zu lombardieren. 


Die Geſamtumſätze betrugen 1919 bei der Reichshauptbank und bei den 
Reichsbankanſtalten 5 877 Milliarden Mark, das find gegen das Vorjahr mit 
3343 Milliarden Mark mehr 2 534 Milliarden Mark. 


Die ungeheure Steigerung der Geſamtumſätze, in der die Wirkung der fort- 
ſchreitenden Preisverteuerung und der wachſenden Inanſpruchnahme der Reichsbank 
durch das Reich deutlich zum Ausdruck kommt, entfällt hauptſächlich auf den 
UÜberweiſungs⸗ und Abrechnungsverkehr. Die Geſamtumſätze haben betragen 


im n Jahre I r 422 Milliarden art, 
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Der Goldbeſtand der Reichsbank verringerte ſich von 2 262 Millionen Mark 
Ende 1918 um 1173 Millionen Mark auf 1 089 Millionen Mark Ende 1919. 
Der bedeutende Rückgang beruht hauptſächlich darauf, daß rund 1 Milliarde Mark 
in Gold zur Beſchaffung von Lebensmitteln an die Feindmächte abgegeben wurde. 
Kleinere Beträge ſind außerdem zur Steigerung der Auslands-Wechſelkurſe an 
das neutrale Ausland verſandt oder an das deutſche goldverbrauchende Gewerbe 
verkauft worden. 
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Der Beſtand an Scheidemünzen (Silber, Nickel, Zink, Kupfer, Eiſen) hielt 
ſich während des ganzen Jahres ungefähr auf der gleichen Höhe; Ende 1919 
betrug er 20,5 Millionen Mark. Um dem Verkehr die erforderlichen Mengen an 
kleinen Scheidemünzen zur Verfügung ſtellen zu können, ließ die Reichsfinanzver— 
waltung die Prägung von Eifen- und Zinkmünzen fortſetzen, auch wurden die in 
den Vorjahren aus dem Verkehr gezogenen 5. und 10⸗Pfennig⸗Stücke aus Nickel 
wieder in den Verkehr gegeben. Zur Beſeitigung des Mangels an ½ Mark— 
Stücken wurde zur Herſtellung fo! cher Stücke aus Aluminium geſchritten, auch 
wurden die von Gemeinden Ende 1918 ausgegebenen Geldzeichen zu 50 Pfennig in 
den Gegenden, in denen ſich ein Bedürfnis herausſtellte, weiter im Verkehr belaſſen. 

Der Metallbeſtand, das iſt der Beftund an kursfähigem deutſchem Geld 
und an Gold in Barren oder ausländiſchen Münzen, das Kilogramm fein zu 
2 784 1 berechnet, betrug 1919 


am 7. Januar (höchſter Beſtand) ... ...... 2 279 568 000 &, 
am 31. Dezember (niedrigſter Beſtand) .. .. 1 110019 000 „ 
durchſchnittlich . U HU: 1513 566 000 » 
(1918 turchfchmittlih . . . . . . . . . ... ... . .. 2 487 581 000 »), 
alſo 1919 gegen 1918 weniger . . . . ...... 974 015 000 » 


Ende 1919 ſetzte ſich der Metallbeſtand zuſammen 
aus Gold in Barren und fremden Münzen im Werte von .. 191 895 000 M, 


aus Gold in deutſchen Münzeeꝛeꝛeennnds ae 89761400 » 
| Gold. . . . 1 089 4% 000 AM, 
aus enen, C ( EEE 20 520 000 » 


insgeſamt. . . . 1 110 019 6000 AM. 


Der Beſtand an Darlehnskaſſenſcheinen erhöhte ſch von 5,263 Milliarden 
Mark Ende 1918 um 5,730 Milliarden auf 10,993 Milliarden Mark Ende 1919. 
Von dieſem Betrag entfielen 8,023 Milliarden Mark auf nicht umlaufsfähige Ab- 
ſchnitte, die nur zur Notendeckung verwendet werden. Die von den Darlehns⸗ 
kaſſen zugefloſſenen Darlehnskaſſenſcheine ſind zum Teil in den Verkehr gegeben 
worden. 

Der Beſtand an Reichskaſ ſenſ cheinen betrug am Jahresſchluſſe 32 Millionen 
Mark. 

Der Notenumlauf iſt von 22 188 Milliarden Mark Ende 1918 um 13,510 
Milliarden auf 35,698 Milliarden Mark Ende 1919 geſtiegen. 


Im Umlauf waren an Banknoten 


als höchſter Betrag am 31. Dezember 1919 .. . . .. ERST N 35 698 369 000 M, 
als niedrigſter Betrag am 7. Januar UF 22 336 844 000 „ 
DREH WILL. sn 8 27 987808010 » 
(1918 durchſchnittlichõũůu ons eneeeuern en 13 681 505 000 5), 
ſo daß gegen das Vorjahr n 8 14 306 213 000 


mehr im Umlauf geweſen ſind 


nn die Anfertigung neuer Banknoten find 26,2 Millionen Mark Koſten ent- 
ſtanden g 
Die überaus ungünſtige Entwicklung des Zahlungsmittelverkehrs, die ſeit der 
zweiten Hälfte des Jahres 1918 mit dem Zuſammenbruch Deutſchlands in die 
Erſcheinung trat, ſetzte ſich im erſten Halbjahr 1919 fort. Für das dritte Viertel- 
jahr zeigt ſich eine, wenn auch nicht erhebliche Abnahme des Zahlungsmittelbedarfs. 
Im letzten Vierteljahr erreichte die Zunahme des Geldzeichenumlaufs nahezu wieder 
den ungeheuren Umfang wie in der entſprechenden Zeit des Vorjahrs. Die Ent— 
wicklung des Notenumlaufs und des Umlaufs an Reichs ⸗Darlehnskaſſenſcheinen, 
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die ebenfalls dem Zahlungsmittelverkehr dienen, geht aus der nachſtehenden Über— 
ſicht hervor. 


Im Umlauf waren 
| Ä Darlehnskaſſen⸗ 


Reichsbank. N 
' 1 | ſcheine insgeſamt 

8 | 

eis Millionen Mark 
Dezember 1918... 22188 10242 | 32430 
Marz II TV een 25490 11028 36518 
A VI I ser 29 968 12027 41995 
September 1919 .. ...... 297814 11815 41599 
Dezember 1919 ......... 35698 13781 49 479. 


Die umlaufenden Noten der Reichsbank waren 1919 durch den Barvorrat 
(Gold und Scheidemünzen, Reichs und Darlehnskaſſenſcheine) im Wochendurch— 
ſchnitt zu 34 vH gedeckt. Da der Notenumlauf ganz außergewöhnlich zu. und 
der Goldbeſtand um mehr als die Hälfte abnahm, verſchlechterte ſich die Gold— 
deckung der Noten weiter erheblich. Ende 1919 betrug fie nur noch 3,109. 
Im Überweiſungs verkehr betrug die Zahl der Kunden 33 569, das find 
gegen das Vorjahr 653 weniger. Die Umſätze erreichten einen vorher nicht da— 
geweſenen Umfang und nahmen von 2 676 Milliarden Mark um 2 069 Milliarden 
auf 4745 Milliarden Mark zu. Der Umfang des Überweiſungsverkehrs ergibt ſich 
aus der nachſtehenden Überſicht. | 


Barzahlungen Guthaben 
find vermieden | ber Reichsbank 


Jahr Geſamtumſatz | worden im Be⸗ kunden am 
trage von Jahresſchluß 
Millionen Mark] Millionen Mark] Millionen Mark 

I 163 632 136 188 410 
15 222 137 187 770 482 
o 314 173 276 055 562 
I 379 157 336 939 905 
I 464 834 418 209 1540 
N 831979 781163 2 103 
1110.22: 1065 432 1009 706 3 665 
I 1685 281 1623 329 5777 
S 2676 121 2602 429 10 024 
I 4745209 ] 4633 803 11 795. 


Die für Rechnung nichtamtlicher Stellen vereinnahmten Beträge find 1919 
durchſchnittlich 1,35 Tage (1918 . . . 1,87 Tage) auf den Konten verblieben. 

Die Umſätze des Abrechnungsverkehrs ſtiegen 1919 auf 182,677 Milliarden 
Mark, das ſind gegen das Vorjahr mit 119,310 Milliarden 63,367 Milliarden 


Mark oder 53 vH mehr. 


Die Reichsbank hat 1919 einen Geſamtgewinn von 4,3 Milliarden Mark 


erzielt, der die Einnahme des Vorjahrs um nahezu 3½ Milliarden Mark über- 
ſteigt. Der hohe Gewinn iſt dadurch erzielt worden, daß die Reichsbank zur 
Bezahlung eingeführter Lebensmittel faſt die Hälfte ihres Goldbeſtandes an das 
Reich abgegeben und die Vegebungen von Schatzanweiſungen bei der Reichsbank 
in wachſendem Umfang fortgeſetzt bat. 
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Im Jahre 1919 hat betragen 


die Geſamteinnahmmmu U Uw w 8 4 263 Millionen Mart, 
die Geſamtausgalbtttrtt 0h 4148 5 
darunter 
Verwaltungskoſtenn 93 Millionen an 
Koſten für die Banknotenanfertigung 26 1 
Abgabe an das Reich ſtatt der 
Notenſteuer r 355 „ » 
Rücklage für Kriegsverluſte ...... 2145 „ » 
Verluſt für im Ausland aufgenom- 8 
mene Kredite 1521 5 » 
Sr SR 
Von dem Gewinn find mithin Reingewinn. ... 115 Millionen Mark. 
N Das: Riders net 95 Millionen Mark. 
gezahlt an die Anteilseigne y 10 » 7 
verwandt als Rücklage Uw UUTHt nen 5 


Dem Reiche find hiernach im ganzen 355 +95 = 450 Millionen Mark zugeffoffen. 
Die Bankanteile haben einen Ertrag von 8,79 vH gegen 8,68 vH im 
Jahre 1918 ergeben. Die Rücklage hat eine Höhe von 104 e Mark en 


Das Ergebnis des ſchweiſeriſchen Poſtſchecverkehrs! im Jahre 19199. 


Der Poſtſcheckverkehr hat ſich 1919 weiter ſtetig entwickelt. Die Zahl der Rechnungs⸗ 
inhaber iſt von 27604 Ende 1918 um 6176 auf 33780 Ende 1919 geftiegen. e 
rechnungen wurden geführt beim Poſtſcheckbüro in Aarau 1364, Baſel 4606, Bellinzona 
1046, Bern 3 192, Biel 1046, Burgdorf 340, Chaux⸗de⸗ Fonds? 50, Chur 93 I, Frauen. 
feld 550, Freiburg 343, Genf 1998, Glarus 421, Langenthal 307, Lauſanne 1772, 
Luzern 1 594, Neuenburg 810, Olten 413, St. Gallen 2 420, Schaffhauſen 753, 
Sitten 421, Solothurn 612, Vevey 336, Winterthur 678, Zürich 7071. 

Der 8 betrug 1919 bei 22,8 Millionen Buchungen 16,702 Milli. 
arden Franken, d. egen das Vorjahr mit 15,499 Milliarden Franken 1,203 
Milliarden Franken 1 7,8 v H mehr. Bargeldlos wurden 11,920 Milliarden 
Franken oder 71,4 v H des Umſatzes abgewickelt. 

Um den Poſtſcheckverkehr den Kreiſen des kleinen Handels, und Gewerbeſtandes 
zugänglich zu machen und den bargeldloſen Jahlungsausgleich zu fördern, iſt mit 
Wirkung vom 14. März 1919 die Stammeinlage von 100 Franken auf 50 Franken 
herabgeſetzt worden. 

Den Inhabern von Poſtſcheckrechnungen, die an Orten ohne Poſtſcheckbüro wohnen, 
iſt die Möglichkeit gegeben worden, bei der Poſtſtelle ihres Wohnorts Beträge abzu⸗ 
heben. In einem ſolchen Falle holt die Poſtſtelle die Ermächtigung zur Zahlung vom 
zuſtändigen Poſtſcheckbüro am Fernſprecher ein. Der Rechnungsinhaber hat die Ge— 
bühr für das Ferngeſpräch zu erſtatten und außer der verordnungsmäßigen Aus⸗ 
zahlungsgebühr eine Gebühr von 1 Frank zu entrichten. 

Um die Abwicklung der Geſchäfte im Poſtſcheckverkehr, die durch die ungünſtigen Zug— 
verbindungen verlangſamt worden iſt, zu beſchleunigen, iſt zugelaſſen worden, daß Rech 
nungsinhaber auf Antrag von dem Eingang einer Einzahlung telegraphiſ ch benachrichtigt 
werden. Ebenſo wird auf Antrag des Auftraggebers dem Empfänger einer ÜUberweiſung 
die Gutſchrift telegraphiſch mitgeteilt, auch kann ein Rechnungsinhaber über eine ihm 
telegraphiſch gemeldete Einzahlung oder Überweifung verfügen, bevor ihm die 
Mitteilung über die Gutſchrift auf dem gewöhnlichen Wege mitgeteilt worden iſt. 

Im einzelnen hat ſich der Poſtſcheckverkehr wie folgt geſtaltet. 


u Wegen des Ergebniſſes für 1918 vgl. Archiv 1919, S. 310 ff. 


as Ergebnis des ſchweizeriſchen Poſtſcheckverkehrs im Jabre 1919. 


D 
— 
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Zahl der Rechnungs inhaber... ... 
Guthaben der Rechnungsinhaber ...... 


Einzahlungen mit Einzahlungs— 
ſchein (Zahlkarte) 


Überweiſungen von Poſtſcheck⸗ 
rechnungen im Inland . . . . 


Überweiſungen von Poſtſcheck— 
rechnungen im Ausland . . . 


Gutſchriften überhaupt ..... 


Gut⸗ 
ſchriften 


Auszahlungen durch die Poſt— 
ſcheckbüros (Kaſſenſchecke) .. 


Auszahlungen durch die Poſtan— 
ſtalten[ Zahlungsanweiſungen) 
Überweiſungen auf Poſtſcheck— 
rechnungen im Inland .. .. 


Uberweiſungen auf Poſtſcheck— 
rechnungen im Ausland . .. 


Laſtſchriften überhaupt ...... 
Geſamtumſatz... 


Laſt⸗ 
ſchriften 


Das Ergebnis des Poſtſcheckverkehrs. 
Ende Dezember 1917 


Ende Dezember 1918 Ende Dezember 1919 


23 980 27 604 33 780 
93 069 000 Fr. 121 921 000 Fr. 134 618 000 Fr. 
1917 1918 1919 | 
Stuck | Betrag Stück Betrag Stück Betrag 
Fr Fr. r. 
12 580 000 1 623 798 000 13 761000 2 170 24 000 14008 7000 2396 299 000 
2 165 000 3 952 517 000] 2 522 000 5 586 150 000] 2953500 3960 115 000) 
35 000 18 587 000 16 000 7 619 000 13 300 1062 000 
14780000 5 594 902 C00] 16 299 000 7764 012 000 16 975 500 8357 476 000 
378.000 1038 038 000 440 000 1 378 774 000] 485 700 1600 926 000 
2135000 374 302 000] 2 535 000 767 403 000] 2419 800 782 036 000 
2165000 3 952 517 000 2 522 000 5 586 150 000] 2953500 53960 115 0003) 
13 000 2 880 000 9 000 2 834 000 7 600 1701 000 
4 691000 5 567737 000] 5506000 7735 161000] 5866600 8344 778 000 
11 162 639 000] 21 805 000 15 499 173.000 | 22 842 100 16702 254 000 


19 471 000 


) Darunter 615 000 Poſt- und Zahlungsanweiſungen, die den Poſtſcheckrechnungen auf Antrag der Inbaber gutgeſchrieden worden find. 


2) Durch den inländiſchen U berweiſungsderkebr wur en 11 920 230 00 Fr. oder 71,37 v H des Umſatzes abgewickelt. 
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Auf eine Poſtſcheckrechnung entfallen im Durd)- 
ſchnitt 


Einzahlungen mit Einzahlungsſchein.. 457 | 78 076 
Gut⸗ Überweiſungen von Poſtſcheckrechnungen N Ä 
ſchriften ien e et 96 19419! 
Gutſchriften überhaufee ... . 553 2272301 
Auszahlungen durch die Voftfchekbüros | | 
(Kaſſenſchecke 2.2.2 -2220.2 2220. 16 52 161 
9 Auszahlungen durch die Poſtanſtalten 
15 (Zahlungsanweiſungen). .. ...... 79 25 480 
ae Überweiſungen auf Poſtſcheckrechnungen nz 
IM ass eat 96 194 191 
| Laſtſchriften überbaupt . .......... 191 271888 
Gut- und Laſtſchriften (Geſamtumſatz .. 7414 544189. 


eines Einzahlungsſchein .. ae 
einer inländiſchen Überweilung ..... e 


Durchſchnittsbetrag J einer Auszahlung durch die Poſtſcheckbüros 
| | e ee er 


einer Zablunggamweifung. ........ LEER 


Das Guthaben der Rechnungsinhaber. 


Guthaben der Rechnungsinhaber. Ende Dezem en 
Guthaben eines Rechnungsinhabers Ende Dezember... ... 


Von dem Guthaben Ende 1919 waren angelegt 
in Anleihen des Bundes, der Bundesbahnen und der verſtaatlichten 
Bahnen, der Kantone und Gemeinden, in Schuldverſchreibungen inlän- 
diſcher Bankauſtalten und in ausländiſchen Wertpapieren (deutſche Reichs 
anleihe, franzöſiſche Rente, engliſche Schuldverſchreibungen, India Stock, 
iriſche Anleihe und ungariſche Staatskaſſenſcheine) .. 22 857 000 Fr., 
als Guthaben beim ſchweizeriſchen Finanzdepartement 74 000 000 > 
als Guthaben im ausländiſchen Aberweiſungs verkehr 57000 „ 


als Guthaben bei der ſchweizeriſchen Nationalbank, 

als Kaſſenbeſtand und als Zuſchuß an die Betriebs— 

mittel der Poſt verwaltung... e See . . 37704 000 

| Ä zufammen.... 134 618 000 Fr. 
Auf Veranlaſſung des Finanzausſchuſſes der eidgenöſſiſchen Räte hat die 
ſchweizeriſche Poſtverwaltung die Frage geprüft, ob die Poſtſcheckgelder in weiterem 
Umfang in Wertpapieren angelegt und dazu die dem ſchweizeriſchen Finanz⸗ 
departement zugeführten Guthaben zu einem Teile verwandt werden können. Die 
Anlegung beim Finanzdepartement bietet die Möglichkeit, die Poſtſcheckgelder ſchneller 
als Wertpapiere flüſſig zu machen und bei Bedarf Zug um Aug der fchmeizerifchen 
Nationalbank zur Verſtärkung der Betriebsmittel zu überweiſen. Die Abhebung 


134 618 000 
4386. 
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vom Fin anzdepartement hätte auch zur Folge, daß die ſchweizeriſchen Kaſſenſcheine 
vermehrt werden müßten, was nach Lage der Verhältniſſe nicht tunlich erſcheint. 
Aus dieſen Erwägungen war eine Anderung in der Anlegung der Poſtſcheckgelder 
nicht angezeigt. Auch die Verhältniſſe auf dem Wertpapiermarkt, die als Folge 
des Krieges eingetreten ſind, haben dieſe Auffaſſung beſtätigt. 


Der Überweiſungsverkehr mit dem Ausland. 


Der Verkehr mit dem Ansland war 1919 unter dem Einfluß 8 Kurs. 
age ſehr RT Überweifungen wurden a 


aus der Schweiz I aus dem Ausland 
im Jahre nach dem Ausland nach der Schweiz 
Fr. Fr. 

1913... . 17721 000 7582 000 
n 11785 000 5714 000 
5 4153 000 4 343 000 
1916. 4437 000 13 268 000 
N 2 880 000 18 587 000 
1918. . . . . . 2 833 000 7 619 000 


i 1701 000 1062 000. 8 


Im einzelnen wurden ausgeführt 
nach Ländern, mit denen ein unmittelbarer Abermeifungsuerlebr beftebt 
(Deutſchland, Oſterreich, Italien — mit Belgien, Luxemburg und Ungarn 

war der Verkehr 1919 eingeftellt) 5 145 Überweiſungen über 1701 000 Fr., 


aus dieſen Ländern » » 1062000 » 
nach England 125 „ » 237 000 r 

aus Englanʒ q nw 1098 „5 » 240 000 » 

nach Argentinien 18 0 „ 8000 » 

aus Argentinien........... 383 „ » 93000 > 
zufammen.... 20 850 Überweiſungen über 3 341 000 Fr. 

\ (1018. 26 999 > » 11040 000 »). 


Der Hauptverkehr entfiel auf Deutſchland. Im Jahre 1919 gingen 9 400 
Überweifungen über 1 376 000 Fr. aus der Schweiz nach Deutſchland; in um- 
gekehrter Richtung wurden 4 880 Überweiſungen über 830 000 Fr. ausgeführt. 


Kleine Mitteilungen. 


Die Bewachung der engliſchen Eiſenbahnen im Kriege. Trotz des 
Schutzes gegen feindliche Einfälle, den ſeine geographiſche Lage England gewährt, 
hat man es im Kriege für nötig gehalten, die Eiſenbahnen militäriſch zu be 
wachen; allerdings war dieſer Schutz auch gegen mutwillige Derſtörung gerichtet, 
die man beſonders zu der Zeit fürchtete, als Arbeiter in großer Zahl aus ihren 
Betrieben herausgezogen und in das Heer eingeſtellt wurden. Der Bahnſchutz 
wurde ausſchließlich militäriſchen Kräften anvertraut. Die Polizei und die Eiſen⸗ 
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bahnverwaltungen felbft nahmen an ihm nicht teil. Bei Ausbruch des Krieges 
galt es zunächſt, die nach den Häfen gerichteten Verſande des Feldheers zu ſichern. 
Dieſer Sicherungsdienſt wurde den beſtehenden Einheiten des »Territorial«-Heeres 
übertragen, die wegen ihrer ungenügenden Stärke durch Freiwillige, Arbeiter uſw. 
verſtärkt wurden. Nur ein Teil dieſer Wachen beſaß Schußwaffen; zum Teil 
waren fie mit Knüppeln bewaffnet. Im September 1914 hielt man einen Aus 
bau des Bahnſchutzes für erforderlich und ſtellte zu dieſem Zwecke neue Einheiten 
der »National⸗Reſerve« auf, wodurch die Truppen des Territorialheers für den 
Dienſt über See frei wurden. Das Land wurde in eine Anzahl Schutzbezirke 
eingeteilt, an deren Spitze je ein General ſtand. Seinem Stabe gehörte u. a. ein 
techniſcher Berater aus dem Kreiſe der Beamten der ſeinem Schutz anvertrauten 
Eiſenbahnen an. Der Bezirk war in Abſchnitte unter dem Befehl eines Majors, 
jeder Abſchnitt wieder in Kompagnie⸗Bezirke eingeteilt. Ein folder Bezirk war 
zunächſt nur etwa 10 km lang. Es wurden Poſteu an den Brücken, Stellwerken, 
Waſſerſtellen, Tunneln geſtellt, außerdem wurde die Strecke durch Streifwachen be- 
gangen. Die Mannſchaften der Natioual-Reſerve waren meiſt ältere Leute und 
bewährten ſich infolge ihrer Ruhe beſſer im Bahnſchutz als ihre Vorgänger. Erſt 
im Laufe der Zeit wurden die Bahnſchutz⸗Kompagnien mit Uniformen ausgeſtattet; 
zunächſt trugen ſie nur ein Abzeichen am Arm. Sie waren mit dem Martini⸗ 
Enfield⸗Karabiner von 7,7 mm Kaliber und einem kurzen Seitengewehr bewaffnet. 
Außerdem trugen die Streifwachen ſechs Knallkapſeln, bei Tag eine rote Fahne, 
bei Nacht eine Laterne mit roter Blende. Sie erhielten eingehende Anweiſungen 
über den Umgang mit dieſen Sicherungsmitteln. Untergebracht waren die Bahn— 
ſchutztruppen zunächſt in Streckenwärterbuden, Pförtnerräumen u. dgl.; ſpäter 
wurden Wagenkaſten für fie aufgeſtellt, noch ſpäter baute man an den beſonders 
gefährdeten Stellen, auf die der Bahnſchutz beſchränkt wurde, Heeresbaracken oder 
Zelte auf. Sonderzüge verſorgten die Wachen regelmäßig mit Leuchtmitteln und 
Brennſtoff. 1 | | 

Alle Eiſenbahnbedienſteten, die die Strecke außerhalb der Bahnhöfe zu betreten 
hatten, wurden mit Ausweiſen oder Abzeichen verſehen. Die Ausweiſe hatten 
nur am Tage Gültigkeit. Wenn bei Nebel die beſonderen bahnſeitig geſtellten 
Wachen an den Signalen in Tätigkeit traten, wurden ſie von Soldaten an ihre 
Poſten begleitet. Anſchläge warnten Unbefugte, daß, wenn ſie auf Anruf nicht 
ſtehenblieben, die Poſten auf ſie feuern würden. Unfälle der Vahnwachen waren 
zahlreich, obgleich an vielen Stellen, wo die Poſten ſtanden oder Streifwachen ver- 
kehrten, Schutzſchranken angebracht wurden. Als beſonders gefährlich erwies ſich 
das aufgepflanzte Seitengewehr, das, vom vorbeifahrenden Zuge erfaßt, Anlaß zu 
ſchweren Unfällen gab. | 

Im Auguſt 1915, als ſich Mannſchaftsmangel bemerkbar machte, wurden alle 
für entbehrlich gehaltenen Wachen eingezogen und die als marſchfähig befundenen 
Mannſchaften ins Heer eingereiht. Später hielt man es für erforderlich, die Bahn— 
wachen wieder zu verſtärken, namentlich auf den Strecken, auf denen Kohle für 
die Flotte befördert wurde. 1917 wurde der mili äriſche Bahnſchutz außer au 
einigen ganz beſonderen Stellen aufgehoben, die Stäbe der Bahnſchutztruppen 
blieben aber erhalten, damit ſie bei Bedarf ſofort in Tätigkeit treten könnten. 

Der Bahnſchutz hat die Aufwendung ſehr erheblicher Geldmittel nötig gemacht. 
Die Nachrichten, die dem Heeresrat und dem Geheimdienſt vorlagen, ließen aber 
derart umfangreiche Schutzmaßnahmen als notwendig erſcheinen. (Zeitung des 
Vereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen 1920, S. 710.) 


Beſtimmungen der Allgemeinen Dienſtanweiſung für Poſt und 
Telegraphie als Grundlage für Schadenserſatzanſprüche. (Entfcheidung 
des OLG. in Köln — 8. Zivilſenat — vom 15. Dezember 1916, 8 V 50/15, 
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beſtätigt durch Urteil des Reichsgerichts vom 9. Juli 1917, Eger, Eifenbahmeedt. 
Entſch. 1919 S. 323). 

Tatbeſtand. Der Kläger, ein Poſtſchaffner, hatte am 7. Januar 1910, 
als er einen Zug einer Privatbahn, dienſtlich begleitete, einen Unfall erlitten. 
Für ſolche Falle iſt im Abſcha X, 2 SS 170 ff. der A. D. A. (Ausgabe von 1891) 
beſtimmt, daß die Geltendmachung weitergehender Anſprüche als ſie durch das Unfall- 
fürſorgegeſetz vom 18. Juni 1901 gegen die Poſtverwaltung begründet werden, Sache 
des Beſchadigten ſei, daß dieſer jedoch, bevor er die Gerichte anruft, die Vermitt— 
lung der vorgeſetzten O. P. D. nachzuſuchen hat, die für einen entſprechenden 
Vergleich zu wirken verpflichtet iſt. Dementſprechend iſt der Kläger auch verfahren, 
die O. P. D. ließ ihm aber eröffnen, daß er, ſolange er ſich im Genuß des Dieuft- 
einkommens befinde, Anſprüche weder gegen das Reich noch gegen die Privatbahn 
habe. Nachdem er drei Jahre nach dem Unfall in den Ruheſtand verſetzt worden 
war, machte er gegen die Privatbahn Schadenserſatzanſprüche geltend, die aber 
an der inzwiſchen eingetreteuen Verjährung ſcheiterten. Nun klagte er gegen die 
Poſtverwaltung auf Erſatz des Unterſchieds zwiſchen ſeinem Ruhegehalt und ſeinem 
früheren Einkommen. Die Klage hatte in der Berufung Erfolg. 

Aus den Gründen. Die Beſtimmung der Dienſtanweiſung gehört zum 
Inhalt des öffentlich rechtlichen Dienſtvertrags zwiſchen dem Kläger und der Poſt— 
verwaltung und begründet im Zuſammenhang mit der Einſchränkung der Selb— 
ſtändigkeit des Angeſtellten in der Verfolgung ſeiner Rechte einen Anſpruch darauf, 
daß die vorgeſetzte Behörde ihrer Verpflichtung zur . eines Vergleichs 
und zur Wahrung der Rechte des Angeſtellten nachkommt. Eine Veiletzung dieſer 
Verpflichtung erzeugt für den geſchädigten Angeftellten ein Recht auf Schadenserſatz 
nach dem BGB., da anerkannten Rechts auf das öffentlich⸗rechtliche Beamten⸗ 
verhältnis die Beſtimmungen des BGB. anzuwenden ſind. Die O. P. D. hat 
die Erlaubnis zu einem Vorgehen gegen die Privatbahn nicht erteilt und Gründe 
hierfür angegeben. Sie iſt aber mit der Erwägung, daß dem Kläger, ſolange er 
ſich im Genuß des Dienſteinkommens befinde, kein Auſpruch, auf Schadenderſatz 
zuſtehe, der Sachlage nicht gerecht geworden. Sie hätte erkennen müſſen, daß 
der Kläger Gefahr laufe, feine Rechte aus dem hafıpflidtigen Unfall durch Ver— 
jährung zu verlieren, daß es alſo notwendig ſei, vorher die Privatbahn zu einem 
Anerkenntnis, wenigſtens dem Grunde nach, zu bewegen und andernfalls dem 
Kläger den Weg fur ein ſelbſtändiges Vorgehen gegen ſie freizugeben. Da die 
dienſtliche Beſchränkung der rechtlichen Bewegungsfreiheit des Klägers hauptſächlich 
zum Nutzen der Poſtverwaltung mit Rückſicht auf ihre Haftpflicht gegenüber der 
Privatbahn (vgl. Artikel 8 d 8 Geſetzes vom 20. Dezember 1875, betr. Abänderung 
des Geſebes über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1871) vorgeſehen iſt, bildet 
die Verpflichtung zur ſorgfältigen Vermeidung einer Schädigung der Rechte des 
Angeſtellten zugleich eine amtliche Ehrenpflicht, die um ſo mehr die O. P. D. zu 
einem vorſichtigen und umſichtigen Handeln hätte verbinden ſollen. (Leipziger 
Zeitſchrift 0 Recht, IL. Jahrg. Nr. 8, S. 553.) 

Gegen das Urteil legte die Beklagte Reviſion ein, die jedoch vom Reichs— 
gericht zurückgewieſen wurde (Erkenntnis des 3. Zivilſenats vom 9. Juli 1917). Das 
Reichsgericht eutſchied, daß nach Abſchn. X. 2 88 170 ff. der A. D. A. eine Schadens— 
erſatzpflicht des Reichs wegen unrichtiger Beſcheidung durch die O. P. D. beſteht. 
(Leipziger Zeitſchrift für Recht, 12. Jahrg. Nr. 6, S. 321 ff.) 

Aus den Gründen. Das OL. findet in dem Verhalten der beklagten Reichs— 
n eine ſchuldhafte, die Erſatzpflicht begründende Verletzung der im 
Abſchn. X, 2 SS 170 ff. der A. D. A. enthaltenen Vorſchrift, wonach die Geltend- 
machung von uber das Unfallfürſorgegeſetz hinausgehenden Anſprüchen gegen die 
Eiſenbahnverwaltung Sache des beſchädigten Beamten iſt, dieſer aber gehalten 
ſein ſoll, bevor er die gerichtliche Entſcheidung anruft, die Vermittlung der O. P. D. 


Kleine Mitteilungen. 395 


nachzuſuchen, die für einen nach beiden Seiten billigen Vergleich zu wirken ver- 
pflichtet ſei. Dieſe Annahme des OLG. iſt gerechtfertigt. Zwar geht es davon 
aus, daß das Dienſtverhältnis des Klägers auf einem öffentlich- rechtlichen Vertrag 
beruhe, und rechnet jene Vorſchrift zum Inhalt dieſes Vertrags, während nach 
der neueren Rechtſprechung des Senats das Beamtenverhältuis nicht durch Vertrag, 
ſondern durch einſeitigen Verwaltungsakt begründet wird (Urteil vom 23. März 1917, 
III 379/16), von einer Betrachtung der Vorſchrift als Inhalt eines Vertrags 
alſo keine Rede ſein kann. Für die Entſcheidung des Rechtsſtreits iſt aber dieſer 
Unterſchied ohne Bedeutung. Denn jedenfalls iſt den Ausführungen des OLG. 
in dem Sinne beizutreten, daß in jener Vorſchrift eine für das Verhältnis der 
Streitteile maßgebende Regelung zu finden iſt. Die Vorſchrift wendet ſich nicht 
nur an die O. P. D., ſondern legt auch dem beſchädigten Poſtbeamten eine Pflicht 
auf, und es iſt durchaus berechtigt, wenn das OL als Gegenſtück dieſer Pflicht, 
ſich an die vorgeſetzte Behörde zu wenden, eine durch die O. P. D. zu erfüllende 
Pflicht des beklagten Reichs annimmt, Schritte zur Herbeiführung eines Vergleichs 
zu tun, ſobald der beſchädigte Beamte zu erkennen gibt, daß er Anſprüche gegen 
die Eiſenbahnverwaltung erheben wolle, wie dies hier durch die der Eröffnung 
der O. P. D. vorausgegangene Bitte des Klägers geſchehen war. Daß dem 
Beklagten eine ſchuldhafte Verletzung der angeführten SS 170 ff. zur Laſt fällt, hat 
das OLG. einwandfrei dargelegt. Ebenſowenig zu beanſtanden ſind die Ausführungen, 
a denen es die Annahme begründet, daß der Kläger durch die Eröffnung der 

O. P. D. irregeleitet und geſchädigt worden iſt, und daß, wenn in der Unterlaſſung 
weiterer Schritte, insbeſondere einer Ratserholung bei einem Rechtskundigen, ein 
Verſchulden des Klägers zu erblicken iſt, der Schaden doch vorwiegend . das 
ſchuldhafte Verhalten des Beklagten zurückgeführt werden muß. 


Wegfall einer Haftung der Straßen bahn durch eigenes Verſchulden 
eines Fahrgaſtes. (S 823, 631, 254 BGB.; SI Haftpfl. G., Entſcheid. d. R. G. 
vom 3. Juli 1919, VI 116/19) In dem Urteil des Reichsgerichts heißt es: 
Ein ſtarker Ruck beim Überfahren einer Kurve beweiſt noch nicht ein übermäßig 
ſchnelles Fahren. Die Annahme, daß in einem Fahren, bei dem ein derartiger 
Ruck entſtehen kann, allein ſchon ein Verſchulden des Wagenfahrers liege, würde 
eine Uberſpannung der Anforderungen enthalten. Solche Vorkommniſſe gehören 
zur Betriebsgefahr, für die das Haftpflichtgeſetz die Unternehmer haften läßt, 
ſchließen aber keineswegs immer ſchuldhaftes Handeln in ſich. Es iſt ferner 
allgemein üblich und bekannt, daß ſich auf der vorderen Plattform kein Bahn⸗ 
angeſtellter ſtändig aufhält, ſondern ein ſolcher nur zum Fahrſcheinverkauf mit 
den Fahrgäſten auf der vorderen Plattform in Verbindung zu treten pflegt. 
Von dem Betriebsunternehmer kann nicht verlangt werden, daß er mehr als einen 
Schaffner für jeden Wagen anſtellt; dieſer hat aber ſeinen regelmäßigen Platz 
auf der hinteren Plattform, wo die große Mehrzahl der Fahrgäſte ein. und 
ausſteigt. Wer vorn aufſteigt, muß demna h damit rechnen, daß er wegen 
Erlangung eines ſicheren Platzes für ſich ſelbſt ſorgen muß, und daß ein etwa 
notwendig werdendes Einſchreiten des Schaffners nicht ſofort erfolgen. kann. 
Hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht nach SI des Haftpflichtgeſetzes kommt eigenes 
Verſchulden des Verletzten in Betracht. Wer auf eine Plattform auifteiat, die 
ſo ſtark beſetzt iſt, daß er nur noch am äußerſten Rande des Wagens Platz findet, 
begibt ſich mit Rückſicht auf die beim Fahren erfahrungsgemäß vorkommenden, 
bisweilen recht ſtarken Stöße in eine gefährliche Lage, aus der alsbald ſich 
befreien zu können er nicht erwarten darf. Darüber mußte ſich der Kläger als 
mit den Verhältniſſen der Straßenbahn vertrauter Großſtädter klar ſein. Nachdem 
ſich der Kläger einmal in die gefahrvolle Lage gebracht hatte, mußte er ſich vor 
einem Abſturz möglichſt ſichern. Allerdings geht es zu weit, von ihm zu verlangen, 
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daß er fih mit beiden Händen an die Schubftange anklammerte. Immerhin 
aber mußte er, wenn er ſich nur mit der linken Hand an ihr feſthielt, ſich 
wenigſtens die rechte Hand freihalten, um bei Erſchütterungen des Wagens 
alsbald noch zugreifen zu können. Er hat jedoch mit dieſer Hand in die Hoſentaſche 
gegriffen und ſich dadurch in der vollen Bewegungsfreiheit beſchränkt. Darin 
iſt eine für den Abſturz mit urſächliche Jahrlaſſigkeit zu ſehen. (Das Recht vom 
10. Auguſt 1920, Nr. 2396.) 8 


Anſpruch der Kaſſenmitglieder auf Benutzung der 3. Eifenbahn- 
wagenklaſſe. (ntſcheidung des Oberverſicherungsamts in Arnsberg vom 28. De 
zember 1918.) Der Standpunkt der beklagten Krankenkaſſe, daß dem Kläger, der auf 
ihre Veranlaſſung ſiebenmal von V. nach H. zur Behandlung durch den Arzt gereiſt 
iſt und für dieſe Fahrten die 3. Wagenklaſſe benutzt hat, nur die Koſten der 
4. Wagenklaſſe zu erſtatten ſeien, läßt ſich nicht aufrechthalten. Der Kläger litt, 
wie unbeſtritten iſt, an einer Naſenkrankheit, die mit einer Vereiterung der Rachen— 
höhle und Entzündungserſcheinungen einherging. Solche Störungen des Geſund— 
heitszuſtandes erfordern für den Erkrankten eine beſondere Rückſichtnahme, die 
aber in der 4. Wagenklaſſe, die nicht einmal für alle FJahrgäſte ausreichend Sitz— 
gelegenheit bietet und vielfach auch überfüllt iſt, nicht möglich it. Erkrankten Ver: 
ſicherten kann daher die Benutzung der 4. Wagenklaſſe nicht zugemutet werden; 
vielmehr muß ihnen freigeſtellt bleiben, die 3. Wagenklaſſe zu benutzen, und 
zwar um fo mehr, wenn es ſich, wie im vorliegenden Full, um längere Fahrten 
handelt, die an ſich ſchon für jeden Kranken beſchwerlich find. Im übrigen iſt 
bei Durchführung der ſozialen Verſicherungsgeſetzgebung wiederholt der Grundſatz 
dusgeſprochen worden, daß den Verſicherten die Benutzung der 3. Wagenklaſſe zu 
geſtatten iſt, auch wenn ſich die dem Arbeiterſtand angehörenden Verſicherten bei 
Reiſen in eigenen Angelegenheiten vielfach der 4. Wagenklaſſe bedienen. Wenn 
aber ſchon ganz allgemein den Verſicherten das Recht zur Benutzung der 
3. Wagenklaſſe eingeräumt wird, ſo muß das in erhöhtem Maße für kranke 
Verſicherte gelten. (Die Arbeiter⸗Verſorgung 1919, Heft 22, S. 426.) 5 


Der Suezkanalverkehr im Jahre 1919 übertrifft den des Jahres 1918 
ſehr erheblich, war aber noch 20 v5 unter dem des Jahres 1913. Die Güter 
maſſe, die durch den Kanal befördert wurde, überſieigt zwar die von 1918 um 

etwa 6 Millionen Tonnen, bleibt damit aber hinter der von 1913 um faſt 
12 Millionen Tonnen zurück. Daß die Verkehrseinnahmen die Ziffer von 
142 886 340,72 Fr. und damit einen Mehrbetrag von 17 Millionen Fr. gegenüber 
den Einnahmen von 1913 erreicht haben, iſt allein dem Anwachſen der Fracht— 
gebühren und der Erhöhung der Kanalgebühren zuzuſchreiben, die von 6,25 Fr. 
auf 8,50 Fr., alſo um 36 05, geſtiegen find. Der Verkehr von Norden nach 
Süden wurde beſonders durch die bedeutende Verminderung der Kohlenverſchiffungen 
getroffen und hat nur 3 762 000 Tonnen erreicht. Wenn die Ziffer auch einer 
Zunahme von 133 95 im Vergleich zu 1918 entſpricht, fo bedeutet fie doch 
eine Abnahme von 66 v5 im Vergleich zu 1913. Der Verkehr von Süden nach 
Norden war lebhafter und erreichte die Geſamtſumme von 10 211000 Tonnen, 
was ein Weniger von 29 vH mit 1913 verglichen, dagegen im Vergleich zu 1918 
ein Mehr von rund 4 Millionen Tonnen darſtellt. Die Zunahme des Verkehrs 
während des Jahres 1919 iſt jedoch nicht allein dem Wiederanwachſen der Güter⸗ 
beförderung zuzuſchreiben. Die Militärbeförderungen und vor allem die Wiederheim⸗ 
führung der Truppen haben zu einer außerordentlichen Ausdehnung des Verkehrs 
geführt. (Hanſa 1920, Nr. 26.) zZ 
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Die Leiſtungen Schwedens bei der Vermittlung des deutſchen 
Kriegsgefangenen⸗Poſtverkehrs von und nach Rußland. 
Von Poſtrat Dr. Staedler in Berlin. 


Das unter dem 19. April 1920 zwiſchen dem Deutſchen Reich und der 
Ruſſiſchen Sozialiſtiſchen Föderativen Sowjetrepublik getroffene Abkommen über 
die Heimſchaffung der beiderſeitigen Kriegsgefangenen (RG BBl. 1920, S. 1184) 
hat die letzten Schwierigkeiten hinweggeräumt, die ſeit dem Jahre 1918 dem 
Austauſch der Kriegsgefangenen zwiſchen dem Deutſchen Reich und Rußland, wie 
er im Frieden zu Breſt Litowsk (RG Bl. 1918, S. 480, Art. 6) vereinbart war, 
infolge der dritten ruſſiſchen Staatsumwälzung im Wege ſtanden!). Die mit 
Ausgang des Jahres 1918 eingetretenen ruſſiſchen Wirren hatten a zu einem 
ausgedehnten Sufammenbrudy der Verkehrseinrichtungen im Innern Rußlands 
geführt, ſo daß der bis dahin auf dem Weg über Schweden aufrechterhaltene 
Poſtverkehr der deutſchen Kriegsgefangenen in Rußland mit der Heimat ſein Ende 
fand. Es bedarf keiner Hervorhebung, in welchem Grade durch den Wegfall der 
Nachrichtenverbindung mit den Angehörigen das Los der in Rußland zurück⸗ 
gehaltenen Deutſchen erſchwert werden mußte. Bekanntlich hat die Reichs⸗Poſt⸗ 
verwaltung nichts unterlaſſen, um jede ſich anderweit darbietende Möglichkeit für 
die Beförderung von Kriegsgefangenen⸗Poſtſendungen nach Rußland nutzbar zu 
machen?). Immerhin handelte es ſich dabei nur um ſeltene Ausnahmegelegenheiten 


1) Wenn auch durch Art. 292 des Verſailler Friedensvertrags der, deutſch⸗ruſſiſche Friedensvertrag 
von Breſt⸗Litowsk aufgehoben iſt, fo haben ſich doch Ausſchüſte der gegen Deutſchland verbündeten 
Machte alsbald die Ingangſetzung des Kriegsgefangenenaustauſches zwiſchen dem Deutſchen Reich und 
Rußland angelegen ſein laſſen. 

) Daniſche Dampfer nach Sibirien (Poſtamtsbl. 1919, S. 452, 473, 501), Verſendungen auf 
dem Leitweg London-Nordamerika-Wladiwoſtok (Poſtnachrichtenbl. 1920, S. 104), 85 Kriegs⸗ 
gefangenen. Rückbeförderungsſchiffe auf dem Heimweg nach dem fernen Oſten (ebenda S. 168). 
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von geringer Verkehrsſicherheit. Nicht hoch genug iſt deshalb zu veranſchlagen, 
was in den Jahren 1914 bis 1918 von der ſchwediſchen Poſtverwaltung für 
unſere Kriegsgefangenen in Rußland dadurch geleiſtet worden iſt, daß Schweden 
die Vermittlung des Kriegsgefangenen -Poſtverkehrs zwiſchen Deutſchland und 
Rußland vom Beginn des Krieges an in uneigennützigſter Weiſe auf ſich 
enommen und ungeachtet der namhafteſten Unkoſten und zahlreichſter Schwierig- 
eiten mit unermüdlicher Hingabe durchgeführt und aufrechterhalten hat, bis der 
Ausbruch der Feindſeligkeiten zwiſchen Finnland und Rußland die ſchwediſch— 
ruſſiſchen Poſtverbindungen endgültig abſchnitt. 

Die Jahresberichte der Königlich Schwediſchen General-Poſtdirektion für die 
Jahre 1914 bis 1918, denen die nachſtehenden Abſchnitte entnommen ſind, 
gewähren ein auſchauliches Bild von dem ganzen Umfang der ſchwediſchen 
Kriegsgefaugenen⸗Poſtvermittlung. Schon aus Rückſichten des Dankes, den 
Deutſchland ſeinem großen, hilfsbereiten Nachbarland ſchuldet, erſcheint es gerecht, 
fertigt, ſich auch an dieſer Stelle zu vergegenwärtigen und dem künftigen 
Gedächtnis aufzubewahren, was die ſchwediſche Poſtverwaltung für Deutſchlands 
Angehörige in ruſſiſcher Kriegsgefangenſchaft während des Weltkriegs geleiſtet hat. 


1914. 


Schweden hat während des Weltkriegs den Kriegsgefangeuen⸗Poſtverkehr teils 
zwiſchen Deutſchland und Rußland in beiden Richtungen, teils zwiſchen Deutſchland 
und Japan als Zwiſchenland im Sinne des Art. 16 der Haager Landkriegsordnung 
von 1907 vermittelt. In dem Maß, in dem der Krieg fortſchritt, hat auch 
dieſer Durchgangspoſtverkehr dauernd zugenommen, insbeſondere in der Richtung 
von Rußland nach Deutſchland. Die Anzahl der im Durchgang durch Schweden 
beförderten Kriegsgefangenen⸗Pakete, die während der Kriegsmonate des Berichts 
jahrs 1914 in der Richtung von Rußland nach Deutſchland zuſammen 3 193 Stück, 
in umgekehrter Richtung zuſammen 1594 Stück betragen hatte, belief ſich im 
Monat Mai 1915 allein in der Richtung aus Rußland auf etwa 30 000, im 
folgenden Monat Juni auf mehr als 100 000 Stück. In umgekehrter u 
lauteten die entſprechenden Ziffern während derſelben beiden Monate auf 300 
und 5000 Stück. 

Die Anzahl der Kriegsgefangenen⸗Poſtanweiſungen während des letzten Monats 
des Berichtsjahrs 1914 — der Austauſch von Poſtanweiſungen begann erſt vom 
genannten Monat an — betrug in der Richtung von Rußland nach Deutſchland 
7 430 Stück über zuſammen 145 814 Kronen, in umgekehrter Richtung 952 Stück 
über zuſammen 38 786 Kronen. Als Beiſpiel dafür, wie auch dieſer Verkehrs. 
dacig nach Ablauf des Berichtsjahrs 1914 zugenommen hat, diene der Hinweis, 

aß der Verkehr während des Monats Mai 1915 in der Richtung von Rußland 

nach Deutſchland rund 26 000 Stück über rund 390 000 Kronen, während des 
Monats Juni desfelben Jahres rund 60 000 Stück über rund 700 000 Kronen 
umfaßte; dagegen belief ſich in umgekehrter Richtung die Zahl der Poſtanweiſungen 
während der genannten beiden Monate zuſammen auf rund 5 000 Stück über 
rund 80 000 Kronen. Den Austauſch der Kriegsgefangenen⸗Poſtanweiſungen ver- 
mittelte im Berichtsjahr 1914 das Poſtamt in Malmö 1. | 

Zur Fortſchaffung der Kriegsgefangenen⸗Durchgangspoſt mit der Eiſenbahn 
mußte in erheblichem Umfang befonderer Wagenraum bereitgeſtellt werden, ins 
beſondere im Hinblick auf die ſehr beträchtlichen Mengen von Kriegsgefangenen⸗ 
Paketen in beiden Richtungen. Der Koſtenaufwand für die Hergabe von 
Wagenraum durch die Eiſenbahn belief ſich während des Berichtsjahrs 1914 auf 
rund 35 000 Kronen, hat indes mit der ſpäter eingetretenen Zunahme des 
Kriegsgefangenen⸗Paketverkehrs eine weſentliche Steigerung erfahren und während 
einzelner Monate des erſten Halbjahrs 1915 rund 50 000 Kronen monatlich 
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erreicht. Die Koſten für die Uberleitung der Durchgangspoſt vom ſchwediſchen 
auf das ruſſiſche Eiſenbahnnetz beſchränkten ſich, ſolange die Poſt auf dem Seeweg 
zwiſchen Stockholm und Raumo (Finnland) — d. i. bis zum 7. Dezember 1914 — 
geleitet werden konnte, auf rund 10 000 Kronen, ſie ſtiegen jedoch während 
des Frühjahrs 1915 um ſehr anſehnliche Beträge. Allein die Mieten für 
beſpanntes Fuhrwerk zur Beförderung über die ſchwediſch⸗ruſſiſche Landgrenze 
zwiſchen Karungi und Tornea betrugen zwiſchen 20 000 und 40 000 Krouen 
monatlich. | 

In den bisher erwähnten Ausgaben iſt der Aufwand nicht enthalten, den die 
Beſchaffung beſonderer Dienſtraume für die Grenzauswechſlungs-Poſtanſtalt in 
Karungi und die Mieten für Erweiterung der Dienſträume an anderen Poſtorten 
erfordert haben, ebenſowenig der Mehraufwand an perſönlichen Ausgaben für die 
Perſonalverſtärkung aus Anlaß' der Mehrleiſtungen infolge der Beförderung und 
ſonſtigen Behandlung der Kriegsgefangenen-Durchgangspoſten. Dabei iſt der 
Mehrbedarf an Perſonal keineswegs unbedeutend geweſen. Bei dem vorüber: 
gehend eingerichteten Poſtamt in Karungi umfaßte er im Februar 1915 16 Kräfte; 
zur Bewältigung des Kriegsgefangenen. Poſtanweiſungsverkehrs bei dem Poſtamt 
in Malmö 1 war zeitweiſe eine Verſtärkung des u um 20 mittlere 
ee e 


1915. 


Die gahressiffern über die Entwicklung des Kriegsgefangenen-Paket. und 
Poſtanweiſungsverkehrs während des Berichtsjahrs 1915 enthält die Veröffent⸗ 
lichung im Poſtarchiv 1917, S. 225 und 226, auf die hier Bezug genommen wird!). 

Für die Bearbeitung der Kriegsgefangenen. Poſtanweifungen beim Poſtamt in 
Malmö iſt nach wie vor eine beträchtliche Verſtärkung des mittleren Beamtenperſonals 
erforderlich geblieben. Die an der ruſſiſchen Grenze zur Bearbeitung der Durd)- 
gangspoſt ins Leben gerufene AuswechſlungsPoſtanſtalt Karungi⸗Ausland war 
während des ganzen Jahres 1915 in Wirkſamkeit. Es gelangte dort die geſamte 
zwiſchen Schweden und Rußland auszutauſchende Poſt zur Bearbeitung, da ein 
Seepoſtverkehr zwiſchen den beiden Ländern 1915 nicht beſtand. Die ganz 
ungewöhnliche Zunahme der ſchwediſchen Durchgangspoſt, beſonders in der 
Richtung nach Rußland, im Verein mit den ungünſtigen örtlichen Verhältniſſen 
in Karungi führte zur Einrichtung von zwei beſonderen Paketabfertigungsſtellen 
in Göteborg und in Kopenhagen. Beide traten am 15. März 1915 in Wirkſam⸗ 
keit. Die Auswechſlungs-Poſtanſtalt in Göteborg, die die Bezeichnung »Göteborg 1 
(Durchgang)« erhielt, wurde dazu beſtimmt, die über Göteborg im Durchgang 
beförderte Poſt nach Finnland und darüber hinaus ſowie in umgekehrter Richtung 
in unmittelbaren Kartenſchlüſſen auf die beteiligten ausländiſchen Poſtanſtalten zu 
bearbeiten. Die gleichzeitig in Kopenhagen eröffnete ſchwediſche Auswechſlungs— 
Poſtanſtalt mit der Bezeichnung »Paketpoſt Malmön 1a hatte die umfangreiche 
Durchgangspaketpoſt zu bearbeiten, die aus Dänemark und den weiter zurück⸗ 
liegenden Ländern nach Schweden zuging. Dieſe Poſtanſtalt, die zuerſt in 
Räumen des neuen Hauptbahnhofs in Kopenhagen Unterkunft gefunden hatte, 
wurde am 16. Auguſt 1915 nach Malmö verlegt. Seit Einrichtung der vorbe⸗ 
‚nannten beiden Paketabfertigungsſtellen blieb das Poſtamt in Karungi Ausland 
allein noch mit der Abfertigung der Kriegsgefaugenen⸗Pakete (und der Wertpakete 
des allgemeinen Verkehrs) nach Rußland befaßt. 

Als der Bau der Eiſenbahn nach Haparanda ſoweit vorgeſchritten war, daß 
das Bahngleis die Ortſchaft Ober-Vojakkala, 15 km ſüdlich von Karungi, erreicht 


— — 


) Von der Wiedergabe zweier im Jahresbericht an dieſer Stelle eingefügten Uberſichten, ent- 
haltend die monatlichen Zahlenangaben über die Entwicklung beider Verkehrszweige, iſt aus 
Gründen der Raumerſparnis abgeſehen worden. 
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batte, wurde das einſtweilige Poſtamt Karungi-Ausland am 27. April 1915 nach 
der genannten Ortſchaft rückwärts verlegt. Am 5. Mai hatte der Bahnbau 
Nieder⸗Vojakkala, 10 km ſüdlich von Haparanda, erreicht; zugleich wurde das 
Poſtamt Karungi Ausland nach dem neuen Eiſenbahnendpunkt vorgeſchoben. Am 
26. Mai 1915 konnten die Bahnpoſtwagen bis Haparanda durchgeführt werden, 
und hiermit waren die bisherigen größten Erſchwerniſſe für den Poſtaustauſch 
zwiſchen Schweden und Rußland aus dem Wege geräumt. Für die Beförderung 
der Poſt zwiſchen dem Bahnhof in Haparanda und dem Anlegeplatz der Laſtfähre 
über den Torneafluß dienten anfangs zwei größere von der ſchwediſchen Poſtver— 
waltung eingeſtellte Laſtkraftwagen. Am 5. Juli 1915 wurde das Auswechſlungs— 
Poſtamt Karungi Ausland nach Haparanda Hafen verlegt, und vom gleichen 
Zeitpunkt an benutzte die Poſtverwaltung zur Beförderung der Poſt nach und von 
der Fährſchiffanlegeſtelle das beſondere Hafen-Anſchlußgleis, von dem ein eigenes 
Stichgleis bis zur Ladeſtelle führte. 

Der Fährdienſt zwiſchen Trälleborg und Saßnitz hat während des Berichts— 
jahrs 1915 mit geringen Unterbrechungen aufrechterhalten werden können, und 
zwar mit einer Fahrt täglich in jeder Richtung, wozu allein das ſchwediſche 
Fährſchiff verfügbar blieb. 

Der Mehraufwand für die Eiſenbahn-Poſtbeförderung, der ſich für das 
Berichtsjahr 1914 auf rund 35 000 Kronen und für das erſte Halbjahr 1915 
auf rund 50 000 Kronen monatlich berechnet hatte, hat für das ganze Jahr 1915 
505 000 Kronen mehr als im Jahre 1914 betragen. Zuzüglich des Aufwandes 
von 35 000 Kronen für 1914 ergibt ſich hiernach ein Betrag von rund 
540 000 Kronen, der ziemlich genau dem wirklichen Koſtenaufwand für die ver- 
mehrte Hergabe von Eiſeubahnwagenraum für Poſtbeförderungszwecke entſpricht. 


1916. 

Auch während des Berichtsjahrs 1916 find Kriegsgefangenen-Poſtſendungen 
in großer Anzahl über Schweden geleitet worden. Nach dem Eintritt Rumäniens 
in den Krieg!) hat dieſes Land nicht länger zur Vermittlung des Durchgangs— 
verkehrs zwiſchen Rußland einerſeits und Oſterreich. Ungarn, Bulgarien ſowie der 
Türkei anderſeits in Anſpruch genommen werden können. Infolgedeſſen ſah ſich 
Schweden gezwungen, fortan auch den Kriegsgefangenen Poſtverkehr zwiſchen 
Rußland und den genannten drei Mittelmächtegebieten zu übernehmen?). 

Die Vermittlung des Poſtanweiſungsverkehrs der Kriegsgefangenen zwiſchen 
Deutſchland und Rußland ſowie Japan ging Anfang Auguſt 1916 aus beſonderen 
Gründen auf die ſchweizeriſche Poſtverwaltung über). 

Der Poſtenaustauſch mit Rußland hat während des ganzen Winters 1915/1916 
in Haparanda ſtattgefunden. Als jedoch im April 1916 infolge des Frühjahrs— 
eisgangs der Übergang über den Torneafluß für umfangreichere Poſtladungen 
untulich geworden war, mußte am 1. Mai 1916 die Beförderung der Paketpoſt 
nach und von Rußland über die nördlichen Verkehrswege vorübergehend eingeſtellt 
werden. Während daher die Briefpoſt nach wie vor in Haparanda zur Auswechſlung 
gelangte, ruhte der Paketverkehr daſelbſt etwa zwei Wochen. Zugleich 
wurden Maßnahmen für eine ſtändige Umleitung des Durchgangspoſtverkehrs 


1) Den Krieg erklärten: Rumänien an Oſterreich Ungarn am 27. Auguſt 1916, Deutſchland und 
die Türkei an Rumänien am 28. Auguſt 1916, Bulgarien an Rumänien am 1. September 1916. 

) Die im Jahresbericht an dieſer Stelle folgende Überſicht über den Umfang des Kriegs- 
gefangenen -Paketverkebrs über Schweden in beiden Richtungen während der einzelnen Monate des 
Berichtsjahrs 1916 iſt im Archiv 1917, S. 225 mitgeteilt. 

3) Die monatlichen Ziffern über die weitere Geſtaltung dieſes Verkehrs, ſoweit er während des 
Jabres 1916 durch Schweden vermittelt wurde, enthält die im Archiv 1917, S. 226 mitgeteilte 
Uberſicht. 
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getroffen. Sie. führten mit Wirkung vom 18. Mai 1916 an zur Herſtellung einer 
Seepoſtverbindung von Stockholm oder Gäfle nach Raumo und zurück. In der 
Richtung nach Rußland wurden die Poſten dergeſtalt verteilt, daß die Briefpoſt 
teils von Gäfle aus mit dem Dampfer »Oland«, teils von Stockholm aus mit 
anderen Schiffen Beförderung erhielt, während die Paketpoſt ausſchließlich über 
Gäfle geleitet wurde. In umgekehrter Richtung wurde die Briefpoſt anfangs 
noch auf dem bisherigen Weg über Haparanda-Tornea befördert. Darauf ging 
jie gleichfalls auf die neue Seepoſtverbindung über. Von Anfang an wurde dieſe 

Verbindung für die Beförderung der Paketpoſt in der Richtung aus Rußland in 
gleicher Weiſe wie in der umgekehrten Richtung in Auſpruch genommen. 

Zugleich mit der Einrichtung der beſchriebenen Poſtverbindung wurde die 
Auswechſlungs-Poſtanſtalt in Karungi-Ausiand eingezogen und dafür in Gäfle— 
Hafen eine neue Auswechſlungs-Poſtanſtalt »Gäfle-Durchgang« eröffnet. Sie war 
mit beſonderen Maſchinenanlagen, namentlich mit elektriſch betriebenen Beförderungs— 
einrichtungen für das Be. und Entladen der Poſtſchiffe., ausgeſtattet. Gleich— 
artige Anlagen wurden auch in Stockholm -Schiffbrücken für die Zwecke der über 
Stockholm geleiteten Poſt nach und von Finnland hergeſtellt. Eine Haftung für 
den Verluſt oder die Beſchädigung aus Kriegsurſachen übernahm die ſchwediſche 
Poſtverwaltung in Anſehung der mit den beſchriebenen Seepoſtverbindungen 
beförderten Sendungen nicht. 

Der Seepoſtverkehr wurde bis gegen Ende Juli 1916 ungeſtört aufrechterhalten, 
erfuhr aber von da an namhafte Beeinträchtigungen teils durch unmittelbare Ein— 
griffe durch die kriegführenden Teile, teils durch die Minenſperre vor der finniſchen 
Küſte. Vom 27. Auguſt 1916 an mußte deshalb der Seepoſtverkehr gänzlich 
eingeſtellt werden. Unmittelbar anſchließend wurde der Poſtenaustauſch über 
Haparanda wieder aufgenommen, wo das Auswechſlungs-Poſtamt Karungi-Aus— 
land mit dem 28. Auguſt ſeinen Betrieb von neuem eröffnete. 


1917. 


Während der Poſtverkehr nach und vom Ausland im Berichtsjahr 1917 im 
allgemeinen einen Rückgang aufwies, erfuhr der Durchgangsverkehr, der in der 
Hauptſache aus Kriegsgefangenenſendungen beſtand, eine ſehr beträchtliche Zunahme. 

Dies gilt in ausgeſprochenem Maße von der Kriegsgefangenen. Briefpoſt. An 
gewöhnlichen Briefpoſtſendungen wurden im Durchgang durch Schweden im 
Berichtsjahr 1917 über 123 Millionen Stück gezählt gegen nur etwa 
33 Millionen im Berichtsjahr 1916. Ebenſo wies die Zahl der Kriegs- 
gefangenen⸗-Pakete eine erhebliche Zunahme auf, nämlich von 4933115 auf 
6 410 521 Stück. Hiervon entfielen auf den Verkehr in der Richtung von 
Rußland nach Deutſchland im ganzen 6 159 459, auf den Verkehr in umgekehrter 
Richtung 251062 Stück. Den ſchwächſten Verkehr wies der Monat Dezember 
(0,18 Mill. Stück), den ſtärkſten Verkehr der Monat April (0,81 Mill. Stück) auf. 
Zwiſchen 0,4 und 0,5 Mill. Stück wurden in den Monaten Mai, Juni, Septem— 
ber und November, zwiſchen 0,5 und 0,6 Mill. im Januar, März, Juli und 
Oktober erreicht; der Februar erbrachte 0,66, der Auguſt 0,74 Mill. Stück. 

Die im Jahre 1916 von Schweden eingeſtellte Vermittlung des Kriegs⸗ 
gefangenen⸗ „Poſtanweiſungsverkehrs zwiſchen Deutſchland und Rußland iſt nicht 
wieder aufgenommen worden, jedoch wurden ſolche Poſtanweiſungen in der Richtung 
aus Deutſchland ausnahmsweiſe auch, über Schweden befördert. So kamen 
während des Berichtsjahrs 1917 noch 7857 Stück Kriegsgefangenen ⸗Poſt— 
anweiſungen über zuſammen 70 839 Kronen in der Richtung von Deutſchland 
nach Rußland zum Austauſch über Schweden, ſowie 176 Poſtanweiſungen über 
zuſammen 1 421 Kronen in der Richtung von Deutſchland nach Japan. Außer: 
dem find insgeſamt 222 659 Kronen auf 34 460 Poſtanweiſungen, die bereits 
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früher von Rußland nach Deutſchland befördert worden waren, erſt während des 
Berichtsjahrs 1917 im Beſtimmungsland zur Auszahlung gelangt. 

Der am 27. Auguſt 1916 unterbrochene Seepoſtverkehr zwiſchen Gäfle und 
Stockholm einerſeits ſowie Finnland anderſeits hat im Berichtsjahr 1917 in der 
Richtung von Rußland nach Schweden eine gewiſſe Wiederbelebung erfahren, 
ohne daß deswegen der allgemeine Austauſch über Haparanda-Tornea eingeſtellt 
worden wäre. Von Gäfle und Stockholm aus wurden die Paketſendungen aus 
Rußland auf dem Eiſenbahnweg 100 Deutſchland weitergeleitek 


1918. 


Infolge der in Finnland aufgetretenen revolutionären Unruhen wurde die Poſt— 
verbindung über Haparanda im Anfang Februar 1918 unterbrochen, doch gelang 
ihre Wiederherſtellung ſchon nach kurzer Zeit. Während der Monate Februar bis 
Mai 1918 fand wie im Vorjahr in gewiſſem Umfang eine Poſtbeförderung auf 
dem Seeweg ſtatt, diesmal zwiſchen Stockholm und Aaland. Im Mai 1918 
kam demnächſt eine regelmäßige Dampferverbindung mit Finnland in beiden Rich— 
tungen über Stockholm, Mariehamn und Abo in Gang. Die Schiffe verkehrten 
wöchentlich dreimal hin und zurück. | 

Mit dem Ausbruch der finnifchen Unruhen kamen die Poſtverbindungen nach 
dem inneren Rußland, die während des Krieges durchweg auf die Leitwege über 
Finnland angewieſen waren, ins Stocken. Von Februar bis Ende Mai 1918 
war der Poſtverkehr mit Rußland gänzlich eingeſtellt. Er wurde ſpäter, ſoweit 
tulich, durch Herſtellung einer Dampferverbindung zwiſchen Stockholm und Petro- 
grad wieder aufgenommen. Auch dieſer Verkehr wurde indes noch im Berichts— 
jahr 1918 wieder eingeſtellt. Dagegen erfuhren die Seepoſtverbindungen mit 
Finnland ſelbſt eine ſo günſtige Ausgeſtaltung, daß mit Wirkung vom 9. Mai 1918 
das Poſtamt Karungi⸗Ausland endgültig aufgehoben werden konnte. | 

Die Aufgabe der ſchwediſchen Poſtverwaltung in Anſehung der Vermittlung 
des Kriegsgefangenen-Poſtverkehrs von und nach Rußland iſt infolge der allge 
meinen politiſchen Anderungen des Jahres 1918 nahezu fortgefallen. An Kriegs: 
gefangenen Briefpoſtſendungen im Dur chgang durch Schweden wurden während des 
genannten Berichtsjahrs nur noch 8393872 Stück gezählt gegen 123435 572 Stück 
im Berichtsjahr 1917. Die Zahl der über Schweden geleiteten Kriegsgefangenen. 
Pakete belief ſich 1918 auf nur 121584 Stück gegen 6410521 Stück im Jahre 
1917. Seit Februar 1918 iſt dieſer Verkehrszweig gänzlich erloſchen. 

An Kriegsgefangenen ⸗Poſtanweiſungen wurden durch Vermittlung der ſchwe⸗ 
diſchen Poſtverwaltung im Jahre 1918 3078 Stück über zuſammen 47911 Kronen 
in der Richtung von Deutſchland nach Rußland ausgetauſcht. Auch dieſer Ver— 
kehr ſank während des Jahres 1918 ſehr le und fand im Oktober überhaupt 
ein Ende. In der Richtung nach Japau war der Austauſch von Kriegsgefangenen 
Poſtanweiſungen auch 1918 nur unbedeutend; er N fi) auf 124 Stück Poft- 
anweiſungen über insgeſamt 1436 Kronen. 


Rückblick 1914/1918. 


Bezüglich der Briefſendungen an Kriegsgefangene und von ſolchen liegen 
ſtatiſtiſche Ermittlungen aus den Jahren 1916 bis 1918 vor. Danach war das 
Verkehrsergebnis folgendes: 


GG ee 33 424 365 e 

˙'V pp ET RR RIEIENEN 123 435 572 5 

CCC 8 393 872 „ 
zuſammen . . . . 165 253 809 Sendungen. 
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Über den Paketverkehr der Kriegsgefangenen während der fünf e 


gibt die ö . Aue 


Bon Rußland Bi 
nach Deuiſchland Zuſammen 


Ven D Deutſchland 
nach Rußland 


191 wi;q:ù 3193 1594 4787 
1915 ..... ... 1053 765 79 017 1132 782 
1916 .. . . ..... 4515 270 417 845 4933 115 
r 6 159 459 251 062 6 410 521 

EEE 211.608 10 976 222 584 


zufammen.... | 11943295 | 760494 | 12703 789. 


Hinſichtlich des Kriegsgefangenen-Poſtanweiſungsverkehrs ergibt ſich die 
N der ſchwediſchen Poſtverwaltung aus der folgenden n 


Jahr 


1914 
1915 
1916 
1917 
1918 


Von Deutſchland Von Deutfehland Von Rußland ae 
nach Rußland nach Japan n 


Zuſammen 


Stückzahl] Betrag 71 Betrag | Stückzahl | Betrag | Stückzahl 
Kronen 5 Kronen Kronen 
952 38 786 — — 7 430 1458144 8382 181600 


69300 | 930 957] 197136 125 780 928 9921924] 852 199 10889006 
92 274 8532311 1027 12355 | 773 005 9155362 | 866 306 10020948 
7857 70839] 176 | 1421 g = 8033| 72260 
3078 47911] 124 | 146 er £ 3202 49347 


zuſammen | 173 401 11941724 3208 |51 337 1561363 [19223 100 1 738 122 |21 216 161. 


Der Herr Reichspoſtminiſter hat unter dem 16. April 1920 das nachſtehende 
Schreiben an die ſchwediſche General⸗Poſtdirektion gerichtet: 


»Der Zeitpunkt, an dem die letzten deutſchen Kriegsgefangenen wieder 
in ihre Heimat und zu den ihrigen zurückkehren werden, ſcheint nahe 
bevorzuſtehen. In der Freude, die ich hierüber mit dem ganzen deutſchen 
Volke empfinde, möchte ich nicht unterlaſſen, der Poſtverwaltung meinen 
tiefgefühlten Dank für die Hochherzigkeit und Menſchenfreundlichkeit aus- 
zuſprechen, mit der die Doftderwaltung das Los der bedauernswerten 
Opfer des Weltkriegs durch die mühevolle Vermittlung des Poſtverkehrs 
der Kriegsgefangenen mit ihren Angehörigen erleichtert hat. Bei der 
ungehturen Ausdehnung des Weltkriegs hat die Tätigkeit der Vermitt⸗ 
lungsländer im Kriegsgefangenen⸗Poſtverkehr einen nicht vorauszuſehenden 
Umfang angenommen, die größten Anforderungen an die Arbeitskraft 
der Verwaltungen und der Betriebsbeamten geſtellt und auch in geld— 
licher Beziehung bedeutende Opfer beanſprucht. Um ſo mehr muß 
anerkannt werden, wie glatt und pünktlich die Vermittlungsländer, be⸗ 
ſonders Schweden, die bereitwillig übernommene Aufgabe bewältigt haben. 

Die Poſtverwaltung bitte ich, im Sinne dieſer Ausführungen auch 
allen nachgeordneten Dienſtſtellen und Angeſtellten, die an der Bearbei- 
tung der Kriegsgefangenenpoſt teilgenommen haben, meinen wärmſten 
Dank zu übermitteln. 
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Hierauf iſt im Amtsblatt der ſchwediſchen General-Poſtdirektion!) folgendes 
veröffentlicht: | 
»Dank für die Vermittlung des Kriegsgefangenen- 
Poſtverkehrs. 


Von ſeiten der deutſchen Poſtverwaltung iſt der General-Poſtdirektion 
ein in äußerſt erkenntlichen Ausdrücken gehaltenes Dankſchreiben zuge— 
gangen, betreffend die Art und Weiſe, in welcher die ſchwediſche Poſt 
während des Krieges den Anstauſch der Sendungen an die deutſchen 
Kriegsgefangenen und von dieſen vermittelt hat. Die deutſche Poſt— 
verwaltung hat die General-Poſtdirektion beſonders erſucht, der geſamten 
ſchwediſchen Poſtbeamtenſchaft, ſoweit ſie mit der Behandlung der Kriegs— 
gefangenenpoſt Befaſſung gehabt hat, ihren wärmſten Dank zu über- 
mitteln. u 


Beſchädigungen der Unterwaſſerkabel durch Grundſchleppnetze. 
Von Miniſterialſekretär W. Appel in Berlin (Reichspoſtminiſterium). 


Die Klagen über häufige Beſchädigungen der unterſeeiſchen Telegraphenkabel 
durch Grundſchleppnetze der Fiſchdampfer veranlaßten im Jahre 1908 die engliſche 
Regierung, durch eine Kommiſſion die Angelegenheit eingehend prüfen und Schutz— 
maßregeln erwägen zu laſſen.?) Die Feſtſtellung, daß die Schäden faſt immer 
durch die Verwendung unzweckmäßiger und ſchadhafter Fiſchereigeräte, namentlich 
der an den Schleppnetzen angebrachten Scherbretter, verurſacht wurden, führte zur 
Einrichtung eines ſtaatlichen Aufſichtsdienſtes für die Prüfung der Geräte der 
Fiſchereifahrzeuge. Nach einem im Mai 1913 erſtatteten Bericht beſchränkte ſich 
dieſer Dienſt nicht nur auf die Beſichtigung der Geräte an Bord der Schiffe; es 
wurden vielmehr auch die Werkſtätten beſucht, in denen Fiſchereizeug hergeſtellt 
und ausgebeſſert wurde. Die Aufſichtsbeamten heben das ihnen bewieſene Ent— 
gegenkommen hervor; die für die Anfertigung und Unterhaltung der Geräte ge 
gebenen Ratſchläge wurden überall willig angenommen. Außerdem ſorgten die 
Aufſichtsbehörden dafür, daß die in der Nähe von Kabellinien arbeitenden Fiſcher 
ſoviel wie möglich über die ſchwerwiegenden Folgen von Kabelunterbrechungen 
aufgeklärt wurden; in einzelnen Fällen wurden die Eigentümer veranlaßt, ihren 
Kabeln in der Nachbarſchaft ergiebiger Fangplätze bei Inſtandſetzungen eine ver- 
aͤnderte Linienführung zu geben oder an dieſen Stellen ſchwerere, beſſer geſchützte 
Kabel auszulegen. Ferner erhielt die Fiſchereibevölkerung in den Fachſchulen ent— 
ſprechende Belehrung. Die Folge war eine bemerkenswerte Abnahme der durch 
Schleppgerät verurſachten, bei den engliſchen Behörden zur Sprache gekommenen 
Schäden, was aus der folgenden Zuſammenſtellung hervorgeht. Es ereigneten ſich: 


1908 Ett( B 28 (16) Fälle, 
ei 32 118) „ „ 
1910 ..... 9 (3 „ 
Vi 16 (8) » 
1912 2E 15 (60) > 
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) Vibang till Kungl. Generalpoſtſtyrelſens Cirkulär 1920, Nr. 53, S. 125. 
) Vgl. Archw 1909, S. 51öff. 
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Die eingeklammerten Zahlen beziehen ſich auf Beſchädigungen im Kanal und in 
den iriſchen Küſtengewäſſ ern; die Verminderung iſt trotz der Zunahme der 
Zahl der Kabel und der Fiſchdampfer beſonders auffallend. Während im Jahre 1908 
auf je 1000 Fangreiſen noch 3,7 7 Kabelbeſchädigungen entfielen, ging dieſe Zahl 
bis 1912 auf 2,1 herunter. Neuere Feſtſtellungen liegen wegen der Kriegsjahre 
nicht vor. ö 


Die un en Erfahrungen gaben der engliſchen Regierung Anlaß, die an den 
Atlantiſchen Ozean, die Nordſee und das Kattegatt grenzenden europäiſchen Länder 
zu erſuchen, Vertreter zu einer Zuſammenkunft nach London zu entſenden, um 
eine zwiſchenſtaatliche Regelung der Frage anzubahnen. Die Zuſammenkuuft hat 
in der Zeit vom 5. bis 10. Juni 1913 ſtattgefunden. Teilgenommen haben außer 
Großbritannien neun Staaten, mit denen England durch Seekabel verbunden iſt, 
und zwar Belgien, Däuemark, Deutſchland, Frankreich, die Niederlande, Norwegen, 
Portugal, Schweden und Spanien. Von Deutſchland waren ein Mitglied des 
Reichs-Poſtamts, der Präſident des Deutſchen Seefiſcherei-Vereins und als 
techniſcher Sachverſtändiger ein Beamter des Norddeutſchen Lloyd abgeordnet 
worden. Als Beratungsgegenſtände wurden der Verſammlung unterbreitet: 


1. Einrichtung eines Aufſichtsdienſtes durch die Regierungen und Feſtſezung 
der Obliegenheiten der Aufſichtsbeamten; 

Erwägungen über die zweckmäßigſte Bauart der Scherbretter; 

Einrichtung eines Nachrichtenaustauſches zwiſchen den beteiligten Staaten; 

Erörterung der einſchlänigen Fragen in den Fachſchulen für Fiſcher uſw., 

Weiteſte Verbreitung der Bekanntmachungen über die für Kabelbefchädi- 
gungen angedrohten Strafen und über den Erſatz der K Wen für ge⸗ 
opfertes Fiſchereigerät. 


Großbritannien hatte hierzu Vorſchlaͤge ausgearbeitet, denen im Laufe der Ver- 
handlungen im weſentlichen zugeſtimmt wurde, da allgemeine Übereinftimmung. 
über die Zweckmäßigkeit der gegebenen Anregungen herrſchte. Jedem Lande ſollte 
aber zunächſt volle Freiheit des Handelns gewahrt bleiben; Bindungen der einzelnen 
Regierungen find nicht beſchloſſen, ſondern nur Wünſche zum Ausdruck gebracht 
worden. Allgemein wurde die Erwartung ausgeſprochen, daß, wie in Groß— 
britaunien, auch in den anderen Ländern die an der Schleppfiſcherei beteiligten 
Kreiſe den von der Konferenz betonten Geſichtspunkten willig folgen und daß die 
Kabelſtörungen immer mehr abnehmen würden.“ 

Im einzelnen führten die Beratungen zur Annahme folgender Eutſchließungen. 

Qu 1: Zur Verhütung der Gefahren, die ſich aus der Verwendung mangel— 
haft gebauter oder ſchadhafter Netze oder anderer Geräte zur Schleppfiſcherei für 
die unterſeeiſchen Telegraphenkabel ergeben, iſt es erwünſcht, daß jeder Staat über 
die Fanggeräte der Fiſchereifahrzeuge unter feiner Flagge eine regelmäßige Auſſicht 
ausüben läßt. 

Zu 2: Es iſt ſowohl für den Fiſchereibetrieb als auch für den Kabeldienſt 
vorteilhaft, wenn alle bei der Schleppfiſcherei benutzten Fanggeräte ſo ſorgfältig 
angefertigt und unterhalten werden, daß die Gefahr, am Meeresgrund an den 
Kabeln hängenzubleiben, auf ein möglichſt geringes Maß beſchränkt wird. 

Zu 3: Zu erſtreben iſt, daß die zuſtändigen Behörden der beteiligten Länder 
einen Austauſch von Nachrichten techniſcher Art über die von der Konferenz er- 
örterten Fragen einrichten oder u. U. in bisheriger Weiſe fortſetzen. 

Zu 4: Es iſt erwünſcht, daß bei der fachmänniſchen Ausbildung der fer 
maͤnniſchen Kreiſe auch Belehrung erteilt wird 

a) über die Beſchaffenheit und die Benutzung der Unterſeekabel, die Gefahren, 
eee und Koſten, die jede Beſchädigung zur Folge hat; 
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b) über die Entſchädigung für Schiffsgerät, das zur Schonung angehakter 

Kabel geopfert wird; 

c) über das Verfahren, einen Anker von einem gefaßten Kabel frei zu machen, 
ohne es zu beſchädigen, wobei niemals Gewalt angewandt, ſondern lieber 
der Anker aufgegeben werden ſoll, für den ſpäter Entſchädigung be— 
auſprucht werden kann; 

über die Strafbeſtimmungen, die durch den internationalen Vertrag zum 
Schutz unterſeeiſcher Telegraphenkabel von 1884 feſtgeſetzt find und jede 
vorſatzliche oder fahrläſſige Kabelbeſchädigung unter Strafe ſtellen. 

Zu 5: Zur tunlichſten Verminderung der Verluſte bei Opferung von Schiffs- 
gerät (Netzen und anderem Schleppfangzeug, Ankern, Ketten, Troſſen uſw.) iſt es 
wünſchenswert: 

a) daß die Regierungen für jeden Hafenort eine Behörde einſetzen, die die 
Anzeigen über geopfertes Schiffsgerät uſw. — Artikel VI! des unter dd 
bezeichneten Vertrags von 1884 — entgegennimmt; 
daß dieſe Behörde nach ſchleunigſter Unterſuchung unmittelbar und ohne 
jeden Aufſchub nicht nur die Konſulatsbehörde des Landes, dem das 
Kabel gehört, ſondern auch den Eigentümer des Kabels benachrichtigt, zu 
deſſen Gunſten das Schiff Gerät geopfert hat. Sollte der Eigentümer 
nicht bekannt fein, fo iſt die Telegraphen verwaltung des Staates, in dem 
der Hafen liegt, alsbald zu verſtändigen; 


daß, im Fall ein Kabel mehrere Beſitzer hat, derjenige von ihnen die 
Entſchädigung für geopfertes Gerät leiſtet, dem der Erſatzauſpruch zuerſt 
übermittelt wird, ſobald die Rechtmäßigkeit der Forderung feſtgeſtellt 
worden iſt. Der Rückgriff auf die Miteigentümer bleibt vorbehalten; 


daß jedes Land eine Stelle einrichtet, die ſich mit allen Fragen in bezug 
auf ſolche Erſatzanſprüche befaßt, und daß dieſe Stellen im Bedarfsfall 
unmittelbar miteinander in Verbindung treten. 

Die in London verſammelten Vertreter kamen überein, ihren Regierungen 
dieſe Entſchließungen zu unterbreiten und die Durchführung der darin angeregten 
Maßnahmen zu empfehlen. Für Deutſchland wurden die Vorbereitungen hierzu 
alsbald getroffen. Durch jährlich wiederholte Bekanntmachungen des Deutſchen 
Seefiſcherei-Vereins, veröffentlicht im Seefiſcherei-Almanach, waren die Fiſcher ſchon 
ſeit Jahren aufgefordert worden, bei ihren Fangreiſen die nötige Rückſicht auf 
die Unterſeekabel zu nehmen und nur einwandfreies Fiſchgerät zu verwenden. Auf 
gleichem Wege hatten die Reichs-Telegraphenverwaltung, die Deutſch ⸗Atlantiſche 
Telegrapheugeſellſchaft und die Deutſch⸗Südamerikaniſche Telegraphengeſellſchaft 
eine Belohnung von 1000 ./ für jeden ausgeſetzt, der im Falle der vorſätzlichen 
oder fahrläſſigen Beſchädigung eines unterſeeiſchen Kabels den Schuldigen der— 
geſtalt nachwies, daß er zur Verantwortung gezogen werden konnte. 

Die volle Durchführung der von der Konferenz gefaßten Entſchließungen 
wurde durch den Weltkrieg verhindert. Ein weſentlicher Teil der Abſichten der 
Konferenz hat ſich aber für Deutſchland trotz des Krieges durch die im Sep— 
tember 1917 vom Reichs⸗Poſtamt herausgegebene »Anweiſung zum Schutze der 
Unterwaſſer⸗Telegraphen- und Fernſprechkabel gegen Gefährdung durch Schiffahrt 
und Fiſcherei« verwirklichen laſſen. Dieſe Anweiſung dient namentlich zur Auf— 
klärung und Velehrung der Schiffahrt und Fiſcherei treibenden Bevölkerung. Sie 
iſt an alle beteiligten Behörden, Fachvereine, Fachſchulen, Fachzeitſchriften und 
Reedereien verteilt worden. Die Anweiſung behandelt folgende Einzelheiten. 


J. Ausſehen und Bauart der Kabel. Art der Kabellage auf dem 
Grunde der Gewäſſer. Bezeichnung des Kabelverlaufs. 
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Das äußere Ausſehen und die Bauart (Kupferleiter, Iſolierhülle, Bewehrung 
und äußere Bekleidung) der verſchiedenen Kabel ſind kurz geſchildert und durch 
beigegebene Zeichnungen veranſchaulicht. Weiter wird erläutert, in welcher Weiſe 
die Kabel auf dem Grunde der Gewäſſer ausgelegt und welche Mittel angewendet 
werden, um die Kabel an gefährdeten Stellen gegen Beſchädigung durch die Schiff— 
fahrt und Fiſcherei zu ſchützen. Hierher gehört das Einbaggern oder Eingraben 
in den Fahrrinnen der Flüſſe, in den Kanälen, im Watt und an den Landungs— 
ftellen, die Beſchwerung der Kabel mit daran befeſtigten Eiſenſtücken zur Ver 
hinderung des Auftriebs bei Eisgang ſowie die Umkleidung mit eiſernen, gelenk— 
artig ineinandergreifenden Muffen. Schließlich erläutert die Anweiſung, durch 


welche Landmarken — Schilder oder Baken — und durch welche ſchwimmenden 
Zeichen — Tonnen oder Bojen — die Landungsſtellen und der Verlauf der 


Kabel bezeichnet werden. 


Il. Vorſchriften zum Schutze der Kabel. Hauptſächlich vor 
kommende Gefährdungen und Beſchädigungen der Unterwaſſerkabel 
durch Schiffahrt und Fiſcherei ſowie deren Verhütung. 


Die Auweiſung gibt eine überſichtliche Zuſammeuſtellung aller für die Schiff- 
fahrt und Seefiſcherei wiſſenswerten Vorſchriften zum Schutze der Kabel ſowie der 
Strafbeſtimmungen bei Zuwiderhandlungen. Hierüber gilt folgendes. 


Im Geltungsbereich des Preußiſchen Fiſchereigeſetzes vom 11. Mai 1916 (Geſetz— 
ſamml. S. 55) ſind die einſchlägigen Beſtimmungen der dazu erlaſſenen Polizei— 
ä (Fiſcherciordnung) vom 29. März 1917 zu beachten, die lauten: 


§ 45. In einer Entfernung bis zu 100 m auf beiden Seiten eines durch Tonnen, Bojen, 

Baten, Schilder oder ſonſtige Merkmale erkennbar gemachten Kabelweges iſt die Verwendung von 
Grundſchleppnetzen, Ankern und Stafen zum Fortbewegen von Fahrzeugen ſowie das Einreiben von 
Pfählen und Prien verboten. Der Regierungs präſident kann den Abſtand im einzelnen Falle herab— 
ſetzen. Die Vorſchriften über den Schutzabſtand gegenüber Kabelſchiffen (Reichsgeſetz vom 21. No— 
vember 1887, Reichs Geſetzbl. 1888, S. 169) werden hierdurch nicht berührt. 

§ 46. Die zur Bezeichnung der Schiffahrt und des Kabelweges dienenden Merkmale durfen 
nicht verſchoben werden. Dasſelbe gilt von Kennzeichen für Schonbezirke ($ 110 Abſ 2 F. G.). 
Jede Veränderung ſelcher Zeichen haben die Fiſcher ſofert der ortlichen Fiſchereirehörde anzuzeigen. 
Bei Schiffahrtszeichen iſt ſtatt deſſen auch die Anzeige an die Waſſerpolizeibehörde, bei Bezeichnungen 
für Kabelwege die Anzeige an die nädjte Vorfenjtation oder Poſt. (Telegraphen-) Behörde zuläflig. _ 

§ 47. Wird ein Kabel erfaßt, fo iſt es unter Vermeidung jeder Beſchädigung (SS 317 bis 
318a des Reichs- »Strafgeſetzbuch 8) frei zu machen. Wenn dies nicht möglich iſt, müſſen die daran feſt— 
ſitzenden Fiſcherzeuge aufgegeben werden. In jedem Falle, auch wenn das Kabel nicht beſchädigt 
erſcheint, baben die Fiſcher ſpäteſtens 24 Stunden nach Ankunft in dem erſten Hafen oder an der 
erſten Landungsſtelle der nächſten Poſt. (Telegrarhen-) Beherde den Sachverhalt anzuzeigen. Erſatz— 
anſprüche wegen verlorener oder e, Fiſcherzeuge ſind bei der örtlichen Ziſchereibehörde 
geltend zu machen. 


Für unterſeeiſche Kabel gelten ferner in Verbindung mit dem Reichsgeſetz vom 
21. November 1887 (Reichs-Geſetzbl. 1888, S. 169) die Beſtimmungen des inter— 
nationalen Kabelſchutzvertrags vom Jahre 1884, deſſen für Schiffahrt und Fiſcherei 
wichtigſte Vorſchriften lauten: 

Artikel 2. Das Zerreißen oder Beſchädigen eines unterſeeiſchen Kabels, ſofern es vorſätzlich 
oder durch ſchuldbare Fahrläſſigkeit geſchieht und zur Folge haben kann, daß die telegraphiſchen 
Verbindungen ganz oder teilweiſe unterbrochen oder geſtört werden, iſt ſtrafbar, unbeſchadet der 
Zivilklage auf Entſchädigung. 

Dieſe Vorſchrift bez: eht ſich nicht auf diejenigen Fälle des Zerreißens oder der Beſchädigung, 
in welchen die Täter nur den berechtigten Zweck verfolgt haben, ihr Leben oder die Sicherheit ibrer 
Jahrzeuge zu ſchützen, nachdem fie alle Vorkehrungen zur Vermeidung der Zerreißung oder der Be— 
ſchädigung des Kabels getroffen hatten. 


Artikel 5. Die mit dem Legen oder mit der Wiederberſſellung der unterſeeiſchen Kabel be— 
ſchäftigten Fahrzeuge müſſen die bereits beſtehenden oder unter den Hoben vertragſchließenden Teilen 
noch zu vereinbarenden Vorſchriften über die zur Wees des Zuſammenſtoßens von Schiffen auf 
See zu führenden Signale beobachten. 
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Wenn ein mit dem Legen oder mit der Wiederberſtellung eines Kabels beſchäftigtes Fahrzeug 
die beſagten Signale trägt, fo müſſen die anderen Fahrzeuge welche die Signale bemerken oder zu 
bemerken imſtande find, ſich mindenens eine Seemeile von dieſem Fahrzeug zurückziehen oder entfernt 
halten, um dasſelbe bei ſeinen Arbeiten nicht zu behindern. 


Die Geräte oder Netze der Fiſcher müſſen in derſelben Entfernung gehalten werden. 


Den Fiſcherbooten, welche ein Kabelſchiff mit den beſagten Signalen bemerken oder zu be 
merken imſtande find, ſoll jedoeh, um ſich der fo gegebenen Aufforderung zu fügen, eine Friſt von 
längſtens 24 Stunden zuſtehen, während welcher ihren Bewegungen keinerlei Hindernis bereitet 
werden darf. 


Die Arbeiten des Kabelſchiffes müſſen in tunlichſt kurzer Friſt vollendet werden. 
Artikel 6. Die Fahrzeuge, welche die zur Kenntlichmachung der Lage der Kabel beſtimmten 
Bojen ſehen oder zu ſehen imſtande find, müſien, wenn es ſich um die Legung, um eine eingetretene 


Betriebsſtörung oder um den Bruch der Kabel handelt, ſich mindeſtens eine Viertelmeile von dieſen 
Bojen entfernt halten. 


Die Geräte oder Netze der Fiſcher müſſen in derſelben Entfernung gebalten werden. 
Artikel 7. Die Eigentümer von Schiffen oder Fabrzeugen, welche zu beweiſen vermögen, daß 


ſie, um einem unterſeeiſchen Kabel keinen Schaden zuzufügen, einen Anker, ein Netz oder ein ſonſtiges 
Fiſchereigerät geopfert haben, ſollen von dem Eigentümer des Kabels ſchadlos gehalten werden. 


Um Anſpruch auf eine ſolche Schadloshaltung zu erlangen, muß, ſoweit möglich, ſogleich nach 
dem Vorfall, um denſelben feſtzuſtellen, ein auf die Ausſagen der Mannſchaft geſtütztes Protokoll 
aufgenommen werden, und der Kapitän des Schiffes muß binnen 24 Stunden nach feiner An- 
kunft in dem erſten Hafen, nach welchem er zurückkehrt oder in welchem er Zuflucht ſucht, vor den 
zuſtändigen Behörden feine Erklärung abgeben. Die letzteren benachrichtigen hiervon die Konfular- 
behörden der Nation des Eigentümers des Kabels. 


Die Unterwaſſerkabel bilden Teile der zu öffentlichen Zwecken dienenden Tele- 
graphenanlagen und genießen mit ihren Zubehörungen, zu denen z. B. die Be— 
zeichnungen rechnen, ſtrafrechtlichen Schutz. 


Das Neichsſtrafgeſetzbuch beſtimmt folgendes: 

§ 317. Wer vorſätzlich und rechtswidrig den Betrieb einer zu oͤffentlichen Zwecken dienenden 
Telegraphenanlage dadurch verhindert oder gefährdet, daß er Teile oder Zubehörungen derſelben be- 
ſchädigt oder Veränderungen daran vornimmt, wird mit Gefängnis von einem Monat bis zu drei 
Jahren beſtraft. ö f 

8 318. Wer fahrläſſigerweiſe durch eine der vorbezeichneten Handlungen den Betrieb einer zu 
öffentlichen Zwecken dienenden Telegrapbenanlage verhindert oder gefährdet, wird mit Gefaͤngnis bis 
zu einem Jahre oder mit Geldftrafe bis zu 900 & beſtraft. 


§ 318 a. Unter Telegraubenanlagen im Sinne der §§ 317 und 318 find Fernſprechanlagen 
mitbegriffen. 


Verſtöße gegen die Vorſchriften des Kabelſchutzvertrags werden nach den 
allgemeinen Strafgeſetzen verfolgt. 


Zuwiderhandlungen gegen die in den Artikeln 5 (Abſ. 2 bis 4) und 6 des 
Kabelſchutzvertrags gegebenen Anordnungen werden, ſofern nicht nach allgemeinen 
Strafgeſetzen eine höhere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu 600 M oder 
mit Gefängnis bis zu 3 Monaten beſtraft. 


Außer der ſtrafrechtlichen Verfolgung zieht jede vorſätzliche oder fahrläſſige 
Beſchädigung uſw. von Kabeln auch die Verpflichtung zum vollen Schadenserſatz 
nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts nach ſich. 


Sodann wird auf die Gefahren hingewieſen, denen die Kabel durch den Fiſcherei— 
betrieb ausgeſetzt ſind. Trotz der beſonders ſtarken Bewehrung in der Nähe der 
Küſten und in Tiefen, in denen die Gefahr der Beſchädigung durch Anker oder 
Fiſchereigerät vorliegt, werden die Kabel häufig ſchwer verletzt, zuſammengewürgt 
und zerriſſen. Dies iſt zumeiſt auf das über den Meeresgrund geſchleppte Fang. 
gerät, die Scherbretter, Netzbäume u. dgl. zurückzuführen. Beſonders bilden die in 
der Seefiſcherei gebräuchlichen Scherbretter der Grunduetze eine große Gefahr für 
die Kabel. Die beiden erſten Abbildungen hierneben zeigen, welche ſchweren Kabel, 
beſchädigungen durch die Fiſcherei herbeigeführt werden. 
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Fehler durch Anker oder Schleppzeug eines ſpiſchdampfers verurſacht. 
(Die Inſtandſetzung hat einen Noſtenaufwand von 18 500 & erfordert.) 
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Es iſt daher von größter Wichtigkeit, daß die über den Grund zu ſchleppenden 
Fanggeräte allgemein fo eingerichtet und ſorgfältig dauernd fo erhalten werden, 
daß bei ihrer Benutzung die Kabel nicht erfaßt oder beſchädigt werden können. 
Worauf es dabei ankommt, zeigen die vorſeitigen beiden letzten Bilder, in denen 
die Mängel eines Scherbretts und deren Wirkung im Gebrauch veranſchaulicht ſind. 

Als Anhaltspunkte für eine den Anforderungen des Kabelſchutzes entſprechende 
Bauart der Scherbretter gibt die Anweiſung folgende Regeln: 

Alle Bolzenköpfe an der inneren Seite eines Scherbretts muͤſſen abgerundet und glatt fein. 

Die Muttern — falls ſolche überbaupt verwendet werden — müſſen an der Außenſeite des 
Scherbretts angebracht werden, ſie ſollen jo wenig als möglich hervorragen, und ihre Kanten ſollen 
abgerundet ſein 


Die unterſte Planke des Scherbretts ſoll nicht auf ihrer ganzen Länge gerade fein, ſondern 
mit einer ausgerprochenen Rundung nach der Vorkante aufſteigen. 

Die metallene Sohle des Scherbretts muß glatt fein, und die Köpfe ihrer Befeſtigungsbolzen 
ſollen verſenkt ſein. 

Die Verwendung von gußeiſernen Sohlen iſt nicht zu emp ee ebenſowenig der Gebrauch von 
Nägeln zur Beieſtigung der Soble. 

Die Verbindungsbolzen der Planken von Scherbrettern ohne metallene Soble müſſen mit den 
Köpfen in das Holz verſenkt ſein. 

Die metallene Sohle ſoll genügend boch an der Vorkante des Scherbretts hinaufgeführt werden, 
ſich dort mit dem Seitenbeſchlag möglichſt vergleichen und ohne Vorſprung oder Einſchnitt enden. 

Allgemein ſollen alle Beſchläge einſach und jo eben wie moglich fein, wie überhaupt alle Teile 
des Scherbretts jo beſchaffen fein follen. daß fie einem Unterſeekabel keinen Anhalt bieten können. 

Bügel verdienen den Vorzug vor Ketten. 

Eine beſtimmte Bauart der Scherbretter iſt im übrigen nicht vorgeſchrieben. 
Beſonderer Nachdruck iſt darauf zu legen, daß ſchadhafte oder ſchon ſtark abge— 
untzte Scherbretter niemals mit auf die Fangreiſe gegeben oder während einer 
Reiſe weitergebraucht werden. Weiter enthält die Anweiſung Fingerzeige, wie 
der Schiffer zu verfahren hat, wenn er mit dem Anker oder einem Fanggerät ein 
Kabel gehakt zu haben glaubt. Bleiben die Verfuche klarzukommen erfolglos, fo 
gebe er lieber Anker oder Gerät auf, als das Kabel weiter zu gefährden. Er 
ſoll ſich in allen Lagen vergegenwärtigen, daß die Koften eines Ankers oder eines 
Schleppnetzes in keinem Verhältnis ſtehen zu dem Schaden, der aus einer Kabel— 
unterbrechung erwächſt, und daß auf Erſatz für geopferte Sachen beſtimmt ge 
rechnet werden kann, wenn ein Kabel als Urſache in Betracht kommt. 


II. Verfahren bei Erſatzanſprüchen . aufgegebener Schiffs- 
oder Fanggeräte. Meldungen an die Behörden über Vorkommniſſe 
und Wahrnehmungen, die die Kabel betreffen. Belohnungen für 
Ermittlung der Täter bei vorſätzlichen oder fahrläſſigen Kabel— 
beſchädigungen. 

In dieſem Abſchnitt werden die Schiffer und Fiſcher darüber belehrt, wie ſie 
verfahren müſſen, wenn fie genötigt ſind, zur Rettung von Kabeln Schiffs oder 
Fanggeräte aufzugeben. Binnen 24 Stunden nach Ankunſt in dem nächſten Hafen 
md die Anſprüche auf Schadenserſatz unter Vorlegung der Aufzeichnungen über den 
Hergang bei Aufgabe von Schiffsgerät uſw. geltend zu machen. Die hierfür zu- 
ſtändige Stelle iſt bei der Hafenbehorde — im Ausland beim deutſchen Konful - 
zu erfragen. a iſt der Sachverhalt der nächſten Poſt⸗ oder Telegrapben- 
behörde anzuzeigen. Die n wird dann ſo ſchnell wie möglich erledigt, 
damit berechtigt e Forderungen ohne Zeitverluſt . werden können. 
Die Meldung an die nächſte Poſt, oder Telegraphenbehörde muß in jedem Fall 
auch daun erſtattet werden, wenn das Kabel zwar erfaßt, aber nach Freimachung 
der Schiffs, oder Fiſchergeräte dem Augenſchein nach unbeſchädigt geblieben iſt. 
Das iſt notwendig, weil in dem äußerlich unverletzten Kabel ein Fehler entſtanden 
ſein oder ſich nachträglich bilden kann, der ſich bedeutend ſchneller aufſuchen und 
beſeitigen läßt, weun die Telegraphenverwaltung ſo ſchnell wie möglich über ſolche 
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Vorkommniſſe unterrichtet wird. Ungelegenheiten aus dieſen Meldungen haben 
die Beteiligten nicht zu befürchten. Auch alle ſonſtigen, die Kabel nebſt Zubehör 
betreffenden Wahrnehmungen, beiſpielsweiſe Zerſtörung, Beſchädigung, Ab— 
gang oder Verſchleppung von Schildern, Warnungstafeln, Baken, Bojen uſw., 
Gefährdung von Kabeln durch Freiſpülung, Verſtöße anderer gegen die ſtrafgeſet⸗ 
lichen Beſtimmungen zum Schutze der Kabel, ſind ſo ſchleunig wie möglich zur 
Kenntnis der nächſten Hafen-, Fiſcherei— oder Poſt⸗ (Telegraphen.) Behörde zu 
bringen, damit ſogleic eingegriffen und größerer Schaden verhütet werden kann. 
Gelingt es auf Grund einer Anzeige, den Täter vorſätzlicher oder fahrläſſiger 
Beſchädigungen von Kabeln zum Erſatz heranzuziehen und zu beſtrafen, ſo erhalt der 
Anzeigende von der Poſtverwaltung eine angemeſſeue Belohnung, die auch dann 
fällig iſt, wenn die Beſchädigung noch nicht wirklich ausgeführt, ſondern durch 
rechtzeitiges Einſchreiten des zu Belohnenden verhindert worden iſt, der Unfug 
aber jo weit feſtſteht, daß die Schuldigen beſtraft werden können. 

Bei dem großen Nutzen, den auch die Schiffahrt und Fiſcherei treibende Be— 
völkerung von dem durch die Unterwaſſerkabel vermittelten Nachrichtenverkehr hat, 
darf man erwarten, daß alle Beteiligten an der Hand der Anweiſung bemüht 
ſind, den Kabeln möglichſt Schutz angedeihen zu e und jede Gefährdung fern- 
zuhalten. 


Neue Fernſprechkabel durch den Bodenſee. 
Von Poſtrat Kunert in Oldenburg (Oldb.). 


Jur Verbeſſerung der Fernſprechverbindungen von Konſtanz mit den Ortſchaften 
am nördlichen Urer des Boͤdenſees hat die Reichs Telegraphenverwaltung zwei neue 
Feruſprechkabel durch den nordöſtlichen Zipfel des Vodenſees, den Überlinger See, 
legen laſſen. Die beſtehende oberirdiſche Linie von Konſtanz nach Radolfzell und 
weiter über Stockach nach Überlingen iſt voll belaſtet; eine Erhohung ihrer Auf 
nahmefähigkeit iſt nur durch umfangreiche und koſtſpielige Umbauten zu ermög⸗ 
lichen. Es bot ſich Gelegenheit, aus Heeresbeſtänden ein Fernſprech⸗Flußkabel zu 
erwerben, das zur Schaffung zweier Kabelverbindungen zwiſchen Dingelsdorf und 
Nußdorf, etwa in der Mitte des Überlinger Sees, ausreichte. Das Kabel, das von 
Felten & Guilleaume Carlswerk A.⸗G. in Köln-Mülbeim angefertigt iſt, hat vier 
Doppeladern, die aus einer Litze von drei 0,7 mm ftarfen, mit imprägniertem Papier 
feſt umgebenen Kupferdrähten beſtehen. Jeder Leiter iſt nach dem Krarupverfahren. 
mit einem 0,18 mm ſtarken Eiſendraͤht bewickelt. Die Kabelſeele iſt mit einem 
Papier- und einem Leinenband umgeben und darüber mit zwei, durch eine Teer— 
lage voneinander getrennten 1,7 und 1,6 mm ſtarken Bleimänteln umpreßt, auf 
die zwei Lagen geiranktes Papier, eine Umſpinnung aus geiränkter Jute, die Be⸗ 
wehrung aus 23 eiſernen, 5 mm ftarfen Formdrähten und eine äußere Juteum⸗ 
ſpinnung folgen. Der Geſamtdurchmeſſer beträgt 42 mm, das Gewicht rund 7 t 
für 1 km. Die elektriſchen Eigenſchaften für I km Doppelleitung bei = 5000 
und 15 » find folgende: wirkſamer Widerſtand 31 Ohm, Induktivität 0,007 Heury, 
gegenſeitige Kapazität 0,054 Mikrofarad, ſpezifiſche Dämpfung 0,04. 

Der Überlinger See iſt ein Verwerfungsſpalt mit ftellemveife „jähen Abstürzen 
au der Nordſeite. Der Spalt iſt auf der gewählten Linie 120 bis 130 m, nörd— 
lich davon bis zu 150 m und ſüdlich bis 170 m tief. Das Nordufer fallt teil 
weiſe 100 m fteil ab, der Abhang beſteht aus freiliegendem Molaſſefels, der 
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ziemlich hart iſt. Zwiſchen Nußdorf und Dingelsdorf iſt der Abfall am wenigſten 
ſtark, der Seeboden iſt hier durchweg mit weichem, grauem Schlamm bedeckt, der 
durch Ablagerung von Senkſtoffen des Rheins eniſtanden und in der Mitte viele 
Meter tief iſt. Au den Ufern iſt die Schlammſchicht dünner, darunter befindet 
ſich grober Kies. | 

Für die Verlegung wurde ein Laſtſchiff der Badiſchen Eiſenbahn von 28 m 
Länge und 5,8 in Breite mit flachem Deck und 0,7 m hoher Reling benutzt. 
Das Kabel wurde in der Mitte auf dem Verdeck aufgeſchoſſen, darüber wurde 
ein Galgen mit Führungsrolle errichtet. Auf dem Achterdeck wurde auf einer er- 
höhten Plattform die Legevorrichtung gebaut. Das Kabel lief von der Rolle 
. über drei Räder, deren Achſe durch gegengepreßte Holzklötze gebremſt wurde. Von 
oben drückte auf das Kabel je ein zweites Rad, das durch Flaſchenzüge ebenfalls 
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zur Bremſung ausgenutzt werden konnte. Bei 130 m Tiefe wog das am Schiff 
hängende Kabel 910 kg, auf jede der drei ſogenannten Reiterbremſen entfielen 
mitbin etwa 300 kg. Die beim Auslegen entſtehende Bremswärme wurde durch. 
Waſſerkühlung beſeitigt. Hinter den Bremſen verlief das Kabel zwiſchen zwei 
ſenkrecht geſtellten Führungsrollen bindurch zur Auslegerolle am Heck und von da 
wiſchen zwei weiteren Führungsrollen ins Waſſer. Zum Schleppen des Lege⸗ 
ſchiff wurde ein Motorſchiff der Gebrüder Sulger in Unteruhldingen mit 30-PS- 
Motor benutzt. | ae | | | 

Die beiden Kabel wurden Mitte Juni verlegt, zwei Lötſtellen im zweiten Kabel 
wurden nach Lieferung der Lötmuffen am 20. und 21. Juli gefertigt; eine Lötſtelle 
befindet ſich am Nordufer des Sees, die andere in 100. m tiefem Waſſer. Für 
die letzte wurde eine beſonders für große Tiefen geeignete Muffe verwendet. Außer 
der üblichen Bleimuffe wurde noch eine Bronzemuffe, die den Waſſerdruck haupt⸗ 
ſächlich aufnebmen ſoll, mit dem Bleimantel verlötet. Die Endplatten der eiſernen 
Schutzmuffe wurden durch Rundeiſenſtäbe möglichſt ſtark zuſammengezogen, um die 
Lötſtelle von Zug zu entlaſten. 
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Nächtlicher Überfall auf die Thurn⸗und⸗Taxisſche Reitpoſt 
Weſel —Münſter im Jahre 1657. 
Von Rechnungsrat Eugen Müller in Münſter (Weſtf.). 


Bis zur Einrichtung der erſten Perſonenpoſten durch den Fürſtbiſchof Chriſtoph 
Bernhard von Galen im Jahre 1665 beſtanden im Fürſtentum Münſter nur 
ſtädtiſche Botenpoſten, fürſtbiſchöfliche Kanzlei. (Reit-) Poſten und kaiſerliche (Thurn 
und⸗Taxisſche) Brief. (Reit.) Poſten. Eine dieſer kaiſerlichen Reitpoſten, die ſeit 
den Tagen der Weſtfäliſchen Friedensverhandlungen (1646— 1649) von Müuſter 
über Appelhülſen, Dulmen, Haltern, Wulfen und Schermbeck nach Weſel und 
Cleve verkehrten), wurde in der Nacht vom 2. auf den 3. Juni 1657 bei der 
Rückkehr von Weſel nach Münſter in der »Hohen Mark«, einem zwiſchen Wulfen 
und Haltern gelegenen umfangreichen Waldgebiet, von 25 Reitern überfallen. 
Dabei nahm man dem Poſtillion das Felleiſen ab, öffnete alle Briefpakete und 
raubte daraus die für Münſter und einzelne andere Orte beſtimmten Briefe. Der 
Bote der Stadt Dülmen wurde wegen des Überfalls vor dem Stadtrat in Münſter 
vernommen. Der hierüber ee Sitzungsbericht?) lautet: 

»Lunae, 4. Juny ao 1657. 
In Congregatione Senatus. 
Alß ſich zugetragen, daß bei geſtriger poſt 
von Weſel, Ambſterdamm, und Hagen [dem Haag! kommendt, keine 


Briefe alhir eingelanget, derwegen der uff und von Düllmen abgehenden 


bott oder poſtilion alhero umb bericht gefordert, fo referirte derſelbe, 
von dem Weſeliſchen reitenden poſtilion vernommen zu haben, daß mitten 

in der nacht vom nechſtverwichenen Samstag uff e Sontag in 
der hohen Mark mitten im buſch etwan fünff und Zwantzig Reutter 
ihne uffgefangen, das felleyßen mit allen briefen von ihme genommen, 
fürters ihme poftilionen mit zweien reuteren bewahren laſſen, inmittelſt 
die ubrigen reuter mit den briefen wegkgeritten, das gantze pagget von 
Ambſterdamm darauß genommen, auch das Hagiſche und alle anderen 
paggeten eröffnet, und alle hirhin gehörige briefe, neben anderen gleich 
falß darauß genommen, folgeng ihme das felleißen, ſambt etlichen ubrigen 
Briefen gütlich reſtituirt, auch ihme ſonſten nichts wiederwertiges im 
geringſten angemubtet. Und hette der poſtilion referirt, daß der vorigen 
Freitag ihme deßgleichen wiederfahren, und hetten ſich die reutere für 
Brandenburgiſche Völcker außgeben, es weren aber gelehrte und khundige 
leute darbey geweſen, ſo wol einen Underſchiedt under den briefen zu 
machen gewuſt, in deme fie ihme ein pagget an den Rentmeiſter zu 
Düllmen haltend, reſtituirt, ſagendt den kennen wir wol, dar iſt Voß 
nichts an gelegene. 


Aberfälle auf die Poſten waren gerade zu jener Zeit an der Tagesordnung. 
Aber einzelne derartige Fälle berichtet -Das Buch von der Weltpoſt« ). Aber 
die brandenburgiſchen Reiter, die den Überfall in der Hohen Mark ausführten, 
waren offenbar keine gewöhnlichen Wegelagerer oder Straßenräuber. Die ganze 
Art und Weiſe der Ausführung läßt darauf ſchließen, daß es ſich bei dem Unter- 
nehmen auf ſſeiten der Reiter um kriegeriſche Erkundungszwecke gehandelt hat. 
Immerhin werfen derartige recht ſeltene Nachrichten aus amtlichen Archiv- 
quellen ein grelles Schlaglicht auf die damalige Unſicherheit der Landſtraßen 
und auf die damit in Zuſammenhang ſtehende arge Beläſtigung des Poſtverkehrs. 


— a En a ern 


1) Archiv für Poſt und Telegraphie. 1919, S. 148. 
2) Stadtarchiv Münſter. Ratsprotokollbuch von 1657. 
) Von O. Veredarius. Berlin 1885 S. 102 ff. 
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Die Entwicklung der Kleinbahnen in Preußen im Jahre 1918. 


Der »Zeitſchrift für Kleinbahnen« für 1920 (Heft 2 S. 41 ff., Heft 3 S. 70 ff.) 
entnehmen wir über die Entwicklung der Kleinbahnen des preußiſchen Staats— 
gebiets im Jahre 1918 — mit Einſchluß der nach dem Verſailler Frieden ab— 
zutretenden Gebiete — nachſtehende Angaben. f 


1. Nebenbahnähnliche Kleinbahnen. 


Die Zahl der Kleinbahnen im preußischen Staatsgebiet, einſchließlich der 
ſchon genehmigten Bahnen, hat am Schluſſe des Berichtsjahrs (31. März 1919) 
334 betragen. Am 1. Oktober 1892, dem Tage des Inkrafttretens des Klein— 
bahngeſetzes, befanden ſich in Preußen nur 11 nebenbahnähnliche Kleinbahnen, 
ihre Zahl hat ſich mithin ſeitdem um 323 Bahnen vermehrt. 

An erſter Stelle ſtand im Berichtsjahr der Zahl nach wiederum die Rhein- 
provinz mit 53 Bahnen; ihr folgten die Provinzen Hannover und Sachſen mit 
je 37, Brandenburg mit 35 Bahnen. Die niedrigſten Zahlen hatten — wenn 
man von den Hohenzollernſchen Landen abſieht — die öſtlichen Provinzen Oſt— 
preußen, Weſtpreußen und Poſen mit 14, 12 und I 3 Bahnen eee 171 Bahnen 
befanden ſich in den Provinzen östlich der Elbe, 163 in denen weſtlich der Elbe. 

Die Streckenlänge der 334 Kleinbahnen betrug 11298,69 km gegen 
11 233,65 km im Vorjahr, mithin 65,0 km oder 0,58 vH mehr. Von der Zunahme 

im Jahre 1918 entfielen auf die oſtelbiſchen Gebietsteile 48 km, auf die weſtelbiſchen 
17,01 km. Die größte Längenausdehnung Defaßen die Kleinbahnnetze in den 
Provinzen Pommern, Hannover und Brandenburg mit 1721,91, 1137,13 und 
1 122,95 km, an letzter Stelle ſtand die Provinz Heſſen— Naſſau mit 372,59 Km. 
Die Vergrößerung des Kleinbahnnetzes ſeit dem 1. Oktober 1892, an dem in 
Preußen nur 159,10 km in Betrieb waren, belief ſich auf 11 139, 59 km. 


Von den am Schluſſe des Berichtsjahrs vorhandenen 334 Kleinbahnen befanden 
ſich im Betrieb 
im preußiſchen Staatsgebiet 321 Bahnen mit. . . . . ..... 10 903,72 km, 
auf den in andere Bundesſtaaten übergreifenden Teilſtrecken | 
preußiſcher Unternehmungen D p W Dm... 271,66 », 
zuſammen. .. II 175,38 km, 
gegen 11 159,72 km im Vorjahr, mithin 15,66 km oder 0,14 vH mehr. 
Die Spi id e ſchwankte zwiſchen 1, 135 und 0,600 m. 
Sie betrug im einzelnen 


F bei 211 Bahnen oder 63,2 vH, bei 210 Bahnen oder 63,3 vH, 
ho. 42002 » 45 > » 13,5 „f 45 „ 13,6 », 
0,750 F „ 39 » 21 11,6 „„ 59 5 2 11,7 „5 
oo. I» 9e e „ 2,7 


Die Spurweite war 
eine gemiſchte . . . . . . . bei 20 Bahnen oder 6,0 vH, bei 20 Bahnen oder 6,009, 
eine abweichende . . . . . . r 10 » 3,0 „„ 9g » 2,7 
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Als Betriebsmittel fanden Verwendung 


bei 291 Bahnen oder 87,7 vH, 
33 . 95 9,9 2 


Dampflokomotiven. 
Elektriſche Motoren. . .. 


Dampflokomotiven und 
elektriſche Motoren. . . 


bei 293 Bahnen oder 87,7 vß, 
—33ͤĩͤ» 9,9 „ 


! 


„ 8» » 24», 


Über die Zahl der am Schluſſe des Berichtsjahrs vorhanden geweſenen Fahr⸗ 
zeuge ſind keine Ermittlungen angeſtellt worden. 

Von den Kleinbahnen dienten N 

a) vorwiegend der Perſonenbeförderung 3 Bahnen oder 0,9 v H, 

b) 5 » Güterbeförderung 25 „ „ 7,5 »; 
alle übrigen Kleinbahnen (306 Bahnen oder 91,6 v H) dienten gleichzeitig beiden 
Zwecken. | 

Abgeſehen von 3 im Privatbeſitz befindlichen Bahnen waren 221 (1917 219) 
Kleinbahnen Eigentum von Aktiengeſellſchaften und 110 (1917 ebenfalls 110) 
Eigentum von Kommunalverdänden „ oder Gemeinden). Die eigentliche 
Betriebsführung lag wie in den Vorjahren vorwiegend in Händen von 
gewerbsmäßigen Unternehmern. Bei einer größeren Zahl von Kleinbahnen 
beſorgten die Provinzialverbände die Betriebsführung, waͤhrend die preußiſche 
Staatsbahnverwaltung in nur 11 Fällen den Betrieb nebenbahnähnlicher Klein— 
bahnen mit wahrgenommen hat. 

Die Anlagekoſten ſtellten ſich am Schluſſe des Geſchäftsjahrs 1918 auf 
751928 076 (im Vorjahr 748 680 976 %), mithin gegen 1917 mehr 
3 247 100.4. Für Ukm Bahunlänge betrugen die Anlagekoſten durchſchnittlich 
65 012 1, für I km Vollſpur 83 059 %, für 1 km Schmalſpur 51 035 Kl, 
gegen 65 097, 82 714 und 51336 im Vorjahr. Von den. Geſamtanlagekoſten 
ſind aufgebracht worden: 


128 259 639 l.. . . vom Staat (aus den Kleinbahnunterſtützungsmitteln), 
99 827 481. . . von den Provinzen, 

188 879 614 „..... „ „ OKreiſen, 

101 908 332... „ »OZunächſtbeteiligten, 

233 053 010 . . . . in ſonſtiger Weife. . 


Über die Betriebsleiſtungen, den Verkehr, die Gewinn- und Verluſtrechnung 
und die Unfälle liegen keine Angaben aus dem Kleinbahnbetrieb für 1918 vor. 


II. Straßenbahnen. 


Die Zahl der Straßenbahnen im preußiſchen Staatsgebiet betrug 
am Schluſſe des Berichts jahrs (31. März 1919) 205, im Vorjahr ebenſoviel. 

Am 1. Oktober 1892, dem Tage des Inkrafttretens des Kleinbahngeſetzes, 
beſtanden 79 pre ußiſche Straßenbahnen. Ihre Zahl hat ſich mithin in dem 26½ jährigen 
Zeitraum um 126 Bahnen oder rund 159 vH vermehrt. An erſter Stelle ſtand 
auch bei den Straßenbahnen die Rheinprovinz mit 63 Bahnen. Ihr folgten die 
Provinzen Brandenburg leinſchließlich Berlin), Weſtfalen und Sachſen mit 37, 34 
und 18 Bahnen. An letzter Stelle ſtanden die Provinzen Oſtpreußen mit 5, 
Pommern und Weſtpreußen mit je 4, Poſen mit 3 Bahnen. 78 Straßenbahnen 
verkehrten in den Provinzen öſtlich der Elbe, 127 in denen weſtlich der Elbe. 

Die Streckenlänge der Straßenbahnen im preußiſchen Staatsgebiet betrug 
am 31. März 1919 3 979,25 km; fie überſtieg die Streckenlänge des Vorjahrs 
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um (3 979,25 — 3 960,22 g) 19,03 km. Die Steigerung ſtellte ſich mithin 
auf 0,48 vH, gegen 0,50 v H im Jahre 1917. 

Eine Vergrößerung des Straßenbahnnetzes trat ein in Berlin um 2,55, in 
der Provinz Sachſen um 7,10, in Weſtfalen um 2,78, in der Rheinprovinz 
um 6,60 km. Von der Zunahme entfielen auf die oſtelbiſchen Gebietsteile 9,65 km, 
auf die weſtelbiſchen 9,38 km. Die größte Längenausdehnung beſaß das Straßen 
bahnnetz in der Rheinprovinz mit 1409 km. Ihr folgten Weſtfalen mit 648,84 
und Berlin mit 513,76 km. Den letzten Platz nahm die Provinz Poſen mit 
37,07 km ein. 

Die Länge der Straßenbahnen in Preußen belief ſich am 1. Oktober 1892 
auf 875,70 km. Sie iſt demnach ſeit dem Jukrafttreten des Kleinbahngeſetzes 
um 3 103,55 km oder um 35441095 geſtiegen. Im Betrieb befanden ſich 
201 Straßenba men mit 3 859,28 km, gegen 3 836,82 km am Schluſſe des Vorjahrs, 
mithin gegen 1917 mehr 22,46 km oder 0,59 vH. 


Die Spurweite war auch bei den Straßenbahnen ſehr verſchieden und ſchwankte, 
wie bei den Kleinbahnen, zwiſchen 1,435 und 0,600 m. 


Im einzelnen betrug ſie 


i esta bei 74 Bahnen oder 36, 1 vH, bei 74 Bahnen oder 36,1 vH, 

oh „ 120 „ „» 58,5 „„ 120 „; 58,5 », 

o EEE v 2 » y 10», » 2 5 N) 10 , 

0,600 » ..... 5 » ll 2 » 0,5 „ „„ „ 05». 
Die Spurweite war 

eine gemiſchte .. . .. ...bei 4 Bahnen oder 1,9 vH, bei 4 Bahnen oder 1,909, 

eine abweichende ..... „ 4 „» „ 2,0 „, 4 „„ 2,0 


Als Betriebsmittel fanden Verwendung 


Dampflokomotiven . ...bei 11 Bahnen oder 5,3 vH, bei 11 Bahnen oder 5.3 vH, 
Elektriſche Motoren. . ..] » 177 - 86,3 „„ 177 » » 86,3 „, 
Pferde F » 10 * » 5,0 „ > 10 = v 5,0 5 


Dampflokomotiven und 
elektriſche Motoren ..|» 1! „ 0,5 ,» 1 05», 
Elektriſche Motoren und | | | Ä 
Pferde „1 1 » » 05» ,l» 1 >» 0,5 », 
Drahtſeile 3 8 N 5 92 „ 2,4 »,| >» 5 „ » 2,4 S 


Aufzeichnungen über die am Schluſſe des Berichtsjahrs vorhanden geweſenen 
Fahrzeuge liegen nicht vor. 

Im allgemeinen iſt zu bemerken, daß der elektriſche (Motoren-) Betrieb den 
Pferde⸗ und Dampfbetrieb in den letzten Jahren immer mehr verdrängt hat. Seit 
dem 31. März 1901 iſt der Pferdebetrieb von 24 Straßenbahnen mit 162,8 km 
(7, vH) Streckenlänge auf 10 Bahnen mit 43,97 km (1,1109), der Dampf⸗ 
betrieb von 20 Bahnen mit 133,5 km (6,0 vH) Streckenlänge auf 11 Bahnen 
mit 60,84 km (1,53 v H) zurückgegangen. 
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Von den Straßenbahnen dienten 


a) e e der Perſonenbeförderung 139 N oder 67,80 v H, 

b) „ Güterbeförderung 4 „ „ 2,0 „; 
der Reſt (62 Bahnen oder 30,205). diente gleichmäßig beiden Swecken. Im 
übrigen ſind im Berichtsjahr vielfach die ſonſt für die Perſouenbeförderung vor. 
geſchenen Straßenbahnen vorübergehend auch zur Beförderung von Gütern, 
insbeſondere von Poſtſendungen und Kohlen, herangezogen worden. Es handelte 
ſich indes in dieſen Fällen lediglich um eine Ausnahme für die Dauer der durch 
den Krieg geſchaffenen Verkehrsſchwierigkeiten. 


Abgeſehen von 6 im Privatbeſitz befindlichen Unternehmungen waren 101 Strafen. 
bahnen Eigentum von Aktiengeſellſchaften, 98 Eigentum von Kommunalverbänden 
(Kreiſen oder Gemeinden). 


Die Anlagekoſten ſtellten ſich am Schluſſe des Berichtsjahrs auf 
1176 647 813 4 (im Vorjahr 1 170 383 477 AM). Für U km Bahnlänge 
betrugen die Anlagekoſten mithin durchſchnittlich 284833 &, für 1 km Vollſpur 
423 743 l, für | kin Schmalſpur 141 302.4, gegen 284 643, 4 23 532, 140 1034 
im Vorjahr. Von den Geſamtanlagekoſten ſind aufgebracht worden: 


887 200 K. . .. vom Staat (aus den Kleinbahnunterſtützungsmitteln), 


2 284 127 . . . . von den Provinzen, 

31 587 554 „.... „ „ Klreiſen, 
275 585 575 «„. „ „ Zunächſtbeteiligten, 
866 303 357 . . .. in ſonſtiger Weiſe. 


Aber die Betriebseiftungen, den Verkehr, die Gewinn. und Verlustrechnung 
und die N liegen auch aus dem Straßenbahnbetrieb keine Augaben für 
1918 vor., 


III. Zuſammenfaſſung. 


Das Geſamtnetz der im preußiſchen Staatsgebiet gelegenen Kleinbahnen beider 
Gattungen (nebeubahnähnliche 1 und Straßenbahnen) umfaßte am 
Ende des Berichtsjahrs (31. März 1919) 15 258,77 km, gegenüber 15 193,87 km 
im Vorjahr, mithin mehr 64,90 km oder 0,43 vH. Davon waren 
im Betrieb 14763 km (1917 14 724,88 km), d. h. mehr 38,12 km oder 
0,2609. 


Das in den Kleinbahnen angelegte Vermögen betrug am Ende des Berichts— 
jahrs insgeſamt 1928 575 8890 & gegen 1919064 453 M im Jahre vorher, 
mithin mehr 9 511 436 & oder 0,50 vH. Auf 1 km Streckenlänge en 
126 760 4 (1917 126 675 &). 


Weſentlich verſchieden iſt bei den beiden Kleinbahngattungen der Anteil am 
Perſonen⸗ und Güterverkehr geweſen. Während 67,8 v H aller Straßenbahnen 
ausſchließlich der Perſonenbeförderung dienten, haben ſich von den nebenbahn⸗ 
ähnlichen Kleinbahnen nur 3, das find 0,9 vH, auf den Perſonenverkehr be, 
ſchränkt, alle übrigen, das ſind 99,1 vH der Kleinbahnen, befaßten ſich entweder 
mit beiden Verkehrsarten oder mit dem Güterverkehr allein. 

Eine weitere Verſchiedenheit wieſen die beiden Kleinbahngattungen hinſichtlich der 
benutzten Betriebskräfte auf. Bei den Straßenbahnen überwog nach wie vor der 
9 Betrieb (86, u) bei den Kleinbahnen dagegen der Dampfbetrieb 
rn v H). 
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Die Abrechnungsſtellen der Reichsbank im Jahre 1919.) 


Die Umſätze des Abrechnungsverkehrs ſtiegen 1919 auf 182,677 Milliarden 
Mark, das ſind gegen das Vorjahr mit 119,310 Milliarden Mark 63,367 Milliarden 
Mark oder 53 vH mehr. Die Zunahme beruht hauptſächlich auf der Geld— 
entwertung und der Vermehrung der Beträge von Schatzwechſeln. An weit mehr 
als der Hälfte aller Umſätze waren die Abrechunngsſtellen in Berlin und Hamburg 
beteiligt. An dieſen Plätzen ſind die Beträge der Schatzanweiſungen über die 
Abrechnungsſtellen geleitet worden, während in anderen Abrechnungsſtellen teils 
nur gekaufte, teils verkaufte Schatzwechſel abgerechnet worden ſind. Die gewaltige 
Steigerung des Abrechnungsverkehrs, die unter anderen Begleitumſtänden einen 
großen Aufſchwung des deutſchen Wirtſchaftslebeus kennzeichnen würde, kann im 
allgemeinen auf eine ſolche Urſache oder auch nur auf die Wiederkehr ſtetiger 
Verhältuniſſe nicht zurückgeführt werden. Der Mangel an Rohſtoffen, beſonders 
an Kohlen, der Rückgang der Arbeitsleiſtung und der Mbeitsluft, verbunden mit 
Streiks und Beförderungsſchwankungen, der ſchlechte Zuſtand der Erzeugungs— 
werkſtätten u. a. können ſolche Annahme trotz der vorliegenden bedeutenden Aufträge 
der Induſtrie nicht erſt aufkommen laſſen. Die wahrend des größten Teiles des 
Jahres auf dem Geldmarkt herrſchende Flüſſigkeit, entſtanden aus der Verminderung 
des deutſchen Volksvermögens und dem Ausverkauf Deutſchlands, die ungeheure 
allgemeine Preisſteigerung ſowie die Lebhaftigkeit des Börſengeſchäfts ließen die 
Umſätze auf dem Geldmarkt gegenüber dem Vorjahr weiter anſchwellen. Die 
Umſtellung der Volkswirtſchaft auf den Friedenszuſtand, die durch das Ausſcheiden 
des Reichs aus ſeiner Rolle als größter Auftraggeber und Verbraucher die 
Erzeugungs- und Abſatzverhältniſſe vollkommen änderte, ſcheint auf die Entwicklung 
der Abrechnungsſtellen nicht ohne Einfluß geblieben zu fein. Der außerordentlichen, 
1919 noch viel ſtärker als 1918 hervortretenden Zunahme der Geldentwertung 
entſpricht die Steigerung der in den Abrechnungsſtellen verrechneten Beträge nicht 
einmal. Da die Geldentwertung gegen 1918 im allgemeinen um mehr als 5009 
geſtiegen iſt, müßten die Umſätze der Abrechnungsſtellen noch weſentlich größer 
geweſen fein. Aus dem Umſtand, daß der Durchſchnittsbetrag der Einlieferungen 
gegen 1918 noch nicht um 10 vH höher geweſen iſt, geht hervor, daß die Umſätze 
des Kleinverkehrs in erheblichem Umfang in den Abrechnungsverkehr gelangt ſind. 
Dies wird durch die ſtarke Zunahme von Schecken über kleine Beträge beſtätigt, 
die hauptſächlich von den Zweigſtellen der Banken ihren Hauptſtellen zur Ver. 
rechnung in den Abrechunngsſtellen zugeführt worden find Dieſe Erſcheinung 
und der Umſtand, daß der Varumſatz im Reichsbankverkehr im Verhältnis zu den 
bargeldlos beglichenen Zahlungen zurückgegangen iſt, ſprechen dafür, daß die von 
der Reichsbank geförderte Werbetätigkeit für die Veredlung des Zahlungsausgleichs 
ihre Früchte zu tragen beginnt, wie das u. a. auch durch die ſtarke, in derſelben 
Richtung wirkende Zunahme der Poſtſcheckkonten zu bemerken iſt. 


Der Verkehr der Abrechnungsſtellen unterlag 1919 weſentlichen Störungen. 
Politiſche Unruben, Einführung der durchgehenden Arbeitszeit, die mehrfach eine 
Anderung der Abrechnungszeiten erforderte, ſowie Streiks der Bankbeamten wirkten 
auf die Tätigkeit der Abrechnungsſtellen ungünſtig ein, auch das ſtarke Anwachſen 
des Verkehrs ſelbſt mit der dadurch hervorgerufenen Arbeitsüberlaſtung bei dem 
Mangel an Perſonal konnte auf eine regelmäßige und glatte Abwicklung der 
Abrechnungen nicht ohne Einfluß bleiben. Ferner beeinträchtigten die ungünſtigen 
Poſtverhältuiſſe, die die Banken oft erſt zu ſpäter Stunde in den Beſitz eines 


1) Wegen des Verkebrs im Jahre 1918 val. Archiv 1919, S. 380 ff. 
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großen Teiles der Schecke gelangen ließen, die Höhe der Umſätze außerordentlich. 
Ganz beſonders gilt dies für Berlin, wo der Reichsbank von den Abrechnungs⸗— 
firmen unmittelbar zur Gutſchrift auf dem Reichsbankkonto mehr als 100 000 
Schecke über 179 Milliarden Mark eingereicht wurden, das iſt faſt das Dreifache 
der dem Berliner Abrechnungsverkehr zugeführten Beträge. 


Im Jahre 1919 wurden fünf Abrechnungsſtellen — in Erfurt, Kiel, Planen 
(Vogtl.), Remſcheid und Zwickau — eröffnet, die Abrechnungsſtelle in Poſen wurde 
geſchloſſen, ſo daß am Jahresſchluß 33 Abrechnungsſtellen in Tätigkeit waren. 
Die Dahl der Teilnehmer erhöhte ſich von 343 Ende 1918 um 43 auf 386 
Ende 1919. 


Im einzelnen iſt das Ergebnis des Abrechnungsverkehrs hinſichtlich der ein— 
gelieferten Beträge ſehr bemerkenswert. Von allen Abrechnungsſtellen hat die 
Berliner einen Rückgang von rund 4 Milliarden Mark, der auf die bereits erwähnten 
Urſachen zurückzuführen iſt. Die Abrechnungsſtelle in Köln verzeichnet eine 
Steigerung der Schatzwechſelbeträge um 454 vH. Die ſtarke Vermehrung bei 
den im beſetzten Gebiet oder in deſſen Nähe gelegenen Abrechnungsſtellen — aus— 
genommen Mannheim — iſt zum Teil in dem »Loch im Weſten«, dem Aus— 
verkauf Deutſchlands und dem in der Nähe der Grenze beſonders blühenden 
Schieberunweſen, zum Teil auch in dem Wiederaufleben des Außenhandels 
begründet. 


| Das Verhältnis der Zahl der Wechſel und Anweiſungen zu den Abrechnungs— 

papieren hat ſich ungefähr auf der Höhe des Vorjahrs gehalten. Die Zeit des 
Handelswechſels iſt noch nicht wiedergekommen, da Handel und Induſtrie ihren 
Geldbedarf meiſt noch in anderer Form als der des Wechſelkredits zu befriedigen 
ſuchen. Die größte Zunahme weiſt die Einlieferung von Schecken auf. Dieſe 
Erſcheinung iſt auf die fortſchreitende Einbürgerung des bargeldloſen Sahlungs- 
verkehrs zurückzuführen. Im Groß- und Kleinhandel, von den Kaufleuten und 
Privaten, wird in immer größerem Umfang von der Zahlung mit Schecken Gebrauch 
gemacht. Für die Ausdehnung des Scheckverkehrs ſind aber noch andere Gründe 
beſtimmend geweſen. Die Furcht vor den beſchloſſenen zahlreichen Steuern hat vielfach 
die Abhebung von Guthaben durch Scheck veranlaßt. und damit die Steigerung 
der Umſätze, beſonders im Dezember 1919, begünſtigt. Auch die zunehmende 
Unſicherheit, Diebſtähle u. ä. förderten die Ausbreitung des Scheckverkehrs. 


Die Wertpapierumſätze wieſen eine ſtarke Erhöhung auf. Sie hing mit den 
ſteuergeſetzlichen Maßnahmen, der immer mehr anſchwellenden Gewinnſucht und 
der Kursſteigerung auf den meiſten Gebieten des Wertpapiermarktes zuſammen. 
Die Einlieferungen von Zinsſcheinen nahmen infolge der durch die Steuergeſetze 
verurſachten verſtärkten Hinterlegung von Zinsſcheinen bei den Banken erheblich 
zu. Auch die bei einigen Abrechnungsſtellen aus den Verrechnungen der Banken 
untereinander hervorgehenden Kaſſenquittungen und ſogenannten Kaſſenzettel trugen 
zu einer Steigerung des Umſatzes weſentlich bei. 


Die Geſamteinlieferungen der 33 Abrechnungsſtellen beliefen ſich 


1919 auf 16 661 000 Stück über 182,677 Milliarden aa 
1918 11 869 000 „ » 119, 310 5 


1917 „ 11 082 000 „ » 93,186 5 » 
1916 - 9858 000 » * 67,515 * v 
1915 » 9997 000 » 58,106 ” 5 
‚14914 » 13 703 000 » 66,645 3 
1913 » 15590000 + » 73,634 „ 5 
1912 » 14 943 000 „ „ 72.544 „ x 
1911 » 13471000. » » 63,015 . a 
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An dem Umſatz waren die Poſtſcheckämter des Reichs⸗Poſtgebiets' beteiligt 
1919 mit 825 000 Schecken über 20,278 Milliarden Mark, 


1918 „ 684000 „„ 13,876 
1917 » 685 000 „5 x 11,173 1 5 
1916 » 625 000 » » 6,931 5 » 
1915 „568 0000 „ 5,726 Ä 
1914 » 558 000 » » 4,535 5 „ 
1913 » 536 000 » v 4,671 > r 
1912 » 405.000 » » 4,025 * » 
1911 100% +» 150 : 


Die Umſätze der Poſtſcheckämter wieſen demnach 1919 gegen 1918 eine Zu⸗ 
nahme von 6,402 Milliarden Mark auf. Die erfreuliche Steigerung iſt auf das 
ſtarke Anwachſen des Poſtſcheckverkehrs und auf die von der Reichsbank durch die 
faſt reſtloſe Übernahme der Poſtſcheckgebühren auf die eigene Kaſſe unterſtützte 
weitere Annäherung von Reichsbank- und Poſtſcheckverkehr zurückzuführen. Im 
März 1919 wurden auch die Reichsbanknebenſtellen unmittelbar an den Poſtſcheck⸗ 
verkehr angeſchloſſen. 

Der Verkehr der einzelnen Poſtſcheckämter in 1 den Abrechnungsſtellen geht aus 
der 8 Aberſicht hervor. 


Eintieferumgen en Poſtſ checkämter | Einlieferungen der Mitglieder 


Poſtſcheckamt | in die Abrechnungsſtellen der Abrechnungsſtellen 
Veuankſcheke Millionen Mark] Poſtſchecke Millionen Mart 
Berlin 55160 6676 379 920 9 264 
Leipzig ſ 6830 141 85 590 985 
Breslaun 740 | 8 80 240 811 
Frankfurt (Main). 6 200 35 56 470 569 
Hamburg...... 190 | 60190 539 
Köln 440 10 39 520 534 
Karlsruhe (Baden) 670 7 21 140 251 
Danzig.... 1240 34 12 700 137 
Hannover.. 2870 58 8690 101 
Königsberg (Br.). 590 | 9 | 5 160 107. 


Im Dura ſchnitt bat 1919 eine Einlieferung in die Abrechnungsſtelle 10 964 M 
gegen 10 052 // im Jahre 1918 und gegen 8 408 „ im Jahre 1917 betragen. 


Der Ausgleich durch gegenſeitige Verrechnung verbeſſerte ſich 1919 gegen 1918 
um 14,4 Punkte. Von den Geſamteinlieferungen mit zuſammen 183 Milliarden 
Mark wurden 61 Milliarden Mark dem Reichsbankkonto gutgeſchrieben, fo daß 
die Ausgleichwirkung 122 Milliarden Mark oder 67 v betrug. 
Das Verhältnis der Barzahlungen zu den Umſätzen im Überweiſungs- und 
Abrechnungsverkehr ging von 2,7 vH auf 2,3 vH zurück. Entſprechend dem 
Anwachſen des geſamten Zahlungsverkehrs find zwar auch die Varumſätze der 
Reichsbank an ſich gewachſen, doch haben die Beträge des Überweiſungs- und 
Abrechnungsverkehrs noch erheblich ſtärker r zugenommen. Die niedrige Verhältnis 
ziffer von Barzahlungen zu Geſamtumſätzen iſt ein Beweis für die hohe Stufe, 
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auf der der Zahlungsverkehr allmäbl— ch angelangt iſt. Wegen der Umſätze 
in den einzelnen Jahren ſiehe die nachſtehende Überſicht. 


180 190 | 1913 | 1916 mm 1919 
| Millionen Mark 


Von Reichs bankkunden 
bar eingezahlt. . . .. 
bar abgehoben . . . . 


19 799 
22 419 


27 060 35 960 56220 
26 593 37 732 55 180 


53 653 | 73692 | 111406 
| 
| 


Barzahlungen im ganzen 21 518 
Geſamtumſätze im Über— 
weiſungsverkehr. 


Ausgleichbeträge der Ab— 


81013 167 129 2676 121 | 4 745 209 


j 
379 157 | 1 065 462 


rechnungsſtellen ..... 1333922671 56945 45784 62126 121 502 
Umſätze im Überwei⸗ | | | | | | 

ſungsverkehr und Aus⸗ | | 

gleichbeträge der Ab⸗ | | | 

rechnungsſtellen .. | 94 352 189 800 436 102 1111 246 2 738 247 4 866 711 


Verhältnis der Barzah— 
lungen zu den Umſätzen 
im Überweiſungsver— 
kehr und den Ausgleich 
beträgen der ey 
nungeſtellen vH. 
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Zur Geſchichte der Datumſtempel. (Mitgeteilt von F. M. Feldhaus in 
Berlin⸗Friedenau.) In den »englifchen Miscellen« (Bd. 22, 1806, S. 14) lieſt 
man aus dem Jahre 1806 folgende Londoner Nachricht, die einen bemerkens⸗ 
werten Beitrag zur Geſchichte der Datumſtempel gibt. 


„Vielleicht iſt es unſern Leſern noch nicht entfallen, daß Griffiths, ein 
Petſchierſtecher in Oxfordſtreet, vor einiger Zeit Zylinderpetſchafte von Kriſtall 
mit ſieben Seiten verfertigte, auf denen die ſieben Tage der Woche eingegraben 
waren. Es erſparte dem Briefſchreiber die Mühe (und bequem gewöhnte Leute 
wie die reichen Engländer überſehen ſo etwas nicht), ſeinen Brief oder ſein Billet 
zu datieren, weil ſein Siegel den Tag augab. Griffiths muß gefunden haben, 
daß dieſer Gedanke nicht mißfiel, denn er hat ihn jetzt nach einem größeren und 
koſtbareien Maßſtab ausgeführt. Anſtatt eines Petſchafts mit ſieben Seiten 
macht er jetzt ſieben kleine Petſchafte (Carneole in Gold gefaßt) an einen goldenen 
Ring und ſticht auf jedes einen der ſieben Tage. Dieſe kleinen Petſchafte laſſen 
ſich leichter handhaben als ein ſchmaler Zylinder mit vielen Seiten; überdies 
nehmen fie nicht viel mehr Raum ein als die gewöhnlichen Petſchafte, die über— 
haupt jetzt ſehr groß werden «. 
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Schwimmende Poſtboten. Alexander von Humboldt erzählt in ſeinen 
Anſichten der Natur, wie man den Rio de Guancabamba, einen Fluß in Peru, 
in ſeinem unteren Laufe, da wo er u Waſſerfalle bildet, auf eine recht ſonderbare 
Weiſe zum Briefaustauſch mit der Südſee-Küſte benutzte. Um die wenigen Briefe 
ſchneller zu befördern, die von Truxillo aus für die Provinz Jagen de Bracamoros 
beſtimmt waren, bediente man ſich eines ſchwimmenden Poſtboten. Man nannte 
ihn im Lande el correo que nada. Au zwei Tagen ſchwamm der Poſtbote 
(gewöhnlich ein junger Indianer) von Pomahuaca bis Tomependa, erſt auf dem 
Rio de Chamaya (fo heißt der untere Teil des Rio de Gnancabamba) und dann 
auf dem Amazonenſtrom. Die wenigen Briefe, die ihm anvertraut wurden, legte 
er ſorgfältig in ein baumwollenes Tuch, das er turbanartig um den Kopf wickelte. 
Bei den Waſſerfallen verließ er den Fluß und umging ſie durch das nahe Gebüſch. 
Damit er von dem langen Schwimmen weniger ermüdete, umfaßte er oft mit 
einem Arm einen Bolzen von leichtem Holz, das die Eingeborenen Schwimmholz 
nannten. Der Schwimmende wurde oft von einem Freund als Geſellſchafter 
begleitet. Für den Unterhalt brauchten beide nicht zu ſorgen, da fie in den 
zerſtreuten, reichlich mit Fruchtbäumen umgebenen Hütten der ſchönen Huertas 
de Pucara überall gaſtliche Aufnahme fanden. 


Der Gouverneur der Provinz Jaen de Bracamoros teilte Alexander von Humboldt 
mit, daß auf dieſer ſonderbaren Waſſerpoſt ſelten Briefe benetz: oder verloren 
wurden. Humboldt „mpfing auch ſelbſt nach ſeiner Rückkehr von Mexiko 
in Paris Briefe aus Tomependa, die auf dem eben beſchriebenen Wege befördert 
waren. 


Eine neue Eiſenbahnlinie Tongeren- Aachen. Die von der deutſchen 
Militäreiſenbabn während des Krieg, 8 mit großen often und Anſtrengungen erbaute 
e ae dein V erkehr übergeben! worden. Bekanntlich hatte ſich Deutſchland 
ſchon ſeit vielen Jahren bemüht, die belgiſche Eiſenbahnverwaltung zum Bau der Strecke 
zu bewegen. Naturgemäß waren es keine militäriſchen Gründe, die auf deutſcher 
Seite mitſprachen, ſondern es lag der dentfchen Verwaltung lediglich daran, die 
Verbindung zwiſchen Koln und . ſowie nach und von Oſtende (und 
weiter Dover-London) einerſeits von der überlaſteten und ſchwierigen Strecke über 
Lüttich abzulenken, anderſeits den Weg nach Antwerpen und Oſteude abzukürzen. 
Da die geplante Strecke aber außerhalb des Schußbereichs der Lütticher Feſtungs— 
werke lag, waren die en vor dem Kriege zum Bau nicht zu 1 Heute 
bereits zeigt es ſich, daß die neue Linie für Belgien von allergrößtem Nutzen iſt, 
indem fie die Leitung des Durchgangs verkehrs von Antwerpen nach den beſetzten 
Gebieten von Deutſchland über Tongeren-Viſé ermöglicht. Auch die franzöſiſche 
Verwaltung iſt wegen der Leitung von Kohlen auf dieſem Wege bereits mit 
Belaien in Verbindung getreten. Es iſt beabſichtigt, täglich 22 Züge von je 80H t 
Steinkohlen dort herüber nach Frankreich laufen zu laſſen. (Hanſa 1919, Nr. 40 
[neue Folge], S. II.) 


Die größte gewölbte Eiſenbahnbrücke der Erde. Die den Oreäle in 
Schweden überſpannende eiſerne, 1891 erbaute Brücke konnte nur mit Lokomotiven 
von 12,5 t Achſendruck und 20 km Stundengeſchwindigkeit befahren werden und 
genügte infolgedeſſen nicht den erböbten Auforderungen der Jetztzeit. Als Erſatz 
der Brücke iſt jetzt, wie wir der Zeitung des Vereins Deutſcher Eiſenbahnver— 
waltungen entnehmen, 140 m unterhalb der bisherigen eine neue Brücke fertig— 
geſtellt worden, die für 20 cr Achſendruck und 100 km Stundengeſchwindigkeit 


Kleine Mitteilungen. 423 


berechnet iſt. Die neue Oreälo-Brücke iſt mit ihrer Spannweite von 90,7 m die 
größte gewölbte vollſpurige Eiſenbahnbrücke der Erde. (Umſchau 1919, Nr. 33, 
S. 522.) 


Drahtloſe Sicherungs vorrichtung für fahrende Eiſenbahnzüge. 
Die Geſellſchaft für drabtlofe Telegraphie (Telefunken) hat unter Benutzung 
elektriſcher Wellen vor kurzem eine Einrichtung geſchaffen und erprobt, die das 
Lokomotivperſonal auf ein zu beach rendes Fahr- oder Haltezeichen aufmerkſam 
machen ſoll und die demnach berufen iſt, Unglücksfälle infolge Überfahrens von 
Haltezeichen nach Möglichkeit zu verhindern. Die äußerſt einfach und betriebsſicher 
erſcheinende Einrichtung beſteht aus einem kleinen Röhrenſender, der ein hörbares 
und ſichtbares Zeichen (Hupe und Lampe) betätigt. Sie arbeitet mit Ruheſtrom, 
was den großen Vorteil hat, daß ſich Störungen im Betrieb der Sicherungs- 
vorrichtung ſelbſttätig anzeigen. In beſtimmtem Abſtand von einem Strecken,, 
Fahr- oder Haltezeichen, auf das der Lokomotivführer aufmerkſam gemacht werden 
ſoll, iſt zwiſchen den Schienen ein einfacher, aus Eiſenrohr hergeſtellter, flach 
gelagerter, eirunder Rahmen von etwa 50 em Breite und 300 em Länge befeſtigt. 
Fährt die Maſchine über den Rahmen, ſo wird dem Schwingungskreis der auf 
ihr angebrachten Sicherungsvorrichtung augenblicklich ſo viel Kraft entzogen, daß 
das Warnungszeichen in Tätigkeit tritt. Es wirkt ſo lange weiter, bis es der 
Führer durch einen beſonderen Abſtellknopf außer Tätigkeit ſetzt; nach menſchlicher 
Vorausſicht kann es alſo nicht unbemerkt bleiben. Die Eiſenbahnverwaltung 
unternimmt, wie Telefunken mitteilt, bereits ausgedehnte Verſuche mit der neuen 
Einrichtung. Es wäre zu wünſchen, daß ſie zu einem günſtigen Ergebnis führen 
und zur baldigen allgemeinen Einführung X U Elektrotechniſche Seit. 
ſchrift 19 20, Heft 29.) 


Unterwaſſer-Flammenſchneider. Nach Mitteilungen aus engliſchen 
Schiffahrtskreiſen beabſichtigt eine britiſche Bergungsgeſellſchaft bei der Bergung 
der im Kriege verſenkten Schiffe Unterwaſſer⸗Flammenſchneider zu verwenden. 
Mit Hilfe der Flammenſchneider ſollen Schiffe anf dem Meeresgrund zerſchnitten 
werden, entweder um ſie ſtückweiſe zu bergen oder um auf dieſe Weiſe an die im 
Innern der Schiffe verſtauten Güter zu gelangen. Die Einrichtung beſteht in 
der Hauptſache aus einer Oxy-Azetylenflamme, die unter Waſſer am Ende eines 
Kabels entzündet werden kann und gleichzeitig aus zwei anderen Düſen desſelben 
Kabels mit zuſammengepreßter Luft geſpeiſt wird. Man erwartet von den Flammen⸗ 
ſchueidern eine weſentliche Erleichterung bei den äußerſt ſchwierigen Bergungs⸗ 
arbeiten. Ganſa 1920, S. 544.) 


Der auswechſelbare Frachtraum. Über einen neuen Vorſchlag zur beſſeren 
Ausnutzung des Schiffsraums, den nach »La Nature« Profeſſor Conſtan macht, 
entnehmen wir der »Umſchau« folgende Mitteilungen. Conſtan will die Fracht— 
ſchiffe mit einem beſonderen Triebteil verſehen. Die von ihm vorgeſchlagene 
Verbindung beider Teile ſoll den Schiffen die gewöhnliche Verbandfeſtigkeit gewähr— 
leiſten. Die Wirtſchaftlichkeit wird dadurch erreicht, daß für drei Frachträume nur 
ein Triebteil gebaut wird. Während ſich einer der Frachtränme mit dem Triebteil 
auf der Fahrt befindet, ſoll der zweite an dem Beſtimmungsort beladen und der 
dritte an dem Abgangsort entladen werden. 

Wenn alſo die Größen- und Geſchwind'gkeitsverhältniſſe richtig in Rechnung 
geſtellt werden, wird das beladene Schiff im Ankuuftshafen ſtets einen neuen 
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Frachtraum für die Rückreiſe fertig beladen vorfinden. Die Ausnutzung der Schiffe 
nach dem Vorſchlag Conſtans kann daher größer ſein als die der gewöhnlichen 
Schiffe von gleichem Faſſungsvermögen und gleicher Geſchwindigkeit, zumal da 
vor der Rückreiſe auch keine neue Brennſtoffübernahme ſtattzufinden braucht. Dieſe 
iſt bereits gleichzeitig mit der Beladung in die hinteren Abteilungen des Fracht. 
raums erfolgt. Der Vorſchlag laßt ſich übrigens in gleicher Weiſe wie 
für Seeſchiffe auch für Fahrzeuge auf Flüſſen und Kanälen verwenden (Umſchau 
Nr. 25 vom 26. 6. 1920.) 


Unſer Schiffsbeſtand. In der Zeitſchrift »Die See« wird nachſtehende 
Überſicht über den Stand unſerer Handelsſchiffahrt N 


— — — nn — — — Se — 


Schiffsraum 


N der Schiffe a a in Sp. . 


Name der Schiffahrtslinie u | 
vor | nach 8 feldes | größer 
dem Kriege Auslieferung als 1000 t | als 1000 


Hamburg-Amerika-Linie ..... ...... 177 


17 16 

Norddeutſcher Lloyd ˖ i ꝛpOp ““P:· 132 | 16 14 
Deutſch⸗Amerikaniſche Petroleum-Geſell— | 

rr. 8 11 en — ' = 
Deutſch⸗Auſtraliſche r | . 

Geſellſchaft q M ye 531 — _ | = 
Hanſa⸗Liniꝑu ul m ([U ! — 64 | = | 
Kosmos⸗Linie ...... e 31 == en | er 
Levante-Linie .......- RE DEREN 51 = „ 
Deutſch-Oſtafrika vinie ee e ae 20 2 a 
Hamburg - Eiidamerikanifhe Dampf: | | I 

ſchiffahrts Geſellſchaft . . . . ...... 46 — = u 
Oldenburg - Vortugiefiihe Dampfſchiff— | en | 

fabhrt8-Sefellfhaft . . . . ..... ..... 30 5 | 4 
Reederei Rickmers... ..... N 15 = 8 = 
Roland-Linie mi u(n ʒeʒB Mʒ.éͥyuuii 15 8 en 


(Umſchau Nr. 27 von 1920, ©. 435.) 


Aluminium für elektriſche Starkſtromleitungen. Gegenüber der weit 
verbreiteten Meinung, daß man für elekiriſche Starkſtromleitungen ohne weiteres 
auf das Kupfer verzichten könne, weil men im Aluminium, beſonders in den 
Aluminium -Stahlſeilen, einen vollwertigen Erſatz gefunden habe, erſcheint es anne 
bracht, auf das hinzuweiſen, was in der Clektrotechniſchen Zeitſchrift vom 14. Anguſt 
1919, S 393 über die Erfahrungen mit Aluminiumleitungen mitgeteilt wird. 
Bei der erſten vor zwei Jahren gebauten Hochſpannungsleitung mit Aluminium- 
Eiſenſeilen — in neuerer Zeit find mehrere Leitungen verlegt worden — haben 
ſich bei 200 bis 265 m Maſtenifernung zwar keine Übelſtände gezeigt, aber die 
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Anwendbarkeit ſolcher Leitungen iſt unter gewöhnlichen Verhältniſſen doch be— 
grenzt, weil beſonders bei kleineren Querſchnitten die Aluminium-Stahlſeile teurer 
zu ſtehen kommen als Kupferſeile. Zudem werden infolge des durch die ſtärkeren 
Seile — 60 mm Aluminiumquerſchnitt = 35 mm Kupferquerſchnitt — vergrößerten 
Winddrucks auch die Maſten teurer. Bei ſtärkeren L itungsquerſchnitten wird das 
Preisverhältnis der Seile zwar etwas günſtiger, es bleibt aber immer noch fo, 
daß für die Übertragung großer Leiſtungen, bei denen ein reines Cijenfeil wegen 
zu großer Spannungsverluſte oder zu großer Querſchnitte nicht in Frage kommen 
kann, Kupferſeile am vorteilhafteſten erſcheinen, Aluminium-Stablſeile dagegen 
beſtenfalls als ein zwar guter, rein techniſch betrachtet, dem Kupfer gi eichwertiger, 
aber teuerer Erſatz angeſehen werden müſſen. 

Noch ungünſtiger als bei Hochſpannungen liegen die Verhältniſſe für mittlere 
Spannungen und Verteilungsnetze, bei denen die Aluminium-Stahlſeile mit großen 
Maſtenabſtänden überhaupt nicht verwendbar ſind, ſondern das Kupfer höchſtens 
durch Reinaluminiumleitungen erſetzt werden kann. Die Reinaluminiumleitungen 
zeigen ſtarke Neigung zu Brüchen, ahnlich wie die früher — vor dem Übergang 
zum hartgezogenen Kupfer — verwendeten Leitungen aus weichem Kupfer. Alu— 
minium beſitzt zu wenig Härte und. zu wenig Dehnbarkeit. Infolge der ſich 
immer wiederholenden, durch den Wind verurſachten Biegungen erleidet das Alu— 
minium der Aluminium Freileitungen Gefügeveränderungen, die nach kürzerer oder 
längerer Zeit zum Bruch in der Nähe der Aufhängungspunkte führen müſſen. 
Deshalb find nach den Ausführungen in der Elektrotechniſchen Zeitſchrift bei Rein— 
aluminiumleitungen Zweifel ſehr wohl am Platze, ſolange es nicht gelungen iſt, 
durch geeignete Verſchmelzung mit anderen Metallen das Aluminium in bezug auf 
Härte und Dehnbarkeit zu verbeſſern und fo feine Widerſtandskraft gegen Er— 
müdung und dadurch verurſachten Bruch zu ſteigern. Darauf gerichtete Be— 
mühungen werden nach der genannten Zeitſchrift ſelbſt dann für ausſichtsreich 
gehalten, wenn mit der Verſchmelzung eine Verminderung der Leitfähigkeit von 
Reinaluminium um 10 bis 15 v H verbunden wäre. Sollten aber die auf Ver— 
beſſerung des Aluminiums gerichteten Bemühungen nicht von Erfolg ſein, ſo 
werden die Zukunftsausſichten des Aluminiums nicht für ſo gut erachtet, wie man 
ſonſt bisher vielfach angenommen hat. (Beiblatt zum Prometheus 1920, S. 89.) 


Funktelegraphie und Sonnenfinſternis. Schon längſt war die Tat— 
ſache bekannt, daß die Wellen der drahtloſen Telegraphie durch die Sonne ungünſtig 
beeinflußt werden. Die drahtloſe Verſtändigung iſt deshalb, namentlich auf große 
Entfernungen, nachts weſentlich beſſer als am Tage, und man kann bei Dunkelheit 
mit Stellen in Verbindung treten, die bei Tageslicht nicht zu erreichen ſind. Die 
Urſachen dieſer Erſcheinung ſind noch nicht genügend aufgeklärt. Der Leiter des 
franzöſiſchen Heeresfunkdienſtes, General Ferrié, hat bei der Sonnenfinſternis am 
8. Mai einen bemerkenswerten Verſuch gemacht, der vielleicht weiteren Aufſchluß 
über den Zuſammenhang zwi chen dem Sonnenlicht und den Wellen der drahtloſen 
Telegraphie geben wird. Ferrie trat während der Dauer der Sonnenfinſternis 
von der Funkſtation Meudon aus mit der im Atlantiſchen Ozean gelegenen Inſel 
Aſcenſion in Verbindung. Während ſonſt zwiſchen beiden Stellen am Tage keine 
Verſtändigung zu erreichen iſt, kamen während der ganzen Dauer der Sonnen— 
finſternis die Zeichen von Aſcenſion in Meudon ſehr deutlich an. (Umſchau 
1919, Nr. 33, S. 526.) | 
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von Aufſätzen und Mitteilungen über das Poſt-, Telegrapben- und Feruſprechweſen 


32a. 
60a. 


aus der Zeitſchriftenſammlung der Bücherei des Reichspoſtminiſteriums. 
(Juli bis September 1920) 


A. Liſte der Zeitſchriften. 
Entbalten im Archiv 1920, S. 84, 186 und 310. 


Nachträge: 

Erport. Berlin. 

Reihe Verkehrs- Blatt Berlin 
) 


B. Nachweis der Aufſätze ufmw.'). 
Gemeinſame Angelegenheiten des Poſt-, Telegraphen⸗ und Fernſprechweſens. 


Allgemeines. Alkohol, über den Einfluß des . .. auf das Gehirn 88. 731. 


i 


Mechaniſche Anſtreich. und Lackiervorrichtungen 58. Jahrg 31 Beil. 161. a 

Arbeiterunfallgeſe e, der Geltungsbereich der . . ., von Dr. Neumeyer, Univerſitätsvrofeſſor 3. 
Jubrg. 1919 S. 36. 

Arbeitsleinung, der Rückgang der . . . in den modernen Kulturſtaaten, von Göhring 38. 696. 


Bauweiſe, eine neue ſchwediſche . . . zur Verbilligung der Bauten 58. Jahrg. 31 Beil. 157. 


— 


Eine neue Bauweiſe zur Bekämpfung der Wohnungsnot, von Dr. Ditmar 70. 552. 


Das Beamtenideal bei Plato und feine Bedeutung für die Gegenwart, von von der Pfordten, 
Rat am Oberſten Landesgericht in München 3. Jahrg. 1919 S. 245. 


— 


Bevölkerungspolitik, von Dr Gericke, Bürgermeiſter 3. Jahrg. 1919 S. 308. 


Bewegungsphotographie, von Tramm, Betr. Ing. 70. 523. 


Zur Brennmoff Frage im Hausbrand, von Dr -Ing. Über 89. 387 


Die elektriſche Dampferzeugung 70. +4. 

Der Einheit Kachelofen, von Prof. Dr. Brabbée 35. 109. 

Feuchtigkeitserſcheinungen in neuen und alten Bauten mit Rückſicht auf deren Beheizung und 
Lüftung, von Prof. Nußbaum 35. 389. 

Feuerſchutmittel bei Holzbauten 18. Beil. (Der Holzbau) 55. 

Handſchriftenbeurteilung mit Hilfe des Kinematographen, von Dr. Ing Goetz 58. Jahrg. 31 S. 321. 

Holzbau -Statiker Tagung (Feuerſchutz, Imprägnierung uſw.) 18. Beil. (Der Holzbau) 45. 

Kohlennot, die Beſeitigung der .. ., von Dr. Ing. e. h. Dettmar 32. 521 545. 564. 


Das Lehmſtrohdach 89. 333. 


Der Lehmziegelbau im Altertum und in der Gegenwart 89. 333. ö 

Die pſuchotechniſche Methode bei der Auswahl der Tüchtigſten, insbeſondere im Kriminaldienſt, 
von Dr. jur. Schnerdert, Leiter des Erkennungsdienſtes beim Polizeipräſidium Berlin 
(höhere Beamtenſtellen) 26. 221. 

Internationale Poſt. und Telegraphen-Konferenz in Paris 27. 215, 16. Jahrg. 16 S. 65, 
68. Jabra. 9 S. 53. N 

Praktiſche Pſychologie, von Friedrich, Poſtdirektor 16. Jahrg. 16 S. 82. 


Pſychologie und Verkehr, von Wolf, Ober-Poſtſekretär 57. 223. 241. 

Pſychotechnik und Taylorverfahren 16. Jahrg. 16 S. 46. 

Reproduktion von Schriften und Zeichnungen, einfache Methoden der ..., von Hanſen 70. 490. 
Schwammgefahr in den Häuſern, Verhütung der . . ., von Prof. Dr. Falck 89. 429. 
»Geiſtige Schwerarbeit, von Momber, Geh. Regierungsrat 60. 138. 

Aber ältere Sparbguweiſen 89. 424. 


Staatsvertrige Gelten die zwiſchen Oſterreich- Ungarn und dem Deutſchen Reich abgeſchloſſenen 
Siaateverträge weiter im Verhältnis zwiſchen Deutſchland und der Republik Oſterreich? 
Ein Beitrag zur Lehre von der Staatenſukzeſſion, von Dr. Verdroß, öſterreich. Legations— 
ſekretär 20. 60] 

Die 21. Stunden Uhrzeit 23. 366. 

Die Tuberkuloſegefahr der Gegenwart und ihre Bekämpfung, von Prof. Dr. Müller, Vorſtand 
der mediziniſchen Xlinik in Tübingen 24. III. Vierteljahr 33. 

Unfallneuroſe, zur Bekämpfung der ..., von Oberlandesgerichtsrat Grüͤnebaum, Geh. Juſtizrat 
59. 169. 


„Vereinbeitlichung in der Induſtrie (Normaliſierung und Typiſierung) 88. 635. 


Verkebrsgeographie, Betrachtungen zur ..., von Prof. Dr.-Ing. Blum 7. 978. 841. 


) Die fett gedruckten Zahlen bedeuten die Zeitſchriſten in der Liſte unter A, die daneben ſtedenden Zahlen die Sciten. 
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Allgemeines. Die Völkerbundskonferenz zur Internationaliſierung des Durchganasverkehrs, der 


Schiffahrtswege, der Häfen uſw., von Dr. Wehberg, Leiter der völkerrechtl. Abteilung der 
Deutſchen Liga für Völkerbund 38. 773. 
Weltſprache 80. 202 
Wirtſch ftsrecht und Völkerbund, von Perels (Verkehrsfreiheit, Freiheit der Meere, Freiheit der 
Luft, Freiheit des Kabel- und Funkſpruchverkehrs) 9. Bd. 48 S. 238. 


Zentralbeizungen, Vorſchläge zur Erhöbung der Wirtſchaftlichkeit des Betriebs von ..., von 


Schmidt, ſtädt. Heizungsingenieur 35. 3] 
Die Zweckmäßigkeit des Eiſenbahn Haftpflichtgeſetzes, von Dr. Kowarz, Oberſtaatsbahnrat 88. 685. 


Deutſchland. Abfindungsſumme für die wegen Heirat ausſcheidenden Beamtinnen 71a. 165. 


Altersgrenze für Beamte (Geietzentwurf der preußiſchen Regierung) 27. 203, 23. 455 20. 628. 

Die jüngſte Amneſtie, von Prof. O. Dr. Kahl, Geh. Juſtizrat und M. d. R. 26. 

Amtsbe zeichnungen und Titel, Erlaß des preuß. Finanzminiſters vom 23. Juni 1920 89. 373, 
27. 192, 48. 218 N 

Angeſtelltenverſicherung, Geſetz über weitere Ausdehnung der Verſicherungspflicht in der . .. 


60a. 5 
Anrechnung a Lohndienſtzeit auf das Diätariendienſtalter 27. 239. 
Anſtellung. Der Nachweis langjähriger tadellofer Führung eines Beamten genügt der Beweis— 


laſt 815 Geſchaftsherrn ſowohl hinſichtlich der Kenntniſſe als der Zuverläfſiakeit. Es be 
deutet noch keine Verkennung der Beweislaſt, wenn das Gericht feſtſtellt, daß auch der 
Geſchädigte nichts zur Belaſtung des Angeſtellten vorbringen konnte (Sorgfalt der Ver— 
treter des Fiskus bei der Anſtellung eines Beamten, Entſch. des RG. vom 11. Dezember 
1919) 59. Beil. Nr. 1515 u. 1516. 


Arbeiter, Muſterarbeitsordnung für .. . 90. 1351, la. 665. 


Arbeiter- und Soldatenrat, Haftung des Staates für Handlungen des . . . (Entſch. des LG. 
Eſſen vom 13. März 10: 20) 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtier chuna) 19. 

Die deutſche Abe e erer in der Gegenwart, von Rüffer 36. III. Vierteljahr 130. 

Arbeiterentlaſſung, Kontrolle der . . ., von Prof. Dr. Hedemann 20. 547. 


a SD Entwurf eines .. . 37. Jahrg. 27 S. 488. 


— 


Der Aufſtieg von Eiſenbahnunterbeamten 88. 747. 


Über Ausbildung und Fortbildung der Beamten 23. 450. 


ann der Geſetze zu eee ee f des preuß. Finanzminiſters vom 
5. Juli und des preuß. Juſtizminiſters vom 6. Juli 1920, betr. . . . 34. 185, 44. 372. 
427, 47. 227. 244. 

Die Ausnutzung der natürlichen Kraftquellen für unſer Nationalvermögen, von Krey, Reg. und 
Baurat (Waſſerkräfte. Clektrizitätsverſorgung, Ausnutzung des Windes) 24. Jahrg. 45 
Ad. III S. III, 32. 745. 


Baubeſchränkungen, Aufhebung von . . . in Berlin und Potsdam, Verordnung der preuß. Staats- 


regierung vom 25. Juni 1920 89. 433 
Baugenoſſenſchaften, die Belaſtung der gemeinnützigen ... in den neuen Steuergeſetzen, von 
Dr. Meyer, Rechtsanwalt 87. 311. ö 
Baugeuoſſenſchaften, die Höhe des Geſchäftsanteils der . . . 15. 340. 
Baugenoſſenſchaften, die Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel durch die . . . 15. 380. 
Baugenoſſenſchaften, die Rentabilität bei den ... 15. 300. 


Bauten. Zur Schaͤdenserſatzpflicht des Bauunternehmers bei ſchuldhafter Verzögerung der 


— 


— 


— 


— 


Fertigſtellung eines Baues (Entſch. des RG. vom 20. Februar 1920) 18. 279. 

Beamte und Univerſitätsſtudium (kein Univerſitatsſtudium ohne vorberige Ablegung der Reife— 
prüfung) 12. 336. 

Beamtenanſtellung, die zivilrechtliche Anfechtung der . . . wegen Irrtum und Täuſchung (ntſch. 
des RG. rom 3 Januar 1914) 59. III. 

Beamtenausſchüſſe bei der Reichs-Poſtverwaltung 12. 281, 7la. 151. 166, 78. 84. 95. 

Beaniteneigenſchaft der ſtändigen Vertreterin eines Poſtagenten (Entſch des RG. vom 22. De— 
zember 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 12. 

Beamtenkonſumvereine, zur ſtaatlichen Förderung der . . . 15. 317. 

Beamtenräte bei der Eiſenbahn 88. 697. 

Beamtenrecht. Zutäſſigkett des Rechtswegs, die Beſchränkung der ... gemäß § 6 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1842 findet auf die Haftung des Reiches für die Reichspeamten und die 
Perſonen des Soldatenſtandes keine Anwendung (Entſch. des RG. vom 15. Juni,. Juli 
1920) 59. Beil. Nr. 2002 

Deutſcher Beamten-Wirtſchaftsbund (Vortrag des Poſtdirektors von Roy) 16. Jabrg. 16 S. 62. 69.81. 

Beamter, Begriff »Veamter« (Beamteneigenſchaft, Ausübung öffentlicher Gewalt) 16. Jahrg. 16 
Beil. (Rechtſprechung) 10, 7. 973. 

Beflaggen der Dienſtgebäude, allgemeine Vf. des preuß. Juſtizminiſters vom 28. Juli 1920 über 
das .. . 41. 405, 47. 260, 89. 469. 

Beihilfen für Beamte, Angeſtellte und Arbeiter im beſetzten Gebiet, Vf. des Reichsſchatzminiſters 
vom 14. Juli und 23. Auguſt 1920 la. 511. 636. 


428 | Schriftwerke. 


Deutſchland. Ungenügende Beleuchtung iſt nicht ſchuldhaft, wenn fie infolge der Knappheit an 
Petroleum während des Krieges nötig war (Entſch. des RG. vom 2. Februar 1920) 16. 
Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 20. 

Die amtliche Berufung durch die zuſtändige Stelle begründet nach außen die Stellung des Be. 
amten ohne Rückſicht darauf, ob der Angeſtellte auch die perſönlichen Eigenſchaften beſitzt, 
die nach den maßgebenden Vorſchriften Voraus ſetzung für die Verleihung des Amtes 
bilden Gilt das ſchon für Unfähigkeitsgründe, die im öffentlichen Recht aufgeſtellt find, 
fe namen: für die priwatrechtlichen Vorſchriften über die beichränkte Geſchäftsfähigkeit 
Minderjäbriger uſw. (Entfch. des RG. vom 23. Februar 1920) 59. Beil. Nr. 1763. 

— Beſoldungsdienſtalter, Anrechnung von Militär- und Marinedienſtzeit auf das Befoldungsbienf- 
alter 27. 189. 

— Beſoldungsdienſtalter, Zuſtändigkeit für die Feſtſetzung des ... 27. 204, 23. 455. 

— Beſoldungsordnung, zur Reviſion der ..., von Eggers, Poſtdirektor 16. Jahrg. 16 S. 79, 
71a. 193, 27. 23%, 78. 93, 57. 251, 23. 43. | | 

— Beſoldungsvorſchriften 15. Jahrg. 16 S. 44, 47. 188, 71. 129, 27. 196. 227, 23, 476. 

— Betriebsräte, von Kulen ann, Landgerichtsrat 24. III. Vierteljahr 85. 

— Betriebsunfall. Die bindende Kraft der Entſcheidung der Verſicherungsbehörden hat nicht die 
Wirkung, daß mit der Verneinung eines Betriebsunfalls durch die Verſicherungsbehörde 
auch jeder Schadenserſatzanſpruch nach bürgerlichem Recht ausgeſchloſſen wäre (Entſch. des 
RG. vom 23. April 1920) 59. Beil. Nr. 2947. 

— Bildungseinrichtungen der Eiſenbahnerorganiſationen 88. 592. 

— Blitzableiteranlagen, Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 20. Auguſt 1920 1a. 603. 

— Zum Budgetrecht der neuen Reichsverfaſſung, von Prof. Dr. Waldecker 3. Jahrg. 1919 ©. 26. 

— Defekienbeſchluß, Beſchreitung des Rechtsweas gegen einen ... nur hinſichtlich des Betrags 


und der Erſatzverbindlichkeit zuaclaiien. — Welches Recht iſt für die Haftung des Be 
amten gegenüber dem Staat in der Rheinprovinz maßgebend? — Wird die Haftung des 


Beamten gegenüber dem Staat durch ein mitwirkendes Verſchulden anderer Beamten be 
einflußt? (Entſch. des RG. vom 13. Mai 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 9 

— Deliktsbaftung neben Vertragshaftung in der Rechtſprechung, von Dr. Sauter, Direktionsrat— 
31. Bd. 36 S. 221. | 

— Denkſchrift über die Einreihung der Verkehrsbeamten der Länder in die e der Reichs- 
beſoldungsordnung 27. 195, 23. 444, 78. 81. 

— Dienſterleichterungen für Vorſtandsmitglieder der Beamtenverbände 23. 455. 

- Dienftreifen, Anordnung und Durchführung von ... (Sparſamkeit), Bf. des Reichswehr. 
miniſteriums vom 10. Juli und des Reichsſchatzminiſters vom 10. Juni 1920 39. 657, 
bla. 31. 

— Die Dienſt. und Mietwohnungen der Eiſenbahnbeamten und Arbeiter, von Kieſer, techn. Eiſen · 
bahnoberſekretär 78. 88. 

— Dienſt⸗ und Mietwohnungen, Vergütung für . . ., Zuerkennung von Dienſtwohnungen lediglich 
bei dringendem dienſtlichem Bedürfnis, If. des Reichsſchatzminiſters vom 10. Juli 1920 
la. 509 

— Dienſtwohngebäude höherer Beamten in der Provinz Hannover, von Lorenz, ee 18. 317. 215 

— Dienſtwohnungen, zu den neuen Vorſchriften über die .. . 16. Jahrg. 16 S. 61, 57. 

44. 411 N 

— Dienſtwohnungen, Pf. des preuß. Finanzminiſters vom 1. Juni 1920, betr. die ſeitens der In. 
baber von ... für Zentralheizung zu entrichtenden Entſchädigungen 48. 219, 44. 30 
34. 202, 47. 242. 

— Dienſtwohnungen, Nichtbenutzung von .. . im Falle freiwilligen Verzichts, Vf. des Reichsſchatz⸗ 
miniſters vom 29. Mai 1920 45. 382. 

— Einnahmen der Reichs-Poſt. und Telegraphenverwaltung 90. 1252. 1305. 1346. 

— Einſpruch an die oberſte Verwaltungsbehörde, Bekanntmachung des Reichsarbeitsminiſters vom 
22. Juni 1920 über den Ausſchluß des ... 90. 1315. 

— Einstellung von freigewordenen Beamten und Militäranwärtern auf Privatdienſtvertrag, Pf. des 
Reichsſchatzminiſters vom 27. Juli 1920 la. 540. 

— Die Eiſenbahn den Eiſenbahnern (Sozialiſierung) 88. 756. 

— Eiſenbahufahrkoſten bei zen der Staatsbeamten uſw., Berechnung der ... nach der 
Verordnung vom 8. April 1920 47. 184, 45. 345, 39. 658, 44. 393, 48. 259. 

— Eiſenbahn-⸗Töchterhort, Rechnungsergebnis für 1919 60a. 59. 

— Entlaſſung eines Beamten »aus Gründen der Verwaltung« (Entſch. des heſſiſchen VGH. vom 
7. Februar 1920) 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 19. 

— Entſchädigung an verſetzte Beamte uſw., Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 11. Juli 1920 la. 
504, 60a. 11. 

— Faͤlligkeit gekür zter Gehaltebezüge (Entſch. des preuß. OVG. vom $. Juni 1918) 34, 271. 

— Deutſche Faſerſtoffe, von Prof. Dr. Kleberger 70. 429. 

— Die Fehlbeträge bei der Poſt und Eiſenbahn (Außerungen des Finanzminiſters über die Finanz 
lage der Verkehrsverwaltungen im Reichstag) 88. 542. 


Schriftwerke. 429 


Deutſchland. Die Finanzen des Reichs und der deutſchen Länder 65. Jahrg. 1919 Heft IV S. 141. 


Finanzwiſſenſchaft. Wo ſtebt die deutſche Finan zwiſſenſchaft?, ven Dr. Meiſel 84. Jahrg. 75 S. 54. 

FJondsausgleich zwiſchen den Reichseiſenbahnen und anderen Reichsverwalrungen beim Übergang 
von Grundſtücken oder beweglichen Gegenſtänden (Pf. des Reichsverkehrsminiſters vom 
27. Juli 1920) 60a. 48. 

Gas- und Elektrizitätsmeſſer, Waſſergeld für reichseigene Wohnungen, Vf. des Reichsſchatz. 
miniſters vom 15. Juli 1920 la. 514, 47. 223. 

Gebietsgewalt der Länder, die Veſtimmungen der Reichsverfaſſung über die ..., von Prof. 
Dr. Nawialky 3. Jahrg. 1919 S. 1. 

Gebühren im Eiſenbahn- und Poſtverkehr, Stellungnahme des Hauptausſchuſſes des Deutſchen 
Induſtrie- und Handelstags gegen eine weitere Erhöhung der ... 37. Jahrg. 27 S. 480. 

Gebübrenfreibeiten im Peſt. und Telegraphenverkehr, die Aufhebung der ..., von Scheda, 
Geh. Ober-Poſtrat 8. 207, 41. Volkswirtſchaftl. Chronik ZW. 

Der Gehalts, und Lohnabzug im Reichöeinfommenfteuergejeg vom 29. März 1920 86. 239. 305, 
23. 363, 39. 675, 47. 224, 62. 285, 34. 212, 57. 208, 37. Jahrg. 27 S. 544. 
la. 547, 12. 397, 71a. 217. 

Gehaltskonten von Beamten 15. 332. 

Geſchäftsordnung für das Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 90. 1412. 

Gewährleiſtung von Anwartſchaft auf Ruhegeld und Hinterbliebenenrenten (Entſch. des Ober 
Schiedsgerichts für Angeſt.-Verſ. vom 31. Mai 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. (Recht 
ſprechung) 20. 

Gewerkſchaften, Grundſätze für den Aufbau der ... 57. 175. 

Gnadenbewilligungen (bei Abänderung oder Aufhebung von Verträgen), Pf. des Reichsſchaßz— 
miniſters vom 19. Juli 1920 la. 527. 


— Gruppenbausbau, Reihenbausbau und Nebenhof, Erlaß des preuß. Miniſters für Volkswoblfahrt 


vom 19. Auguſt 1920, betr. die Begriffsbeſtimmung über . . . 89. 445, 87. 354. 

Haftung des Staates für die geſundheitsgefährliche Beſchaffenheit der Dienſtwohnungen und 
Arbeitsräume, Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 9. September 1920 la. 658. 

Handwerker zur Ausführung kleinerer Ausbeſſerungsarbeiten im Tagelohn, Annahine von .. 
(Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 25. Juni 1920) la. 481. 

Handwerker -Genoſſenſchaften, Schutz den ... 15. 360. 

Die preußiſche Hauptrerwaltung der Staatsſchulden (1820 bis 1920) und die Reichsſchulden⸗ 
verwaltung, von Herzog, Poſtrat 8. 2:14. 

Hilfloſenrente, für die Zubilligung der .. . aus § 1 Abſ. 3 des preuß. Beamten Unfallfürſorge⸗ 
geietzes kommt es nicht darauf an, daß die fremde Wartung und Pflege durch Haushalts,, 
Familienangehörige oder fonftige Perſonen unentgeltlich geleiſtet wird (Entſch. des RG. 
vom 13. Januar 1920) 34. 183, 16. Jabra. 16 Beil. (Rechtſprechung) 19. 

Hilfsleiſtungen durch beamtete und nichtbeamtete Kräfte, Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 
25. Juni 1920 la. 507. 

Hilfsperſonen im Sinne des § 831 BGB. können nicht obne weiteres als Vertreter des Ge— 
ſchäftsherrn im Sinne des $ 445 der ZPO. angeſehen werden (Entſch. des RG. vom 
16. November 1918) 34. 271. 

Die Holzbaus Siedlungen des Wohnungsverbandes Groß Berlin 18. Beil. (Der Holzbau) 49. 

Künitige Intereſſenveriretung für Induſtrie und Handel 37. Jahrg. 27 S. 479. 


- Juriftenmonopol, fort mit dem ..., von Franz (Berufsbeamtentum der hoheren Verwaltung, 


— 


Aufnahme von Diplomingenieuren in die böbere Verwaltung) 25. Bd. 184 S. 167. 


Der Kampf. gegen die Arbeits loſigkeit und die Reichsarbeitsloſenverſicherung, von Dr. Kumpmann, 


Prof. an der Hochſchule fur kommunale Verwaltung in Düſſeldorf 61. Heft 2 S. 135. 
Der Kampf gegen Wucher und Schiebertum 12. 32. 372. 
Kataſterverwaltung, Gebührenordnung der ... vom 17. Juni 1920 34. 256. 


—Kinderbeihilfen in g. ſetzlich nicht geregelten Fällen 27. 02. 
Für Klagen auf Erſatz des in Ausübung eines ſtaatlichen Hoheitsrechts entſtandenen Schadens 


iſt der Rechtsweg zuläſſig (Eniſch. des OLG. Hamburg vom 4. Juni 1919) 34. 183. 

Krankenkaſſen, zum Streit der 8 wider die .. 5. 375. 

Krankenkaſſen und Arzte, die Einigung zwiſchen ... 42. Jahrg. 7 S. 49. N 

Krankheiteatteſte, Friſt für Vorlegung von ..., allgemeine Vf. des preuß. Miniſteriums für 
Landwirtſchaft vom 27. Mai 1920 47. 184. 

Kriegsbeſchädigte, Stellung der ..., Eingabe des Einheitsverbandes der Kriegsbeſchädigten 
Deutſchlands und Beſcherd des Reichsminiſters des Innern, Pf. des Reichsſchatzminiſters 
vom 1. Juli 1920 la. 00. 

Kriegsdienſtzeit, erhöbte Anrechnung der ... 23. 454, 12. 394. 

Kundgebungen des bayeriſchen Verkehrsminiſters und des württembergiſchen Staatspraͤſidenten 
an das Poſt. und Telegraphenperſonal aus Anlaß des Übergangs der ſüddeutſchen Piofı- 
und Telegrapbenverwaltungen auf das Reich 27. 214 

ee Vf. des Reichs ſchatzminiſters vom 10. Auguſt 1920 1a. 567, 45. 408, 
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Schriftwerke. 


Deutſchland. Kursentſchädigungen an Reichsbeamte in Polen, Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 


28. Juni 1920) la. 490. 


— Pſychotechniſcher Kurſus an der Techniſchen Hochſchule in Charlottenburg 88. 678. 707. 


Lieferungsverträge. Eine Leiſtungspflicht beſteht nicht mehr, wenn die Erfüllung des Vertrags 
unter ſolchen Umſtänden ſtatifinden müßte, daß ſie dem, was die Part ien vernünftiger. 
weiſe beabſichtigt haben, nicht mehr entſprechen würde Jedoch gibt nicht jede größere 
Umwälzung auf wir ſchaftlichem Gebiet dem Vertragsteil, dem fie nachteilig iſt, das 
Recht, ſich vom Vertrage loszuſagen (Entſch. des RG. vom 8. Juli 1920) 59, Beil. Nr. 2806. 

Lohntarif für die Lohnempfänger (Arbeiter) bei den Verwaltungsbehörden 47. 184, Sla. 27, 
34. 2014, la. 605. 


Lobntarifteilvertiag zwiſchen der Reichseiſenbahnverwaltung und dem Deutſchen Eiſenbahner— 


Verband in Verlin, der Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner und Staatsbedienſteter in 
Berlin, dem Allgemeinen Eiſenbahner⸗Verband in Berlin -Friedenau 69a. 24 

Lohnzahlung. Iſt der Arbeitgeber verpflichtet, feinen Arbeitern für die Tage, an denen die 
Arbeit wegen Mangels der Beleuchtung und Beheizung der Arbeitsräume nicht nmoͤglich 
war, Lohn zu zahlen? 20. 644. 

Mehraufwandsentſchädigungen fur planmäßige und außerplanmäßige Beamte ſowie Ortszuſchlag 
der außerplanmäßigen Beamten, allgemeine Pf. des preuß. Juſtizminiſters vom 21. Juni 
1920 41. 315, 47. 182. 

Mehrausgaben bei Um ſügen, Koſten für Inſtandſetzung der neuen Wobnung (Anſtrich der Decken, 
Wände, Fußböden um.) ſind im allgemeinen nicht erſtattungsfäbig, Pf. des Reichswehr, 
miniſteriums vom 5. Juli 1920 39. 649. 814. 

Die Mieterſchutzbeſtunmungen und die Baugenoſſenſchaften 15. 287. 

Mietböchſtpreiſe, die Feſtſezung der . . . in Theorie und Praxis, von Pulſt, Rechnungsrat und 
Reoiſor des Reichsverbandes deutſcher Baugenoſſenſchaften 87. 295. 

Mietzins, Zahlung eines . . . für an andere Reichsverwalturgen überlaſſene Räume der Reichs— 
eiienbabnen (If. des Reichsverkehrsminiſters vom 14. Juli 1920) 60a. 15. 


Vom Militarismus und Sozialismus, von Graf Walderſee, Generalleutnant (Beamtenſchaft, 


Staatsbetriebe) 24. Jahrg. 45 Bd. III S. 208. 

Militäranwärter. Anderung der Grundſätze für die Beſetzung der mittleren, Kanzlei. und Unter 
beamienſtellen bei den Reichs- und Staatsbehörden durch Beſchluß des Reichsrats 90. 
1298, 44. 394, 39. 69, 60a. 57, la. 584, 45. 497. 

Militärauwärter, informatoriſche Beſchäftigung von .. . zum Übergang in eine Zivilſtellung 
(If des Reichsverkehrsminiſters vom 19. Juli 1920) 60a. 22. 

Militäranwärter, Vf. des preuß Finanzminiſters und des preuß. Miniſters des Innern vom 
3. Juli 1920, betr. Erleichterung des Übergangs in eine Zivilſtellung für ... 34. 252. 

Die Minderbewertung der „ im Beſoldungsgeſetz vom 30. April 1920 7la. 195. 

Miniſterialzulagen, Neuregelung der .. ., Pf des Reichsſchatzminiſters vom 15. September 1920 


la. 00. 
»Der gewerbliche Mittelſtand auf dem Gebiet des Verdingungswe u Vf. des preuß. Minifters 
des Innern vom 30. Juni 81 betr. Fürſorge für den . . . 48. 291. 
Nachrichtenweſen, Reform des ... . Jahrg. 8 S. 312 


- nne mung und 1 23. 361, 12. 381. 


Ofen und Kochherde, Erlaß des preuß. Finanzminiſters und des preuß. Miniſters des Innern 
vom 18 Mai 1920, betr. Bewilligung ſtaatlicher Beihilfen für Beamte zur Anſchaffung 
von .. . 34. 179. 
Olfarben, Erlaß des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten uſw. vom 7. Juni 1920, betr. 
die Verwendung von ... 89. 337. 


Ortsklaſſenver zeichnis, die Teuerungsſtatiſtik als Grundlage für die Aufſtellung des ... 27. 


260, 12. 381. 
Ortslöhne, Feſiſetzung der ..., abgeſchloſſen am 1. Juli 1920 90. 1318. 


Ortszuschlag, Zahlung des .. . an weibliche Angeſtellte, die ſich verheiraten, Vf. des Reichs-, 


ſratzminiſters vom 10. September 1120 la. 669. 
Papierverbrauch, allgemeine Pf. des preuß. Jinanzminiſters vom 31. Mai 1920, betr. Spar. 
ſamkeit im .. . 34. IS. 


Penſion wiederverwendeter Offiziere (Entſch. des Reichs-Militärverſorgungsgerichts vom 25. No- 


vember und 17. Dezember 1919) 5. 152. 

Penſionsanſpruch Daraus, daß der Penſionsanſpruch eines Beamten wie fein Gehaltsanſpruch 
auf dem Geſetz oder dem Anſtellungsvertrag beruht und mit eingetretener Dienſtunfäbig— 
keit ohne Rückſicht auf deren Urſachen fällig wird und daß der Beamte im Fall einer 
Körperverletzung inſoweit nicht als geſchädigt gilt, als ein Penſionsanſpruch beſteht, felgt 
nicht, daß der Staat ſich nicht bei Veſteben eines Vertrags oder eines entſprechenden 
öffentlich rechtlichen Verhänßtniſſes an demſenigen erholen kann, der duich die ſchuldhafte 
Körperverlezung die Dienſtunfähigkeit des Beamten herbeigeführt hat (Entſch. des RG. 
vom 20. April 1920) 59. Beil. Nr. 1820. 


Schriftwerke. 431 


Deutſchland. Penſionsergänzungsgeſetz, von Dr. Tapfer 16. Jahrg. 16 S. 69. 


Das neue Penſiensergänzungsgeſetz, von Jacobs, Ober Regierungsrat 46. II. Hälfte 233, 
89. 441. 

Die Perſonal- und Beſoldungsreform und die mittleren Poſtbeamten 27. 2 

Perſonalakten, Einſichtnahme in die . . . 57. 174. 

Zur Perſonalreform, von Erſe Fiſch 71a. 179. 

Die Pfändbarkeit der Fee e eee noch dem neuen Reichsbeſoldungsgeſetz uſw. 20. 642, 
27. 223, 59. Beil. Nr. 2525, 57. 228, 16. Jahrg 16 Bel. (Rechtſprechung) 21. 

Poſt-Kleingärtner- und Kleintierzüchtervereine 27. 204. 244, 57. 230, 16. Jahrg. 16 S. 84. 


Die Loft: und Telegraphenbeamtin und die uneheliche Mutterſchaft, von Kolshorn 71a. 161. 


Poſtheamte als Mitglieder des Reichstags 27. 213. 

Poſtkrankenkaſſen. Bei Betriebskrankenkaſſen für Reichs oder Staatoͤbetriebe kann nach 8377 
Abſ. 3 der RVo die oberſte Verwaltungsbeherde anderen Behörden auch Aufgaben des 
Verſicherungsamts übertragen, die nicht im Aufſichtsrecht enthalten find (Entſch. des RA. 
vom 13. Juli 1920) J. 381. 

Poſtſendungen, allgemeine Uf des preuß. Juſtizminiſters vom 7. September 1920 über die Be 
handlung der Poſtſendungen 44. 404. 

Preisſturz und Lieferungsverträge, von Dr. Hueck, Privatdozent 20. 557 

Der Referenten vorſchlag für die Reichs-Beſoldungsordnung 78. 99. 


»Reichsbeſoldungsgeſetz und Landesbeſo dungsgeſetze 27. 189. 203. 


Die Reichefinanzreform von 1919,20 77. 425. 522. 
Reichsgeſeeblatt, Mängel im .. . 20. 636. 
Reichsgeietze, die e unierer . 20. 581. 


- Neiha-Militüraeieg. Beamte, die während des Krieges zum Hecrestienft eingezogen waren, haben 


auch Anſpruch auf Fortzahlung der ſogenannten Kleider. und Stieſelgelder. ft die 
Kleidung in natura zu liefern, fo iſt der Wert der erſparten Kleidung zu erſetzen 59. 
Beil. Nr. 2678. 

Reichs- Militärgeſetz, die Kriegsteuerungszulagen der einberufenen Zivilbeamten unterſtehen nicht 
den Abzugsvorſchriften bezüglich der ee na Alf. 2 Satz 2 5 66 des ... 
(Entſch. des RG. vom 20. Dezember 1919 59. Beil. Nr. 2677. 

Reichspoſtminiſter Giesberts über Perſonal- und Beſoldungsfragen 27. 195, 23. 454, 57. 
207. 

Der Reichstag, feine Zuſammenſetzung nach Fraktionen und Berufen 37. Jahrg. 27 S. 517. 

Das Reicheunruhegeſetz, von Caro, Gerichtsaſſeſſor 20. 622, 17. 143. 


Das Reichsverſorgungsgeſetz vom 12. Mai 1920 unter Berückſichtigung der weſentlichſten Ande— 


5 gegenüber dem ſeitherigen Rechtszuſtand, von von Bechtold, Regierungsrat 42. 
65. 


- Sum Nei von Fuiſting, Regierungsrat und ſtändigem Mitglied des NUN. 


und Beiſitzer des Reichs-Militärverſergungsgerichts in Berlin 5. 381. 
Reichswirtſchaftsrat, feine Zuſammenſetzung 37. Jahrg. 27 S. 518, 15. 347. 
Der Reichswirtſchaftsrat und die Ständekammern 12. 370. 


Reichswirtſchaftsrat und berufsſtändiſche Vertretung, von von Oppeln— Bronikowſki 25. Bd. 184 


S. 334. 

Reklame. Zur Neuordnung des Anpreiſeweſens auf Bahnhöfen (Bahnhofreklame) 89. 340. 

Reklame. Die Poſtreklame-Ausſtellung auf der ee Herbſtmeſſe 27. 265. 

Reklame bei der Reichs -Poſtverwaltung 27. 213. 2. 

Renten aus der Unfallverſicherung, Verordnung 42 die Gewährung von Zulagen zu ... 
(vom 5. Mai 1920, Ausführungsbeſtimmungen (vom 25. Mai 1920) 30. 183. 

Zur Rücktrittsbewegung der bayerischen und würtzembergiſchen Verkehrsbeamten 12. 287. 288. 
303. 351. 359, 57. 169, 88. >41, 7la. 166, „8. 87, 16. Jahrg. 16 S. 88. 

Schadenserſatanſprüche der Beamten gegen die polniſche Elen kahnverwo lung wegen nicht ordnungs⸗ 
mäßiger Beförderung des Umzugsguts, Vf. des Reichsverkehrsminiſteriums vom 10. Juli 
1920 48. 258. 

Schiedsgerichte, zur Frage der techniſchen ..., von Moerike, Oberbaurat Prof. a. D. 18. 309. 

Kann der für verbindlich erklärte Schiedsſpruch über Lohn und Arbeitsbedingungen für all— 
gemein verbindlich erklärt werden? 20. 648. 


Schlafwagen, Koften der Benutzung eines ... bei Dienſtreiſen der Beamten, Pf. des preuß. 


Finanzminiſters vom 13 Juli 1920 48. 260. 

Schlichtungsordnung (geſetzliche Regelung der ee zwiſchen Arbeitnehmern und Arbeit⸗ 
gebern) 86. 265, 37. Jahrg. 27 S. 627 

Schlichtungsweſen, geſetliche Regelung des. . 15. 301, 37. Jahrg. 27 S. 532. 625. 

Schwerbeſchädigte, Beſchäftigung von ... bei Behörden 47. 2.9. 

Techniſche Sekretariatsbeamte der Reichsbauverwaltung, vorläufige Annahme und Ausbildungs- 
. für die Laufbahn der ... (Vf. des Reichs ſchatzmiuiſters vom 17. Juni 1920) 
a. 400. 
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Deutſchland. Zeitgemäße Siedlungsfragen, ven Dr. Ing. Wehl 87. 272. 


4 


Die Staatsungebörigfeit der Neihebeamien in den an Polen abgetretenen. Gebieten, von 
Dr. Breithaupt, Gerichtsaſſeſſor 8. 275 

Stadtgemeinde Groß Berlin. Ausführungsbeſtimmungen des preuß. Miniſters des Innern vom 
29. Juni 1920 zu Pu ie über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 


27. April 1920 48. 


Stempelpflichtigkeit von a für den Lohnempfang, Erlaß des preuß. Miniſters der 


öffentlichen Arbeiten vom 31. Auguſt 1920 89. 409. 

Steuerabzug vom Arbeitslohn, vorläufige Beſtimmungen zur Ausführung des Geſetzes zur er— 
gänzenden Regelung des .. . vom 21 Juli 1920 90. 1337. 39. 844 

Straffreiheit, Reichsgeſez vom 4. Auguſt 1920 und allgemeine Vf des preuß Juſtizminiſters 
vom 7. Auguſt 1920 über die Gewäbrung von ... 44. 397, 45. 3909 

Strafregiſter. Vf. des Reichsminiſters der Juſtiz über die Beſtimmung von Behörden und 
Stellen, denen Auskenſt aus dem Strafregiſter zu erteilen iſt 90. 1415 

Kein Streikrecht der Beamten 16. Jahrg. 16 S. 95, 57. 254. 

n Iſt für die Streiktage Arbeitslohn zu zahlen?, von Dr. Weirauch 31. Bd 36 
S. 227. 

Submiſſienen, ſittenwidrige Ringbildung bei ... (Entſch. des RG. vom 16. Dezember 1919) 

18. 280, 27. 251. N 

Tagegelder, keine Fortzahlung von . .. während des Erholungsurlaubs eines außerhalb feines 
Wohnorts kommiſſariſch beſchaftigten Beamten (Entſch. des RG. vom 10. Dezember 1918) 
7. 721. 

Tagegelder und Reiſekoſtenbezüge nach dem neuen Beſoldungsgeſetz 27. 237, 57. 255. 

Tarifverträge, Zwang zum Abſchluß von ..., von Dr. jur. Nipperdey 80. 151. 

Der Teiltarıf für Angeſtellte 71à. 210. 

Teuerungszulage, die Wiedereinziebung einer zu Unrecht ausgezahlten ... widerſpricht auch 
dann nicht einer ſittlichen Pflicht oder Anſtandsrückſicht, wenn es ſich um eine durch Ver- 
waltungsverfügung ausgleichbare Härte handelt, der Beamte aber einen ſolchen Antrag 
nicht geſtellt hat (Entſch. des RG. vom 20. Dezember 1919) 59. Beil. Nr. 2387. 

Teuerunas zulagen fine zur Ergänzung des Dienſteinkommens beſtimmt und haben danach gehalts— 
mäßigen Charakter; deshalb beſteht ein Rechtsanſpruch auf die Gewährung der Zulagen 
ebenſo wie auf das Gehalt und auf ſonſtige Zulagen (Eutſch. des RG. vom 18. Mai 1920) 
59. Beil. Nr. 2773. 

Teuerungszulagen, die Beſteuerung der ... 12. 395. 

Tumultſchaden, Ne 5 .. . an Staatsbeamte, Pf. des preuß. Finanzminiſters vom 
24. Juli 1920 47. ö 

übernahme von 1 in die Reichsfinanzverwaltung 23. 455. 

Aberſtunden, Fortfall der Vergütungen für ... der Beamten, Ag nee Vf. des preuß. 
Miniſteriums für Landwirtſchaft vom 29. April 1920 47. 158. 

Überzeitarbeit, Bezahlung von .. . (S 4 des Manteltarifvertrags für Betriebsarbeiter) la. 530. 

Feuerfeſte, feuerſichere und glutſichere Ummantelungen bei Bauten 18. 339. 

Umzugsfoften für die aus den abgetretenen Oſtgebieten verſetzten Beamten, die mit Rückſicht 
auf die kurz bemeſſene Abzugsfriſt aus dem bisberi, en Wohnort und den Wobnungsmangel 
am neuen Dienſtort ibren Hausſtand an einem dritten Ort eingerichtet haben, Vf. des 
. vom 26. Juli 1920 1a. 540, 27. 231, 39. 711, 48. 312, 34. 231, 
44. 472 


Umzugskoſten für Beamte im Ruheſtand, Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 14. September 1920 


la. 663. 
Unfallvericherung. Die Anpaſſung der Unfallrenten an die Geldentwertung, von Kleeis, Bürger 
meiſter 5. 361. 


— Unterbringung techniſcher Hilfskräfte, 5 des preuß. Miniſters der öffentlichen Arbeiten vom 
369 


7. Juni 1920, betr. . .. 89. 

Unterbringung verfügbar dope er Beamte (amtliche Zentralausgleichsſtelle beim Reichs⸗ 
miniſterſum des Innern) 88. 532, 57. 211, 47. 243. 

Amtliche Ärztliche Unterſuchungen = Beanttenauwärtern, Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 
14. Sepiember 1920 1a. 664. 

Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 17. Mai 1920, betr. die Verbältniſſe der infolge des Krieges 
verſpätet einberuienen Zivilſupernumerare, Mititäranwärter und Kanzleidiätare (laufende 
Unterſtützungen) 34. 178. 

Vergütung für die älteren Poſt, und Telegraphengehilfen, Anderung der ... 27. 240. 

Straficchtliche Verjahrungsgrundſätze auf Dienftrerachen nicht anwendbar (Entſch. des bayer. 
VGH. vom 11. Juni 1918) 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 16. 

Verkehrsbeirat beim Nhe ee i 37. Jahrg. 27 S. 501. 

Das deutſche Verkehrsweſen, von Trautvetter, Hilfsarbeiter im Reichsverkehrsminiſterium 7. 888. 

Wirkſame Verkünt ung von Rechtsverordnungen 59. 164 

Die Verrechnung der Beſoldungen und Löhne, von Fritzenwanker, Miniſterialſekretär 27. 190. 


Schriftwerke. 433 


Deutſchland. Zur Verf icherungs freiheit nach § 169 Abſ. 2 der RVO. (Beſchluß des RBA. vom 


30. April 1920) 5. 512, 1. 376. 

Verſicherungspflicht oder Verſicherungsberechtigung von Zivilſupernumeraren eines Finanzamts 
5. 460. 

Verſicherungsweſen. Unter Beamten des Reichs uſw. in der Ausbildungszeit im Sinne des 
81235 Nr. 1 der RVO. find nur ſolche Perſonen zu verfteben, die bereiis Beamteneigen⸗ 
ſchaft beſitzen Entſch, des RNA. vom 4. Juni 1920) 1. 386. 

Verſicherungsweſen. Die Entwürfe einer Novelle zur Invalidenverſicherung und eines Geſetzes 
über Bildung von Arbeitsgemeinſchaften der Verſicherungs: räger, von Dr. Brunn, Landes- 
rat 5. WI. 

Verſicherungsweſen. Teuerungszulagen als Entgelt (Beſcheid des preuß. Miniſters für Volks, 
wohlfahrt vom 26. Juni 1920) 5. 509. 

Verſorgungsbebörden, Verordnung des Reichsarbeitsminiſters vom 22. Juni 1920 zur Aus 
führung des Geſeces über die ... 90. 1309. 1.66. 

Vertragstreue, von Dr. Katz, Geh. Juſtizrat 60. 136, 32a. 95. 

Verträge, gnadenweiſe Abänderung laufender .. ., Uf. des Reichsſchatzminiſters vom 24 Juli 
1920 1a. 545. 

Verträge, ſchiedsgerichtliche Anderung von ... 37. Jahrg. 27 S. 480. 

Die Volkszäblung am 8. Oktober 1919 65. Jahrg 1919 Heft IV S. 127. 

Vorbereitungsdienſt, Bezüge der Beamten im .. . 27. 202, 23. 451. 

Werklieferungs⸗Verträge, Aufhebung von ... infolge der Revolution (Entſch. des RG. vom 
2. Dezember 1919 und 24. Februar 1920) 18. 3334. 

Werkvertrag, Wandlung beim ..., von Prof Dr. Oertmann, Geh. Juſtizrat 59. 153. 

Wohnungen uſw., Inanſpruchnahme von Räumen durch Magiſtrate oder Wohnungsämter als 
Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel, Bf. des Reichsſchatzminiſters vom 6. Juli 1920 
la. 492. 

Wohnungen, Bevorzugung von Beamten bei der Zuweiſung von ..., Vf. des ſächſ. Miniſteriums 
des Innern vom 7. Juli 1920 87. 340. 

Wohnungsfrage, der gegenwärtige Stand der ... in Deutſchland 18. 354. 

Wohnungsgeldzuſchuß, Vf. des preuß. Finanzminiſters vom 21. Juni 1920, betr. Anwendung 
des § 3 des Geſetzes über den ... vom 12. Mai 1873 auf die Beamten der abgetretenen 
Gebiete 34. 251. 

eee das Reichsgeſetz über Maßnahmen gegen ..., von Sturm, Gemeindeſyndikus 
87. 8 

Zum 1 87. 348. 

Wohnungsweſen, die nachrevolutienäre Entwicklung des ..., von Adolph 41. Bd. 59 S. 431. 

Die Zukunft des deutſchen Wirtſchaftslebens, von Stieda 41. Bd. 59 S. 1. 

Zulagen für Reichsbeamte im Länderdienſt (Vergütungen für die nebenamtliche Befcäftigun 
von Reichsbeamten im Länderdienſt), Pf. des Reichsſchatzminiſters vom 30. Auguſt 192 
la. 644. 

Zurechnung unfallbringender Tätigkeit zum Betriebe trotz verbotwidrigen oder unvernünftigen 
Verhaltens des Verſicherten (Entſch. des ABA. vom 20. Dezember 1919) 57. 229. 


Zuſchläge zu den verordnungamäßigen Tagegeldern bei Dienſtreiſen nach beſonders teuren Städten, 


Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 3. Juni und des Reichswehrminiſteriums vom 5. Juli 
1920 39. 648, la. 491. 507, 45. 349, 27. 213, 47. 226. 

Bayern. Beamtenfragen im bayeriſchen Landtag 12. 308. 317. 386. 

— Beihilfen zur Schaffung von Arbeſterwohnungen, Vf. des bayer. Miniſteriums für ſoziale 
Fürſorge vom 2. Auguſt 1920 87. 355. 


Württemberg. Aus dem Bereich der bisherigen württembergiſchen Poſt, und Telegraphen⸗— 


verwaltung 27. 216. 


England. Gebührenerhöhungen im Poſt- und Telegraphenverkebr 27. 225. 255. 263, 71. 109. 
Frankreich. Diſziplinarräte für die franzöſiſche Poſtbeamtenſchaft 71. 115. 143. 
— Neue franzöſiſche Maßeinheiten 89. 408. 


Zuſtände bei der franzöſiſchen Poſt— und Telegraphenverwaltung 27. 220, 41. Volkswirtſchaftl. 
Chronik 2. 


Schweiz. Teuerungszulagen 57. 175. 
Serbien. Erhöhung der Poſt- und Telegraphengebühren im Inlandverkehr 41. Volkswirtſchaftl. 


Chronik 177. 


Amerika. Argentinien. Entſchädigungen bei Berufsunfällen 71. 113. 


II. Poſtweſen. 


Allgemeines. Dampffähren verbindungen von Schweden nach England und Den 88. 759. 
— Schwediſcher Dampffährenverfehr in der Ditire 88. 550, 75. 259. 

— Eiſenbabnwagen mit Kugellagern 58. Jahrg. 31 Beil. 173. 

— Ein ſelbſtgehendes Fahrrad 58. Jahrg. 31 Beil. 169. 
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Allgemeines. Flug England-Auſtralien 27. 255. 

— Vom Helium 54. Jahra. 31 Beit. 167. 

— Elektriſche Hupen (für Motorräder und Automobile), von Hach 58. Jahrg. 31 S. 324. 

— Kraftfahrzeugmotoren, neue Luftfilter für ... 58. Jabrg. 31 Beil. 103. 

— Kraftwagen mit Sauggasmotor 58. Jahrg. 31 Beil. 170. g 

— Der Laſtkraftwagen als Eiſenbahnjabrzeug 58. Jabrg. 31 Beil. 173. 

— Baraeldloſe Lohnzahlung in England 62. 286. 

Luftdieuſt Amſterdam-London 75. 204, 27. 252. 

— Luftfahrt, die Entwicklung der ... und ihre Bedeutung für den Poſtverkehr, von Kropp, 
Minitterialjefretät 8. 212. 

— Nordiſche Luftfahrtkonferenz in nn 41. Volkswirtſchaftl. Chronik 108, 76. Bd. 16 
Beil. (Chronik und Archivalien) 2% 

Luftpoſt . Prag-Paris 27. 251. 
Luftverkehr Dänemark-Deutſch and-England 70. 483, 88. 619. 
Luftverkehr London-Paris 70. 513 
Luftverkehr Lendon-Kairo-Südafrika- Indien 58. Jahrg. 31 Beil. 161. 189, 41. Volkswirt 
N ſchaftl. Cbronik 109. 
Allgemeine Luftverkehrspläne und die Kriſe in der italieniſchen Luftſchiffahrt 88. 639. 
Der Motorroller, von Erneſti 70. 539. 

— Natalit als Erſatz für Benzin (Motorbrennſtoff für Kraftwagen) 58. Jahrg. 31 Beil. 177, 
70. 56. g 

— Poſtgebühren im Weltvpoſtverkehr 27. 2 

Poſtſparkaſſen, von Dr. jur. Seidel, Geh. Regierungsrat 62. 290. 306. 333. 

— Der preußiſch-amerikaniſche Poſtvertrag von 1852, nach archivaliſchen Quellen bearbeitet von 
Ober- und Geh. Poſtrat a. D. Sautter 8. 281. 

— Eine ſchweizeriſchtholländiche Rhein Luftverkebrslinie 75. 262. 

— Das deutſch amerikaniſche Schiffahrtsabkommen, von Huldermann 38. 567, 77. 401. 410, 
27. 22%. 

— Der moter:ofe Segelflug 70. 566. 

— Untertunnelung der . Calais-Dover 18. 340, 27. 2 

— Weltd mpſerflotte 38. 505. 663. 781. 

— Weltpoſtkongreß in Madrid 37. Jahrg. 27 S. 491. 

— Weltpoftverfebr, Wiederaufnahme des . .., Eingaben von Handelskammern 37. Jahrg. 27 
S. 588. 622. 

— Weltpoſtvertrag. Der Erſatzanſpruch des Abſenders einer Nachnahmeſendung richtet ſich gegen 
die Poſtverwaltung des Aufgabe andes, die Poſtverwaltung des Beſtimmungsoris ſteht 
zu deim Abſender in keinem Rechtsverhältnis. Der Erſatzanſpruch iſt fällig, ſobald feſt— 
geſtellt iſt, daß die Nachnahmeſendung von dem Empfänger eingelöſt oder ihm ohne 
Einziehung des Nachnahmebetraas ausgeliefert iſt. Dieſer Zeitpunkt iſt auch für die 
Kurskeſtimmung bei einer Währungsumrechnung eniſcheidend 59. Beil. Nr. 1743 und 
1714. 

— Weltſchiffbauproduktien, die Gefahren der. . ., von Fenchel 38. 653. 

Deutſchland. Unbeanſtandete Annahme einer Wertſendung des Auslandverkehrs (Entſch. des Kammer- 
gerichts vom 6. Juni 1918) 18. Jabrg. 15 Beil. (Rechtſorechung) 9. 

— Beamtteneigenſchaft, regelmäßig ausgeübte Annahme von Wert- und Einſchreibſendungen be 
gründet... (Entſch. des RG. vem 12. März 1920) 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtiprechung) 23. 

— Bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſene Gegenſtände, wenn nur ... unter unrichtiger 
oder ungenauer Bezeſchnung aufgegeben werden, ſo entfällt 5 8 Erſatz⸗ 
anſpruch des Abſenders (Eiſenbahn-Verkehrsordnung § 96) 34. 

— Neue Beitragsmarken für die Invaliden- und 1 Bekanntmachung des 
Reichsverſicherungsamts vom 30. Juni 1920 über die Ausgabe ... 1. 34 

— Beraubungen im Eiſenbahndienſt und ihre Bekämpfung 88. 540 

— Betriebsvereinfachungen (Zeitungsweſen. Paketbehand ung, Beſtellgeſch ift) 27. 211. 

— Ein Boteneid aus dem Jahre 1936, von Müller, Rechnungsrat 8. 307. 

— Briefgeheimnis Verletzung des (Entf). des Os. Hamburg vom 9. April 1918) 57. 212 

— Briefſperre, auf Grund des Belagerungszjuſtands-Geſetzes verhängt in Preußen im Ver— 
waltungsſtreitoerfahren nicht anfechtbar (Entſch. des preuß. OVG. vom 28. Juni 1917) 
16. Jahrg. 6 Beil. (Rechtſprechung) 13. 

— Ein Briefträger iſt als Tierbalter anzuſehen, wenn er zu den für die Poſtverwaltung auszu— 
führenden Fahrten ein Pferd hält. — Der Poſtfiskus haftet dem Verletzten nur gemaß 
In des Poſtgeſetzes (Entich des NG. vom 8. Juli 1918) 31. Bd 36 S. 281. 

— Dienſtmarken, Vi. des preuß Finanzminiſters vom 15. Juni und des Reichsſchatzminiſters vom 
(5. September 1920 34. 203. 

— Druckſachen über g (Kataloge), Eingaben von Handelskammern 37. Jahrg. 27 S. 480. 

— Eiſenbahn und Poſt (Aufſas des früheren Staatsſekretars Rüdlin) 27. 216. 

— Eiſenbahndiebſtähle, Verminderung der ... 88. 637. 676. 
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u Entlafungsberoeig, Umfang des ... beim Verſchulden eines Magenführers (Entſch. 


des RG. vom 16. Februar 120) 16. Jabra. 16 Beil. (Rechtiprechung) 22. 

sslugpoitverfehr 27. 204. 213. 253. 41. Volkswirtſchaftl. Chronik 177. 2002. 

Ein Gedenktag der deutſchen Poſt, von Klaus, Geh. Ober-Poſtrat (Einführung der Poſtkarte 
als Poſtverſendungsgegenſtand) 8. 201. 

Geldüberweiſungen aus dem Ausland durch die Poſt (Umrechnunaskurs) 37. Jahrg. 27 S. 560. 

Gewahrſam. Sachen, die auf dem Bahnſteig verloren werden (fo namentlich Gepäckſtücke, nicht 
nur Dieuſtgerate, Betriebsmittel oder Beforderungsgegenſtaͤnde), gehen ohne Übermittlung 
des Gewahrſams durch den bisherigen Inhaber in den Gewahrſam der Eiſenbahn über, 
fo namentlich die von den Peſtbeamten beim Verladen verlorenen Stücke (Entſch. des 
RG. vom 3. Februar 1920) 59. Beil. Nr. 1754. 

Höhere Gewalt. Inwieweit iſt bei Bahnhofsplünderungen durch raͤuberiſche Banden höhere 
Gewalt anzunehmen und inwieweit haftet die Eiſenbahn für Beraubungen der Güter? 
(Entich. des RG. vom 15. Mai 1920) 85. 324, 7. 958. 

Haftung des Annabmebeamten für den Verluſt eines Einſchreibbriefs (Entſch. des RG. vom 
10. Oktober 1919) 16. Jahrg. IH Beil. (Rechtſprechung) 11. 

Haftung für einen verſehentlich als Nachnahmebrief eingelieferten Brief mit e 27. 
218, 16. Jahrg 16 Beil. (Rechtſprechung) 18. 

Die eiſenbahnjrachtrechtliche Haftung für Verluſt und Beſchaͤdigung als Folge von Be 
förderungsverzöͤgerungen, von Dr. Sperber, Regierungsaſſeſſor 88. 733. 

Hamburas Außenhandelsbeziehungen, ven Dr. Schwabacher, 77. 561. 

Koſtbarkeiten, die neuen Haftungsbeſchränkungen (der Eiſenbahn) für ... ungültig, von Dr. Durſt 
31. Bd. 36 S. 235, 88. 656. N 

Kraftfahrzeuge, Geſetz über den Verkehr mit ... vom 3. Mai 1909. Anwendung ber weiter 
gehenden Haftpflichtbeſtimmungen des i Haftung des Kraftfahrzeug. 
halters (Entſch des RG. vom 1. November 1918 und vom 13. März 1919) 7. 715. 

Kraftwagen ⸗Perſonenpoſten, über eine zweckmäßige Geſtaltung der Tarife und Fahrſcheine für 
die ..., von Anderfen, Poſtdirektor 16. Jahrg. 16 S. 90. 

Kraft wagenperſonenpoſten 27. 204, 16. Jabrg. 16 S. 58, 41. Volkswirtſchaftl. Chronik 291. 

Friedrich Lis Wirken für ein deutſches Fiſenbabnſyſtem. von Dr Weſtenberger 7. 505. 809. 

Deutſche Luftfahrt . Gegenwart und Zukunft, von Lehmann, Major a. D. 25. 
Bd. 184 S | 

Mißbrauch eines Monopols, Verſtoß gegen die guten Sitten (verfuchte Herabminderung der 
Haftpflicht durch ein Speditions- und Fuhrgeſchäft), Eutſch. des OEG. Frankfurt (Main) 
vom 5. November 1919 16. Jabrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 15. 

Nachnahmeweſen, zur Verbeſſerung des... im Eiſenbahnverkehr 88. 589. 

Die geplante Neuregelung der Beforderungsbedingungen für hochwert'ge Eiſenbahngüter 86. 354. 

Pakete, Verfahren beim Nichteingang von ..., Schreiben des Reichspoſtminiſters an den Deutſchen 
Induſtric- und Handelstag 37. Jahrg. 27 S. 501. 

Paketkarte, Anderung der... 23. 456. 

Papiergeld, ſofortige Prüfung erhaltenen Papieraeldes nötig (Entſch. des AG. Berlin-Mitte 
vom 17. Dezember 1919) 16. Jabrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 17, 27. 237. 

Poſtaushelferinnen im Beſtelldienſt Beamte im ſtrafrechtlichen Sinne (Entſch. des RO. vom 
8. Oktober 1918) 16. Jahrg. 16 Pi eee 15. 

Toftgebührenfüge, Anderung der ... 71. 

Poſtkritiker (Reform des Poſtakchentebrg 27 a 231. 261. 

Poſtnachnahmeſendungen, Hoͤchſtbetrag für . . . 37. Jahrg. 27 S. 543. 

Poſtordnung. Der Empfänger einer 5 kann ſich als ſolcher der Poſtanſtalt gegen- 
über u. a. in der Weiſe ausweiſen. daß ein Dritter feine Empfangsbeſcheinigung mit 
dem Zuſatz »als Bärge« unterzeichnet. Dieſe Erklärung hat nicht die Bedeutung einer 
Bürgſchaft, ſondern begründet eine perſönliche Haftung auf Erſatz des Schadens, der 
ſich aus der Unrichtigkeit der Erklärung ergibt. Die Poſtverwaltung trifft ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden, wenn ſie den Beſtimmungen der Poſtordnung zuwider verfährt 
59. Beil. Nr. 1693. 

Poſtpakete nach dem Ausland, Verſand von ..., Eingabe der Handelskammer zu Heidelberg an 
das badiſche Landesfinanzamt 37. Jahrg. 27 S. 492. 509. 560. 590. 

Poſtpaketverſicherung 86. 232. 

Poſtſcheckkonto erient durch »Poſtrechnung« 80. 174. 

Poſtſcheckverkehr. Die Poſthelfer bei den Poſtſcheckämtern 27. 231. 267. 

Poſtſcheckverkehr. Zahlung des Gebührenvorſchuſſes in der Reviſionsinſtanz durch Poſtſcheck iſt 
zuläſſig (Entſch. des RG. vom 16. Oktober 1918) 31. Bd. 36 S. 261. 

Der Poſtſcheckverkehr des Reichspoſtgebiets 62. 246, 15. 261, 16. Johrg. 16 S. 55, 27. 229. 

Mit unvorberſebbaren Poſtſperrmaßnahmen der feindlichen Beiatzungstruppen im Rheingebiet 
braucht ein Anwalt im weit entfernten unbeſetzten Gebiet nicht zu rechnen, wenn die Poſt 
25 Einſchreibbrief unbeanſtandet angenommen hat (Entſch. des RG. vom 11. Februar 
1920) 59. Beil. Nr. 1941. 
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Deutſchland. Poſtüberwachung 27. 219, 37. Jahrg. 27 S. 557. 619. 
— Poſtwagen, die Stellung der . . . in den Eiſenbahnzügen 88. 519. 653. 
— Poſt-⸗Zollordnung, Anderungen des Warenverzeichniſſes zum Zolltarif, der Anleitung für die 


Zollabfertigung und der ... (mit dem 11. Juli 1920 in Wirkſamkeit tretend), Ausfuhr 
anmeldung mehrerer Poſtſendungen in einem Schein 90. 1253. 1283, 37. Jahrg. 27 
S. 543. 


— Reichseiſenbahngedanke, zur Geſchichte des . . ., von Lagatz, Reg. »Aſſeſſor 7. 616. 
- Keiſelredubriefe der Sparkaſſen 15. 341. 

— Die Berliner Rohrpoſt im Weltkrieg, von Gieſecke, st 8. 301. 

— Das deutſch-amerikaniſche Schiffahrtsabkommen 75. 85 77. 482, 38. 780. 

— Zur deutſchen Schiſſahrtspolitik nach dem Kriege, von Dr Haſſelmann, Syndikus der Hamburg- 
Amerika -Linie 77. 557. 

— Unſer beutiger Schiffsbeſtand 70. 435 

— Die Schließfachaulagen im Haushaltsplan 16. e 16 S. 91. 

— Schuldverſchreibungen der VBaugenoſſenſchaften, Verſtempelung der . . . 15. 238. 

— Die deutſche Seeſchiffahrt nach dem Vertrage von Verſailles 77. 413. 

— Spar- und Darlehnskaſſen, unbeſchränkte und beſchrän te nie) bei den . . . 15. 372. 

— Straßenbahnen, Poſtbefͤrderungsverträge mit .. . 27. 221, 35. 419. 

— Übergang des ſtaatlichen Kraftwagenbetriebs in Baden 7 die Reichspoſtverwaltung 27. 269. 

— Die heutigen Überſee verbindungen Hamburgs, von Dr. Kaegbein 77. 559. 

— Umſatzſteuer. Die Tätigkeit des Poſthalters ſtellt eine Veförderungsunternehmung im Sinne 
der Vefreiungsvorſchrift in §3 Nr. 1 des Unſatzſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918 dar 
59. Beil Nr. 2159. 

— Umſatzſteuermarken, Bekannimachung des Reichsminiſters 5 Finanzen vom 5. Auguſt 1920, 
betr. Form, Ausſeben und Farbenton der ... 90. 

— Ein Unfall einer Angeſtellten des Poſticheckamts fällt 995 das Unfallfürſorgegeſetz (Entſch. 
des Oö. Hamburg vom 30. Juni 1918) 31. Bd. 36 S. 249. 

— Urheberrecht an Briefen (Entſch des Os. Stuttgart vom 16. April 1920) 16. Jahrg. 16 Beil,. 
(Rechtſprechung) 13. 

— Öffentliche Urkunde, Nachſendungsanträge au die Poſtbehörde, weil erheblich für den Beweis 
der Beziehungen, die durch die Ausübung des öffentlichen Dieunſtes bei Beſtellungen eut— 
ſteben, genau fo wie die urſprünglichen Anfchriften auf den Sendungen, die durch den 
Nachſendungsantrag ergänzt oder abgeändert werden (Entſch. des RG. vom 7. Mai 1920) 
59. Beil. Nr. 2726. 

— Urkunden über die preußiſche Lehnspoſt 1700 bis 1711. von Dr. Staedler, Poſtrat 8. 266 

— Die Vereinheitlichung des Poſtweſens in Deutſchland, von Herzog. Poſtrat 71. 97. 

— Vergeſellſchaftung der Verkehrswege und die Kleinbahnen, Zuſammenfaſſung des geſamten Ver— 
kehrsweſens (Eiſenbahnen, Poſt, Krafifahrweſen, Verkehr auf Landſtraßen) in einem 
Reichsverkehrsminiſterium 85. 335. 

— Verluſt von Paketen (durch Veklebung mit fingierten Adreſſen), Eingabe der Handelskammer 
Regensburg an das Reichspoſtminiſterium (Abt. VII Munchen) 37. Jahrg. 27 S. 624. 

— Verſicherungsweſen. Vereinfachte Form der Markenberichtigung. Ein Vorſchlag zum Reichs, 
geſetz vom 20. Mai 1920, von Quatmann, Kontrollinſpektor 5. 506. 

— Kein Vertrieb von Aciefumſchlägen durch die Poſtverwaltung, einheitliche Große der Umſchläge 
37. Jahrg. 27 S. 402. 

— Wertpakete bis 3000 %, Verſiegelung der . . . 16. Jahrg. 16 S. 47. 

— Bargeldloſe Zahlung der Beamtenbeſoldungen uſw., Bekanntmachung des preuß. Finauzminiſters 
vom 25. Jun 1920 62. 241, 34. 27 

— Vom bargeldloſen Zahlungsverkehr (unbare Gehaltszahlung im Großbetrieb, die natürlichen 
Grenzen des bargeldloſen Verkehrs) 11. 498. 

— Bargeldloſer Zablungsverkebr, zur weiteren Ausdehnung des . . . 57. 175. 

— Zeitungsvertrieb, neue Einnahmen aus dem .. . 23. 457. 

— Jollpakete.. Die Reichszollnerwaltung haftet dem Abſender eines ihr von der Poſt ausgchändigkten 
Pakets auch über die den wirklichen Wert nicht erreichende Wertangabe hinaus. Das 
Rechtsverhältnis der Zollverwaltung zum Abiender eines Poſtpakets iſt zwar kein Ver— 
trag, beſtimmt ſich aber im allgemeinen nach §§ 688 if des B. (Entſch. des RG. vom 
23. Dezember 1919 und vom 300. Jannar 1020) 59. Beil. Nr. 1507 und 1508. 

— Unabwendbarer Zufall im Sinne des § 233 der Zivilprozeßordnung (Entſch. des RG. vom 
5. Dezember 1919) 16. Jahrg. 16 Beil. (Rechtſprechung) 18. 

— Zuſtellung, Wiedereinſetzung in den früheren Stand, wenn die .. . infolge eines Verſehens der 
Poſt zu ſpät erfolgt iſt (Entſch des RS. vom 14. März 1918) 16. Jahrg. 16 Beil. 
(Rechtſprechung) 17. 

Belgien. Gebührenerhöhungen im Poſtverkebr 27. 226. 
Dänemark. Gebübrenerhoͤhungen im Poſtverkehr 27. 219, 76. Bd. 16 Beil. (Chronik und Ar- 

chivalien) 27. 

— Das däniſche Poſtweſen 1918,19 71. 136. 
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Eugland. 5 Einrichtung eines Reichsamts für . .., Flugpoſtbriefe 46. . Hälfte 
22790, 27. 
— i im engliſchen Poſtdienſt, von Cabanne, Poſt- und Telegr.-Ingenieur 4. 235 
— Eine Poſtuntergrundbahn in London 88. 739, 27. 276. 
Finnland. Pe eſtverkebroverhältniſſe 76. Bd. 16 Beil. (Chronik und Archivalien) 27. 
Frankreich. Gebübrenerhöhungen im Poſtverkehr 27. 225. N 
Island. Poſtverkehr 76. Bd. 16 Beil. (Chronik und Archivalien) 29. 
Italien. Die italieniſchen Feldpoſteinrichtungen 27. 254. 
— Luftpoſtdienſt in Italien 75. 204. 263. 
Luxemburg. Poſtgebührenerböhungen 277 
Niederlande. Poſtſparkaſſe 11. 468. 
Norwegen. Portogebühren für Sendungen, die mit der Luftpoſt befördert werden 27. 219. 
— Poſtverkehr, Gebührenerhöhungen 76. Bd. 16 Beil. (Chronik und Archivalien) 26, 27. 245. 260, 
Bu Anderung der Poſtgebührenſätze 71. 107, 41. No.iswirtichaftl. Chronik 290. 
— Autolinien in Salzburg 88. 573. 
— Neue Briefmarken 27. 215. 
— Staatseiſenbahnen, Luft. und Schiffahrt 88 519. 
Polen. Einheitlicher Poſttarif für Polen 41. Volkswirtſchaftl. Chronik 108. 290. 
Schweden. Erhohung der Poſtgebührenſätze 41. Volkswirtſchaftl. Chronik 177, 76. Bd. 16 Beil. 
(Chronik und Archivalien) 25. 
Schweiz. Aus dem Geſchäftsbericht der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung für 1919 27. 265. 
— Ordnung des Luftverkehrs in der Schweiz 27. 269. 
— Poſtſcheckverkehr im Jahre 1919 16. Jahrg. 16 S. 48. 
— Übereinkommen über den Luftverkehr zwiſchen der Schweiz, Frankreich und England 41. Volks. 
wirtſch. Chronik 108. 
Spanien. Anderung der Poſtgebührenſätze 71. 108, 27. 255 
— Luftpoſtdienſt 71. 123, 27. 263. 
Tſchechoſlowakei. Erböhung der Poſtgebühren 27. 245, 71. 139. 
— Luftverkehr 75. 263. 
Afrika. Kolonial-Luftpoſtdienſt im belgiſchen Kongoſtaat 27. 257. 
— Papeiererſatz in Oſtafrika und Relais-Poſten 27. 266. 
Amerika. Columbien. Luftverkehr 75. 204. 
— Nen⸗Fundland. Poſtbeförderungsdienſt 27. 245. 
— Vereinigte Staaten von Amerika Die Entwicklung des aftwagenverkebes in den 
nn Staaten von Amerika 70. 459. 
— — Das i der Vereinigten Staaten, von Dr. Schultze, Privatdozent 3. Jahrg. 1919 
S. 15 
— — 1 Schiffahrtspolitik der Vereinigten Staaten von Amerika 77. 381. 
Aſien. Flugdienſt Hongkong-Matao-Schanghai 75. 204. 
— Eine engliſch⸗franzöſiſche Querbahn durch Aſien 88. 698. 
— Britiſch Indien. Luftverkehr 75. 263. 
— Japan. Eine ſapaniſche Reederei (Nippon Puſen Kaiſha) die größte der Welt 75. 233. 
— — Japans künftige Schiffahrtspolitik (Regierungs ſubventionen) 38. 594. 


III. Telegraphen⸗ und Fernſprechweſen. 
(Mit Ausnahme des drahtloſen Telegraphierens und Fernſprechens [ſ. unter IVI) 


Allgemeines. Die Aluminiumgewinnung der Welt 58. Jahrg. 31 Beil. 188. 
— Aber die Ausbreitung von Sinusſtrömen auf beliebigen Leitungen 68. Jahrg. 9 S. 98. 
— Von der Ausnutzung der atmoſphäriſchen Elektrizität, von Ludwig, Ingenieur 58. Jahrg. 31 
S. 377. 
— Die zuſätzliche Belaſtung von Freileitungen durch Eis und Raubreif 68. Jahrg. 9 S. 67. 
— Berechnung gegliederter eiſerner Geſtänge für Freileitungen, von Feuer, Ober-Ingenieur 32. 725. 
— nn im Mehrfachfernſprechen und Mehrfachtelegraphieren mit Hochfrequenz, von 
Wagner 32. 
— Die magnetiſchen eigenſchaften der Eiſen⸗Nickel⸗ Legierungen 68. Jahrg. 9 S. 99. ' 
— Eingrenzung von Nebenſchlüſſen hohen Widerſtandes in einadrigen Seekabeln, von Poulſen 68, 
Jahrg. 9 S. 67. 
— Einiges über elektriſches Fernmeſſen, von Neumann 68. Jahrg. 9 S. 100. 
— Aber atmoſphäriſch elektriſche Entladungen 32. 531. 
— Entladungserſcheinungen an einer im Jufluenzbereich einer e verlaufenden 
Schwachſtromleitung, von Ingenieur Truxa 68. Jahrg. 9 S. 42. 
— Die Entwicklung der N (Kupfer) 32. 540. 
— Aber Erdtelegraphie 33. 615 
— Die elektriſchen Erſcheinungen im höchſten Vakuum, von Prof. Dr. Lilienfeld 70. 454. 
— Einfacher Fernſchalter 32. 715. 
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Allgemeines. Fernſprechverkehr zwiſchen Frankreich und England 27. 257. 


Alüſugkeitsrelais für Kabeltelegraphie nach Orling 32. 513. 

Ötequenzmeiier für ſchwache Tonſtröme 32. 731. 

Die Holzkonſervierung 18. Beil. (Der Holzmarkt) 51. 54. 59. 63. 

Kabel der Weſtern Union Telegraph Co zur telegrapbiichen Verbindung der Vereinigten Staaten 
von Amerika mit den Häfen an der Oſtküſte Südamerikas 38. 596. 

Kabeliehler, Aufzeichnung von ... 32. 697. 

Kautſchuk 77. 383 

Aus den Kindertagen der Elektrotechnik 58. Jahrg. 31 S. 389. 

Elektriſche Konſervierung und Trocknung des Hohes 58. Jabig. 31 Beil. 175. 

Kryptophon (zur Geheimhaltung von Ferngeſprächen) 18. Jahrg. 16 S. 59. 

Amerikaniſche Kupfererzeugung 58. Jahrg. 31 S. 335. 

Lautſprecher der Weſtern Elektrie Co. 32. 758. 

Ein Maß für die dielektriſchen Verluſte in Kabeln 32. 698. 

Mehrfach Telegrapbie und ⸗Fernſprechen über offene, blanke Leitungen 32. 732. 

Sur Meihode der vergleichenden Daämpfungsmeſſung, von Rüpfmüller 68, Jahrg. 9 S. 87. 

Morſe⸗Zeichen, die Einprägung der .. ., von Dr. Maurer 38. 531. 

Navigieren von Schiffen mit veitkabeln 32. 697. 

Über den Nebeneinanderverlauf von Drehſtrom- und Fernſprechleitungen, von Brauns 33, 604. 

Porzellan, die mechaniſchen Eigenſchaſten des ... und exakte . zu ihrer Beſtim⸗ 
mung, von Dr. Ing Roſenthal und Dr.Ing. Singer 32. 

Rechentaſfel für Ableitungsmeſſungen, von Dr. Birnbaum 68. en 5 S. 93. 

Rückblicke und Ausblicke der chemiſchen Induſtrie, von Neuß, &hrmider 36. III. Vierteljahr 226. 

. Telegraphenſtatiſtik 1918 43. 108. 

Der Telephonograph im Eiſenbabnbetrieb 32. 513. 3 

Zur Theorie des Baretters, von Küpfmüller 68. Jahrg. 9 S. 60. 

Trockenelemente, Auffriſchung von ..., von Olivier, Tel. Direktor 68. Jahrg. 9 S. 45. 

Unterſee-Jernſprechkabel mit 96 Drähten 68. Jahrg. 9 S. 63. 

Verbeſſerung des Fernſprechverkehrs zwiſchen den Niederlanden und Deutſchland 75. 235. 

Über die Verdrillung von Drebſtromleitungen, von Yienemann 68. Jahrg. 9 S. 53. 

Verſuche mit telegrapbifcher Bildübertragung 32. 759. 

Zwiſchenverſtärker in Fernleitungen 68. Jahrg 9 S. 96. 


Deutſchland. Die deutſche Aluminiumproduktion 58. Jahrg. 31 Beil. 179. 


— 


Eine neue Aufgabe für die n (Gewährung der von den Fernſprechteilnehmern zu 
ſtellenden Kaution) 15. 

Eine neue Aufgabe für die * von Muth, Sparkaſſenrendant (Aufbringung des Bei ⸗ 
trags der Jernſprechteilnehmer) 62. 243. 277. 344, 27. 19.3. 202. 

Ausbildung der Telegraphenarbeiter für den Leitungsaufſeherdienſt 23. 458. 

Die Ausſprache der Anſchlußnummern im Fernſprechbetrieb, von Schulze, Telegraphendirektor 
68. Jahrg. 9 S. 96. 

Bericht über die Tätigkeit des Telegraphen⸗Verſuchsamts in den Jahren 1913 — 1918 68. 
Jahrg. 9 S. 69. 

Beſchränkung des Telegrammverkehrs zwiſchen den Behörden auf das Mindeſtmaß, Vf. des 
preuß. Finanzminiſters vom 1. Juli 1920 34. 207. 

Erhebung von Gebühren durch Inhaber von Fernſprechanſchlüſſen 37. Jahrg. 27 S. 504. 

Der Fernſprechanſchlußvertrag iſt weder ein Miet-, noch ein Dienft, noch ein Werkvertrag, 
noch ein gemiſchter Vertrag (Miet- und Dienſtvertrag); insbeſondere findet die Einräumung 
eines Mietbeſitzes an dem Leitungsnetz nicht ftatt Das Reichsgericht läßt unentſchieden, 
ob durch den Anſchluß an ein Fernſprechnetz zw. ſchen dem Teilnebmer und dem Reich ein 
bürgerlich rechtliches Vertragsverbälmis oder ein öfientlich rechtliches Lerhältnis begründet 
wird (Entſch des RG. vom 20. April 1920) 59. Beil. Nr. 1835. 1853. 

Die Fernſprecheranleihe und ihre Kreditierung 86. 275. 245. 305, 27. 219. 

Jernſprechteilnehmerverzeichnis, Vorſchlag zur Erhöhung der Einnahmen durch Einſtellung der 
. Abgabe des Verzeichniſſes, durch Druckeinſchränkungen uſw. 16. Jahrg. 16 


a Helferinnen im Fernſprechdienſt, Verſicherungspflicht der . . . 27. 237. 


Kündigung von Feruſprechanſchlüſſen, Vorſchlag zur Erhebung eines Baukoſtenzuſchuſſes oder 
ei Einrichtungsgebühr für Anſchlüſſe, die nach einem Jahre wieder gekündigt werden 
3 

Leitſätze zum Sie von Fernſprech⸗Doppelleitungen gegen die Beeinfluſſung durch Drehſtrom- 
leitungen 32. 597. 

Starkſtromkabel, Legung eines ... bedarf keiner polizeilichen Genehmigung (Entſch. des preuß. 
OVG. vom &. November 1917) 16. Jabrg. 16 Beil (Rechtſprechung) 16. 

Telegrammanſchriften, Vf. des Reichsſchatzminiſters vom 6. Juli 1920 la. 493. 

Telegrapben- und Fernſprechkabel zwiſchen Leba in Pommern und der ſamländiſchen Kuͤſte bei 
Tenfitten 56. 170, 75. 263. 
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Deutſchland. Telegraphenwege⸗Geſetz vom 18. Dezember 1899, zur Anwendung des § 6 Abſ. 4 
des ... (Entſch. des RG. vom 2. Dezember 1918) 7. 720. 
— Wahrnehmung des techniſchen Telegraphen⸗ und Fernſprechdienſtes bei kleineren Poſtämtern 
durch gehobene Beamte des unteren Dienſtes 27. 237. 
— Wind⸗Fernübertragung bei der Seewetterwarte Wilhelmshaven 38. 786. 
— Die Zahlenausſprache im Fernſprechbetrieb, von Ammon 68. Jahrg. 9 S. 95. 
Belgien. Telegrapben- und Fernſprechlinien 27. 245. 
England. Einfuhrung des Wählerbetriebs in London 33. 615. 
— Telegraphen- und Fernſprechweſen 4. 354. 
Italien. Die neuen Fernſprechgebührentarife 43. 98, 27. 232 
— Das unterirdiſche Fernſprechnetz in Italien 32. 593. 
oſterreich. Zum Telephon- und Telegraphenbeamtenſtreik 88. 671. 
Schweden. Tjernübertranungsfabel Stockholm-Gothenburg 33. 677. 
Schweiz. Jabresbericht der ſchweizeriſchen Telegraphen⸗ und FJernſprechverwaltung für 1919 32. 733. 
Spanien. Staatliche Regelung der Elektrizitaͤtswirtſchaft 32. 535. 
. Erhöhung der Telegraphen⸗ und Fernſprechgebühren, Eiſenbahntelegramme 27. 
25. 257. 


Amerika. Vereinigte Staaten von Amerika. Die Fernſprechſyſteme in den Vereinigten 
Staaten von Amerika 4. 310. | 
— — Neue amerikaniſche Wählerämter 32. 533. 
Asien. Britiſch Indien. Telegraphen- und Fernſprechweſen 1918/19 43. 90, 27. 245. 
— Ceylon. Telegraphen- und Fernſprechweſen im Jahre 1918 43. 126. 
— Perſien. Das perſiſche Telegraphennetz 75. 235. 


V. Drahtloſes Telegraphieren und Fernſprechen. 


Allgemeines. * für Mehrfachtelegraphie uns ie 40. Bd. 16 S. 146. 

— Anordnungen zum Taſten von Signalen 40. Bd. 15 S. 504. 

— Antennenanordnungen für beſondere Zwecke 40. Sb. 16 S. 143. 

— Über die Anwendung der Auſtin⸗Cohenſchen Formel zur Löſung une wichtiger Drobleme 
in der Technik des radiotelegraphiſchen Verkehrs 40. Bd 16 S. 114. 

— Neuere Arbeiten aus dem Gebiete der Funktelegraphie, von Kiebitz 68. Jahrg. 9 S. 88. 

— Über die Arbeitsweiſe und Beanſpruchung von Gleichſtrom. Hochſpannungsmaſchinen beim Betrieb 
von Funkſendern, von Wagner 32. 581. 605. 

— Benutzung von Bäumen als Antennen 40. Bd. 16 S. 125. 

— Die Berechnung von Antennenkapazitäten 40. Bd. 16 S. 130. 

— Beſtimmung der Leiſtungscharakteriſtiken von Senderröhren 40. Bd. 16 S. 70. 

— Kalorimetriſche Beſtimmung des Wirkungsgrades von Senderröhren, von Preuner und Pungs 
40. Bd. 15 S. 469. 

— Aber Betriebsverſuche und Erfahrungen mit drabtloſer Schnelltelegraphie, von Banneitz 88. 
Jahrg. 9 S. 90. 

— Über die Beurteilung der Leiftungsfähigfeit von Empfange verſtärkern, von Pirani 40. Bd 16 S. 2. 

— Detektoren 40. Bd 15 S. 509, Bd. 16 S. 71. 

— Das Eindringen einer elektromagnetiſchen Welle in eine Spule mit Windungskapazität 40. 
Bd. 15 S. 484. 

— Der Einfluß meteorologiſcher Faktoren auf die drahtloſe Telegraphie 40. Bd. 15 S 479, 
70. 570. N 


— Elektronenröhre, der Werdegang einer .. 70. 503. 

— Empfangen und Senden kurzer Wellen mit Bodenantennen (unter Erde und unter Waſſer) 40. 
Bd. 16 S. 129. 

— Emvfängeranordnungen 40. Bd. 16 S. 149, 68. Jahrg. 9 S. 98. 

— Empfangs ſchaltungen 40. Bd. 16 S. 151. 

— Entſtehung und Verlauf elektriſcher e e 40. Bd 15 S. 482. 

— Die neuere Entwicklung der drabtloſen Telegraphie und ihre Bedeutung für die Seeſchiffahrt, 
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